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Die Aufhebung 

der Vorschriften des Allgemeinen Land-Rechtes für die Prenssischen Staaten, 

das Ehehinderniss der Ungleichheit des Standes «nd die Schmeneagelder 

betreffend, durch Art. 4. der Verfassung-Urkunde, 

von Assessor Joseph Wirsel 1 ) aus Büren. 

Unser Thema ist: 

'»Sind durch die Bestimmung des Artikels 4. der Verfassungs- 
Urkunde vom 31. Januar 1850, dass Standesvorrechte nicht .Statt 
finden, 

a) der §. 112. Tit. 6. Thl. I. des Allgemeinen Landrechts, 

b) die §§. 30—33. TU. 1. Thl. IL des Allgemeinen Landrechts 
als aufgehoben 0u betrachten?« 



§. 1. Einleitung. 

Der Artikel 4. der Preussischen Verfassungs- Urkunde vom 
31. Januar 1850 bestimmt: 

»Alle Preussen sind vor dem Gesetze gleich. Standesvorrechte 
finden nicht statt. Die öffentlichen Aemter sind, unter Einhal- 
tung der von den Gesetzen gestellten Bedingtingen, ffir alle dazu 
Befähigten gleich zugänglich.« 

Der §. 112. Allgem. Landrechts I. 6. lautet: 
»Wegen erlittener Schmerzen können Personen vom Bauer- oder 
gemeinen Bürger-Stande, denen dergleichen Verletzung aus Vor- 



1) Es ist dieses die schon im Jahre 1862 veiTasste juristische Probearbeit 
eines talentvollen jetzt schon verstorbenen jungen Mannes. Allerdings steht ein 
verhSltnissrnftssig übrigens kleinerer, die Schmerzensgelder betreffender Theil der 
Abhandlung an sieb in keiner Beziehung zum kirchlichen Rechte, aber im Zusam- 
menhange mit der anderen kirchenrechtlich nicht uninteressanten Frage über die 
Aufhebung des preussischen landrechilichen Ehehindernisses der Ungleichheit des 
Standes durch die preussisebe Verfassungs -Urkunde wollten wir die in gewisser 
Beziehung parallel laufende Untersuchung beider Fragen nicht von einander reissen. 

(Die Redaction.) 
1* 



4 Wirsei, Auf heb. des Ebefaind. der SUndesungfeiehlieit in Preassen. 

satz oder grobem Versehen zugefügt worden, ein billiges Schmer- 
zensgeld fordern, c 

Die §§. 30—33. Allg. Landrecht IL 1. haben die Bandschrift 
»Eheverbot wegen Ungleichheit des Standesc und bestimmen Fol- 



»§. 30. Mannspersonen von Adel können mit Weibspersonen 
aus dem Bauer- oder geringeren Bürgerstande keine Ehe zur 
rechten Hand schliefen. 

§.31. Zum höheren Bürgerstande werden hier gerechnet: 
alle öffentliche Beamte, (die geringeren Subalternen, deren Kinder 
in der Begel dem Canton unterworfen sind, ausgenommen) Ge- 
lehrte, Künstler, Kaufleute, Unternehmer erheblicher Fabriken, 
und Diejenigen, welche gleiche Achtung mit diesen in der bür- 
gerlichen Gesellschaft gemessen. 

§. 32. Zu ungleichen Ehen eines Adelichen (§. 30.) kann 
das Landes-Justiz-Collegium der Provinz Dispensation ertheilen, 
wenn der, welcher eine solche Ehe schliessen will, nachweiset, 
dass drei seiner nächsten Verwandten desselben Namens und 
Standes darein willigen. 

§. 33. Kann er dergleichen Einwilligung nicht beibringen, 
oder findet sich von Verwandten, die mit den Gonsentirenden 
gleich nahe sind, ein Widerspruch, so kann die Dispensation 
nur von dem Landesherrn unmittelbar ertheilt werden.« 
Es ist die Frage gestellt, ob durch die Bestimmung des Art. 4. 
der Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 1850, dass Standesvor- 
rechte nicht Statt finden, die mitgetheilten Bestimmungen des Allg. 
Landrechts als aufgehoben zu betrachten sind. Der Artikel 4. der 
octroyirten Verfassungs- Urkunde vom 5. December 1848 bestimmt 
ebenfalls : 

»Alle Preussen sind vor dem Gesetze gleich. Standesvorrechte 
finden nicht statte 

Man könnte nun zunächst fragen, ob jene Vorschriften des Allg. 
Land rechts bereits durch den letzterwähnten Artikel aufgehoben seien, 
und erst, wenn dieses verneint würde, weiter fragen, ob dieselben 
dann durch den zuerst erwähnten Artikel aufgehoben seien. Da indess 
die gestellte Frage nicht dahin gerichtet ist, ob dieselben durch den 
Artikel 4. der Verfassungs-Urkunde vom 81. Januar 1850 aufgehoben 
sind, sondern dahin, ob dieselben dadurch als aufgehoben zu betrach- 
ten sind, so glaube ich die Frage nur dahin verstehen zu sollen, ob 
die erwähnten Bestimmungen des Allg. Landrechts für den (unent- 
schieden zu lassenden) Fall, dass dieselben durch den Art. 4. der 
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Verfassungs-Urkunde vom 5. December 1848 nicht aufgehoben sind, 
wenigstens durch den Art. 4. der Verfassungs-Urkunde vom 31. Ja- 
nuar 1850 aufgehoben sind. Die Beantwortung dieser Frage setzt 
eine Untersuchung über den Begriff der Standesvorrechte , über das 
Wesen jener landrechtlichen Bestimmungen und über die aufhebende 
Wirkung des Art 4. der Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 1850 
in Beziehung auf die. bis zur letzteren bestandenen Standesvorrechte 
voraus. 

I. Urter dta Begriff des Wertes „ItaMdesfemette." 

A. Ueberhaupt. 

f. 2. »Stand.« 

Die einzelnen Menschen sind ihrer Natur und der Erfahrung 
zufolge mannigfach verschieden. Die Verschiedenheit beruhet zum 
Theile in der. des Geschlechts, des Alters und der Fähigkeiten, zum 
Theile in de? der Abkunft und des Lebensberufs. Diese Verschieden- 
heit ist zwar eine solche der einzelnen Menschen; allein dadurch, dass 
deren Gründe bei bestimmten Mehrheiten der Menschen dieselben 
sind, entstehet auch eine Verschiedenheit der Mehrheiten selbst: es 
gibt verschiedene Classen der Menschen oder Stände im weitesten Sinne. 

Gleichwie man das Verhältniss der einzelnen Menschen zu ein- 
ander ohne Bücksicht auf den Staat als ein sittliches, gesellschaft- 
liches, oder mit solcher Bücksicht als ein staatliches, rechtliches be- 
trachten kann, so kann man auch an und für sich da* Verhältniss der 
verschiedenen Stände zu einander als ein blos gesellschaftliches oder 
als ein rechtliches denken. Der Staat kann die durch ihre natürliche 
Verschiedenheit vorhandenen Classen der Menschen als solche beson- 
dere Classen oder Stände rechtlich anerkennen d. h. für diejenigen, 
welche einen Stand bilden, wegen ihrer Standesmitgliedschaft ein 
Recht setzen, welches von dem Bechte derjenigen, welche zu anderen 
Ständen gehören, verschieden ist. 

Das Wort »Stande hat daher eine zweifache Bedeutung: in der 
allgemeinen bezeichnet dasselbe die gesellschaftliche und in der engeren 
die rechtliche Verschiedenheit gewisser Classen der Staatsmitglieder. 
Stände im weiteren Sinne gibt es immer und überall, weil dieselben 
in der irdischen Natur der Menschen begründet sind; Stände im en- 
geren Sinne kann es nur nach der Verfassung eines bestimmten 
Staates geben, weil dieselben nur in dem für sie gegebenen beson- 
deren Bechte eiues Staates überhaupt bestehen. 

§ 3. Fortsetzung. 

Das Recht eines Staates bestimmt die Rechtsverhältnisse der 
Staatsmitglieder. Wenn diese Rechtsverhältnisse ohne Bücksicht auf 
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die Verschiedenheit der Staatsmitglieder för Alle, unter welchen die- 
selben entstehen mögen, gleich bestimmt werden, so ist) daö Recht ein 
allgemeines (jus commune, ratio s. tenor juris) ; wenn dieselben för 
einzelne Staatsmitglieder oder eine Mehrheit derselben ungleich be- 
stimmt werden, so ist das Recht ein besonderes, von dem allgemeinen 
abweichendes, oder ein Ausnahme-Recht (jus singulare v. proprium s. 
Privilegium). Der Grund der Verschiedejiheit beider Recjrte liegt also 
nicht in der Verschiedenheit der durch dieselben bestimmten Rechts- 
verhältnisse, sondern ua der Verschiedöfcheifc der Personen, welche in 
denselben stehen. 

In dem Staate, welcher alle Rechtsverhältnisse ohne Rücksicht 
auf die Verschiedenheit der in demselben stehenden Persöiien bestimmt, 
gilt das Recht als Grundsatz; in dem Staate dagegen, welcher die- 
selben Rechtsverhältnisse ffir Einige anders bestimmt, als för die 
Uebrigen, gilt das för- die letzteren gesetzte Recht "als Regel und das 
abweichende Recht der-erstören als Ausnahme*); Gleichwie- nun. das 
Recht für einen einzelnen Staatsbürger von dem für die anderen ab- 
weichen kamt (Privilegium im engeren Sinne), so kann auch das Recht 
einer Classe von Staatsbürgern oder eines Standes im weiteren Sinne 
von dem regelmässigen Rechte der übrigen Staatsbürger abweichen 
und eben dadurch, wie im §. 2, bereits erwähnt, ein Staiid im recht- 
lichen Sinne bestehen. 

Es gibt, um das Gesagte zu veranschaulichen, manche Rechts- 
verhältnisse, welche nur in einem bestimmten gesellschaftlichen Stande 
vorkommen werden ; die Aufnahme vtfti Reisenden gegen Entgeld ge- 
schah bei den Römern nur durch den Stand der Schiffer, Wirthe 
und Stallbesitzer; nur unter diesen und den "Reisenden pflegten daher 
"durch Einbringen von Effecten und deren Verlust oder Beschädigung 
Rechtsverhältnisse zu entstehen, wie sie im prätorisohen Edicte und 
später im 4. Buche Tit. 9. der Digesten, beziehungsweise im Tit. 55, 
(56.) Buch 2. des Codex: »nautae,- caupones, stabülarii utreceptä 
restituant« bestimmt wurden; dieses Recht nun waT kein besonderes 
für die bezeichnete Personenclasse, sondern allgemeines Recht für die 
bezeichneten Rechtsverhältnisse, welche nur in jener Classe vorkamen; 
das prätorische Edict schuf keinen Stand der Wirthe u. s. w, im recht- 
lichen Sinne, sondern erwähnte diese Menschenclasse anstatt der nur 



..... . J) Vgl. BöcMng, Palleten, 2. Auflage 1858, Band I. $. »i. und die da- 
seiest. Note 3. angefahrten römischen Rechtsquellen, namentlich 1. 16. Dig. de le- 
gibus 1, 3.: „Jus singulare est, quod contra tenorem rationis propter aliquam 
utilitatem auetoritate constituentium introduetum est" (Paulus).* — Vgl. besonders 
auch v. Savigny, System des heutigen römischen Rechts, Bd. I. $§. 15. 16. 
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bei ihr vorkommenden Rechtsverhältnisse; dasselbe. galt nicht, weil 
die Wirthe u. s. w. Wirthe n. s. w. waren, sondern weil die durch 
dasselbe bestimmten Rechtsverhältnisse nur bei diesen vorkamen. 

Dagegen ist das Institut der Testamente ein solches , welches 
alle gesellschaftlichen Stände betrifft; die Bestimmungen des Rechts 
über Testamente sind allgemeine, wenn dieselben für die. Testamente 
aller Staatsbürger gelten, und besondere, wenn dieselben für die 
Testamente einzelner Classen der Staatsbürger Anderes, als für die 
Uebrigen, festsetzen; das römische Recht hatte für die Testamente 
der Soldaten besondere Bestimmungen; dieselben galten nur, wenn 
und weil der Testirende ein Soldat war; dasselbe Verhältniss bei dem 
Soldaten und dem Nichtsoldaten wurde nur desswegen rechtlich ver- 
schieden bestimmt, weil die- Personen verschieden waren; das römische 
Ifecht über die "Soldaten-Testamente war daher ein Ausnahme-Recht 
(jus singulare 1 ), 

$. 4. Fortsetzung. 

Das Recht des Staats ist entweder öffentliches, welches für die 
Mitglieder desselben im Verhältnis? zu ihm und für die Handlungen 
des Staates selbst gilt, oder Privat-Recht, welches für die einzelnen 
Staatsmitglieder im Verhältniss zu. den übrigen einzelnen Staatsmit- 
gliedern gilt 2 ), 

«Sowohl das öffentliche, wie das Privat-Recht, können die ihnen 
unterliegenden Rechtsverhältnisse für alle Staatsmitglieder gleich- 
massig, oder fär einzelne oder eine einzelne Classe derselben verschie- 
den bestimmen: beide Rechte sind als allgemeines und als besonderes 
Recht* denkbar. Wenn daher neben dem allgemeinen Rechte in einer 
jener Formen für einen gesellschaftlichen Stand ein besonderes Recht 
besteht, so besteht eben dadurch auch ein Stand im rechtlichen Sinne; 
für den Begriff des letzteren ist es gleichgültig, ob er durch das Vor- 
handensein eines Sonderrechts im öffentlichen oder im Privatrechte 
besteht. Nach diesem Unterschiede aber kann man den Stand im 
rechtlichen Sinne in den politischen und den privatrechlichen ein- 
teilen. Man verbindet jedoch gewöhnlich mit dieser Bezeichnung 
einen anderen Begriff. Wenn man nämlich den inneren oder Rechts- 
Grund 3) des Ausnahme-Rechts als Grund jener Eintheilung annimmt, 



1) Vgl. 1. 11. pr. Dig. de testam. mil.29, 1.: „Kx militari delicto cfcpite 
damnatis testam. facere licet super bonis duntaxat castrentibus: se<J utrum jure 
militari, an jure commum, quaeritur? ...;" 1. 20. 21. 25. 34. eodem. 

2) Vgl. Böcking a. a. 0. §. 2. und Note 1. daselbst mit Ülpian in I. 1. 
§.2. de justitia et jure 1,1. 

3) Vgl. Dietzel, das Senatus consultum Macedonianum, 1856. §. 1. S. 5. 
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so erhält dieselbe eine andere Bedeutung, welche auch noch fürderhin 
damit verbinden. * 

Einmal kann das Ausnahme-Recht für eine bestimmte Classe 
desswegen bestehen, damit diese durch dasselbe den Uebrigen nach 
der höheren Idee des "Rechts wahrhaft gleichgestellt werde; ohne das 
äusserlich als Ungleichheit erscheinende Ausnahme -Recht würde in 
Wahrheit, der Rechtsidee nach, eine Ungleichheit bestehen ; so wer- 
den z. B. in allen Staaten die Willensäusserungen der Kinder mit 
Recht anders beurtheilt, als die der Erwachsenen ; so beurtheilte das 
römische Recht den Rechtsirrthum der Frauen, Minderjährigen, Sol- 
daten und Ungebildeten anders, als den der Uebrigen. Diese Per- 
sonen-Classen kann man, da ihr Ausnahme- Recht auf der natürlichen 
Verschiedenheit von den Uebrigen und in dem dadurch begründeten 
Verhältnisse derselben zu den Uebrigen als Einzelnen berührt, privat- 
rechtliche Stände nennen. 

Zum anderen aber kann für eine Personen-Classe ohne jene 
Forderung der höheren Rechtsgleichheit desswegen ein Ausnahme- 
Recht bestehen, weil der Staat durch dasselbe jene Classe zur Er- 
reichung eines Staatszwecks brauchbar machen oder ohne jeden Zweck 
nur von den übrigen Classen auch im Rechte unterscheiden will. Man 
kann diese Classen, weil ihr Ausnahme-Recht lediglich in ihrem Ver. 
hältnisse zu dem Staate seinen Grund hat, politische Stände nennen 
und pflegt unter Ständen im rechtlichen Sinne . fast nur diese poli- 
tischen Stände zu verstehen. 

Das Ausnahme-Recht beider Stände kann begrifflich sowohl im 
öffentlichen, als im Privat-Rechte bestehen. 

In Uebereinstimmung hiermit definirt Zöpfl*). den Stand im 
eigentlichen oder rechtlichen Sinne »als eine Classe von Personen, 
welchen entweder wegen ihrer Geburt oder wegen ihrer Berufstätig- 
keit gewisse politische oder privatrechtliche Befugnisse zustehen oder 
entzogen sind, oder gewisse besondere Verpflichtungen obliegen.« 
L. von Rönne 2 ) bezeichnet die früheren deutschen Stände oder »For- 
mationen des socialen Lebens« als »Vereinigungen verschiedener Ge- 
nossenschaften, deren jede ihr eigentümliches Recht besass, ihre Ge- 
nossen schützte und richtete, auch mit verschiedenartigen politischen 
Rechten ausgestattet und theilweise von letzteren gänzlich ausge- 
schlossen war.« 



1) Grundsätze des Allgemeinen und deutschen Staatsrechts. 1856. §. 305. 

2) Das Staatsrecht der Preossischen Monarchie. 1856. Bd. f. $. 106. 
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Auch Walter *), welcher zwar zunächst nur von den gesellschaft- 
lichen Ständen redet, deutet das Wesen des rechtlichen Standes da- 
durch an, dass er »die gemeine Rechtsfähigkeit durch die Tbeilnahroe ' 
an einem bestimmten Stande erweitert oder beschränkt« erachtet und 
dabei Beispiele sowohl aus dem öffentlichen als dem Priv*t-Rechte 
anfuhrt. 

Dem Preussischen Allg. Landrechte liegt dieser Begriff des 
Standes ebenfalls zum Grunde, indem dasselbe in den §§. 6. folg. 
I. 1. sagt: 

»§, 6. Personen, welchen vermöge ihrer Geburtsbestimmung 
oder Hauptbeschäftigung gleiche Rechte in der bürgerlichen Ge- 
sellschaft beigelegt sind, machen zusammen einen Stand des 
Staates aus. 

§.7. Die Mitglieder eines jeden Standes haben , als solche, 
einzeln betrachtet, gewisse Rechte und Pflichten. 

§. 8. Andere kommen ihnen nur in sofern zu, als mehrere 
derselben zusammen eine besondere Gesellschaft ausmachen.« 
Ebenso redet §. 40. Allg. L.-R T. 2. von »Rechten, die blos an 
den Stand gebunden sind.« Wenn es nach §. 22. der Einleitung zum 
Allg. Landrechte scheinen konnte, dass ein rechlicher Unterschied 
der Stande nicht bestehen solle, so lehren doch die Vorschriften des- 
selben z. B. in Betreff der Gutsunterthanen und des Adels das Ge- 
gentheil. 

§. 5. »Standes-Vorrerhle.« 
Aus dem Bisherigen ergibt sich, dass das Wesen des Standes 
im engeren Sinne darin besteht, dass derselbe, sei es im öffentlichen, 
sei es im Privat-Rechte, in Beziehung auf dieselben Rechtsverhält- 
nisse, in welchen auch die übrigen Staatsmitglieder stehen oder stehen 
können, ganz oder theilweise anderen Rechtsbestimmungen unter- 
worfen ist, als welchen jene unterworfen sind. Je nach dem nun 
die allgemeine Rechtsbestimmung eine grössere oder eine geringere 
Rechtsfähigkeit verleihet, als die besondere des Standes, ist die Rechts- 
fähigkeit des letzteren entweder eine beschränktere oder eine weitere, 
als die der übrigen Staatsmitglieder. Wenn man daher die Erschei- 
nungsform oder die Verwirklichung des objectiven Rechts in den 
einzelnen Rechtsverhältnissen oder in dem subjectiven Rechte berück- 
sichtigt, kann man sagen, dass der Stand entweder weniger oder mehr 
Rechte, rechtliche Befugnisse, habe, als die übrigen Staatsmitglieder. 
In dem ersteren Falle haben die letzteren oder, wenn überhaupt alle 



1) System des gemeinen deutschen Privatreetits. 1855. $. 82. 
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Staatsmitglieder in rechtliche Stände zerfallen, die übrigen Stände 
vor dem beschränkten rechtsfähigen Stande Rechte voraus, welches 
mit dem »Mehr Hechte haben« gleichbedeutend ist, .da das »vor« 
oder »voraus« . sprachlich ein Mehreres bezeichnet, als dasjenige, in 
Bezug auf welches dasselbe gesagt wird. Im anderen Falte dagegen 
hat der Stand, welcher rechtsfähiger ist* als die übrigen Staatsmit- 
glieder oder die übrigen Stände, vor diesen Rechte voraus. -Die Mehr* 
zahl oder die bessere Beschaffenheit der rechtlichen Befugnisse als 
blosser Ausflüsse des objectiven Rechts in dem einen oder dem anderen 
Falle im Vergleich zu denjenigen der minder Rechtsfähigen sind dem« 
nach »Vorrechte.« Die in erweiterter Rechtsfähigkeit bestehenden 
Vorrechte eines Standes ßind also, wenn man lediglich auf die Rechts- 
Folgen sieht, Rechtsbestimmungen, welche im Gebiete- des öffent- 
lichen oder des Privat-Rechts zu Gunsten oder zum Vorteile eines 
Standes d. h. der Mitglieder desselben als solcher bestehen und von 
dem Rechte der übrigen Staatsmitglieder oder der übrigen Stände ab- 
weichen. Durch die Standesvorrechte haben also die Standesmitglie- 
der in Bezug auf einzelne Rechtsverhältnisse mehr Rechte, als die 
übrigen Staatsbürger haben und als sie selbst haben würden, wenn 
.sie nicht Mitglieder des Standes wären, also nur weil sie solche 
Mitglieder sind 1 ). 

Es ist denmach einerlei, ob sich das Ausnahme-Recht bei dem 
bevorzugten Stande oder bei den Andern findet : das Wesen der Stan- 
desvorrechte besteht darin, dass ein Ausnahme- Recht da ist und 
einem Stande zum Vortheile gereicht, so dass darunter so.wohl das 
Ausnahme-Recht des bevorzugten Standes, als dasjenige Ausnahme- 
Recht fällt, welches die Nichtmitglieder des Standes in der .allgemei- 
nen Rechtsfähigkeit zu Gunsten des Standes beschränkt. 

Wenn nun nach dem Früheren die äusserlich als Ungleichheit 
erscheinende Rechtsverschiedenheit der privatrechtlichen Stände im 
Grunde nur der wahren Rechtsgleichheit entspricht oder doch zu 
entsprechen beabsichtigt, so wird man unter Standesvorrechten ge- 
meiniglich nur die Vorrechte der politischen Stände. verstehen können. 

JB. Im Art 4. der Verfassungs- Urkunde vom 31. Januar 1850. 
$. 6. Bedeutang des vorhergehenden Artikels 3. 
Der Artikel 3. der Verfassungs-Ürkunde vom 31. Januar 1850 
lautet: 

»Die Verfassung und das Gesetz bestimmen, unter welchen Be- 



1) Vgl. v. Savigny, System, Bd. I. $. 16. Seite 64. Note y. — Böcking 
a. a. 0. $. 59. 
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dingungen die Eigenschaft eines- Preussen und die staatsbürger- 
lichen Hechte erworben, ausgeübt and verloren werden, c 

Die Eigenschaft eines Prenssen besteht in dem »ein Preusse 
sein« oder in der Mitgliedschaft des Preussisehen Staats. 

Die staatsbürgerlichen Rechte sind diejenigen, welche ein Staats- 
bürger als solcher hat. Da alles positire Recht im Staate — abge- 
sehen von dem Kirchenrechte *) — begrifflich nur vom Staate ausgeht, 
so begreift der Ausdruck »staatsbürgerliche Rechte« im weitesten 
Sinne alles Recht unter sich.- Da -jedoch die schroffe Abgeschlossen- 
heit der alten Staaten- gegen jecten Fremden in den meisten heutigen 
Staaten nicht besteht, sondern im Privatrechte und Processe dem 
Fremden durchgängig, wie .dem Inländer, Recht gewährt wird 9 ), so 
begreift man heutigen Tages unter staatsbürgerlichen Rechten nur die 
dem Staate gegenüber zustehenden öffentlichen, welche mau 8 ) in 
staatsbürgerliche Rechte im engeren Sinne oder eigentliche politische 
d. h. sich auf die unmittelbare Staatsthätigkeit beziehende, und m 
Mos bürgerliche Rechte 4 ) eintheilt 

Die Verleihung der staatsbürgerlichen Rechte oder des Staats- 
bürgerrechts kann nur durch den Willen des Staats, geschehen. Da 
der Wille des Staats in den verfassungsmässigen Gesetzen ausgedrückt 
liegt, so kann dieselbe nur durch ein Gesetz erfolgen. Der Art. 3. 
bestimmt also dadurch, dass die Erwerbung der Eigenschaft eines 
Preussen und der staatsbürgerlichen Rechte nach Verfassung und 
Gesetz geschehen -soll,« an sich etwas Ueberflässiges; gerade so ver- 
hält es sich mit der Bestimmung in demselben Artikel, dass auch die 
Ausübung und der Verlust derselben nach Verfassung und Gesetz statt- 
finden solle, weil dieses in dem Begriffe des Staats und Rechts liegt. 

.$. 7. Der Artikel 4. — »Gesetz.« 

Der Art f 4. der Verfassungs- Urkunde vom 31. Januar 1850 
enthält drei Sätze. Der letzte betrifft die Fähigkeit der Staatsbürger 
zu den öffentlichen Aenrtem und ist für die vorliegende Untersuchung 
ohne Bedeutung. Der erste lautet: 

»Alle Preussen sind vor dem Gesetze gleich.« 

Wenn diese Bestimmung für sich allein da stände, würde man 
dieselbe nur. dahin auslegen können, dass ein jeglicher Preusse bei 



1) v. Savigriy a. a. D. $. 9. «fit Eqde. 

2) Vgl. §§. 34—42. der Einleitung zum Allgemeinen Landrechte; §§. 5. 6. 
A. G>0. I. 1. 

3) Wie t?. Rönne *. a. 0. $. 86. 

4) Vgl. Art. 8. 12. *& 74. der Verfassungs-Urkunde vom 81. Januar 1850. 
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Anwendung des Gesetzes auf seine Hechteverhältnisse gerade so, wie 
jeder andere Preusse, also ohne Berücksichtigung irgend einer Indivi- 
dualität desselben beurtheilt werden, oder richtiger, dass nur ein 
Gesetz oder Recht ffir alle Preussen bestehen solle. Dieses Ergebniss 
wäre ungereimt, weil darnach auf jedes Geschlecht und jedes Alter 
dieselbe Bestimmung anzuwenden sein würde und doch wegen der 
jene Verschiedenheiten hervorbringenden Natur des Einzelnen unmög- 
lich angewendet werden konnte, wie z. B. der Art 34* der Verfas- 
sungs-Urkunde : »Alle Preussen sind wehrpflichtig« weder bei Frauen, 
noch bei Kindern vernünftiger Weise die Wirkung haben kann, dass 
diese gegen ein feindliches Heer zu Felde ziehen. Da demnach we- 
gen der Natur des Menschen Sonderrechte nothwendig bestehen müs- 
sen, wie auch bereits früher bemerkt worden ist, so erhellt aus dem 
ersten Satze des Art 4. noch nicht, welche Gleichheit vor dem Ge- 
setze bestehen oder welche Ungleichheit nicht bestehen soll. Da 
der Art. 3. nach dem Obigen hierüber Nichts bestimmt, so muss jener 
Satz durch den auf ihn folgenden säher bestimmt werden, wenn man 
nicht den Gesetzgeber einer Lücke oder einer Ungereimtheit zei- 
hen will. 

Der zweite Satz lautet: 

»Standesvorrechte finden nicht statt.« 

Hierdurch erhalt der voraufgehende Satz in der That seine Be- 
deutung. 

Die Preussen sollen, was die Standesvorrechte angehet, vor dem 
Gesetze gleich sein, oder vor dem Gesetze soll es keine Standes- 
vorrechte geben. 

Was das Wort »Gesetz« betrifft, so kann man dasselbe nur in 
der gewöhnlichen Bedeutung desselben auffassen, wo es die geschrie- 
bene Bechtsbestimraung des Staats in Beziehung- auf alle öffentlichen 
und privaten Rechtsverhältnisse ist: »Gesetz« bedeutet hier also das 
gesammte Recht ') des Preussischen Staats. Eine Beschränkung des- 
selben im Art. 4. auf öffentliches oder auf Privat-Recht kann nicht 
angenommen werden, weil die Verfassungs-Urkunde eine solche Be- 
schränkung, als etwas von der sprachlichen und rechtlichen Bedeutung 
des Wortes Abweichendes, nicht ausspricht. Man könnte schon aus 
dem Gebrauche des Wortes »staatsbürgerliche Rechte« im Art. 3. und 
des allgemeinen Wortes »Gesetz« im Art. 4. auf die Absicht des 
Gesetzgebers schliessen, durch das letztere alles Recht und nicht blos 



1) Da wir ein blosses Gewohnheitsrecht als allgemeine RecWsquelle nicht 
kennen — $$. 1. *. 60. der Einleitung. zum allgemeinen Landrecht. — 
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das öffentliche, als Quelle der subjektiven staatsbürgerlichen Rechte, 
oder Mos das private zu bezeichnen. 

§. 8. Fortsetzung. »Standes Vorrechte, t 

Der Art. 4. der Verfassuugs-Urkunde kann unter den Standes- 
vorrechten die rechtlichen Unterschiede der privatrechtlichen Stände 
in dem obigen Sinne nicht verstanden haben, weil diese wegen der 
menschlichen Natur und nach der Idee des wahren Rechts in jedem 
Staate sein müssen und daher nach dem Früheren keine Standesvor- 
rechte sind. Es können also nur die politischen Stände und deren 
Vorrechte gemeint sein. Der Grund der Vorrechte eines politischen 
Standes ist, wie bereits früher angedeutet, ein. zwiefacher. 

Erstens nämlich können einem Stande, welcher nach der Rechts- 
verfassung des Staats besteht und bestehen muss, Vorrechte verliehen 
werden, um dadurch sein für den Staatszweck gedeihliches Bestehen 
zu ermöglichen; die Vorrechte, welche zwar zu Gunsten eines solchen 
Standes bestehen, bestehen im Grunde nur für die Erreichung des 
Staatszwecks und so mittelbar zu . Gunsten aller Staatsmitglieder. 
Die bewaffnete Macht — um ein Beispiel anzuführen — ist eine ver- 
fassungsmässige, für den Bestand des Preussischen Staats nothwendige 
Einrichtung; dieselbe würde aber nicht in der für das Staatswohl 
erforderlichen Weise bestehen, wenn ihr nicht vor den übrigen Staats- 
mitgliedern solche Rechte zuständen, welche die für nothwendig er- 
kannte Einrichtung nach der Meinung des Gesetzgebers bedingen, 
wie z. B. im öffentlichen Bechte der besondere Gerichtsstand in Straf- 
sachen 1 ) und im Privatrechte die freiere Testamentsform 2 ). So ist 
die Volksvertretung in Preussen ein verfassungsmässiger, zum Staats- 
bestande gehöriger Stand'); um eine ungestörte Thätigkeit derselben 
zu erzielen, ist es für nöthig erachtet, dass die einzelnen Mitglieder 
ohne Genehmigung der übrigen wegen einer strafbaren Handlung (mit 
geringen Ausnahmen) nicht zur Untersuchung gezogen und verhaftet 
werden können 4 ); der Grund liegt also in der Erreichung des Staats- 
zwecks oder Staatswohls. Aus gleichem Grunde ist den Bichtern eine 
grössere Unabhängigkeit gegeben 5 ) als den übrigen Beamten 6 ), indem 



1) Verfassungs-Urkunde Art. 37. — Vgl. auch Art. 108. Abs. 2. 

2) $1 177 sqq. allgemeines Landrecht I. 12. — Gesetz vom 8. Juni 1860; 
denn die TestamentsflUtigkeit Oberhaupt kann doeh dem Soldaten nicht entzo- 
gen werden. 

3) Verfassungs-Urkunde Art. 62 sqq. 

4) Art. 84. daselbst. 

5) Art. 86. sqq. daselbst. 

6) Art. 98. daselbsti 
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ohne Jene die Rechtsprechung saftet leicht gefährdet sein konnte. 
Da im Grande also das Vorrecht nicht des Standes , sondern des 
Staates wegen besteht, ist dasselbe nicht ein Vorrecht des Standes 
als solchen oder ein Standesvorrecht im eigentlichen Sinne: man 
kann dieses besondere Recht füglich das Standesrecht nennen. Das- 
selbe kann im Art. 4. nicht gemeint sein, weil der concreto Staat ohne 
dasselbe nicht bestehen kann. 

Zweitens kennen einem Stande blos desswegen Vorrechte zu- 
stehen, weil derselbe gerade dieser Stand ist, nicht weil dieselben zur 
Erreichung irgend eines .verfassungsmässigen Staatszwecks erforderlich 
sind; der Stand ist nicht blos der unmittelbare Grund, sondern der 
Örund überhaupt; lediglich weil der Stand da ist, besitzt derselbe 
Vorrechte. Dieses kann sowohl bei einem sonst zum Staatsbestande 
notwendigen Stande der Fall sein, wie wenn man z. B. den Soldaten 
das Recht verliehe, von jedem anderen Staatsbürger die unentgeldliche 
Abtretung eines gerade gefallenden Hauses zu verlangen, als auch 
bei einem sonst blos gesellschaftlichen Stande, welcher eben dadurch 
zu einem rechtlichen gemacht wäre, wie wenn man z, B. den Kauf- 
leuten das Kecht gäbe, von Niemanden wegen Schulden verklagt zu 
werden. Der Grand solcher Standesvorrechte liegt also auch nicht 
mittelbar in dem Staatswohle, sondern in dem auf reiner Willkür 
beruhenden Interesse für den Stand als solchen: dieselben sind Stan- 
desvorrechte im eigentlichen Sinne. 

Historisch betrachtet — zerfallen dieselben in zwei Classen. 

Die eine besteht aus solchen, welche einem socialen oder po- 
litischen Stande aus blossem Interesse für denselben gegeben sind. 

Die andere besteht aus solchen, welche ursprünglich zwar einem 
politischen Stande gegeben sind, um den durch diesen beabsichtigten 
Staatszweck zu ermöglichen oder zu fördern, und später, nachdem der 
politische Stand als solcher wegen einer Aenderung des Staates auf- 
gehört hat, bestehen geblieben, also aus Standesvorrechten im un- 
eigentlichen Sinne oder aus Standesrechten zu eigentlichen Standesvor- 
rechten geworden sind, wenn sie dem Stande oder einem anderen Stande 
Vortheil bringen. Wegen dieser ihrer historischen Natur kann man 
dieselben politische Standesvorrechte im engeren Sinne oder eigentliche 
Standesvorrechte nennen, während unter den politischen Standesvor- 
rechten überhaupt jene beiden Classen der Vorrechte eines politischen 
Standes zu verstehen sind. 

Indem die Preussische Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 
1850 den jetzigen Preussischen Staat gestaltete oder schuf, dessen 
Wesen bestimmte und die Grundzüge seines Organismus voraeichnete, 
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mnsste dieselbe dasjenige, was zu diesem Wesen nicht gehörte, son- 
dern etwa nnr zum Wesen des früheren Staats gehört hatte, beseitigen. 
Mit dieser Beseitigung musste alles dasjenige fallen, was allein des- 
wegen bestand, weil der Preussische Staat früher ein anderer gewesen 
war. Die Rechte also, welche ein zum Wesen des früheren Staate 
gehöriger, zum Wesen des jetzigen Staates aber nicht gehöriger Stand 
zur Erreichung des früheren Staatszwecks besassr, mussten aufhören. 
Da jedoch auch die blosse . Begünstigung eines Standes als solohen 
dem auf die Gleichberechtigung Aller gegründeten Geiste der Ver- 
fassungs-Urkunde fremd war, so mussten ebenfalls die Vorrechte ihr 
Ende erreichen, welche der frühere Staat verliehen hatte, um den 
Stand als solchen zu bevorzugen. 

Hiernach wird durch den Art. 4. der Ver&ssungs-Urkunde be- 
stimmt sein, dass • * . • 
•1. zwar die Stände, welche der heutige Staat haben muss, um 
gerade dieser Staat zu sein, das für ihre gedeihliche Existenz er- 
forderliche Ausnahme- oder Standes-Becht haben, 

2. dieselben aber solche Vorrechte, welche nicht im Wesen des 
Staats, sondern in etwas Anderem begründet sind, welches jetzt 
als Willkür erscheint, nicht mehr' haben und . 

3. diejenigen Stände, welche pur in der früheren Staatsverfassung 
wurzelten, keine Stände im rechtlichen Sinne sein und demnach 
sammt den übrigen gesellschaftlichen Ständen keine Vorrechte 
vor den übrigen Staatsbürgern haben sollen. 

Nach der Verfassungs- Urkunde vom 31. Januar 1850 finden 
daher die politischen Standesvorrechte im weiteren Sinne sowohl im 
öffentlichen, als im Privatrechte nicht mehr Statt. 

Diese Auslegung ist berechtigt, weil dieselbe aus dem Begriffe 
des Staats und der Stände, wie vorhin gezeigt, folgt und eine ab- 
weichende Bedeutung des Art. 4. der Verfassungs-Urkunde weder aus 
dessen Worten, noch dem Zusammenhange erhellt. 

$. 9. Fortsetzung. 

Die geschehene Auslegung wird durch die der Verfassungs* 
Urkunde vom 31. Januar 1850 voraufgegangenen Verhandlungen 



Zwar ist der Art. 4. derselben, was seine bisher besprochenen 
beiden ersten Sätze betrifft, nur eine wörtliche Wiederholung des 
Art. 4. der octroyirten Verfassungs-Urkunde. vom 5. December 1848 
und man könnte daher zunächst auf die Moüve dieser zurückgehen 
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wollen, welche überdies gar nicht veröffentlicht sind ') : allein da der iah 
Gesetzgeber bei beiden Verfassungs~Urkunden verschieden war, so ae 
kann es nnr auf die Motive des zweiten Gesetzgebers ankommen. Stä 
Der letztere aber bestand ans der Regierung und den beiden Kam- H 
mern; es werden sich daher auch die Motive dieser drei Factoren, u 
wenn solche in der That übereinstimmend da gewesen sind, wegen St 
der 'Natur derselben schwerlich ermitteln lassen, so dass namentlich 
die Verhandlungen in Betreff der Revision der octroyirten Verfassungs- 
Urkunde als solche nicht betrachtet werden können. Dennoch deuten m 
einzelne Aeussenmgen Seitens der Regierung und in den Kammern j 
darauf hin, dass man im Allgemeinen über die oben dargelegte Be- 
deutung des Wortes »Standesvorrechte« einverstanden gewesen ist. 

In der ersten Kammer 2 ) fährte deren Central- Ausschuss an, 
dass es nicht darauf abgesehen sein könne, den (socialen) Unterschied 
der Stände zu läugnen, sondern »nur darauf, dass ihnen als Ständen 
keine Vorrechte eingeräumt werden dürften, was der zweite Satz des 
Artikels als eine Consequenz des ersten ausdrückte.« 

Der Staatsminister Eichmann erklärte in der Nationalversamm- 
lung: »die politischen Unterschiede des Standes, die Privilegien und 
Vorrechte der Stände sollen aufgehoben sein; politische Standesun- 
terschiede soll es nicht mehr geben « 

Aehnliche Bemerkungen wurden in der zweiten Kammer ge- 
macht. 

Jenen Aeussenmgen liegt der Gedanke zum Grunde, dass die 
gesellschaftlichen Stände, wenn sie auch früher einmal politische 
Stände gewesen sind, keine grössere Rechtsfähigkeit haben sollen, 
als die übrigen Staatsbürger, oder dass der sociale Ständeunterschied, 
welcher vielleicht früher zugleich ein politischer war, gegenwärtig 
kein politischer (rechtlicher) sein soll, weil eine solche Unterscheidung 
im Rechte blos wegen der gesellschaftlichen Stellung dem heutigen 
Rechtsgeföhle widerstreitet. Dass dahin auch die Vorrechte eines 
gegenwärtig politischen Standes, wie z. B. des Heeres und der Volks- 
vertretung, gehören, wenn dieselben nicht durch deren Wesen, son- 
dern lediglich wegen der Standeseigenschaft begründet sind, leuchtet 
ein, weil der Grund solcher Vorrechte eigentlich nur die sociale 
Stellung des zugleich politischen Standes ist. 

Auch van Rönne*) versteht den Art. 4. der Verfassungs-Urkunde 



1) v. Rönne a, a. 0. S. 37. Note 1. 

2) Vgl. die bei v. Rönne a. a. 0. §. 106. S. 424« Note 2. angeführten 
Stellen der stenographischen Berichte. 

S) Av a. 0. S» 424. B. und S. 425. Note 1. 
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dahin, dass »alle politischen Vorrechte aufgehoben sein sollen, welche 
nach der früheren Gesetzgebung den einzelnen Mitgliedern gewisser 
Stände im Gebiete des öffentlichen, wie des Privat-Bechts, oder ganzen 
Stände-Classen als solchen zugestanden haben,« und widerlegt na- 
mentlich eine dem Sinne des Art. 4. widersprechende Meinung des 
Staatsministeriums vom Jahre 1856 *). 

$. 10. Ergebniss. 
Wenn wir das Ergebniss der bisherigen Untersuchung noch- 
mals kurz zusammenfassen , so erhalten wir folgenden dem Art. 4. 
der Verfassungs-Urhmde vom 31. Januar 1850 zum Grunde liegen- 
den Gedanken: 

1. es gibt blos gesellschaftliche d. h. hier solche Stände, welche keine 
verfassungsmässigen Bestandtheüe des jetzigen Staats sind; die- 
selben waren in dem früheren Staate 

a) ebenfalls blos gesellschaftliche oder 

b) zugleich politische Stände; 

dieselben sollen dem gleichen Rechte unterworfen sein, welchem 
die übrigen Staatsbürger unterworfen sind; daher soU auch 
dasjenige Recht der socialen Stände , welches* diese haben, weil 
sie früher zugleich politische Stände waren, nicht mehr statt- 
finden; 

2. es gibt gegenwärtig auch politische d. h. solche Stände , welche 
nach dem Wesen des heutigen Staates bestehen und, als solche, 
Glieder desselben sind; dieselben sollen in so weit, als es ihre 
durch das Staatswesen begründete Existenz fordert, ein von dem 
Rechte der übrigen Staatsbürger abweichendes oder ein Standes- 
recht haben, nicht aber in so fem, als sie zugleich eine gesell- 
schaftliche Stellung einnehmen, ein blosses Standes- Vorrecht 
besitzen. 

Alle diese Sätze beruhen wiederum auf dem einen Gedanken, 
dass der blosse gesellschaftliche Stand als solcher keine Vorrechte 
haben oder dass die natürliche Gleichheit der Menschen auch im 
Rechte herrschen sott, wenn das Wesen des Staates es nicht anders 
erheischt. 

II. üeber das Wesen des §. 112. Allg. Landrecht I. 6. und der $$. 30—33. 
Allg. Landrecht IL 1. 

A. Der §. 112. Allg. Lcmdrecht I. 6. 
$. 11. Der $. H2. Allg. Landrecht I. 6. ist ein Standesvorrecht. 
Dem §. 112. Allg. Landrecht I. 6.: »Wegen erlittener Schmer- 
zen können Personen vom Bauer- oder gemeinen Bürger-Stande, denen 
1) Vgl. die angefahrte Note 1. und Seite 450. Note 3. am Anfange. 

ArriüY Ar Kircfaenreefct. XX. 2 
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dergleichen Verletzung aus Vorsatz oder groben Versehen zugefugt 
worden, ein billiges Schmerzengeld fordern« steht der §. 114. da- 
selbst gegenüber: 

»Bei Personen höheren Standes wird anf die dem Beleidigten 
durch die Misshandlung verursachten Schmerzen nur bei .Be- 
stimmung der gesetzmässigen Strafe Bücksicht genommen.« 
Der §. 114. besteht schon nach dem §. 4. des Gesetzes vom 
11. März 1850 (G.-S. S. 174—176.) und dem Strafgesetzbuche vom 
14. April 1851 nicht mehr zu Recht. Derselbe enthielt in Beziehung 
auf den §. 112. nur die Verneinung der Geltung des letzteren für 
Personen höheren Standes. Da diese Verneinung schon in der Be- 
schränkung des §. 112. auf Personen vom Bauer- und gemeinen 
Bürger-Stande liegt, so ist die Geltung oder Aufhebung des §. 114. 
für die Beurtheilung des Wesens des §. 112. ohne Bedeutung. 
Der §, 112. bestimmt, dass 

1. Personen vom Bauer- oder gemeinen Bürger-Stande wegen er- 
littener Schmerzen ein Schmerzengeld fordern und 

2. die anderen Staatsbürger ein solches nicht fordern können. 

Die Forderung eines Schmerzengeldes gehört in das Privatrecht, 
weil dieselbe auf der Handlung eines Privaten beruhet, in dem An- 
sprüche eines anderen Privaten an den letzteren auf Zahlung einer 
Geldsumme besteht und nach Willkür geltend gemacht oder nicht 
geltend gemacht werden kann. 

Da eine solche Forderung nur den Personen vom Bauer- oder 
gemeinen Bürger-Stande zustehet, anderen Personen aber verweigert 
worden ist, so ist der §. 112. Allg. Landrecht I. 6. ein privatrecht- 
liches Ausnahme-Becht (jus singulare). Man darf nicht etwa umge- 
kehrt den §. 112. als allgemeines und die Ausschliessung der Anderen 
in demselben als Ausnahme-Becht betrachten; denn der §. 112. hebt 
aus allen Staatsmitgliedern nur den Bauer- und gemeinen Bürger- 
Stand positiv hervor und die Erwähnung der Personen höheren 
Standes in der negativen Bestimmung des §. 114., welche keinen 
bestimmten einzelnen Stand betrifft, bedeutet nur den Gegensatz der 
im §. 112. bezeichneten Stände oder alle übrigen Staatsmitglieder; 
der Gesetzgeber selbst muss sich den §. 112. als Ausnahme-Becht 
gedacht haben, weil er denselben nicht als in ein wohlgeordnetes 
Rechtssystem gehörig, sondern als aus Bücksichten des Herkommens 
und der Billigkeit aufzunehmend angesehen hat *). Und in der That 



1) Jahrbücher für die Preussische Gesetzgebung, Rechtswissenschaft und 
Rechtsverwaltung, Band 41. S. 8«, wo es in Suarez's amtlichen Vorträgen bei der 
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kann man den Ansprach auf Schmerzengeld im Allgemeinen und 
grossen Ganzen sowohl dem früheren, als dem heutigen Bechtsgeföhle 
nur für widersprechend halten 1 ). 

Der Bauer- und gemeine Bürger-Stand sind, da die Rechtsver- 
fassung des gegenwärtigen Preussischen Staats dieselben als Glieder 
des Staatsorganismus, d. h. als politische Stände nicht kennt, nur 
gesellschaftliche Stände. 

Das Recht, wegen erlittener Schmerzen ein Schmerzengeld zu 
fordern, haben dieselben vor den übrigen Staatsbürgern voraus. Die- 
ses Becht besteht zu Gunsten der einzelnen Standesmitglieder, weil 
dasselbe im concreten Falle seiner Geltendmachung deren Vermögen 
vergrössert. Dasselbe ist sonach ein Vorrecht der einzelnen Standes- 
genossen und daher der bezeichneten Stände selbst, weil diese nur aus 
Solchen bestehen, welche jenes Becht haben. 

Das Wesen des §. 112. als eines Vorrechts wird am besten bei 
folgendem Beispiele einleuchten : wenn ein reicher Mann einen Bauer 
und einen armen Adeligen aus reiner Bosheit misshandelt hat und 
nun die beiden letzteren von ihm vor Gericht ein Schmerzengeld for- 
dern, so wird dieses dem Bauer zugesprochen, dem Adeligen. nicht, 
weil jener Bauer, dieser Adeliger ist 

k Der Grund des Vorrechts ist der Stand selbst: nur weil der 
Verletzte einem jener socialen Stände angehört, soll derselbe ein 
Schmerzengeld fordern können ; ein Bauer oder Handwerker mag noch 
so gebildet und gelehrt sein — er hat das Becht des §. 112., weil er 
Bauer oder Handwerker ist, und der reichste, vornehmste Bentier im 
Staate mag unwissender und ungebildeter sein, als der gewöhnlichste 
Bauer oder Handwerker — er hat jenes Becht nicht. Selbst wenn 
diese bei den privatrechtlichen Wirkungen der Misshandlungen bevor- 
zugter Stände politische Stände wären, würde jenes Vorrecht nicht 
zum gedeihlichen Bestehen derselben für den Staat erforderlich sein 
und seinen Grund also lediglich in der zugleich gesellschaftlichen 
Stellung derselben haben. Der innere oder Bechtsgrund des §. 112. 



Schiassrevision des allgemeinen Landrechts heisst: „das Schmerzengeld ist bei- 
nahe in ganz Deutschland üblich. Stryck. U. M. 1. c. (= lib. 0. Tit. 2. f. 9. =). 
Die Wiederherstellung desselben, wenigstens in Ansehung der niederen Stände, 
scheint daher eben so unbedenklich, als selbst der Billigkeit gemäss zu sein/ 4 

1) Vgl, sehon Oajua in 1. 7. Dig. de bis, qui effuderint v. dejecerint 9, 3.: 
„... liberum corpus nullam recipit aestimationem — u und 1. 1. $. 5. eodem, 
1. 3. Dig. 9, 1., 1. 2. $. 2. Dig. 14, 2. — Freilich sieht Reinhard (Neues Archiv 
von Ulrich, Sommer und Bole, Band 11. S. 589 sqq.) in diesen Stellen als Haupt- 
grund nur die Unthunlichkeit der Aestimation. 

2* 
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Allg. Landrechts I. 6. ist daher nicht nur gegenwärtig, sondern von 
Anfang an der Bauer- und gemeine Borger-Stand als solcher, indem 
man keinen anderen Grund auffinden kann 1 ). 

Der §. 112. Allg. Landrecht I. 6. enthält daher ein Standesvor- 
recht im Sinne des Art. 4. der Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 
1850. Derselbe ist ein politisches Standesvorrecht nicht in dem 
engeren Sinne, dass er ursprünglich ein Standesrecht des Bauer- und 
geringen Bürger-Standes gewesen, sondern in der weiteren Bedeutung, 
dass jene Stände das Vorrecht blos der gesellschaftlichen Stellung 
wegen erhalten haben und dasselbe also lediglich in dem Verhältnisse 
derselben zu dem Staate beruhte. 

f. 12. Die entgegenstehende Meinung. 

Das Königliche Obertribunal zu Berlin hat in dem Urtheile vom 
31. Januar 1859?) ausgesprochen: 

»Der §. 112. Allg. Landrecht I. 6., nach welchem Personen vom 
Bauer- oder gemeinen Bürgerstande ein billiges Schmerzengeld for- 
dern können, kann durch das allgemeine im Art. 4. der Verfassungs- 
Urkunde ausgesprochene Princip: 

»»Alle Preussen sind vor dem Gesetze gleich. Standesvorrechte 

finden nicht statt«« 
schon um deswillen für nicht aufgehoben erachtet werden, weil, selbst 
abgesehen von dem Mangel einer Aufhebung dieser speciellen land- 
rechtlichen Vorschrift, es sich dabei überall nicht um ein Standes- 
vorrecht, sondern nur um die gesetzliche Berücksichtigung eines 



1) Zwar sagt Sommer (in Ulrich, Sommer and Böle, Neues Archiv Bd. 13. 
S. 566. Nr. 2.): „Uebrigens ist die Beschränkung des Schmerzengeldes auf Per- 
sonen des Bauer- oder gemeinen Bürgerstandes eine unnütze Vornehmigkeit der 
Gesetzgebung, die Jenen Ständen gemeine Gesinnungen zutraute, weshalb denn 
auch das unbegreiflicher Weise noch immer bestehende Verbot der Eben des 
Adels mit Frauensleuten aus den gedachten Ständen (Allg. L.-R.II. 1. $$. 30— 33.) 
— eine Verballhornung des geschichtlich nicht ganz unbegründeten Stolzes des 
Adels auf reine Abstammung, ein Beamtendünkel — erlassen sein wird . . . ;" 
aber „gemeine Gesinnungen" brauchen gerade nicht zugetraut worden zu sein; 
es ist am Ende für einen geringen Mann gar nicht gemein, Scbmerzengeld zu 
fordern, wie ja auch ein vornehmer Mann eine Conventionalstrafe nicht für gemein 
halten mag, selbst wenn er keinen Schaden erlitten hat; jene Unterschiede der 
Bildung im grossen Ganzen bestehen einmal, und dies macht eben das Wesen der 
Stände oder die Stande selbst aus; das Gesetz soll nur nach Art. 4. der V.-U. 
diesen Unterschied nicht mehr berücksichtigen: der blosse Stand soll nicht Grund 
der Rechtsverschiedenheit seiu. — Vgl. noch die Mittheilungen aus den Motiven 
bei Bornemann, Systematische Darstellung, Band IL S. 366. Note. — Qruchot, 
Beiträge, Band 4. S. 175. 

2) Striethorsfs Archiv für Rechtsfälle, Band 32. S. 190. Nr. 37. 
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thatsächlich bestehenden Unterschiedes der Stände, der auch jetzt 
noch besteht, handelt.« 

In diesem Aussprache sind 

1. die Standesvorrechte und 

2. die gesetzliche Berücksichtigung eines thatsächlich bestehenden 
Unterschiedes der Stände, der auch jetzt noch besteht, 

einander als verschieden gegenüber gestellt. Ein thatsächlich beste- 
hender Unterschied der Stände ist kein rechtlicher, weil die blosse 
Thatsache kein Recht ist. Darunter kann also nur der gesellschaft- 
liche Ständeunterschied und unter dem, der auch jetzt noch besteht, 
der gegenwärtige Unterschied der gesellschaftlichen Stände verstanden 
sein. Die gesetzliche Berücksichtigung des letzteren kann nur be- 
deuten, dass das Gesetz bei dem einem Stande etwas Anderes bestimmt, 
als bei den übrigen, weil dieselben eben verschiedene sociale Stände 
sind oder lediglich wegen des Standes. Wenn das Gesetz bei den 
socialen Ständen in Betreff derselben Eechtsverhältnisse Verschiedenes 
bestimmt, so ist dasselbe in dieser Beziehung nicht gleich; die ein- 
zelnen Staatsbürger werden durch das Gesetz ungleich behandelt oder 
sind vor dem Gesetze nicht gleich. Diese Ungleichheit besteht bei 
dem §. 112. AUg. Landrecht I. 6. lediglich und allein deswegen, 
weil einzelne Staatsbürger zu der daselbst bezeichneten Classe ge- 
hören. Da diese Ungleichheit nach dem Obigen für die betreffenden 
Stände im Vergleich zu den anderen Staatsmitgliedern ein Vorrecht 
ist, so ist dieselbe ein Vorrecht jener Stände oder ein Standesvor- 
recht. Da ferner der Art. 4. der Verfassungs-Urkunde eine solche 
Gleichheit der Preussen vor dem Gesetze will, dass kein Stand vor 
den übrigen Preussen Vorrechte hat, so ist der §. 112. auch ein Stan- 
desvorrecht im Sinne des Art. 4. Weil hiernach die gesetzliche 
Berücksichtigung des socialen Ständeunterschiedes im §. 112. nur 
in der Verleihung eines Standesvorrechts besteht, so dürfte die Unter- 
scheidung desselben im vorliegenden Falle nicht begründet sein und 
durch beide Ausdrücke dasselbe Ding bezeichnet werden. 

In dem Urtheile des Obertribunals vom 24. November 1856 *) 
wird beiläufig dieselbe Ansicht, wie in dem zuvor erwähnten Urtheile, 
ausgesprochen,» ohne dieselbe zu begründen. Auch die Motive eines 
Verbesserungs-Antrages zu dem Gesetzentwurfe vom 21. Januar 1861 
über das Eherecht, welche in dem Berichte der Gommission des 
Herrenhauses zur Vorberathung jenes Entwurfs vom 5. März 1861 



1) Striethorst, Bd. 22. S. 345. 
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mitgetheilt sind 4 ), nehmen an, dass der §. 112, Allg. Landrecht I. 
6. kein Standesvorrecht enthalte. Diese Ansicht ist jedoch nur bei- 
läufig ausgesprochen , indem es sich damals um das Wesen der 
gg. 30—33. Allg. Landrecht IL 1. handelte. Ihre Gründe werden 
daher auch, so weit sie sich auf die Natur der Standesvorrechte im 
Allgemeinen beziehen, am Besten bei der Untersuchung über das 
Wesen jener Paragraphen weiter unten mitgetheilt und beleuchtet 
werden. 

B. Die §§. 30—33. Allg. Landreckt IL 1. 
|. 13. Inhalt der §§. 30—33. Allgemeines Landrecbt II. 1. . 
Nach den §§. 30-33. Allg. Landrecht II. 1. können adelige 
Männer mit Frauen aus dem Bauer- oder geringeren Bürger-Stande 
keine Ehe zur rechten Hand schliessen, es sei denn, dass die drei 
nächsten adeligen Verwandten desselben Namens und Standes in die 
Ehe einwilligen und das Landes- Justiz-Collegium der Provinz 2 ) dis- 
pensirt, oder beim Mangel jener Einwilligung oder bei dem Wider- 
spruche anderer gleich naher Verwandten der Landesherr dispensirt. 

Wenngleich es darnach scheinen könnte, dass jene Personen 
wenigstens eine Ehe zur linken Hand, also doch eine wahre Ehe, ein- 
gehen dürften, so ist das Gegentheil der Fall, weil auch Ehen zur 
linken Hand nach den §§. 835 sqq. Allg. Landrecht II. 1. nur mit 
ausdrücklicher landesherrlicher Erlaubniss geschlossen werden können. 
Ausserdem bestimmt der §. 940. (952.) Allgem. Landrecht II. 1. 
wörtlich : 

»Ehen, welche die 'Gesetze wegen Ungleichheit des Standes ver- 
bieten, werden, wenn sie ohne die erforderliche Dispensation 
dennoch geschlossen werden, ebenfalls für nichtig angesehen, 
(gg. 30-33.), 

Jene Personen können also überhaupt eine Ehe ohne Dispen- 
sation nicht eingehen. 

§. 14. VerbSltniss der Ehe zum Staate. 
Die Ehe, als das wahre menschliche Gattungsverhältniss, ist 
eine Ordnung der sittlichen Natur, welche in dem Willen Gottes 



1) Stenographische Berichte über die Verhandlungen des durch Verordnung 
vom 27. December 1860 einberufenen Herrenhauses. 1861. .Band. II. Anlagen. 
Seite 66. am Ende. 

2) An dessen Stelle das betreffende Stadt- oder Kreisgericht nach $. 22. 
der Verfassung vom 2. Januar 1849 getreten sein würde; das Geschfiftsregulativ 
vom 18. Juli 1850 (Justiz-Ministerial-BIatt S. 232.) $$. 5. 10. erwfihnt diese An- 
gelegenheit nicht. 
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ihren Grund hat 1 ). Dieselbe ist die Grundlage des Staates und — 
abstract gedacht — früher, als dieser. An und für sich ist die Ehe 
zwischen jedem Manne und jeder Frau möglich. Schon früher indes 
wurde sie zwischen bestimmten Personen, z. B. Geschwistern, von 
Gott verboten 2 ). Im Christenthum wurden die Bestimmungen über 
die Ehe von der Kirche als der göttlichen Heilsanstalt auf Erden ge- 
regelt. Da die Ehe, als Voraussetzung des Staats, mit dessen Wesen 
eng verbunden ist und zwischen Kirche und Staat wohl niemals die 
Uebereinstimmung geherrscht hat, welche nach dem Wesen beider 
herrschen muss, so hat der Staat selbst wegen seines Interesses bei 
der Ehe über diese Bestimmungen getroffen, unter welchen sich na- 
mentlich auch solche befinden, durch die unter bestimmten Personen 
die Ehe untersagt und die dennoch unter solchen eingegangene Ge- 
schlechtsverbindung — - was den Staat betrifft — für keine Ehe erklärt 
wird ; in so fern also kann man von einer kirchlichen und einer bür- 
gerlichen Ehe reden 3 ). Gegenwärtig haben wir uns nur mit dem po- 
sitiven Rechte des Staats zu beschäftigen und daher mit den Aus- 
drücken Ehe und Nichtehe lediglich dessen Begriffe zu verbinden. 

§. 15. Natur der Eheverbote. 
Da die Ehe im Wesen der Menschen begründet ist, so muss 
auch der Staat, welcher nur aus Menschen besteht, die natürliche 
Ehe im Allgemeinen anerkennen und so zur rechtlichen machen. 
Seine Bestimmungen über dieselbe können daher, so weit sie von 
dem Wesen der natürlichen Ehe abweichen , nur als Ausnahme be- 
trachtet werden. Da nach der Natur der Menschen eine Ehe zwischen 
jedem Manne und jeder Frau denkbar ist, so kann auch die Bestim- 
mung des Staats, durch welche die Ehe zwischen bestimmten Personen, 
verboten wird, nur als Ausnahme-Recht gelten. Das in dieser Be- 
ziehung in den christlichen Staaten geltende Ausnahme-Becht, welches 
anf den Grundsätzen der Sittlichkeit beruhet und mit dem der Kirche 
übereinstimmt , ist so tief in dem Gefahle der Einzelnen begründet, 



1) Vgl. die schönen Stellen: $. 1. Inst, de patria pot. 1, 9 ; 1. f. Dig. de 
ritu napt. 23, 2.; I. 4. Cod. de crim. exp. bered. 9, 32.; canon. 3. $. 1. Causa 
27. qu. 2.; cap. 11. X. de praesumtionibus 2, 23. 

2) Levit. XV1U. 7. 0. 13., XX. 17 sqq., Deuteron. XXVII. 22. 

3) Dem Christen kann natürlich nur die eine wahre Ehe sein, welche 
seine Kirche dafür erklärt, nicht die Mos staatliche; die Bemerkung G. L. Böh- 
mens (Principia Juris canon. 1802. $. 381.), dass die weltlichen Fürsten das 
Recht, Ehehindernisse zu setzen, also eine Verbindung für Ehe oder Nichtehe erst 
später der Kirche verlieben hätten, beruht auf Missverstftndniss des Wesens bei- 
der Gewalten. 
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dass dasselbe nicht einmal den Schein der Ausnahme trägt, wie das 
Verbot der Ehe in auf- und absteigender Linie und unter Geschwistern. 
Demnach wird in den christlichen Staaten nur dasjenige Eheverbot 
den Charakter des Ausnahme-Rechts tragen, welches eine nach den 
Grundsätzen der Moral, also nach der wahren menschlichen Natur 
mögliche Ehe für unmöglich erklärt. 

Diejenigen, welche nach dem Hechte des Staats eine, sonst 
mögliche, Ehe nicht eingehen können, sind in ihrer Rechtsfähigkeit 
beschränkt, weil die übrigen Staatsbürger ohne alle Beschränkung 
einander ehelichen dürfen. Das Recht der Eheverbote ist ein Aus- 
nahme-Recht von dem der Ehefreiheit. Dasselbe kann für Einzelne 
oder für einen gesellschaftlichen oder politischen Stand als Verbot 
der Ehe überhaupt , oder für verschiedene solche Stände als Verbot 
der Ehe nur unter diesen bestehen. 

Wie der Grund jeden Ausnahme-Rechts für einen Stand zweifach 
sein kann, so auch der des Eheverbotes für einen Stand. 

Erstens nämlich kann einem zum Staatsbestande gehörigen (po- 
litischen) Stande aus Rücksichten des Staatswohles die Ehe überhaupt 
oder mit einem anderen Stande oder mit allen übrigen Staatsmitglie- 
dern verboten sein. 

Zweitens kann sowohl einem politischen, als einem socialen 
Stande die Ehe mit einem anderen Stande oder allen Uebrigen unter- 
sagt sein, ohne dass ein solches vermeintliches Staatswohl der Grund 
ist, sondern lediglich desswegen, weil einmal der betreffende Stand 
besteht. 

Das letztere wird, wie bei allen oder doch den meisten Aus- 
nahme-Rechten eines socialen Standes, regelmässig daher rühren, 
dass der Stand früher ein politischer gewesen und nach Wegfall 
seiner politischen Bedeutung ein blos socialer Stand geblieben ist. 

Es ist möglich, dass das in Betreff eines solchen Standes be- 
stehende Eheverbot nach den Begriffen der bürgerlichen Gesellschaft 
und namentlich des Standes selbst ein Vortheil ist, entweder für die- 
sen oder für einen anderen Stand. Dieser Vortheil steht dann recht- 
lich einem Stande als solchem zu und ist, da die Uebrigen ihn nicht 
haben, ein Standesvorrecht. 
$. 16. Die §§. 30—33. Allg. Landrecht IL 1. sind ein Standesvorrecht des Adels. 

Nach §§. 30—33. Allg. Landrecht II* 1. kann zwischen adeligen 
Männern und Bauer- oder geringeren Bürger-Frauen — abgesehen von 
der Dispensation — keine Ehe stattfinden. Da die Dispensation nicht 
ertheilt zu werden braucht, so steht die Sache im Grunde so, dass 
zwischen jenen eine Ehe überhaupt rechtlich unmöglich ist Das 
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Verbot hat, was wenigstens den gegenwärtigen Staat betrifft, keinen 
anderen Grund, als den Adelsstand selbst. Die Wirkung ist, dass 
keine Frau aus dem Bauer- oder geringeren Bürgerstande in jenen 
Stand gelangt, welches letztere bei der Möglichkeit der Ehe der Fall 
sein würde 1 ). Dadurch geschieht es, dass von jenem Stande, welcher 
zu den sogenannten gebildeten gehört, jedes Element aus den Ständen, 
welche die sogenannten ungebildeten sind, fern gehalten wird. Da 
aber die Bildung heuzutage den Hauptunterschied der gesellschaft- 
lichen Stände ausmacht, so wird durch jene Fernhaltung der Unge- 
bildetheit zum Theile die Existenz des Adels als eines gesellschaftlich 
höher stehenden Standes ermöglicht. — Dies ist der erste Vortheil 
für ihn. Es erhellet dieses um so mehr, als adelige Frauen in jeden 
anderen Stand hinein heirathen dürfen: durch die Verheirathung an 
einen Nichtadeligen- tritt die Frau regelmässig aus dem Adelsstande 
heraus 3 ), in keinem Falle aber ihr Mann in den letzteren; der Stand 
ist also bei einer solchen Heirath- nicht interessirt oder gewisser- 
massen in seiner Existenz bedroht. 

Im Bauer- und geringeren Bürgerstande ist regelmässig weniger 
Beichthum, als in den höheren Ständen ; da auch der Reichthum als 
Mittel der Bildung und eines verfeinerten Lebens zur Scheidung 4er 
socialen Stände wesentlich beiträgt, ist der Adelsstand als solcher 
gesicherter, wenn er nur Frauen aus solchen Ständen aufnimmt, in 
denen der Beichthum vorherrscht. — Dies ist der zweite Vortheil. 

Der sogenannte höhere Bürgerstand hat beide Vortheile nicht. 

Wenn der adelige Mann keine Frau aus den niederen Ständen 
heirathen kann, so wird den Frauen der höheren Stände, deren An- 
zahl ungleich kleiner ist, eine grössere Gelegenheit zur Ehe eröffnet, 
woran doch die höheren Stände und unter ihnen der Adel ein Interesse 
haben. — Das ist der dritte Vortheil. 

Da alle drei Vortheile auf einem Ausnahme-Rechte für einen 
gesellschaftlichen Stand beruhen, so sind dieselben Standesvorrechte, 
mag man das Ausnahme-Recht abstract als objectives Recht, oder 
concret als subjectives Recht des Standes oder der Standesmitglieder 
betrachten. Die Natur der §§. 30—33. Allg. Landrecht II. 1. als 
objectives Standesvorrecht oder zu Gunsten des Adels gegebene 
Rechtsbestimmung ist nach dem Obigen klar. Schon daraus folgt, 
dass die concrete Anwendung desselben auch ein subjectives Standes- 
vorrecht schafft. Das letztere ist vorhanden : 



1) §. 8. Allgemeines Landrecht IL 9. 

2) Vgl. §§. 84—90. Allgemeines Landrecht IL 9. 
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v 1. weil der Stand als solcher und namentlich die Familie des 
Heirathslustigen wider ihren oder des Landesherrn Willen nicht zu 
dulden braucht, dass eine Frau aus den niederen Ständen in den 
Adelsstand tritt, welches Recht der höhere Bürgerstand in Beziehung 
auf seinen Stand nicht hat, 

2. weil die adelige Frau das Recht hat, jeden Adeligen zu hei- 
rathen, welches Becht die Frauen der niederen Stände nicht haben. 

Das erste ist ein Vorrecht des Adelsstandes überhaupt und der 
betreffenden adeligen Familie insbesondere, da diese nicht einmal den 
Eintritt der niederen Frau in ihre Familie zu dulden braucht; für 
den heirathslustigen Adeligen ist es äusserlich kein Vorrecht; aber 
da er unter Aufgebung des Adels jede Ehe eingehen kann 1 ), so zeigt 
er, wenn er den Adel nicht aufgibt, dass ihm an diesem mehr, als 
an der Heirath, gelegen ist, und erscheint somit nicht nur bei den 
Ehen seiner Standesgenossen, sondern im Grunde auch bei der beab- 
sichtigten eigenen als Interessent und Bevorzugter, da der Adel, an 
welchem ihm so viel liegt, zum grossen Theile durch die Unmöglich- 
keit solcher -Ehen als höherer Stand besteht; in Beziehung auf seine 
Rechtsunfähigkeit (nicht, jede Ehe einzugehen, sondern,) jede Ehe 
ohne Aufgabe des Adels einzugehen, erscheinen die §§. 30—33. Allg. 
Landrecht IL 1. wenigstens als ein Vorrecht der Standesgenossen. 

Das zweite ist ein Vbrrecht der adeligen Frauen vor den Frauen 
aus dem Bauer- und geringeren Bürgerstande, weil jene jeden Mann 
im Staate 2 ) , diese dagegen nur die • nichtadeligen Männer heirathen 
können. Dem ist nicht entgegen zu setzen, dass die Heiraths-Frei- 
heit der ersteren das allgemeine und die Heiraths-Beschränkung der 
letzteren das Ausnahme -Becht. sei und die adeligen Frauen schon 
deshalb kein Vorrecht hätten: denn das Ausnahme -Recht für die 
niederen Frauen besteht eben nur zu Gunsten der adeligen. Frauen; 
wenn es keinen Adelsstand und somit keine adeligen Frauen gäbe, 
würde die Beschränkung eines Theils der Frauen nicht bestehen; 
also ist eben diese Beschränkung das Vorrecht jener. Man kann 
auch nicht einwenden, dass dann die nichtadeligen Männer ein Stan- 
desvorrecht vor den adeligen hätten, weil diese nur Frauen des Adels 
und höheren Bürgerstandes, jene alle Frauen ehelichen können: die 



1) Vgl. Rescript vom 28. September 1816 in v. Kamptx'8 Jahrb. Bd. 8. 
Seite 243. 

2) Detin der $. 65. Allg. L.-R. II. 1. gehört wenigstens im Principe nicht 
hierher, weil er nur die elterliche u. s. w. Einwilligang betrifft, welche an and 
für sieh bei allen Ehen nöthig ist — SS- 45—58. daselbst; vgl. dazu Koch 1 8 
Commentar zum Allg. L.-R«, 2. Ausg. 1857, Anmerkung 70. zum angefahrten $. 65. 
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unbeschränkte Heirathsfthigkeit ist das allgemeine Recht und da« 
Ausnahme-Recht besteht ja nicht zn Gunsten der nichtadeligen Män- 
ner, sondern zu Gunsten des Adelsstandes; die §§. 30 — 33. IL 1. 
haben zwischen dem Adel und dem niederen Bärgerstande überhaupt 
die Grenzmauer nur zum (allerdings wichtigsten) Theile aufgerichtet. 
Dieselben sind also ein Vorrecht 

1. des Adels überhaupt und der Familie dessen, der eine sogenannte . 
ungleiche Ehe eingehen will, insbesondere, vor den übrigen 
Staatsmitgliedern, und 

2. der adeligen Frauen vor den Frauen aus dem Bauer- und ge- 
ringeren Bürgerstande. 

Der Grund des Vorrechts ist nur das Bestehen des Adels in der 
bürgerlichen Gesellschaft als eines von den übrigen Theilen der- 
selben verschiedenen Standes und hat nur dieses Bestehen desselben 
zum Zwecke. 

Die §§. 30—33. Allg. Landrecht II. 1. enthalten also ein Stan- 
desvorrecht im Sinne des Artikel 4. der Verfassungs-Urkunde vom 
81. Januar 1850. 

$.17. Beweis durch die legislativen Motive« 
Suarez sagt in seinen amtlichen Vorträgen bei der Schluss- 
Eevision des Allg. Landrechts 1 ), dass die §§. 30—33. IL 1. »an sich 
aus dem bekannten Edicte vom 8. Mai 1739 genommen seien.« In 
diesem Edicte »wider die allzu ungleiche und zum Theil schändliche 
Heirathen derer vom Adel 2 )« heisst es, dass die früheren Regenten 
»theils in der Magdeburgischen Polizei-Ordnung de anno 1688, theils 
aber in denen hiernächst auf allerunterthänigstes Ansuchen der Mag- 
deburgischen Bitterschaft emanirten Edictis de anno 1697 und 1709 
dero höchstes Missfallen über die gar zu' ungleiche, ja gar schänd- 
liche Ehen deren von Adel bezeuget hätten;« dennoch sei höchst 
befremdend wahrgenommen, dass »ein solcher Missbrauch fast überall 
einreissen wollen, dass Edelleute von guten Familien ihres Standes 
und Herkommens dergestalt vergessen, dass durch Trieb irraison- 
nabler und ungezäumter Brunst sie sich zu den allerniederträchtigsten 
Ehen bewegen lassen, ja sogar mit solchen Personen einzugehen sich 
nicht schämen, welche vorhero in offenbahrer Schande gelebet. Und 
dann wir dergleichen zum Despect und merklichen Nachtheü Unseres 
getreuen Adels, an dessen Ehre und Wohlstand Uns gleich wohl 



1) Jahrbücher o. s. w. Band 41. S. 106. 

2) C. C. M. Cont. I. pag. 251. Nr. XVIII. , abgedruckt in Rabe, Sammlang 
Preassischer Gesetze and Verordnungen, Band I. Abtb. 2. S. 129. 
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mit gelegen, so stark einreissendes Unwesen nicht weiter zu dulden 
geüieinet sind .... Als setzen , • ordnen und befehlen wir Kraft 
dieses . .t u. s. w.; die Bestimmungen des Edicts bestehen darin, 
dass angesessene oder zur gesammten Hand gehörige Adelige, Frauen 
aus den niederen Ständen qicht heirathen und im Falle der Zuwider- 
handlung verschiedenen Nachtheilen unterworfen sein sollen, während 
die Ehe selbst eine gültige ist und auch zur Vermeidung jener Nach- 
theile Dispensation stattfinden kann, wenn ein armer Edelmann eine 
ausnehmend reiche, jedoch unbescholtene Person aus jenen Ständen 
heirathen will. 

Die Aeusserung von Suarez, dass die §§. 30 — 33. II. 1. aus 
diesem Edicte genommen seien, ist also in der Hauptsache nicht 
richtig, weil dieselben die Nichtigkeit solcher ohne Dispens geschlos- 
senen Ehen bestimmen. Nachdem Suarez sodann über den Begriff 
der niederen Stände gesprochen, bemerkt derselbe zum Schlüsse: 

3) »Das Edict erlaubt dem Edelmanne, der eine Missheirath 
thun will, wenn seine Verwandten die Einwilligung dazu verweigern, 
ad supplendum consensum zu klagen. Dies hat man nicht für schick- 
lich gehalten; zumalen durch dergleichen Processe die Interna domus 
zu sehr propalirt werden, und die Verbitterung in den Familien zu 
sehr genährt wird. Da bei dem ganzen Gesetze doch nur die Absicht 
ist, splendorem familiae bei dem Adel aufrecht zu erhalten, so hat 
man dergleichen zweifelhafte Fälle lieber zur Königl. Immediat-Ent- 
scheidung verweisen wollen.« 

Sowohl in dem Edicte, als in der Aeusserung von Suarez liegt 
die ujiverholene Absicht, den Adelsstand als solchen zu begünstigen 
und desswegen den adeligen Familien vor den bürgerlichen voraus das 
Becht zu geben, solche Ehen, welche dem Stande nicht günstig, zu 
verhindern. 

Der Gesetz-Revisor 1 ) spricht sich dahin aus: 

»Die politischen Gründe dieses Verbots aber können nur darin 
bestehen, dass die Reinheit des Bluts erhalten werden müsse; denn 
über die äussere Schande, welche eine wirklich ungleiche Heirath 
bringt, haben bürgerliche Familien eben so gut Ursache und Befug- 
niss sich zu beklagen, wie der Adel. Diese Rücksicht ist nun aber 
schon dadurch aus den Augen gesetzt worden, dass man das Verbot 
nur auf Frauenspersonen aus den niederen Ständen beschränkt hat. 
Denn ob ein Verwandter eine bürgerliche Person höheren oder niederen 



1) Ergänzungen and Erläuterungen der Preassischen Rechtsbücher von 
Gräff, von Rönne a. s. w., 2. Aasgabe, Band 3. S. 23. 
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Standes heirathe, das muss dem Adeligen desto gleichgültiger sein, 
je hoher er sich über alle Nichtadeligen stellt. Es wäre ein Beweis,. 
dass er auf seinen Adelsstand schon bedeutend weniger Gewicht legte, 
wenn er auf diesen Unterschied achteten 

Gerade dadurch, dass der Gesetz -Revisor »die Reinheit des 
Bluts« als einzig denkbaren und. doch nicht mehr zu erreichenden 
politischen Zweck auffasst, bestätigt er, dass die §§. 30—33. ein 
reines Standesvorrecht vor den übrigen Bürgern sind: aber, selbst die 
Möglichkeit der Beinerhaltung des Bluts würde nach der gegenwär- 
tigen Staatsverfassung nur den Adelsstand und nicht mehr die Po- 
litik angehen. 

Endlich heisst es auch in dem Girculare des Justizministers von 
Kamptz an sämmtliche Gerichtsbehörden »die Einwilligung in stan- 
desungleiche Ehen betreffend,« vom 20. Februar 1832 *), dass eine 
verheirathete Schwester nicht als Verwandte desselben Namens behufs 
Einwilligung in eine solche Ehe angesehen werden könne : »denn der 
Gesetzgeber hat unverkennbar auf das actuelle Interesse, welches 
Verwandte gleichen Namens bei ungleichen Ehen haben, ein besonderes 
Gewicht gelegt.« 

§. 18. Die Ansichten der Neueren, a) Das Königliche Obertribunal zu Berlin. 

Das Königliche Obertribunal hat in unseren Urtheilen ausge- 
sprochen, dass die §§. 30—33. Allg. Landrecht IL 1. kein Standes- 
vorrecht im Sinne des Art. 4. der Verfassungs-Urkunde enthielten. 

I. Das erste Urtheil ist vom 25. November 1853 2 ). Da die Ehe, 
um welche es sich handelte, im Jahre 1849 geschlossen war, so kam 
der Art. 4. der octroyirten Verfassungs-Urkunde vom 5. December 
1848 zur Sprache, welcher •übrigens bis auf eine kleine Abweichung 
in dem für die gegenwärtige Frage bedeutungslosen Schlussatze mit 
dem Art. 4. der Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 1850 über- 
einstimmt. 



. 1) Jahrbücher, Band 39. S. 129. — Vgl. überdies L. F. Diek, Die Ge- 
wissensehe, Legitimation durch nachfolgende Ehe und Missheirath. Halle, 1838. 
S. 229. 231., welcher die §§. 30—33. unverkennbar als Standesvorrecht des Adels 
ansieht. Die Lehrbücher des deutschen Privatrechts führen jene §§. als Ausnahme 
davon an, dass es beim niederen Adel eine Missheirath im juristischen Sinne nicht 
gebe, z. B. Walter, System des gemeinen deutschen Privatrechts, 1855. §. 461. 
S. 522. Anm. 17. — Vgl. ferner v. Savigny, System, Bd. 2. Beilage VII. S. 517 sqq., 
über die Eheverbote der lex Julia: der Zweck war Hebung des Senatorenstandes. 
— Vgl. endlich Ulrich 9 8 Archiv V. S. 150., wo von dem „bisher freien Connu- 
bium (l der neuen Preussischen Provinzen die Rede ist. 

2) Entscheidungen des K. Obertribunals, herausgegeben von Zettwach, 
Decker und Heimius: Band 26. Seite 347 folg. 
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Die Gründe des ürtheils sind folgende: 

1. Der Art. 3. der Verfassungs-Urkunde von 1848, welcher mit 
dem Art. 3. der von 1850 gleichlautend ist 1 ), zeige, dass die Ver- 
fassungs-Urkunde über Privatrechte hier nicht habe verordnen wollen ; 
die ausgesprochene Gleichheit der Preussen vor dem Gesetze wolle 
nichts anderes sagen, als dass sie den gleichen Rechtsschutz ge- 
messen und bei ihrer Bechtsverfolgung gleich behandelt werden 
sollten; dies sei ein Princip, das allerdings im Wesentlichen schon 
vor der Verfassungs-Urkunde bestanden habe; aber daraus folge 
nicht, dass in letzterer etwas ganz Besonderes und Neues habe ver- 
ordnet werden sollen; es habe nur das Princip deutlich und aus- 
drücklich ausgesprochen werden sollen. 

Es ist richtig 3 ), dass der Art. 3. an und für sich etwas Ueber- 
flüssiges sagt, wenn er den Erwerb, die Ausübung und den Verlust 
der Eigenschaft eines Preussen und der staatsbürgerlichen Hechte, 
also öffentlicher Rechte, durch Verfassung und Gesetz bestimmt wer- 
den lässt. Eine solche Verbindung desselben mit dem Art. 4., dass 
der letztere auch nur öffentliche Rechte betreffe, dürfte jedoch aus 
der blossen Aufeinanderfolge nicht zu folgern sein, da jeder Artikel 
für sich besteht und die Ausdrücke »vor dem Gesetze« und »Standes- 
vorrechte« ganz allgemein sind. Nur soviel scheint richtig, dass der 
Art. 4. nicht die privatrechtlichen Stände in dem obigen Sinne und 
deren Rechte, sondern die jetzigen oder früheren politischen Stände 
und das Recht dieser betrifft; bei dem letzteren ist es aber gleich- 
gültig, ob dasselbe öffentliches oder Privat-Recht ist. Zudem ist die 
aus jener Bemerkung des Ürtheils hervorleuchtende Ansicht, dass die 
Ehe in das Privatrecht gehöre, nicht haltbar: die Ehe selbst ist — 
abgesehen von ihrem sittlichen Charakter — ein Staatsinstitut, ohne 
welches es keinen Staat geben kann 3 ), und darum ein öffentliches, 
das Eherecht aber dem öffentlichen Rechte angehörend; das Ober- 
tribunal selbst bezeichnet die Ehe in dem späteren Urtheile vom 
24. November 1856 als ein nicht blos privatrechtliches Institut, son- 
dern als ein solches, welches sehr wesentlich auch einen sittlichen 
und religiösen Charakter an sich trage 4 ); nur die vermögensrechtlichen 
Beziehungen der Eheleute gehören dem Privatrechte an. 



1) Oben S. 6. 

2) Daselbst. 

8) Von der Notwendigkeit der Ehe für den Staat wird jetzt wohl Jeder 
überzeugt sein; vgl. v. Savigny, System, Band I. S. 346. Note (a). 

4> Entscheidungen Band 34. S. 182; Striethorsfs Archiv Bd. 22. S. 841. 
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KocKs 1 ) Bemerkung, dass das Verbot des Connubiums zwischen 
gewissen Classen und Personen nicht blos privatrechtlicher Natur 
sei, sondern einen politischen Charakter und denselben Grund habe, 
wie in Sclavenstaaten das Verbot der Ehen zwischen Freien und 
Sclaven, ist in so fern richtig, als auch die blos im Privatrechte aus 
politischen Gründen zu Gunsten eines Standes bestehende Ungleichheit 
eine politische ist, da sie als Zweck den Staat oder Stand als sol- 
chen hat. 

Die Auslegung des Art. 4., dass Gleichheit der Preussen Gleich- 
heit im ßechtsschutze bedeute, dürfte um desswillen nicht zutreffend 
sein 2 ), weil der jene Gleichheit der Preussen aussprechende erste Satz 
für sich allein jeder Deutung fähig ist und daher nur durch den zweiten 
Satz seine nähere Bestimmung erhalten kann 9 ). Dieser berechtigt 
aber nicht zu der Annahme, dass er von der Gleichheit im Bechts- 
schutze rede, weil derselbe hiervon Nichts enthält. 

Jene Auslegung ist auch in dem Commissionsberichte der zwei- 
ten Kammer vom 25. Januar 1856 ausgeführt ; allein der Bericht selbst 
bezeichnet dieselbe als gezwungen und nicht natürlich; der Ab- 
geordnete Wentjstel hat dieselbe mit Fug bekämpft und selbst der Ab- 
geordnete Wägener, welcher die beiden ersten Sätze des Art. 4. auf- 
gehoben wissen wollte, hat denselben einen anderen Sinn beigelegt, 
indem er sie als unrichtig und verwerflich bezeichnete und desshalb 
deren Beseitigung beantragte 4 ). 

2. Das Obertribunal fuhrt ferner aus, dass sich nicht annehmen 
lasse, durch den Art. 4. habe aller Unterschied der Stände aufgehoben 
werden sollen; dieser bestehe f actisch und rechtlich noch fort und 
müsse in jedem Staate, seine Verfassung sei welche sie wolle, be- 
stehen, weil er von Verhältnissen der Erziehung, Bildung, Lebensart, 
Hauptbeschäftigung und des Vermögens abhänge; nur die Standes- 
vorrechte sollten aufhören, wohin in Bezug auf den Adelsstand die 
Titel 9. Thl. IL des Allg. Landrechts hervorgehobenen Vorzüge 
gehörten; bei den §§. 30—33. sei von einem Vorrechte des Adels- 
standes nicht die Bede; dieselben enthielten nur eine, auch mit 
Bücksicht auf die Stellung des Adels im Allgemeinen diesen bevor- 
zugende Beschränkung für den Einzelnen; in dem Patente vom 5. De- 



1) Commentar zum Allg. Landrechte , 2. Ausgabe 1857. Anm. 35. zu den 
SS. 30—33. II. 1. 

2) Vgl. auch die folgende Note 4. 

3) Vgl. oben SS- 8. 9. 

4) Siehe die betreffenden Stellen bei v. Rönne, Staatsrecht, $. 106; 
S. 425. Note 1. 
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cember 1848 Nr. 9. sei eine Verordnung betreffend die Aufhebung 
einiger Ehehindernisse vorbehalten, hierbei habe man zweifelsohne 
auch au jene §§. gedacht; eine solche Verordnung sei nicht ergangen 
und daher beständen jene Vorschriften noch. 

Es ist nun zwar richtig, dass der sociale Ständeunterschied in 
jedem Staate thatsächlich vorhanden ist, weil derselbe seinen Grund 
in der Natur des Menschen hat. Es scheint aber nicht richtig, dass 
dieser natürliche Unterschied in jedem Staate auch rechtlich besteht 
und bestehen muss. Der Staat kann allerdings den vorhandenen Un- 
terschied thatsächlich nicht wegläügnen: allein daraus folgt nicht, 
dass alle socialen Stände als solche (nicht als einzelne Staatsbürger) 
Glieder des Staatskörpers sind oder sein müssen, oder dass der Staat 
diesen socialen Ständeunterschied zum Vortheile irgend eines Standes 
berücksichtigen muss. 

Koch 1 ) fuhrt Nordamerika als Staat an, in welchem es keine 
politischen Stände gebe; dies ist nur in so weit richtig, als die 
meisten socialen Stände dort eben nur sociale sind, wohingegen auch 
dort wirkliche politische Stände, wie die der Volksvertreter und Beam- 
ten, bestehen; aber richtig hebt Koch hervor, dass die factische bür- 
gerliche Lebensstellung mit dem alten Bechtsbegrifie der politischen 
Stände, welche jetzt nur eine bürgerliche Stellung einnehmen, nicht 
vermengt werden darf. 

Das Obertribunal selbst gibt dadurch, dass dasselbe die §§. 30. 
bis 33. II. 1. als eine den Adel im Allgemeinen bevorzugende Be- 
schränkung des Einzelnen bezeichnet, zu, dass dieselben ein Vorzug 
oder Vortheil des Adels sind : da dieselben aber ein Ausnahme-Recht 
lediglich zum Zwecke dieses Standesvorzuges bilden, so sind dieselben 
ein Standesvorrecht. 

v. Rönne 2 ) spricht sich gleichfalls gegen die Ansicht des Ober- 
tribunals aus, indem er das Absprechen der Fähigkeit, mit einem 
Adeligen eine Ehe einzugehen, »eine Zurücksetzung der für unfähig 
erklärten Person, also eine Bechtsungleichheit der Nichtadeligen ge- 
genüber dem Adel« nennt und die zu Note 1. erwähnte Bemerkung 
Koch's wörtlich wiederholt; ich vermisse dabei nur die Angabe, 
dass die Bechtsungleichheit den Vorzug oder Vortheil des Adels zum 
Grunde und Zwecke hat. 

Was endlich die Bezugnahme des Urtheils vom 25. November 



1) Commentar zum Allg. Landrechte, 2. Aasgabe 1857. Anm. 35. zu den 
W. 30-3$. II. 1. 

2) Staatsrecht, §. 108. S. 450. Note 3. 
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1853 auf Nr. 9. des Patents vom 5. December 1848 betrifft, so kann 
dieselbe zweierlei bedeuten, nämlich dass hieraus hervorgehe, 

1. der Gesetzgeber habe unter den Standesvorrechten des Art. 4. der 
Verfassungs-Urkunde die §§. 30—33. nicht verstanden, 

2. derselbe habe in dem Art. 4. kein Gesetz mit sofortiger aufhe- 
bender Wirkung, sondern nur ein allgemeines Princip erblickt. 

Obschon jene Folgerung wegen der allgemeinen Fassung der 
Nr. 9. des Patentes vom 5. December 1848 nicht ohne gewichtige Be- 
denken zu sein scheint, so ist dieselbe dennoch für uns nicht weiter 
von Bedeutung, weil dieselbe die Verfassungs-Urkunde vom 5. Decem- 
ber 1848 betrifft, wir aber nur den Sinn der Verfassungs- Urkunde 
vom 31. Januar 1850 zu erforschen haben, deren Gesetzgeber von dem 
der ersteren durchaus verschieden war, so dass jene nur aus sich 
selbst zu beurtheilen ist. 

IL Das zweite Urtheil des EönigU Obertribunals ist vom 24. No- 
vember 1856 *). 

Dasselbe enthält zunächst die bereits besprochene, schon in dem 
ersten Urtheile gemachte Bemerkung, dass nach dem Zusammenhange 
des Art. 3. mit dem Art. 4. der letztere sich hauptsächlich auf staats- 
bürgerliche Verhältnisse erstrecken und keine unmittelbare Anwen- 
dung auf das Privatrecht gestatte. Dasselbe betrifft im Uebrigen 
aber schon den Art. 4. der revidirten Verfassungs -Urkunde vom 
31. Januar 1850 und fuhrt in Beziehung auf diesen aus : unter die 
»Standesvorrechte« könne man das Verbot des §. 30. II. 1. nicht 
subsumiren, weil dieses seinen Worten und seinem Zwecke nach doch 
nur als eine Beschränkung des einzelnen adeligen Mannes bei der 
Wahl seiner Ehegattin aufgefasst werden dürfe; dass auch die Be- 
-dactoren des Allg. Landrechts jenes Verbot nicht als ein Standesvor- 
recht aufgefasst, dafür spreche der 9. Titel des IL Theils, welcher 
speciell von den Bechten und Pflichten des Adelsstandes handle und 
in den §§. 34 sqq. unter den »Vorrechten des Adelst jenes Verbots 
nicht gedenke; dass dasselbe nicht etwa blps übersehen, zeige die 
Erwähnung desselben im §. 8. daselbst. 

Dass das Verbot allerdings eine Beschränkung des einzelnen 
heirathslustigen Adeligen, aber zugleich eben dadurch eine Erwei- 
terung der Rechtsfähigkeit der adeligen Standesgenossen, ferner eine 
Beschränkung der Frauen aus den niederen Ständen in ihrer Rechts- 
fähigkeit und eben dadurch ein Standesvorrecht wie des Adels über- 



1) Striethorst, Band 22. S. 331 — 351. — Entscheidungen Band 34* 
S. 177—102. 

Archiv Ar Kirchenredrt. XX. 3 
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haupt ,• so der adeligen Frauen insbesondere enthalte , nachzuweisen, 
ist oben versucht worden. 

Dass die Eedactoren des Allg. Landrechts das Verbot als ein 
Vorrecht des Adels aufgefasst, scheint aus der oben §. 17. mitgetheil- 
ten Aeimerungen von Suarez hervorzugehen, nicht aber das Gegen- 
theil aus der Nichterwähnung desselben in den §§. 34 sqq. Allgem. 
Landreeht II. 9., denn 

1. kann auf die Bandschriften im Allg. Landrechte regelmässig eine 
nur sehr untergeordnete Rücksicht genommen werden, wie be- 
reits 4er zweite Senat des Obertribunals in dem Urtheile vom 
16» Januar 1862 ') ausgesprochen hat, 

2. spricht §. 80. IL 9. noch von besonderen Hechten und Pflichten 
des Adels nach Provincialgesetzen, 

3. wäre eine Erwähnung des Verbots unter den §§. 34 sqq. II. 9. 
überflüssig, zumal dasselbe, weil es ein Vorrecht des Standes und 
eine Beschränkung des Einzelnen, nicht so sehr als eine bevor*« 
zugende subjective Befugniss in die Augen fällt, 

4. ist schon im §. 8. II. 9. jene Unfähigkeit der Frau niederen 
Standes, in den Adel zu gelangen, hervorgehoben, 

6. entspricht die in den §§. 51 folg. IL 9. enthaltene Beschränkung 
der Bürgerlichen im Besitze adeliger Güter dem im §. 37. da- 
selbst ausdrücklich als solches bezeichneten Vorrechte des Adels 
in dieser Beziehung und lässt daraus schliessen, dass die Be- 
dactoren des Allg. Landrechts sich unter einer Beschränkung der 
Rechtsfähigkeit der Nichtadeligen ein Vorrecht des Adels ge- 
dacht haben, wie denn auch umgekehrt die Einschränkungen 
der einzelnen Adeligen im Besitze von (doch meist mit eigener 
Haadzu bebauenden) Busticalgrunden und im Betriebe bürger-- 
- ücher Gewerbe nach den §§. 72—79. IL 9. zum grössten Theile 
nur ein Vorrecht des Standes als solchen sind, wenngleich die- 
selben theilweise auch ein solches der Bauern sein können, um 
diesen leichter zu einem Grundbesitze zu verhelfen 3 ). 

III. Das Urtheil des K. Obertribunals vom 17. Decbr. 1860 3 ) und 

IV. dessen Urtheil vom 21, Februar 1862 4 ) fähren keine neuen 
Gründe an, sondern beziehen sich lediglich auf die beiden früheren 
Entscheidungen. 

1) Striethorst, Band 43. S. 333. 

2) Beides liegt den $$. 1. 2. 6. 10. 11. 12. des Edicts vom 9. Oetober 
1807 zum Grande. — Vgl. Bornemann' 8 Aeasserung in seiner Syst. Darstellung 
des Pr. Civilrecbts, Bd. I. S. 52. (2. Ausgabe Bd. V. S. 36.). 

3) Entscbeidungen Band 44. S. 153, — Striethörst, Bd. 40. S. 108. 

4) Striethörst, Band 43. S. 355. 
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$.19. b) Andere Auffassungen. 

1. Der Oberkirchenrath zu Berlin ßieht *) in den §§. 30—33. AUg> 
Landrecht II. 1. nicht ein Standesvorrecht, sondern eine Beschränkung 
des Adels, dass er sich mit einer Weibsperson ans der niederen Volks* 
klasse nicht verehelichen dürfe. Diese Meinung liegt schon dem Ur- 
theile des Obertribunals vom 25* November 1853 zum Grunde und 
braucht daher hier nicht weiter berührt zu werden« Es sei jedoch 
vergönnt, nochmals darauf hinzuweisen, dass das Edict vom 8. Mai 
1739 (oben §. 17.) im Eingange erwähnt, die Edicte von 1697 und 
1709 gegen die ungleichen Ehen seien »auf allerunterthänigstes An- 
suchen der Magdeburg'schen Bitterschaft« ergangen, woraus doch die 
Meinung der letzteren selbst über die Natur sothanen Verbots ge- 
nugsam erhellet, da dieselbe keine Beschränkung für sich, sondern 
nur für einzelne entartete Standesgenossen zum Flor des Bitterstandes 
überhaupt erbittet. 

2. In dem Berichte der Commission des Herrenhauses, zur Vor- 
berathung des Ehegesetz -Entwurfs,, vom 5. März 1861 2 ), sind die 
Grande eines Verbesserungs- Antrags erwähnt, in welchen die §§. 30. 
bis 33. II. 1. ebenfalls als kein Standesvorrecht dargestellt werden; 
dieselben führen aus: es gebe einen Kaufmannsstand, einen Stand 
der Geistlichen, der Militärpersonen, die sich mancher Rechte vor 
Anderen erfreuten; Niemanden sei eingefallen, sie als der Verfas- 
sung widerstrebend zu betrachten ; noch der §. 4. des Gesetzes vom 
8. Juni 1860 bestätige die »Vorrechte« der Militärpersonen bei letzt- 
willigen Verordnungen; eine verschiedene Behandlung, die das Gesetz 
verschiedenen Ständen angedeihen lasse, involvire nicht jedesmal ein 
Vorrecht für den einen, eine Herabsetzung für den anderen Stand; 
gerade so sei es kein Vorrecht, wenn der §. 112. Allg. Landrecht I. 6. 
den Bauer- und gemeinen Bürgerstand von den übrigen Ständen 
trenne, wenn die §§. 701 sqq. II. 1. bei Ehescheidungen wegen Thät- 
lichkeiten den Personen gemeinen Standes die des mittleren und hö- 
heren Standes gegenüber stelle 3 ) und wenn das Gesetz vom 8. April 
1857 von der ehelichen Gütergemeinschaft in Neu- Vorpommern die 
Adeligen, Prediger, Beamten u. s. w. ausnehme; das Vorrecht eines 
Standes setze ein jus singulare voraus, welches ihn über die gemeine 
Begel stelle; eine Beschränkung dagegen für einzelne Glassen erthedle 



1) Wenigstens nach der Mittheilung Koch* 8 in der oben S. 31. Note I. 
angeführten Anmerkung zu den §§. 30—33. IL 1. 

2) Stenographische Berichte. 1861. Herrenhaus Band 2. Anlagen S. 58—09. 

3) Vgl. dieselbe Bemerkung m dem Urtbeile vom 24. November 1856. — 
Entscheidungen Bd. 34. S. 186. 

3* 
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damit nicht allen übrigen, die bei der allgemeinen Freiheit verblie- 
ben, ein Vorrecht; wenn die §§. 34. 35. Allg. Landrecht II. 1. die 
Heirathen der Militärpersonen an eine höhere Einwilligang bänden, so 
werde damit weder für sie, noch für diejenigen, die nach gemeiner 
Regel des Consenses nicht bedürften, ein Vorrecht im juristischen 
Sinne begründet; dieser Bestimmung stehe nun die Vorschrift der 
§§. 30 — 33., wie nach ihrer Stelle im Gesetz, so auch in der Sache 
ganz nahe ; ein Vorrecht gewährten diese §§. weder den adeligen Män- 
nern und geringeren Frauen, noch den niederen Männern und den 
höheren Frauen. — 
Wahr ist: 

1. dass es auch in unserem Staate blos sociale Stände gibt, wie 
die Kaufleute und Geistlichen — letztere, soviel den Staat be- 
trifit, Verfassungs-Urkunde Art. 12—18. — , 

2. dass die Personen dieser Stände Rechte haben können? welche die 
Uebrigen nicht haben, weil die durch dieselben bestimmten 
Rechtsverhältnisse nur in diesen Ständen vorkommen, oder dass 
das scheinbare Ausnahme-Recht nur ein allgemeines Recht für 
besondere Rechtsverhältnisse ist, 

3. dass auch in unserem Staate politische Stände, wie die des Mili- 
tärs (Verfassungs-Urkunde Art. 35 sqq.) und der Beamten (Ver- 
fassungs - Urkunde Art. 86 — 98.), bestehen und die Mitglieder 
derselben ein von dem allgemeinen Rechte abweichendes Recht 
in so fern haben müssen, als ihr gedeihlicher Bestand solches 
fordert, wohin denn auch z. B. die freiere Testamentsform för 
das Militär gehört, wie schon füher bemerkt ist, 

4. dass demnach das Ausnahme -Recht, ^welches ein verfassungs- 
mässiger Stand haben müss , um als solcher wohl bestehen zu 
können und dennoch die Rechtsfähigkeit der einzelnen Mitglieder 
im Verhältniss zu den anderen Staatsbürgern gerade wegen der 
Zugehörigkeit zum Stande nicht zu beschränken, kein Vorrecht 
desselben und keine Herabsetzung der Uebrigen involvirt, son- 
dern im Grunde eine Forderung des Staatswohles ist und somit 
allen Staatsbürgern zu Gute kommt. 

Dass der §. 112. Allg: Landrecht I. 6. ein Standesvorrecht ent- 
halte, ist oben ausgeführt. 

Was das Beispiel der §§. 701 sqq. Allg. Landrecht II. 1. angehet, 
so scheint dasselbe nicht zu passen. Denn der Sinn der §§. 699., 
700., 703. daselbst ist eigentlich nur der, dass grosse Böswilligkeit 
eines Ehegatten gegen den anderen die Ehescheidung begründe; die 
Böswilligkeit kann, als etwas Inneres, nur durch Willensäusserungen 
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erkannt werden; die letzteren haben bei einem gebildeten und einem 
ungebildeten Menschen gerade wegen der Bildungsverschiedenheit re- 
gelmässig eine verschiedene Willensrichtung zum Grunde ; indem nun 
das Allg. Landrecht den Grad der Bosheit bestimmt, welcher eine 
Scheidung begründen soll, muss dasselbe, wenn es diesen Grand bei 
allen Eheleuten gleichmässig festsetzen will, nothwendig die Wülens- 
äusserungen unterscheiden, weil diese nicht immer denselben Wil- 
lensact als Ursache haben; die Bezeichnung als gemeiner, mittlerer 
und höherer Stand drückt nur die Verschiedenheit der Bildung aus; 
die Bösartigkeit des Willens aber ist bei allen als dieselbe gedacht 
und somit in den §§. 699—703. Allg. Landrecht IL 1. ein wahrhaft 
gleichmäßiges Recht geschaffen*). 

Die Ausnahme der Prediger, Adeligen, Beamten u. s. w. von 
der Gütergemeinschaft in dem Gesetze vom 8. April 1857 gehört 
ebenfalls nicht hierher; die Ausschliessung der Gütergemeinschaft 
durch Vertrag steht nach den §§. 412 sqq. Allg. Landrecht II. 1. 
allen Eheleuten frei; sonach beschränkt sich jene Exemtion darauf, 
dass die Prediger u. s. w. die Ausschliessung nicht erst durch einen 
Vertrag zu bewirken brauchen: die Gründe des Gesetzes hierfür aber 
können zweckmässige sein und z. B. schon auf der Wahrnehmung 
beruhen, dass in Neu-Vorpommern die Prediger, Beamten, Adelige 
u. s. w. jene Ausschliessung gewöhnlich vornehmen, so dass dann den 
Gerichten ein erklecklicher Zeitverlust erspart wird; in anderen Ge- 
genden ist es anders, wie z. B. in Westfalen nach dem Gesetze vom 
16. April 1860 die Gütergemeinschaft; gesetzlich nur bei den Ehen 
ausgeschlossen ist, in welchen der Ehemann einer der vormals unmit- 
telbaren Deutschen Beichsstandigen Familien angehört. Nicht für 
das erwähnte Gesetz, wohl aber för alle nach der Verfassungs-Ur- 
kunde erschienenen und erscheinenden Gesetze, in denen wirkliche 
Standesvorrechte enthalten sind, darf hier überdies bemerkt werden, 
dass der Gesetzgeber auf Grund der Art. 62. und 107. der Verfassungs- 
Urkunde von dem Art. 4. derselben eine Ausnahme und somit wahre 
Standesvorrechte schaffen kann, wie denn auch die Verfassungs-Ur- 
kunde selbst im Art. 65. a. b. Standesvorrechte hat. 

Allerdings ist nicht jedes jus singulare ein Vorrecht; auch ein 
solches, welches die Rechtsfähigkeit einzelner Classen beschränkt, ist 
an und für sich kein Vorrecht der 'übrigen. Zu diesem wird dasselbe 
jedoch dann, wenn es keinen anderen Bechtsgrund hat, als den Vor- 
theil oder den Bestand der übrigen Classen als solchen: die Be- 



1) Vgl. hierüber aucb Striethorst, Archiv, Band 17. Seite 353. 
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schränkung der einzelnen Classe durch das objective Recht erscheint 
so als subjectives Recht der übrigen Classen, des Inhalts, dass die 
Beschränkung zu ihrem Vortheile bestehe. Nur dann also ist das die 
Rechtsfähigkeit einer einzelnen Classe beschränkende jus singulare 
kein Vorrecht der übrigen, wenn das letztere nicht lediglich zu Gun- 
sten der übrigen besteht und diese nicht das Recht haben, dass die 
Beschränkung bestehe. 

Das Eheverbot der §§. 34., 35. II. 1. scheint nicht hieher zu 
gehören. Denn der Grund desselben liegt nicht darin, dass der Mi- 
litärstand als solcher besteht, oder in der Eigenschaft dieses Standes 
als eines zugleich socialen, sondern darin, dass es mit dem Staats- 
wohle nicht für vereinbar erachtet worden; wenn jeder Soldat nach 
Willkür heirathen könne: der Staat selbst, von dessen verfassungs- 
mässigen Gliedern der Militärstand eines ist, ist der Grund. Es er- 
hellt dies zunächst aus der Circ.-Verordnung vom 1. September 1793, 
welche als Folge der grösseren Ehe-Freiheit der Offleiere angibt, dass 
diese »bei gänzlichem Mangel an eigenem Vermögen in eine solche 
Dürftigkeit versetzt werden, dass sie in Schulden versinken und nicht 
mehr im Stande gewesen, ihre militärische Laufbahn fortzusetzen, 
sondern durch allerhand Mittel und Wege gesucht haben, sich, ohne 
Invalide zu sein, in einen Givildienst einzuschleichen,« dass dieselben 
durch Nahrungssorgen abgehalten; »sich auf den Dienst zu appliciren 
und etwas auf die Erlernung der ihnen nöthigen Wissenschaften zu 
verwenden, wodurch die Fähigkeiten manches brauchbaren Officiers 
für die Armee und den Staat verloren gehen.« Ferner sagt die 
Cab.-Ordre vom 27. November 1809 : »Se Königliche Majestät u. s. w. 
haben schon bei mehreren Gelegenheiten ausgesprochen, dass es 
überhaupt mit dem Geiste der neuen Organisation in der Armee nicht 
vereinbar ist, noch eben die Rücksicht auf die Soldatenfrauen und 
Kinder zu nehmen, die ihnen bisher widerfahren ist 1 ).« Der Staat 
hat sich bei diesem Eheverbote selbst als Grund und Zweck angesehen. 
Es sind nebenbei Gründe angeführt, welche das Verbot auch für den 
Officier zweckmässig erscheinen lassen; wenn nun der Militärstand als 
Staatsinstitut authörte, so fielen die staatlichen Gründe des Verbotes 
hinweg und dasselbe würde nur noch in der etwa bestehen bleibenden 
Eigenschaft eines socialen Standes fernerhin seinen Grund haben; 
hielte nun der Stand selbst darauf,' als solcher socialer fortzubestehen, 
6o bestände das Verbot zu seinem Vortheile, weil dasselbe nur ihm 



1) Beide Verordnungen stehen abgedruckt bei Koch, Commentar zu den 
Si 84. 35. Allg. Landrecht II. 1. 
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günstige Ehen zu wege bringen würde; dasselbe wäre aus einem 
Standesrechte ein blosses Standesvorrecht geworden. 

Dass die §§. 30—33. den §§. 34., 35. ganz nahe stehen, be- 
weiset Nichts für die innere Gleichheit, weil dann alle Ehe-Verbote 
auch in der Sache ganz nahe stehen müssten ; denn das eine folgt auf 
das andere und zwei Dinge, welche mit einem dritten gleich sind, 
müssen auch unter sich gleich sein. 

Was endlich die blosse Negation am Schlüsse der besprochenen 
Ausführung jenes Antragstellers betrifft, so ist dieselbe in Ansehung 
der einzelnen heirathslustigen adeligen Männer und aller Nichtadeligen 
richtig; in Betreff des Adelsstandes aber und der adeligen Frauen 
ist die Affirmative nachzuweisen oben versucht worden. 

3. Der Bericht der XVII. Gommission des Hauses der Abgeord- 
neten vom 10. März 1862 *) erblickt in den §§. 30—33. Allg. Land- 
recht IL 1. ein Standesvorrecht im Sinne des Art. 4. der Verfassungs- 
Urkunde und fuhrt diese Ansicht folgendermassen aus: 

Das Obertribunal vermenge den Begriff der politischen Stände 
mit dem der gesellschaftlichen; der Adel sei von* jeher und aller 
Orten als ein politischer Stand angesehen worden, dem und dessen 
Mitgliedern als solchen vermöge ihrer Geburt allein, dem Bärger- 
stande gegenüber, gewisse Vorrechte in fast allen Gesetzgebungen, 
auch in der unsrigen, verliehen worden seien; ffir alle Glieder der 
Staatsgesellschaft aber müsse das gemeinschaftlich bleiben, was ohne 
Verletzung ihrer rechtlich gleich freien und gleich heiligen persön- 
lichen Würde und Bestimmung und ihres gleich freien Antheils am 
Gemeinwesen, an dessen Vortheilen und Lasten, nicht getheilt werden 
könne; gemeinschaftlich also ffir alle müsse die gleiche Anerkennung, 
Achtung und Schätzung der rechtlichen Freiheit und Würde als 
Mensch und Bürger, oder das gleiche Menschen- und Bürgerrecht 
bleiben; das Institut der Missheirath verletze diese rechtliche Ge- 
meinschaft und begründe eine Rechtsungleichheit, indem sie die un- 
ebenbürtige Ehefrau zu einer Ooncubine, ihre Kinder zu unehelichen, 
herabwürdige; eine nothwendige Gonsequenz solcher Rechtsungleich- 
heit auf der «inen Seite aber sei die Bevorrechtigung auf der an- 
deren, die dem Adeligen allein die Wege öffnen, sich ohne sonder- 
liche Mühe seiner ihm nicht ebenbürtigen Gattin zu entledigen; der 
Unterschied der gesellschaftlichen Stände werde niemals aufhören, 



1) stenographische Berichte. 1862. Haas der Abgeordneten. 2» Band. An- 
lagen. S. 596—600. Die Motive des Assmarm 1 achen Antrags (Daselbst S. 145.) 
sprechen sich ober die Frage nicht aas. 
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der der politischen Stände aber im Sinne des Allg. Landrechts sei 
nicht allein nicht nothwendig, sondern auch sehr entbehrlich, wie 
z. B. Nordamerika zeige. 

Den letzten Satz des Berichts, welcher sein Beispiel Koch 1 ) 
entlehnt hat, trifft derselbe Vorwurf, welchen er dem Obertribunale 
macht. Denn da jeder Staat Stände im eigentlichen Sinne haben 
muss, d. h. eine Classe von Personen, welche der Staat als solche 
(von den übrigen Staatsmitgliedern unterschiedene) zu seinem Be- 
stände nothwendig hat, so hat auch Nordamerika politische Stände, 
wie die Volksvertreter und die Beamten ; richtig ist jedoch, dass der 
Staat nicht jeden (Geburts- oder Berufs-) Stand zu seinem rechtlichen 
Organismus nöthig hat d. h. als politischen Bedarf; unser Staat, wel- 
cher nach seiner früheren Verfassung, wo er also selbst ein Anderer 
war, den Adel als Glied des Staatsorganismus oder als politischen 
Stand ansah 3 ), kennt jetzt den Adel als solchen letzteren nicht. 

Die Behauptung des Berichts, dass eine Folge der in den 
§§.30—33. enthaltenen, in Herabwürdigung der unebenbürtigen Ehe- 
frau zur Concubine bestehenden Rechtsungleichheit die Bevorrech- 
tigung des Adeligen sei, sich ohne sonderliche Mühe seiner ihm nicht 
ebenbürtigen Gattin zu entledigen, beruhet auf einer Verwechslung 
der Begriffe. Denn 

1. kann hier doch nur von der rechtlichen d. h. nach dem Rechte 
des Staats geltenden Ehe die Bede sein. 

2. ist eine Frau, welche wider das Becht des Staates mit einem 
Adeligen eine Geschlechtsverbindung eingehet, von Anfang an 
keine Ehefrau oder Gattin, sondern rechtlich eine Goncubine, 

3. kann sich daher der Adelige auch nicht »ohne sonderliche Mühe 
seiner ihm nicht ebenbürtigen Gattin entledigen,« weil er keine 
solche hat. 

Jene Behauptung flicht hier die kirchliche Bedeutung der Ehe 
ein; aber dieselbe Behauptung könnte mit gleichem Grunde aufge- 
stellt werden, wenn der Staat das Institut der obligatorischen Givil- 
Ehe hätte, welches einzuführen gerade dieselbe, aus denselben Mit- 
gliedern bestehende Gommission beantragte 3 ) : ginge nämlich Jemand 
ohne diese Form eine, kirchlich als Ehe geltende, Geschlechtsver- 
bindung ein, so könnte er sich auch hinterher »ohne sonderliche 



1) Comroeotar zum Allg. Landrechte, 2. Ausgabe 1857. Anm. 35. zu den 
SS. 30—33. IL 1. 

2) S. 1. Allg. Landrecbt II. 9. 

3) Siebe die auf S. 30. Note 1. angeführten stenographischen Berichte 
S. 578 folgende. 
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Mähe seiner Gattin entledigen ;c man kann dieses Beispiel nicht für 
unmöglich halten, weil eine kirchliche Trauung nicht ohne vorher- 
gegangene Giviltrauung stattfinden dürfe; das ist ja auch bei den 
§§. 30—33. nach dem §. 440. Allg. Landrecht IL 11. der Fall und 
dennoch kommen Zuwiderhandlungen vor. Es kann daher nur von 
dem staatlichen Hechte aus deducirt werden und nach diesem kann 
Jemand sich seiner Gattin blos wegen seines Adels nicht entledigen: 
also hat auch der Adelsstand ein solches Vorrecht nicht. Somit ist 
in dem Berichte der Commission nur das richtig, dass die gesell- 
schaftlichen und die politischen Stände nicht immer gehörig aus- 
einander gehalten werden. 

4. Das durch das Obertribunals-Urtheil vom 24. November 1856 
vernichtete Urtheil des Appellations-Gerichts zu Königsberg 1 ) sieht in 
den §§. 30—33. Allg. Landrecht IL 1. ein Standesvorrecht, weil 

a) der Staat sich bei der Zulassung von Personen des niederen 
3ürger- oder Bauernstandes in den Adelsstand durch die betref- 
fende Gerichtsbehörde oder gar durch den Landesherrn selbst 
und, ebenso bei der Aufhebung dergleichen ohne Dispensation 
eingegangenen Ehen gleichsam ex officio durch seine richter- 
lichen Organe betheilige, und also dem Adelsstande einen Dienst 
leiste, den er keinem anderen Stande leiste, 

b) die adeligen Verwandten um ihres Adels willen ein Becht der 
Mitwirkung bei Ehen der Agnaten hätten, was Nichtadeligen 
abgehe, und 

c) Frauen des Adels und des höheren Bürgerstandes vor denen des 
niederen Bürger- und Bauernstandes keines Dispensation be- 
dürften; 

die §§. 30 — 33. seien in der ersteren Beziehung ein Vorrecht des 
Adelsstandes als Ganzen und in den beiden letzteren Beziehungen 
ein Vorrecht der einzelnen Standesgenossen, nämlich der Verwandten 
und der Frauen. 

Nach den früheren Ausführungen sind die §§. 30—33. ein ob- 
jectives Ausnahme-Recht zu Gunsten 

a) des Adelsstandes überhaupt und der betreffenden Familien ins- 
besondere, weil durch dieselben der Eintritt der niederen Frauen 
in den Adel resp. die betreffende Familie verhindert wird, 

b) des weiblichen Theils des Adels, weil dieser durch jene Bestim- 
mungen eine grössere Gelegenheit und Aussicht zur Heirath 
erhält. 



1) Striethorsfs Archiv, Band 22. S. 388— 388. 
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Das sich hieraas ergebende subjective Recht besteht also 
darin: 

1. dass der Adelstand und insbesondere die einzelne Familie sich die 
Aufnahme von niederen Frauen nicht gefallen zu lassen braucht, 
welches der höhere Burgerstand sich gefallen lassen muss, 

2. dass die adeligen Frauen sich mit allen Männern verheirathen 
können, während die niederen Frauen nur die nichtadeligen 
Männer heirathen können. 

Das letztere nun stimmt mit dem dritten Grunde des Königs- 
berger Urtheils überein und ebenso des erstere mit den beiden andern 
Gründen desselben, insoweit diese das Recht das Adels und der ein- 
zelnen Familien in Betreff der Zulassung von Personen niederen 
Standes in den Adelstand enthalten. Dagegen ist der erste Grund, 
so weit er sich auf die Aufhebung ohne Dispens eingegangener Ehen 
bezieht, falsch, weil, wie schon gegen den Commissionsbericht des 
Abgeordnetenhauses bemerkt worden, eine solche Aufhebung Wegen 
des Mangels einer Ehe nicht möglich ist: das die ohne Dispens ein- 
gegangene Geschlechtsverbindung für nichtig erklärende Urtheil spricht 
nur aus, dass die letztere rechtlich keine Ehe ist. Das Vorrecht be- 
steht daher nur in der Unmöglichkeit der Ehe , nicht in der Mög- 
lichkeit der Aufhebung 'der Ehe. 

III. Ueber die aufhebende Wirkung des Art. 4. der Verfassungs-Urkunde 
v om 31. Januar 1850 in Beziehung auf die bis zu der letzteren bestandenen 

Standesvorrechte. 

S 20. Der Art. 4. hat aufhebende Wirkung. 

Der Art. 4. der Verfassungs-Urkunde bestimmt: »Alle Preussen 
sind vor dem Gesetze gleich. Standesvorrechte finden nicht statt.« 
Der erste Satz spricht nur ein allgemeines Princip aus und erhält 
erst durch den zweiten Bedeutung. Die in dem letzteren gebrauchte 
sprachliche Form des Praesens indicativi drückt nicht den gewöhn- 
lichen Sinn dieser Form, sondern den Befehl aus. Denn wenn dieses 
nicht der Fall wäre, so sagte der Art. 4. entweder etwas Unwahres, 
wenn nämlich bei seinem Ergehen noch wirkliche Standesvorrechte 
bestanden, oder etwas Ueberflüssiges, wenn nämlich solche nicht mehr 
bestanden. Beides kann man nicht vermuthen. Der Art 4. kann 
also nur bedeuten: »Standesvorrechte sollen nicht stattfinden«« Da 
aber diese Sprachform sowohl die Gegenwart, als die Zukunft bezeich- 
net, so hat der Gebrauch des Praesens indicativi nothwendig die Be- 
deutung, dass der Befehl sich auf die Gegenwart bezieht. Der 
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Art. 4. bestimmt daher: »Standesvorrechte sollen schon jetzt gegen- 
wärtig nicht mehr stattfinden.« 

Das Wort »stattfinden bedeutet »eine Stätte, eine Stelle oder 
einen Platz finden.« Da die Standesvorrechte als Rechte nur unter 
oder in dem Rechte eine Stelle haben können und also nicht mehr 
haben sollen, so sollen dieselben mit anderen Worten nicht mehr im 
Rechte oder im Rechtssysteme sein oder selbst nicht mehr »Recht« 
sein. Wenn der Gesetzgeber, von welchem alles positive Recht ans. 
gehet, sagt, dass dies oder jenes nicht mehr Recht sein soll, so ist 
dasselbe eben dadurch nicht mehr Recht. 

Wenn also der Art. 4. sagt, dass die Standesvorrechte nicht mehr 
Recht sein sollen, so haben dieselben dadurch aufgehört, Recht zu 
sein: dieselben sind aufgehoben oder abgeschafft. 

Hätte der Art. 4. nicht den Sinn, dass die Standesvorrechte so- 
fort aufgehoben sein sollten, so könnte er nur den haben, dass sie 
künftig durch ein besonderes Gesetz aufgehoben werden sollten. Wenn 
der Gesetzgeber dies hätte bestimmen wollen, so würde er dasselbe 
auch gesagt haben. Man könnte dem zwar entgegnen, dass dieses 
geradeso umgekehrt der Fall sein würde, wenn er die sofortige Auf- 
hebung gewollt hätte. 

Allein wenn man einmal den Ausdruck als undeutlich ansehen 
will, so wäre doch die Undeutliclikeit bei jener Absicht des Gesetzge- 
bers eine weit grössere, als bei dieser, weil in der auf die Gegen- 
wart gerichteten Form eines Befehls der auf die sofortige Wirkung 
desselben gerichtete Wille des Befehlenden nach den Regeln der 
Sprache e&annt wird. 

Man vergleiche nur den Art. 10. der Verfassungs-Urkunde »der 
bürgerliche Tod und die Strafe der Vermögens - Einziehung finden 
nicht statt.« 

Es ist hierbei gewiss nicht anzunehmen, dass diese selbigen 
Worte erst in einem besonderen Gesetze wiederholt werden sollen, 
um Gesetz zu werden: und doch ist der Ausdruck »finden nicht 
statt« derselbe, wie im Art. 4.; das, was unter bürgerlichem Tode 
und unter Vermögenseinziehung zu verstehen ist, weiss Jeder; die 
Anwendung des Art. 10. ist daher leicht : wenn nun das Wort »Stan- 
desvorrechte« eine verschiedene Auffassung erfahren hat, muss darum 
der Art. 4. nicht sofort angewendet werden? Nein, sondern jenes 
Wort muss richtig ausgelegt werden; sonst hätte die Verfassungs- 
Urkunde etwa bestimmen müssen, dass erst durch ein besonderes Ge- 
setz der Begriff des Wortes »Standesvorrechte« festgestellt wer- 
den solle. 



44 Wirseh Aofheb. des Ebehind. der Staudesnngleichheit in Preassen. 

Die künftige Einführung der Civil-Ehe ist bei Redaction der 
Verfassungs-Urkunde beabsichtigt; diese Absicht ist im Art. 19. aus- 
gesprochen; wenn dieser Artikel Messe: »Fortan findet nur die Civil- 
Ehe statt,« so würde die letztere nur durch ein besonderes Gesetz 
geregelt und so in der That erst eingeführt werden können; obgleich 
also in diesem Falle das »stattfinden« von selbst nur auf ein künftiges 
Gesetz bezogen werden könnte, hat der Art. 19. dennoch die künftige 
Einführung durch ein besonderes Gesetz ausgesprochen. 

Der Art. 18. der Verfassungs-Urkunde bestimmt: 

»Das Ernennungs-, Vorschlags-, Wahl- und Bestätigungsrecht 
bei Besetzung kirchlicher Stellen ist ... . aufgehoben.« 

Ohne Gewalt kann dieses nicht dahin ausgelegt werden : » . . soll 
später durch ein besonderes Gesetz aufgehoben werden;« und doch 
ist »nicht stattfinden« und »aufgehoben sein« nach dem Obigen 
gleichbedeutend. 

Endlich aber, um die Bedeutung der Artikel 112—116. der 
Verfassungs-Urkunde für unsere Auslegung zu übergehen, lautet der 
Art. 109. so: 

»Die bestehenden Steuern und Abgaben werden forterhoben und 
alle Bestimmungen der bestehenden Gesetzbücher, einzelner Gesetze 
und Verordnungen, welche der gegenwärtigen Verfassung nicht zu- 
widerlaufen, bleiben in Kraft, bis sie durch ein Gesetz abgeändert 
werden.« 

Darin liegt: 

1. Gesetze, welche der Verfassung nicht zuwiderlaufen, können erst 
durch ein besonderes Gesetz aufgehoben werden ; — das versteht 
sich von selbst, da dieselben durch die Verfassung nicht aufge- 
hoben sind; — 

2. Gesetze, welche der Verfassung zuwiderlaufen, bedürfen der Auf- 
hebung durch ein besonderes Gesetz nicht; — das versteht sich 
abermals von selbst, da dieselben durchs die Verfassung bereits 
aufgehoben sind ; — was kann denn »zuwiderlaufen« anders be- 
deuten? 

Wenn also die Verfassung x will, dass die Standesvorrechte auf- 
gehoben sind , so will dieselbe auch, dass die dieselben enthaltenden 
Gesetze aufgehoben sind, weil diese derselben zuwiderlaufen. Der 
Art. 4. der Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 1850 hat demnach 
die bis zu derselben bestandenen , Standesvorrechte enthaltenden Ge- 
setze aufgehoben. 
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$. 21. Die Meinungen Anderer. 

Das Eönigl. Obertribunal hat in den Entscheidungen vom 
25. November 1853 *) und vom 24. November 1856 2 ) ausgesprochen, 
dass die Standesvorrechte durch Art. 4. der Verfassungs-Urkunde nicht 
aufgehoben seien. Bestimmt ist diese Ansicht nur in der letzter- 
wähnten Entscheidung ausgeführt : wo es heisst : 

Der Art. 4. erstrecke sich hauptsächlich auf staatsbürgerliche 
Verhältnisse und habe eine politische Bedeutung; dergleichen allge- 
meine Axiome, wie sie die Verfassungs-Urkunde vielfach enthalte, 
hätten überhaupt ihrer generellen Fassung, wie ihrem Zwecke nach 
mehr. die Bedeutung, die leitenden Grundsätze für die künftige Ge- 
setzgebung vorzuzeichnen, als sie sich schon selbst zur unmittelbaren 
Anwendung auf bürgerliche Rechtsstreitigkeiten eigneten ; wenigstens 
dürfe das immer nur mit grosser Vorsicht zumal da gesehen, wo es 
sich frage, ob durch dieselben eine bisher bestandene besondere ge- 
setzliche Vorschrift implicito für aufgehoben erachtet werden solle; 
gerade vor einem derartigen Missgriffe in der Anwendung habe 
Art. 109. der Verfassungs-Urkunde warnen sollen, dieser Auffassung 
stehe die allgemeine Auslegungsregel: Lex posterior generalis non 
derogat priori speciali : zur Seite. 

Das Obertribunal spricht also aus, dass der Art. 4. die leitenden 
Grundsätze für die künftige Gesetzgebung habe vorzeichnen und nicht 
unmittelbar auf bürgerliche Rechtsstreitigkeiten habe angewendet 
werden wollen 

1. wegen seiner generellen Fassung, 

2. wegen seines Zwecks. 

Bei jener Absicht des Art. 4. würde dieser kein Gesetz, sondern 
ein Motiv für ein künftiges Gesetz in gesetzlicher Form sein. Dies 
dürfte nicht anzunehmen sein, weil der künftige Gesetzgeber berech- 
tigt ist, das Motiv nicht anzunehmen, und selbst die gesetzliche 
Form des Motivs wieder aufzuheben: so würde Nichts erreicht sein. 
Dem könnte man nun zwar den Art. 19. in Betreff der künftigen 
Civil-Ehe entgegen halten: allein hiermit hat es eine andere Be- 
wandtniss, weil die sofortige Einführung der Civil-Ehe durch die 
Verfassungs-Urkunde nicht thunlich war. 

Der erste Beweisgrund für jene Absicht des Art. 4. soll nun 



1) Entscheidungen des K. Obertribunals, herausgegeben von Zettwach, 
Decker und Heinsius, Band 26. Seiten 347 folg. 

2) StHethorst, Band 22. S. 331 — 351. — Entscheidungen Band 34. 
S. 177—192. 
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dessen generelle Fassang sein. Diese besteht darin, dass »Standes- 
vorrechte« gesagt ist — denn dass es lediglich auf den zweiten Satz 
des Artikels ankommt, zieht Niemand in Zweifel; wenn man jedoch 
alle Standesvorrechte aufheben wollte, konnte man sich keines spe- 
cielleren Ausdrucks bedienen; die Worte »finden nicht statt« aber 
haben, wie oben ausgeführt, eine so specielle Bedeutung, dass man in 
Bezug auf diese die Fassung des Satzes nicht generell nennen kann. 

Der zweite Grund für jene Absicht des Art. 4. ist in seinem 
Zwecke gefunden. Dies dürfte nicht angehen, da beides dasselbe 
bedeutet; der Satz nämlich, dass dies oder jenes seinem Zwecke 
nach dies oder jenes sein wolle, scheint sich in einem Cirkel zu be- 
wegen, da der Wille oder die Absicht durch den Zweck bewiesen 
werden soll und der Zweck doch nur ein anderer Ausdruck für den 
Willen oder die Absicht ist. 

Der Art 109. — eine nach den früheren Bemerkungen sich von 
selbst verstehende Bestimmung — enthält eine Warnung vor Miss- 
griffen in Anwendung der Verfassungs-Urkunde höchstens nach beiden 
Seiten hin, nämlich, dass die Einen bei den der Verfassungs-Urkunde 
zuwiderlaufenden Gesetzen nicht ein besonderes Aufhebungsgesetz 
erwarten und die Anderen bei den der Verfassungs- Urkunde nicht 
zuwiderlaufenden Gesetzen nicht deren Aufhebung durch die Verfas- 
sungs-Urkunde annehmen sollen. 

Die Rechtsregel: Lex posterior generalis non derogat priori 
speciali: scheint jene Auffassung nicht zu unterstützen. Dieselbe hat 
den Sinn, dass ein neues Gesetz, welches ein früheres Gesetz aufhebt, 
nicht nothwendig auch das Ausnahmegesetz aufhebt, welches neben 
dem früheren bestand 1 ). Die Voraussetzung dieser Regel ist hier 
nicht vorhanden. Denn der Art. 4. betrifft keine ältere Bechtsregel, 
von .welcher eine Ausnahme besteht , sondern die Ausnahme selbst, 
da die Standesvorrechte eben das jus singulare neben dem jus com- 
mune sind und das jus commune bestehen bleiben soll. 

Das Urtheil vom 24. November 1856 bezeichnet die in dem 
vernichteten Urtheile geschehene Hinweisung auf die Urtheile des 
Obertribunals vom 25. October 1851 und 9. Januar 1854 als unzu- 
treffend; es leuchtet dieses wenigstens für die vorliegende Frage 
nicht ein. 

Wenn dort nämlich die Befugniss der Häupter der vormals 
reichsständischen Familien, Eide in Processen über ihre Domainen 



1) v. Savigny, System, Band I. % 42. zu Note (c) — TMbaut, System 
des Pandektenrechts, 7. Ausgabe, Band I. §. 39. 
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durch einen Beamten ohne Bewilligung des Gegners ableisten zu 
lassen, als ein Standesvorrecht angesehen und durch Art. 4. der Ver- 
fassungs-Urkunde für aufgehoben erachtet ist, so ist doch dadurch 
ausgesprochen, dass der Art. 4. diejenigen Gesetze, welche ein Stan- 
desvorrecht enthalten, wirklich aufgehoben habe und es nicht erst der 
Aufhebung durch ein besonderes Gesetz bedürfe ; es kann also auf 
jene ürtheile nur nicht insofern Bezug genommen werden, als durch 
dieselben die frühere Ansicht des Obertribunals über die Natur der 
§§. 30—33. Allg. Landrecht II. 1. als eines Standesvorrechts dargethan 
werden soll: die aufhebende Wirkung des Art. 4. der Verfassungs- 
Urkunde aber ist darin anerkannt 

In gleicher Weise hat nach einer Verfugung des Ministeriums 
der geistlichen Angelegenheiten vom 10. November 1849 ') das Justiz- 
miuisterium sich dahin geäussert, dass der Art. 4. der Verfassungs- 
Urkunde vom 5. December 1848 nur einen allgemeinen Bechtsgrund- 
satz ausspreche, zu dessen Durchführung es eines Specialgesetzes 
bedürfe, wie denn auch ein solches in Betreff der Ehehindernisse in 
dem Patente vom 5. December 1848, Nr. 9. vorbehalten sei. Gründe 
dafür sind nicht mitgetheilt. 

Ludwig von Bonne 2 ) hebt besonders hervor, dass der Art. 4. 
keineswegs eine Verheissungf oder Verweisung auf ein künftiges Ge- 
setz, welches die in ihm ausgesprochenen Grundsätze erst in's Leben 
zu rufen und praktisch anwendbar zu machen habe, sondern vielmehr 
bestimmte dispositive Worte enthalte, welche die rechtliche Wirkung 
hätten, dass dadurch alle mit den Grundsätzen des Artikels unver- 
einbare Bestimmungen der älteren Gesetzgebung ffir aufgehoben zu 
erachten seien und folglich nicht mehr angewendet werden dürften, 
oder doch, insoweit dies zur Verwirklichung des Artikels erforderlich 
sei, im Wege der Gesetzgebung abgeändert werden müssten. 

Derselbe erläutert 3 ) das letztere dahin, dass die dispositiven 
Bestimmungen des Art. 4. so bestimmt seien, dass sie in den meisten 
Fällen ausreichten, um ohne Weiteres die dadurch erfolgte Auf- 
hebung der damit unvereinbaren Vorschriften der Specialgesetze an- 
zunehmen (Art. 109. der Verfassungs-Urkunde) ; indes gebe es einige 
Fälle, wo es erforderlich sei, an die Stelle der aufgehobenen Be- 
stimmungen anderweite Vorschriften zu setzen, insbesondere bei 



1) Bei Vogt, Kirchen- and Eherecht der Katholiken nnd Evangelischen in 
den KOnigl. Preussiscben Staaten. 1S56. Bd. II. S. 28. Note 32. 

2) Staatsrecht, Band I. $. 106. 
S) Daselbst S. 426. Note 2. 
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allen organischen Einrichtungen , wozu dann der im Art. 4. aasge- 
sprochene Grandsatz die verfassungsmässige Notwendigkeit für die 
Gesetzgebung begründe, wie die letztere dem z. B. im Strafrechte 
und Strafprocess schon Rechnung getragen habe. 

Allein dieses lässt sich nicht einmal allgemein annehmen, weil 
nach dem Wegfallen des Sonderrechts sofort für Alle das allgemeine 
Recht gelten mnss. — 

Bei der Revision des Art. 4. endlich ist im Central-Ausschusse 
der ersten Kammer zur Sprache gekommen, ob die Bestimmung in 
denselben aufzunehmen, dass der Adel nicht weiter verliehen, noch 
aberkannt werden dürfe; es geschah dieses nicht, weil, da der 
Art. 4. die Standesvorrechte aufhebe, kein Grund vorliege, die 
Adelsverleihung im Sinne des Art. 48. (jetzt Art. 50.) der Verfas- 
sungs-Urkunde ferner nicht zu gestatten 1 ); hierin liegt, dass die 
Wirkung des Art. 4. in Beziehung auf die früheren Gesetze als auf- 
hebend angesehen wurde, da ja sonst mit der möglich gebliebenen 
Adelsverleihung auch die Adelsvorrechte fernerhin verliehen worden 
wären. — 

Andere sprechen sich speciell über diese Frage nicht aus. — 

IT. Ergebnis* der Untersuchung. 

S. 22. Der $. 112. Allg. Landrecht I. 6. und die $$. 30—33. Allg. Landrecht !!. 
1. bestehen nicht mehr zu Recht. 

Es ist im Bisherigen ausgeführt worden, 

1. dass der §. 112. Allg. Landrecht I. 6. und die §§. 30—33. Allg. 
Landrecht II. 1. Standesvorrechte im Sinne des Art. 4. der Ver- 
fassungs-Urkunde vom 31. Januar 1850 enthalten, 

2. dass der erwähnte Art. 4. der Verfassungs-Urkunde vom 31. Ja- 
nuar 1850 die bis zu der letzteren bestandenen, Standesvorrechte 
enthaltenden Gesetze aufgehoben hat. 

Da nun nicht untersucht worden ist, ob jene Bestimmungen 
des Allg. Landrechts noch bestanden haben , also namentlich nicht 
schon durch den Art. 4. der Verfassungs-Urkunde vom 5. December 
1848 aufgehoben sind und durch Art. 4. der Verfassungs-Urkunde 
vom 31. Januar 1850 noch aufgehoben werden konnten, sondern der 
Fall vorausgesetzt .worden ist, dass dieselben bis dahin noch bestan- 
den, so kann man zu einem richtigen Syllogismus mit jenen beiden 
Sätzen nur durch den Schlusssatz gelangen: 

3. dass die angegebenen Bestimmungen des Allg. Landrechts jeden- 



1) Vgl. die daseibst S. 450. Note 2, angeführten stenographischen Berichte. 
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falls durch den Art. 4. der Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 

1850 als aufgehoben zu betrachten sind. 

Damit ist die an den Anfang der Untersuchung gestellte Frage 
trejahtt, > * r , ■ *l ..■••"•...; ..< 

, Mit dem §112. 1. 6. und den, §&$0r-3&. IL l. ;Mg. Lawflreeht 
sind dann auch diejenigen Bestimmungen desselben als aufgehoben 
zu betrachten, welche lediglich in jenen ihren Grund haben oder jene 
voraussetzen, namentlich -der §. 113. 1. 6., die §§. 940., 966. II. 1. und 
dq? & 56. II. 2. Allg. Landrecbt. 

$u 23. Me Aösithten Anderer* 

Mit dem gewonnenen Ergebnisse fa* Bezug auf die §§. ,30—33. 
Allg, Landrecht II, L stimmen Koch*), von Rönne 7 ), das Appella- 
tionsgericht zu Königsberg 3 ), die Gommission des Abgeordnetenhauses 
vom 10. März 1862 4 ), Fb# 5 ),und Evelt*) überein; in Bezug auf den 
§. 112. Allg., Landrecht I; 6, habe ich bei Nienjanden eine L Ueber- 
eiostimmung gefunden. ; 

Das KönigL Obertribunal 7 ) nud der ip Berichte der Gommkision 
des Herrenhauses vom 5. März 1861 erwähnte Antragsteller 8 ) halten 
sowohl den §• 112. I. 6., als auch die §§. 30—33, II. L Allg. Land- 
recht für noch zu Recht bestehend; die letzteren auch das Justiz- 
ministerium 9 ), soweit es den Art. 4. der Verfassungs-Urkunde vom 
5„ December 1848 betrifft, der Oberkirchenrath zu Berlin *°). 



1) A. a, 0. Anm.,35. , . : , ; 

2) Staatsrecht Bd. I. 8. 450. Note 2. ^ 

3) Striethorst 22. Seite 333 folg. '. ' " 

4) Siehe S. 39. Note 1. 

5) Kirchen- ond Ehe-Recht 1I./& 28. Anmerkung 82; 

t) Das Preußische Civürecht. 1854. §. 299* S. 388. — Gründe sind nicfy 

vorgebracht, t- , ? 

7) Siehe S. 29. Note 2., S. 33. Note 1«, S, 34. Note 3., S. 34. Note 4., 
S. 41. Jtote 1. 

8) Siehe S. 35. Nöte 2. 

9) Siehe S. 47. Note 1. 

10) Siehe S. 35. Note 1; , 
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Die Besetzung des bischöflichen Stuhles und der 
Domcatpltnlarstelleii In der schweif. Diöcese Basel, 

von Advoeat-Anwalt I>r. Carl Attenbofer Jon. zu Sarsee. 
i . ', • ' (tfortattwing; Vgl Archiv JUX, 60-91.) 

Wir haben zu den im Archiv Bd. XIX. lieft I, mitgeteilten 
Actenstücken in Betreff der Wahl des Bischofes und des Domcapitels 
noch die nachträgliche päpstliche Bulle über Einverleibung der katho- 
lischen Bevölkerung von Aargau Und Thurgau in den Verbind der 
Diöcese Basel vom 23. März 1830 beizufügen. Sie lautet: 

Eapst früs VIIL 

T?ür das Heil der Seelen (de animarüm salute) gemäss der Uns 
übertragenen Verwaltung der allgemeinen Kirche eifrig besorgt, rich- 
ten Wir geinie die Verfügungen Unserer apostolischen Gewalt dahin, 
Wd Wir zur Förderung ürtes Wohles günstige Verhältnisse eintreten 
seheü. Wir haben deswegen mit geneigter Gesinnung vernommen, 
was 2ur Bewerkstellignng des Beitritte^ der Kantone Aargau und 
Thürgauzum Bisthum Basel vom Ehrwürdigen Bruder Fetros, Erz- 
bischof von Tamid, Unserem Nuntius bei: den Schweizern, mit den 
von den Regierungen dieser Kantone hiezu beauftragten Wohlgeb. 
Männern verhandelt wurde. Daher Wir nach genaber Untersuchung 
dieser ganzen Angelegenheit mit deni Wünsche ftir die geistliche Lei- 
tung des dortigen Volkes erspriesslich zu sorgen,. in völliger Sach- 
kenntniss, nach reiflicher Uefoerlegu^ 

VeUkemmenhett die katholische Bevölkerung des Kantern» Aargau, 
nämlich sowohl die jenes Gebietsteils, der vom Bisthum Coüstanz 
getrennt 1 wurde, als die dfesjenigGh der ehemals unter d!er alten 
bischöflichen Kirche von Basel stand, sowie apch die katholische Be- 
völkerung des ebenfalls vom Bisthum Conptaog getrennten Kantons 
Thurgau der Diöcese des Bisthums Basel, welche durch die vom Papst 
Leo XII., Unseren Vorfahren seligen Angedenkens, unter dem 7. t Mai 
1828 hinsichtlich der neuen Umschreibung jener Diöcese erlassenen 
Bulle jüngst errichtet wurde, auf ewige Zeiten zuweisen und zu- 
theilen. Wir wollen aber, dass drei Domherren aus dem Kanton 
Aargau in das Gapitel der Domkirche zu dem heiligen Urs und Victor 
in Solothurn aufgenommen werden, nämlich ein Besidirender und zwei 
Nichtresidirende, forenses genannt, und däss überdies noch ein Nicht- 
residirender aus dem Kanton Thurgau beigefugt werde und ganz 
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unter den gleichen Vorschriften und Bedingungen, welche durch die 
erwähnte apostolische Bialle für die Domherren des Kantons Bern 
festgesetzt sind« die Wir daher sän&mtlich Kraft dieser Bulle Ar die 
Wahlart der aargauischen und thurgauischen Domherren bestätigt und 
genehmigt erklären. Demzufolge wollen Wir bei der Ernennung der- 
selben das vorzüglich und sorgfältig beobachtet wissqp, dasp »e nieht 
nur in jenen Kantonen, für weiche sie eine Domhejrnstejle, erhalten 
sollten, Bürgerrecht und Wohnsitz haben, sondern, überdies mit den 
Cor die Domherren überhaupt vorgeschriebenen Eigenschaften begabt 
seien oder, der kirchlichen Verwaltung nützliche Dienste im Kanton 
geleistet haben. Es werden daher dem nach Vorschrift der. erwähn- 
ten Bulla schon: eingesetzten Domkapitel vier Domherren beigefügt 
werden, nämlich ein Besidirender und zwei Nichtresidirende oder fo- 
renses ftx den Kanton Aargau und gleichfalls ein Nichtresidirender 
oder forenses für den Kanton Thurgau. Diese vier Domherren wer- 
de» einen Bestandteil des bischöflichen Senats bilden,, im Capitel 
Activ- und Passiv-gtinuitf echt haben, .und das /Recht geniessen, den 
Bisehof zu wählen, und folglich wird das gesammte Domcapftel aus 
21 Domherren bestehen, von denen 13 zu der Clapse der Residirenden 
gehören, acht aber Nichtresidirende oder sogenannte forenses sein 
weisen. Wir befehlen* ferner und; verordnen, tfass die beiden Kan- 
ton« Aarg^u %wd Thurgau alle jene Rechte zu genießen haben sollen, 
welche im allgemeinen und überhaupt durch dieselbe apostolische 
Bulle den Kantonen Luzern, Bern, Solothurn und Zug verliehen wur- 
den, sowie auch dass sie zu den nämlichen Beschwerden und Oblie- 
genheiten verpflichtet seien, welche den erwähnten Kantonen durah 
eben jene Bulle auferlegt wurde, 

Damit nun aber die Vollziehung dieser Verfügungen, ypn denen 
Wir einen guten Erfolg für das Heil der Seelen zuversichtlich er- 
warten, beschleunigt werde, übertragen Wir die Vollziehung derselben 
dem geliebten Sohne Michael Viale, welcher, für deu apostolischen 
Nuntius b*i den Schweizern Unsere und dieses apostolischen Stuhles 
Geschäfte .gegenwärtig föhrt, und Wir grtheöe« demselben alle nptfo- 
wendigen uaddienstücheti Vollmachten, damit er von sich aus oder 
durch ^ine andere wenigstens in kirchlicher Wärde stehende Person 
diese Cfnaere Verordnung vollziehen JassS und das beschlösse, was er 
färdieep Angelegenheit das &spriesslichBte im Herrn erachten mag. 
Wir wollen auch, dass er die Acten und Beschlüsse der Vollziehung 
an die Coösistorial-Congregation zur Aufbewahrung einsende. 7 

Diesen sollen weder apostolische Satzungen .noch Verordnungen 
entgegenstehen, noch andere, wenn anch einer ausdrückliehen beson?» 

4* 
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deren eigenen Erwähnung würdige, selbst durch Eid und apostolische 
Bestätigung oder irgend einer anderen Versicherung bekräftigte 
Statuten, ITebungen, auch Privilegien, Indulten und apostolischen 
Bullen, die im Widerspruche mit dem Obenangefährten, wie immer 
bewilligt oder erneuert worden wären, welche alle und jede deren 
Inhalt Wir als in 'dieser Bulle vollständig und genügend ausgesprochen, 
und Wir von Wort zu Wort eingerückt ansehen wollen, obgleich 
sie sonst in ihrer Kraft verbleiben werden; Wir zum Betrafe des Oben- 
ängefdhrten für diesmal nur insbesondere und ausdrücklich entkräf- 
ten, und abgesehen von allem, was immer sonst noch entgegen 
stehen möchte. 

Gegeben zu Rom bei St. Peter unter dem Ffacherringe den 
23. März 1830. ' 

Unterz. J. Cardinal Albani. * 



Wir werden nun vorerst der formellen Seite der aufgeführten 
Actenstücke unsere Aufmerksamkeit schenken. Bei dieser Betrach- 
tung ergibt sich, dass die Wahl des Bisehofs und des Domcapitels 
in der Diöcese Basel bestimmt wird 1: durch eine Uebereinkunft der 
betreffenden Kantonsregierungen mit der römischen Curie (Concordat), 
U. durch päpstliche Bullen und Breveri, wovon aber nur die ersteren 
<Ke hoheitliche Approbation der Diöcesanständen erhielten, 8/ durch 
die DiOcesanconferenz. Von besonderem Interesse ist aber für ttns 
t>ei Betrachtung der formellen Seite der erwähnten Actenstüclre 
•das Institut der DiOcesanconferenz. Denn wenn wir Aach dem Be- 
griffe dieser DiOcesanconferenz im allgemeinen fragen, so gibt uns 
hierauf weder die Wissenschaft noch die Praxis der ausserhalb der 
Diöoese Basel gelegenen Ländern eihe Antwort. Unsere Kiürchen- und , 
Stäatsrechtscompendien, selbst die aus dem Anfang : dieses Jahrhun- 
derts, welche im josephinischen Geiste eine Menge neuer ßechtsbegriffe 
su Gunsten der Staatsomnipotenz der Ifirche gegenüber ferfenden, 
kennen das Institut der DiOcesanconferenz nicht einmal d6m Namen 
■nach. Wir übertreiben daher ni6bt, wenn wir sagen, dass defr 
grösste deutsche Canonist und Staatsrechtslehrer die Antwort auf die 
•Frage nach diesem Begriffe immer schuldig bleiben wird. Ebensowenig 
finden wir das Institut in didöer Ausbildung in anderen ausländischen 
Staaten, öbschon auch da, wie i. B: in Deutschland, ebenfalls Dtöcesen 
vorhanden, welche aus mehreren Staaten zusammengesetzt sind, Nur 
die Wissenschaft und die Praxis des Staatskirchertrechts derDiöcese 
Basel giBt uns eine Interpretation dieses obscuren Begriffes. Sehr 
treffend bezeichnet ein geistreicher schweizerischer Publicist diese 
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Conferenz mit den Worten: »daä Ding, welches man' im Bsatbuib 
Basel Diöcesaäconferenz nennt; ist ein Unicum, ein absolutes Aus* 
uahmswesen, : sowohl im kirchlichen, als im socialen Gebiet überhaupt; 
Das Wort findet, sich in keinem Dictionar, und wird auch ohse Er- 
klärung aus dem Munde eines Basler Diöcesanen von keinem Fremden 
verstanden. Weder in Frankreich, noch in Belgien, noch in Baden, 
weder in .Italien, noch in Oesterreich, weder im Bisthum Ghur, noch 
St. Gallen, noch Lausanne*, noch Sitten, besteht ein Ding, das so 
hiesso, öder unsere? Diöcesanconferenz nur von weitem gliche. Die 
DiöcesaAconforena ist ein Bisthum Baseische; ohne diese Specialit&t 
gibt es keine.« (iVgl. Luz. Zeitg. Jahrgang 1867, Nr. 12.) 

Die Entstehung dieser Diöcesanconferenz hängt zusammen mit 
der Entstehung der Diöeese Basel,. resp. mit der Umschreibung und 
Wiefderliersteüüng derselben überhanpk In dem: Gesämmtinteressti 
der einzelnen Kantone,, an der Wiederherstellung des Bisthoms Basel 
liegt die historische Grundläge für die Diöcesaucofifereöz; Insoweit 
dieaes^jesammtitttexesse Sa der angeführten Weise in Frage kommt, 
hat das Ifcstitnt durchaus keinen unnatürlichen Charakter, sondern 
findet seine vollste und natürlichste Begründung. Wir finden daher, 
dass dieses Institut, wenn auch unter anderem Naraeh bei der gegen-* 
wattigen Wiederherstellung des Bisthums Cbur, kurz bei der Wieder- 
herstellung und Gründung jeder Diöeese, welche aus mehrereii sou- 
veränen Staaten: zusammengesetzt wurde, an der Tagesordnung war. 
In allen .'diesen Diöcesen war aber mit ihrer Wiederherstellung und 
Gründung die Mission dieser 1 Staatenconferenzen erfüllt v sie legten 
sich vak Ruhe, um nie wieder auszustehen. In deif Diözese Bisel da- 
gegen sollte die Wirksamkeit derselben mit dem Möm&iteddr «Wie- 
derherstellung der Diöeese noch nicht geschlossen sein? hier tiolli* 
sie einen ewigen und unvergänglichen Charaktei erhalten; in allen 
wiütigön Diöcesahfragen sollte sie auch in Zukunft ihr massgebendes 
Wort fuhren.. So wurde denn durch diese Diöcesanconferenz ein4 
neue Quelle zu ßealisirung der josephinischen und . gallieanischen 
lieeni^cschafien. Und in der That findet jenes Bevortnnridungssysteib 
gegeft die Kirche, wie es heute in der Diöeese Basel zur Geltung gtf+ 
langt ist, in diesem Institut ihre eigentliche Grundlage. Die Ur+ 
saohe nun, welche diese, Diöcesanconferenz in ihrer heutigen Gestal- 
tnnginV Dasein; gerufen; sind weder ü der Wissenschaft, noeh in 
unserer vat-erlifaDdischen Geschichte, sondern .sind: im naheliegenden 
sogenannten staatlichen Z^eokmäflsigkeitsgrunde zu suchen. DenH 
nicht allein ; in Monarchien, sondern auch in Republiken haben, die In* 
Uftber der -Staatsgewalt sich gegen jene Zeitstrain*ng> wdclra siob 
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durth ihren democratischen imd ( volksherrschaftlichen Charakter rüani- 
festirt örit schützenden Wehren umgeben. Das Wort Democratie ist 
lacht nui- ein Schreckenswart Ar einen Napoleon oder Bismarok ge* 
wotden, sondern macht auch unsere repnblicanische Buteauctateü zit* 
tern, die absolute Herrschaft des repüblicanischen, wie die des m<* 
naifehischen Bureaacratfemus ist dnrob diese Demokratie bedroht. 
Daher das gleiche Streben bei beiden: die Theilnahiae des Volkes an 
öffentlichen Angelegenheiten so viel wie möglich zfo beschränkten* be- 
soriders in Fällen, wo man zum vornherein auf Opposition desselben 
rechnen frann. Eine solch« Sehranke gegen die; democmtiscto ßto&* 
mnng der Zeit büdet nun gerade* in der Biöcese Basel diese Diäöe- 
sanconferenz. Denn durch dieses Institut wird eines der Wichtigsten 
modernen rejmblicankchan Grundrechte das Beeht des; Veto! des 
Volkes, ; welches demselben bereits durch alle schweizerischen Vef- 
fassimgs^UrinUden g6g6n alle gesetzgebenden. Beschlösse dbger&tunft 
ist, illasorisdi gemacht) Bfieseö geschieht voeerst dadurch, dtes diä 
twisten Beschlüsse der/Diöceöanconferenz dien Charakteren Staats* 
vertragen «rbattefc. So fallen die wichtigsten Confecenzbiesehlüssej 
wie» -ii B. der sogenannte Langenth&lertferteag vom W. Märe 1828 in 
die Cathegorid dieser Staatevertriigei Nun. waren diesfe Staätsve^* 
träge bemits: in allen Kantonen der Diöcese Basel bü in neuester Zeit 
dem Veto: des Volkes nicht unterworfen, ja dieses ist sogar heute 
noch in drei Kantonen, respwin den Kantonen. Solothuam, Bern und 
Tburgau der Ebil; Danebeü gibt jes aber sogar noah.Besdhlü^e dot 
Di&ee&anconffetamz die nicht einmal toter der Form !*on Staatstfertra- 
geh ^«ftssen* SöAdetfn die man geradezu an einfachen. Ve^rdaun^en 
steiöpeite, welahefälssolche nioht deif Rätificatkm der. gesetzgebenden 
Behörde*« den Gbrossrathen der einzelrien Kantone unterbreitet wurden. 
80 wurden allö im Jahre 1830 erlassenen OonferbnzbescMässe* welche 
sich «uf die Wähl de§ Bischtifes beziehien, die > Wir oben : aufgeührt 
haben* als solche einfache- Terbrdnung^n aufgefassfc. Also ohne Ge- 
nehmigung des Scmveräös, durch Verträge der Regierungeh oder «auf 
dem Wege der» Verordnung sind diäse Canferenibeschiusöe inta^andeiil 
Gterade aber durch diesen Ausschluss des Souveräns konnte der Zweck 
der' Diöbesanconfereü2 erreicht werden. Nur dadurch koniite jeneä 
staatliche Bervorinufidüngssystem gegen die Kirche *ib« ein< placetum 
regium und die staatliche Beschränkung in betreff J der : Wahl \ des 
Bibehofs iuikd des Domcapitdls in ,dtö Diöcese Basel aür praktischen 
Verwirklichung gelangen. Derin unsere Bureaucraten;wissön so gut 
alä wir , diasä die überöriegehde . Mehrheit . 1 der Diöcösanbe välkerftng 
tfoa eüeta tief religiösen und acht katholischen Bewusstseis » beseelt 
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ist./ Dieses katholische Bewusstseiu; fäljri ata* «ls natürliche önw 
sequenz die Pietät für die ßeqhte.und Freikeiten de? Kirche mit, sich:' 
Dann überall in unserer Diöceße, wo dem Yolte GelegBiib^t/gege^ 
ben wurde* sich über die Beqhte und Freiheiten der Kirche auswH 
sprachen, hat es dieses mit imposanter M^hiteift zu Gunsten derselben 
gethait Wir erinnern hier nur 4^ran f dass im Jahre 1854 ein vom 
Grossrathe des Kantons Luzeru ohne Binverständjuss mit derkijfcly- 
liehen Oberbehörde erlassenes Zehntgesete kota ; des img^tigsten 
Abstimmungsmodus, den es je gegeben hat, vom Luzernervojkfr ver- 
worfen wurde» Wir verweise^ fernen^ nan- ein, Bespiel au* dv neue- 
sten Geschichte zur Bekräftigung mtferec Behajiptupg ^uffihrfl%,auf 
jene Massenpetition vom Jahre 1865 v in welcher sich die Mtehrb^t der 
katholischen stimmfähigen Bürger der jDiöcgse Basel fe Beibehaltung 
der bwher^en Feiertage und Abschaffung dpa Plseetuna x^gi^w: aus- 
sprachen. Diese Tha,tsaqheu fuhrqn m.demiuatotöohan Schlüsse, 
dass die Diöcesaitwqfiffena vorzugsweise <Jarum eine Schräke gegen 
die demoer atiö^e Zied^tröipui^g bildet ; \reil dieseföe in da* n Wflcese 
Basel keinen tocbenfeindlikihen Qhar^kkr invpjvirt, sondern im öe- 
gentheile geradezu, der Freiheit und gelbötat^digtofc - der Kirche 
günstig ist . .-;."j.i;»' '••-.•*•■ - ■ ,■• .7. 

Nachdem wir die Diöcesancopfwepz im Attgemeinan bötra^hte^ 
so richteö wir iiapL FolgeijdeB epeciell ugseye Betracht^pg^nf dieje- 
nigen Conferenzbescblüsße,.welc^e wir obw Wgelührt, reap^flttf die, 
welche; die Wahl dep BwMfe9 uöd desl)oipo^pit^k,:Mtimme^ 
Hier steifen wir an di^ Spitze die Frage aa#lijdflr WQbtifcheja Gültig- 
keit dieeer Besciilüßse.-Pi^, rechtliche Gültigkeit . derselben • ifk nw 
erstens dayo* abWngigi dass.si^ rurtwetar Fow .von >Staats¥0rträgen 
und nicht auf dem Wege der Verordnung ohjie Genehmigung dw ger 
setagebeuden Gewalt ;äu Stande, gekpqmien; Denn die Di^sanGww- 
ferne ruht aal .einer Verbindung, mehrerer $fcgLaten. zu einem ger 
meinsameußweoke, Eine solahe VßrbiÄdung kau» n»r sem,;eut^ednr 
eine zufällige völkerwhtliche Yerbipduug,, -od^ [eine Verhütung, 
welche ;6i2wh als ein organisches :ßteateö3ystem darstellt, die- dep 
Charafrter eines: politischen Gemeinwesens h^t (StaatenhuM Bundes- 
staat)- Eine dritte Vereinigung: kftnn. bei repuhJlpa»tsoh^.n.8taatw 
nicht vorkommen. Die Vereinigung d^r Kaato^e der Diöcese JJasei 
zu einer Diöeesauconfereu^ kpw uun : uumögüöb unter die Cathegope 
von Bundesstaat und, Steateubnnd fallen; da gerade, daä Hapjtert- 
fordefini*& welches dieselbeuete gemänsames M^rlwal a^. pich fragen* 
beziehungsweise depr Charakter eines 1 politischen, Gemeinwesens; in 
Folge dessen Bifein: die vertundeue^: Stuten reiue Centraige^lt ßiit 
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legislativer und vollziehender Beftigniss besitzen, fehlt. Die fragliche 
Vereinigung der Diöcesanstände muss daher als eine blasse völkerrecht- 
liche Verbindung auf^efasst werden. Bei solchen internationaleu Ver- 
bindungen können aber Beschlüsse in Ermangelung einer legislativen 
und vollziehenden Centralgewalt hur durch Verträge der interessirten 
Staaten zur legalen Bealisirung gelangen. Es ist nun ein voa der 
Mehrhat der modernen Staatsrechtslehre anerkannter Grundsatz, 
dass die Abschliessung eines Staatsvertrages insofern ein Act der Le- 
gislation ist, so dass ohne Genehmigung dieser legislativen Gewalt 
solche Verträge nicht einen vollgültigen rechtlichen Charakter erhalten 
können; Berner sagt im deutschen Staatswörterbuch von l&untschU 
nuABrokr 9. Band, Seite 639 das internationale ContrahirungS- 
recht der Staaten wohnt bei den Trägern der Staatsgewalt: In 
absoluten Monarchien ist es ein ausschliessliches Recht des Monar- 
chen; In constitutionellen Monarchien hat die Landesvertretung immer 
einen gewisäen Antheil an demselben. In Republiken Wohnt das 
Conträiirungs^echt prinzipiell bei der Volksvertretung; * Weil es 
aber unzweckmässig ist, die AbscMiessung der Staatsverträge ganz 
auf den parlamentarischen Weg zu verlegen, so begnügt sich die 
Vertretung in der Regel mit der Schlussabstimmung aber die von 
der Regierung verhandelten Verträge. — 

Diese Theorie Ist durch die schweizerische Praxis tecipirt, und 
zwar dätiift sich diese Recipirung nicht aus der neuesten Zeit. Denn 
nicht nur durch die heutigen schweizerischen Verfässuirgs-Urkuöden* 
sondern auch durch diejenigen der zwanziger und dreissiger Jahre war 
ausdrücklich ausgesprochen, dass ohne Bewilligung des Grossratha?, 
resp. dei' gesetzgebenden Behörde kein Staatsvertrag abgeächfa&ön 
werden könne. Nun sind der oben angeführte sogenannte Löngen- 
thaler Vertrag vom 28. März 1828 in den freisten Kantonen und die 
ebendaselbst angefahrten Conferenfcbfcschlüsse aus dem Jahre 1880, 
die Wahl des Bischofes und des Demcapitels betreffend, wie wir oben 
schon ausgesprochen, in allen Kantonen der Diöeese Basel' ohne Ge- 
nehmigung dieser gesetzgebenden Behörden «u Stande gek&nmeft. 
• ' Wir haben bis dahin gezeigt, dass die Beschlüsse der Dlöce- 1 
sancohferenz in Ermangelung einer legislativen und vollziehenden 
Centralgewalt, ohne Vermittlung de* Staatsverfräge juristische A;n(^ 
malien sind. Aber auch angenommen, dass, 'was wir mit vollem 
Recht bestritten, wäre richtig, angenommen/ diese Möcesan^önfereitö 
wäre mit den Befugnissen einer vollziehenden Gentralgewalfc ausge* 
«stet* ä6 -könnte dieses för unser Resultat völlig indifferait seiü. 
t)enn die lV)lge hieven *väre f dafes die Wirksamkeit dieser Behörde 
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mir auf Erlässe von Verordnungen 1 sich beziehen, nie und nimmer 
aber auf* das legislative Gebiet sich erstrocken könnte. Kun können 
aber gerade der Langenthaler Vertrag und die angefahrten Coiiferenzbe- 
schliisse aus dem Jahfe 1830 nur unter der Form der Legislation 
zur rechtlichen Geltung gelangen. Wenn auch die Unterscheidung 
zwischen Gesetz und Verordnung öfters in der Praxis sehr schwierig 
ist, so kann von einer solchen Schwierigkeit in unsern concreten 
Fällen nicht gesprochen werden. Demi die Besorgnis^ vor der Will- 
kür der Reglerungsgewalt hat in allen wahrhaft constitutioneTlen 
Staaten das legislative Gebiet im Gegensatz zu den Verordnungeil 
erweitert. Während dem in absoluten Staaten, oder in Staaten des 
Scheiticonstttutionalifemu^ tfieiii ?foankräeh, das Gesetentrdie Prin* 
ctyien feststellt, und das Detail den Verordnungen überliest, wird in 
den liberalen' Musterstaaten* wie z. B. in Belgieft und England, auch 
das Detail bei allen wichtigen staatlichen Erlassen- auf dem Wege 
der Gesetzgebung geordnet. £to ist z. B. die Organisation der «Ge- 
richte und der Verwaltungen und die Besetzung derselben 'm den 
benannten Staaten ausschliesslich Sache der Gesetzgebung; Auch 
unseM schweizerischen Kantone stehen in dieser Beriehüftg auf dem 
Standpunkte dieser liberalen Mehrstaatern Dehn nicht- durch 84- 
gierutigeertesse-y öonfiern dur^ 'gesetzliche Bestimmungen 1 rf»d hier 
die Ernennungen, und zwar nicht nur allein der Staatsbeamten, son- 
dern auch der -Getaeinffebfeamten flxirt üeberall enthalt die Ver- 
fassutigs^Trictadfett oder die Ctegahisatjonsgesetze sehr detaillirtA Be- 
rthbntongetf iüber die Wahl dieser Beamten. Wenn nun bei niis 
sogar bei F&irung der Wahl eines Botenweibels der Weg dei' Ver- 
ordnung ausgeschlossen; um wie viel mehr muser dieses bei' der Ben 
Stimmung des Wahimbdtis, bei ßrnenntfng von Stellen geschehen, 
welche die höchsten kirchlichen Wurden in sich begreifen. 

> Die rechtliche Gältigkeifc dieser Coüferenrbeschlü^e^muös afoet 
zweitens angegriffen werden, weil der Inhalt denselben im Wider- 
spruche mit dem des Concordates vom 28. Mai 1828 und der fäß£t* 
liehen Bulle steht* welche Mr die Wahl des Bischöfe und des Dom- 
kapitels die einttge gesetzliche Basis bildet. Denn ein Vertrag, mag 
dieser tönen privatreehtliehen, staatsrechtlichen oder völkerrechtlich^ 
Charakter haben, mag ör pttrfafrer oder kirchlicher Natur selb, kann 
öie einseitig atisgelegt oder abgeändert werden. Dieser Satz ist sd 
wahr, dass er ohne Preisgeben' der Föndameritalgrundsate^ ifaserei 
positiven RecMsordauhg nicht negirt* werden kann. Ein iaternatio' 
naler Vertrag, als welche^ sich fragliches Concordat quaUficirt, kauft 
daher durch keiü neues 'iflläftdis^hesGeöefe abgeändert wetflen.'SSn^ 
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solche einseitige Abänderung und Auslegung würde, abgesehen von 
unserem obigen Baisonnement, schon aus dem Grunde, weil sie als 
ein öffentlicher Treubruch sich darstellt, vom rechtlichen Standpunkt 
ans nie eine Verteidigung finden können. Denn wenn auch die Be- 
griffe von Moral und Recht sich nicht denken lassen, so ist doch das 
Hecht selbst immer wieder eine Species der Moral Nihil justum nisi 
quod honestmn lautet der ewige and unvergängliche Spruch, 
welchen nicht nur das canonische Recht, sondern schon die heidnischen 
Sittenlehrer kannten, und von den hervorragendsten Vertretern der 
Wissenschaft des modernen Staatsrechts aasgesprochen wird. So 
sagt Bertter, im deutschen Staatswörterbuch von Jjfontsohti und 
Brüter, XH. Band, Seite 640: »Die Unverletzlichkeit d<er Staaten- 
vertrSge muss aber heiligster Ernst der Staaten bleiben Das ganse 
Völkerrecht droht zusammen zu stürzen, so bald an die Stelle des 
guten Glaubens, auf dem die Staatsverträge ruhen, rabulistische 
Sophistik träte- Auch die innerlich ^gestorbene Form eines Staats* 
Vertrages; verlangt noch diejenige Hochachtung, mit der man eine 
ehr«vürdige: Leiche zur Gruft ; bestattet. Die Partei, die sich auf 
die sogenannte Clausula rebus, sie stantibus beruft, wird die andere 
dusch Gründe zu überzeugen suchen müssen, wird ihr eine gutliche 
AuöemaüdarsetziUüg bei. der Auflösung der unhaltbar gewordenen 
Verträge anzubieten haben.«; So weit Jiernm . . . ; 

' Es gibt eine Doctrine, die zwar in der Wissenschaft noch, nicht 
zur Anerkennung gekommen, wohl aber. in der staaiskirciienriecht- 
liehen Praxis öfters schon ihre Anwendung gefunden,, Diese ßootain 
sagt, dass derr moderne Staat an Gesetzen und Verträgen* welche 
unter dem Absolutismus der PoHsfei oder Bevwmniiäungsstaates in's 
Dasfein gerufen, nicht gebunden ist So trat in jüngster Zeit ein 
österreichischer Staatsmann i, in der Beilsige der Allgemeinen Zeitung 
Jahrgang 1867. S, 282. für die einseitige Abänderung des österrei- 
chischen Concordats mit Am Argument in die Schranken«. Der Ab* 
solutismus des das Concordat geschlossen und der confltitutionelle 
Staat von beuten sind nicht dieselben Rechtsstfbjectfc Und es hiefese 
die heutigen constitationellen Staaten mit seiner inneren Natur in 
Widerspruch setzen, wenn man ihn zwingen wollte Verbindlichkeiten 
aufgeht zu erbalten, die seine Vorganger eingegangen, hatten, deren 
Erbsohaft -aber erst nur mit dem Bewussjtsein der Nothwendigkeit 
ihrer Lösung angetreten.« Selbst angenommen, diese Doctrin würde 
vordem Forum des Rechtes ihren Stand behaupten kömüen t sc könnte 
doch von öiher Anwendung desselben auf das Gencotdat, welches im 
Biöthum Basel ottU der: r^nischen Ctirie am 36,. Märt 1838 ahgeh 
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schlössen,: nicht die Bede sein; denn gerade dife Prämissin, auf Weicht 
sich diese Doctrin basirt, fehlen in unserem concreten Falle g&nfeKc&l 
Allerdings ist dieses Concordat in einer Periode abgeschlossen wor- 
den, in welchem sieh der ConstitntionaMsmus noch nicht auf dar ge- 
genwärtigen Etohe befand, allerdings Mit dasselbe in eine Zeit, in 
welcher man das heutige "Veto des Volkes hoch nicht kannte. Aber 
in dieser Zeit> des Absolutismus der staatlichen Behörden 1 fällt auch 
der sogenannte Langehthaler Vertrag, welcher das Concordat" abftn^ 
dem i sollte. Ja dieser Lahgenthäler Vertrag trägt gerade' inaf Gegend 
satze zum CoiicordaJt den 'Typhus dieser bure&ucrdtifichen Zeit an sich; 
indem ersterfcr ih den meisten Kantonen der Genehmigung 4er Grdss- 
räthe : nicht mterbireitet würde, während dem letzteres wenigstens diese 
Genehmigung der Volksvertretung in allen Kantonen erhielt. Wenn 
nun schon eine einseitige Abänderung der Staatsverträ^e dmrch die 
Qe^tzgebuhg'voridem Forum? de^Rebhts nicht bestehen kann* um 
wie viel eher nun muss dieselbe auf dem Wege <äer Verortliiun^, w*e 
es in deäi gegebenen Fall geschah, verworfen wdrden. Ja d&se ein- 
seitige Abändenmg eüiäi ^aatsvertrages" durch blosse Begifcruhgs- 
Vettedawigen) hüdfct gAradfe tffedefr eiAen. eclatantfefa Belege dass «um 
es nicht verschmäht, mit den unsinnigsten aller Wissenschaft 1 and 
Praxis Hohn sprechenden Mitteln aufzutreten, wenk es gut, die Rechte 
dflpQBrtlieräi beeinträchtigen- - -• !■ r ; . »!■ " ■ »1 * : 

i Wie die K/ B; ui»* der aus diesem hervorgehenden Längen» 
thäl^ Vertr^ so enthält fttt(i das päpithche ExhortationsbreJve an 
den Domsenat -über udie Wahl des Bischöfe vom 15. Septeitiber 1828 
Bestiiümb»£en, die mit ^döii Wbrtlaut, der apostolischen Balle «ad 
des Conftotiiates im Widaftpraih: sich 'Münden. i '.?w einem idörö* 
girehden Charakter dieser BeBtimmun-^en des päpstiichen BreKre dem 
ConcordatluAd der' apostolischen Bulle gegenüber kaün aber aracij hier 
sdhon aus dem> Giunde meht die Ketf e sän , weil i jenes» nieteiais 
staatsrechtliche Bidentnng erhielt, indetianes der staatlichen Reception 
entbehrt, Dieses uBräva' kahn daher wdhl: vomnBtandpankte des 
geistlichen Gehorsams ans den Domsenat moralisch Verpflichten, hie 
und nimraer aflber ein stäatlifches Becht dein Goneotdat mjd der aposto- 
lischen Bulle-gtegenöber^begrühd^b. Abgesehen noch voü der stiaat- 
liehen Nidhteecipimßg bat dieser Erlass 'einzig /nnir flenn BwMk/t dem 
Domseöafc specielle Verhaltünggraaesregeln zri geben, -wie er vio dem 
ihneav eingeräunaten ' Wahlrech* Gebrauch maohfen soll. Es "ergibt 
sich daher <*ehofr aus *Wm Namafc dds Erlasses, denn; unier Bfceven 
versteht man gegenwärtig die minder fönrntiehtay daher auch minder 
wichtigi8ii8dkreibbai4es*Eajpisjbes (v^;P^M»dbtimF?eib;Eiicheifleii 
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fifttid IL St, 154,) Unter der Form der Breven werden daher in der 
Regal keine kircbearechtliche Normen ixirt, sondern nur geistliche 
Ermahnungen und Belehrungen ertheilt Es ergibt sieh dieser Zw^ck 
vorzüglich aber aq$b aus dem Inhalt der angefahrten Breven selbst. 
Die Stelle in dem Exhortationsbreve an den Domsenat: Ihr müsst 
gemäss dem Lobe der Klugheit, durch welches Ihr Euch empföhlet 
erw&geti, dasd difc Kirche blähe, wann, wie lvö von Chartres erin- 
nert, weltliche Gewalt und priesterliche Gewalt unter sich einig ge- 
hen. Deashälb ist es Eure, Obliegenheit, solche zu, wählen r ton denen 
Ihr vor dem feierlichen Wahlact in Erfahrung gebracht,, dass'sie ete, 
bedarf keiner weiteren Commentiruqg mehr, um sich überzeugen zu 
können, dass dieser Erlass nur einen moralischen, kehlen rechtlichen 
Charakter hat. 

■•iF. So viel über die formelle Seite der angeführten Acienstücke, 
Wehe in der Diözese Basel die Wähl des Bischofesund des Dom- 
capitata Bäher reguliren. 

- •'■ ■ Wönn wir in Folgendem der materiellen Seite unsere Aufmerk- 
samkeit schenken, so werden wir 1 bei dieser Betrachtang im Interesse 
einer geordneten Darstellung die Wahl des Bisehofe für skh allein 
behandeln. 
' WaM des Bisehofs insbesondere. 

In Betreff der Wahl des Bischofs gelangen wir zu dem Besaitet, 
dass dieselbe durch das Concordat einzig und allein der Kirche, resp. 
dem Domsenlat mit nachfolgender päpstiieher Approbation zusteht, 
w&btead dem durch den Längenthaler Vertrag -und durch den C. B. 
Vom 20i October 1830 auch den Dföoesanständen ein bedeutender 
Einflusß etiigeiÄumt ist D^r gewählte Bisch6f müss laut & 2. drä 
beflannteö: Verträges eine den Dtöcesanständen angenehme Persönlich- 
keit persona grata sein. Zu diesem Zwecke soll laut §. 1« des auf« 
geehrten K. BL vor jeder Wahlhandlung das Domeapitel den Ab- 
geordneten dfer Diöcesanstände die Namen .der Biscboficandidateu 
eföflfnen, um nöthigen Falls das Recht des Ausschusses jus excluäehis 
geltend zu machen, •'•.«. n 

' Dieses jus erclusionis des Staates steht aber vor allem im grellen 
Widerspruch mit dem kirchlichen Rechte* Demi es ist ein Grundsatz, 
der nicht mir allein von allen katholischen Canemsien und Kirchen- 
historikern, sondern auch von vielen und hervorragenden protestan- 
tifehen kirchenhistorischen Autoritäten, vergleiche z. B. Botke, 
die Anfänge der christlichen Kirche -und ihre Verfassung L Band 
Seite. 70 v zur. Anerkennung gelangt ist; ja e»: ist ein fartho* 
lisohes Dogma ? bn dein nicht taehr gemikelt werden darf, dass die 
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Bischöfe Nachfolger der Apostel sind. Sind aber die Bischöfe die 
Nachfolger und in Folge desäen auch die Stellvertreter der Apostel, 
so ist das Episcopat keine menschliche, sondern eine göttliche Ein- 
richtung, oder um den canonischen Ausdruck zu gebrauchen, ein 
Institut ex jure divino. Da aber das Episcopat eine göttliche Ein- 
richtung ist, so ergibt sich hieraus die natürlich* Schlussfelge, da*» 
die Träger desselben nur von demjenigen Institut, welches dieses 
{fottesreich nach katholischer Auffassung reprisentirt, dass der Bischof 
nur durch freie und selbstst&ndige Wahl der Kirche zu ernennen ist. 
Diese kirchliche Wahlfreiheit bei Besetzung der Bisihümer, welche 
sich schon aus der Natur der Sache ergibt, war daher von jeher katho- 
lisches Kirchenrecht. Bei der Wahl der Kirchenheomten überhaupt 
und vorzugsweise auch bei der Wähl des Bisähoft unterscheidet das 
Kirchenrecht aber awei Handlungen*- die eoilatio und designatia; Da 
die eoilatio des Papstes in der Biöcese Basel selbst von der äussersten 
Linken! der schweizerischen Staatscauonisten, wegen dem Mangel eines 
Atetrojtelitanverfeandes , nicht angestritten wurde, so • interessirt ■ uns 
hier nur die designatio. Diese Designatio des BiecUofe» ist von der 
ältesten Zeit bis heute nach kirchenrechtlichen Grundsätzen aus- 
schliesslich Sache der Kirche gewesen. In den ernten drei Jahr- 
hunderten wählte nach Capriati epist LXVIII. !(c. 5. VII. q. 1.) 
wie die Apostel, die Nachbarbiachöfe nach vorhergehender Einver- 
nahme der Geistlichen der Gemeinde (Diöcese) den fitsdhöf. Seit dem 
vierten Jahrhundert wurde für die Nachbarfeiöchöfe / wie ans den 
kirchlichen Quellen z. B. c. 6. d, LXIIL con. Loädci ca 324 hervo*- 
geht, fflr die Nachbarbischöfe die Geistlichkeit und die Bürgerschaft, 
4eif bischöflichen Stadt in das Wi^hlcollegium substituirt, wobei aber 
die eigentliche Wahl, von der Geistlichkeit ausging, indem die Mit- 
wirkung der. Bürgerschaft nur auf die Empfehlung oder Zustimmung 
beschränkt war. Vgl Watier's Kfccfaeir; §.223: der 13. Aufl., JBussim 
Kirchenlex. Bd. IL 8t. 24. Diese Wahttredheit dar Kirche*, resp. der 
Gastlichkeit erhielt sich in dieser Gestalb und Fbrm bis in's drei- 
zehnte Jahrhundert. Durch das canoriische Recht trat im dreizehn- 
ten Jahrhundert \ eine Mbdification des Wahlmodus in dar Weise: eifi, 
dass die Wahl dem Domcapitel übertragen wurde, c. 4. X. de postul. 
1, 5., c 50. X. de eJect. 1, 6* Diese IdrchenrechtlichfliiSestiminiöigai 
in Betreff dar kirchlichen \Wahlfireiheit wurde auch von der Staats- 
gewalt reeipirt und so zntn Staatsrecht erhoben. : Durch das caüi- 
tinische Concordit vom Jahre 1113, und speojeü durch einen Ver- 
gleich zwischen Friederich HL und Papst Honorius III. 1220, und 
durch das .Wiener öder ; Aschaffenburger Concordat vom Jahre 1448 
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Würde die .kirchliche Wablfreiheit, rösp, die Freiheit dar kirchliche* 
Design&tioa der Bischöfe für die zu Deutschland gehörigen Landen 
ausdrücklich garantirt, worin das letztere Concordat als; ein: Grund- 
gesetz auch nach dem Untergang des deutschen Reiches bis heute inso- 
fern Gültigkeit hat, als es nicht durch neuere Concordate eine 
Abänderung erlitten. Vgl. Buss im Preib. Kircbetolex, von Wetter und 
Weite, Bd. IL S. 750. Was von den deutschen Ländern, galt auch 
Ton Frankreich, England und Spanien. Es ist freilich nifchtzu ver- 
kennen, dass diese kirchliche Wahlfreibeit der Bischöfe von dar 
Staatsgewalt in verschiedenen Zeiten und Ländern beeinträchtigt 
würde, iad&n entweder der Staat die Designation geradezu für sich 
usurpirte oder .wenigstens, wie es gegenwärtig in der Dfteese Basel der 
fall ist, dem Staate Rechte auf dieselben eingeräumt wurden, welche 
materiell.: einör aolchen : Usurpation gleich .. kommen. Allein gerade 
diese oben aufgeführten statttskirchlkhen Grundgesetze hatten zum 
Zweck, im den deutschen Staaten» wie die pragmatische Sanktion von 
Ludwig IX. in. Frankreich, die Kirche vor diese* Usurfiation Mi 
schützen.. Es ist des. weiteren nicht .zu verkennen, dass vorzugsweise 
heute, in vielen Ländern das Designationsrecht für den bischöflichen 
Stuhl den katholischen Landesfursten eingeräumt ist«: Aber wo heilte 
«dieses Becht des Laödesfiirsten: vorhanden ist, wie z. B. in Oesterireioh 
und Bayern, findet dasselbe einzig und allein seine legitime Baßis 
in der Vereinbarung, welche der betreffende Landesförst mit der (rö- 
mischen Curie abgeschlossen./ Denn nur durch die rönnsche Curie 
kann, wie wir schon oben mit Berufung auf Richter ausführten, ge- 
.tteibes khtthltehei Itecht 'eine Abänderung erleideta. 'Mit dem Sturtz 
dieser. Concordate, welcher wenigstens in Oesterreioh in; naher Auf- 
sicht steht, wird daher auch ;dad giemeine kirchliche Reöht, resp. die 
Wahlrechte des Domcapitels in diesem Reiche Wieder hergestellt wer- 
den. Wallen sagt daher iü seinem. Lehr b, ffir« Kifchenr. (%. 222. S. 487 
dferlS. Aufl.) sehr «teeflfend.:. »dhsBechtdes (Stilatio Sowohl. aladeeBe- 
signatio steht nach der Natur -der Sache allein der Kirche zi^ undkaan 
•daher vom Landefehefrn als solche nicht in Ansphicb gfcnommeii wanden. 
.Wohl aWr kann die Kirche der Gemeinde ödtar in einem chrütfichen 
, Sttaif dem/Lahdesheton oder auch atideiren Gliedern* danöri sie besondere 
Büoksichtscbuldig sind, bei der 1 Aaswähl <d6r Personen eine Mitwtf- 
kung gestatten* immer jedoch so^dasfedieErthfeilühgivon ihraaög^hen, 
-damit ihr rieht leine unpassende Peraofr aufgedrungen wurden kftnae.c 
/ Das sttatlfcchis jus iextiuaioiris! feteht aber nicht i allein im Wider- 
spruch tnfit dem kirchlifcheh ttdthte* • soidfem eben so [evident auch «feit 
unserer vaterländischen Geschichte. De&n die Beschränkung der 
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kirchlichen Wahlfreiheit, wie sie heute bei Besetzung des bischöflichen 
Stahles in der Diöcese Basel an der Tagesordnung ist, gehört so 
wenig als die staatliche Beeinträchtigung der Selbstständigkeit der 
Administration des kirchlichen Vermögens« und die des placetum re- 
ghun zu den althergebrachten schweizerischen Rechten. Da der grösste 
Theil des Territoriums der gegenwärtigen Diöcese Basel, ja die 
ganze mittlere and östliche Schweiz früher bis zum Anfange dieses 
Jahrhunderts zum Bisthnm Constanz gehörte, so werden wir im Fol- 
genden nachweisen, dass den schweizerischen Regierungen in keiner 
Zeitperiode auch nur den geringsten Binfluss auf die Besetzung des 
bischöflichen Stahles zu Constanz zugestanden wurde. In Betreff des 
vorreformatorischen Zeitalters können wir zwar für den Beweis nicht 
aus unmittelbaren, wohl aber aus mittelbaren Quellen schöpfen. Wir 
appellirea zu diesem Behufe an die schweizerischen rechtshistorischen 
Autoritäten. Segesser sagt in seiner Bechtsgeschichte der Stadt und 
Republik Luxem, resp. in dem Abschnitt, in welchem er den Luzer- 
nischen kirchlichen Verhältnissen vor der Reformation seine Aufmerk- 
samkeit widmet, Bd. II. St. 780.: Auf die Wahl des Bischofes von 
Constanz selbst übte, weder der Klerus noch die Obrigkeit derjenigen 
Theile des Bfethttms, die im Ereise der Eidgenossenschaft lagen, irgend 
einen Binfluss, bei streitiger Bischofs wähl anerkannten sie wie im 
Zustande wirklicher Sedisvacänz das Domcapitel als einstweilige 
Autorität in bischöflichen Sachen. Bhmef\ der im L Band seinär 
Staats- und Rechtsgeschichte der schweizerischen Demokratie düe 
Rechte, welche die democratisohen Kantonfe der Kirche gegenüber 
vor der Reformation beSassen, sehr sorgfältig und detetillirt aufge- 
führt hat, erwähnt mit keiner einzigen Silbe eines stiatüche© Ein- 
flusses der betreifenden Regierungen auf die Wahl des Bischöfe. 

Was von dem vorreformatorischen, gilt auch von dem nachrefonma- 
toriscfcen Zeitalter, In Befoeff dieser Periode können wir aus unmittel- 
baren Quellen schöpfen. < Aus eihem Schreiben -der fönf katholischen 
Orte an Gardehauptmann Jost Befasse* vom 22. November 1570 
wird das Hecht der freien Wahl des Domeftpitete in Ocmstihz.ibei Be- 
setzung des bischöflichen Stahles von den benannten Orten ftusdruck- 
tich anerkannt, ja aus fraglichem Schreiben ergibt sich sogar ^ dass 
die katholischen flünf Orte sich als Prdfectoren ffcr dieses Jteeh* des 
Domcapitels bei der römischen Curie, das, wie es scheint von Born aus 
im sechszehnten Jahrhundert bedeutend beeinträchtigt wurdef, auf - 
getreten* Wir lassen da» betreffende Sehreiben, weiches Wir dem 
^zernerischen (Staatsarchiv. enthoben im Interesse der Wichtigkeit 
i« Sache hier wörtlich» folgen: : » «; 
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« * VnMr fründtiicher ; GruSs mit Etfbiettnug allea ? guten zu yw Ge- 
strenger Edler vnser Liebet gethrüwef Bürger vnd Hathsfrund a#ch 
lieber vnd gntter flründ. Es habend die Eerwürdigen Wolgebornen, 
Edlen vnd Hochgelertten Herren Thumbprobst, . Dechant vnd gemeine 
Cappitel de» Hohenstifft zu Confctantz vnsere sonders lieben Herren, 
gutte fründ vnd Mittburger ettwas Werbung Kurtz verrukter tagen 
durch Ire Gesandten aii vns gethan, sachen halb sj vnd Ir Stifft be- 
erende, an welchen den nitt allein Inen, sonder auch . zum theil vns 
(wyl selbige thumbstifft vnd Biscboffl. Küch zu Konstant vnsere Mut- 
terkitoifen ist) nitt , wenig wil gelegeö syn. Derhalbea sy vns umb 
frfindlitihe: hilff .vhd .Raatb angesucbtt, mit; hoehftisgiger pitt, wir 
toolltend söllig Anligen Bäpt. Hl. zum förderlichsten zu schryben ynd 
.traugentüehen pitten T barin Inen vnd vns gnädige willfahrung zu 
thtin. : Auch darneben alle meinung vnd substantz diser anlegenden 
sachen die- Im gfrürtd zu geschahen, nitt belekh vnd ermanung, söl- 
licbs Bapt. Ht. flyssig vnd flritt aUtfro Ernst f&r m tragen, vnd gg- 
thrwwe tvärbnng zu tlmnd, damit si disz Indulthum ; (so sy esz billichen 
vrsachen begereüd) gnädigklicb Tssgebaoht werde Syend sy sondern 
.trostlicher zuvefcuckt söllicher vnsefr befurdernusz wol zu geaiessen. 
Allso wyl dann wir vsz Mitburgerlieher schuldiger pfljGht vnd sonder- 
lich! wyl die, sfcchetf (so er zu fal keane) vns auch berüren möchtten, 
habend wir nit unterlassen sollen n<#h wollen, Sondern vorbemelltten 
üearren vnaßrfl Mitbürgern. (als denen so, zu vns von. wegen der Catho- 
l&chen Religion ein sonder gutt vertrurven haben) Irem pittlichen 
arirüffen vnd begeren güttlicben willfaren wollen. Langt also an dich 
-unser ernstlich pittlich meinung, will, vnd Befelch, daß du m vnser 
-aller nameü Bäp. Ht. volgende meinung demütiger pUtlicher ;wys ip 
gebürli&er Ifcrm fljsdig Mförbringest^ vnd: gethrüwliche Werbung 
-thuyesi Nämlich ?nd erstlich* Nachdem der. Hoehw. Fürst und 
-Herr Marens Sitticus, d, H. ßömisch&n Küchen Cardinal Bischoff zu 
Constanz vnd Herr der Bichenow et vngsfarljch vor 8 od. 9. Jaren, 
wiei er mm Bischoffen zu Constantz etwöllet worden, sy die voyge- 
näntten Herren vnseire Mitbürger verirSst hat, das Ir Hoch. fr. G. 
-Inen wolle ein Bull oder Indultum v. Bäp. Ht. so immer möglich 
vszbringen vind zu stellen, das nach Ir Hoch. Fr. G, absterben. Ir 
tbumb Cappittel die frye Wbaal einfen andern Bischoff vsz Irem 
mittelL zu erwöllto* wi Van. alter he* hafcea, v*d sölliehe frye Elec- 
- tion Jnen; vnd Itota nachkommen vnbönomtoen sin solle ehe* Welches 
ator ibishar hoch nitt erfolgt doch so haltend sy es dafür, das Ir 
Hochf. G. an vszbringnng desselbigen Indullt8 biszhar Änderer Irer 
vilfalltigen geschafften halber vnd von weg«n Bf langwiriger toraökheit 
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sye verhindert werde*. Oder villicht das jetzige Bäp. 0t. gedachten 
Irem Herten. Bipokeuen so. gering trit wiUfaren wollen, dywyi aber 
nach öolbigen absterben des Bistumb Constaoz allsflapa Ir. Ht, (wo 
8y offt gemejlt Indult nit haben) zu versehen heimf&Uen vnd daruff 
gedachtem Bistumb von allen Zwiffeln ettwan ein welscher ofat 
sonst vnbekannterftftmbä^r Bischoff, der dessen, kein taricht, hatte« 
oder, die (Gelegenheit ntt wuazte, vflgesetzt , angedrungen ynd ibeiH 
banden wutiäe. Dadurch aber sy oder Ire nachkomme» Irer fryen 
Bischöflichen Whaal dero sy .vnd Ire vorfaren über die 600 , Jar ja 
mriger poöseösion :vnd besetzüng gewesen gentzlicheii entsetzt , va? 
welcher vrsach sy zu handhabung Ir allten vnvordenklüchea Herkonv- 
mas , rechten , vnd gertfebtig^eiten solchem frömbden Bischoff sich 
one Zwyffel widersetzet vnd vermag solcher vralten fryheiten villicht 
vnder inen auch ein Bischoff. erwellen wurden. Darusz dann allso 
lettschHch nufct giwüssers dann des vralltön Stifts Gonstantz,<entliche 
Zerrüttung; abfaal* vndtegftng vnd verderbnisz ervolgeu möchte,! wel- 
ches dann nitt allein tien Nilwglaubigen Seotischeü (alls jeder geringe 
Verstands verhunftiglich by Im selbst vol ermessen mag) treffenüohß 
sterkung, Its vnbilücheit vorchristlichen Vorhabens tnd den aütglaur 
bigen Cathalisfhen fi-em Bisitamb nach gehorsamen personen (deren 
leider doch Aorist wenig), nitt minder ergernusz gegeben wurden gon- 
der auch vns daby genug gethund geben wurde. Derhaifeen aäUiehen 
übett künftiger vnraw, Zwytracht vüd zerströwiing mitt zittlicher vor- 
betraohtung fftr zu kommen, vnd Wy Lauch vi! bfeiriellte Herta :durch 
Iren Darren Bischouen bisher wie obgemelldt nützid^szhringeü oder 
erkalten mögen« vnd aber die Sachen nitt lengern oder witteren. Ver- 
zug gedulden können, so welle**, wie .vorgemeldet by Bäpt «Ht. : vmb 
Eriabgwig sdDiehsi Indults ganz erriatlieheri ob vnd aikkalten, *nA sy 
aller ob ereellten vmbstanden vnd anliegenden vraachen (mit söllicher 
Ordung wie du wohl wässen wirst, damit Bäp. Ht. nitt aehien imfige 
alls- iob maii mit Hochermelldten Herren Bisohouen •. von Ceöstantz 
harfe oder hstrdurch verunglimpfen wollte) : < ardenlicben; vhd nach 
nettürft berichten, vnd * erinnern ; &j Iti betraebtubg der. stehen vnd 
zu »Verhüttung solcher groszen vnd schädlichen uffrut, zWitracht vnd 
zerrnttungv so Aiöh hn fal (das doch Gott verhütten welk) sich licht- 
lichen^geten- möchte* Inen 4 Vnd vns baiin aller gtodigtte wül- 
fahmng ihun vnd^ vilbene'mpien Herrn vnserti Jfittbui-gern söllioh 
Indultunk '^fco- mittler' zytt Inen: vnd vns zu guten atatteii kämmen 
mag) grfädigkKch gelangen • zu lassen sich initt beschweret Das 
werdehd dann sy, auch wir insonderheit in aller *vadertbeni£keit ge- 
horsamsten^ vnd gutherzigen willen nmblnHl. gdra beschhldta *»4 

knkli Ar Kirchen* ckt. IX. 5 
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fcenen. 'ttem allem bellest flfezi& nachkommen vnd sifatttiehe er- 
folgung tbnn, auch d&by vns förderliche antwort saimpt eineirrbericht 
was kostetis in dieser machen xAöchte v%angen syn (welchen ein lab* 
liehe' Thutab&tifift zu groszem dank wider zu erlegten* ganz eiMtig) 
zukommen lassen. Daran beschickt vns allen ein sonder dienstlich 
Vn4 togenini gefallen vnd werdend das jederzytt in gnaden gegen 
dftr fritntlichen zu erkennen haben, fnd gehi umb dich beschulden, 
damit thiiend wir dich in schirm göttlicher Gnaden' befehlen. Batuni 
vnd In twer aller namen mit vnser geihrüwen lieben allten Eidge* 
noesen der Stadt Luzern Sekret Insilgill verschlössen äff dem etc. i i, i. 
WtoV:* nÜM 1570/ • • - ; ... .; ' .v 

> ' Sehultheisa Landt-Ammann vnd Rath der . 

■ • fünf kath, Grtten: Lussern, Vri, Vnter* 

• ' i walden vnd Zug. ; 
Ab** auch im achtzehnten Jahrhundert, ja bis zum Untergang 
des Bisfcbums Qonstanz «erlitt das freie Wahlrecht . des Dometfiteb 
zn Oonstanz vöb der -i staatlichen Qewalt keine Beeinträchtigung. Die 
Theilndhme der schweizerischen Sünde beschränkte sieh« ih dieser 
Zeit einzig auf das Antwortschreiben, welches auf die Ahzeig© der 
getroffenen braQhöfliohen Wahl von Seite ( desDomcapiibeb ganz anf 
dem Wege der Cwwenienz erfolgt^,« in welchem gewöhnlich die För* 
malität; *g^eriverlaagtermassen.ui»erB Beisfcimmung« — vorkam. 
•So läutet z^B. ein* solches Antwortschreiben des Schnltheissen 
Und Raith dir Stadt Lusiem. vom 13. Winter monat 1750; weiöhes Wäl- 
dern Lnzerner Staatsarchiv entnommen, wirllich also : Zar Abftssnngf 
einer gemeinsamen Danksiguag und BegWckwünschung, an iure 
(Ör^rtl/HSnadeb, den neu erwählten Bisbhef von Ctfnfetanz: ,flber die 
se höfliche und verbindliche Kundmachung ihrer ^intoffigen Eulwhtog 
zt«n Bischof geben biemit verlan^termassen '.unsere • unvefzögette 
üaistiamutog. ; .< .*' . :■.; : ;.■ i, ■- / i .!•..•..:.•* 

\ Wie dieses staatliche jus dxetasionis mit <fcin kirchlichen; -Bedh* 
fett; und unserer vaterländischen Qesdhichte, so steht es auedr iii 
brassen Widerspruch niit den Principie» des modernen Staatfes/ Denn 
die 'Aufgäbe des . modernen Rechtsstaates. . bestokt nute» m andern 
wfelfeohöB Att blosse Name bedeutet, ib dem ;8cbüfiz, welcher 4mtr 
sMben dem Bechteiigewtiurfen seih Daraus folgt, dassi die utfatoriellfe 
Gültigkeit der staatlichen Geaefae nnd Veroüdnuftgen : abhängig, ist 
<v<» de* Hattneniev in dei\ sie sich mit dMn; Rechte, hefln<tou;: iDte 
staatliche» Oeaetie tfhd Verordnungen müssen daher Mch Am Ideen 
des mdderaeln Staaten ein Ausdruck des Rechtes, sein,,, uftd . zwar 
fenesBcfehb^ Welches auf flen« ewigön Qrundsttzen <teiv Naturgesetze 
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basirt ist. Der Polizei* und Bewrmundungstfaat n«girt,aber gerftfezn 
dieses Naturgesetz und erklärt ganz Back der heutige^ vfllkerrechtr 
lieben Praxis für Recht das, was er dazu raaefet. Von den prak- 
tischen Repräsentant^, dieses Poliaqi- und BeyMWuwiiiDg^staates, 
von den Despoten ;dep. verflossenen Jahrhunderts, die eine M%je&t£ts~ 
beieidigung : mit depn Galgen bedrohten, , wf . $#n ;atop)ptwi fifigwüm 
dea gegenwärtigen Jahrhunderts, die ohne gerichtliches UrtbAil durch 
Cabinftsbefcfrl sK^g^amte j^iti^che Yerbrepbqr , nach Sibirien und 
Cayenne spediren lassen konnte, nmt kann die Kirche niemals hoffen, ihre 
Rechte und mit denselben auch flie freie W^tf ihrer Bischöfe zu erUu- 
gen» Nur der moderne Rechtsstaat kann diese freie, kirchliche Wa|*l ge- 
währen, und zwar, nicht wegen des iwiti^en Gharakjters derselben, 
nicht darum, weil sie im estnischen Rephte odgr ; jn den Grundge- 
setzen des deutschen Reiches ihre Begründung gefunden,, sondear^ weil 
sie ihre Basjsin einem Naturgesetze hat: (^nn es ist und bleibt m 
Naturgesetz, das keine Controverse- erleiden kann, Dass Kirche und 
Staat zwei wesentlich verschiedene Oeipeinschpftesu sind. Sind aber die?p 
Praemissen richtig,, so ergibt sich hierauf der unwiderlegbare Schluss, 
dass. der. Staat piemate bestimmend- und , le^tyi, iq die kir^licbe 
Lebenssphäre eingreifen kaqp yad darf, ja dass jedes,, staatliche Voiv 
gehen in .dieser ;Ri^tung, als Ufsurpfttjflja erscheint. In <\\ez$ kirch- 
liche Lehenssphäre gehört nun unstreitig . dps Recht d^r Selbstver- 
waltung, welches nicht nur :. die freie Verwaltung 4es Vermögens, 
sondern auch die freie Wahl der kirchlichen Beamten,, also ai^ch die 
freie Wahl (ler Bischöfe in - sich begreift. In . denjenigen Staaten^ in 
welchen; dein, Bischof eine erhöbt? Autorität und Bedeutung dadurch 
verliehen wiqd, dass ihm, der R$ng eines Staatsbeamten^ oder ein Sit? 
in dem Parlament oder in den Kammern zjjgesichert ist,.. mag wqbj 
der Staatsgewalt ein JBinfluss auf dessen Wahl eingeräumt werden, 
welcher aber nie so weit ausgedehnt werden ^arf, <\m djLq freie 
kirchliche Wahl jur blossen. Illusion wird. In denjenigen Staaten abty , 
in wehjbenr, .^lem .^isebpf dies$ . erhöhte : $ta#tüqb£ Autwjtät.nndiBe^ 
deutung nfcht verliehen wuifde in der Piöcese ^el^ in welcher d^r 
Bischof nicht nur die^e staatliche i^utqrit^ und Bedei^fi^ nicht besitzt, 
sendet* der$e%t sog^r vop deflt stakatsbürgerl^ch^n. {lecht^ der actjvqn 
i^d .pasaivep )Va^^higkeit mit .dem übrigen Klerus .ausge^cblo^u 
ist, entbehrt dieser staatliche Eipfluss jeder r^onellen ^egjft^W 
Wie dpr: mod^pe Sta^t als Protect des Qephts im Gegansato.pu d$r 
Willkür^errschpft des Polizei- und Bevorpiundungsataate^astÄ^t, , #> 
ist es auch vorzugsweüp, seilte Aufgabe,, denjenigen Iteqhtfln* w;e,lehe 
man unterem N^m^n der sogena^t^n Freiheitsr^chte be^eift, f spiuep, 

• " 5* 
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Sehnt« angadeiben zu lassen. Zu diesen Preiheitsiwht^n aber ge L 
b^ren nicht allein die |folitistöhen Rechte detfßtaatsbürge^Merdie 
sogenanirten VolksreeMe, welche je nach dei"TieipitWicaBisclien oder 
monarchischen Organisation eines Staates ausgedehnter oder be- 
schränkter sind, sondern auch« die sogenannten Unechte; wfclihe in 
der UnWrietilfehkeit des Eigenthums und in d6r Pfcrsbnalfreiheit'sich 
darstellen, uhd daher at^ solche die magna Charta für alle Constitu- 
tionen^ ' Staaten ■' bilden; Diese ' Unrechte kommen aber 'nicht nur 
dem «eälrzälnen Menschen,' den Individuen, 1 -den Personen im 'engeren 
Sihne' Üu, sondern erleiden eine Ausdehnung fiber diese hinaus auf 
die jdrifc Person, wein' ' die Existenz* deteeften »nicht in* Frage gestellt 
werten 1 soll. Tftri tiiörnn^'von der Peräonal&eiheit i\\ spreehenj so 
ist dieielb^inHiftSieht 1 ättf die jöriÄschfe^P^rsdten WrzugswieiBe 
dädurtfh bedingt; n&öfr in ihren Organen sieh de!r sefes^tÄndige 1 Wille 
dieser jüridisfc^n Personen 1 ^ausspricht, sfr däss die erstereta-afe die 
teigfentlichön'R^rägentanteri der letzteren ; betrachtet Verden könnerf. 
Dieses ist tfber mir der Ml, wenn diese Organa, wfelche die 'betref- 
fende juridisehe ; Person reprfaenttren sölten , von ihr > äöeiri * ohrii 
alle' und jedia fttimiäfe ^ihmiöchung gewählt 'Weftfeh kitariieri. { Diese 
Watrhett wurde Von deni Polizei- und Be\r6rmundungsStaiiitt'Hin^ 
sfcht W die «ffenflichte Corporation grfnz V^kanÄtvindeito'e^'mit der 
XüiteÄtecfie > Wta^ s t^rpAMtiM B 'tt&cK i das ' freiö : Beötfllühg«r6teht iifref 
Beamten tegifbn taisste. 'Der inodernfe } Staat 1 ' 'dagegen' hat dieses 
freie selbätstön*i^e : Wahlrecht sogar 'auf diejenige «drpöMiöh aus- 
gedehnt, welcfhe insofern noch als Besködtheile des Staates 1 betrachtet 
werden kShtieh, 1 als äie keirien von dein Bteät fteseiitlittÄ töftchiedehen 
!&eck haben; Der mbderne Sfeat hat , trotidem die- WsteHer : der 
ftetäetodön nicht nur Cfeiöeittde'beäirite äind; ^sondern auch Aiireh^ihre 
staatlichen Functionen, /welche ihnen in allen - Staaten zugewiesen 
Mnd, zugleich deh Charakter von : Stiäatsbeäthten erliälten'^da^frWfe 
'WähWecht^dfersteifeen den 1 Gemeinden verliehen. 'Wenrf'aüch^oeh 
htcht 'in alteft^nÄ^^ Wähirebht ih 

bänkt]gäm$i ittsayhnühgrecißitt 1 ist; mdfem ih&nigeh Landen 'di^r 
8t&t%ewält W^ in^fetn ein EihÄusä ferrtgerättrht Wirä^ : di^ diie 



wäfcr t^e^k' ^mMmm^k; des wmmtd m}> Bfttefer- 

iM8t&fr vötfft^ sb'hab^ nÄ'W 

ifnefnd^yrdiiliiig'eii ; { dW ! in dim letit^n l Deidenhien eüfetaüden f diAsfe 
Bfesöhrln'k^if wbg^läsSett! In unsere* " r^nblicänisehen ScHWeii ; Ist 
WMw*hlr&m/ n tfait ÄÜösällüäk jeglfcheii "sfcaatli^eh ffihftiis^s 



r Äi' lätf^tiA mtä±iiTht>täti'4u&h*m g*- 

i to I tiH. !!ii Wen ! n ttiiä f in deö Üdä^ftiiäii Staitfeti* diä u G6nieindfc, 'bei' der, 
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m$g man ihr? Stellung so frei und selbstetäffäig als möglich auffasse», 
doch iu Wirklichkeit der st&atiiehe Charakter nicht negirt werde* kann, 
das freiste und unbeschränkteste Wahlrecht i&rer Vorsteher ha V so 
muss dasselbe um so eher derjenigen Corporation verliehen werden, welche 
diese« staatlichen Charakter nicht hat, so muss es auch def Kirche in Be- 
treff der Wahl ihrer Vorsteher eingeräumt werden* In den Staaten« in 
welchen der Bpreaucratismus die Freiheit tund Selbstständigkeit der 
Gemeinden darnieder hält,, in Frankreich z. B., wo die Wahl dos 
Maires ausschliesslich der Staatsgewalt noch zusteht , involvirt, wenn 
auch die juridische Begründung för die staatliche Beeinträchtigung 
der freien kirchlichen Wahl der Bischöfe fehlt, doch nicht eine Yer» 
letzung .gegen alle gesunde Logik, wie dieses in der Schweiz, und 
speciett auch in der Diöoese Basel der Fall ist Denn hier, .wo die 
Idgen des modernen Staates auch in Hinsicht auf die politischen Ge- 
meinden ihre praktische Verwirklichung gefunden, wo die geringste 
Beeinträchtigung to Staates auf die Wahl eines Gemeindebeamteniate 
eine Verfassungsverletzuög mit Recht betrachtet würfle, ist und bleibt 
die staatliche Beschränkung bei der Wahl des Bischofes einen i Ana- 
chronismus, der auch durch die schönsten • liberalen Phrasen» nicht 
weggewischt werden kann. Die hervorragendsten Vertreter der mo- 
dernen staatsrechtlichen Wissenschaft, unter jenen' wir hier nament- 
lich diejeitigen auffuhren, welehe am wenigsten dar Parteinahme für 
die Kirche beschuldigt Verden können, reep. BoHeek iw&BlwtecMi sind 
für die freie kirchliche Wahl der Bischöfe in die Schräke* getretfett. 
RoUeck sagt (in der ; Enoyclopädie der Staatewissenschaft .Von iRottech 
uüd Welker Bd. IX. S. 300, 30 L), die Ansprüche der Regierung auf 
Verleihung der ! Kirdhenämter, oder wenigstens auf wesentliche Theilr 
nahme daran/ sei es d«rdh ein vorbehalterieö .Bestätigniigtteebt, bei es 
durch ein VorscUagBtfecht, sei ; es endlich durch ein tiiebr (rittl minder 
ausgedehnte« Recht de* Ausschliessung begtipmakeri Personen yoä der 
Wählbarkeit, so erseheint dieselbe als 'durchaus unbegründet und 
kann blos auf historischem« Boden und auf Unkosten der sonnent- 
klarsten natürlichen Rechte ieirwaehste. .Nur zur Anwendung uAd 
Heiltog einer schlechten Kirchen ver&äsung mag jsnes<staatiieUe Babht 
vertheidigi werden. /Es nimnit aber' einen ^eflhrüche» Charakter aift, 
wenn öine der in Frage ; stehenden Kirche abholde StaatfegeWalt es 
ausübt Von der Richtung der Häupter ode* Hirten hängt auch na* 
türgem&ss jene der Heferde ab* (Und es kann einer Rejgierttng, welche 
feindselige Plänfe gegeii eine Kiwihe hegt, deren Diöein als rechtlieh 
begründet sie einmal nicht ^offepbar angreifen darf, niemals sdiw^r 
werden; tater den Gliedern des Klerus einzelne ehrgeizige und de/ 
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Corru^twu zugänglich« Mftöner zu ünden, welche« dte Erbebung auf 
einen bischöflichen Sitz mit Hingabe einiger der Regierung terfassten 
Olattbens- uftd Disciplinarartikel zu Erkaufen geneigt Bind. Der durch 
die fögsame» "Präliaten bewirkte Uefcertritt der mit Rom unirteü 
griechischen Kirche in Kiissland mir herrschenden nicht ünirten dem 
Willen des üfears unterworfenen zeigt in einem 'aüflfhllendeh BfeiSpiele 4 , 
wie viel die Staatsgewalt vermag, wenn sie' ern&tlich will, und die 
Erfolg verheissenden Mittel anzuwenden nicht verschmäht. 

Bhtnischli sagt in seinem allgemeinen Staatsrecht IL Band 
SeSte 820 und 321. fcDer Kirche teftn' das Recht aus" natürlichen 
-Granden schon nicht bestritten werden^ ihre Organe, die Beamten und 
Diener der Kirche selbstständig zu ernennen; denn sollen diese ihr 
angehören und ihr dienen, so müssen -sie auch von ihrem Geiste er- 
fällt und nicht einer fremden Macht gewissermaßen als fremde Glie- 
der an ihren Körper geheftet worden sein. Die blosse allgemeine 
Vorbedingung der kirchlichen' Weihe entscheidet noch dicht; atuft 
unter den im allgetndnen fähigen den rechten Maiin für die rechte 
Stellung zu finden, kommt voraus dem Körper zu, an welchen diese 
gfehört, und dessen Bedürfniss sie dient.« 

•■»* Da nun das staatliche jus exclusrdnis auch in seiner mildesten 

Anwendung vor dem Forutn der Geschichte und der modernen Wish 

senschaft seineil Bestand nicht behauptet, um so weniger kaim dieses 

Jbei der rigort>sen Anwendung, welche dasselbe in der Diöcese Basel 

erleidet, dar Fall sein. 

Wir haben schon oben angedeutet, dass in den meisten monar- 
chischen Staaten der Staatsgewalt als Aequivalent für die der Kirche, 
resp. dem Bischof durch die« Repräsentation in dem Parlamente etc. 
gewährten Rechte, ein Einftusö auf die Bischoftwahl eingerammt ist. 
Dieser Einfluse beschränkt sich aber in den benannten Staaten nur 
darauf, das» das Domcapitel eine Liste von sechs bis zwölf CandicUten 
entwirft^ wovon dann die Staatsregierung Mißliebige streichen kann, 
mit der Modiftcatkm jedoch, dass wenigstens so viel auf der Eiste 
t>Wben ihüsseftl dass ein^ Wahl rm Seite des Capiiels noch vor steh 
gehen kann. In der Diöcese Basel dagegen, wo Von einem solchen 
Aequivalent hiebt die Rede sein kann, hat i der K. C. vom' 20. Öctober 
1830 den Diöcesanstähden die Befugniss verliehen^ das jus exolusionfe 
auf dte unbeschränkteste und willkürlichste Weise zur Geltung m 
btiügen. Beiißettrachteng dar formellen Seile hatten' wir bereits: nach* 
gertiäsen, dass alten diesen K. 0. die /juridische Gültigkeit, au» den 
daselbst angegebenen Gründen abgefcpntoheri werden kann. Selbst ein 
grosser Theo unserer Schweizerischen Staatscan^nisteto scheint' dieses 
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anzuetkemetr, radeni in alkn Verteidigungen des staatliche» jtt 
eietastam die tos zu Gesicht gekommen, nur mit dem Exhortatittrt» 
breve vom 6. September 1826, resp. mit der Berufung auf die Stell* 
argumeöUrt Wird, welche in der Sprache des Originals also lautet: 
Vestrarnm proinde eri* partium eos adscisceie, quos ante solemtaium 
electionis actum hoveritis, nedum ptaefinitis qualitktibus praefulgei«, 
sed gubertlio etiam minus gratis non esse. Se trat seiner Zeit im 
Bund unter dem Titel Briefe eines katholischen Staatsmannes Ober 
die Wahl des Bischöfe von. Basal in einer Reihe von Artikelh feine 
josephihisclie (fresse für das unbeschränkte staatliche Ausschluss* 
recht auf, indem sie die oben angefahrte Stelle dahin ratdrpietirte, 
das$ unter <den für die erledigte Stelle kirchlich qualifieirten Be« 
gierungsangenehmen der Angenehmste gewählt werden müsse. Selbst 
angenommen, dasjenige was wir oben im formellen TheUfe mit voilpm 
Hecht behauptet, uätoHch flass aus dem Exbortationsbreve forden 
Staat keih Btckt der Kirche gegenüber abgeleitet werden k9nti4, 
wäre fateöh, ingenortrinca dfc staaterechtliche Bedeutung diebes Acten- 
stückes wäre ausser Zweifel gestellt; so kftrfnte dennoch nib und nim* 
raer ans der frtygKehtii Stelle eine Erklärung im Sinne aritarer Staaten 
canouisfceii erfolgen. «Abgesehen davon, diass diese Interpretation 
schon den gtaamaticaHecheÄ Gttindsäteen zuwider ist, widerspricht 
sie geradezu dem Sinn und Geist des päp süichen Breve^ Demi nicht 
nur duAhdas Comcbrdat und die päpstlichen. Bullen, sondern jqcb 
diufch das fragliche Breve ist dem Domsenat das Wahlrecht deö 
Bischefes eingeräumt. DieMs Wahlrecht wäre aber eine blosse Spfcl 
tarei, wenn der Demseoat untersten Geistlichen der Biftcese geifede 
denjenigen wfthlefc bstisfetev welcher den Difecesahständen ' der Ange- 
nehmste' wäre. Der Begriff der «Wahl ini engeren 9hm schlisset 
schon die Freiheit in sieh, auiö beliebigen Personen Jetiaud £ör eine 
bestimmte Stelle zu bezeichnet Diese Wahlfreiheit kann freilich, 
wie ea auch in vielen fällen geschieht, beschränkt werden. Wenn 
aber vom Doinsehab' Keiner der minder als «irgend ein Anderer ge« 
nehm ist gewählt werden kann, so enthält dieses nicht iiurein^ 
blosse Beschränkung, sondern involvirt geradezu die Autflebädg des 
Wahlrechtes desDomsenates. Wie die Interpretation dfes*kath41isobeff 
StaätsmamneB sdhon mit der WahUreiheit überhaupt, die ausdrucke 
lieh; m ; dem angerufenen Breve ihre Garantie gefunden, im Wider* 
spiueh steht, so ist dieses auch speciell hoch in Hiüäcät auf die' 
canotaische Wahlfreiheit ' der Fall. Denn nach dem klaren Wortlaufl 
des kanonischen Hechts; beziehungsweise nach c« 43, X* de eleet. l;i 
e. 25. IV. btatil. Ut.,iwir4 eine durch ftberwi^gwiden ffiiiflttBö bestinmafte 
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Wahl de* Bischöfe für null Urt nichtig erklärt* und 2w*r* mit <d*r 
BetfBgung, dass derjenige, welcher eine solche Wahl annimtott ohne 
Dispensation- nie zu «inor kirchlichen Würde gelaijgeu kann. Die 
Grenzen der Beschränkung dieser kirchlichen Wahlfrejheit durcii ; die 
Staatsgewalt sind durch das kirchliche Herk^njmdu i vorgexeiclmet. 
Dieses kirchliche Herkommen erhielt in den ; awei . le taten > Deoennkto 
»wohl unmittelbar durch die römische Curie selbst, als aii^ . mittel- 
bar durch die Vertreter derselben in. den einsehen Staaten.. mi wie* 
derholtenmalen eine authentische Interpretation; So erhielt bei der 
letzten Wohl des Bischöfe in Limburg, wo die Begierung (Nftspau) 
auf der Liste v<m 12 Candidaten 10 NaBben gestrichen* .dieselbe aus 
deti zwei nicht gestrichenen die Genehmigung^ niobt,« Weil nach ca- 
Kritischem Herkommen eine Wahl a«& wjeti/nur unter ausdrücklicher 
päpstlicher BeWilliguög auf Gültigkeit Anspruch machen kann und 
dieselbe im gegebenen IUI nicht ertheüt frtirde« .vide JJeilage der 
Allg. Leitung Jahrgang 1865, Nr: 33. Bei<ter letzten Besetzung des 
eioAisthäflkheB Stuhles in Köln hat die MthmhL der Mitglieder des 
Domcäpitels sicban die Nuntiatur in München gewendetyi »um durch 
ihre Vermittimg toö der römitdhdn Curie die Afitrtort auf; die» Finge 
z*fJ8ilftal|tonjiJwie sie sieh* zu beriehmeh habefn , wenridte Begierung 
alte bin duf zwei streichen sollte; Die Antwort der. flämische Curie 
war, i das» leine« solche Wahl »gültig ' und sie als Mitglieder 4es iDom- 
cufstelswter diesen 'Umständen nicht wählen dürfen, vide Beilage der 
Aüg. Zeitaing Jahrg. 186&, N*j 38. Aber nicht nur üi ausläiiditfche* 
Dtöoesouv 'sondern auch in der Diöeefö Basel wurde über dieses jitf 
etohisionk einfe authentische Interpretation gegeben. So > wurde im 
Jährt 1854: bei Anlass der bevorstthfenden ? bii* höflichen Wahl deir 
DomMnat der Diöcese* Basel voäi päpstliche Gebchälteträgettitder 
Sohwefc ernstlich ermahnt, stöli des Bechtds der freien. Wahl nicht 
zubegeben, Und iü Coüfeesöionen tiicht weiter zu geben, als» nur» Bin- 
gebutig einer Liste von sechs Niamen, unter Aenen die Diöfcesanstände 
nur dwLNamen streuten können, vide Schweiz* fc-Ztg. Jihrg* 4854, 
Nr. 22. St.: 170. - • .:• . '„■, • .-»„ ;,". .. 

Die »Inteirpretation , welche das staatliche, jus/exclbskttis vou 
Seite der^kircUkhen ' Oberbehörde erhalten , hat Sogar in' «kätho« 
lidoben Kreisen seine vollste Anerkennung erlangt. So läset «sich m 
derBtökgje der Allg. Zeitung Jahrg. 1866,, Nr, 8;- St. 115 teine pfo- 
teötaütis(4eÄtiilrae hierüber also vernehmen: Gleichwie nämlich der 
Lisfenmtfduß di^RÄgierring gegen missliebige Wahlen sichert, so liegt 
andererseits ihr. die Verbindlichkeit ob, das Staattiebft Veto innerhalb 
adcben SfchrohkßA auszuüben, 'dato äine cäntaisohfe Wahl *is den» 
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eingereichten kis^n ntfglieh .igt. . Z*r» canwwebeii Wahl aus den 
Listen müssen in ßemäspheijt im kiwhtictyn Herkommens, und n»eb 
der Erklärung des römischem, Stuhlas, mindestens drei Candidaten auf 
der liste gelassen ^erd^n. Entweder muss die ftsgierung den Lutten-* 
modus., g?mz adoptiren, wie ?r in <tor.Kirphenbfob.iftt, oder sie nmwr 
ganz darauf verzichten; ;es//kann gßwiss kein Vorwurf .das Capitel 
treffen, wenn es auf «in wesentlich modificirtes neues Iostonver« 
fahren . aait t ausgedehntem oder gjuvmit scbrjuo&eftlo&ttn'YetO der ßer 
giei^pg ,o|ine weiteres einzugehen Bedenke» trägt '• » 

:i Qie aathenti^he Interpretation 4er kirchlichen; Oberbebftrden 
übßr den Laptenrao^us ist aber nicht nur. in der. Theorie*, sondern atieh 
in dar Praxis inden meisten Staaten wir Anerkennung gelangt In 
der Disease Bas^l dagegen war bei den zwei: letzten BißchöfswahLeu 
nicht die kirchliche Gberbehörde, andern der angeführte Bundes* 
correspondent die Autorität Ör die Diöaesfmsttodft, indem ; getreulich 
die: Theorie derselben in der Praw befolgt wurde, i Bei 4er Btechofs- 
wähl, üpi Jahrei 1854 jfesp. bei 4?r zweiten seit ,der Giündnng und 
Wiedeirheretel}ung des Biptbums B^el, noch dem Tode des: Bischöfe 
Satemami besebtoss zuprst die M^brbeit der Diöeeaujettode; auf Aüt 
trag der Stände Aajgau und Solotburo, es ha^e der QoiMeaat ihnen 
keine Liste 4er Candidaten vorzulegen, sondern einfach eim P4r4on 
zur Annahme ?oder Verwerfung. Eine solche Zumuthung wurde aber 
vöbi Doiucapitel mit aller ^ Entechiedenheat abgelehnt, und dabei aus- 
drücklich da*. Verlangen w*eh dem tistenwodns, and iwar in der 
Weise gestellt, dass von den Abgeprdüeten der Stände, misaliebige 
Namen gestochen werden kannten» d#ch , so,, . das® inamer noeh ; (eine 
genngendß ZfiJil für die, WnW Y^bleibe. Auf diene Erklärung hin 
wurde vm den Diöcewiständen denn Domcaflitel .zugestanden^ leine 
Liste, : vorzulegen, » dabei aber : das unbeschränkteste Wahl Eeeht* ibean^ 
Sprint. Dwmnu yon dem, Doiuoapitel vorlegte «Liste httte das 
Schicksal, daifö alje Nam^i r^sp. ^eebs Namen gestrichen wurden. 
Erst da die, Diöqesanconferenz dem Djomsenat 4mge üeiötliche auf 
Q^nfidentiellQiiWei^ afe a^gön^hme Personen unt^r 4er Beton n*gi de« 
unbeschränktesten Wahlrechte bezeichnet,, wurde ^om DoRnseqateine 
neue (Liste eingewebt^ www drei Namen Gnade, fendenjins welchen 
dann der Bißehof von- Ba^ßl gewählt; wurde- vilie &hw*W<> Kv-Ztg. 
Uvg.. ( 1854|'Nr«a2 f .Sb..l70 9 .Nr/-81, SkSiL,- 'l 
i t . .Bei der .Wahl des -gegjenwärtigien.j .Bischofs ^ :Jah«e. J8Ü3 
wurde zuerst, auf der vom Domeenat eingegebenen Sechserliate/i wenn 
weht, igesradje alle Namen, d<^h r .immerhin'iBqi.yieieig«etri(;hei]i, dat^ 
eine .Wahl unmöglich war. Der Poms^aM lie$8ti3wh befrbei, um jaf 
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den Höben !Prfed«r zwi&Iien KSrfche uiid Staat niöht zu ötWfen, liach* 
dem ihm vorher noelräuf cottfidentielleöi Wege Voö der Confereni 
bleutet wurde, weidftr Geistlifcheü ab personae gratae staatlich hfr 
trachtet würden ,eüife neue Liste aufzustellen Dadurch wurde be- 
wirkt, dassirar die Hälfte der auf der Liste stehenden Namen ge^ 
Erichen, und so wenigstens von einer Wahl,' ^ennanch nickt s Vöft 
einer dreien Wahl dte Bischofs durch den Domsenat die Redt stein 
könnte. VergL Kiri*enWatt für die kath. 8ckweiz, : Jahrg. 1888, j S: äoi 

Die Interpretation 4es katholischen Staatsmannes ito BWädo, 
welche wie Wir so eben gezeigt, M der Praxis inder Dföces# Basel 
getreulich copirt wdiäe/ steht abfcr nicht nur iih * Wideftfcrttth öiit 
ddm ift dem Btm attsdfc&cklieb gärantirten Wahlrecht des Dönt- 
Senates überhaupt, sondern speeiell noch mit dem Sihn und Odirt 1 der- 
jenigen Stalte des Breve, welche diese bischöfliche Wahl näker W 
süiimt. Die betreffende Stelle tautet also: 
- Ihr wÄrdet Euch fremder Sünden therlhaffcig macheti; sprecb&i 
Wir mit den Vätern ?ion Trieüt, wtaft Ihr nicht angelegentlich daföf 
srirget, dafcs solche ™ Vorstehern -(Bisfchöfen) erwählt werden; di£ 
Ihr als die Würdigere^ und d^r ; Kirche Nirtelifeheren gefunden habt. 
Allein auch das üiüssG Jhr gemäss dem Lobe der Klugheit, durch 
welche Ihr euch empfehlet, erwägen, dass die Kirche blühe, W4nn mit 
M vmCka^t¥m^yi4At- und geistliche Gewalt' untersteh Giftig 
gehen; deshalb fcft es Euere ^Pdicht, sdebe zu wählen; von denen Ihi* 
Vor dem feierlichen Wahlact ih Erfahrung gebracht, dass sie nithfc 
nur durch die vörgözeictaröten Bigehschaften glänzen, soridern aucK 
der Regierung üifcht minder angenöhta (non minus grati) sind; 

Dieser Steife kann gewiss kein anderer Sinti zu öhnde gelegt 
werden ils das« dir Itomsetiat titarch dad Gewfe&efn "gfebttttdeft ist, 
eine Person zu wählen, die sich durch die betreffenden kirchliche 
Bigen^Cbaften ^ussröiohü^t , däss er ab& auch diese kirchtifeken Eigen- 
schaften freilich roratfesetzenÜ au& Klugfteitsrüctsichten nicht tfnfc 
den Regi&tm&en rtliss&ffige Personen ernenne. Wätirenddeib dää 
Vorhandensein der kirchlichen Eigenschaft^ nach dem BWVd mr 
Gewigsen«p«ifeht gertiacbt wird, so wirdf dagegen nä6bäemselbeii ; far diö 
gt«ätlichert Eigenschaften der Candidäten an dio Klugheit des Döln*- 
senäteg' appetlirt. Öaraus ftlgt, d«sa wfcnn -ein CändMät mir eifti 
persona grata der Diöodsöhstände wätfe, daneben' aber die genannte* 
kirchlichen Eigenschaften nicht besitzen würde, deröomsenät ies nie 
and nimtaer mit stiwim öewiösen vereinbaren könnte, einen solchen 
im Wählen. Die Untersudiung nun, obi Am Candida* die erforderliche* 
kirchlichen 1 Bigeiiöeherfteh bedtae, fet r Wie ^ssich%is döf Ifottir der 
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Sack* schon ergibt, einzig und allein Stehe de« Donwnütes. Sehr 
treffend sagt daher das KirchenMatt'far die tatholiwhe Sek reiz? Jahr* 
garng 1868, Nr. S, St. 30. : Das Gewissen bindet und macht verafit- 
wortlich, die Klugheit nicht. Wenn der Domsenat «inen Bisehof 
wählen kann, der sich durch die kirchlich -geforderten Eigenschaften 
auszeichnet, und zugleich den Regierungen* angeftetau ist, so ist er 
durch das Gewissen und die Klugheit dazu Verbanden. Wftre hin* 
gegen der Regierung nur ein solcher angetiehm, der die genannten 
kirchliehen Eigenschaften nicht bes*sse, so würde ihnen Aas Gewlsseii 
nicht gestatten, ihn tu wählen, aber selbst auch die Klugheit hWht; 
den* fcfei dieöer Ueböreinstimmung der geistlichen mit der weltlichen 
Gewalt wurde die Kirche nicht blühen, sondern abstehen Intd an 
Grunde gehen, und diese hat darum weÄer Ivb von Ohartres weh 
Leo XU. gemeini ".--.'. • ' . ••» 

" "Nach der Interpretation des katholischen Staatsmannes im Bund 
hat aber die Dtöeesäftocinfei<enz nicht nur ein unbeschränkte^ gondern 
auch ein willkfiriiches Ausscbliessungsre^h t , sodass sie bhnie An- 
gabe eines Grundes nach Belieben : jeden von dem Domsenät rorge- 
schlagen^ Oandidaten streichen könne.; Er braucht Wirklich einfe 
Verdrehung, die allenfalls meinem Winkeladvocaten nicht aber einem 
hochgestellten Staatsmann zur Ehre gereicht, u*fr aus dem Bf eve dfe* 
seil absurden S&iluss m • riehen. Das unbeschränkte Anedcbliesmings* 
recht, nach welchem unter Urasttnden alle Kamen auf der eingege- 
benen Liste des Domsenatea gestrichen werden können, kann doch, 
trotzdem es dem Sinn und Geist des päpstlichen Breve und dem 
kirchlichen und staatlichen Herkommen widerspricht, immär noch 
auf eine rationelle Basis zuröikgefflhrt werden. Das willkürliche 
Ausschließungsrecht dagegen, nach wetebem ohne Angabe eines 
Grandes jtöer Candidat gestrichen wbrden kann, findet nur in den- 
jenigen Staaten, in welchem noch das Göset» der natfirltehe Aus* 
fltass des absoluten Willens des Regenten ist, eine rationelle Begrün- 
dung. Abgesehen von der Natnr^ wnd Verminfböirtdrigkeit, welcher 
in dieseto Modus vorzugsweise für einen repubfiednisetien Staat liegt', 
steht derselbe auch im grellen Widerspräche ttiit dem bisherigen 
kirchlichen und staatlichen Herkomme». In alten kirchliehen Cfti** 
oerdattn, weiche in neuerer Zeit mit den Staiten abgeschlossen wnardeU 
ist ausdrücklich fetgesetzt, dass die Bezeicfciiurfg einer persona ingrata 
bei Verleihung von Kifrcbenämtern auf polrtidcbe Thatsachen sieh 
stützen Blässe« Aber auch in denjenigen Staaten, in welchen die 
kirchlichen Verhältnisse nicht dureh Ooncoardate^ Sondern durch di4 
Lande^Gesetzgebung geordnet sind^ findet didae Mfttitne Anwendung 
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Utoter den üeuerea' Stafttsr^htslehtfern: üt en namentlich Bltüdschli in 
seinecm SiaatereebtBd. IL S. 321., der die Ausübung de« ataätliäbea 
jus etclupiotris; bei der Wahl der Bistfxöfe vor solchen.. politistdaeti 
TbaUacheoi^bbängigf. macht. ., r 

• Die Pföxis in der Diöcew, Basel hat leidet die rosaiashe Thbteie 
des Bund^canwisten recipart* -nach 'welcher das willkürliohöte Aus-» 
yohfcessuBgsrecht,<ler PiäeeaancoBfere/U bei der bischöflichen Wahl 
gejt^itf gemacht werden kann. So wurde bei , den ,iwei Urteten 
Bischof $wabiea die BWtbe des Diöcesaaklerus, ddrunter iMttaMrj cüä 
den ; politische^ EraQtiwen so fem als immer möglich standen; die 
augtifetteaslicb der Wissenschaft und der Pastomtion lebten, Mänaer, 
die vw den radic^len KantonsregierangeQ mit bedeutenden jkürch* 
liehen Stellenv beehrt, \wnrden, .von der Diöcösanoonfeareüz-ald per- 
sonae ingratae verworfen. Ja sogar Männer, wie, im frc|*t/ Twt 
üWtiind iein Domherr Sugrfes,: ; die durch ihre öelejbrsalnkeit und^Fasto- 
mtiousthätigkeit.eine >yfthre Zierde; der sehweizefische^ Kirche bilden, 
u*4 die dabei daöin den Augen, ider'Begieimagstoä^ftjeri sehr grbsse 
Verdienst, besa«u,i in den vierzig^ J^hrfin gegen die üinführung der 
Jesuiten in Luzßrn -aufgetreten, w ^edn,: fanden; vm Üktämi DiöpeWu- 
geiiahte «fcei&fl Gnade. , Weüi,äie/ den gnädigert: Heften- deri Üohen 
Diöeesanconferfenz; zuföfligettfeise mißfallen, sa sind sie -zu streichen. 
Mit diesiEtri PhfÄsegUvMe man die Streichung det tenarinten Her- 
ren hinlänglich begründeten ha&en. «• Diejenigen Gteistlkfcen aber, 
deuen man ei»e« eoüservative Gefctfmung zutraute* eiltet gerade- des* 
wegen, i^eil. sie; ;da^ Unglück hatten s nicht der folifcifechen Frhtjtiari 
der. bekeffeiide^ Regieüungeu , an^ng^höreii, dem staatlichen Ans- 
sefhUeawfigave^ict anheimfaitoi. Ohne durch h^endi :einen öffent- 
lichen AjQt,. Mehlig politische [Persönlichst gtavirt v ;ohne. durch 
aetives; Auftrete» haufi* dem «poütisehenj Felde rsöehueineßM^aBate je»-* 
worben.^üh^n, genügte schon die Wosee Sympathie zu der von 
dem radic^Lm Bureaucratißmus geäehteten Partei, uni efaea Gehfr- 
tiobenalsiemia,»«^ von der Liste^zuNstreicheh, 
fönen reclataaiten^Bei^^ 

Gründe, belobe seiner Zeit iur'dW SteKichung: einiger DSfeesfcngetat- 
lkhen n ii^p., der Hotten* !Do»he*r Skffelbadhiltmd^ Stadtbibfiothecai- 
HängL in Sdlothurli und Doxnherr; Rohneraus dem Kabten .Aafgau 
von diet bischöflichen WählerlisU im Bund von» eiirtm Mitglied der 
Diöcesattbonferenz aufgeführt (wurden; Wir larfsen- di&elbfe'hitfr M 
Interesse' der Sache, wMlich folgen! »Herr Staffelbach, residireuder 
Domherr und CapiielsY&ar, der > veb drfr Mzerner Begierung selbst mxA 
I>>mhÄrrn ^rnannW/nnd ^rst kützUbhivcö tiiehrei*en ifedicate» Blätter! 
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sehr belobt, weil er nito' bekannte) Adrette am den ürabischof 
von Freibürg nicht unterschrieben tedtey bot, sagt inan, durchr 
ans: keinen Grund aur Streichung , dar. Aber wie? »merken dann 
unsere Gegner nieht, wenn sie dieses sagen, dass sie. stakt den- 
liberalen Regierungen Inconsöqnenzaenüvorvm rücken, zwei. Ttarheiten 
sagen; Welche Lus^rner i Regierung hat den Herrn Staffelboob zum 
Demllemt gewählt? Ihn wie Herrn Seh. die Regierung Siegwart's, 
und war darum, weil et nnd.Scb., nieht durch Liberalismus und 
Mässignng! jenem Jesuüenregiinente Opposition machten* Diese Je- 
suitenregierung ist gesprengt und an ihre Stelle die gegenwärtige 
freisinnige gewählt worden. Was wäre nun das, wenn die liberale 
Regierung einen solchen, welcher durch das Jesuitenregiment gehoben, 
als einen ihrer genehmen Candidaten des bischöflichen Stuhles be- 
zeichnen würde. Eine offenbare Lüge, eine unbegreifliche Thorheit. 
Herr Hängi, Gaplan und Stadtbibliothecar in Solothun, dessen Ver- 
dienst darin besteht, dass er, entgegen den Beispielen der kirchlichen 
Oberen eine Ergebenheits- und Ermunterungsadresse an den auf- 
rührerischen Erzbischof von Freiburg unterzeichnet und deren Un- 
terzeichnung bei gewissen Standesgenossen und einigen Aristocraten 
betrieb, taugt nicht als Bischof von Basel. Herr Rohner, Domcapitu- 
lar und Pfarrer in Rohrdorf, Kanton Aargau, liess der Regierung zum 
Trotze junge Leute bei den Jesuiten studieren, und ist den liberalen 
Grundsätzen in so milder Weise zugethan, dass er einem geachteten 
Amtsbruder seinen Liberalismus sogar im Grabe nicht vergessen 
kann. Wer nichts vergessen kann, dem wird auch nichts vergessen. 
Und darum wird Rohner auch nicht Bischof werden.« 

Also ein Geistlicher, der von einer conservativen Regierung zum 
Domcapitular gewählt, ein Geistlicher, der eine Ergebenheitsadresse an 
den Erzbischof von Freiburg unterzeichnete, ein Geistlicher, der junge 
Leute auf seine Kosten bei den Jesuiten studieren lässt, soll unfähig sein, 
in der Diöcese Basel den bischöflichen Stuhl zu besteigen. Dieses 
tönt nicht nur sehr unfreisinnig, sondern geradezu lächerlich. Eine 
solche Sprache passt nicht in eine schweizerische, wohl aber in eine 
krähwinkelische Republik. Mit Recht sagt daher Sügnet, der frühere 
päpstliche Geschäftsträger der Schweiz, der nebenbei bemerkt der 
einzige päpstliche Vertreter in der neueren Zeit in der Schweiz war, 
welcher sich der hohen Gunst der liberalen schweizerischen Regierun- 
gen erfreute, in einem Schreiben an die römische Curie über die 
kirchlichen Zustände in der Schweiz, S. 107. : »Einer der wichtigsten 
Gründe, welcher für die Wiederherstellung der canonischen Wahlfrei- 
heit bei der Ernennung der Bischöfe in der Schweiz spricht, ist, ihnen 
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deh Ckätakteü' eines Angestellten nM Beamten der Regierung zu 
nehflftbn, wichen die firhenndng durch die Stoatshäupier allein eft auf* 
gedruckt habe. Es ist die Notwendigkeit, der Eückkebr eines Miss- 
feraucke* vorzubeugen, der an mehreren Orten allzu lange herrschte, 
wornäefc 1 leider gar *ft der Hirtenstyb in die Hände der von der 
Regiermtgisgettalt Erzählten auf den gleichen Awqbruchstitel hinge* 
geben wurde wie die Sehwert der Gerechtigkeit, oder der Degen 
des Soldaten, ick meine den illegitimen Anspruchstitel der Geburt, 
ddrGtoosft oder andersartig mfcht der Kirche geleisteter- Dienste.« 
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Ueber dep Umfang der Rechte eines Bqneficitfteii 
an dem m «einem Beneflcinm gebärenden ,. 
Grundstücke* 

eine Entscheidung der Congr.Episcoporum ef Regg. vom tf. März 1866, 
mitgetbeilt von Dr. jur. Christian Linien, Priester der Erzdiftrese ICöln. 

.Die Frage, was für ein Recht dem Beaeficiaten am iBenaficiair 
vermögen zustehe* findet man oft afcchf in grttderan, besonders in 
älteen kuctowechtlichen Werken gar sieht erörtert* oder, wä sie 
erörtert wW, hurten die Antworten datailf gati sehr verschütten. 
SthtoaUgru^ OJus eccli asu p. I V. tit 39, Xr, 148.) b. B. behandelt 
de» Benefidatenistillgchwei^nd ate Usufrwtnar, gibt iber doch beuotor 
ders drö V^hiedenheitefc an: ;1) Merua usufructarius reficefle et 
reetüuüartf quid^m potest, de novo tarnen nihil facere potflst; at ,rere 
beiiefiet&riüs potent de' now facere' y. g.j plantar* vineam , doroes de 
novo, etstttiere vfll ampiiam ; %) Usa&uetnitpitts f^pit fructw: perceptftp 
itasuoa, ut libere de ipsis tarn toter vfree, <tmn mortis cauea dw- 
ponere possit iu : §uocqnquf cäsu; — aed beaeficiarius non petest itt 
libere dieponer* 4e redftib^ be|ießi3iiilibn$ güateniatiom suaovsuper- 
flius. 3)uUsufract<^iöB tenetur s*tisda?e $ive caufcianem sidonew 
ptaesfoe* b0ntfeferiii& non itenv:q^ri4irijar^caatnm:)ioPirwrttun 
...,/ lfmtfihp** (ine : eeoi ttnifers« p. IL tit. 32. low l.)»4Urt. das 
^eh^4fs;#enefitaa|t;e^ ga»z. ,auf.die Lehr^^o© ; römiwh«n pefflüiaiß 
?w4du. Unter MÄew.fteisst & 'X-& V**> lO,:.»Baec (a& .fiuarFpta 
<te fipcfllfp wrawro i *t filiqmm i&wtifts) $i cpjrferantar t vw bis, qua? 
de,rßbu3 /ecclepjae qforieis in , i$mp ti co&cesais 4icuitf»ir. in caponib.uft 
sab hoc tktMloDecr^Jimp reW^i.f^piwebit, upa; up^jp litttfum 
hunc in«cribi: de pacuUo; cle^rip:;hp<^ne peculipm ^ppfjme <%>n? 

TemTOOWVIWi^ . ,. lf 

,< ; , .$?*«Äe (System et». §„ jio8,);,.»Diß ,S£eUu*g. des Be^fici^ten 
Wpi } ;Be^fi<^gu^ 4 .eyg^t üip)* aus. de* 4w pqlfcq B»ßWwg> ^W« die 
Suhßtwz nmr i^peiner Yerw^ltwg rff&fc« mithin nw ^JöWg^B?i?btß 
in Betreff derselben ausübt}, welche au* sftjneip Aiptj^ftestyW* &m 
aber dieEwknnfjtp flu» ^i)wt l .g»hAnn-:.-Sr, ißt somit u» betreff, dpe 
Vermögens als Nutzniesser anzusehen. Daraus folgt, c^ W ftttf 
A^nde^pg^^, &..y. yqrneJmieÄ 4w&. w;e}c)ie fceiiw Vwftisaejjipig ia- 
Yft|Y^. : piK^, im, Ioteres^f ^ ,^ae^e ^egen-i ,i»plc?ie er cpjisemfiep 
t o*!W;. ?» .Meli^rfttipwa .#* er.i^ediiMrt l^ftigt, je^ : J)ej^ftf^!ftP 
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muss er ersetzen.« »Die Stellang des Beneficiaten lässt sich 

kurz dahin bezeichnen, dass sie Vertreter ihrer Beneficien sind, in 
Hinsicht f der Substanz des Gutes mit den Befugnissen und x Verpflßch- 
Jftf$tf itä lt VchrtünäM, jeadchhii [ 'tnkntiifo' Bfafthtä^'mlclrdel 

als procuratares in rem Mmi«!'; j<hmn*j 

. Philips (Lehrbuch des Kirchenredits §. 233.): »Das Benetycinm 
ist den Klerikern von der Kirche als ein Amtseinkommen nur zu einer 
Nutzniessüng geliehen. Dessenungeachtet darf man Trier ebensowenig 
an einen 'U*ußfractus im Sinne des römischem Rechtes denken, als 
dies bei dem vemllitisch&t Verhältnisse "zulässig wäre. Sowie nicht 
in Zweifel äu ztohta ist, dass das letztere einen* nicht unbeträchtlichen 
Biiiftnss auf die Entmekelung ctes kirchlichen Beneficialwesens :ge* 
Sm&sert, so- ' bietet "dasselbe ' "zugleich ! auch eine pasbende , wenngWieh 
nioht in jedem Punkte zutreffende Analogie für die Beurtheilung «Wr 
Rechte des Pfründnem an seinem Benefioiuta. fline andere ; Analogie 
bietet 4aaf Röcht des Ekwtiamm an dem DotaUw*m1^ mnw Ftm. 
Bei diesem Verhältnisse 'des Pfrürtdners tritt indessen noch hinzu,; dass 
ihm' gegenüber die Kirche in Bezug &uf ihr Out aa<fli< die Rechte dar 
Minderjährigen hat und somit von ihm eine ganz besonders vorsorg- 
lieh^AuQübang seines'Niessbrauchs in Ansprach nimmt.«- •: * 

-' Bvdt in seiner Schrift :* Wer- iat dier frftger d*s ,J Elrchenver- 
«tögei»?«' erklärt auf dieFrag^: »Ist daö Recht des Pfrüüdners tili 
döMininfti utile öder ein ususlVuettte?" das erster e MrtinhÄltbar, aber 
er etttöliitdt ! auch die con&quente Dttrchfehruflg- der/Üheorife vom 
Ntessbraueh'fflruiiraöglich^Tihdftuf die weitere Frage ! ftichtet^sict 
der üinfartg des^Kieö^bhiiichs na^h dehbetre#enÖei< taridesgesetfcöfi? 
wird dies*. B.in fietreff iäes ^r^ssischen tairfrwhte »bejailt, niclit 
sftftttf'Oode Civil; Deüir da* 1 fratfköiiische Civflgesetebticfc efttrfeclfe 
•sfcfc riür ufofr*!e Ptiyatrecbtev^h&Wöfeö^ und lü^öe äiekirchenrecht. 
Heben ■ Vediäitafesiä dfer 'einzelne*' Pärochieti, (teiätlichen und Ge- 
meinden ntib^fihrt. 'Dt^feh'die to demselben enthaltenen i Votschriften 
«bei 1 den ftiessbm^lHä dhher atifei nur der üfitfatfg dfes auf einem 
J)nt>aftfccW?Iichk :! Titel , itfehihetadw rtitesbräuchsrei&tes besfaititrit, 
^ährend'd^ ümfartg dermit ^irietoffihihenamte vertmildett^nNufenhg 
in^rAmtettbhriühfe ete: f| &uch l, tint* ! der Berröchäft ,, äes' *frahz6öischen 
<&s<toz*k' J !atitf döö bfefondfern 'kltthtorfecHtKchlEW BesKtrintoiigen tu 
litartheüd sei!; s ' : '""' (1 .»viw-n-:. r— ;...:../ -•• -:■/..!•. • 
-•*•' 'Bttsr'bM ! dieseib Adseindiiäfergelieii flei' Ansichten ober d& 
'CHaräkter d^ dötiv Pfrttidtiei* ztrittfferiÄta Itechtte 1 an t! deiti , Benefi^ial- 
7& ftäögttt fcludl üb* 'fori tftof<to# u fl^ 'Einzelnen 
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aus demselben : sich ergebenden Befugnisse noch in vielen Punkten 
Unklarheit und Unbestimmtheit herrscht, lässt sich leicht denken. 
Es dürfte deshalb gewiss der nachfolgende, bei der Congregatio 
Bpiscoporum dt Begularium zur Entscheidung gekommene Fall, der 
gerade über diese Frage handelt, von Interesse sein. Es sollen daher 
auch in möglichster Kürze nur die Gründe für und gegen angeführt 
werden, iHe sie der Congregation vorlagen, damit man so ermessen' 
könne, auf welcher Grundlage das Urtheil gefällt wurde; von wel- 
chen Motiven die Richter sich bestimmen Hessen. 

Der zur Entscheidung gekommene Fall ist kurz folgender: Beim 
Bau der Eisenbahn von Born nach Orte -wurden drei Grundstücke 
durchschnitten und zunr Theil expreprfirt, von denen das grössere 
und bedeutendere zur Präbende des Pönitentiär an der Cathedrale zu 
Gallese gehört, die beiden anderen minder bedeutenden zur Tfeeolo- 
galpräbende an derselben Kirche. Diese Grundstücke wären bisTdahin 
nur zur Bodencultur benutzt worden. Als es sieh aber beim Eisen« 
bahnbäu herausstellte, dftss in denselben nicht unbedeutende Lager 
von Tuff, Kies und Puzzolanerde enthalten seien, so erwarb die Eisen- 
bahngeseltechaft das Recht, jenes Material* herauszuschaffen und zu 
ibten ZWebtfen zu verwenden, wodurch die zum Theil hügeliehen 
Grundstücke ziemlich geebnet wurden. Bezahlt wurde von der Eisen- 
bahngesellschaft an den Inhaber der Pönitentiarpräbende die Summe 
von 22 Scudi ate Entschädigung für den expropriirten fheü dei Grund- 
stückes, 10 Scudi ab Entschädigung fiör 8 oder 10 Eichen, iie a»«* 
gehauen werden ibussten,' und endlich 704 Scudi 15 Baj. als Kauf- 
preis für das herausgeschaffte Material und als Entschädigung für. 
den verbinderten Früchteertrag etc.; der Canoni&is theologus als 
Inhaber der beiden anderen minder bedeutenden Grundstücke erhielt 
im Ganzen 78 Scudi 20 Baj. Nach Herstellung der Eisenbahn wur- 
den die Grundstücke wieder ihrer früheren Bestimmung, der Bodeh- 
cnltur, j zurückgegeben. Da die" Inhaber oben gedachter Präbende» 
Miene töacMen, das 1 für die Atisbeutung gedachter ^Grundstücke ge- 
zahlte pratiüm eiirfaeh äl» fructu« beneflcif för' sieli in Andruck zu 
nehmen, atsrtt dasselbe als Kapital zu Gunsteil tie&'Benefiriums an- 
zulegen, »o wurde' von- deriCoögriegätio^Bpfecoporu^efe Begularium,. 
der die Sactoe angezeigt* worden war, wegen dfcr Wichtigkeit des Falles, 
der leicht ein Präcedenzfall werden konnte, die Sache vor ihr» »Forum« 
gezogen und die nöthigen Schritte eingeleitet; — Der nm sein Votum* 
befragte Bischof von Gallese war der Meinung, dass die bezeichneten 
Summen zu Gunsten der Präbenden angelegt Werden meisten, weil 
das gegen jenen Preis ausgebeutete Stein- und Puzzolanlager ein dem : 

AreblT flr Kircbenreeht, XX. 6 
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Befttfioialvermöga* entzogenes Capital sei, und deshalb mk das 
Surrogat dafür, der Kaufpreis nicht als fructus betrachtet werden 
könne. — Dasselbe beantragt der General vicar besonders wegen der 
Deteriorationen , welche dadurch jene Grundstücke erlitten hätten« 
Das um. atine Ansicht befragte Capitel ging auf die Sache nicht ein,, 
sondern erklärte nur, w hatte die Ueberzeuguug, dasg jene beiden 
Dignifcäre vermöge ihrer bekannten Gewissenhaftigkeit die schon er- 
haltene oder noch zn erhaltende Summe dflra zuwenden werden, dem 
sie rechtmässig zukommen. 

Die beiden Inhaber der queetionirten Probenden wurden, eben- 
falls angefordert, bestimmte Erklärungen abzugeben und eventuell dis 
Beweisgründe für ihre Ansprüche vorzubringen. Daraufbin tfklärten 
nun Beiden die für das herausgeschaffte Material von der Ejaenbabn- 
geseUwhaft bezahlte Summe mussten sie als ihr persönliches lucrum 
betrachten, dagegen seien sie bereit» das. pretäum für die von der 
Eisenbahnlinie in Anspruch genommenen eipropriirteu Theile der 
Grundstücke, ferner die Entschädigungssumme für die gefällten Eichen 
zum Yerjfcögen ihrer Präbende m schlagen- Der QamwicuB th^ogua 
beschrankte sich darauf, Gutachten von zwei Sachverständigen bei- 
anbringen, die bezeugen,* das* durch die bezeichneten Arbeiten 4& 
zwei Grundstücke seiittf Präbende meliorirt und nicht deberiorirt 
worden wären. Der ßtoonieus poenitentiarius als. der weitaus am 
meisten Interessierte reichte eine besondere Verteidigungsschrift seiner 
Anspräche ein, deren Inhalt im Wesentlichen folgender ieix 

Zunächst: wird es als ein Grundsatz auigeatellt, der gar keines 
Beweises bedürfe, dasa der Beneficiat Usuflructuar seiner Präbende sei 
und deshalb alle Rächte des Usufractuars auch ihm zukommen müs- 
set. Der Uaufruetuar etaes fluidus habe aber nicht blas das Recht, 
die gewdhalichan Erzeugnisse des Bodens für sieh in Anpprucb zu 
nehme», sondern: quidquid inde pereipi potest, wie es in der* abgezo- 
genen 1, 9* Dig; de usufr. et quemadtfu etc; heisst, in Tvrfflher Stelle 
aach, was auf unsere. Fall passe, entschieden sei, dass der Uaufruetuar 
Steinbruche äto* diein.denfcfoudas seien, ausbeute dürfe; t»S$d eit.si 
lapidicina^ habeat et Rapidem «caedere velit vd-oi^ifod^ Jhab»t, 
vel are&as,:0mnibw<ü* usummSabiriua ait quasi bomw patrem &~ 
miUas. Quam stfntenüarn puto verein.« Auch könne man nicht die 
Einwendung machen, an dieser Stelle sei nur von solche* Steinbruch 
<Ue Rede, die schon zur Zeit der Bestallung des Niessbrauchs eröffnet 
waren; denn in derselben L 9, cii fahre der Juxist gleich sq fort: 
»$ed et si hswc metaUa post usumfitictum Jegatum sint »invente, <euru 
t^titts sgri relioquatur iisusfructus, non partium, fcoütineautur ,legato«; 
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und ebetesor detittö* hefcse'es !. ik.^. 5. eodl: vlndö est qnAekitum, 
an la^idtcinds Veri^eÄüWlinäsvel crkifddinbs ipse (üsufractuatiua} 
mstftüet^e possit? fit ego putö etiätn ipsam institüere fcdsse, sition 
agri' piartem tt6cessariata huic rei' Wupattfrus est. j Prtibtfi 1 \fefoas 
quo^ue 'lapidUnttärum et ^ujii$modi ,} metallorum^iti^üi^e J ßotertt^ 
Ergo et' atrri ; v . . .et cet&oruiü fbdinäs, vfel quäs patetfämilias 1 -%** 
stttutö 1 , exercere pbterit, vel f^e 'instätuert, si nihü nlpHcfaHthtl 
iwcehH:* Um z\i Gigerl, dass dies die richtige Auslegung der cttfrteä 
Gösefaessteileri sei, bferuft steh die Verthddigüngssfchtfrf auf die Gfossel 
m 1. 9. §. S.'D.-dt., fern* auf V&et: ÄdPand. 1. 7. tit'Nr. 24;: 
> . . . ■;«. Simetalla etc: nondumruta aut caesa sint, sed naftifäHter 
cöhaerteant, infrüäu ea esse responsram est, iive ibdinae Wae tüertalli,' 
lapidis, cretae sftöffiumVe' ante usütnfrücttim acquisitum' iüventae 
faerfnt, sive deniUlh tisüfhidü jatri Constitütö dir^tafr appareint,« 
und auf Poihier: Pandecten Justinian's 1. 7. tit. 1. art. 4. §.2. Nr. 28; 

1 Sodanü wird als analoger TFall die Praxis ih Öetreff des laude- 
miütri angefahrt, 'welches dem dominus emphytenäeös fur'die Zd^tim-* 
muhg ! zur Vte Aüssöräh^ der -Binphyteuse Voiti Bmphytfefftta : ehtridhtetf 
werden mitss. ÖbwbhlmaA tton diesem Ehftofoment tie* weniger sägen 
sollte, asisses^n^fiiictWsei, ^o 1 habe doch die Consbtnte Praxis (fem* 
Usufimctüair tüid %eciell de* BeneÄciateft difese oft seiht 4 be<ftttteitden 
Laudemieü zAgeöpföcheii, wie' mehrere citirte'Entsch^duiigöii Äefr Bota 
beweisen, denen gemäss dem Beneficiaten ptfö tempore 'tfnfl faifcht dei 1 
SdbÄtänl dk'ökeffetöriis i^Ll^deriiieh 'iüköiimöii. ; '' '' 

'DiiÄteMheidi^trä^ sticht sodann ztf "BeWeisten, disä derB&ufftiC- 
tuar, : wofern diö Aööbeutraig dei ihr Bdde6 enthaltenen Materialien' 
dem'ztti* Nutzntessting bestellten fuhdus ztim Schaden gereiche,' difih 
nteht ^um Schädöneftäti ' vefyflifchtfct sei, wfenn es "sich lim Steirigfu*" 1 
ben 'rttf: handle, : dite schon vor Be&Öfting dfeä Niessbratichs in ^Be- 
trieb waren, 'Wohl aber diinn, Wenn' iteu' ahgBlegtä dää Ohiiidfetfi^' 
deteriori^i; imlötztetn Täilfö 'Sofie' der; aus : jidnefti' Betriebe "fettiiöltr 
Nuteeh als'Conipäisatidtffaf den dem 1 Bddeh Selbst verursachten Sctä- X 
den ' diente.; ' Gtitti&ltö ' dage&eh • dfe; Ätiäb<&tühg 'dem ! Böden' zum'' 
Nttfafen, WM Ms he^usgesch'aflftö Material elk peräöhlichef '(hjwitin 1 
des Üäiffüct^s. letzteres treifö'aber in* tinäerem Pailel W, 4 dfa ^cfi* 
drei Sactite'rstkndige Nachgewiesen sfei , dass äurcb Wegschafffeil fär' 
Stein- und PuizolLinassen däö GFruüdstuök geebbt 1 ttäd det; Boden 1 
zürn Prüchtzieheri^geöi^netier gemacht Börden' sei.' Pflf öbigfe Theorie 
werden dann besonders 1: 18. D; de fütido dot. 23. 5.'f I'^JI/l^lX sof,' 
matn 24. 3. und die Erklärungen daau von Grarzmüe >eipenft.^t^elio- 
ration-, c;»22. Nr. '47, und von Castillo de usufr. c;*7. n. 7 s^fq. alfegitt:' 

6* 
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Unzutreffend seien die Analogien vom Usi^fructus aja einem 
flochwald und vom Schatz. Denn im ersten EaBe sei allerdings der 
Nutzaiesser fiir auegerottete Stämme pim Ersatz verpflichtet; aber 
beim, Hochwald seien, eben die Bäume das Capital und die fructus 
seien die Eicheln etc. ... . .; durch das Ausrotten werde daher dem 

f^ndus das Capital entzogen, derselbe also deteriorirt; in unseren) 
Falle handle es sich dagegen um einen sandigen, steinigen Boden, 
dessen Werth dureh das Wegschaffen jenes Materials bedeutend er- 
höht* wurde. Die Analogie mit, dem Schatze gebe deshalb nicht an, 
weil dieser etwas vom Grund und Boden vollständig Getrenntes; sei 
und mit demselben nichts gemein habe, mithin unmöglich unter die 
Categorie der fructus $?n civiles seu naturales gebracht werden könpß, 
wogegen es sich in unserem Falle um Sachen handle, die einen Tbeil 
des Bodens ausmachen und zu. dessen Emolumeuten gerechnet wen- 
den mässtea. i i ;; 

Endlich wird noch mit weitläufiger Berufung auf } r .,7i,& 13 et 
14. D. solut,. matrim. ; »...,. Sed si cretifodinae , argentifodina? 
wl auri vpl cujus alterius materiae sint, vel arenae, utiqye in fruetu 
habebuntur« und auf die Erklärungen von Barhosa; de solut matrim. 
l> Divortio §. si vir zu dieser Stelle gezeigt, dass de r Xnff, Kies und 
Sand, fl m welche Materien es sich in : unserem Falle handle v jjeden- 
talls in fruqtu seien, also deren Ertrag, dem üsufructuwr, r^ «dem 
Benefici^tep #ufa|len müsse. •,-.,. . ,•;.-..' 

Soweit die Ausführungen der Vertheidigupg. D^r Referent jn 
dieser, causa, Cardinal Mertel, glaubt npch eiuep> Grund anzufügen 
zu müssender zu Gunsten der Inhaber der Präbenden, zu denen be- 
sagte Grundstücke gehören, sprechen dürfte. Obwohl näm)^eh in 
einem z\im Niessbrauch bestellten Hochwald die., einzelnen ..Bäume 
daß, Capital bilden« also nicht infruetu seien, so könne es (doch nützlich 
oder gar noth wendig sein, einzelne schlechte oder schädliche, Stämipe 
auszuhaueu, um das Gedeihen der anderen möglich zu machen od^K 
zu befördern» um also den Wald zu metyoriren. Bei einem Hoch- 
wald von bedeutendem Werthe dürfte nun allerdings der Ben^ficipt 
je^e lii^htung nicht ohne päpstliche Genehn^igung vQnf^hipen v wire 
jejdoch diese Bedingung erfüllt, so fielen die so ausgerotteten Bäume 
ohne Weiteres >n das Eigenthum des Beneficiaten find brauche der, 
Erlös nicht zu Gunsten des Beneficiums angelegt zu werden tl wie 
dies art^culo formjter discusso in einer Causa Romana super laesione 
arb. v^n derselbe n Qongregation entschieden sei 1 ). Obwohl also nichts 

• .KA).in d*r Wer tfagirten Gaus« Roman* bandelte es, sieb um eilte itero U- 
terfiKJitftri jrphitfKe Silva npn caeefua, deren ^chtang nqthi^gewordf n war. 
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so sehr zur Substanz eines Hochwaldes gehöre, als die Bäume selbst, 
so fielen doch diejenigen in das Kigenthum des Beneficiaten, welche 
schädlich seien und durch. deren Entfernung der Wald verbessert 
werde. Warum soll es mit Tuff, Kies und Puzzolanerde anders sein, 
welche obwohl einen Theil des Grund und, Bodens ausmachend, doch 
in unserm Falle die Productivität des Grundstückes behinderten und 
durch deren Wegschaffen der Boden geebnet und fruchtbarer wurde? 
Soviel wurde ffir das von den beiden Canonici in Anspruch ge- 
nommene Recht geltend gemacht. Gegen dasselbe, zu Gujisten der 
betreffenden Präbenden, einer Causa pia, deren Vertheidigimg der 
Congregation, vor der verhandelt wurde, obliege, machte der Cardinal- 
Referent insbesondere folgende Ausfuhrungen; Zunächst wird, um 
die Streitfrage genau zu präcisiren, festgestellt, dass man darüber 
einig sei, dass das pretium für die expropriirten Theile der betreffen- 
den Grundstücke und für die Bäume,, welche vom Grundstücke der 
Pönitentiarpräbende entfernt werden mussten, zu Gunsten der Bene- 
ficien angelegt werden müsse, wie dies implicite .von derselben Con- 
gregation in der Causa Hortana et Verulana, Emphyteusis 28. Julii 
1865 1 ) sanctionirt worden sei. Andererseits werde es auch nicht be- 

Es wurden nun der Congregatio Episcoporom et Regalariom folgende dubia 
vorgelegt: 

1. Ob für die bezeichnete Lichtung des Gehölzes die päpstliche Geneh- 
migung erforderlich sei? 

ff. Ob die daraus gelöste Summe als Capital zu betrachten sei, das zu 
Gunsten der Capltalsmasse angelegt werden mfisse, oder vielmehr als tinter die 
Capituiaren zu verteilende fruetus? 

Et quatenus affirmative ad primam partem, negative ad secundam: 

III. Ob man Se. Heiligkeit bitten solle, den Capituiaren die Theilung der 
betreffenden Summe zu gestatten? 

Die Antwort lautete! Ad I. inum affirmative; Ad tf. Dilata et eiquiraiur 
votum Consultoris; Ad III. Provfsum in seeundo. 

DerConsultor führte nun in seinem Votum aus, dass die aus einem solchen 
Holzschlag gelöste Summe, wenn dieser nicht aus habsüchtigen Motiven vorge- 
nommen, sondern durch den evidenten Nutzen des fundus empfohlen werde, als 
fruetus betrachtet werden müsse, also dem Usufructuar, in unserem Falle den 
Capituiaren zukomme. In der Plenarsitzung vom 10. Decerober 1841 wurde nur 
auf die zwei letzten oben angeführten dubia entschieden; 

Ad I. negative ad primam partem, affirmative ad secundam partem. 

Ad IL provisum in primo. 

Hierfiber wurde Sr. Heiligkeit referirt, der in der Audienz vom 17. Decem- 
ber 1841 diese, wie die frohere Entscheidung der Congregation in Allem appro- 
birte, in Bezug auf dub. IT. Jedoch nur wegen der speciellen in jenem Falle zu- 
sammentreffenden Umstfinde. 

1) In diesem Falle bandelte es sich um kirchliche in Emphyteusis gege- 
bene Grundstöcke, von denen Theile wegen eines Eisenbahnbaües expropriirt 
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strjtten, dass, die Inhaber der Prüfenden für den Verlust der Früchte, 
welchen dieselben erlitten, während der Zsit, dass die Arbeiten auf 
den betreffende» Grundstücken vorgenommen wurden , entsprechende 
Entschädigung' beanspruchen ciürfteu v Deshalb beschränke sich die 
Streitfrage auf die Summe, welche, fär die aus den Grundstücken ge- 
wonnenen Tuff-, Kies- .und Puzzolaninassen gezahlt wurde. . 
' Sodann bekämpft. der Beferenf die beiden ,, wie er glaubt, un : 
begründeten. Suppösifionen in der Verteidigung des'Canonicus poeni- 
tentiarius, dass aas Recht des Beneflciaten an seinem Beneficium in 
Allem adaequat sei dem Rechte des Usufructuars an den ihm zum 
Nießbrauch gegebenen (bestellten) S&cjien, und ferner, dass in un : 
serem Ifalle wirklich von neu eröffneten eigentlichen Stein- und Sand- 
grubm (fodinae) die' Bede sei, und demgemäss die hierüber geltenden 
feestimniungen ohne Weiteres angezogen werden könnten!' 

Was die erste, Voraussetzung, anlange, so könne man zwa* 
nicht, läugnen, dasp in vielen Punkten das Recht des Beneficiaten, dem 
des Usufructuar gleich sei; dass dies aber durchaus .und in allen 
Punkten und zumal in unserem Falle zutreffe, müsse verneint wer- 
den. In der That könne der Usufructuar salva substantia oder salva 



worden waren. In Betreff der Bestimmung der gezahlten Entschädigungssumme, 
worüber zwischen dem Eigenthümer, d. j, der causa pia, und dein Emphyteuta 
Streit war, wurden folgende dubia gestellt : 

1. Ob die fimpbyteuse am gezanltea,Kaul'pr£is« als am Surrogate reprä- 
seotirtsei und. fbrtdaure, gerade als wenn die gipropriirung ni^t .erfolgt wäre« 
oder ob sie in Bezug auf den expropriirten Theii cessire? 

Quatenus negative ad primam pariem, affirmative ad secuudain: , 
IL Ob das ganze, bezeichnete pretium dem Eigenthümer zukonune. mit Re- 
duetion des Canon, und mit welcher Reduction? 

m III Oder ob. o>Sr pretium dem. Emphyteuta zukomme, , so. jedoch * dass in 
dem Falle der ganze Canon ungeschmälert zu entrinn, bliebe? 
Qyatenus negative ad itfrumQue; , 

IV. Ob und welche Iheilung in casu zwischen dem ßgenthümer und dem 
Emphyteuta Statt finden müsse? 

Dia Antwort der Congregation war: Wlat* et ad D. Pro-Serretarium cum 
SSmo. jDqrauf in der Audienz des Pro-Secretar$ Hess Se. Heiligkeit rescribiren; 
Ad mentem: mens est: £3 mQsse, constant die Maxime restgehalten, werden* dass 
der Erlös für expropjiirte einer Causa pia gehörige empbyteutische Grundstücke 
in liegenden Gründen oder in vincuürter päpstlicher Rente angelegt werden 
müsse, und zwar auf den Namen des Eigentümers mit Erwähnung des Emphy- 
teuta, welch* letzterem die Zinsen des so angelegten Capitals während dergan^ 
ze.n Dauer „der Dmphyteqse . zukommen mussten. Dem Eigenthümer bleibe das 
Recht unbenommen, den alten Canon, f eroer die Latidemien und Qutodemien zu 
verlangen, wie.es in den betreffenden Fällen Rechtens sei, sowohl in Befug auf 
das angelegte. Capital, als auf den nicht expropriirten Theii des Grundstücks. 
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propriBtate sieh alle» das aneignen, was da» zum Niessbrauch gege- 
bene Grundstück folgt and habe die ganz freie, unbeschränkte Dis- 
position aber die .so peroipirten Früchte. Der Beneficiat dagegen sei 
nicht unuiftschr&nkter Herr der Beneficialfrüchte, sondern nur soweit, 
als sie ihm zum anständigen Lebensunterhalt nöthig seien. Das 
Debrige sei eigentlich nicht sein > sondern müsse in opera pia ver- 
wandt worden. Freilieh streite man dar übet, ob dies eine obligatio 
ex justitia oder ex charitate sei, das verschlage aber nichts; genug, 
dass, wie von Allen anerkannt werde, jene Verpflichtung vorhanden 
«ei (Bened. XIV.: De Syn. Dioec. L VII. c. 2.) und Castiüo: De 
Usufructu, c 79. n. &: »Sed neque de jure communi praedicta aequi- 
paratio usufructuarii et beneficiarii videtur secursi, qftoniam ftuc- 
tuarius libere de Ulis disponit, ut certissimum. est, beneficiatus vero 
alio et diverso jure.« — Dieses also vorausgesetzt, daasi der Beneficiat 
nicht einmal über die gewöhnlichen Nutzungen vollkommen freier 
Herr ist, so würde man dies viel weniger sagen dürfen von den ausser- 
ordentlichen und uneigenüicben Emolumenten aus dem fundus bejie- 
ficialis, wie solche die aus dem Boden zu Tage geförderten Stein* 
und Sandmassen seien* wenn jener sonst zur Gultivirung bestimmt 
war. Der Grund davon liege darin, dass das Becht des Beneficiaten, 
wofern er seine gewöhnliehen jährlichen Einkünfte habe, rtstringirt 
werden müsse, wie dies von den gewöhnlichen über den Bedarf hin- 
ausgehenden Bevenüen gesagt worden. Wenn man ferner genau zu- 
sehe, so seien Tuff, Kies und Puzzolanerde von der Substanz deö Bodens 
abgelöste Theile: der daraus gezogene Vortheil müsse daher auch 
wieder der Substanz des Beneficial Vermögens zu Gute kommen; Uhd 
wenn das so vermehrte Capital auch grössere Bevenüen abwerfe, so 
wären dies allein die fructus, die dem Beneficiaten zustanden. Jeden- 
falls sei der gegenwärtige ein neuer im Kirchenrechte nicht vorge- 
sehener Fall; deshalb könne eine gegenteilige Entscheidung den 
Interessen der Kirche gefährlich werden; zudem müsse im Zweifel das 
Benefieium als* Causa pia den Vorzug vor dem Beneficiaten haben, 
welche über seinen anständigen Unterhalt hinaus eigentlich nkht die 
Früchte lucriren könne, welche für ihn Ueberfluss seien. 

Hier müsse Beferent auch darauf aufmerksam machen > wie 
vorsichtig diese selbe Congregation zu Werke gehe, wenn es gelte, 
den Beneficiaten auf ganz gleiche Linie mit dem Usufructuar zu 
stellen. Wenn diese Gleichstellung ganz genau durchgeführt sei, so 
wäre damit jeder Streit über die Vertheilung der Beneficialfrüohte 
zwischen dem Vorgänger und Nachfolger im Benefieium und deren 
Erben gehoben, da da* Civilrecht ganz genau die Rechte des Usu- 
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fructuar und seines Erben mit denen des Eigentümers bestimme. 
Und doch sei, als es sieb vor niobt gar vielen Jahren bei derselben 
Congregation de Constitnenda lege, qua dividi debeant reditus bene~ 
ficii inter antecessorem et successorem handelte, obwohl dazn drei 
ausgezeichnete Canonisten (unter denen der jetzige Präfect der 
Congregatio Goneilii Cardinal Gaterini und der Präfect der Propaganda 
Cardinal Barnabö) ihr Votum abgaben, nichts in dieser Beziehung 
entschieden und Alles in suspenso gelassen worden, weil einer der 
Consultoren, wie sich aus der- betreffenden Relation ergibt, die Be- 
merkung machte und begründete, dass trotz der grossen Aehnlich- 
-keit der Verhältnisse zwischen Usufractuar und Beneficiat doch die 
völlige Gleichstellung derselben zu nicht ganz gerechtfertigten Schlüssen 
fähre, und so liess man diesen für die Praxis übrigens so wichtigen 
Punkt unentschieden. 

" An zweiter Stelle wendet sich der Referent gfegen die Be- 
hauptung der Vertbeidigung, dass in den quästionirten Grundstücken 
eigentliche Stein- oder Sandgruben angelegt worden seien, wobei dann 
die Unterscheidung gemacht werde zwischen alten und neuangelegten 
Gruben (fodinae äntiquae et novae) und gezeigt werde, was man 
fodinae novae nennen könne, wer das Recht habe, die Grundstücke am 
diesem letzteren Zwecke zu bestimmen, und dass die daraus gezo- 
genen Nutzungen dem Usufmctuar zukämen, wenn die Anlegung der 
Grube das Grundstück nicht deteriorire etc. Aber in Wahrheit liege 
die Sache ganz anders; denn die Canonici, Repräsentanten des Eigen- 
tümers jener früher zur Bodencultur destinirten Grundstücke, hätten 
nicht ganz oder theilweise diese Bestimmung verändert und wirkliche 
Gruben angelegt, was nöthig gewesen wäre, um die allegirten Ge- 
setzesstellen zu appliciren; auch pflege man sonst gar nicht Tuff, 
Kies und Puzzolanerde aus jenen fundi zu gewinnen, sondern die 
Sache sei einfach so gegangen : der Zufall wollte es, dass die Eisen- 
bahnlinie jene Grundstücke durchschnitt und da die Eisenbahnunter- 
nehmer sahen, dass in denselben für ihren Bedarf passendes Material 
vorhanden sei, machten sie von den ihnen von der Regierung ver- 
liehenen Privilegien Gebrauch, nahmen ohne directes Wissen und 
Wollen der betreffenden Pfründner die Herausschaffung des Materials 
vor und luden durch öffentliche Bekanntmachung die Interessenten 
zur Geltendmachung ihrer Entschädigungsansprüche ein. Die Inhaber 
der Präbenden verhielten sich also in der Sache ganz passiv; sie reich- 
ten ihre Ansprüche ein und empfingen die fixirte Entschädigungs- 
summe. 
— i Beim Lichten eines Waldes wäre das Verhältniss ein andere». 
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Da trete eine 'Speculation, eine Mitwirkung des Beneficiaten ein, utn 
doü Wald ergiebiger und vorteilhafter zu machen. Deshalb sei es 
billig, dass er gleichsam als Belohnung für seine Wachsamkeit und 
seinen Eifer die schädlichen und das Wachsthum der andern hindern- 
den Bäume för sich erwerbe, wie der Winzer das aus den Beben ge- 
Hchnittene schädliche Holz für sich nehme; und dies sei im Falle der 
Waldlichtung um st> mehr gerechtfertigt, weil dann die Bftume, 
welche schädlich und hinderlich würden, ihre Bestimmung veränderten 
und den Charakter von Schlagholz annehmen und dadurch fructus 
wurden in der Art und Weise, wie dies bei der silva caedua sich 
ergebe. 

Dasselbe liesse sich vom Usufructuar sagen, der zum Voriheil 
des fundus dort eine Grube anlege, obwohl man hierüber Zutreffen- 
deres bemerken könne. Seien nämlich einmal der Steinbruch, die 
Sandgruben etc. in Betrieb gesetzt, so wäre das herausgeschaffte 
Material in fructu und fiele deshalb in das fiigenthum des Nutznießers. 

Ebenso sei das von den Laudemien hergenommene Argument 
gar nicht ab Platze. Denn diese würden als Entgelt für die In- 
vestitur, welche der Eigentümer dem neuen Emphyteuta verleiht, 
bezahlt (1. 3. Cod. De jure emphyt.). Wie nun der Beneficiat als Re- 
präsentant des Eigentümers den dem fundus zugefügten Schaden 
tragen müsse, so müsse er auch die Vortheile ziehen. Sodann be- 
zahle der neue Emphyteuta das laudemium mit Bücksicht auf die 
Früchte, die er als Inhaber des sog. dominium utile percipirt; nicht 
ohne Grund also beziehe der Beneficiat, der das Recht auf die Früchte 
habe, dieses Quasisurrogat derselben. 

Erwäge man genauer die schon oben auseinandergesetzte Sach- 
lage, wornach der einzige Effect in unserm Falle die Ausbeutung des 
Materials in jenen Grundstücken war, ohne dass diese dadurch ihre 
frühere Bestimmung als Culturland in die von eigentlichen Gruben 
verwandelt hätten, aus denen nicht bloss dieses eine Mal, sondern für 
immer oder lange Zeit dasselbe Material gewonnen würde, wenngleich 
per accidens ein solches Factum sich wiederholen könnte: so scheine 
es passender und richtiger, auf unsern Fall die Lehre vom Schatze 
anzuwenden, der zufällig hn fundus beneficialis gefunden werde, wie 
z. B.: kostbare Kunstgegenstände, Marmorstatuen etc. 

Für eine solche Analogie lägen Gründe genug vor. Der Schatz 
sei auch etwas, was mit der Eigenschaft des Grundstückes als frucht- 
tragendes in keiner Verbindung stehe, wie in unserm Falle der Tuff 
und Aehnliches. Die Auffindung des Schatzes sei ein donum fortunae 
seu beneficium dei, gerade wie för unsere Beneficialgrundstücke der 
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Durchg^ag der Eiaenbahuliöie de« glücklichen Zufall bildete. Die 
Auffindung des Schutzes sei ein einziger vorübergehender Act, der 
eich entweder nicht wiederhole oder auch nur wieder per accidena, 
gerade tvw in uuserro Falle es sieh verhielt mit dem Auffinden und 
Ausbeute* der betreffenden Stein* und Sandlager. Nun sei «3 aber 
eine . unbestrittene Sache , . das* derartige in i BeneficialgruncU&cken 
aufgefundene Schätz, Antiquitäten u. s. w. nicht dem Beneficiaten 
pro tempore zukommen, sondern der aus ihrem Verkaufe geltote 
Preis zu Gunsten des Beneficiums capitalisirt werden müsse. * Hierfür 
werden zwei Entscheidungen der Congregatio Coucilii angefahrt. : Die 
eine wurde gegeben in einer Causa Praenestina Monumentorum, 
17. Dec. 1796: 

An der Cathedrale in Palaeqtrina gab es zwei verschiedene Arten 
von Capitelspfründen. Die Inhaber der einen hiessen de massa an- 
tiqua et do numero, welche ausser den gewöhnlichen Emolumenten 
unter dem Titel einer Präbende getrennte praedia besassen ; (die; andern 
hotten für. sich ganz abgesonderte Einkünfte, weil: ihre Beneficien 
einer ganz andern Stiftung angehörten und einem Laienpatronat un- 
terstanden. Ein gewisser Hamilton scbloss mit dem Capitel den 
Vertrag ab, es solle ihm gestattet sein, in allen beliebigen Besitzun- 
gen des Capitels nach alten Kunstwerken etc. zu suchen, wogegen er 
den dritten Theil des von Sachverständigen abzuschätzenden Werthes 
der gefundenen Gegenstände an das Capitel zu zahlen versprach. Es 
wurden in der Tfcat solche Sachen im Werthe von 900 Scudi gefun- 
den und zwar in einem Grundstücke, dass zur Präbende de massa 
antiqua eines gewissen Adjutorj gehörte. Den gezahlten dritten Theil 
der Summe hatten die Capitularen de massa antiqua unter sich ge- 
tbeili Der Canonicus Adjutorj jedoch behauptete, weil in dem Grund« 
stucke seiner Präbende die Sachen gefunden worden seien, deshalb 
müsse die gezahlte Summe zum alleinigen Vortheil seiner Präbende 
capitalisirt werden, worin ihm auch der Richter erster Instanz Hecht 
gab. Die übrigen Capitularen appeilirten jedoch an die Congregatio 
Coöcilii und führten das Weitere aus, das gezahlte pretium sei ein 
Ertrag des gemeinsamen Capitetevermögens und für den Fall, dass es 
nicht als fruetus betrachtet werde, müsse dasselbe zu Gunsten der 
massa Communis angelegt werden und nicht zu Gunsten der einzelnen 
Präbende, weil die Theilung der Präbenden zum Zwecke der grössern 
Bequemlichkeit effeotuirt worden sei, ohne dass sich dadurch das 
Capitel des Eigenthums über die ganze massa Communis entäftssert 
hätte. Auf die darnach aufgestellten zwei dubia; 



EpMduid' 4t? ftwgr.tybcopor. tt Bogg vom. fti lt*u 1W8. $1 

I. jta .4$ locw restitutio^ pretji siraulacrormn dequibuß agitnr i* 

casu? Et qf&tenus affirmative; , 

IL Ad quomodo et cujus fiivore ideni pretiiün sifc infütiendum 

in «asu? 

erfolgte folgende 'Entscheidung : 

Ad I. Affirmative, et ad catrfcelam Canonici mässae antiquae con- 

sulant conscientiäe snae et amplius. 

... • ■ ■ • * 

Ad IL Affirmative fayore massaa antiquae et ad Emum. Ep^coputn 

pro executione et amplius. , . 

Der andere Fall wurde in der Congrcgatip Concilii am 28. Ja- 
nuar 1854 verhandelt: Das Capitel vom Lateran veranstaltete wf 
einem ihm gehörigen, Grundstücke Nachgrabungen nach alten Jtunst T 
werken. Das Ergebniss war ein gunstiges \ qs, wurden Statin und 
andere Gegenstände im Wertbe von 1200 Scudi gefunden. J3s entr 
stand nun die Frage,, wem. dieses; Geld .zukomme, ,Die oinep.der 
Capitularen behaupteten, der ganze EUiöjs müsse als beneficium 0ei 
et donum fortunae unter diejenigen veitheilt werden, die zur Zeit der 
Auffindung zum Capitel gehörten; die Andern meinten, nur die 
Hälfte solle unter jene Capitularen als Finderlohn vertheilt werden, 
die andere Hälfte gebühre dem Eigenthümer des Grundstückes, das 
ist der mensa capituli ; eine dritte Ansicht sprach sich endlich dafür 
aus, die ganze Summe müsse zum Vortheil der Capitelsmasse ange- 
legt werden. Bei dieser Verschiedenheit der Meinungen wurde der 
Congregatio Concilii das dubium vorgelegt: An et cujus favore constet 
de pertinentia ex integro vel ex parte summae retractae ex ven- 
ditione monuinentorum in casu? und die Antwort war: Affirmative 
favore mensae Capitularis ex integro. Der Entscheidungsgrund in 
diesen angeführten Fällen sei der gewesen, dass der Schatz nicht als 
fructus betrachtet werden könne und deshalb nicht dem Nutzniesser, 
sondern dem Eigenthümer, die in diesen Fällen den Capiteln als ju- 
ristischen Personen zukomme. 

Auch in unserem Falle handle es sich um einen solchen Fund ; 
die Ausbeutung der in den Beneficialgrundstücken gefundenen Ma- 
terialien und der daraus erzielte Gewinn sei auch ein donum for- 
tunae, müsse mithin zum Vortheil der Präbende angelegt werden; 
denn da von einer eigentlichen ad hoc für immer angelegten Sand- 
etc. Grube nicht die Rede sein könne, so sei das gewonnene und 
verwerthete Material nicht in fructu, es sei im Gegentheil ein phy- 
sischer und realer Theil des Beneficialvermögens und müsse als 
solcher auch dem Beneficium in dem als Surrogat gezahlten pretium 
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Verbleiben, ähhliöfe wie dies oben von den expropriirteri Theiten der 
Grandstücke ausgeführt und allseitig zugestanden sei. 

Zuletzt unterläßt es der Referent nicht, zu Gunsten der Cau&e 
piae im Allgemeinen die Bemerkung zu machen, dass eine gegen- 
teilige Entscheidung der Kirche wegen der leicht möglichen ana- 
logen Fälle zu grossem Nachtheile gereichen könne. 

Das hierauf gestellte dubium lautete: 

»Ob, wie und wem in diesem Falle das pretium gehöre?« 

Die in der Sitzung vom 6. März dieses Jahres erfolgte Entschei- 
dung der Gongregatio Episcoporum et Begularium war: 

»Pecuniäm solutam in pretium magnae et extraordinariae effos- 
sionis lapidum, arenae et clavae spectare beneficio et investiendam 
esse; et ad mentem. Mens est: ut in Gasu Canonici poenitentiarii 
data eidem indemnitate pro expensis factis et pro ^missione fructuum 
naturalium investienda sint tantum scutata 600 praeter scutata 
26 : 13 jam deposita; quo vero ad canonicum theologum Episcopo pro 
taianda summa investimenti juxta normas superiüs expositas.« 
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Acta et Decreta Synodi Dloecesanae Pader- 
bornensis 

Praeside Eeverendissmo et JUusiris^imo Domim Gonrßdo .fifartin, 

Episcopo Paderbornewri, Praelato Domestieo et Solid Am&tente P\i 

PP. IX. SS. iheologiae Doctore etc.ete. 

Diebiis 8.,' 9. et 10.. Ociobris MDCCCLXYU .Mbjtae. 

Quorum Actorum atqne Decretorum Synodalium praeclarissi- 
raoüum praeclara jam prostat editio 1 ). Omiss» vero Actis Deere« 
torum brevem conapectum aostris leetoribus proponere placet. 

Prooemium. ... . . „ Nohta.muic propositura est, ex magna legum 

eedesiaatioarani tapia eas renovare atque, nbi opus erit, breviter 
explicare, quarum reuövandam memoriam hodierni tenporis et dioe- 
eeseos Noatrae rationea maiime postulare videntur. Quae igitur nunc, 
Fratres earissinu, Vobis proponimus , incalcamus * ordinamus, ea ex 
antiqüo sapientiae eccleaiasücae theaauro et quidem npn pauca ex 
postrema dioacesia Noetrae Synodo dioecesana .[&.: 1688*)) et ei 
postrema Synockrprovineiali Colonienai (Giv. Archiv vol. IX«, X^ dfc*. 
pronjpta sunt; itaqnenon nova sujat, aed no?e tantum . deciarata. 
Pars ptla*. De sali* augtsterio. 
. Cap. 1. Q*am gram doehrmoe sadrae tradendae murin* sit> 
(Juoniam fides totius vitae ohristianae initium et fatudamentam est, 
neqpe sine ea quisquam potest Deo planere, et ald filiorum erpas con- 
sortiuiü pervenife; totius muneris pastoralis primum et quasi fast* 
danmtaJe officium est, fidem catholicam popuk> chriatiano tradere, 
praedicare, exponett. 

Cap.. 3, Quamam ad obeundum hoc tarn grave m*mt& *e-\ 
quucuniur, . . ,,.• Deatderautur in eo potiaairaum magna fides^nugaum 
virtutis Studium vifcaeque integritas t i magna piejosf noa parva* denique 
doctrina et scientia. [Quae requisita tongiusesplicantur,] > 



t) Paderborns*, Sumilbus et typis Ferd. Sctaöriingb. M0CCCLXVII. (XXIV 
et 17fr fti. ki S. maj.) t Thlr. — ' Dtf eontroversla quadanV mmbliori quam 
qoidsro jqfenfe KMtmasun (Regiminte Borussia Referenda*}«*) proprio scripio- 
contra 9)iud ftynoilum Dioecesanam' movere studait tft. J4terüt\ timdiaetm^ 
1868, Nr. 66. pag. 163 sq., Nr. 67» pag, 213 sq., nee non Neue Preuss, Zetying, 
1868, Beilage Nr. 118. 

t) (Joae Detreta synod. Dioeces. legas in bac collectione legum Paderb.» 
Hechfftratlidi PaderbOttiiscbe Landes -Verordnungen, firster Theil, Paderborn 
17*5 (Gedruckt and. m finden. bei WWj. Junfrmann) in 4. pag. 808—444. 
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Cap. 3. 1) Quanam fide praedüi esse debeant animarum 
curatores. 

scnptam ab omnibus et singuhs viris etclesiasticis emitteuda, pnus- 

quam quodcunque munas, cm (Jufa animarum annexa est, ingrediantur.) 

Üap.5. 2) tyionahi vbrtutis wkafhentö afiifnarum" cüratoreb 

prhedUiesse^debeänt. ' *\ ■ ■ • -.o\ i-*- *.*. ■• '. A 

Cap. 6. 3) De vvrorum eccUsiastieorum pxeUäe. 

Cap. 7. 4) De toientidy' qua curatores anitnarum praedüi esse 
debeatd, et studio UHerarwm. .. .u P^Bfiime igitatf etmureitb, qui 
putartebt absolute cuwu theolögioo littemupi et iroprinns seientiae 
sacrae studife. filtern jmponi posse. . . ; . Quspwptprviri'eectafiaakiei, 
quid<}*iA,iis terapori« teliquupa prity eacrae doctrinae studio irapen- 
dant. . ßed: hauria^t etiara eqoam doctrinam ex ppris foatibue. Pro* 
batiißimos qupaque auetorösiadeant nere se abdvci patia*tur eomm 
armgantißy qni.modemabi8cieBbia69peeiem.pTat ee ferentes scholas 
oafcholicas earpunt et 4octiteaeceleriae pontemhufti Adeant saeram 
aoriptnrafi ejusqi^ copinwntatoree vere «atholices, qui diyinos libro* 
aecuadu^n imatiiiÄqm «oMtengnm sanctormo > Patrum mtorpretantorv 
adeait etkm .ttperöltantiuniimi Tel alterb» Doct^rem'ecclesiae^ ».: 
Augusiiiiuikvig.AABtlm^^ g. Iho-; 

mam Aquiüatem, velaliuagfrä&wUruni Patray akOoctorum ecclesiae, 
qui spirant sapienöam eoeiestera, q-»ae mental» htro&narii tbtö illu- 
minatv-noö sa^ientiai» ?el scientiamHcaufealeity quaeinflat. Ntm^nara' 
de maaibu&panaht Catechiemu^ Bohiafmm pec non'8.ConciHum Tri- 
(kationm,. Etiam traptatoribus jrubriearum «t libris litorgrcis eperam 
navefet < : wde ad inst*uen<}um pöpülum ohriatiaittim largam rtateriem 
depromere pessunt. Laudabiliter denique etiam littoris profa&iff, ii*s 
primifi kistoriae puofanae *t \scienti» riatüralibug vaöri&untf ut eri-ores, 
quo» ^«eutiorss karum. liiterarufi tvactatcveS' in^etrimentitm relin 
giopia ehristi^Baei saepe ;(Mflpergunt, eo feüciup depugnare feb iiaque 
fideles cur^eisaae öqmmißso» tueri po^sinti y\ • - :• • •- •• 

y Cd,f f/ $ y) J)f am^e^sibt^ t $vef<$ferv$%$ ppstoralilw, Ad 
4.udia s^cr^r^n; Ütteraxum, inter, viyös ecclegi^stic^ .excitanda, atque> 
ad fiovendam, inter, ae frabernam ieharitatem et. ad atoiok de ftactoftea 
mmieitop&Wtoralfo aSnritiisträtiane consilia sua ■ seenrti corimittnifea'nda; 
teatt >expefiehtia noft* parinta adjuvant' curatomm animarum con-' 
gressus sive conferentiae, quae voc^ntur, pasj^prale^. JÖlüjfls«u)di con- 
fer^ntiae, pastoralea 41 sJHDjpifl! \ Po^tifi^ibns aaepius et , suramopere 
commendatae et al^ antecessoribiia. Nagtris in haci dioctoesi jam pridem 
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instituUe sunt Qnod ad ordinem et modum eas habendi atiinet, 
ordinamus, quae sequuntur: 

1. In quovis decanatu omnes parochi vel parochiarum admini- 
stratores annuatim feria 3. post octaram festi corporis Christi in domo 
paroehiali ejus loci, de quo antegressa conferentia oenventum eöt, aese 
ad con&rentiam sen synodum paatoralem congregabunt. 

2. Omnes et singuli ejusdem deepnatns parochi wi paroehiarum 
admiajstratocea, nisi qm justis et gravibus causia impediti sunt, con- 
ferentiae pastorali interesse tenentur. Si qui legijtime impediti sunt« 
certe ante diem conferentiae decano indicabunt per litteras, qnibnp 
caasae excnsatoriaa exprimantar. ... 

3. Conferentiae pastorali praesidebit decaaus ruralis, qui si 
forsitan legitime impeditus sit, definitor capituli aetate major ejus 
lotum obtkebit. 

. 4 Ante conferentiam pastoralem in eccleaia paroehiali ejus loci, 
ubi habebitur, missa soleranis celebrabitur atque ab eo parocho. qui 
a decano secundum seriem deaignatus est, v*l inier missaesolemnia 
homilia sive sacer sermo ad populum habetur, vel post missam io 
sohola vel i» ecolesia coram pueris cateehesis habebitur. B[ujus ha- 
bendi saori setpaonis Tel catecheseos thema ia praecedentis anni con- 
ferentia a decano eonsultis, si ipsd videbitur, capitularibus design 
nandum.est. 

5. Conferentia intipienda et.finienda est oratione secundum or- 
dinem in ßitualis [Paderbornepsis] Appendico p. 105. descriptuln. . . 

6. Qnoniam cohferentiis pastoralibus duplex finis ßrapositns est, 
unus ut viri occlesiastici ad studia sacrarum litteraruro excitentur, 
alter ut communicandis inter se de administrando . munere pastorali 
consiliis in administrando eodem munere sese invioem animept atque 
confortent, qUae?is conferentia in duas se dividet partes», in partem 
scilicet thedreticam et in partem practica^. In prima eonfe^entiae 
parte unus oapitularium, qui seonndum seriem. a; decano iip äuperiom 
anni; conferentia dfesignatns e*t* elfumbrationeto suam d$ thcfenate, quo n 
datn tfceofogico efc ii& f <quae. propdstta Vel ptfaescripta' sunt, electo 
praeleget Deinde seqilentur da* hac eodem eludöbrAtictae ctillequj* 
apevte et ingienue quidem sed fttne ira 4t studio iastituenda,; qpozun* 
exoidium :is fauoiet, qui in snperroris anni oonfereatiaift d&ttno tarv- 
qudm Be&rei* congtitatus est« Quae quidejn ut soitei et majore ?cun» 
froc*u habeantur, is> cni elueubratio raaropda est, quödnam thetom 
elegerit 'tempore ipataro, salfem tartiti a*fce ctoferetttiam nwxwe der. 
c*no Moabit, ut pe*,huuc Rtferenti qunetoque tJiis capatnlötib^. 
m^turo tempore -cxnnmufnicet^r. , .,..., !,,};,, 
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Altera conferenttae pars complectetur colloqnia, quae fäter se 
instituent capitulares de habito ante conferentiam vel sacro sermone 
vel homilia vel catechesi , de difficilibus casibus conseientiae , de 
exstirpandis, qui forsitan in parochias suas irrepserunt , abusibus, de 
reformandis parocbianorum suorum morihus ac promovendis virtutibus, 
de disoiplina sacrorum rituura aliisque, quae ad ciritum divinum vel 
anitnarum salutem pertinent, quaestionibus. ■ .._ 

7. De habita quavis conferentia per secretarium protocollum eon- 
tieiendum est ejusque copia una cum praelecta elucnbratione intra 
quätuordecim dies ad Vicariatum Generalem transmittenda est. 

Praeter haue parochorum conferentiam quotannis habendam in 
quovis decanatn quotannis etiam conferentia ceterorum presbyterorum 
curatoruin eodem, quem descripsimus, modo habenda et a decano 
dirigenda est, qui seeundum majorem vel minorem decanatus ampü- 
tudinem aliasque rerum circumstantias eos omnes vel uno tempore et 
loco convocabit vel in duas seu plures partes eos distribuet: 

Denique omnes hujus dioeceseos presbyteros curatos eniseet in 
Domino obsecramus, ut seeundum locorum, quos incolunt, viciniam in 
circulos quosdam distributi praeter praesoriptam illani, de qua sermo 
erat, conferentiam pastoralem saepius per annum et quidemsi fieri 
potest smgulis mensibue ejusmodi coriferentias habeant, quae a prae- 
fecto ab ipsis electo dirigantur. Ad finem propositum assequendum 
etiam maxime utile erit, si hi conferentiarum drculi quasdam epheme- 
rides theolögicas aliäsque scriptiuneulas, spiritu ecclesiastico exaratas, 
suis expensis habeant, quae ab uno confratre alteri cömmunicentur. 
Sed de cireumscriptione et formatione ejusmodi circulorum ipsa, 
auditis desuper decanorum votis, tempore proximo ulteriora decerne- 
mus et publicabimus. " 

Cap, 9. De idoneitaüs ad gubernandas parochißs examine. 
. . . , Quunvob sraguläres hujus dioeeeseos rationes non sine maxima 
diföcult&te:pro collatione cujusvia beneficii vacantis coneursus specia- 
lis eo inodoi, quem s. Synodus Tridentina praescripsit (Conc. Trid. 
Sess; XXIV. de ref. c. 18.), institui pos$it : s 4 Sedes Apostoliea indulto 
AposrWlfco (d; d. 21. mens. Dec. 1856.). Nobis eoneeesit »facultates 
Becessarias et bpptrtunas habendi examina seu generale» coneursus 
semel vel bis in anno, proui necessitas postulaverit pro collatkmibus 
befiefieioram paroctiialinm , ita ut approbatis in iisdem coneürsibus 
valfdeac licitej conferri queant päroeeiae tarn actu vdcantes, quam 
quae infra tempös prudenti tpeiixW Episfcopi arbitrio praefiniendtfm va- 
cavfcrint, ea tarnen omditione, ut infra elapsum ab examine tempus 
nihil nee quoad scientiam nee quoad mores supervenerit , quod jam 
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approbatos indignos juxsa prudens ipsiusmet Judicium collatione 
reddat.« 

Volnmus igitur et stricte mandamus, ut nulli posthac bene- 
ficium parochiale sive sit liberae collationis Episcopalis sive jurispa- 
tronatus conferatur, qui non ejusmodi examine sive generali siye 
speciali quoad mores, doctrinam, prudentiam aliasque res, quae ad 
ecclesiani parochialem gubernandam pertinent, idoneus repertus ftrerit. 
Ejusmodi examen generale in hac dioecesi quotannis semel vel 
bis habebitur et ad omnes s. theologiae et juris canonici partes 
pertinebit. Sed nnllus presbyter, qui nön jam per quinque annos 
in exercenda cura animarum laudabiliter occupatus ftierit, ad hoc 
examen admittatur. 

De Verbi divini praedicatione (Cfr. Bitualis App. pag. 72.). 
Cap. 10. Quam grämtet animarum curatores ad verbum di- 
vinum jpraedicandum obligati sint. . . . . S. Synodi igitur Tridentinae 
aliorumque probatorum conciliofum constitutiones amplectentes prae* 
cipimus, ut quicunque parochiales vel alias curam animarum habentes 
ecclesias quocunque modo obtinent, per se vel per alios idoneos, si 
legitime impediti fuerint, diebus saltem dominicis et festis de prae- 
cepto plebes sibi commissas pro sua et earum capacitate salutaribus 
verbis pascant (Conc. Trid. Sess. V. de ref. cap. 2.). Benovamus etiam 
postremae Synodi provincialis Coloniensis sanctionem, ut in quamviör 
ecclesiä parochiali iisdem diebus uberior sacra concio habeatur eaque, 
si fieri potest, cum missa solemni conjungatur itemqne ut, ubi duae 
vel plures missae diebus dominicis vel festivis celebrantür , praeter 
baue concionem uberiorem in summo sacro habendam etiam in una 
alterave missa brevior quaedam exhortatio sive homilia habeatur (Cfr. 
Bitual. App. pag. 17. Missa.). 

Praeterea renovamus, quod jam saneivimus (Cfr. Bitual. App. 
pag. 98. in Quadr.), ut tempore quadragesimali singuKs feriis VI. 
vel mane intra missam vel ubi propter locorum rationes id opportu- 
nius videtür vespere una cum devotione huic sacro tempori adaptata 
in qua vis ecclesia parochiali sacra concio habeatur, qua potissimum 
expositione sanetissimorum hujus temporis mysteriorum populi chri- 
stiani fides nutriatur ejusque pietas excitetur, vel explicatione prae- 
ceptorum Dei et ecclesiae fideles a vitiis deterreantur, ad virtutes 
trahantur simulque ad dignam sacramentorum poenitentiäe et com- 
munionis paschalis celebrationem praeparentur. 

Gap. 11. Quomodo hoc praedicandi munere fungendufn sit 

1) Quamquam quae ad gregem Christi alendum et reere- 

andttm juvant, formicamm ad instar graviter et impigre undeeunque 
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^fl^o^uflt^ittf^n 1%^, röceutio^ra scpgtoruai qt fljratyra^qu* 
veritates christianas magis speciose et verbose quam graviter et pffi- 
c^pit^r ^i^ant^inirp adibi^t: adjbunt Sepram sc$pturam ?: gaae vitae 
efc vwiiatis./opp e$jt ^ h a^ib^t ecelesiae Patrqs et,Ppctoi;es r gui tppip 

:;, ^2)Quo^iap3t : .doc,triua ,:£t sapientia Christi, et, Chj istus . ipse es.k 
Qj}^tpraedic^r$ } yalent, absfeineftuixt osteqdendae suae doctrjtnae yel 
fl^qp^tiae .c^fls^ ^ quaestiouibus .cariialibuSj Jpanibus,, dub^s vel 
iaj^y^sf,difficilib^s paptumque auditorum , superantibus. et ad fidei 
%ft^ficaj^^ffl n^iMsj ( p€|rtifl^tib^s r unde.siii i^nina magis :1 quam 
4oyi ^hn§ti.,pfae^9j^^^ ^i^id^ßntyj, ,l^hil in sapr^ suggestiv 
tractabunt, quod non ducat auditores ad pleniorem Dei et .Jesu Christi, 
cogniticmpm,^ ^oj^pi^jajl qo^temp^m«. .^iu^ ? ; a4 o^uhj pe^cati, 
a^f#wd%cuEi^^, et ad, ^nd^dos v ^ et 

a^lepi^pts, yiriutes. : phjcistianas, et y ut, upp . vej bo pippia» , complpcta- 
mufyafl.fflo^em ^r^p,f|jgipjidajp ; e.t ad^joe^stem gloriaip cpi^ec-. 
taudam. : Jfroi^dequp. , ca^y^bunt ea, pW^rre,, quae Spirant propriuiDj, i3ui 
ij^OEum flmojppiu, .,s ; t»p<Mu^.,.ulci?.cenidi ipj^ri^ a^b homipibus privatis, 
acicept^, ^iflime^d^anup^ exacerbapdo^ npu. 

(ftjtfjifynflffi ad eps magisipflryqrtepdo^ uop aji eogf cppvertendos pqr tinent. 
NppfliW igifcur* j ^S 1 ?^ v ^ a in P°pulo. grassantia re^r^hjeAdßJidp,; Jet, 
4^e?tapda 5 rSifit, ac^rbe in persouas prjvß,tas 4uve,b0nt, vel« npmiuatiiji, 
e^.dqsig»fiij.cLo : , i yel quasi digito e#s ijadiq?mdo; ipuitoque minus : ea', 
pftoferep^, qpae rey^aiaq con^ssioifis, s^spiciqjjem e,tiam levisi^mfi, 

^mmwfm^' ' •.•/>, \-, -<;■;■;-:• ;V':. ',••':', ...„"' -,,' 

. , . §) (Etiam l qupd. stüuip., sive ( .elocutioppifl, dkd\f)Ußr^,, . |$$um, perr 
tift^, .^jEpjaperj; gi^^ii^em ; et, . digai^afeBm ^^ne|ria suj prae jQCujjs % 
bebunt. Sermone utentur simplici, gravi, ßt^f&^ci: n sinf^ifci^ jnftft 
a^gW;*fefl bs .W9»rflti:docegnt et p<p#ad^ut, ( ^a^ eCefficffi, non 
Iqtf e^^gi4 ( fe.uV^cifee^ affectus, a^mos sur^m el#yei*t, pj; mve^ 
^$A$$#SH MCjflffft, qn^qpam yerin^locntione yel in .actipne .e^jg^stp 1 
ttb)$trfna^ Christum, ^pra^aetie- i 

tfft* ^TjeltfUfitp^tate .^ggesjus^qui Ipcus ^afteti^imps es^ ipdignprp; 
sik^eJi^itore^ *nihil ig$jr; i^pleptei!, nihÜ, 

a^pgp.A^ ,3#il inypre^un^e, 7 !uibil ;petplanj;ef , ij ni^il : 9ontume][io ( s^, 
«ibUt fi^di^e, r #, sp3uirp0r,;;ni^il ^epte, nihi)L jic^nt^ ^t .alias, 
ü^eiqe^ter »p^jritios^,« w$ ^ijus pr^tipnis et. actipiiisf, pj^^cter, ,prae . *se 
feret modestiam, charitateip, ^ pi|öta^m^.l?ei api^j^i^iqfle z^upa^,. , ,, 
.V»?. s4 .^ÄfflP^ cpppip^e ^^no^s istius, eff^ti^p^oliir pN^e qui 

9flpj§9l»tfc»^ ?^e4i^tiun $ co^dibps.ap^' 
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torum hu e üfi ce t ei froofas ejus mutet Deinde a qaid in ooncione 
vel praeparanda Tel h afc e ada aegtaerint, se humfl iafcant; «t a Bto 
veniam deprecabuntor, demque eperam dabunt et ad id drrinam gra» 
ti«n efflagitabuat, ut suis verbis magis mafisqae sua ipmrum vita 
lwpondeat finpie saa eiempla poudue non dement eed addant 

Gap. 1^. De amdömbms extrmrdmariis «ei casmUHm k ab m 
die. Praeter concionep denünicalee et ftstiTas, qaae «c praescriptfr 
eedesiae pastoribas taabendae sant, etism multaa tfiaa oeoasaeMS aa 
iis offetunt, abi ad gregem suum eacra verba utüiter teere poaeaai. 
Bjaemeü oeearionee sunt administratio saerameatorum, e. gr. baptiaud 
et communionis generali r oopulatio* sponsoram, feata aodalftatam, 
benedictiones solemnes, tempas Jabilaei, celebratio primae inissae 
neopresbyteri et quae sunt generis ejusdem. Animarum zelus et 
pradentia pastöralis ipsis suggerent, quibusnam talium occaaionum 
iis utendum sit ac quidnam quaeque occasione et tempore ac qwmodo 
iis dicendum sit. TJbi mos introduetus est, sermones funebres ha- 
bere, ille retineatur, attamen magna cautela adbibenda est, ut in 
iis habendis omne vitetur, quod aut adulationem aut nimiam severi- 
tatem et rigorositatem sapit proindeque vel populum scandalizat vel 
propinijuos defuneti irritat. Talibus sermonibus populucr non scan- 
dalizandus, sdd aedificandus est et pröpinqui deftmeti non irritanda 
sed consolandi, omnes autem propriae mortis monendi et ad orandum 
pro defuneti anima adhortandi sunt. TJbi ejusmodi mos introduetus 
non est, sine Ördinarü permissione non est introducendus talesque 
sermones fanebres excepta singulari quadam causa intermittendi sunt 
(Cfr. Ritual. App. pag. 46, not. 3 t ). . v ' 

Si prout fit aliquandö ad tumultun oratio habeatür a iaico et 
de btünaiiis potius quam de christianis virtuttbus, clerus expleto f\i- 
nere djsoed'at (Con. pröv. Avin, 1849, p. 65.). ' 

1 <! (fo$. 13. De missionibus. Inter exttaordfyarias concibnöB 
ettam ^umoi'andae sunt eae, quae tempore missiontiiä'babeÄttir. ' Has 
nifeöföniöy . ffive exercitia pöpiiK spiritualia; quae in ßäröcMis hä^eätuif 9 ; ' 
atf piipiÖ christiarri^fläein conÄrmaidam et acl ^0^0468' ' l mores' 
plttriTjAkiÄ : Vitii 1 ftäWe, 'ecdösiä docet et : ^xpefiötitea ip'sateötis est." 
Ifa tiäc (jüidim 1 dibeöesi 1 ; Paderbornensi jam per düo fere daecula f hoc 
saltitäre : iiüsäionum !' äistitutuii floret, fandlatüm per I^ncipeih iet 1 
Episcopum Ferdinandum de Fuerstenberg "jlraesüleiia gratissima ihe-' 
nwria recoMdiöft. "-Et quo» fltactuatriletit, ; ^u(rt atihria* ühbibrtales 
et baurfhro pec<)ati et petni^iei eripMrit et a* ritem aetöttlarif'tra^ 1 
duxerit, id seit solusD^üs, in quo et conMitttts frife lit etfätti^ 1 
poslerümliürba^ dioecesisajftiu^ / ^ v \ 

7* 
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);. ; Pastores autem BoUicSte eurabunt, ut parochiae suae ex eo quam 
sahlberrfmos fructus capiant. Quem in fioem ordinamus, ut in om- 
nibus dioeeesis Nostarae parochiis ejusmodi missiones babeantur et 
sirigulis sattem decenniis renoventur. Parochorum erit, ad eas po 
palum bene praeparare, prinsquam. inoipieat ad ünpetrandam graiiam 
eotröNftiMis peocat^rum preces pablicas instituere, missionariis statum 
efc ineceasitete» paarochiarum • snarum ingenue patefecere et quidquid 
poterußi ad piosperum miasionum auccessum conferre; ii* denique 
pteaetis: omoem diligentiam adhibere, ut fructus qui inde redunda^ 
cttnt, oonaerventur. Monenius etiam, ut de habitae missionis suecessu 
infara^spaiium unius mensis >ad Ordiharium rdferatur. >. <. 

J ' , ' ]' De mwn&re cätechizandi: 

' Cap. 14. \pe hujus muneris gravitate. Sed si munus clivini 
vqirbi praedicändi gräve pondus habet, munus catechezandi nbn est; 
pondens \ ieyioris. Nam ratio ? quae Inter unum et älterum munus 
iätercedit, pax est> atque ea, quae intercedit inter fundamentum et, 
süperstfucturam. Cätechesis sacrae doctrinae fiindamentum pönit,. 
praedicatio super hoc fundamento aedificiüm doctrinae christianae 
superstruit ; cätechesis pärvulos lacte nutrit, praedicatio adültos eosque, 
qiii exercitatos sensus habent , cibo solidiöre explet ; , per catechesin 
verbum divinum! in agro humanorum cordium seminaitur, per prae- 
dficationem' verbi divini fructus opitulante gratia divinä maturantur. 
Utriusque igitur , muneris par est gravitas, eadem necessitas; ea- 
deraque ad utrumque munus diligenter obeundum curatorum anima- 
riim obligatio est. 

s ti Ctyp r . l&v I)erh(^€näaca^phe$iineccUsia.- Hanc tarn gravem 
oijligatiQn^jpa p^rochi^, dew9 : inplcantes et decretis synodalibus p.n- 
tiquioriÜus et recentioribus, pptissimum Synodi provinci^lis Colouiensis 
inhärentes o|dinamus, ut pmnibus et singulis diebus, dominicis in 
e^sk^rpchiali tempore. pompridiano hora statuta täm pro pjieris 
WW.JFty jWSPfet 6 .proyectiore more consueto cätechesis h^beftt^ir 
(C$r. JjituaUs ( App. P*g. #8.)i Bxcipiuntur ! tantum eae-.dQmi#icae ? in. 
quibus jnagua jaliqiffi .festiyitys celebr^tur ■, ex. gr. dpmj^ica^ ( in : par f 
schate et in pentecoste, vel dominicae, in quibus in eeclesia parochiali 
adpratiop^^tua 9s. r ^r^enti celebratur vel hpris poraeridianis de- v 
votjo goclalitia cum congione habetur. 

ksf.jJÄWPi «^frw»:;jin. ecol^ia payc^biali pwrocfel p«r m t mm 
l^r^.t^nt^r,. ni^sintlegi^n^impediti ve| ob ei^giU^r^, locorum, 
r »PW^ft^W^^JWO^diwriatu#^ ... ;,; ri } 

Ubi moris est, etiam. m eoolesiis - fiHalibua et Satellit diebus» 
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dominici* a sacellams vel vicarife catechesis habeatur; tibi hie mos 
nondum introductus est, quam primum Äerl possit, introducatar. 

Habendae mint catecheses juria- ordinem et no*mam Catecbismi 
dioeeesam, qui ratione Gatechigmi Bomani habite profuödiare et 
ampliore modo explicandus et cujus ejusmodi explicatio öingulistosn- 
niis absolyenda est. Cuivis cateehesi salutariter pmemittitur bore Vis 
dominier evangelii explicatio. Curatoree animarun* cateofeesin suam 
ita adoroent, ut etiam adulti et senfores extnde fruetnm pereipiants 
eesque tarn 'privatis quam publteis momtittiibtts ad v aadiendas eatechö^ 
ses invitent, quoniam multi eorum etiam magis quam pueri et ado- 
lescentts institutkme chratiana indigeftt. Qui qüidem üt eo' magis 
ad audiendas «atecheses aHioerentwy sodatitae dfc doetrina christiana ä 
Pontifice Pio V. a. 1571 ereeta et pro hfcc dfoedfeäi a. 1861 innovata 
est. Quocirca omnes paroehoö in Domino monemus, ut hoc salutare 
opus in parochiis suis promoveant." • ;,?, i 

Cap. 16. Detetechm in schota puerorum habenda. " Htüc ih 
ecclesia singulis dominicis habendae cateehesi ädjungenda et a f, p^ 
rochis vel rectoribüs animarbm habenda est catechesis 4*- schola 
puerorum, et quidem si ullo modo fieri f potest, qtHtoadmoduiti'prifö- 
scribit S^nodus protinciftlis Cöioniönsis, qtfotidie räl sattem' ibtettitf- 
gulis hebdomadibus. Si praeter parochum alii etiam presbyteri ift 
parochia ex officio in ctira a^imtonn oecupati sunt, etiam -ii echolam 
pueifcruin ad c*tech*sfi* habendam adfre tenentuf, et' qüidefii*tatii 
frequenter ut; si phires scholae in parochia exidtunt, oeflle qf&btift 
earumbis per hebdomadem Vel ä fcärocho vel ab alfls pt^esb yferfiö 
curatis ipsi adjunetis visitetur. Ludimagpstro explicÄttoneitt catefcft&mi 
soli relinqüere, est muneris pastoralis gravissimum officium derelin- 
qutre. Ludimagistri Opera utantur parochi in tradeödo et expticando 
catechismo tanquam adjutoris vel administri; per* quem* pueri äd 
singtdas catecheticas institutiones parochorum praepatentWr e* quaiido 
habitae sunt, iis repetantur; sed ; primarias tauneris catechatioi partes 
etiam in eftidiendis püeris parochi ipsi iisque adsciti presbyteri sub- 
s&Karie öuWJti 1 snsfciperfe in se debent. Ipsi 1 sunt pastoresrquorunl 
voeem* ovicülae a tenerrima sua abtäte aüdiaÄt, qui noscanti suds et 
qtii ä su& ticisöim agnoscantur: 1^ tont' optimi Fartris^fttariliafc 
servi, qni nt potetreraa Irtijtig d*eecesos synöd*^'ait; ! »cOgitewt äetafc* 
quam bonos hujus opttmi Patris-famflias nliflisteos^^ltö'dü^dÄ^ 
rem- operatii spargendae in nevaili Domini 'ögro 5 *iheöti %i0eftB**ö 
veile qnam inimicus homo ifl BUpmmbmfoimiäiä 'fttiae #WIfi 
deinde Äegerrim* queatft) ooUocet* <Syn<kl. THoec: Päd. tit. 4.). H^i 
denique pop\ili ipeis 'conftÄiflsi ■ pa*Ä£K ^^MtealöS 1 ' suöt< praftfle^k 
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Mwm istiü8 popuü pwviiloö in Ghröto gignanti^portot, oportet eö» 
lacte ^ipritaali witrlÄnt et pmem jeeetotap ife fraDg»ät* etriiwrfimör 
ggaftsobmi* m& eti&ro quasi maöduGent. Qaod quidem offiöium si 
juegliga^t, aptiastomm jtempro ggpri Dominici : .änt&di et j^inaädi 
4*i$#itf negliguöt «t ^>eto sibi praeciptoni* ex löboribus^steaiquft- 
jm&qfie. dtftgP&ti* hm , age<* imp^aia ^ut^r^lractiafl percipfoftdi ; 
,,. Nuüus, ^ ^terfttgiat hunc laborem\ multitudiiwm altera» 
fluiormn J*l#*am v&t (*mvtäfi»»m rpr^etendat, ; nara $ii&*!& lafeor 
m*gi9 aecessarkw. eat , qu^m ut ftuimiae ipowf^es to GbriBto: gi«- 

Cap. 17. Jte r&imeimtwis ctieeMtandiimplmfa 4)*«>*.|. 
Quodsi perpen4aufc amiüaiiim cur^res , eatechefein ^aaUi» ^t tarn 
ar^pam iTBBft esöe tapiqpe wjelsjMdn; fi^m-cd propositum espe-, .p^v «fc 
f^cilö intelUg^at, ^porter^ se ad «ing^las cateoheses kabendö^ eollioik 
praeparare tarn studio quam oratione excitaudißqu^ in ^ sepsibjis vifr 
jtpti^; inprww (*rita^.ergaMt^fitui)i N ac^r^^ patißiiti^^ man- 
^tudiois» buroili^atis< . , w . :! •■; ; , 

j i , : : . 2) Cßimhow ipsam incipi^nt ^t fraißnt pia recitatione coöt 
swtyrum oratiflw formulariwa^ ut iai }pfds. ot in pueris ^techir 
Jü^adia ii, pii et idevoti qeaqus exci^ntuj, q^tot^m ca^chesni deb$nt 
«üflwre; r <•:/.. ;'•.... ... •*■ h .-.^ i> .- '<• ■..,-. -r- ,: ;.i;>: 

' r !3) jjätiam catwhe^iMttsd#la .h^e^.s^bjipift^d^ $ffc $ater 
GbiüiWJ fliöeoQsanBB, pr« apfofo fit pwta .parRalorup. vgI mro-ltf 
3tttj<% *Ä*i qnayfe ; oate^Wia; qw« m parvi^.gpner^ur tap^uw 
«14m !cu*fys .hiora^i spsit^um extendi aop debst, certa* quaec^m parifw 
lift1»mÖ»ßiW, .qM£ neque wate japgurtia neque nvm Wplfs ftraföb*« 
wcuö^cribatftr. Quavis catech^ei J^e multa tradant, s^a^ütaia*. > 
oJ;v. A)'ü*ge«ife ijkpaflntfi ve*ba wAecfcwgi ac^urate.pewpriae ; i?ivr 
pPWU)^ s#&iC*jrenij, ut pt jpsi cat^chis^i verba mempr^er {^üuptt+J)* 
dßpr^^a^Jtor ipsi »esc^, ; qpod a imv^ito , 8c|ri rt poBta}^, 14 fam 

fgpte* ^jopoipipa,, ad: «aptum fparT»l«r»m-et ad $g^8*fmi* ei .acopwpor 
f^ti^ ^ »e^pücai^o ^ -•fjw^aJkmgxowm vwrlwwfB^ l^ffw^f^ 
3&Hi*We PBi*P P^.diiwiUamive^.jqt^^-pqfi^ ^JjinljatBjp 

d^^i.T^b^, ^^wp^s, totQrii^ 4egwwtja w ( Jpstqria f w^len 
jS^[pr^)|ii^|T e^ qu^w^bM^ 3uz^ IH afJWbe^tur 1 axga?^J f i ww^p 
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ägittir de dogiäfttibös, ezvötoni€UeMrina,<ti'^W de> vitaei o^rätü^ 
nae praeceptis. "Sadis -est parvuliö noöfee, -Drom locuttmi eeäe, ut < sifci 
persuadeant, verum esse; Deum velle, üt sifei persuadeant, .banuka 
es^i Ömnino, quoötam pafvuli noa pro beho^a, «ed pro vita discunt, 
argumenta sötoper ejusmodi esse deberifc. üt perauasioaetn, quamvpart 
mlk iftdiöerunt ', etdfafti teuesult adulti , aequo • ulla • iomimnb > carnt* 
Itiito öbjectione vel ' falfefcia ooncutiatur. Qnoctrca «tiam prtrtratif 
tautet* tfulcienda est, trt- obj^ctioneö, qtiae timendum estnje ipamdi« 
obveniant vel postero tempore) obventurae sint, si non directb, tame^ 
intlirecte redkrgiaantam = Qttodi motiva implendi praecepta Dei yel 
ecfcliesk&'fttttoefcv mothte sapdrnataFfllia ^mpqrcloQiHßfprimarkupMoh* 
tifteant, motiva naturalia, sis proponwntur4 locum secundarium. Bet 
niqne veritatibusdhristiaiBisiexplicatis, illustratis f probatis eatechuiiieni 
raterrogandi sunt, modo sagaciores, modo'obtisiorce v inododeligeiltiQDes, 
modo negligentiores, explorandi causa; mim'quae aüdierint* säti&iintb]» 
lexerint et animo imprceserint. .EjupmoBi.i^terrogationea explonrnks 
ci*ebriu&fadhibendan sunt ; et toti catecbesi Mermiscendae ; sed inter* 
rogationibus heurküeik] quae vocantur, pro rerum natura paroe et in 
oxplioandis fldei mysteriie, qu^e bi animo Inimano eiui höh jtossunt, 
nunquam üteödian erit. >.> x - '""• • >••, '< .»'-vm < •■•• v ^^ x hn 

■ 6) Sed veritates chrirtianae non solum cateobumeiwr^iiafalki 
et me^oriae hnpt'mii^sed: etiam eörum cor et ivolantatem ^oetfabf 
eti tota eönra* vitä !afe>m6rifoa* e»pmhi debeirt. Quocirca e©J nitondpm 
totaque catechesi»- ita institueld»!]e^ut: cateehpmeniatteot^ et iii 
benter>«»diatit,^ut ^ropositie et fexpositfs Vöritatib^ dMectpiiiur, ut 
iis^teorwraiB apeiriawfc, ut, queaiadknodiLm si Augustinus ait^V»aiwMencte 
(»edahty «wdendo'ap^ c. 4ty<» ^ Wu\n-w 

Quoll ut opitulaute gratia dniaa eföeidtur,,cateeb^tae dpsi^m dre 
iHt^rum veviftatuin iibbuti/et »coeAsi appaarearit ineqpei^rüÜH^olUHi 
VBrW* iäelaisi faqiianto 

aiüora, Ic^mBtür ex cönde^ lo^abturetianii corporis t geatu r loqmaWur 
vtiltü et: oeuMs, osteuda»t Jia; -§fe ip sii^i qiiae parvuli imitentur. Osten* 
daartpetiaip cateohgmaniö-iaiiifiifem. ßuwn erga ipsos, ion aieteritatis^ 
meritaiis* aeetrbiiatify ! nxHX)G!ttatifl f : < sed iMläritetis, leMiata^opaieriae 
omtatia speoiem.;prae se ferfcat efiutft «map. majestate/ quaöidetenrety 
induant faimliaritatem , quae allicit, et parvuli fiant in iriedicf'*pa^ 
vukofum. iBtifim; B^iis puaiiendum est y tta,.puDiantv^jtiiei/s€rteritate 
amor peHuceatf? ; yerberatus yero aliaequ^poqnae cdrpeea^s^i Bi)iis> opus 
erity saltemfniöiqniam perüpsös, w$ per ladiibagMTO^,T]eltpeT(pa^entes 
fiaüt. ' Timidis / catecüttüienis dulfcüter : et faimlia^itet ^lloqueßdcr aüi- 
mum addant, leviores contineant, petulantiores coer(^atd^iifentiöres 
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et firigidiores excitent, ferventiores refirenent, cum pauperibus, dere- 
lictis, obtusioribus leniter et mansuete agant, omnibus omnia fiant, 
at omnes Christo lucrifaciant. 

Cap. 18. Parvuli ad primatn sakramentalem confessionem et 
primam eommunionem sollicite praeparentur. Ad praecipua, quae 
curatoribus animarum incumbunt, officia etiam illud pertinet, ut 
parvulos religionis praxin doceant, rectum modum orandi, ss. ntissam 
audiendi, praecepta ecclesiae implendi, praesertim vero s. sacramenta 
poenitentiae et eucharistiae reverenter et devote suscipiendi. 

1) Quocirca renovantes Synodi provincialis Colouieusis sanctio- 
nem praescribimus, ut parvuli a pastoribus vel presbyteris subsidiarie 
curatis sollicite ad primam confessionem praeparentur ; prohibemua, 
ne haec prima eorum confessio ultra nonum aetatis annum differa- 
tur, et ordinamus, ut saltem inde ab hoc nono aetatis anno, douec 
scholam frequentant, singulis trimestribus ad sacramentalem confes- 
sionem adducantur. Si pueri, qui ad sacram confessionem admissi 
sunt, graviter decumbnnt, oleo saero . ungendi, et si emoriuntur, non 
more infantium, sed more adultorum sepeliendi sunt. 

2) Sed singularem plane operam parochi adhibebunt, ut parvulos 
ad primam eommunionem bene praeparent. Sciant enim, a reügione 
ätpütate* quaprimum ad hoc augusüssimum sacramentum aecedant, 
pierumque felicem vitae christianae progressum et exitum pendere 
seque, si hanc rem negligenter et ineuriose traetent, eis damnum in- 
ferre, quod fere nunquam reparari queat. . . . . » n r 

Gap. 10. Quonam tempore et die pueri ad primam eommunio- 
nem admiüendi sint et qmoties deinde ad $. eucharistiae sacramentum 
adduei debeant . 1) Usum pueros non prius ad primam eommunionem 
admittendiv quam ex sehola dimittantur, cum Synodo pro\inciali 
Coloniensi tanquam abusum reprobamus. Admittendi sunt, simulatque 
maturitatem ad hoe altissimum sacramentum rite suseipiendum adepti 
sunt, unde r si in Universum non expediet, eos ante duodeeimum aetatis 
aonnm ad sacram mensam admittere, quartus deeimus tarnen aetatis 
annus non facile exspeetandus erit. Eos igitur pueros, qui, quum 
imbecillioris ingenii et indolis sint, etiam hoc aetatis suae anno 
minus Inatori, videantur, parochi special! et privata cura disponere 
studebuat. . 

2) Aanuatim, etiamsi pauci tantum pueri sint, qui ad s. men- 
sam admitti posaunt, in quavis parochia prima communio celebranda 
est et curent parochi, ut ea eo t quem indicat Rituale dioeeeeannm, 
ritu maiima, qua potest, solennitate et ad totius populi aedificatio- 
nem eelebretar. 
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Tanqoam dies, quibus in posterum per totam dioecesin celebranda 
sit, unam alteramve diem dominieam vel festivam infra tempus pa- 
schale vel festum ss. Angelorum custodum designamus, quos dies 
deinceps nullus parochus sine Nostra dispensatione praeteribit (Cfir. 
BituaL App. pag. 34.). 

3. Deniqne parochi omnem dent operam, ut admissos ad primam 
communionem tarn frequenti quam pio hujus altissimi sacramenti 
usui adstfefaciant. Quocirca pueros per tres post primam communio- 
nem annos saltem quater per singulos annos omnes congregatos ad 
sacram mensam solenni modo adducant. 

Cap. 20. De pastorali cura scholae. Schola ex uua parte 
ecclesiae filia est, et ex altera parte filios et filias ecclesiae educai 
Quanti igitur habenda sit, per se quisque facile intelligit ; et, si per 
nos non intelligeremus, possemus discere ab inimieis nostris. Nam 
cur hi tot machinas adhibent, ut scholam a sinu ecclesiae avellant. 
Christiani non nascuntur, sed fiunt et educantur, et si in schola 
avulsa ab ecclesia non educantur, sed pervertuntur, emoriuntur eccle- 
siae. Scholam igitur ab ecclesia emancipare ejusque infiuxui subtra- 
here est ecclesiae ipsi mortiferam plagam infligere. Itaque sapienter 
Synodus provincialis Coloniensis scholarum, quae incumbit parochis. 
curam declarat officii pästoralis partem propriam, sine qua illius in- 
tegritas salva esse nequeat (C. Pr. P. II, C. 23.) 

Cap. 21. De fidelium religiös^, quae pastorüms incumbMnt, 
ittstitvtionibus privatis. Sed his publicis fidelium in schola et in 
ecclesia religiosis institutionibus totum docendi nxunus pastorale non 
ckcumscribitur. Praeterea enim multae occasiones rectoribus anima- 
rum se offenint, ubi fideles sibi commissi etiam privatim in religione 
ejusque officiis iustituere non solum possunt, sed etiam debent. Prae 
omnibus debent eos privatim instituere , : quos sciunt illa ignorarä, 
quae scitu necessaria sunt necessitate medii, potissimum, ut s. Alphon- 
sns (Homo aposi tract. 7. n. 35.) monet, tempore paschali; sponsos 
qui ad contrajiendupi niatrimonium accedere volunt, instituere debent 
vel, geaeratim in religione, si rudiores deprehenduntur, vel saltem in 
iiq officiis, quae adstatum matrimonialem p^rtiaent} privatim ipsti- 
tuere debeut poenitentes in sqde confessionali, si deprehenderint eos 
ea ignorare, quae scitu necessarja sunt necessitate medii et prae- 
cepti, denique eos privatim instituere et monere dement, quos sciunt 
in fide periclitari 

* Gap. 22. De averiendis fiäri periculis. 1) Non vero suffieit, 
populo christiano sanam fidei morumque doctrinam tradere, sed etiam 
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ftoiciil&, quae epfe .fufem bonosque njom flwile pessutadare pbssunt, 
pro viribus a popuio removenda et avertenda sunt. 

Arceant igitvr paetoras fiMes sM comfaissos a ^ousu6tudihe ; et 
familiär! cammercio homimim infldeKum haeretieonim' Völ hoöiinuto 
perversorum ; arceant ab audiendis concionibus tminiötttKrutfl ^aoilhoii^ 
ooruua; arceant a ßemtiiß in donubbs fidei c^bhoHoae inimiois, arceant 
pueros et juvaaee a frequeirfandis sch<üis et iusfcituti^ acaihcdiciä, 
arcsant a aouaubüs raixtift,' arceant pareatefry .4191 propriae;^t. fiüorum 
aajutis imiueiiH)re8 filioasuoa spe lueiri, opifioii vejl mertiatiicae qaus» in 
regiones acatholicas mittant, ubi subinde; se^om fl^Dteösmatrim^wa 
mixta ineant yel fidem dese^aut, arceant denjque a legepfUsgjejrversis 
libris, libellis, eptieqaerjdibus^narratm^ 

et ecclesiamcatholicam aperte yel tebte impiignant, ^Q f pon scriptu- 
rarum sacrarum yersipnibus^ 'quae a spmtatibusUblms M^^oSe-; 
runtur et' pbtruduntur vef quae omninp deprayatae et approbätione 
eqclesiastica npn sunt münitae. . , N fr •. • \ ) 

2)Haec, quam . modo dixiijius,' jpravpfum librorum pesjiis hoäie 
prae ceteris. fidei bönisque moribus incautae. praesertinj juventutis 
pericula, parat;, eoque majora, <juum inimici nominia c^ristjani noif 
splum libris, magno apparätu sdentiae elaboratis, 3ed et.parvis, qiii 
minimi Veneunt yel etiam' gratis obtruduntur. libris qt per jpublicas 
ephemerides nonlitteratis ofö^o et scjenfijbjis virus impietatis et in T 
fidelitatis insinuent,' sed fudioris et irifimi pofroli fidem simplicita- 
tttöqtie corrtitajrant (Cft: lÄtterae ab Etnitfetot. 'Card: de Altteiii'S. In- 
fiicis Congregatiottis Praefecto ad Cätliolici orfeis Episr^opos Jätete:). 
Omni 'igittir rcriuift fconteiititöie curätoö ,: aiiimartifai : Meles ab häfe 
pernicioBiösitna pestt 'praesertett'' ab 1 eorumque' bculiS "et fträmbtiä 
öjüstöodi übros et libellos, ^yis'bbüds^übstttuehdb^ ^eHpiäAt. ' »'» r ' 
'-'- Cap. 23. Be UbHsjjroMbttis: t) : Sed si recttfres mimäftfflk 
fiMibus ergtf süiö'ejusiriÖdi'öioÄyiJnte^t^pTaeceptioA^ 'ofredientäatti 
pttstiilatit; «tw>rttt :, efi&Täii tokMtoö J ipiroMötf &empW tto^eütäaS ergtt 
öecteöiaiA^^ra^aii«, •äbötüyeAd^'a legetidid et , I^Gttflis'ifiHUbrii^;« 
4«AÄlhl 'IWtW'pÄ $m*&evü 'tatttral&h dttiaito/vW^^fecblesi^ pi<^ 
Bibiti(m6s, : iüprimis perdecretä ä: con^egtftiiotfte iÄdidfe ve^tftaJ- :efeft 
NM'h&ttfrdtobiiim fcdt; ^in<if)&ii 1& riätürill^attitt* löfetlbnetti taüiM 
Hbrormn'ßWbibeat/quibiÄ *död ISböfttfetaW ino'resqtte boni* crftrttifi^ 
afcpravä desidferia iii Hob** iSt5ta*i ^bäfcjfct; qnoniam Bädern lex, qu*ö 
Aoö iubet tdem et virtütem cbri^iätfamin hoMs iUibätatii fflai^aifa^ 
servare, vetat etiam, ne fidem temere periculo expoittüladl 1 ''ßi^flj 
eockaiae« siwe sacrae congregatiQnt^ ipdiiis lex acc^8at,:feo magis ab 
cgniumodiübTorum'leotionö abBtin^dum eiitj;^ :>i .- op* : in!/ 1 lu^oq 
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k 3) Cetenim igthiB & oongregaüonis decretis täte obsequium 
^HUe$laÄ(him ' e«ty quak.ipsapostulant. Alia eniro tanttfmniodo vitn 
ilisciplinarem sibi , Tiiääcint idirigereque tentun} vmlwb acta* fcostros 
Sterne«, dam quoruudam MtafornnL; leöüomm* vel netentionejn nobis 
vetantl /Ejuaknodi sunt dectetey quibus •proscribmitar libri sine aoftiine 
aatetonim . vel a|ipitibeii(me OrdiiiarioTüih editi, Kbri lia^resiarchtrum^ 
qui de religione non traetant, libri, qw teaetant res quasdai» reli*- 
^mb^ctotiroverAasy quai^m diBcu*rietrem^eccle8ia vetjlit, -libfi (Juidam 
rituaies; Uttüüae et qua« sunt- genöris ejusdem. His dstöfretis, .quae 
ammi aseensum rel diseenswn.noB postulant^ sed tanjtura postulanfc, 
tit libi»fikipni8criplj!W. ^on.;Iega»us TdiretineamuB^ Inon rlegeridavil 
4^inend6 i.i^. per soloe a^tttfiiexteraos satisfieri aperimm est. Alm 
Wty daoreta: aon sohno >mmi dioriplintfrem* feed; etiam nm dogtnati» 
flovi m& docirmrietn ijabönt, ifon.fldwn aetns noetiDB öxterrios, sed 
etiam actus nostros internoa difigere volmit, ! nop söluin prohibent 
quorundam libnoruin leptioneni. prel Tetehtioaemv sed ifttkm libros 
ifste ■ tänqöarb.haÄreti^os^ etooneos', ihaeräsin sapientesi ;floaMabra 
siii)iübnöi|tie<<netis «orodemnab*. i.Hajasmodi .decreta postülaut <«tiam 
äiimi a88däsum>*>el . düaenamn? pcoMbe^t'^n^fquomihtiädei doe<- 
trinis talium librorum aliter sentiamus, atque a*.& cemgregati^ne 

<n >r» : rfß) Si&rfpiifij cui;>leetv ötüttimi librorum proJribitoram. pdrienia 
«od parate ob uUiAeris am ratfcees väl exaliis legitimis oauiis «os 
lögem sibi (Utile vel ateoeflie! eese e^^raet, ad «/ Sedemi Apostüli^nj 
rejeurr^M^l .aö Jhäbdnte&..ab.ea facultabaniv-ut legendi et retiilendi 
i&tiuamodi libroö; licentiam impetrefc ■ Sed hac lioentia* .impetvata 
45gveatjf*te'i&ti libri-'rad «hferede* Jaiieos trafisaant." ^ : : >! i . I«: 

Capj ft4, ; De lihribrwri appröbati&uej \Lihri, qui de rebus fidei 
Ml religikam 4ractant,:sine. lioeaitöa ah apptöbatioäe. Episoopi publi* 
cari non debent. Sed ipsa hujusmodi librorum approbatifr* quae* in 
scripta» danda - atquft in libri ifronie ' efcprimefcda estvinon »eö sensu 
aeeipieü^a Ä8t,i tit i^ lifyri in, aediä^ion^iil' et sälJötflFömitpo^Kili 
iiiatrtu^ionein ^mtüe^ essenW ^ nomüsi fehtwriatieafjrtücib äpprxH 
baptte JBjüstfopi: istosilihro»iJlihä contiii^re^ iquadufidei ; oä4|h0lica)e irol 
m<Mm»; di$Cdpliaßer^«5)UgBet. ."»»1 .]*■> »,..i..ii wv--.--:*»! fli;*io'<f jrwt * 

., , ,, „. ■ ..^W^pp^i.pe.wrpmtojis^ri^p ..-,-■> : i; .-w; (l .f 

J. De celetyatiQn&mioßae. > ,,.,.• :mnsS»jr-.j .li.i 
i > Cap» ; U; ^uin^^wm«^ iÄoö rngsterirnnquam, banöteifrlicfandum 
sit. .«{. / ... Satis appar^t, omnem operam etdilligentiaiii'Hieötponenj- 
dapi - ögs€it jut hoc taugustisßii^im üiyak^niim .quanta maxi«ia< fieri 
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possit interiore cordis muaditia ac puritate atque eiteriore devotionis 
ac pietatis specie peragatur, ut ipsius mysterü magnitudo et majestas 
vel externa quoque specie magis eluceat et fideles ad rerum divina- 
rum, quae in tarn admirabili ac venerando saorificio occulte conti- 
nentur, contemplationem exeitentur (Of. Encyclic. Episi PP. Pii IX. 
Amantissimi Redemptoris, et Conc. Trid. sess. XXII. Decret. de obser- 
vandis et evit. in celebr. missae.) 

Cap. 2. Quaenam ad missam animi praeparatio adhibenda sU. 
.... 1) Prae omnibus igitnr illam praeparationem adhibebit, ut, si 
forte admissi peccati mortalis conscius sibi sit t contritionis et sacra^ 
mentalis confessionis medicamento cor suum purget Nam si corde 
impuro et mortali aliquo peccato contaminatus ad celebrandam mis- 
sam accederet, trinum horribile sacrilegium committeret: unum, quod 
ss. eucharistiam indigne conficeret, altenun, qnod kdigne ministraret, 
tertium deniqne, qnod indigne sanieret/ 

Si quem vero sacerdotem, qui sibi peccati mortalis conscius 
esset et cepiam confessarii non haberet, necessitas ad celebrandnm 
nrgeret, et ei esset actus contritionis eliciendus et ex praescripto s. 
Synodi Tridentinae quam primum confitendum esset (Sess. XIII. 
eap. VII. cap. XL). 

Hae igitur duae circumstantiae concurrere debent 1 • ut aliqras 
s&cerdos, conscientia peccati mortalis gravatus praQinissa quidem 
contritione, non confessione licite ad missam celebrandam acoedere 
possit: inopia confessarii et urgens celebrandi necessitas. Inopia 
esset confessarii , si presbyter pro cnra approbatos non adeäset Tel 
si non sine gravi difficultate vel incommodo adiri posset; et > urgens 
ad celebrandnm necessitas esset, si a parocho missa parocbialis cele- 
brari deberet, si pro ministrando viatico hostia consecranda esset, 
vel si omnino missa sine gravi infamia vel gravi scandalo omitti 
non posset. 

Hae igitur dnae circumstantiae eti concurrant, sacerdos praemissa 
contritione celebret et quam primum confiteatur. Et baec quidem m 
Synodi Tridentinae v^erba quam primum eonfUeatur non consiliöm, 
sed praeceptum eiprimunt (Prop. 38. damn. ab Alex. VII.), idque 
sensu morali interpretandnm est, nempe hoc sensu, ut t&üs sacerdo« 
saltem inträ triduum confiteatnr, nisi forte ipsi citius iterum cele- 
brandum esset. Quodsi hoc tempus tridui sine confessione sacramen- 
tali praetermitteret, graviter peccaret. 

2) Deinde etiam de peocätis voluntariis venialibus vehementer 
dolere et devotionem actualem in nobis excitare debetnus pie medi* 
tando, orando, eliciendo actus fidei, spei, caritatis, renovando denique 
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mtentioüem s» missae sacriflcium celebrandi ad Deum per Mriam 
oolendum, ad Christi mortem memorandam, ad juvandam totam eccle- 
siam. Et ad hujusmodi quidem pietatts eiercitia 8. eeclesia ipsa 
nos quasi mann ducit per rubricas suasr, per quas praescribit recita- 
tioncm matatkd et landum celebrationi missae praemittendam, nee 
non accessüm in eeclesia orandum aliasque preces, quae in induendis 
sacris vestibus reeitari debent. 

Cap. 3. Quidnam qUoad jejtmium et habitum extemum 6b~ 
servari debeat. Efciam corporis et habitus externi eelebrare volenti 
ratio habenda est. 

1) Primum eiiim lex eeelesiastica ab eo, qui celebraturus proin- 
deque coramunicaturus est, jepmium naturale postulat, ita ut saltem 
a dimidia antecedentis drei nocte nihil omnino comederit vel biberit. 
Hoc praeoeptfcm graviter obligat neque in eo ädmittitur parvitas 
materiae. Et nonnnllae tantum paucae causae sunt, quäe ab eo 
excusant, scilicet si periculum Sit, ne eucharistla pereat vel male 
tractetar, si sacerdos post consecrationem demum reeordetur, se non 
esse jejunum , dänique si perfectio sacrificii vel commnirionis urgeat 
(Conf. Lig. Theol. Mor. Lib. VI. tract. 3.). 

2) Deinde dignitas tanti mysterii postulat etiam decentem ha- 
bitum externuni, vultum compositum incessumque modestum, quo 
devotio et reverentia interna externe exprimitur. Insnper volumus 
et praescribimus, ut sacerdos missam celebraturus indutus sit veste 
nigra talari itemque ut non in oereis (nisi forte tempestas, viarum 
asperitas vel valetudinis incommodum aliud quid postulat), sed in 
tibialibus nigris et calceis ad altare accedat. 

Cap. 4. Quaenam res externae ad missam rite celebrandam 
requiremfur. Sed praeterquam quoad sacerdos ipse et animo et cor- 
pore ad celebrandam missam rite dispositus esse debet, etiam adesse 
debent plures res externae, ut missa licite celebrari possit. 

1) Primum ad missae celebrationem requiritur locus con- 
wmens, nempe eeclesia conseerata vel benedieta, non violata vel 
exsecrata neque inteMicta, vel saltem sacellum auetoritate eeelesi- 
astica designatum. 

2) Requiritur altare sive ara lapidea ab Episcopo conseerata. 
Altare coopertum esse debet triplioe mappa lintea munda es ab Epis- 
copo vel ejus delegato benedieta, una quidem longiore, totam mensum 
tegente, et dtfabus brevioribus vel etiam una duplieata. 

Exdectatur altare , si mensa conseerata ab inferiore struetura 
reinovetur, vel si notabiliter frangitur vel si rdliquiäe ab Äa'auferuntur 
vel sigfllum solvitur. Insuper super altare crux cum crueifixo ereöta 
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9m.Mq^,n^n { n\wa epigua ewe debet, qjiae ü» altari adaptanda 
est, ut.noftß^jn a s^cßrdat^c^iebraate, aed.etiam apoimlof »eitel et 
coiDpiodo. conspici poesii Itejriqjie super altare eollooentu» sattem 
duq c^nfialabw cuoa, QaBdelia kinc et- inde in utroque ejus . latere 
a^ensfc. . fiancjelae ,ex f cera, noß qx stearina Tel ex aüa:m»terie«onK 
feetae es$e debent et in missis; privatöft duae acceixkntw* in wüm 
vero cantatis et soleunibus etiam plures gtfcandi posaunt. < . .. , ,, : : 
_. v , ß) Deinde ^ .qe^ebrai^ui^^equirituf cajix aureus yel argenteus 
y0 s^te^L babens cuppaiuiargßnte^m i^tenuß deau^tapi cum patwa. 
aurea vel argentea inaurata. Calix, qui aeque ac paiena oo^^rattt8 : 
eJH$-,c}4ßfc exwratj#, si cnppapotabiüter ira^gitur y^l ,^itimfundo 
ppr^oratu^. . Quugi calix separa^ur a.pede, amitfcit ^(^eefationeni, ai, 
cTOp^i ( ^ < p^,to fr 3Q<^B t ai pep jest Wn^Us;et : .(te -W .s^^^pi, 
(Lig ? JE^am. Ord. de s^crif. miö^).- Etiam calix de Bov^waurafo^now 
cojis$Qraiiqi$ iiyiiget.,. .,, , .• , ,... ; .. t ..,-,..,.., ::•; .'.;■-. -xi 

, Ga)ici 3ubster^ei^dum est corffprqla Uuieiunir munjäiyn $tj iptfrv 

gjijpi» neutiq^m auro yel sw<W;iatexiuig r .quod .b^c^tora .es^er 
gebdji, l>urM\ Wfcm, qqrpacalis: touedictipne ,nooi iüdiget. Caüci «&- 
perimponenda est palla lintea: jiec *p pjirtfL puperiom .. #app<fc » senico 
CQfjpe^tan«. q^a^.eti^ra.j^nedip^eßs^ :$ebjBt,, » Pwrißtytoriym^ vero, 
qppd etiam luteum e^^e ^bet, b^edictioi^emiueqessaw- i^qpostalat,! 
nisi^orte ijua^wi ai^aparaw^fr^ UpqPÄ Y*lpm .wstangj, 

qjjod, calicew ab; ij#Q,.w^e flS<P$!*d: ..oßpfariw &+fmMMp&> 
usqjue;ad finem ex parte antejrio^^pfflit, ben^dU>lj^jie iM^igßt. rr; J:i 
4) . <A4; ritek.cele^njdwft. r^üi;q||taj; yistfP: B^räe,/ nwpe cwula*; 
stola, manipulum, amictus ^q.lyiia.eisJe.linteuw, camisia 3ive;alWi 
quiu ciagulo. Hae. v .ye§ift8 wundaft v e»t t iAtegrae.ajtqRe.ab Epi^po vel 
ejus d^legato, fyenedwtafij.epae 4eh^,,_ : yc|stes aut<w eip^antur, 
»qvaodo^.jit. ait ,a; Alpb^us, u^m ^eperduut, B^pe 3i ab .afta r 
manica ab3qiudijtu^,(?^2^w/^ t ai itar^i^itu^ ut^utra pa^< cipgwe 
po^t, sfc^, .^,^p ;) ppssit .^upw^s:.opeiii:e r velsi paq.gjn % scin- 
^i|i)ir T ul} , 4^p^4^tui;' £^^a^ $>4 ^ep, ftu^oi^. eam rf}*ai]cir$, dj»fr#cta mm*' 
föpqa desjinupt p^cte^ ; eas3 fpsmi X%:^W Qi&faymtir\wmh 
Golores harum vestium convenire debejit officio et p^a^ ,die>L, ;i £t ; 
v^tep tyflw ob^^refltiam,>tew <wne»<U sa^ftci^.flam^ernfundae, 
intfigrafl .et^it&ae i^toft^ .MV» ?tq»p, altarifr ojwiBf«#,. . . . . , { ■ I L 
ii . .5)1: ^u^ruAlwt .danifli^ (i ftd ,cielebrap)4w» ,wis»Je ,ÄQDpap^ n 
festis novis etjypj^^^^ugtwtti; ;^iiu^r..Hiawi^ua J ^e^ai^ { <iÄn: 
cct^j, i^ewwiijd^qT^.^rtBW v^4^ eilicitf eppepr»davT|empe 
a ). } ^^i.fi^^Waijari^ qpip, ?q^ t flfttRr*lii«j(m%?bH JWae.^.liq^, 
pjrp^rffi^p^^^eri ppßsit, dftbet #M { t<$m) j^ff^yV^g^^q^ 
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finita, anupla et in form* orbiculari Christi imagmem iqfem»* b) 
vmum de yite, nan aeetosum vel qnomodoeaQqne adulteratum si?e 
cormptuDCu Vkwm inter missam com paulnjo aqua* misceri dftbet» 
ideoque ujceoli vinum et aquam continentes com peivkula et tftaau-* 
tej*gio muadQ in parva mensa ad hoc parati adesse debeat 

. C^p.5. tytatido wissa celebranda sit Ordinarie et eicepto 
casu necessit^tia missa nomüsi celebranda est ab initio aurorae uaqiie 
ad mwdiem,., Sed auror* computanda est ex temporum varietate* 
ejusque tempus aeque ac terupus meridiei non matbeniatioe, sed mo* 
i^litef . accipiendw .est.(Cf. S., Liguori Theo!, mor* Jib VL 341.). In 
nocte, j^tivitatis J)o^jm prima missa ßolenmis anjte fturaqam et.jam 
media in nocte cejebrari licet, neque tarnen licet coatinuo post bano 
solejniifm mjss^m 4^, alias, missas Ante aurojcam celebrare, 

fi .. JJpo ipco : opportunum videtur duas, postreigae Sywdi dioece- 
saju^ a^^iqaaa hpjus dioecesees„ordinationes y quaa jamjam reoipimus 
et. iu Ritu^lis Nostri appeqdice repftsnirojas (Cfr^Bit* App. pag. 19» 
^fts^ji. jcepovare., Uaa bis y.erbis cp^cepta qst; >Q,ao Chxißti fideles 
ec^esji^ pr^ecepto de. qijs^a audiegda facilius ; qu^it sati9&cere r 
serip ^nd^u^ f qt in ^jpujLW* cmati? et vicecur^^.dioecesi^^osteae 
pagorupi \ffi$ffifo wz collpgtftis, d^^aicie» et fori f^stis diet^uä.Wiia^a» 
5jp)cl^iia, pertß-.qt c^dem .. semper bora : fiat t ,aef!tate quidera hora 
oct^y^^Wöme yero hora npna, ubi.Yer^ eoqtepa die daa$ quspae dicij 
cops^^frifflt^i^^rdo sqryetur, ut privat, ja, ifsp^ilupufc pro plebw, 
commoditate diqatur, ^ pra.inajp^ #qa, qflwq^wroroo&t&te psaer, 
oeptp eeqle^iae d,e jau<iiend# faß^PMfatisf^re.poasMj, pr^emifsa tarnen 
^guJ^jpi^^p^p mmt tjriiift qafflp^n^ffnip^s^tipiw^i, : .,••- i . '■■, 

;. ^^^a.^tep, est: : »Ut pppujo mai^quptidiß Dep.^riefljdi «tt» 
(^^rtupftö$,.j?i^abuttt ecplesiaruiii , sftpefÄORes,, paflfcpne*, artt ^erem 
Yipe#, .gorwtes , ubi , ipagna e$. missarum , freqi#ntja, ut pcir . sugulafli 
djmidiatap ^ut, s^lt^pa ^orasmi^sa fiat, qua ii^.re ad.pwpm evttatyr. 
dam ) cop ! f^pneip npqiiam, plu^s una hora sii»ul ad altajre cqöYftte»fei 
^V^U^a^mg^e n^dlu?;in tfUQjdq »a^cßf^os «sa^ri^w» o%e»f i^i 
^l^ lM i^ro;^n^.. 4tor altcri .ßucc^daif, qwbuÄ^X^fficiOiiflWnipi 
^p^re j^uiflbitj; c^rtawqRp $$< Jioraip ]n ca^lQgo. ^brajitinm (l ^te ( 
9^9iAuatp,e]t in ppdepiap d^pro^vei §awia^ äff«)» pp^wfto4F*am f l»8t'. 
tyantV.jtSy^ >AKva& tofflpgm* a,.pjwecbwitf.nfri 

qpm :> i[€|ctor|))iis eaclep^ae. cpp^and^^j/iafe pwwbii« 'njinirterio, 
ec^lßsi^. ^di^'presbjtedf) .qbßery^divPkv ^» fl v PW;se .ipteUigitur.) 
^jli.yero,, (jiu t pjietati^ st^jo ^acjrafli, fact^pi, syipt,» si^pripuep per. 
sp^tia ^r^, 3a^ifii#unt, idem, i^teryapupi ob^rvM^uat j ; ,iift <Mtm t 
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sequatur nee post nee ante illos sacrificium offerre his integrum sit, 
ita cum prioribus coneurrant, ut tarnen non eodem temporis momento 
aeeedant, sed vel ad lectionem evangelii vel post faetam corporis 
Christi elevatienem sacrum inchoabunt: id ipsum et in monasteriis 
fieri exoptamus, ne dum simul plurimi sacris operantur decori domus 
Dei aut mysteriorum venerationi et gravitati nonnihil decedat; sie 
enim sacris mysteriis major accedet reverentia, populo vero ad tem- 
plum quotidie venienti commodior erit sacri statim audiendi occasio« 
(8yn. Päd. P. II. tit. 5.). 

Cap. 6. Quoties celebrandum sit. 1) S. ecclesia sacerdotes in 
Domino hortatur et monet, ut saltem diebus dominicis et festis, si 
autem curam habeant animarum, tarn frequenter, ut suo muneri sa- 
tisfaciant, missas celebrent (Gonc. Trid. sess. XXIII. de ref. c. 14.). 

Sed valde optandum esset, ut quivis sacerdos quotidie celebret 
ad idque se rite semper disponat, quoniam nihil Deo Patri offerre 
potest optabilius sive ad exhibendas laudes sive ad agendas gratias 
sive ad impetrandam indulgentiam pro peccatis, quam corporis et 
sanguinis Christi sacrosanetum mysterium Accedit, quod sacerdos non 
solum pro se celebrat, sed etiam pro bono totius ecclesiae populique 
christiani, cujus minister et intercessor est constttutus (Hebr. 5, 1.). 

2) Quavis die celebrare licet excepta sexta majoris hebdomadis. 
Feria autem quinta et sabbatho ejusdem hebdomadis non licet missa 
privata celebrari, sed tantum unica conventualis sive parochialis in 
ecclesiis cathedralibus, conventualibus et parochialibus. 

3) Una excepta die natali Domini non licet eadem die duas 
vel plures missas celebrare, nisi impetrata facultate binandi, quae ab 
ecclesia tantummodo ex causis gravissimis et nonnisi pro diebus do- 
minicis et festivis in commodum populi christiani conceditur. Sed 
haue binandi facultatem qui impetravit, pro seeunda missa, quam 
celebrat, eleemosynäm sive Stipendium aeeipere non debet (Cfr. 
Ritual. App. pag. 20. Missae stip.). Deinde pro duabus missis, quas 
celebrat, si fieri potest, uno eodemque calice utatur. Quod si ob 
peculiares rationes fieri nequit, e. gr. si in ecclesiis longe dissitis 
eadem die celebrat, ei quidem licet etiam duobus calicibus uti, sed 
stricte observanda est instruetio a S. C. R de purificando calice, quo 
in prima missa usus est, edita (De die 11; Martii 1858; cf. Ar- 
chiv VI, 32 ff., Anal. J. P. Tom. 2. p. 744—756. »Quando sacerdos.«). 

Cap. 7. Quomodo missa celebranda et quomodo ea dicenda 
sit. 1) Missa, ut in bulla s. Pii V. habetur, juxta ritum, modum ac 
normam, quae per missale Bomanum tradita est, decantanda et le- 
genda est; neque m missae celebratione alias ceremoniäs vel preces, 
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quam qua« in hoc missali contin^ntur, addere vel ricitere lieft. Quo- 
circa omues presbyterps dioec,eseos| Noatrae monemus., ut rubricas 
genervtes, ritum serwndum in celebratior^e missae et dtfeetus in 
celebratione missarum oecurrenies missali Romano praefixos saepe et 
attente perlegant et religiöse ob^e^yeqt (Cfr, Ritual. App; pag. 19. 
Missa. initio.). . . . , ! 

2) Quod remtatiouam missae attiüet, missa legenda est alte, 
dar e, breviter, devote et ßxaete* AMe, i, e. ita, ut noft öubmisse 
dicanfeur, quae alte sunt dicenda, a^ed sie proferantur, nt »altem a 
circumstantibus audianiur.. Sed etiam et altera parte, noi* debent 
alte-d*ci, quae submisse dieenda sunt. Cläre i. e. ut omnia vetbat 
sine mutilatione $jb distinctapronwtiatione recitentar. Breviier i. e. 
ut missa non dicatnr nimisr morose, ne audientes tmdio afficiaMur. 
Neque tarnen ex altera .parte missa nimis festinemter dicenda est. 
Convenit enimmi^ainprivatam ordinarie neque ultra horam median* 
protrahere, .neque . celerius absolverew Devote i. e. nt preoes sine 
distra^tione voiuntaria r^ite^ur. Exacte i. e. ut non omittatur quid- 
quam de iis, quae dicenda sunt Sed etiam ex altera* parte non tot 
meore quidquam repetendum est (S t Lig» Ex. Ord. it. 225.)* • 

Cap. 8: Nonnülläe attttquae Syriodi äioectsanäe Ordinationen, 
quae ad Vdebrati&nem missae pertineni; renovaritur (Cfr. Bit. App. t. 
Missa.): insuper ad pieMöm et devotiönemin populo misäam andiente 
promovendam renovamus Hässequentes postremae Svnodi dibefctesariae 

ordiriatiönesr ' : ' ' • ""-' ,£; . : ' 1 •'• -'- ;/ ' 

•t • ■• i, •• • ' • • . '" k . • i •• • * > ! .• 

1) »Curent decani , pastores et alii ecclesiarum quarumeunque 

Superiores, quo ab offensa Dei sese liberent, ne tarn in summae quam 
defunetorum missae sacrificio Epistola, Symbolum fidei, Praefatio et 
Oratio Dominica tanquam praeeipuae eorum, quae in Missa canuntur, 
partes cantorum vel organorum concentu mutilentur aut intereipian- 
tur, multo minus reliqüum decantandae missae sacrificium proxime 
post elevatam hostiam lectione submissa ^ absolyatür , sqd omnia ex 
integro distiricte et artieülate canantur.«. . 

2) Deinde; >^levato ( corpore et saiiguine Dom^ni nostriJesu^ 
Christi in ^acrosaneto Missae sacrificio pulsu tintümajmli pmnfs Christi 
fideles adorandi Dei in sacramento vere et re ipsa pr^eaeutis ad*- 
moneantur * eur#ntque J^stflifeSj Con<aauatores, Ludim^gistri aliique 
puerorum sacriJ&c^tibus ^uservientiijm instruetoo-ea, ut pulsus iUe nihil 
pueiüis insolentiae ve} gestieujiationis prae seier^, sed spni. suigrarr 
vitate et modestia majestati rei praesentis CQnjfruent^^ecorem .^t at- 
tentionem eidem conciliet. Celebrantibus auteiU/Semper minister adsit, 
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qui ifcsis inserviat et respondeat corpore et moribus compositis, qul ab 
ältari nonnisi peracto sacro cum sacerdote secedat.« 

3) Dfenique: »Circa elevationem sacrae hostiae, antipbonae vel 
aliae cantiones intempestivae ne intercinantur , sed altum silentium 
cum recollectione am toi, quod praesentibus tune mysteriis debetur, 
observetur. Post elevationem calicis, si musice cantaödum est, id 
devote et graviter fiafc. Ubi vero hactenus moris fuit f ut ad elevatio- 
nem majori vel alia oampana Signum detur, etiam imposterum obser- 
vetur; ubi vero non fiiit, introducatur et populus admoneatur, ut tarn 
domr, quam forte ad dictum Signum reverenter vel stet capite de- 
tecto vel in genua procumbdns oret, gratias agens redemptori nostro, 
quod propter nos et nostram salutem descendit de coelis et incarnatus 
est de Spiritu Saneto et homo factus est* (Syn. P* l c). 

Oap. 9. De missis wtivis. Quamquam ordinarie ea missa le- 
genda est, quae officio diei correspondet, tarnen ex rationabüi causa 
et diebus non impeditis missae votivae celebrari possunt. Indulte 
ApoBtolioo (d. d. 2. Julii 1857. Cfr. Bit. App. pag. 45. not. 7.) pro 
hac dioecesi eonoesso in siögulis parochialibu* ecclesiis hujus dioece~ 
seos etiam induplieibus cani possunt missae de requie ter in quaiibet 
hebdomade x exceptis tarnen diebus ritus duplicis primae et seeundae 
classist festts de. praeeepto servandis, feriis, vigiliis oetavisque pri- 
vüegiatis (nempe feria quarta cin^rum, et omnibus feriis hebdpmadae 
majoris; vigiliis Nativitatis Domini, Epiphaniae et Pentecostes; oc- 
tavis Nativitatis Domini, Epiphaniae, Paschalis et Corporis Christi). 

Cap. 10. De missae applicatione. 1) Parochi aliique omnes 
animarum curam actu gerentes sacrosanetum missae sacrificium pro 
populo sibi commisso celebrare et applicare debent tum omnibus do- 
minicis aliisque diebus, qui ex praeeepto adhuc servantur, tum Ulis 
ötiam, qui veluti festi de praeeepto erant colendi juxta Constitutionum 
PP, Urbani VÜL, quae ineipit: »Universa per orbem« (Ibid. Septembr, 
1642.), antequam festivi de praeeepto dies imminuerentur et trans- 
ferrentur. Quod vero attinet ad festos translatos dies, quando una 
cum solemnitate divinum officium translatum fuerit in dominicam Se- 
questern, una tantum missa pro populo a parochis applicanda est (Cf. 
Encycl. Pii IX. P. P. quae ineipit: Amantissimi ßedempt. d. d. 
8. Man 1858.). " ' \ r [ " 

Inter illos vero dies, qui äntea juxta memoratam Öullam in hac 
dioecesi tanqüam dies festivi de praeeepto colebantur ki postea subläti 
vel tränslati sunt, referenda sunt festa sequentia: 

festum s. Thomae Apöstoli; 
"ftdtum s. JoälMÜs Apöstoli; 
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festum ss, Inuoeenffium Martyrum; 

festum 8. Silvestri Pap. Conf.; 

festum «. Hatttae Apost. ; 

fcria 3. pö$t Donunicam Besurrectioiiis D. N. J. €h. ; 

festum m. PbiKppi et Jacobi Apart.; 

festum inventionig cracls; 

feria 3. post Dominicam Peuteeostes; 

festuai^tivitÄtisg. JoanftisBapt,; 

i estara Nativitetis g. Jftoobi Apostoli ; 

festum s. Annae maftris B. M. V. ; 

festem s. Laurentii Mark; 

festum s. Barfholomaei Apart;. ; 

festum s. Matthaei Apost $ 

fastum dedicationis s. MiehaeKs Aroh. ; 

festum ss. Simonis et Judae Apost. ; 

festum s. Andrea« Apostoli. 

Deinde pr* bae dioeceai Paderbornensi ex indulto (AposteUoo 
(annorom 1784 et 1829) in dominicam sequeatem quoad fiffiniurntti 
ßolemiriiatem translata sunt: 

festum Yisitationis B. 11 V.; 

festum Mventtouis 8. Crucis; . > 

festum s. Atmae Y4d.; 

festutti ! s. Mkhaelis Aretaag. t 

festum Assumptieni* B. If. y.; - 

fedfesm Nkttti6atis B» M. Y.; 

festum Pfctnmi prineipaäis «cctesiae. 

<Qu*d igitur baec attmet festa, quae quoad officium et. selenw 
nitatem in Dominica cetebraffttuy Talent verba memoratae Incyolieae; 
unam twttum mism pr$ popui* a paroehis appüeandam es$ti nep 
obligantur parocbi applicare pro populo diebus isüs festif in data» 
dario mriversali assignatis. Quod si veve contigearit, ut nnum ex 
festig praedfetis in Dominica» Sequestern trangferri nequeat, guia est 
dies irapeditue, uti festum s. Anwe oocunente Ofctara 8. laborii, 
manet obligatio applicandi e$ die, quo missa et of&eium de Bauet* 
täbetur; ' Quod denique attinet festum s. Pairiarchae Josephi, quod 
in bac dioeoesi oHm Dominica seeunda post .Pascha et dein for. 4* 
podt dominkam 3, a paschate cum solemjiitate edebratum deMuc 
die fixo 19. Martii sine solennitate et tferiatione oelährabitur, paroctai 
ad apptieafckmem pro populo hac die tenentur, sicut fer. 4. posjt- Domi- 
nkato tertiam a ttocfcute, qua festum Patrorinii ejusdem Saacti cele- 
brabitur, ear quod hie dies festus est de praeoepte seouadüÄ Bpem 

8* 
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Leonis XÜ. PP. d. d. 2. Dec. lSaS^felälikUÄb App,fpag.5. Ijaterc. 
fest, et pag. 21. s. v. Missae applic.). : • '» .« .; i - ./.'"'..< « i 

2) Huic officio applicationis parochus pqtf 4 s*; flgttjttft et m jeetjle- 
sia parochiali patirfäceife «lebet vnon vero per atem* quqndampues- 
byterum, ex. gr. per sacellauüln »yel looopöratore^^tnn msi.ei; j^sta 
et legitima causa, nempe propter gravem infirmitat^w y^Ll^güim&m 
absentiam. Neque tarnen seoteee est; ,wi pjurocküs .dorainidig et 
festivis diebus ipse semper summupl:sae*^n^:ca4lkbim^oetebr0tMllue 
pro populö applicet, sed licet ei< hoc; Auötaroln sacrum saoeltoo^.'vel 
alii sacerdoti cum alia intentione QetebjffauiiimiAeferre» jtomiwd^ ipse 
missam suam in ecclesia parochiali habend^ ^o ; pßpulo applic , 

3) Denique per se intelligitur :r jquemyis befnflfiai , posspsgoflem 
vel administratorem, quoties lex fundatioms. b0n&fiqä si*i id postujet, 
pro fondatoribus vel personis: in ütte^iö ftttdatiojüs^dß&gttatja pppli- 
care debere. ;.'«./ , » < .".-••;: i . 

4) Applicatio ante missam, saltem ia«te, -cp^^ft^tio^pci fieri 
ddteif<^iieHFMiaax^^^ ert, itfciiti etiam 
l|)piwaä# haidtÄ^lis Böffifiat r liLh.h .' riv \ ,. <--* r, tj> . 

Pro nominatim excommunicatis missam öawflri^w dichte appü- 
cari non debet. ; / k .:» ; ; ;. :/ ... .> ,„• 

Gap. 11. De missae stipendio, ; Sancta,^»^ eccj^ia.ipdeab 
antiquissimis temporibus permisit sacerdotibus.lpyo ^p^jcaud^mi^ae 
sacrificio oblationes, eleemosynas seu at^öjik/manu^; r accip^^ f äou 
quidem nt missae pretium, sed, queiifötiftQ&iihJ^qtar ^pg^ipps !t lo- 
quitur (Summ. Theol. 2. 2. qu. 100. arfc %):^V[$ti$^ifrnkmwm- 
tatis, nempe ad sustentandas vitad aeefttöfeta^ : ^it«|men iarpi 
tpafotui velfetiiimftaryis qqaestos tuftpiefofti , snJar Jfarptqj;;^ .eadem 
ttoto£C(&siaJ non:^ sed- gpiac^ptfrma Xßfy 

qnit attttrio^ ^ua»Btatera ^teea^sjji^ «a^rdatibvis p^ stwguli* J»W\ß 
^gäidae priaefinire^ >.;.••;;> <-! . .. ,„., .,....;»!.,. •<;. -,.,, , : . ,. ,.-*„. 
x* .»^Qtto<Urca»jp(ea:, ; diaeceeii•Jlao .Pfcde^onwagi tenquam plwaosypwp 
töte j^rtidi^ u*i*s& nm «antat* jpae&wtams, iwam 

Aertiüih thateri B^udrioimedecow grossoa argeinteos; .mepw^ijaman, 
«qä^ni» hoesiM^^ Si 

lqtf!f> plug »altra Kaac; i:'Nobia. ta^atajn eieemosyaam e^ißereti. d^fott- 
4uef et mod stolum cGtttria legeten i; eoelesitetieaüi % öed «etiara; i jugtijtiaja 
4*htfttateti*ani laedeie*! proüideqttß ad rfe^taUouem . t^öier^iur (Gfr. 
Äift-App;j^^21tf]ffis8aflffl«q^.?'> ,- ; j,.. . . ;;,-k .»<: K! } .,.;', 
-LioUShqpirf stdßendittm^aecepift «üb qüibtosfiam r.cpndit^taty.;qqae 
-es. gt^ ^rtum^ lecnm i to4 -ttattpasj joeteteapdi attineöft, bft* ^«wiiU^Wß 
%t^jtistitifil>MrfiareJtoaet^[. si. i<v -u:.,.,*» ...;j> -i,f „. r ;i „., fl/; ;,: jn> ? 



.'> «alt H. (e. +#lite vlMte $ttpWi(ltot> / ! *tl 

( •'• Oavteitf /saoerdotear » tot faiipa&dia aowpteBfcjrifr iüfdamwf 
pottt- kngdusutemptas s*±fafa«are f»aänt: Kon feiwüto^ inw^ f fff 
rirfe ultnu/tfuo* meM» et taissdß pKtdefu^fc» 
aiMifprsitan is, qin * stipf ndiipm > ♦fert, in talpm jpstanutf idi)fcti0*)tt 
expresaej <50ii3e»tiÄti:(ß. Lig- Homoiapbdt; Tomi Ii. Tn«i J&iiubiidiWr; 
Cong^:Corie,.inTefiifc*r.). Nequeeij »lteta pM^ owqti«m;:lJÄötj[»)t&T 
sam <« aiiitipqAdo: ^o'iis:Vsppticare.* qui.'paittm i sMnatJpwcliöm 
effearreat ^ /•. ' .• ; A .:.:•:.•• ». t'-'-.i-ii.» 'h:^* •> <f« t^^ifl 

. fo i^ppi tmajas; legitimo Stipendium V ipsi Wfcro ,sela üjb^ütot* 
nbktum, laee^it^ :i^eet«T, •» «bl^atioai -öiöcepüe: ißschjtttiififoert 
oöa^otepty id.injbegrumöt 0dcwrdottidare s c^ta^aamr/oeltbtWltoai 
committit, a*qne potesfrparteinfribi reti^ 

i&deareto »XD^tflftepMJ Expresse f eta«eitAet\ PPl AJgianjtb VIII. 
UuM/dttiBqaY6iatipeop<n|ioD«m: .».Pojt decreinm Uritfui p6ta$jftr 
eerdos, cui missae celebrandae traduntur, per alium satis&cete.Qftfcr 
lato Uli minori stipendio aüa pvt^atipendii sibi retenta.« 

Non licet singula diversa stipendia legitimo minora ab uno sive 
a pluribus pro totidem missis accepta ad justum pretiam reducere 
iisque per pauciores missas satisfacere, quum is, qui stipendia legi- 
timo minora acceptat, hoc ipso censeatar saapte sponte sno juri ce- 
dere et reliquum condonare, taciteque promittat, se totidem missas 
celebraturom esse. Ille fructus missae sacrificii specialissimus , qui 
sacerdoti celebranti competit, alten applicari nequit, neque igitor, 
qaemadmodom PP. Alexander VII. contraria propositione condem- 
nanda declaravit, pro eo applicando a quoquam eleemosyna acceptari 
debet. Ex eadem ratione per sacram congregationem declaratum est: 
»sacerdotes, quibus diebns tenentur missas celebrare ratione bene- 
ficii seu capellae, legati aut salarii, si eleemosynas pro aliis etiam 
missis celebrandis susceperint, non posse eadem missa utique Obliga- 
tion! satisfacere.« 

Postremo omnes dioeceseos Nostrae presbyteros rogamns et in 
Domino obsecramus, ut, qno sanctius et angastins hoc missae myste- 
rium est, eo majore studio non solnm turpem quaestum, sed etiam 
quamlibef turpis quaestua speciem longe ab eo removeant. 

Ne annotationes Missarum, pro quibus persolvendis jam stipen- 
dia data et accepta sunt, deperdantur, statuimus, ut in posterum 
omnes Missarum intentiones una cum stipendiis pro iis datis in libro 
singulari, huic usui tantum serviente, scribantur; simulque manda- 
mus, ut Visitatores Nostri etiam de hac re tanti momenti yigilent. 

Gap. 12. De missarum fundationibus. Missarum fundationes 
sine expressa Ordinarii licentia et approbatione fieri non posaunt. 
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Synddos flfeteesaiift PadtrboTnensW a. 1867. 



Ffö fllndundv nrffls* Bon cantata ad minmuiB tatama viginti fkalero- 
fttfi Bmtsskkrra», et pro fhndtfnda niissa cantata *d rainimTim stuama 
qtuufr*gii*ta ttatettram « fondatoritara deponeoda est. Miadfte ftm* 
Atttt* ftb ii0 r ad qtoe pertinet, omni, q*a patf est, reügione persei* 
ttB&ifc Basti, Aeque tili saeerdoti licet, earuin nnmerwm propter lim** 
mkutioaem rtdifrram vel valori« pecmiiae suo arbitrato reitacere, sed 
taliö misöam» fundttamm reductio mmnisi S, Sedi Aporioücae w& 
Episcopo ab ea facultatem habenti competit. At vero ex justte causis 
fettrtficii posBfcsor vel adminiatrator mfesaa ftrodfctas* ad qws fcersol- 
rendis Utulo beneficii obKgatus est, etiam per alhim aacerdotem per- 
tftitaferta* troraro potest* ei stipendio legitime assiguato eaqme ßtipis 
I&rt4, qua* fllnd Stipendium legitimtnn snperat* sibi reteaia. 

« Gap. IS. Dfe gtatutrum actione* Miaaa finita gratiarum actio 
mm^tiai» iatemittouda et qiüdem in ipsa eccleaia persalvetuk 
eBv ••'•'• 
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Praktische Fragen 

Aber die kirchliche Vermftgensfthigkeit und insbesondere l^bnuA^keit, un<l 
über die rechtliche Vertretung der Kirche in ihren Vermögensrechten 1 ). 

7. Hat ein bischöfliches Ordinariat die Vermögt" sreeUsfähigh 
keü wtd insbesondere die Erbfähigkeit? Ein Hechts fall aus Bayern» 

Den Ordinariaten, als solchen wurde, wie wir dein Bamberger 
Pastoralblatt 1868 Nr. 9. entnehmen, in einem die Urtheile der 
Voorinstamen bestätigenden Erkenntnisse des OberappeUationsgerichte 
des Königreichs Bayern vom 9. April 186? , erlassen in einer Streit- 
sache der K'schen Intestaterben gegen das Ordinariat B. wegen Nich- 
tigkeit eines Testaments, die passive Erbfähigkeit, überhaupt das 
Eecht der juristischen Persönlichkeit in privatrechtlicher Beziehung}, 
damit auch die Vermögensreclitsiähjgkeit v abgesprochen; deshalb 
wurde auch das Testament, in welchem das Ordinariat B. zum Erben 
eingesetzt war, für nichtig erklärt. Die Entsoheidungsgründe dieses 
Erkenntnisses lassen hierüber Folgendes entnehmen:. 

»Die Erbfähigkeit des Ordinariats B. würde vor Allem das Recht 
der juristischen Persönlichkeit voraussetzen, welche aber dem era- 
bischöflichen Ordinariate ebenso,- wie jeder andren Behörde der 
Kirche oder des Staates abgeht. 

Die Lehre des römischen Rechts, wornacb gewisse Beamtenvereine 
den juristischen Personen beigezählt werden, ist auf die hentigen<Zot- 
stäbde nicht mehr anwendbar und es besteht kidin allgemeiner Rechts- 
satz, welcher den Aemtern oder Behörden als solchen das Recht der 
juristischen Persönlichkeit beilegt. ! 

Die Beamten-Collegien gelangen vermöge ihref organischen Ge- 
staltung nur insolerne zu corporätiver JExistenz, als ihnen, eine staato? 
oder kirchenrechtliche auf das Gebiet des öflentlichen Bachtes ; be- 
schränkte Persönlichkeit zukommt, infolge deren sie bei Erfüllung 
ihres amtliehen Wirkungskreises je nach ihrer Verfassung äußerliche 



1} Eine neue umfassende Schrift Ober diese Fragen* erscheint demnftehtt 
von PreCeesor Or. Adam J. Uhrig wi Diüjngen. Als, Ly<*<tfPtt£K*W& veröflTentv 
ILpfate derselbe bereits einen Theil davon unter dem TM: »Das £jrcbeugut. $n 
Versach zur Lösung der Frage, wem das Eigentbum zustehe, an den Kirchen nnd 
den aus ihnen hervorgegangenen Stiftungen. Augsburg. Kremer. 1867.c (110$. 8.), 
Professor Schulte ruhinte bereits (in Reusch's Theof. Literatur-Blatt 1868 Nr. 3.) 
von dieser Sfciize, grossen fleiss und umfassende Benutzung der Queüen und 
Ueratur. 



Ü20 Hat ein tsfeeftöfl. Ordinariat Term5gens- resp. Erb-Ffihigkeit. 

Bechtsacte vollbringen ; die juristische Persönlichkeit in privatrecht- 
licher Bedeutung aber, deren Wesen in der Vermögensrechtsfähigkeit 
liegt und nur auf Verhältnisse {tes Privat^echts-. bezogen werden kann, 
ist den Behörden der Kirche oder des Staates weder im öffentlichen 
noch im Äivatrechte zugesprochen. 

Wohl sind die Kirche und der Staat , insoferne sie durch ihr 
Vermögen »in privatrechtMche Verhältnisse eintreten, von Rechtswegen 
als juristische Personen «iklärt, bei CollAgien dagegen muss immer 
erst die Untersuchung der Frage hinzutreten, ob derlei Organe mit 
einem Corpora tions vermögen ausgestattet sind, ob sie daher ausser 
ihrer mntlichenvaueh &in& prwatreeMUöhe Thätögkeit entwickeln und 
ab Inhaber eines selbstständigen Vermögens gleich natürlichen Pei^ 
^>neß in- den allgemeinen Verkehr eingreifen. :.■■ 
■ ■ i Diese Voraussetzung trifft /bei dem erzbischöfliehen oder biscböf* 
üehfcn ördinariafe hiebt zu. • }■ ., ,,:• 

Bas Ordinariat ist eine kjfrehliche Verwaltungsstelle, welche» sich 
als: Beratherin und Hilfsorgan des' Bischofs mit Behandlung der 
Diöeesanangelegeiiheiten bäfasöt und ihre Thäfcigkeit nur im Bereiche 
des öffentlichen Beobtes entfaltet, ohne nach ihrem Zwecke oder ihrer 
irineren« Verfä&sung dazu berufen : zu» i sein , -unter dem Schütze der 
jicristisehen Persönlichkeit als Bechtssubjeet mit s^ftstständigem Ver~ 
mÖgeÄündöh Briiviitverkekr;einzutreten, • ' »*■ » ■•»■"': J - 

Insbesondere sind die Beziehungen^ in welchem die f Ordinariate 
zum Kirchengute stehen] niöht' geöigriefa,. deren Dasein als 'jurifetische 
Personen? zu : begründet. .Das Kirehengut ist fiigenthum der Kirche, 
welche in privatrechflicher Beziehung wegen ihEesi'VermÖgensl^ße* 
Sitzes* als selbstständiges Beohtssubjeet angesehen uid auch durch 
die Verfassungs-Urkunde als eigenthums- titä krwrbsßhige Gtepoi 
ratiotv erklärt "Wird;« Nur* der Kirche als isolcher kommt idie » Eigen- 
thtams*- tand Brwerbsfähigkeit zu, 'gteinbrifrl ob' man die QesammMrche 
oder die innerhalb derselben abgegrenzten Kirchengmmnden als das 
Subjtet des kirchlichen Bigenthums in Betracht ziehen will Nach 
seiner Ausscheidung in Kirchenfabriken und Kirfche^pfründen ist das 
Kirchengut zur Ausstattung der Kirchen und zum Unterhalte der in 
deu Pfründeiigwiuss eingesetztem Kirchenp&rsonm bestimmt j ohne 
bei MfüUm^^te8e^'2kt>ecke seilte B^Mssubjedimm üKkfzugebm^VLnA 
dib pHväirkhfliÜhe PersönlicKkeit auf die Ifuteriiesscr oder ' Vertvalter 
deß JtircJäiehen ^i^enihurm^ übertrage^, ^ ... ' '-" , 

: ; v Nach dem bayepsq^ep Verfasßupg^ctije : steht <Ue Verwaltung 
des KircbeBvermögenß den.;^diotüQässig ^oastituixten. Jüpöhenvarwal- 
tungen unter Ueberwachung und Leitung der vorgesetzten Ouratel- 



* ferkeontfclw dt» k. bsyer. Ofep-App.-Get. v. 9. April im. 121 

bebörden sn, und die Oröinariate nehmen an dieser Verwaltung da- 
durch Antheü, dass ihnen in einschlägigen Verwattüngsfragen das 
Recht der Erinnerung oder Zustimmung eingeräumt ist Diese Ein- 
wirkung auf das Vermögen der Kirche erhebt aber die Ordinariate 
nicht auf den Standpunkt der juristischen Persönlichkeit, da ihre 
desfalls gefassten Beschlüsse aicht als Verfügungen Aber ein ihnen 
zustehendes CorporaAionsveormögen erscheinet, sondern nur als Ver* 
waltungsbandlungen in Beaug auf das Etgenthum einer dritten Person 
abfgefassi werden können. 

So wenig daher den Kreisregierungen als den Aber die Ver- 
waltung des Kirchenvermögens - aufgestellte» CnrateJfeebörden : die ju- 
ristische Persönlichkeit zukommt ebenso wenig kann diese -Eigenschaft 
den Ordinariaten zuerkannt werden, deren Zuständigkeit uioh gleich 
jener der weltlichen Verwaltungsstellen auch in den Vermögensrechte 
Üchen Angelegenheiten der Kirche immer nur auf dem Maats- ode* 
birchen^echllkhen Öebiete bewegt, ohoe das» sie dadurch für ded 
Privatverkehr als" Träger eines seltatatftndige» Vermögens befehlt 
werden* ■' *••• .'» ^ . ..* ■;:..- - I ..«i-.i .-•>; 

** t)ie Behauptung r ln der .Revision, ääss das 'erzbischöfliche Ordi- 
nariat 1 die Angelegenheiten der Öiöcese nicht vermöge erzbischöflichen 
Mandats besorge,^ sondern ein^ mit der im Erzbischofe concentrirten 
Diöcesangewalt' gleichbedeutende^ oder identische Ämtsgewalt' ausübe, 
ist für die vorliegende Fräg^T ohne' Belang. Die juristische' Persön- 
lichkeit eines geistlicheii Öoiflegiuüis ! Wird nicht nach dei* Unabhän- 
gigkeit f 6derSelbstständigkfeift seiner Amtsgewalt; sohdern nafch dem 
Umfange der vermögensrechtlichen Handlungsfähigkeit 1 beurtbfeiM* 
und wenp, es daher auch richtig wäre, dass die. Ordinariate jiach 
ihrer Verfassung als die selpstständigen Repräsentanten der gesamm- 
ten Diöcesangewalt erscheinen, so ist damit noch nicht dargethan, 
dass sie auch in privatrechtlicher Beziehung als selbstständige Rechts- 
fcubjecte hervortrete^' Äa' auc6 die "Diöcesangewalt in Bezug 'auf das 
Kirchenvermögen der DiÖCese fanerf&lB der Grenzen der Oberauf- 
sicht sich bewegt. f. - 

■ * Detn^enrfässtinädaUr Sen ^treitVerhäridlungfen au<* sonst 1 riiW 
gends gezeigt wurde, inwieferne -das erzbischöfliche Ordinariat B. 
allenfalls ais eine mit eigenem Gorporationsvermögen dotirte Stiftungs- 
person, erscheine, gebricht es an jedem Anhaltspunkte« dem Ordi- 
nariate alsjtingfe&etetem Erben die privatreehtliche Persönlichkeit unji 
damit die passive Erbföiigköit zuzusprechen <t , : ; 

Die hiebe! gleichfalls zur SpraeW- gtiwamöwl Erage v ob nicht 
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die Ordinariate gleichbedeutend mit den Dwic^pitela seien, wurde 
verneint mit folgender Motivirung; 

»Nach der allerhöchsten Verordnung vom 7. Mai 1826 (Reg.- 
Blatt S. 439.) sind f&r die verschiedenen Geschäftsabtheilungeu, in 
welche die erzbischöflicben und bischöflichen Stellen zerlegt sind, 
officielle Bezeichnungen vorgeschriebe«, indem Sie zur Behandlung 
der Diöcesan- Angelegenheiten mit Ausschluss der Ehestreitigkeiten 
constituirte Behörde den Namen »Ordinariat« zu führen, die aur 
Schlichtung der Ehestreitigkeiten angeordnete geistliche Behörde 
erster Instanz aber unter dem Namen ' »Consistorium« zu bestehen 
hat. Bei den Brzbistfaumern ist ausserdem für die Appellation in 
Ordinariats- and Gonsistorialsacben. ein Collegiura unter dem Namein 
»MefropolitfciHA« bestimmt Keine* dieser verschiedenen Rathscol* 
kgien ist identisch mit dem Dontcapitel in seiner Gesammüieit, dessen 
kirchliche Amtsgewalt nicht nur bei beseitetem, sondern north mehr 
bei unbesetztem erzbisehöflieton oder bischöflichen Stahle über die 
Affltebefugnisse der einzelnen- Geechäftaabtbeüangen wesentlich bin* 
ausreicht. Es ist daher unzulässig, die Bezeichnungen »Ordinariat« 
und »J)omcapitel* für gleichbedeutend , zu erklären und beide Qrgane 
unter den Gesichtspunkt desselben kirchlichen Instituts zu^tellei).« 

IL Ueber c(ie letztmllige Zuwendung an eine katholische Kirche 
und Schule ohne Bezeichnung eine^iestimmtm Kirche, 

Ueber diese Frage gibt ein Rechtsfall aus dem ehemaügen Her- 
zogthum, Nassau mit den hier folgenden Urtiieilen der drei Instanzen 
näheren Aufechluss: t ,;, . 

1. BescJmd des herzoglich nassauischen Justizamtes zu Wiesbaden 
vom 5. August 1&57, 
t in Sachen 

deß katholischen Kirchenvorstandes zu Nieder-iGlad^ach, Herzoglichen 
Amts Schwalbach, Kläger , 

gegen ä ^ 

die Herzoglich? Landesregierung als Vertreterin dos Ceutralwaisen- 
'•..-..•:<■ fonds, Beklagte , 

wegen Erbherausgabe. 
: In der Klage ist angegeben, am 6: Januar 1849 hätten Johan- 
nes Fuhr und deäsen Ehefrau von der Springer-Mühle, Herzoglichen 
Amts Sehwalbach, vor dem Herzoglichen Landobergcbultheiasen Schaß* 
per und dem äctaitfaifisfti Höhe ein Testament errichtet, worin sie 



Resebeid des üefz. ntfenii. Jtotiumtts » Winbafeft *4L Auge* lÄW. 12» 

die katholisebe Kirejfee /und Sehnte zu Niedergladbach und den Hec^ 
»glich Nassauiöchen Ceatralwaisenionds, jede zu y d ihres Nachlasses 
eingesetzt hätten j — die Ehefrau Fahr sei im Jahre 1843, und Jo- 
htBBes Fuhr selbst am 80. März 1849 kinderlos gestorben, ohne ein 
weiteres Testamctot ra hinterlassen; — in Gemässheit des erwähn 
ten Testamentes sei also die katholische Kirche an Niedergbdbaoh zu 
V) znr Erbschaft dar Job/ Fuhr's Eheleute berufen worden, und sie 
habe dieselbe auch abgetreten *~ in Felge etees von dem Herzoglichen 
Amt zu SohWAlbach erlassenen ImmissiensdecFetes besitze aber die 
Beklagte den ganzen Fuhr 'schfen Nachlass, wieshalb gebeten wird, 
dieselbe dohuMig zu erkennet, den dritten Thal desselben nebst den 
vom 7i Mai 1849 gezogenen And noch vorbanden««, sowie mit den 
Mit der Insinuation dar Klage zu ziehenden/Früchten aa den K&gw 



Die Beklagte hat die Angabe des Klägeis hinsichtlich der Er- 
richtung eides Testamentes duiteh die Fuhrt Eheleute zugegeben, da- 
gegen In Abrede gestellt, dass in diesem Testamente die käthoBscb* 
Ek*die äu Fiedergladbach zu */ 3 des Nachlasses als Erbe eingesetzt 
werden ! sei, Sowie, dass dieselbe dtötöh ihre Vertreter den Nachläös 
abgetreten* habt. Sie hat zu cteiri 'Ende ihrer Excepttonalbahdlung 
ehl* Abschrift des fraglichen 1 Testaments 1 beigelegt, — und beide 
Theile suchen nun je nach ihrem Standpunkte darzulegen, dass die 
behauptete Erbeseinsetzung stattgefunden resj>. dass sie nicht statt- 
gefunden habe. - , ; 

Uhr den Vorhandenen Beweismitteln nicht vorzugreifen, kann 
Aber diesen Punkt jetzt eine Entscheidung nicht erfolgen, vielmehr 
ist» dieselbe! däh Endurtheile vorzubehalten und es ist dem Kläger 
lediglich der Beweis, seiner Behauptung aufzuerlegen. — Was dabei 
die behauptete Erbantretung betrifft, 8Ö bedarf es hierüber keiner Be- 
weisauflage; da der Wille des die katholische Kirche au Niederglad- 
bach vertretenden Klägers sieh durch die Klage ausgesprochen bat. — 

In der Einredehandlung hat die Beklagte angeführt, in dem 
fraglichen Testamente hätten die J.'Fnhi"s6hen Eheleute sich gegen- 
seitig zu Erben eingesetzt und weiter bestimmt, dasfe dasjenige, was 
nach dem Ableben des Längstlebenden von ihrem Vermögen noch vor- 
handen sei einer von diesem zu benennenden katholischen Kirche, 
einer Schule und dem Herzoglich ; Nassauischen Centjra}wais$nfonds 
zu gleichen Theilen zufallen solle; — Johannes Fuhr als der längst- 
lebende habe es aber unterlassen, eine katholische Kirche und eine 
Schule zu benennen — und et seL daher der ganze Nachlass dem 
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GedtraMaiborionds • überwiesen war&n;. Dfer Kläger hat : nun ■ änen dem 
Testäihente selbst darautegpn gesucht, da« idie kattioüsche Kirehö m 
Niedergl&dbach m \*fc des Nachlasses zum Erben- eingesetzt sei und 
nur gleichsam eventuell kinaugefligt, Johatmes Euhr halte b» rieht 
unterlassen; diejenige; katholische Kirebe au bezeichnen, welche den 
Nachlass zu 1 / 3 erhalten solle; er habe. nämlich I am 26. M&arr 1849 im 
Beisein mehrerer Zeugen dem damals m Medergladbach ftmiginmd^A 
Priester Läng auf der Springe* -Mühle das mit seiner vÖnstorbedeii 
Ehefrau am 6. Januar 1843 errichtete Testament in lAMohlrift . über- 
reicht und ihn beauftragt frei und bei gesunden Yerstandeskräöetl, 
die katholische Kirche und Schule, welche die .% des Nadhtasstes auf 
den Todesfell erben sollten, und- dibsArt und Weise der Vttwendmig 
zu bBStimmeii». -Diesen Auftrag labe er am 27« und .29; März 1&49 
vor Zeugen wiederholt und der Priester Lang habe hieraaf ^ieK-katho^- 
Usehe Iflrjcitt ?u ^ ,; , m.<[ -;<I 

_ . Würde nun auf ^iese » : (rei^hifi^t^r j^i^uing : . dfs . . «g^flgQr^ r > ;d}^ 
Klagfl.gefusst, <& wurde > darin eifie,^e#fli$hp u»d%^ahßT mw? 
lawgeYwQtid^^ ftpden seingßdi^iej w)i$ 

daher d^riBalei^^^r/ Acht gelesen ^erd^n, zuiqal#*ah d^F ? as§u»g 
der^Klag^wii -4«i Seplic GfTjnkM. Jfttefttiondes lß^ge^^ßm 
seheint,au8 dem, yo« dem Kläger d$m Printer Iia^gi.ggg^lwiMR Altfr 
trage 4as ^age^ecfet herzuleiten- ;; ,:,.,, .; ,.,'.,,,», ..[^di 

- : •• f., •• . • :. , Eswiard>iiftheri:«rkaimt';' - ■■■vi-i-l ^«ty-nivM 

Würde der Kläger innerhalb einer für Beweis urä ! '(&g0ribwfafe 
luitgr dem Recktsnachtheile das Verl^stßß dex-Baw€[i§ruittq] a^bßraum- 
t^nFript ycju 21 Tagfn Beweis |d^üj)e» a^faßtftK, ./in 1 » *,>• li» < ; 
> diass Johannes Fuhr und dessen Ehefrati v AnaaMäria^. geboren« 
i ,: Schmidt von; derSpringer-Mühle du i einem unter dem 6ii Jtuifcat 

- : 184* im: dein HörKOglichen. Laadoberechultheiöfien Schppptor ' und 
1 dem gchultheisadn Höhb . öBrichttten [ Testamente die . k^hoKsohe 

Kirchs >bu< Niedergladbäch zu eiheatoDritttheile ihres Nachlasset 
,, . zu Er^ gesetzt haben i;> ^ _„.,,,., j ;..„„,/ , :, nl 
SQ.soaw^iterngieb^^iW^ße^epsi, , , ;... : ,.v ..*... :: . /• 1{ .if,ii : r,r 
, /Etwaige Appellation -cgigmi diesen Bescheid ^ mtris,- inner haib 
der ehrten zehn; nach der. insimtation' dieses folgenden. TAg«fceiÖe+ 
riefcti angezeigt« Verden. . .;, — * :i - <.../ , ti] h f i^ u vi.k.1 

"' " Wiesbaden, den 5/Äu^st lSß?! : i; ' f ,: ^>\^»^'^ 
i^t»]. - hi • ..•»••,; ... (gezM))Datebjelliij h-mu'«"»'! r^ -••:•!. .'..'-s 



Dem*t fasiteri. nt9s«t. Hoftaricbis™ Wie*«** v, I* totfjNr i«W ? 12* 
ä* Deertit des Herzoglich NcQSßtfiechmlftfr und ApptHativtosgerichts 

anfijdtfc Rechtfertigung d#r Appellation iou Reiten des totkoiischen 
SaroJiejwppata^B zu Jö«jdeRgfl«*bficeh , B^r^glicb^ft Amts Schwal- 
.»■■ ;r.«ivi «n\ tatl* Kttgarsi «od Appellanten, , 

. «•:• ü -..-gegen- .. .>. •-. • . ,... .';. i 
to,He^og)ii3he LaÄ<Jeör^gifnmg zu Wieabadön, alaiVefttr^terin des 
.. [ t .,'.."»| .fl&ptrflli^is^ " 

, : i; > wegen, Herausgabe einer Erteohatfb. 

..... JavErffigmigJ : ' -. .• -\ -.,.<, ••••:.' ' .■..:':.. 

,; ; 1) i Dasß ; der . klajgepde E3#hea?o?Bt*iMl . das Miterbrecht der . fcatho- 
j Jifphwi iKürehe au ]$ed$r#adbfröll an dem, im Be&itze der Be- 
.,.,;> ^^^ l^findji^he^ N^cbl^sse des Joannes *Fuhr und dessen 
•ü. Ehefr^u/auii d^Ti Sjuringer-MüWe, und. zwar, zu einem Diititheile, 

auf das Testament derßdbeu ?oui 6. JEturiW 1843 gründet, » 

. 2) ^a^m^h jd^a Brt^ruugw dwBeklagtea in derEixwption^chrift, 

»c* w<n»it ^e; Abschrift , Jenes Tegtwente^r voxgßlegi wurde und 

v nr, d^riBeplik$<jhrift beid^ Tb0il^ den wortüchen Inhalt jßiw^ Testa- 

.;,.- ^me^ta-übewwtTOniönd d^in.öpgftben y das* sieh darin die bei- 

.<• ^JluljE^qhenEh^tetttewecligel^itig swErb^a in der Art ein- 

, ; . ;sefcrten v da3* ^ dorlAigirtlöbwdefrri ftb^r <Je* N^chla^s verfügen 

,<-., kPone, mit der Besebtöükttng, dass. dae^j^Mge, was j^nör hinter- 

-«.-„ lwei oiner von dem LetetvaratoTbeaea oder, Längstlebenden zu 

K^i^.^timneiide» fcaitljolidöheü Kireh^ mk Scfetde : Ms Senkung 

r , ..nultden TodösftlL ^ufalle r wkfce Di^ositiöü vtfaden, Testatoren 

. : fl»t d^in 'Beifügen g^n^imig* ^Urd^i^das^di^iatJiQliBcih^ Kirche 

; und Sehnig ttid. Her^ogU^b Nassauisch^r C)snt?alwa}senfouds den 

Nachlass des Let^tlebenden earhalten solle und zwar zu gleichen 

Theüen, also zu je ^inDritttheü;« j : 

3) d4s^ die Beklagte jedoch bestreitet, das* der klagende Khichen- 
:< vorstand aus jenem Testamente Buchte herleiten könne,« weil der 

t läng$tlebende det Tetitatoren es urderlassm habe vo$ dar ihm 

ttthfcüten , t Befiignisg der Benennung einer katholischen Kirche 

• : . Sebfauch m maohtof daher Jene Erbeinsetzung der Kirche wegen 

: Unhestoramtbeat der Erben unwirkgant sei, während der Kläger 

. ,; didse Auffasaöfig bestärktet und evedtuell, worüber er in hiesiger 

I&fiten&eiae Beweisattflagie verlaagty die.Beiiewiungde^ ktogen- 

- : 4en Kitch« afeiEtbta durch den vä^Johaanes, Fuhr, t bjer«u be- 

; auftiJagten Priestoc ^ Lang behatr^tet. i . , . \ ; 

4) Dass nach den noch bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 

i , <h 4fr^L864ä7j)tf^ lSJucap. 9. 



126 Xetetwitt. Zuwendung «n eine Kirche ebne nlberfe Beseicbti. ter& 

in dem IfaUe, wenn -Christus ziem Erben tmgeseM und eine gö~ 
geniheilige Absicht des Erblassers nicht ausgesprochen ist, die 
Pfarrkirche des Wohnorts des Testators die Erbschaft erhalten 
seile, wslcfre gesetzliche Vorschrift trfräweifelhaft dänff; toena 
eine Kirche, ohne nähert Bezeichnung derselben zur Erbschaft 
berufen ist, zur Anwendung 1 kommen muss, 
Vergi Mühlenbruch in 6iü<* V Ptodecten Bd. 30. §. 1438: 
P. 446» 899. Sintmis, Oiv.-Recht 1. Bd. §. 15. not. 46. S. 116. 
und ebenso daan efctseheiäend' irt,' wenn die Bestimmung der 
erbberechtigten Kirche im Testamente vorbehalten, von dem 
Erblasser aber später unterblieben ist, da in einem solchen Falle 
der Testator ohne Bezeichnung einer Kirfche gestdrbön isti, und 
gefade flär diesen IfeU durch jene, zur Aufreehierhaltnüg der 
Testamente ad pias ceusas erlassene gesetzliche Vwachrift die 
BeÄtimniung der Knrcfee getroffen istr; 

5) dass eis unter diesen Umständen, da die Parteien' über den Wort- 
inhalt des Testamente einig sind und die Beklagte äuöh nicht 
behauptet, die Wfäensmevnmg der Testatoren seiiauf Biüsetzung 
einer cmderh Kirehe gerichtet gewesen, da femer die tilgende 
Kfrctie dtejenig« dm Wohnorts der Puh^sdhen ^iftteute, Welche 
sieh zur kaiholRi<*ei> Religion bekannten, ist, der BtaMtung 
eines g&ns zweckitfen Beweisverfahrans tob so weniger bedarf, 
als selbst datin, wenn späterhin eine andere nach der Verthei- 
digung der Beklagte» jedenfalls fois jetzt öoch TöA^toabnten 
Kirche durch eine weitere Verfügung des Erblassers 1 als Erbin 
bezeichnet worden sein und mit der Erbschaftsklage auftreten 

* sollte, dadurch der BeM&gten, wenn sie jene Brbrarte nicht mehr 
besitzt, kein Nachtheil erwachsen könnte; 
cfr. Flach, Entscheid, m. Bd. 8. 126. Not. 6. 

6) Dass dtfher eine Prüfung, in wiefern das Vorbringen des Klägers 
in der Replik erheblich sein könnte, nicht erforderlich, vielmehr 
die Beklagte schon jetzt nach der Kkgbitte* jedoch mit der 
Einschränkung zu veruitheilen ist, <ktss ftnctart peitiipictadi per- 
«epti non extafltes nicht vom Tage der Immission der Beklagten 
in den Nafchlass, »widern erst Ton de* Zeit der Mitteilung der 
Klage an, den 11. März laufenden Jahne», zuerkannt Verden kön- 
nen, wird unter llitiheikmg des Duplieats «ftet Num. <6759 nebst 
Anlage Q. an die Beklagte mit Auf hefeung [ d«f Ctftheils des 
Herzoglichen Justizamte dahier i ^:i t * Ausist' laufenden Jahres 
erkannt: u ■ '.'•'*.- :\^- •' -. 

Daes die BftUgte als Vertreterin Abs «entralwaisenfonds 



Decret des her«, nassau. Öber-App.-Ger. Vom 26. tebrtiar 1858. 13t 

schuldig sei, Bin Dritttheil des in ihrem Besitze befindlichen 
Nachlasse des Johannes Fuhr und dessen Ehefrau von der Sprint» 
ger-Mühle, und zwar erforderlichen Falls nach einem zu errich- 
tenden Inventar nebst den bis zum 11. März laufenden Jahres 
gezogenen noch vothanflenen nni den von da an gezogenen und 
zu iiehett gewesenen Früchten dem Kläger herauszugeben, unter 
Verurteilung der Beklagten in sätamtüche Frecesskosten. 
WieSbiidcfn, den 16. October 1857. 
HtorzogHth Nhs&auisthes Rofr und Appellations-Gericht, Üiv.-Senat* 
(L. S.) gez. Flaeh. - 

3. Jbecrä des Hertofflieh Nastauischen Obertxpp$latäms*&eriöhü 

vom 26. lybruar 1888 
auf die Rechtfertigung der Berufung Herzoglicher Landesregierung 
als Vertreterin des Centralwaisenfonds, Beklagten, Appellatin, ObeN 
äpftellatin und AdhSsin, gegen den katholischen Klrchenvorsband zu 
Wiedergladbacfa; Herzoglichen Amts Langensehwalbaeh , Kläger, Ap- 
pellanten, Obetappellaten und Adb&tenten 

wegen Herausgabe einer Erbschaft 
Unter Mittheilung des Bnplteats der Nr. 1727 an ddn Kläger, 
der Nr. 14. an die Beklagte, und in Erwägung: 

1. dass die Klage sowohl in der Klagschrift, als in der fteplik, 
aus dem Inhalte lies gemeinschaftlichen Testamentes der Eheleute 
Fuhr zur Springer-Mühle vom 6. Januar 1843 abgeleitet wird, eine 
Klageänderung daher nicht vorliegt ; 

2. dass der Itihalt des über dtese "testÄmenteerrichtÄng von dem 
Herzoglichen Landoberschnltbeissen zu Lrangenschwalbach errichteten 
Protocolls, wie in pos. 2. der Entscheidung&gtönde voriger Instanz er- 
wähnt, tön beiden Theilen gleichläutend angegeben , die bestrittene 
Auslegung dieses Inhaltes aber lediglich aus der Fassung der bewr* 
kündeten Bestimmungen abgeleitet ist, mithin die Entscheidung über 
difese Auslegung einer vorgängigen Beweisführung nicht bedarf; 

3. äass am Schlüsse d€is 'fraglichen Protocolls der bestimmte 
Ausdruck des Willens der Erblasser beurkundet ist, der katholischen 
Rirfche und Schule, sodann dettf €entralwaisenfond den Nachhis de» 
letztlebenden Ehegatten je $6 einem Drittiheile hinterlassen zu wol- 
len, und diese Bestimmung eine vollständige Abänderung und Ergän- 
zung de)* vorhin ausgedrückten Schenkung auf den Todesfall zu Gun- 
sten eirter erst hoch zu bestimmenden katholischen Kirche und Schule 
enthält, auf welche der Vorbehalt näherer Bezeichnung der eingesetz- 
ten Kirche und Schule üichir fcu beliehen iftt'; * 

4. dass Urtier der EmsÜzurtg der mMischto Kirche ohne 



tftä ; U«*er 4fe juristische FeisOnlfclfteit der Pf«rr|iircäei>. . . 

nätert Bezeichnung nach ge^eUlich^- Interpretation, jwie w voriger 
Ißston* nachgewiesen wurde, #ie x Pfarrhiwhe\äe$ Wohnortes des 
Testators, in dem Torliegeadeji Falle dater : diejenige zu Niederglad- 
baoh zu verstehen, eipe begründete Beschwerde der Beklagten daher 
in deip Erkenntnisse voriger Insta&z nicht enthalten ist; 

5>. dfass die Klagbitte rücksichtlich der gezogenep fruchte auf 
die davon hei Zustellung der Klage noch yoriandenen beschränkt 
war, eine weiter gehende Verurtheilung. der Beklagten, gwi abgese- 
hen *on der Er^go, iu wiefern; eine Verpflichtung der?ell?en weg$a 
Bezugs der damals nicht mehr vqrhandenen Früchte zu begründen 
wftre, un^fcthaft.war, während die Ywuytheüung\rück^ioJitli(^ dee 
Inventars dahin richtig aufzufassen ist, dass, dasselbe auf Erfordern 
des Klftgers zu errichten sei, weshalb :^uch die Adhäsiybeechwerden 
als begründet ni(?htzvi aditen sind; 

wird die Berutuug gegen d^s Beeret Herzoglachen Hof- und 
- Appelkttionageri^tes . dahier v^aa 16. October v; J. ad Num. 

7104. abgeschlagen,' mit Vergleichung der Kosten dieser Instanz. 
; Dem Kläger wird bekapnt, gemacht, dass ihm der auf ihn 
fallet Ihe^l der Riesigen .Stempeltasen mit 2 fl. 20 kr. zur Last 
gesetzt worden ist. : / 

„Wie&baden, dw,26. Februar. 1$5&; . . / ..; 

( Herzoglich Nassauisches :Qbe^g e ppel^i4m-Gf^M' ■ 
L..S. ■'.,. ■ ,?■ }■; ;(g§z.) Mus^,i ..:.'.•;'-.:■..,;;>•. • : , 

JH. , Ispeips l?fmr1circke>ftir sich cdseiMjuw&mhe Person m 
betrafihtyn imdilcann ein abgekauftes. Grwidstikl wf\ deren Namen 
im Qrmdhuche emgetragezi werden? . : . i 

Gerichtsbehörden im ehemaligen Herzogthum Nassau verneinten 
diese Frage, indem sie die protestantische Anschauung, wornach die 
Ki^hengemeinde als Corporation daß Subject des ^Kirch^vermögens 
ist, auf die katholischen K^rc^enverhältnüse. übertragen tollten. 
D^e Oultmini8tarium veranlasste endlieh Abhilfe. Wir -lassen die 
betreffenden Actenatöoke .folgen*. , : .. .,« ,.,..•;!,/- , „.,. ../ 
1. Decret der Königl LandoberscJiultheis^erei zu EUvüle von) 
.•..,. „,. . . 12, Januar lßß7., \ ... - .. ., ■ \ .: 

; . t,. " i der Kaufvertrag zwischen dem, Kir? 

;• - ; : .,.? ■■;, ....;. ..; -und •Berp.haiß Kitzipger Eheleute 

,',;.v«.;i ,.. , : .vond/er anderseits beirrend, -.-* ., 

Den Gontrahenten wird hiejroflt eröffnet >); dasa ihrem Antrags 

von* 3Q. ^vewJfer,\?i Ji uffi, Ertrag, dej ajjgek^ijiften £arzejle auf 



Erlass des MseWi. OrdiB. zu Limburg vom 14. T>ec. 1866. 129 

den Namen der Pfarrkirch« Hallgarten nicht entsprochen werden kann, 
da die Pfarrkirche für sich als eine moralische Person nicht zu be- 
trachten ist, wohl aber die Kirchengemeinde. [?!] . • 

Es mußs ihnen daher überlassen bleiben, den geeigneten Antrag 
auf Eintrag der angekauften Parzelle auf den Namen der Kirchen-* 
gemeinde Hallgarten im Stockbuche dahier zu stellen« 
EltviHe,: am 12., Januar 1867. . 

Königl Landoberschultheisserei. 
(gez.) Stamm. { 
& Eriäss des bischöflichen Ordinariats zu Limburg vom 14. Decem- 
.\ •' .\ her 186€ an den Herrn Beean Mütter zu Oestrich 

. u Auf Bericht vom 11. Dec. 1866, die 

Einfriedigung des , Kirchhofes zu 
.'Hallgarten betreffend, 
v Diß Beanstandung der Königlichen Landoberschultheisserei ge- 
gen: die Anerkennung der juristischen Persönlichkeit der Kirche kann 
als eine begründete nicht anerkannt werden. Es steht, ausser allem 
Zweifel, dass die gemeinen Rechte den Tempeln diese Persönlichkeit 
beigelegt haben. Wir woUen zum Beweise hiefiir nur auf die L. 15. 
C. 1. 2. de ss. ecclesiis hinweisen, in welcher Kaiser Zenö verwrd* 
net hat: 

»Si;£[uis donaverit aliquam rem — • pearsonae .Martyris vel PriH 
phetae aut Angeli tanquam ipsi postea Oratorium aedificaturus 
•- r <^tuf dpus perficerö et perfecta tiperi ääre et» quae dona- 
tione continentur. Ideto et in Xenodochiis et Nbsoeomiis et 
Ptochiis locum obtinet, licentiam dando Episcopis et Oecönonüs 
■ cotiYenire; ipsos.;« ■'■' 

sowie auf die L- 27.: Q. ibid., in welcher Kaiser Justinian be- 
stimmt hat: . 

>Si quidem D. N. J, Christum scripsit quis heredem vel ex asse 
vel • pro parte, manifeste videri, ipsius civitatis vel castelli vel 
ägri in quo constitutus erat defunctus , ecclesiam sanetissmam 
ins tiüUam, esse heredem. Eodem obtinente et si legatum Vel 
fideicommissum relictum sit, ut ipsa competant saneüssimis 
ecclesiis ,,.*<. §. U Si vero unius ex Archangelis meminerit 
vel venerandorum Martyrum y nulla facta aedis menäone, — si 
quidem aliquis sit in illai . civitate vel vicinia ejus venerabilis 
locus in honorem illius reverendissimi Archangeli vel Martyris 
constructus, pideri ipsum scriptum esse heredem; si vero nullus 
talis locus est in illa civitate viciniave ejus, Urne venerabilia 
loca quae in metropoli ejus $mt, videri instituta; — si vero 

ArehiY flu- Klrehwrecht, XX. 9 



tSQ Ist etae,Pftr*kirctie f&r sich *1<J Juristische fersen zu totvsoHten? 

iltic nullus talip locus appafcet, dmuo eeoiesiäSy qua* in ifk> 
. Ucö sunt, oapere id debere.« 

In gleichem Sinne wie da» Römische Recht spricht sich auch daa 
canoniflche Recht in zahlreichen Stellen aus, wie dies ans. Professor 
Dr. Scfadte in dessen Dissertation de renan eoclesksticarum Domino 
(Berolini 1851, typis G. Sehade) pag. 47 seq. des Näheren zu eise« 
hen und allbekannt ist. Wir wollen hier nnrc, 1, X. de tost* et ult. 
volunt. (III. 26.) hervorheben, .woselbst es heissts 

»Quorundam ad nos relatione pervewfc, quod Atellanae civitatis 
Efri$eopM& condüo testamento ha oeto uiiins Substantive suae 
nurunt ha&redem instituit, eedesiam suam in resiäuisquatuor. 
Hortamur igitnur, ut soHioite hoc discutias et quidquid ipsum 
habftisse patuerity * qualifcet persona detineri nullatenus pa- 
tiaris nisi hoc selum quod «dum ante episcopatus ordinem pro- 
. prium habuisse öonatiierit, Quidquid vero eeetemae anteipsius 
, consecratioiiem fuiase eognoveris vol in episcopatus oarddno prae* 
dictum Bpdsoopum aequisi vi «se r in ejusdem tcdmm dominfa 
coiaerTituri« 

. Es wird überflüssig sei* noch an die gesetzlichen Besfcimmirogeü 
Hberdie Re^tution der Kirchen zu erinöern. :. ' • 

Dass die Nassauische Gesetzgebung hieran Etwas geändert hakten 
istihicht zu begründen; m>4 wirdi-yielmehn im öegentheile. djuroh viele 
gesetzlich* Bestimmungen z* B, §§. L wad 7. des Edktee vom 
2i Mftra l$lfr in Betreff des Wirkungskreise* der Jjtechnuagskammer 
und §. 24, des Ediekes vom 5. Juni 1*1« in Betreff der Gemeinde- 
Organisation widerlegt. 

Wir glauben nicht zweifeln zu dürfen, dass $ine Mttheüung 
de» Vorstehenden, womit che gerichtliche Praxis bis hewte darchaw 
übereinstimmt , die Königliche Landoberschultheisserei veranlassen 
werde, ihr Bedenken gegen die Aberkennung der Rechtspjergönlich- 
kert der Pfarrkirche zu Hallgarten fallen zu lassen. SöHtq übrigens 
ein hierauf gerichtetes Schreiben des Herrn Pferrvwwatters: Bölke 
wider altes Erwarten erfolglos bleiben, so hätte der Kfeetonvorötand 
nmk amtlich erklärter Verivetgermg der Verbriefimf des Shufver- 
trages an das KöMgliehe- Amt zuEltville und eventuell weiterbin an 
den Civiteenat des KönigBohea Hof^ vmi Appeltotionagerichfces zu 
Wiebbader* zu recurriren und den ßecurs mit dem Inhalte dieses 
Scfapeibens iura ?u begründen. 
■ uDer weitere Vertaaf der Sache ist Uns *u berichten. r 

BteehSfliehes Ordinariat 
.:*/..- ^ (gez.) Dr. Klein! v * ■• >v i * ■• 
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$. Jtecre* dß» Königl Amte* au EUvUlenom 28. Jmußr 1967. 
- : . Auf den von dqm 1$mn Pfanveirwalter Bölke 

zu Hallgarteji, gegen dasDecret der Köjtfgk 
• ! < Landoberachultheisaerei deiner vom 13, Jan. d, 

J. den Kaufverttr ag zwischen dem Kirchenvor-* 
t) , stand von Hallgarten einerseits mi^ den Bern* 

hard Kitzinger Eheleuten r> von da anderseits 
, erhobenen Recurs betreffend. , 

In Erwägung: , - ,; l„ • . 

dass, da der Kirche nicht, wie dem Fiscus,, als Subject des Staats* 
. Vermögens, sondern nur als universitaa (cangreg^tio fideliun^), 
M juristische Persönlichkeit zusteht {Böhmer, J, E. P. Tonj. JL 
p$g, 27^), diese. CongTQgation, also die Kirchengemeinde al^ 
Träger dieser juristischen Persönlichkeit erscheint, n^ithinanch 
die, ^erbriefung . des fraglichen Vertrags auf die Kircheng^oeinde 
zu, erfolgen hat, . .•/.,.>.,; •,•.'•' * \ 

wird 4as Decret der KQnigl. i^andobei^cij^tteiss^ei ^luo^ bestttigf|i 
un^.der Eecurs verworfen* t ,, ,— . , . x 

. Eltville,. den 28. Januar, 1867. '. . . r ' ; t K "\' r 
. Königliches % Amt. , :.,,.. ,,. f : 
..-■,. , , g^vPadeUuetti., :. /, . r .,,.'.-.• 

Haüg;arteA< . , : . .. . . , .. . ,, . ,,.,"",, ....',-., : ,,,', .,,..,. •. 
Zy^ Abgabe an Jenu Pf^rrverweser , ( . iv 

.J /Bölke von.da.' .'. .... .,., "/.. *. ;i , ; , : , ./ ; 7 

4. Erlass des bischöflichen Ordinariats zu Limburg vom 1. Februar 
:: : 186? an Eefrh DeCän : litMer )sk OeHt^%\ { - 1 ; " 

Auf Bericht vom 30. v. Wti.,'kti1&tMtäi&iig 
- ■/ des Kirchhof^ zu SäDgarteä feetriffeftd. ' 

Öerr Pfarrverwalter Bölke hat' dem Civilsenat des filöitfgKchen 
Hof- tmd Aßpellätiöiisgeriidhtös zu Wiesbaden einfach Abschrift 'sMiaötf 
Recursgesuchefl an das Königliche Artffc Eltville tmÄ d& äättfüf er^ 
" haltenenDecretes vorzulegen und' ätif den Inhalt seinös iteötirsge^ 
suches mit dem Beifügen sich zu beziehen, dass die fön dem Kö- 
niglichen Amte geltend genlachte Ansicht des Candüisten Böhmer 
hier als massgebend nicht in Betracht kommet tötine, Veil ' '* 

a) EoliMA) das kirchliche Recht de* firotiktanteri dargestellt 
habe, welches in allen die Natur und das Wesen dör von Christof 
gestifteten Kirche betretfeüden Punkten ganz wesentlich' ; voh f dem 
Jcatholischen Kirchenrechte abweiche, um » deichten ulleim es »fch im 
vorliegenden Falle handle* ^upd weil , . ■ v v^\ 

9* 



182 ist feine Pfarrkirche fOf sieb als juristische Person zu betrachten? 

b) die obÄchwebende Frage nicht nach der Ansicht eines «be- 
liebigen, wenn auch angesehenen Ganonisten zu entscheiden sei, son- 
dern nach den gesetzlichen Bestimmungen, welche ganz unzweifelhaft 
die Kirchen (»heiligen Häuser,« wie c. 26. C. I. de Ss. Eccl. L 2. 
habe) und kirchlichen Institute , nirgends aber die Parochianen als 
Eigenthfimer des örtlichen Kirchengütes bezeichnen, wie dies in der 
Becurseingabe an 7 das Königliche AmtEltville bereits nachgewiesen 
sei und aus Walter, Kirchenrecht 12. Auflage §. 251. (»Es liegt in 
der Natur der Sache, dass das Eigenthum am Kirchengute zunächst 
der örtlichen Anstatt, wofür es erworben oder gestiftet ist, beigelegt 
iffrd .... die Vorstellung, dass das Eigenthum am Sirchengute 
der Pfarrgemeinde äfä einer Corporation zustehe, hat sowohl den 
Geist dieses Verhältnisses wie den Bildungsgang des kirchlichen Eigen- 
tums gegen sich.*) 

Schulte, System des katholischen Kirchenrechts 2. Thl. §. 94. 
(. . . . Wie ist es möglich, dass im Ernste die ReligionsgemHnden 
als Eigentümerinnen angenommen werden? . ... Einet Wider- 
legung dieser Ansicht aus der Geschichte bedarf es wohl schon des- 
halb nicht, weil offenbar der grösste Theil (Jes Kirchengutes gewiss 
nicht von Gemeinden herrührt, und es völlig unerklärlich ist, wie 
bei den Ansichten und dem Geiste der Kirche die Gemeinden Eigen- 
tümer von Gutern geworden sein sollen, die nicht von ihnen herkamen, 
zumeist vor ihnen bestanden, da bekanntlich die Gemeinden ur- 
sprünglich nur die Kirchen, Begräbnissstätten, Klöster, u. s. w. an- 
bauten;«) 

Seite, Recht des Pfarramtes der katholischen Kirche, Band 1. 
Seite 300 folgernde un4 r 

Evett, Die Kirche und ihre Institute auf dem Gebiete des Ver- 
mögensrechtes (Soest, 1843), des Näheren ersehen worden könne, 
welche Schriftsteller das ganz Verfehlte und dem Dogma wie der 
Verfassung der katholischen Kirche durchaus Widersprechende der 
Ansicht Böhmer 's und seiner Meinungsgenossen in's hellste Licht ge- . 
setzt, und unter Anderem hervorgehoben hätten, dass eine Menge 
mit reichem Vermögen ausgestatteter Kirchen, z. B, alle sog. Col- 
legiat-, Wallfabrts- und Ordenskirchen, nicht die geringste Beziehung 
zu irgend einer Kirchen^emeinde als Trägerin ihrer juristischen 
Persönlichkeit habe. ,- 

Die Berichtsanlagen gehen anbei zurück. ; 
, Limburg, den 1. Februar 1867. 

Bischöfliche* 1 Ordinariat. ' " '* 
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5: Beeret des Königl. Hof" und Appettations-Gerichts zu Wiesbaden 

vom 26. Märe 1867, 

auf die Beschwerde des Pfarrverwalters Bölke zu Hallgarten 

wegen verweigerter Verbrieftmg eines Immo- 
bilienkaufs auf die Pfarrkirche zu Hallgarten 
betreffend. - ■ 
Dem Beschwerdeführer wird eröffnet, dass, da der der amt- 
lichen Entscheidung zu Grunde gelegte Rechtssatz — 

cfr. auch von Savigny Syst. des heut. R* Bd. II. S. 266., 
Staatslericon von Rotteck und Welker Bd. VIII. S. 216., 
Recbtslexicon Bd. VI. S. 127. < 

auch in der einschlagenden Particulargesetzgebung. 

cfr. Edict vom 9. October 1827, die Bildung des katholischen 
CerTtralkirchenfonds 
Augdruck gefunden hat,; der erhobenen Beschwerde keine l?olge ge- 
geben werden kann. 

Wiesbaden, den 26. März 1867. 

' Königl. Hof- und Appellctiions-Gerieht, Cw.-Semt. • 

(gez.) Jeckeln, 
6. Vorstellung äes bischöflichen Ordinariats zu Limburg vom 14. Juni 
1667 an Se. Eoccellenz den Herrn Staats- und Minister d$r geist* 
< liehen Unterrichts- und Medicicmcd- Angelegenheiten Dr. von 
Mühler etc. etc. m Berlin. 
Ew. Excellenz 
belieben aus dem ergebenst beigebogenen Actenverfolge zu ersehen, 
dass die Königliche Landoberschultheisserei zu Eltville mittelst De- 
cretes vom 12. Januar 1. J. den Eintrag eines für die katholische 
Pfarrkirche zur allerseligsten Jungfrau Maria in Hallgurten gekauften 
Grundstückes deshalb verweigert hat, weil dieselbe als eine moralische 
Person nicht zu betrachten sei, [?!] und dass die von dem Verwalter 
der Pfarrei Herrn Bölke hiergegen beim Königlichen Amte und wei- 
terhin beim Königliehen Hof- und Appellations - Gerichte zu Wies* 
baden erhabene Beschwerde erfolglos geblieben ist, weil diese Stellen 
ebenfalls die Ansicht hegen, die Kirchen seien keine Bechtssubjecte. 
Die bischöfliche Behörde hatte gehofft, das genannte Hofgericht von 
der Notwendigkeit einer Remedur- Verfugung überzeugen zu können, 
ist aber auf ihr des&llsiges Schreiben vom 27. v. Mts. [siehe das 
folgende Actenstück Nr. 7.] benachrichtigt worden, es müsse dem 
Pfarrverwalter Bölke vom Hofgerichte überlassen werden, sich an die 
ihm vorgesetzte Behörde zu wenden, wenn er sich durch das be- 
zügliche Decret beschwert erachte. - i 
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1 Fat Ew. Esoellenz wird es keines Nachweises bedürfen* daas es 
sich in der betreffenden Saehe nicht um «ine Beschwerniss des han- 
delnd aufgetretenen Pfarrverwaltera drehe, sondern um «ine Beein- 
trächtigung der Kirche auf dem Gebiete des Vermögensrechtes von der 
aUftrgjtfssten Erheblichkeit und Tragweite* und dass auch wenn sich 
jener Geistliche nicht beschwert erachtete, darum doch der Bischof 
<üe Aussertaaftsetzang der ergangenen Beseheide der Landesober- 
schultheisserei, des Amtes und de& Königlichen Hof- und Appellation^ 
Gerichtes veranlassen müsse. 

Dass diese Bescheide im directesten Widerspruche stehen so- 
wohl mit den Bestimmungen des gemeinen Hechtes, als mit der Par- 
ticulargesetzgebung im vormaligen Herzogthum Nassau, mit den vom 
Königlichen Amte und dem Königlichen Hof- und AppeUntions-Ge- 
richte citirten Autoren, mit der eigenen Amtsvetwaltung und Recht- 
sprechung dar betheiligten Behörden, und endlieh mit der ganzen in 
unbestrittener Geltung stehenden Einrichtung und Maauteutian der 
katholisch-kirchlichen Vermögensverwaltung in Nassau, dies ist be- 
reits, wie ich glaube, so überzeugend in dem torgedächtan Ordina- 
riatsschreiben dargethan worden , dass ich mich einfach auf dasselbe 
beziehen und es dabei bewenden lassen kann, hter%iue Zusammen* 
Stellung der in Bezug genommenen Stellen Nassauiööher Edicte bei- 
zufügen: ich werde, jedoch* fiiüs Ew. Excellenz irgendwe Lucken in 
der Beweisführung finden oder noch weiteres Material zum Erweise der 
in voller allseitiger Anerkennung stehenden Rechtspersönlichkeit der 
katholischen Kirchen in Nassau desideriren sollten, mit Vergnügen 
mich so eingehend äussern als es nöthig werden wird, um in vollste 
Evidfcax zu stellen, dass sowohl das Königliche Amt als das König- 
liche Hofn und Appellations-Gericiit die von der Königlichen Landr 
oberschultheisserei ganz Unerklärlicher Weise mit einem Male ver- 
neinte Frage, ob Kirchen Rechtssuhjecte, moralische Personen seien, 
unbedingt sofort hätten bejahen müssen,, und dass beide Gerichts- 
stellen diese rein praktische Bechtsfrage durchaus irrthümlieher Weise 
mit der davon völlig verschiedenen rein theoretischen eoöfunährt ha- 
ben, wie die unbestreitbar gesetzlich und factisch vorliegende Rechts- 
persönlichkeit! der Kirchen wissenschaftlich m conetroiten sei, ob 
durch Festhaltung der alten christlichen Ansicht von de* Beehtafthig- 
keit dea Herrn und seiner Heiligen, wie sich dieselbe, historisch spt 
geschlossen hat an die heiduiftchrrömische Ansteht- von der Besitz 
und Erbfähigkeit, der Gottheiten, oder aber. durch Zuhilfenahme und 
üebertragung de* Grundsätze von den GorpocatiedMi an* die.su /eine» 
Pfarrgenossenschaft vereinigten Gläubigen, ; i / ••:-,,. 



IimWrf. Meli. Ord 27. Mal 186T an fc. Hofterffet in Wiesbaden. 135 

Dies vorausgeschickt, erlaube ich mir lWi Eicdlefca ganz e¥- 
gsbenst um hocbgeftüige Einsehreitung bei dein Königliche Herrn 
Jüitizminister zu bitten, damit Hochderselbe, als iti die bezügliche 
Competenz des frühern Herzoglich Naseauischen Siäatsüiiiligteriuins 
zur Beaufsichtigung der Mittel-Gerichte eingetreten (Nassiuisches 
Gesetz Vom 24. Juli 1854 §. 1. poe. 4.), das Königliche Hof- tmd 
Appellatitais-Gericht zu Wiesbaden geneigtest anweise, das beschwe- 
rende Beeret vom 26. Mm 1. J. aufzuheben ufad dahin zu verfägett, 
dass der katholischen Warrkirche zur alletfeeligsteti Jungfrau in 
Hallgatten (oder deren Fonds) das Eigenthum des angekauften Ghind- 
sfcüeies in dem Stoäkbuohe der Gemeinde Hallgarten zugeschrieben 
werde. 

Mit Bücksicht auf die Länge der Zeit, während welcher der 
Gegenstand bereits schwebt* glaube ich schliesslich utii thuölichstte 
Beförderung der Eriediguag desselben bitten m dürfen, tmd geharrt 
hochgaftllige* Mttäteüttftg des erfolgten Endbescheides. 

Lüöburg an der Lahn; den 14. Jtfni 1867. 
Der Bischof von Limburg 
(gez.) i Peter Joseph. 
7. VorstelUmg des bieekdfiichen Ordinariats euIAntöufy v. ÜV.Mäi 
1867 an das Königliche HofgerioU zu Wiesbaden. 
v - Auf Bericht des Herrn Decafl* Müller zu 

Oeetrich fom 17. v. Mts. die Einfriedigung 
' ' de» Kirchhof es zu Hallgarten betreffend* 

Herr Pferrverwalter Bölke zu Hallgarten hat Uns mit der Sitte 
trtö geeignete Verfügung das Dekret vom 26. März 1. J. ad Nr. 3798 
und SQ82 vorgelegt, wodurch geehrte Stelle dessen Beschwerde we- 
gen verweigerter Verbriefung eines Immobilienkaufi auf die Pfarr- 
kirche m Hallgarten deshalb abgewiesen bat* weil der der amtlichen 
.Entscheidung zu Grunde liegende Rechtssatz, d&& der Kirche nut 
als congregatio fldelium juristische Persönlichkeit zustehe, atteh in 
der einschlagenden Particulargesetzgebung Ausdruck gefunden habe. 

Da dieser Bescheid, falls er in Kraft bliebe, praktisch die Folge 
haben Würde, dass die Pfarrkirche in Hallgärten nicht itt den Besitz 
der ffir sie angekauften Grundfläche kommen könnte, tind prtneipiell 
derselben überhaupt die Erwerbf&higkeit benähme, ja sämmtliefce ha* 
tholische Kirchen in Ilassau ihrer bisher anerkannt gewesenen Bßchts- 
parsörilichkeit beraubte, so müssen Wir pfliehtmässig dahin wirken, 
dae& die Deeretur des Königlichen Hof- Und Appellaiiohs-Gericlites 
Wir 20. MStfz 1. J. wieder aufgehoben Werde. Zu diesem Zwecke 
wenden Wir ün» MmHMbar au den verehrlkhen Gerichtshof, indem 
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Wir unterstellen, dass derselbe, da es sich nicht um ein Process- 
decret handelt, durch keine Competenz-Bestimmung abgehalten sei, 
den in Bede stehenden Bescheid durch einen andern, Unserer ße- 
clamation gunstigen zu ersetzen. 

Bekanntlich ist die an das Königliche Hof- und Appellations- 
Gericht gelangte Beschwerde des Herrn Pfarrverwalters Bölke da- 
durch veranlasst worden, dass die Königliche Landoberschultheisserei 
zu Eltville mittelst Decrets vom 12« Januar 1. J. dem Kirchenvor- 
stände zu Hallgarten (und den Bernhard Kitzingers Eheleuten dort- 
selbst als Mitcontrahenten) eröffnet hatte, dem Antrage auf Eintrag 
der angekauften Parzelle auf den Namen der Pfarrkirche zu Hall- 
garten könne nicht entsprochen werden, >da die Pfarrkirche für sich 
äle eine moralische Person nicht m betrachten sei, wohl aber die 
Kirchengemeinde;« und dass demnächst auf die vom Herrn Pfarrver* 
walter Bölke hiergegen erhobene Beschwerde vom Königlichen Amte 
zu Eltville unterm 28. Januar 1. J. die angegriffene Eröffnung der 
der Landoberschultheisserei mit der Motivirung .bestätigt wurde, 
»dass der Kirche nicht wie dem Fiscus als Subject des Staatsvermö- 
gens, sondern nur als uuiversitas (congregatio fidelium) juristische 
Persönlichkeit zustehe, also die Kirchengemeinde als Trägerin dieser 
juristischen Persönlichkeit erscheine.« 

Wir müssen offen gestehen, dass Wir ausser Stande sind, zur 
nöthigen Klarheit über bezügliche Auffassung des Königlichen Amtes 
Eltville zu gelangen, da es für den vorliegenden praktischen Fall 
doch wohl ganz allein darauf ankommt, ob die Pfarrkirche zu Hall- 
garten erwerb- und besitzfähig sei, nicht aber auf eine rechtswissen- 
schaftliche Entscheidung der Frage nach dem Träger eben dieser Be- 
sitz- und Erwerbfähigkeit, resp. .nach dem Eigenthümer des Vermö- 
gens dieser Kirche, gerade sowie bei dem Verlangen der Verbriefung 
eines Immobilienkaufes für den Nassauischen Domänenfiscus Unseres 
Wissens niemals die Streitfrage in Betracht gezogen worden ist, wem 
dieser Fiscus gehöre, ob dem durchlauchtigsten Herzoglichen Hause 
oder dem Staate Nassau. Wir wenden Uns denn auch zunächst zur 
Prüfung des von der Königlichen Landoberschultheisserei ausge- 
sprochenen Satzes, dass die Pfarrkirche zu Hallgarten nicht als mo- 
ralische Person, d. h. nicht als erwerb- und besitzfähig zu betrachten 
sei, und erweisen mit Leichtigkeit aus dem Bechte wie aus in die 
Augen springenden Thatsachen die Besitz- und Erwerbf&higkeit aller 
katholischen Tempel als über jeden Zweifel erhaben. Um zunächst 
eiuige solche Thatsachen hier anzuführen, legen Wir drei von Herrn 
Pfarrverweser Bölke amtlich ausgestellte Deklarationen bei, deren 
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erste der Eintrag der Pfarrkirche als einer res sacra extra commer- 
cium unter Nr. 7. des Brandcatasters der Gemeinde Hallgarten, die 
zweite das Vorliegen von Schuld- und Pfandverschreibungen und Kauf* 
contracten für den der Pfarrkirche gehörigen Fond, und die dritte 
das regelmässige Gefuhrtwerden einer jährlichen, von da* verordneten 
Staatsbehörde revidirten Rechnung über eben diesen Fond documen- 
tirt Diesen Schriftstücken fügen Wir eine decanatsamtlich beglau- 
bigte Series von Aufzügen aus den Schuld- und Pfandverschreibungen 
zu Gunsten des Fonds der Pfarrkirche zu Oestrich bei, darunter zwei 
vom Herzogt. Landoberschultheissen Hammer ausgefertigte. Wäre es 
nöthig, so Messen sich solche Nachweise für edle katholischen Horchen 
in Nassau beibringen, denen nicht wie z. B. der hiesigen Domkirche 
und der Wallfahrtskirche zu Bornhofen durch die letzte Säcularisation 
ihr Vermögen genommen worden ist. — - Was sodann die gesetzlichen 
Bestimmungen betrifft, so haben Wir deren in dem abschriftlich bei* 
gebogenen Rescrfpte vom 14. Decerpber v. J. ad N. O.E. 3085. und 
vom 1. Februar 1. J. ad N. 0. E. 266. aus dem gemeinen Rechte und 
unserer Parfcicuiar-Gesetzgebung angeführt. Um nicht allzu weitläufig 
zu werden, enthalten Wir Uns einer Vermehrung der dortigen Citate 
und begnügen Uns auf diejenigen Stellen des Römischen Rechtes hin- 
zuweisen, wekhe Thibaut, System desrjfcndectenrechts 8. Aufl. §. 1014 
Nöte i. für den Satz citirt, dass alle unbeweglichen Sachen der Kw- 
chen (und milden Stiftungen) und edle Sachen dar Römischen Kirche 
der praescriptio longi temporis nkMf fähig seien, und auf diejenigen 
des canoniachen Rechtes, welche Walter, Kirchenrecht 12. Aufl. §. 253» 
Note 10 und IL als Beweisstellen für das Vindications« und Resti- 
tutionsrecht der Kirchen bei ungültigen oder nachtheiligen Veräuße- 
rungen, sowie SWbwWe, System des Kirchenrechts §. 165. S. 676—685. 
als solche für den: Rechtssatz bezeichnet, dass wie durch Anweisung 
des Grund und Bodens zum Bau einer Kirche und den. wirklichen Bau, 
so auch durch deren Dotation das Patronaisrecht, an ^derselben er- 
worben werde. Die gesetzliche Anschauung über den Fragepunkt 
gipfelt in der bekannten Bestimmung, dass keine Kirche ohne mir 
sprechende Dotation für ihre Unterhaltung und verschiedenartigen 
Bedürfnisse erbaut werden solle c. nemo Ecclesiam 9. de Consecr. 
dist. 1. c, cttm sicut 8. de Consecr. Eccles. und c. 1, de Censibus; 
sodann Pontif. Rom. de henedictione et impositione primarii lapidis 
pro ecqlesia aedificanda gleich im Eingang, und de Eccles. Dedica- 
tiöne in der Allocutio Pontificis ad popftlum, woselbst auch die.Straf- 
bestixömüngen des Conciliums von Trient Sess. 22. cap. 11. de Ref. 
und Sess. ,25. c. 12, de Ref. gegen die Usurpatoren der Güter und 
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Zehnten emer Kirche in extenso allegirt. werden, Ete im corpus 
juris civilis wie im corpus juris «canonici klar ötatuirte Besitz- und 
Erwerbf&higkeit der christlichen Tempel wird demgeinäss von alten 
Lehrern des Komischen und canoniechen Rechtes als etwas ausser 
aller Frage liegendes behandelt. So schreiben t. B. WaMmr* Kirchm* 
recht 12. Aufl. §. 251. : »zunächst ist die Pfarrkirche oder das kfrch« 
liehe Institut als das Subject desselben (Etgenthntas am Eir chengfct) 
zu betrachten;« Schulte, Kircbenreoht 2; TL &. 487*: »Das ctai* 
nisehe Rechtsbuch wie auch das Römisch« reden stets von Sachen der 
einMinen Kfothen, deren proprietas, res propriae, res ad. jus* *t P*** 
prietatem alicujus ecclesiae spectaates, woraus sich zur Genüge nur 
die Anschauung einzig und allein folgern lassen kann, dass es die 
einzelne Kirche n. s. w. als Eigenthümerin ansehe;« Schenkt, jus eceles; 
§. 35&.: *Qui bona usibus ecclesiae sacrarunt, haec bona modo 'spe+ 
ciali voluerunt esse deo sacrataecckswsgtiö pröpria;* MiWenbruök 
in Glück's Gommentar 40* Th, §. 1488. *. S. 16.: »DnrA die öfletofc 
liehe Anerkennung der christlichen Kirche war auch »«gleich die 
juristische Persönlichkeit derselben anerkannt; doch hielt Kaiser 
Oonstantifi es föfr uöthig* der Kirche die Erbfähigkeit ausdrücklich 
zn verleihen. Nun hatten aber« die einteilten Kirchen und sonstigen 
religiösen Anstallten in vermögensrechtlicher Beziehung ihre selbst* 
ständigen, von denen der übrigen verschiedenen Interessen; es be- 
durfte daher besonderer rechtlicher Bestimmungen daröber v wie es 
gehalten werden solle, wenn Jekand ohne nähere Bezeichnung der 
Kirche oder A nstalt liberale Anordnungen geradezu f8r die Kirche oder 
für solche Zwecke treffe, welche mit derselben in genau«: Verbin- 
dung stehen. Hiervon ist bereits am a/O. ausführlich gebandelt wer* 
den (B. 89. S. 445—466.). Andere gesetzliche Bestiamungen be+ 
trafen den Fall, wenn die Verfügung sich auf ein« noch nicht vor- 
handene Stiftung bezog — wenn also die Stiftung din&r Kirche oder 
einer anderen religiösen Anstalt dadurch beabsichtigt wurde*;« B, 3& 
S. 466. : »Ganz willkürlich ist übrigens die Meinung mancher Juristen* 
dass die Einsetzung von J. Christo oder eines Erzengels oder Höiligeu 
ebenfalls als Einsetzung der Armen zu behandeln sei. 2« dieser 
Meinung haben wohl die Aensserungen unserer Bechtsquel&n die 
nächste Veranlassung gegeben, dass die Kirche ihr Vermögen zur 
Unterstützung der Armen zu verwenden habe, weshalb denn dasselbe 
auch im canonischen Rechte das Vermögen der Armen genannt wird 4 
Dadurch htm aber die Kirche 'nicht aufhören, das Mjefißkke &ub+ 
jeet diesem Vermögens zu sein; mitbin muss es her der Bestimmung 
des canonischen Rechte» bleiben, dass eihe solche Erbeseiösetziwg 
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auf die dem Heilande oder dem genannten Heiligen gewidmete Kirche 
iu beziehen sei r - oder, gibt es eine solche an dem Wohnorte dete 
Erblassers oder in dem Lande nicht, au f die übrigen Kirchen.* — Li 
gleicher Weise sprechen sieh auch der vom Königlichen Amte Elt<- 
ville citirte Böhmer und die vom Königlichen Hof« und Appellations- 
Gerkhte cithrten Schriftsteller ans. So sagt Böhmer, I. Par. Seci V. 
c. 1. §. 7.: »Possint verö bona eeclesiastica eonsiderari yd quateuus 
a sciß eceleeta adhoc posndentnr et ab iUa inde omnis utilitas per- 
eipitur; vel quatenus iHis qui eocleaae vel proxime vel remote in- 
serviurit, concessa öunt» ut inde -frueta« pereipiantv« §. 8.: >Refero 
ergo ad bona ecclesiaatica illnd omne quidqmd est in ejus (sc. eecle- 
siae) patrimonio jure quoeunque et ex quo eedesiae reditus augentur, 
unde et subsdUa huc referri posaunt .... >oritur inde universitas 
rerum et jurium ad eedesiem pertmentium, Uti est in ipsa eoelesia, 
palroecia, abbatia cum s«is pedanentiis, dominum ac terntoriis.t 
$.15.: »Qui quasi pater eccleaiae est h. e. qui eamexsfruxü ..... 
dotem etdesiae quam exstrweit sufßdtentem constituere^debet, adeo 
ut episcopus nön possit oonsentire in eistructionem ecclesiae nisiprius 
eonstet de döte ad conservationem epts sufficientei* §. 32. 2 »Inde ap- 
paret, eoelesiam illa bona (sc. eeclesiastica seu p&rochialia) possidere 
jure humam.t Cap. 3. §. 2. : »bona eeclesiastica Patrimonium ipaius 
eodisiae facta sunt«« §. &: » . . . . quamvis olim bona eeclesiastica 
foerintbona univeasitatis, eeoksiasticae, posiea tarnen deeiernnt talia 
WM,etpatwmonimnien^t>elpo^ Juseccles. pro*. 

T. 3. üb. 3. tit. 48. §. 10.: »qnod templa sine idoneadote subsiatere 
non possent.« §. 40;: »Equidesn ut taüa deafcruetio praeeaveatur, 
caütum est antiquis legibus, ut nnlla ecclesia sine suffidenie dote 
aediftearehtr.* §. 41:^Extrema hujud canonis verba doeönt, bona 
eedlestarnm rainis invotutarum quäe iefioi nequeunt, aliis uhuenda 
esse.« §. 55. : »Id itaqae evieium est, postqoam dos stifficiena eecle- 
räs noviter exstruetis tribui coepit, ex ejus reditibus hoc onus (sc. 
refectionis) praeatandum Msse.« Richter i& Retöeck's und WeUcer's 
Stoatslexiean Aufl. von 1&47, B. 8. s. v. Kirchenvermögen S. 212.: 
»Von dieser Zeit an ist der Satz, dass die Kirchen und kirchlichen 
Institute eis juristische Rationen des Yennögenserwerbes fähig seien, 
ein anerkannter, auch in die neueren Gesetzgebungen aufgenommener 
TheiVdes Rechtes:* —Jacobson im Weiske'schen Reehtslexicon «. v* 
KircbfengoiiS. 147.: »Die gemeinen Kköbensaehen bilden das eigeafc* 
Hohe Kkchekvermögen, Patrimonium, peeuUum eedesiae^ S. 135.: 
»Veriusrarung bezeichnet hie* jede dauernde Veränderung eines der 
Kirche eufahörtgen Oöjectes, also nicht nur ßrmUdhes Aufgeben des 
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Bxgenihtims durch Verkauf u. s. w.« S. 132: »Als Vertreter der 
Kirche können sie (sc die Verwalter des, wie es S. 129. heisst, der 
Kirche überhaupt eigerUhünüich zugehörigen Gutes) auch für dieselbe 
Process fahren, handeln dabei aber nur in ausdrücklichem od» still* 
schweigendem Auftrage der geistlichen Oberen und mftssen sich auf 
Verlangen des Gegners ordentUch legitimiren. Verfahren sie ohne 
höhere Genehmigung, so verpflichten sie die Kirche nur. soweit als 
eine vorteilhafte Entscheidung erstritten ist, wie sie überhaupt hei 
Eingehung lästiger Verträge ohne Autorisation der Oberen die Kirche 
nur soweit abligiren, als eine in rem versio erfolgt ist.« S. 118.: 
»Justinian bestimmte nachher, dass wenn Christus zum Erben er« 
nannt sei, darunter die Kirche des Wohnortes des Testators zu ver- 
stehen sei; ist ein Erzengel oder ein Märtyrer eingesetzt, so ist es 
die diesem geundmete Kirche des Wohnortes, oder wenn es dort an 
einer solchen fehle, die der Hauptstadt der Provinz Im Falle des 
Zweifels solle die Kirche den Vorzug haben, eu der der Erblasser 
besondere Zuneigung während seines Lebens gezeigt, und wenn dies 
nicht nachweisbar, die ärmste Kirche.* Ferner s. v. Kirchen-Gebäude 
S. 105.: »Die weltliehe Gesetzgebung bestätigte dies und trug über- 
haupt für eine gehörige Dotation der eineeinen Kirchen Sorge. Jede 
sollte wenigstens einen mansus haben, der von allen Zinsen befreit 
nur für den bestimmten Zweck zu gebrauchen sei.« S. 106.: »Auch 
nach der Aufhebung der alten Verthetlung des Kirchengutes wurde 
doch nicht überall die Kirchenfabrik selbst abgeschafft, vielmehr 
nach und nach eine solche, wo es thunlich war, wieder begründet. 
Dazu nahm man einen Theil der Oblationen, welche nach bestandener 
Observanz verschieden dem Pfarrer und der Kirche zugewiesen wurden, 
die der Kirche zugefallenen Geschenke und Legate .,.,« — 

Die Erwerb- und Besitzfähigkeit der Kirche als juristischer 
Personen steht denn auch, dem gemeinen Rechte und der allgemei- 
nen Doctrin entsprechend, in Nassau bis zur Stunde in anerkannter 
Wirksamkeit, wie die fest täglich vorkommenden Gesuche der Kirchen- 
vorstände um die Ermächtigung zur Annahme von an ihre Kirchen 
legirten Messstiftungscapitalien und die bezüglichen jährlichen Ver- 
öffentlichungen der Vermächtnisse an katholische Kirchenfonds im 
Intelligenzblatte sattsam beweisen. Eben darum hat es sich auch 
noch niemals ereignet, dass die Rechtspersönlichkeit 1 einer Kirche 
processualisoh bestritten worden wäre: doch sind zur Einsicht die 
beigebogenen Erkenntnisse des Amtes Wiesbaden vom 5. August 1857, 
des geehrten Gerichtshofes selber vom 16. October 1857. ad N. H. und 
A. G. 7104. und des Oberappellätions-Gerichtes vom 26, Februar 1858 
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ad Nr. 24. in Sachen des katholischen KircbenvorstaHdes zu Niedere 
gladbach gegen den Centralwaisenfonds wegen Herausgabe einer 
Erbschaft ein ganz evidenter Beweis dafür, dass alle drei Gerichts- 
stellen wie die gegnerische Partei die Erbfähigkeit der katholischen 
Kirche zu Niedergladbach, und damit im Princip die gesetzliche JGr- 
teerbfähigkeit -der katholischen Kirchen überhaupt, als irgend einer 
Anfechtung unterliegend nicht von ferne betrachtet haben. Auch 
die Darstellung der im Trieriscfa gewesenen Theile des Bisthums gel- 
tenden Bestimmungen über die . Kirchtobaulast in Flach!s Entscheid 
düngen nnsera Oberappellations-Oerichtes Th. 2. S. 17 # folg. enthält 
Stellen, so gleich üni§. 1. Abs. 1., welche ausser Zweifel; setzen/ dass 
die Nassauische Jurisprudenz die Pfarrkirchen als erwerbfihig he* 
trachte. Unter so bewaadten umständen dürfen Wir wohl mit Zu- 
versicht erwarten, dass KönigL Hofe- und Appellations- Gericht den 
Recnrs des Herrn Pfiarrverwalters Bölke bei weiterer gefälliger Er- 
wägung Vollkommen begründet finden und die Königliche Landober- 
schultheisserei Eltville zur Verbriefung dgstin Rede ; stehenden Immo- 
bilien-Ankaufes für die 4 katholische Pfarrkirche zur allerseligsten 
Jungfrau Maria in Hallgarten anweisen, werde. 
, Hiermit könnten Wir .dieses, ergebenste Schreiben, schliessen, 
wenn; rieht die geehrte Stelle in ihrem Decrete vom 26. März iL J. 
sich dahin ausgebrochen hätte, dass der dem amtlichön Bescheide 
zu Grund gelegte (angeblich von Böhmer gelehrte). Bechtssatz auch 
von Savtgrvy y Azw>R<)tteck y s<&en Staats*« und dem TFmfe ? sCifemRechts- 
leiicon aufgestellt worden sei und in dem Edkt vom 9. Oktober 1827 
Ausdrück gefunden habe. Dies nöthigt uns die Aufmerksamkeit de» 
Königlichen Hof- und Appellations-Gerichtes darauf hinzulenken, dasä 
die Ansicht, als ob das kirchliche Vermögen nicht gegenüber denat 
Staate, und anderen Religionsgemeinschaften Eigenthum. der GesammV 
Kirche, und innerhalb der Kirche nicht; eigentümliches Stiftftngsarer* 
mögen der, einzelnen es zu ihren! Theile stiftungsroässig besitzenden 
kirchlichen Institute , Stiftungen und Corporationen (Klöster, Capitel 
u. s. w.) resp. ihrer verschiedenen Titel (Gott, Christus, Maria,, Engel 
und Heilige) sei, sondern Eigenthum. der Paroehianen, der Gemeindet 
güederv abgesehen davon, dass .sie alles und jedes Anhaltes in den 
Geseitaen entbehrt* schon deshalb »auf dem katholischen Rechtsgebiete 
Geltung nicht beanspruchen kann, weil sie absolut unverträglich ist 
mit dem* katholischen Dogma resp. der Lehre der heiligen Schrift 
vom der Person unseres seiner heiligen Menschheit nach zum Erben des 
WeitälL* gesetzten Erlösers, dem alle Gewalt übergeben im Himmel 
uhd auf &<tenVHebr. 1, 2., Mafcth. 28, 18.; von der.Edrohe als dem 
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Hause/Gottes (1. Tim. 8± 15.,), als dem Leibe und der Braut Christi 
(Ephes. 1, 22. und 123., 5, 23 folg;? Apoöt. 19, 7.) ; von der kirchliche» 
Hietarehie, welche* den. Papst ab Stellvertreter des unsichtbaren 
Hauptes der Kirche ander Spitae, Christum den Herrn zu verfaßten 
hat (Matal. 16, 18. 19.; 18, IL; Joahn* 20, 21. ; Auetor. 20, 28.), 
and von der Zusammengehörigkeit der ün Himodel triumpbuendea^ 
auf Erden streitenden und im Reinigungsorte leidenden Kirche ak 
einer vom ihrem göttlichen Stifter geordneten und unzertrennUchen 
Einheit (Ephes. 1. 20—23.; 4 f 4—7*). Die gedachte. Ansteht, mit 
dem protestantiechen Widersprüche gegen den Charakter der Kirch* 
als einer von. Christus gestifteten Anstalt zur sichtbarem Vertretung 
seines prophetischen* hohenpriesterliohen und königlich«! Amtes eng* 
ausfemmeiihängend, ist auch lähgst auf das Gründlichste wn 

GeneraMaatsi^oeworator Dr. S^jp: Kechte dea Pfarramtö der 

katholischen Kirche (Kegeniburg 1841) Bd. 1. SvlOO foig. f und'i 

das i^datliche Verhältnis* der katholischen Bischöfe Deuisehknd» 

- : (Mama 1854) S. 40 folg;; , ; . - 

Stadtgerichtsdir«3tor iT. Bvdt: die Kirche und ihre Bistit»*e 

auf dem Gebiete dea Vermögensrechtes (Soest 1845) ; 

. - GberappeUatioasgerichterath Dr. Eher* in Schäfer'* Archiv 

ifilr praktische RecbtsFfrifeswtsrehaft (B^ensbttrg 1853) Bd. 1;; und 

Professor Dr. Schulte in Prag* Disttrtatia maugurUis da 

rentm eoeläsiasticarum Domino secandüm präeoipta juris eecle* 

sästiei catholiöorum eommanss (Berolini 1851) Und: Kirchen* 

reeht TM.IL§. 94, 

widerlegt worden, und hat namentlich Eveli die Unverträglichkeit 

derselben mit dem ka/thoMsehen Dogma,, Schulte die absatate HaftH 

keigkeit detseiben gegenüber den» positiven Rechte in gelungenster 

Weise daagethatt. Sie aäblt auch fcenen einzigen namhaften kathä- 

Hschea Kirchenmehtsleharer der Gegenwart au { ikrea Vert*e4ero r und. 

hat deren auch in der VeTgan^enbeifcnkmals gehabt. Erst zii Kaiser 

Joseph* II. Zeiten haben Hofeanoniaten behitfs Bechltertigäng de* 

Staativenrgewaltigiingen dieses Fürsten am Kirohengirte es< gewagt, 

dieselbe au rerlautbören. Zum Belege hiefür erlauben Wir Uro saß 

die äusserst tharakteristiache Stelle in Glück? $ Conutoentar ThL 2. 

§. 1G7. hinzuweisen, wo es u. A* heiast: »das* diel res divint 3111» 

von den heidnischen Römern als ein Eigenthum , der öötler sind äa^ 

gesehen worden, habe ich fcchon oben (8. 4ftl.) betoetkt. Aa Herta 

Sachen konnte sich dahar kein Mensch einige» ßecht zueigne* »<* . m<* 

Ob- nuÄ gleich diese önmdsätze das Gepräge dea keidnisehen Alke* 

giaabeüB aArvnAewiibar an sich tragen (*- wie i seht- Glück hierin ütt* 
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ist dos Mws m der oben angeführten Abhandlung und aus EveH 
1. o. zu ersehen — ), so erhielten sie sich dennoeh .... auch unter 
den christlichen Kaisern. Man glaubte, dass geweihte Sachen durch 
die Gonsecration eine gewisse innere Heiligkeit bekämen und ein 
besonderes Eigenthum Gottes oder Christi oder der Heiligen würden, 
denen sie wfiren geweiht worden. Die Verordnungen der christlichen 
Kaiser- söwoM als der Canctiien %md d&r Päpste geben ms hierein 
die^mwid&rlegtichsten Beweise ....... Allein heutigen Tages den- 
ken selbst die Katholiken über das Eigenthum der aum Gottesdienste 
geweihten Saoh€» richtiger. loh will zum Beweise nur einen der 
grdBsten Canohisten unseres Zeitalters, den Joseph Valentin JEybeU 
(-^•derselbe ist bekanntlich schon längst verschölle*; Philipp's Kiu* 
ohenreebt Bd. 8. SL 374. nennt ihn mit Rautenstrauch als einen der 
»eifrigsten Vertbeidige* der verderblichen Lehren des Febroßknismus, 
der durch seine Schrift: Was ist. der Papst? Veranlassung zu seiner 
Cohdemnatian und m seiner Beschämung durch einen ausgezeichneten 
protestantischen Schriftsteütfr — » Je& vm Mütter ■..«- gegeben habe) 
»re&n lassen, welcher in seiner vortrefflichen Einleitung in das ha« 
tfcoüjche Kivchefflreehti Grundsätze davon vorträgt, die müdem Lehr« 
begriff des protestantischem KirehenrecMs auf dm Genaueste übep- 
titostmmen. Es ist richtig«», sagt dieser aufgeklärte Katholik, wenn 
iah dasjenige, was sum Dienste Gottes bestimmt wird, vielmehr Gott 
geweiht als Gott geschenkt oder Gott tum MgenÜmm gegeben nmm 
: ; . : Fragt man nun aber, wo denn das Eigentumsrecht hinkomme* 
desse» sieh derjenige begibt, der seine Sache einer Kirche opfert* so 
ist-dfese Frage sehr leicht m beantworten. i. Bsl kommt nämlich auf 
dbnjefiigen^cfe*» diese Kitrehe gehlrt.:.* Haben nun siirantliche 
Mitglieder eines> Staate» zu gemeinschaftlicher Einrichtung qad AiMh 
öbung des Gottesdienstes mit einander heimtragen* so ist das Eigea* 
thttmvefe dieser ganzen Stiftung beim ganze» Staat odtr bei dem 
Hfcsien, aufweiche» Alles, was der Staat Eigentümliches hat, mit- 
telst des Thtierwerfungsvertrages Übertragen werden id. Haben aben 
iwr einzelne Gemeinden im Staate unter sich zwr Stiftung gotte*- 
dieiisttfcher Sachen beigetragen T so sind zwar dieselben derjenigen 
Öemeittfotott>der Bürgerschaft eigen, welche sie zn iharer BeügioHflk 
«bang uuf ihre gemeinschtfttiohe Kosten angeschafft hat; allein das 
nrnjeettttafoe Beefct der oberste Auflacht m Religion*- und Kirchen« 
ssjchen-Stehfe deü* Landesfürsten a«eh ober die den kirchlichem Ge- 
melden' ü» Lande gehörigen Güter zn, vermöge, welcher er eich in 
im Fä&tn, m e& Sie Bedürfnisse. des ganten Staates erheischen^ 
ä%m Sir4heneigmthums eemer Bürger auch mier ihrtn WXhm 
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zur Rettung oder Erhaltung des Staates zu bedienen berechtigt ist. 
Haben endlich einzelne Personen hat aber der Stifter verord- 
net, das* die bestimmten Güter dazu verwendet werden sollen, an 
irgend einem Orte eine Kirche zn einem öffentlichen Gottesdienste 
einer christlichen Religionspartei zu erbauen and einzurichten; so 
sind dergleichen Güter als öffentliche Sachen dem Staate oder des- 
selben Regenten mit dieser Bedingung übergeben worden, dass wenn 
die Bedürfnisse oder der Nutzen des Staateö nicht eine andere Be- 
stimmung desselben erfordern sollten, sie naeh dem Willen und Ver- 
langen desjenigen, der solehe gestiftet hat, verwendet werden sollen.« 
Dem hier in crasdester Weise behaupteten staatsabsolutiatischen 
Rechte 4er Kirchenberaubung nun, welches bekanntlich die franzö- 
sische Schreckensregierung ' bald darauf mit der Verfolgung der 
christlichen Religion praktisch gemacht hat, nicht aber der Rechts- 
fähigkeit der einzelnen Kirchen, treten Rotteck, das Rechtalexieoa 
und Savigny an den im Decrete des geehrten Gerichtshofes citirten 
Stellen in anerkennenswerther Weise entgegen; letztere* vertreten sie 
vielmehr ausdrücklich, wie die oben ausgehobenen Stellen aus Boh~ 
mer, Rotteck und dem Bechtslexicon evident beweisen, und folgende 
Aeüsserungen Savigntfs 1. b. S. 244: »Die. zweiten (sc. juristische 
Personen) pflegt man mit dem allgemeinen Namen , Stiftungen m 
bezeichnen. Die hauptsächlichsten Zwecke derselben bestehen in; 
Religionsübung (wohin die höchst mannigfaltigen kirchlichen Insti- 
tute gehören) i Geistesbildung, WoMthätigkeit. (Amnerk. .Wie. un- 
passend es ist, den Namen der Corporationen ftr alle juristischen 
Personen zu gebrauchen, lässt sich leicht an manchen Stiftungen 
recht auffallend wahrnehmen. Wollte man z. B. ein Hospital als 
eine Corporation ansehen , wer wären denn die einzelnen Mitglieder, 
deren collective Einheit als. Subject des Vermögens betrachtet werden 
könnte? Die in dem Hospital verpflegten Kranken, gewiss nicht; 
denn diese sind blöd Gegenstände der Wohltätigkeit, nicht Theil- 
haber an dem Vermögen der Anstalt. Das wahre Subject der Rechte 
ist also ein als Person anerkannter Begriff, nämlich der Zweck de* 
Menschenliebe, der an diesem Orte, auf bestimmte Weise, durch be- 
stimmte Mittel, erreicht werden solL) Auch hier aber finden sich 
nicht selten Uebergänge, die eine scharfe Begrenzung beider Classen 
ausschlössen; ja sogar Institute derselben Art haken' in,vettcbiede~ 
nen Zeiten bald der einen, bald der andern Glaase angehört. So z. B. 
sind die Domcapitel und Chorherrenstifter zwar kirchliche Institute, 
zugleich aber wahre Corporationen. Die höheren Lehranstalten waren 
bei ihrer Entstehung wahre Corporationen, und zwar naeh Verschie* 
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denheit der Lander bald der Lehrer r bald der Scholaren; in neueren 
Zeiten, aber sind sie immer mehr Untemchtsanstaiten des Staates ge- 
worden: sie erscheinen nun nicht mehr als Corporationen, obgleich 
noch immer als jurisiisohe Personen, dl h. des Vermögens fähige 8ub± 
jectei* S. 264.: »Seitdem nun unter der Herrschaft christlicher 
Fürsten die kirchlichen Institute als juristische "Personen auftreten, 
welches ist hier der Punkt, wohin wir die Persönlichkeit «u vei* 
setzen haben, oder, wie haben wir uns genau das Subject der ihnen 
anstehenden Vermögensrechte zu denken c S. 271.: »Der entschei- 
dende Beweis für die Richtigkeit dieser Behauptung ist derselbe; 
weither oben für die individuelle Persönlichkeit der einzelnen Kür* 
chen, insbesondere der Parochim, geführt worden ist. Denn auch 
milde : Stiftungen sind durchaus fähig , sowohl unter einander, >als 
mit dein Staate, den Städten, dpi Kirchen* in* so mannigfaltigen 
Bechts Verhältnissen zu stehen, wie sie nur unter Voraussetzung., ju» 
ristischer Selbstständigkeit möglich sind.« S. -267.: »Sie weiten d& 
mit (sc. mit dein Satze, dasshdie individuelle Kirchengemeinde, diö 
Gorpot ation \ der au einer bestimmten Kirche gehörenden Christen, 
Inhaber des Kirchenvermögens sei), abweisen die Meinung derjenigen; 
welche entweder, alles Türchengut überhaupt der UhiversklMrche, 
oder .das in jedem bischöflichen Sprengel befindliche Kirctoengut 
dieser Biocescmkirche als Gemeingut Zuschreiben. Sie führen gegen 
diese Meinung als entscheidend den Grund an, dass zwischen dem 
Pfarrvfettnögen zweier Pärochianen Bechtsverhältnisse aller Art vor- 
kommen kfitenen, namentlich Brwefb und Verlust durch Verjährung, 
sowie die Errichtung von Prädialservituten, welches nur unter Vor- 
aussetzung von zwei gänzlich getrennten Vermögensmassen mög- 
lich sei.« 

/Was Semgny hier äagt, gilt namentlich auch von dem 
(S; 26fr folg.) von ihm für seine Meinung cüirten Gonade* Tettez, 
wdäss die Lehre dieses Canonisten dienlich ist, äie Ansicht Sävigny'ö 
War -zu stellen. Wie wenig es nun die Memmg dte'&'JVHofc auch 
nur voa ferne ißt, dass die Bärchen keine /Besitzfähigkeit hätten, 
geht jaus jeder Seite seines berühmten Commentars zum üb, III. 
Tit. 13. de reb. Eocl. unzweifelhaft hervor, indem er z. B. zum cap. 1. 
u. A. Nr. 4. sagt: »cum dominium rerum ■ cujusgue •Ecclmae nori 
in communi ad Ecclesiani , sed in particülari ad taiem spectet . . . . 
et Beelesia, peneä quam dominium residet, est res inanimata atque 
ita can&ensum praestare non potest.* Und wie absolut unmöglich 
es. igt* daa Wort, »communitas,« dessen O. Teüez an der durch Sta* 
nigny angefiihrten Stelle sich, bedient, von den ParocJäanen zu ver- 

AkUt Ar Xlrcfcenrtcht. XX. 10 
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stehen, beweisen die unmittelbar folgenden Worte: »persona singularis 
aen ut talis, sed nt pars et membrum communitatis habet in ipsis 
rebus jus ttfendi ad sustentationem, cum bac tarnen differentia, qnod 
alias *et tantam membrum simplex, ut Canomcus, et ilhrni tawhm 
habet «sinn; alius vero est membrum principale et Caput totius 
covmUKÜaiiSy ut Episcopus, qui habet dispensaUonem et distri* 
butionan;* sowie die vorher im Contexte stehenden Worte: »domi- 
nium rerum Eoclesiae reaidere penes Ecclesiam illam particularem, 
eui tolia bona applicato sunt pro data,* welchen Wir aus dem Com- 
mentar zum cap. 5. h. t. die weiteren beisetzen (Nr. 10.): »Est enim 
valde Gonvemens.Ecclesiae, tit ei conserventur bona proprio,, ex qui- 
büß sumptus exhibeat ad alendos ministros et instanranda aedificia, 
cum sme bonis .temporaMbus stare nonpossmt;* und (Nr« 13.): »Ao* 
cedit, quia Eccleeia ipsa, penes quam dominium residet 9 expers est 
awinri seu ccnsensus; nnde cum alienatio explicari debeat per ejus 
Praelofoe. et Uli tantum «int admimstratores , possont res ipsas 
distrahera« Wäre noch irgend ein Zweifel möglich, ob Gonzalez 
Teile* nicht vielleicht doch unter der communitas die Parochianen, 
keineswegs aber die der Kirche vorgesetzten -Kleriker verstehe (vi 
caj>, L h. t, Nr. 4. und 5. spricht er ebenfalls wie an den eben an« 
geführten Stellen von Canonici und dem consensus clerieorum), und 
$b er wirklich den Kirchen ohne alle Bezugnahme auf Parochianen 
die Rechtsfähigkeit vindicire* äo müsse derselbe jedenfalls vollkommen 
bei /Lesung desjenigen schwinden, was der Autor zum Xib. HL Tit, 
40, de consecr, Eccles., namentlich zu cap. 5. lehrt, .woselbst er z. B. 
gleich anfangs schreibt: >qui fecit Ecclesiam cmsecrare, tenetur 
eem doiare,* und Nr. 2.: »probavi, jus patronatus acquiri ex cm* 
structione Ecclesiae et (ex) ejus dotatione.« 

Bei so bestimmter Festhaltung der Eeohtspeis^nüchkeit der ein- 
meinen Küchen und kirchlichen Institute Seitens der betreffenden 
Schriftsteller kann' unseres Dafürhaltens über den allein zulässigen 
Sinn ihrer Ansicht, . dass die Gemeinden (und nicht Christas, Gott, 
der Titul&rheilige der Kirche oder die Oesammtkirche) Subjecte des 
Vermögens ihrer Kirche seien , ein Zweifel nicht obwalten, und ans 
derselben mit Recht um so weniger gefolgert werden, dass der Pfarr- 
kirche zu Hallgarteü die Erwerbfähigkeit abzusprechen sei, als die 
gedachten Autoren (für Böhmer beziehen Wir Uns gerade auf die 
vom Königlichen Amte citirte Stelle/ resp, auf J. E. Prot. Tom. II. 
lab* 3. Tit. 5. §. 31.) ja nach dem letzten Subjecte des dm Kirchen 
gehörigen^ in deren Besitz befindlichen Vermögens forschen, und als 
denselben geräfts nicht entgangen ist, dass'nicht selten m einer und 
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der nömäichkn Ifarrei (Qbmemfo) mehrere Kirchen mit etgeMthüm* 
Uchem Vermögen bestehen (t. B. in der hiesigen und in der Frank- 
furter Stadtpfairei drei!), welche jede* Bechtsgeschftft unter sich 
machen können — Kauf, Tausch, Schenkung u. s.w., was Alles un- 
statthaft und undenkbar wäre, wenn nicht die betreffenden Kirchen, 
sondern die, Gemeinden, für deren religiöse Bedürfnisse sie bestimmt 
sind, Eigentümerinnen ihres Vermögens im emirechtlichen Sinne sein 
tffaden. Wir können hier die Bemerkung nicht unterdrücken^ dass 
es im höchsten Grade befremden müsse, wenn den Kirchen '-die ifinen 
nach Tclqren, Gesetzestexten zustehende Rechtspersönlichkeit ab- ijnd 
den Gemeinden, im Gegensätze zu denJPfarreim als vermögensfähigen 
Instituten, ah»* den PäreChianen ohne jeden gesetzlichen Text 
dte Rechtspersönlichkeit wollte zugesprochen werden. 

. Es erübrigt Uns noch darauf hinzuweisen, dass auch in dem voni 
Königlichen Hof- und Appellations-Gericht für den abweisenden Amte- 
besebeid angezogenen Edicte vom 9. October 1827 ausdfücklish, unter 
§. l.pds. MS. der Raclffiungsüberschüsse der Localhirchenfonds ge- [ 
dacht , sonach di^ Besitzfähigkeit der einzelnen KircfiejT (und zwar 
nicht blos der Pfarrkirchen!) anerkannt wird» und d^ss die pos. 17, f 
vorbehaltene Beiziehung der J&ztikmgeineinderi zur Deckung eines 
Fondsdeficits offenbar Nichts für deren auch sonst: nirgendwo, na- 
mentlich auch nicht in einem Nassauischeri Gesetze; ausgesprochene* 
Corporationsberechtigung beweisen kanü, am Wenigsten zum Nach- 
theile der^Beobtspersönlichkeit der Pfarrkirchen, denen ja häufig 
wegen Unzulänglichkeit ihres. Doialvermögens die Parochianen Steuer- 
^ijbräge «ahlep jnüssen — wohl. ein gewichtiges Argumejat dafür, 
dass dieselben nicht Eigenthümetr der Pfarrkirche und ihres Vermö- 
gens i» emirechtlichen Sbne' sein können. Dem erlauben Wir Uns 
diä Bömerkuhg* beizufügen,, dass unstreitig im Sinne Savigny's u. s. w. 
die Katholiken Nassaus als das Eigenthumssubject für den katholischen 
C.e^trai^^'clipnfQiids geltea ,mü§iseu, da^s, a^bex das £öEigliche ] Hof- 
und AppellaAionHäerieht gewiss ; deßseft .ungeachtet diesem Fonds die 
ItectifcsjtffraSnlichkeit? nioht wird' abdptfacben w6Uen. Die Anwendung 
ättf ddh : rtibr. Fall ergibt sich von seifest. 

~ Schliesslich. bitten Wur um baldgefällige Erlecligmog dieses er- 
gebensten Schreibens und demnächatige Bückgabe der Anlagen, 

Limburg, den 27. Mai 1867i • ' 

Bischöfliches Ordinariat. 

• (gez.) Dr. Klein. 

10* 
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8. -Erlern des Konigl. preuss. Cultministeriums dd. Berlin, de*. 

18. September 1867. 

Aus Anlass des gefälligen Schreibens vom 14. Juni c. habe ich 
zur Erledigung der von Ew. Bischöflichen Hoehwürden gegen die 
Verfügungen des Amtea in Eltville vom 28. Januar d. jT und des 
Hof- und Appell^tions-Gerichts zu Wiesbaden vom 26. März d. J., 
Wodurch die Beurkundung eines Kaufvertrages über Immobilien auf 
den Namen der Pfarrkirche in Hallgarten als Käuferin verweigert 
wurde« erhobenen Beschwerde , die Vermittelung des Herrn Juitiz- 
Ministers in Anspruch genommen. 

Da der Gegenstand der Beschwerde nicht zu der, den Geschäfts- 
gang betreffenden Oberaufsicht des Justizministers über die Gerichte 
gehörte* sondern eine Frage des materiellen Bechts betraf, worüber 
von den Gerichten im Instanzenzuge zu entscheiden war, so hat der. 
Herr Justizminister die gedachte Beschwerde dem vormaligen König- 
lichen Ober- Appellationsgericht in Wiesbaden, von welchem nach 
Lage der Verhandlungen eine Entscheidung noch nicht erfolgt war, 
zur ressortmässigen Verfügung überwiesen. 

Von dem letzteren ist unter dem 22. Auguste die abschriftlich 
beifolgende Verfügung erlassen worden, wodurch die erhobene Be- 
schwerde ihre Erledigung gefunden hat 

Im Auftrage des Herrn Ministers der geistlichen- Unterrichts- 
tind Medicinal-Angelegenheiten 

Ulrich. 
• ..''An ■ 
dee Bicbofs von Limburg Herrn Dr. { : 
Blum Bischöfliche Hochwürden 

zu Limburg. . 

9. Beeret des Konigl. Ober-Appdlationsgerichts zu Wiesbaden vom 

22. August 1867 , 
auf die Beschwerde des Kirchenvorstandes zu Hallgarten, Königlichen 

Amts Eltville, 
wegen verweigerter Verbriefung eines Inuüobi- 
lieukaufsaufdenNamen der Pfarrkirche daselbst, 
Dem Beschwerdeführer wird auf seine gegen das Decret des 
Königlichen Hof- und Appellations-Gerichts dahier am 26. März d. J. 
ad Nr. 2796 und 3032 erhobene Beschwerde eröffnet, dassdie Kö- 
nigliche Landoberschultheisserei zu Eltville angewiesen worden ist, auf 
desfallsigen erneuerten Antrag der Contrahenten, den von dem Kirchen^* 
vorstände zu Hallgarten mit Bernhard Kitzinger und dessen Ehefrau 
abgeschlossenen Immobilienkauf vorschriftsmäßig zu verbriefen und 
demnächst die Ueberschreibung im Staatsbuöhel in den für das übrige 
Vermögen der Localkirche bestehenden Artikel mit dem Eintrage des 
katholischen Kirchenfonds als speciellen Erwerbers zu bewirken. 
Wiesbaden, den 26. August 1867. 

Königliches Operaj^dlations^ericht. 
(Fortsetzung folgt.) 
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Erlasse 

das Fflrstprimas Enblschoft Johanne« Simor ton Gran Aber die ¥olka-Er* 
xiehnngsvereine In Ungarn. 

1. Cum schötae et institutionis prolium in eadem commendatur, et 
de coetibus sie dictis scholaribus. {Nr. 1214.) 
Qui historiam primis labiis degustavit, novit profecto, Eccle- 
siam Catholicam esse matrem scholarum , et institutionis pubi suc- 
crescenti impertiendae, ut adeo historiam institutorom litterarioram 
recensere idem sit , ac elogia Ecclesiae in erigendis ac conservandis 
scholis, in custodiendis et ab interitu vindicandis litteris ac litterarum 
adminiculis enarrare. Notae sunt scholae claustrales, quae tot fere 
numero exstiterant, quot claustra erigebantur. Quis porro ignorat 
parvisia,. sive scholas elementares,. in porticu, sive atrio aedium sa- 
craruin exstruetas, ac a pube parochiana institutionis in litteris hau- 
riendae causa frequentatas. Nimirum ut Ecclesia divinae, quam ab 
Unigemto Dei Filio aeeepit missioni docendi his verbis : »euntes do- 
cete omnes gentes, baptizantes eos in nomine Patris et Filii et Spiritus 
Sancti, docentes eos servare omnia, quae mandavi vobis^c curatius 
responderet, institutioni, quam in Ecclesia impertivit, scholasticam 
omni tempore addidit, ministris suis gravem injungendo Obligationen*, 
ut ad impertiendam tarn illam, quam etiam hanc institutionem soler- 
tissime ineumberet. Quis constitutiones Summorum Pontificum, aut 
Synodorum decreta recensere valeat, quorum tenore omnibus ad vi- 
neam Domini vocatis operariis inculcatur, praeeipuam muneris sui 
partem esse: nedum palmites (nempe adultos fideles) viti Evangelicae, 
seu Christo Domino insitas, per charitatem Dei ac crebra virtutum 
exercitia Eidem unitas conservare, aut verbo et exemplo purgare a 
vitiis, ut fruetuum plus afferant; verum etiam suecrescentes olivarum 
novellas, (parvulos videlicet), necessariis doctrinae Christianae prin- 
cipiis ita eicolere, ut illae quoque expeetatum tempore suo faciant 
fruetum 2 ). Quod cum ita sit, non miremini FF. et FF. in Christo 
dilectissimi, quod eidem argumento inhaeream et instem, ut juven- 
tutis educationem ac institutionem summopere curae cordique habea- 
tis. Succrescentem pubem instruere juxta christianae vitae prae- 
cepta, atque eorum cordibus habitum virtuos et pietatis paulatim 
imprimere, sacrorum ministrorum merito praeeipuum munus reputa- 



1) Matth. 28, 19. 20. 

2) Joannes 15, 1—7. 
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tur. Etenim si suum decorem conservet Ecclesia, si verae pietatis 
specimina etiam nunc inter fideles conspiciantnr, si patriae leges at- 
que instituta quid firmamenti tabeant, si denique mnltarum familia- 
rm» ipgenita quasi sit religjo, et morum hon^st^s ,}iaereditate a4 
posteros transmittatur intaota, profoeto haec oipnia a recta prolium et 
adolescentium educatione ac formatione maxime sunt repetenda ; prout 
vicissim ubi prolium educatio et institutio culpa parentum ac pasto- 
rum negligitur, illa oculis objiciuntur tristia sane ruditatis ac moralis 
depravätionis spectaculä, quae in circularibus ddto 30. Aügusti h. a. 
Nr. 754. dimissis litteris adumbravi. Hinc est, quod qiiicunque hü- 
manae societatis malis mederi efficaciter intenderint, initium suae 
missionis ab hominum incunabulis repetant, sit necesse. Nee id ig- 
norat adversa Beligioni et recto in Civitate ordini impietäs, quae 
dum homines pervertere et corrumpere connititur, juventütem suis 
telis maxime impetit. 

Quum Vos magistri atque duces populi in via salutis sitis, par- 
vulos convocate, in medio eorum munus doctoris agere in deliciis ha- 
bete ; dum adhuc tenelli sunt, eis viam, quae ad templum Domini et 
ad atrium ejus, nempe .scholam ducit, ostendite; grandiores contra 
mundi illecebras, contra falsas atque perversas doctrinas praemnnite ; 
scholas quotidianas frequentissime adite, visitate; dominicales vero 
instituite, fovete. Scio quidem e querimoniis Cleri Dioecesis, quam 
antehac per decennium gubernavi, sed ex illis etiam, quae Vos mihi 
e decanalibus congregationibus vestris proposuistis , in quantas rem 
scholarem procuraturi offendatis difflcultates, quarum haud postrema, 
imo vix nori palmaris ac praeeipua ab indolentia, ut ne dicam supina 
multorum parentum in prolibus suis ad scholam expediendis negli- 
gentia provenit, quae eo difficilius removetur, quo rarius ii Vobiscum 
cooperantur, qui possent, ac vi muneris sui etiam deberent Vobis' in 
depellenda parentum ineuria ac negligentia ope et auetoritate sua 
adesse. Interim quod vestrarum partium est, indefesso zelo ac dili- 
gentia agite. Ante omnia hie etiam bono exemplo praelucete. Videat 
populus, quod scholam frequentissime . adeatis , experiatur , quod in 
eadem libenter commoremini, convincantur proles, quod üi Vobis etiam 
intra septa aedium scholarium patres sui amantissimos habeant. Et 
procul dubio diligentem institutionis in schola frequentationem multum 
promovistis; omnem vero in casum obturavistis ora eorum, qui cla- 
mant, Cleri seu ineuriae seu ignaviae tribuendum, quod scholae ele- 
mentares tarn multum desiderari abs se patiantur. Sine hoc exemplo 
verba vestra, quibus parentes ac proles monetis, obsecratis f arguitis 
■j|e increjatis, non multum, imo nihil habebunt roboris et eföoaciae; 
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loquemini veJut ae$ fpnai*, aut cymbalum tinaiens, eritis ricut' vo* 
dama&tüi in deserto. >Coepit Jesus facere et d*cere< *) ergo priu* 
fecit, dein docuit. Eu norma in omni ramo muneris paetoralis s*- 
quenda tutissima, quia p er Dei Rlium cooseorata, Procul dubio non 
©ffugönmt attentipaem yestram molimina, recentissin&o tempore 00 
directa, ut res polaris per coadunandos coetus sie dictos scbolares 
premoveretur, qui nen praeeipiuntur, sed dumtaxat commendantur, 
Molimina haöc tantum abest, ut reprobari debeant, ut potius laud&ari 
mereantur. Negari enim nequit, multorum ad eundem Quem operan- 
dum unitis viribus illum facilius obtineri. Verumtamen coetus scho- 
lares e homogeneis elementis confl&tos esse oportet, alioquin non con- 
Gordiftro, qua res parvae creseunt, sed diseordiam parient, qua res 
etiam magnae et stabüiter conatitutae dilabuntur. Ecclesia Gatholica 
suas ßcholas heterogeneis influxibus patere tarn pärum yplt, quam 
param hujusmodi inflmus alieai a sacris Catholicis cives suas in sohft- 
las et instituta educatoria ao litteraria patiuntur. Coetus proiade 
illos dumtaxat promovebitis veatra etiam ope vestroque studio, qui e 
viris catholicis coaluerint; imo hujusmodi coetibus ipsi quoque nomina 
vestra dabifcis, illis velut admimculis ad provehenda materialia acho* 
lae emolumenta, et quod caput rei est, ad excitandum et acuendum 
Studium parochianorum yestrorum circa söholam, etquae inilla iafc- 
penditu? imtitutionem, nee non ad düigentiorem reddendam scholae 
frequentationem a suecrescente pube usuri. 

Deuique serio apud antarom yestram perpendite, per curam, 
quam geritis animarum, nihil instantius a Vobis requiri, quam ut proles, 
dum litteras disennt, eodem tempore bonig moribus solidius informell 
tur et in doctrina catholica profundius instruantur. 

Datum Strigonii, die 25-a Octobris, 1867. 

2. Statuta coetuum scholasticorum caiholiearum. (Nr. 1722.) 
In subnexo communico cum DD. Curatis statuta coetuum schola- 
rium catholicorum erigendorum, coordinandorum et dirigendorum, 
quae statuta usitafcis in hao Archi-Dioecesi Unguis [Hungarica, Ger- 
manica, Sloyatiea] concinnata insuper in pluribua exemplaribus ad 
singulum YADiaconalem Districtum, respective ad quamlibet pa- 
roehiam dimittuntur, quorum aequa repartitio DD. VADiaconis com- 
mittitur. Circa utilitatem hujusmodi coetuum sive unionum sebo- 
lasücarum et conditionem, sub qua illas utiles, proficuas, ac ideo 
erigendas ac proraovendas censeo, in circularibus dd. 25. Octobris h. 



1) Act. !, 1. 
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ft. Nr. 1214. exaratis litteris mo enuncisvi, ibidem igittir dicta re- 
petiere nolo. Novitate rei alii allictentur, alii detereebuntur, 'hi clari- 
ficandi, Uli manuducendi sunt. Com omne initium durum esse soleat; 
coaduuatio coetüum hujusmodi difficultate haud carebit, nee obices 
deerünt, qni nonnisi assiduo labore, solerti cura et prudentia römove- 
btmtur. Confido fore, quod DD. Garati hoc quoque resjiectu nihil 
abs se desiderari patiantur, quos simol provoco, xrt (te ereetts coetibtte 
iscHolaribus de tempore ad tempus ad Officium Diöecesanuin röferant. 
Budae, die 20. Decembris 1867/ •.;•'. : 

• «. Statuten dar Yolkg-Erziehungs-Yereine. 

r «Zu Folge des von Sr. Etc. dem Herrn Gultus- und Unterricirts- 
Minister Baron Josef von Eötvös an die Behörden gerichteten Privat* 
Aufrufes [vgl. Archiv XJ3L, 317.], werden im ganzen Lande Volks- 
Brziehungs- Vereine gebildet, bei deren Bildung und Wirksamkeit 
massgebend folgende Begeln dienen können. 

L Tüd und Zweck der Vdks-JErxiehmffs- Vereine. 

1. In Betrachtnahme dessen, dass die Unterstützung und Beför- 
derung der Volks-Erziehung zum kräftigsten Hebel fär das Familien- 
glück und Staatswohl dient, soll in jedem Pfarrbezirke der Kirchen- 
Sprengel Ungarns ein Verein gebildet werden. 

2. Ein dermassen gebildeter Verein wird den Titel »Katholischer 
Volks-Erziehungs-Vereinc fahren. 

3. Der Zweck des Vereines besteht darin: die Angelegenheiten 
der Volks-Erziehung im Allgemeinen geistiger und materieller Weise 
xu unterstützen und zu befördern, und rücksichtlich dieses Zweckes 
sein Wirken neben den bestehenden Schulbehörden auf die Volks- 
und Normalschulen, im strengeren Sinne genommen, sowie auf die 
Kinderbewahr-Anstalten hilfreich auszubreiten. 

IL Mitglieder des Vereins. 

4. Den Verein bilden Stiftungs-, Unterstützungs- und ordent- 
liche Mitglieder. 

5. Stiftungs-Mitglieder sind jene, die zu Gunsten des Vereines 
ein- ffir allemal ein zinsbares Capital von wenigstens 20 Gulden sichern. 

6. Ordentliche Mitglieder sind die Ortspfarrer und Lehrer, de- 
nen die Volkserziehung schon ihrem Berufe nach obliegt, und auch 
Jene, die zur Beförderung der Vereinszwecke monatlich 10 kr., oder 
jährlich auf einmal einen Gulden entrichten. 

7. Unterstützungs-Mitglieder sind alle Jene, die das Wirken des 
Vereines auf was immer für eine Art befördern. 

8* „Vereins-Mitglieder können im Allgemeinen ohne Unterschied 
.£*■'■' 
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des Geschlechtes und Alters jene Gläubigen der katholischen Pferrge- 
möinden werden, welche die Beförderung der Volks-Erziahung anstreben. 

9. Der VolfcsHEmehtm^hVerein kann auch ohne Vorhandensein 
TonStifinmgö^MitgUedöm si^ ccmÄtitüiren. 

III. Jbie Vereins-Bearnten. 

10. Den Verein leitet der Vorstand, und im etwaigen Verhin- 
derungsfälle der Unter -Vorstand. Ausserdem hat der Verein einen 
Schriftführer, einen Cassier, und einen mit der unmittelbaren Leitung 
der Vereins-Angelegenheiten betrauten , und aus einer gewissen An- 
zahl bestehenden Ausschuss.. 

. . ■ • .<.;•• : • , 

r IV. Die Art (kr Vereins^üdtmg. : . 

11. In der Gemeinde hat Jeder das Recht, die Bildung eines 
solchen Vereines anzuregen; wenn dies unterbliebe, werden es die 
Pfarrer und Lehrer als berufsmässige Volkseraieher unternehmen. 

12. Sobald in einer Gemeinde zehn, fftr die Veireinszwecke ge- 
eignete Personen sich mölden, kann der Verein gebildet werden. •< 

13. Die sich meldenden Personen halten unter dem Vorsitze des 
Anregers eine. Beimthting, in weichet sie mit allgemeiner- Stimmen- 
mehrheit den Vorstand wählen, der allsogleich den Vorsitz überneh- 
mend und die» sich Gemeldeten zusammenzählend, den Verein Cor 
constituirt erklärt. 

14. Der also constituirte Verein wählt auf gleiche Weise mit 
Stimmenmehrheit den Unter-Vorstand, den Schriftführer, den Gassier 
und den Ausschuss. 

15. Alle Beamten und in Folge dessen auch sämmtliehe Aus- 
schuss -Mitglieder können nur aus den Stiftungs- und ordentlichen 
Mitgliedern gewählt werden , und zwar die Letzteren zur Zahl der 
Vereins-Mitglieder in dem Verhältnisse wie 6 zu 24 ; zu deren Zahl 
auch Ersatz-Mitglieder gewählt werden können. 

16. Der Pfarrer und Lehrer sind in Anbetracht ihres Berufeis 
stete Ausschuss-Mitglieder ; wenn aber in der Gemeinde zwei oder 
mehrere Lehrer wirken, dann haben selbe unter sich zu bestimmen, 
welcher von ihnen in den Ausschuss treten solle; indessen können von 
der Versammlung auch di6 übrigen zu Ausschuss -Mitgliedern ge- 
wählt werden. 

17. Die Verpflichtung der eingetragenen Mitglieder dauert ein 
Jahr, nach welchem Jedem freisteht, aus dem Vereine zu treten. 

18. Nach gleicher Art können auch Filial- oder selbstatändige 
Frauen-Vereine gebildet werden, deren Hauptaufgabe die Befördürung 
der Kinderbewahr-Anst al teu und der Mädchenschulen sein wird. 
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V. Wirkungskreis der V^enu+Becmten. 

19. Der Vorstand leitet das ganze Gebahren des Vereines; bet- 
raft die Mitglieder zu den General- und Ausschuß Versammlungen; 
bestimmt Ordnung und Mass der AmtevemcfatuDgen ; vertheiit unter 
den Ausschuss-Mitgliedera Muhe ui*4 Arbeit; ^eist bis zu einer ge- 
wissen von der General- Versammlung bestimmten {Jumipe die Aus- 
gaben an ; unterschreibt die Protokolle, und verfertigt die vorschrifts- 
mässigen Ausweise. Der Vorstand nimmt die Dienen Mitglieder ^uf, 
ist aber gehalten, ihre Aufnahme nachträglich der General- Versamm- 
lung vorzulegen. • 

20. Der Unter- Vorstand ersetzt im Verhinderungsfalle den Vor- 
stand und hat die Aufgabe, dem Vorstand in allen Dingen behilflich 
su sein* 

21. Die Pflicht des Cassiers ist: die eingeflossenen Gelder zu 
überwachen, selbe getreulich zu bewahren, auf die Anweisung der 
General- Versammlung (oder des Vorstandes oder des Ausschusses bis 
zu einer gewisteh Summe) m verausgaben, über die Einnahmen und 
Ausgaben eine genaue Rechnung zu fuhren. 

22. Der Schriftführer hat bei den General- und Ausscbuss-Ver- 
sammlungen den Gang der Berathungen und die ge&ssten Beschlüsse 
zu Protokoll zu nehmen, und bei allen, im Interesse des Vereines zu 
fassenden schriftlichen Aufsätzen dem Vorstande beizustehen. 

23. Die Aufgabe des Ausschusses wird sein: die Gegenstände 
für die General-Versammlung vorzubereiten, selbe durch seine Auf* 
Schlüsse bei den gepflogenen Berathungen zu beleuchten, die gemach-» 
ten Beschlüsse durch alle möglichen ihm zur Verfügung stehenden 
Mittel auszuführen, die Jahresrechnungen zu prüfen, und das Ergebniss 
derselben der General- Versammlung zu unterbreiten. 

24. In der letzten General-Versammlung des Jahres, naohdem 
die Beamten über ihr Gebahren Bericht erstattet haben, legen sie ihr 
Amt nieder, worauf eine neue Wahl geschieht. 

VI. Von den Vereins- Versammlungen. 

25. Der Verein hält General- und Ausschuss-pVersammlungen. 

26. Die General- Versammlungen werden das Jahr zweimal, oder 
nöthigen Falls auch öfter abgehalten. Die vorscbriftsmäarigen Ge~ 
noral-Versammlungen treten zur Frühlings- und Herbstzeit zusammen. 

27. Die Ausschuss-Veraamnüungen hält jeden Monat der Vor- 
stand, oder in dessen Verhinderungsfälle der Unter-Vorstand, und zwar 
stets an dem einstimmig bestimmten Tage und Orte. 

IH. In der General- Versammlung wird über den geistigen und 
materiellen Zustand des Vereines und der Schule Bericht erstattet; es 
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iW^d ftrüer über dte etwaig-eH MängBi^drhaudelt,über dertn Abhilfe 
Pläne und Vorschläge beantragt, besprochen und festgesetzt. 

■29. Attch' wöTdeü daselbst die &eü aufgenommenen Mitglieder 
verkündet oder vtffrgdstellV die ron den üntegrstttrangs^MitgKedBEii 
und anderen Wohlthätern zu Gunsten des Vereinfes ^gebrachten Opfer 
veröffentlicht, und die Ausschliessung aus dem** Vereinsbande der die 
Vereins-Statttten öliertreteüd^ft' Mitglieder' beschlossen.« 

30. Die General Veröammluag weißt^dle Gelder an wnd ermädir 
tigt den Vorstand und den Afosschüss zur Anweisung gewisser Summen. 

31. Der Geü$rakVteisamml«ög werden di& Eeclnuhgea des Ga&- 
öiers vorgelegt, und von derselben das Abfiolutorium des- Rechnung- 
legers angeordnet. 

32. Die General-Versammlung hat das Recht zu verordnen: 
dass die von den Schulbehörden zuruckgewiescaieB -Vereins^Vors^dägei, 
oder wegen der Abhilfe gewisser Mängel unterbreiteten, aber ven den- 
selben üicht erledigten Eecurse der obersten Schulbehörde übermittelt, 
oder hinsichtlich dieser anderseitige V<n:kehrangen getroffen wen- 
den sollen. 

88. Die '^»eral-Verktnnfilung betraut den Ausschnss, bei Be* 
achtung jener Rechte, welche den ordentlichen Schulbehörden und dem 
Schulpatronate eigen sind, einen massgebenden Einfluss sich zu verr 
schaffen, daös die Lehrerstellen mit brauchbaren und würdigen Fach- 
männern besetzt werden. 

34. Zum Wirkungskreis der General- Versammlung gebärt es end- 
lich, über alles i Jene zu verfügen, was zur Erreichung des Vereins- 
Zweckes als nöthig und wünschenswerth sich darbietet, nämlich: 

a) für die Verbreitung, Beförderung und Aufrechthaltung des 
Vereines zu sorgen; 

b) den katholischen Geist der Volksschulen innerhalb seines 
Wirkungskreises zu währen ; 

c) mit geeigneten Mitteln auf die den Schulunterricht ihre? 
Kinder hindernden Eltern einzuwirken; 

d) dafür zu sorgen, dass gute und zweckmässige Bibliotheken 
errichtet, die bestehenden fortwährend vermehrt T richtige statistische 
Daten über das Schulwesen verschafft, zum Gedeihen der Volksbildung, 
des rationellen Feldbaues und Gewerbes entsprechende Mittel angewen- 
det werden; ferner dahin zu trachten, dass das Ansehen des Lehrers ge* 
hoben, der zwischen den Eltern und dem Lehrer entstandene Zwiespalt 
nach möglicher Weise ausgeglichen, und die wohlthftfcige Beziehung 
der 'Schule zum Leben bewerkstelliget werde; 

e) dahin zu streben, dass die Waisen- Kinder genährt, beklei 
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in die Schule geschickt, uhd dort mit den nöthigen Lwimittdn ver- 
sehen werden; 

f) der mit vorzüglichen Fähigkeiten begabten und frommen 
Kinder sich anzunehmen, und selbe in ihrer Fortbildung zu unter- 
stützen, und deshalb 

g) für die Errichtung eines nöthigen StipendiumnFoades, 

h) für die erforderliche Pensionirung der Lehrer und ihrer Witt* 
wlen, wie; auch für die Unterätätsrajig ihrer Waisen ; 

i) für die Abstellung der. in der Sdrale wahrgenommenen Män- 
gel und für die Deckung der notwendigen Bedürfnisse* so nie auch 
für das Beischaflfen deif zum Aufblühen des Schulwesens dienenden 
Mittel Sorge zu tragen. 

j) Mittelst der ordentlichen Schulbehörden zu einer zweck- 
mässigen Eintheilung der Ferien, 

k) zur Bestimmung der richtigen Brziehungs- und Unterrichts- 
Methode, oder der heilsamen Schuldisciplin, zu Ausarbeitung guter 
und zweckmässiger Schulbücher ; 

1) zu vorschriftsmäßiger Entsetzung der ihrer Aufgabe nicht 
gewachsenen Lehrer mitzuwirken; dann theüs von den in der Ver- 
sammlung anwesenden Fachmännern, theils aus eigener: Erfahrung sich 
Eenntniss zu verschaffen: 

m) ob von Seite der Schuler wie auch der Lehrer der Schul- 
besuch und die Beobachtung der vorschriftsmässigen Unterrichtsstun- 
den pünktlich geschehe? 

n) ob hinsichtlich der Zahl der schulpflichtigen Kinder hinläng- 
liche Lehrkräfte angewendet werden? 

o) ob die Schuler in der Kenntniss der Obstcultur, der Bienen- 
zucht, des Feldbaues und der Gärtnerkunst praktisch eingeübt werden? 

p) ob reine, gesunde Schulgebäude und Lehrerwohnungen bei- 
stehen, ob selbe im guten Zustande erhalten werden; ob die Schulkin- 
der dem Geschlechte nach in den Olassen abgesondert seien? 

q) ob die Lehrzimmer gehörig eingerichtet, mit Lehr- und Hilft* 
mittein versehen seien? 

r) ob die Lehrer eine anständige und angemessene Versorgung 
haben, und ob ihre Bezahlung auch richtig ausgefolgt werde? 

s) ob das Schulgeld pünktlich einbezahlt und richtig verwaltet 
werde? 

ob die Stipendien und Gratis - Bücher gerecht und unpar- 
teiisch ausgetlieilt werden? 

u) ob daa unbewegliche Schulvermögen fruchtbringend ver- 
waltet w«rd#? 
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35. Indessen ist es selbstverständlich, dass der Verein bei allfett 
diesen Beziehungen an der Seite der Sehulbehörden nur aushilfsweise 
und denselben untergeordnet thätig* sein könne. 

- VJL Die Protokolle: 

36. Die Über die gepflogenen Berathungen verfassten Protokolle 
tf erden in der Versammlung authentieirtj Vdn den» Vorstand untere 
zeichnet, und in dem b& ihm sich befindlichen Archive aufbewahrt 

37. Der Verein hat ein eigenes Siegel und / 

38. Seine Versammlungen sind dem Publicum stets zugänglich. 



Die neuen bürgerlichen iircliengesetze in 
Österreich. 

li ; Gesetz tiom 25. Mai 1868 i (R.-G.*JBl Nf. 47. % 

wodurcli die Vorschriften des zweiten Hauptstückes des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches über das Eherecht für Katholiken wieder hergestellt/ die Gerichts- 
barkeit in Ehesachen der Katholiken den weltlichen Gelichtsbenörden überuies.en, 
und Bestimmungen Hfter die bedingte ZolÄssigkeit der, Ebeschliessung vor welt- 
, lieben Behörden erlassen werden. . ' , 

, Wirksam für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche and Länder. 

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Beichsrathes finde Ich 
das folgende Gesetz zu erlassen* wodurch die Vorschriften des zweiten' 
Hauptstüctes des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches über das 
Eberecht für Katholiken wieder hergestellt, die Gerichtsbarkeit in 
Ehesachen den etlichen Gerichtsbehörden überwiesen und Bestim- 
mungen über die bedingte Zulässigkeit der Eheschlißssung vor, weit- 
l|#hea ^ehör^en eingeführt werden. : , ... ' ;r . ,f 

Artikel 1. Das uutpr Berufung auf das Patent vom 5. Novem- 
ber 1855, R.-G.-B1. Nr. 195., erlassene und mit l! Jänner i857 zur 
Ww^Rsajcak^lt gelangte^ig. Patjeut yom .8, Qctober 1856, R.-Ä.-BE' 
Nr. ,185., mit dem dieaem Patente als erster Anhang beigegebenen 
§eq€^ze über die Eheangelegenheiten der Katholiken im Kaiserthume 
Opptpigeich , sowie dem weiters beigegebenen und in dem Gesetze 
selbst bezogenen zweiten Anhange: »Anweisung für die geistlichen 
Gerichte des Kaiserthumes Gestenreich in Betreff der Ehesachen* sind 
für die Königreiche und Länder, für welche das gegenwärtige Geset$ 



1) Nach Massgabe des kais. Patentes vom 27. ßecemuef 1S32 (R.'6.«BJ. 
2600 wird die verbindende Kraft dieses Gesetzes mil dem Anfang <k* 
nach Ablauf des 2G. Mai 1868, an welchem das Stück 19. d 
efstbie&en ist, beginnen. 
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erlassen wird, ausser Kröft gesetzt. An die Stelle 4ieser aufgehobe- 
nen Gesetze treten auch für Katholikeu die Vorschriften des von dem 
Eherechte handelnden zweiten Hauptstüekes des allg". bürg^rl. Gesetz- 
buches vom 1. Juni 1811 und der hiezu nachträglich erflossenen Ge- 
sdtae und Verordnungen, in soweit dieselben zur Zeit, als das; Patent 
vom 8. Octeber 1856, IL-G.-BL Nr, 186., in : Kraft, 'tat, bestand 
haben und durch da* gegenwärtige Geseta tdchfc abgeändert werdet 

Artikel 2. Wenn: reiner der naeh d«n Voflwähriften d?* allg. 
UlrgeprL Gesetzbuches aüm Aufgebote der Ehe b^ruieaen ßeeborger 
die Vornahme des Aufgebotes oder einer von den zur Entgegennahme 
der feierlichen Erklärung der Einwilligung berufenen Seelsorgern, 
welcher von. den Brautleuten deshalb angegangen wurde, die Vor- 
nahmt 'des Aufgebote öderdiö Untgegennalnöe der feierlichen Er- 
klärung der Einwilligung itk "EÄe ans einfcm durch die Gesetzgebung 
des Staate» nicht jaiiefTka^e^I^^ so steht 

es dien Jfrautlei$en frei, das Aufgebot ihrer Ehe durch <Jie weltliche 
Behörde zu veranlassen: und die feierjache JJrkläri^ngder, Einwilligung, 
zur Ehe vor dieser Behörde abzugeben; RöchsichÜHih dieser den 
Ehewetbern älT^r Cotifesölonen gestatteten etenturtlwi Ehesohöesöung? 
vor der weltlichen Behörde gölten die Vorächrift&i des zweiten Haupt- 
stupkep des allg.' burgerl. Gesetabiiöhfcs mit den hächsleheAdetf Ab- 
ändefiiügeiiV ' : ' • "'''''■"' ''"'''■ ''■ •• iji: •'•"'"'■ ' Vii "^ -"'- 

1 ,; |: ( 1: ils Mie znr Voirnkliine fles f Auf^ebo«fe \Mw'E&tgege*i> 
rialiipü der feierlichen fokläfttiig- A^ Eintfflfigting bewrfene #dfcBch¥ 
Öeb6rä# hat die k k. politiöchö 'ieiirksbehßtde, } ih > jett^n r 8tftfttötf 
Äer, welche' dgefle Gemeindefstätute bfc^iefi, die init der pöliti&hei* 
AmtsfüHrun^ betifäüte Genieihdebfehffrde'eWitriten, üild es wfr&d&tf 
jenige nolitische Bezirks- (Gemeinefe-j '^Behörde fcieär äfe ebwp^#ö# 
anzusehen ^ s^in,' ? iii dereh Aititsbezirk de* äte Eheschlifesnn^^rwei- 
g^rh^e S^eisorgjBr söinen Amtssitz hat. ! - i,;J • ' 7 ~ ! ^ ' } -'* .< v 'i •. f 
" !, \; g. Ö.; ' Üik d^s;Allfgeb f öt Wd ^^ 

üÄ fiehörde^ . VeWäÜg^ii zti köhrien, habeä' <K# Ettwertfei« vor diesfe£ 

Behörde die Weigerung des competenten Seelsorgers entitfÖÜer' dfärtöfc? 

schriftliches Zeugniss desselben oder durch die Aussage tön 2W# 

bewirke wohnenden eigenberechtigteu Männern näcfMzttW^BÜö? 

solcher Beweis nicht erbracht, so liegt es der polrtiiSÄJien* 

ob, an den betreffenden Seelsorger eine Aufforderung' des 'In^ 

derselbe dag Aufgebot vornehmen, und be- 

ntüg der Einwilligung zur Ehe eiitgegeniehmen. 

irift die entgegenstehenden Hin4flWS$e. 

Gründen, welche in den Steater. 
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geBetaen nicht enthalten sind, oder ohne Angabe von Gründen eine 
ablehnende Antwort des Seelsorgers oder geht innerhalb eines Zeit-* 
rwmea voa längstens acht Tagen, in welche die Tage des Pesten- 
laufes nicht einzurechnen sind, keine Antwort ein , so hat die polif 
tische Behörde nach Beibringung der durah die Vorschriften des allg. 
bü*gerl. Gesetzbuches sammt Naditragsr^Verordnungien vörgeschrie* 
benea.Ausweise und Behelfe das Aufgebot und den EheschHessungsact 
sofort vorzunehmen. .••■:.• 

§. 3. .Alle Functionen und Entscheidungen, welche nach den 
Vorschriften dies zweiten HauptstückeB des allg. bürgerl. Gesetzbuches 
sammt Nachtrags -Verordnungen den* Seelsorger übertragen sind* 
stehen im Falle iöiner Ebescbüessung vor der weltlichen Behörde der 
cojnpeteafoi politischen Bezirks- (Gemeinde^) Behörde zu. 

§. 4. Gegen Entscheidungen der politischen Bezirks- (Gemeinde*) 
Behörde in Ehesachen steht den Ehewerbern das Beeht des Becursefr 
an die k. <k. .politische Landeöstette und gegen die Entscheidungen 
dieser letzteren das Recht des Becurses an das k. k. Ministerium des 
Indem offen, ohne dato der Becure an eine, bestimmte Frist gebunden 
eder. dureii igslei^ilautende Entscheidungen der beiden, unteren In^ 
stanzen ausgeschlossen ist. ; .> 

. :?• -§» r 5. .Das Aufgebot einer« vor der welttfchen Behörde abzu- 
sebüessendefi Ehe ist von dieser 'Behörde durch ; öffentlichen Anschlag 
Sowohl an der. eigenen ämtlichen! Kundmadiungstafel , als aaöh M 
Bequisiti^Mw^ge durch öffentlichen- Anschlag bei dem Gemeindeamte 
4es Wohnortes eines jeden der; Brautleute. vorzunehmen» Wenn bei 
einer k. apolitischen Bezi§rk»bebörde regelmässig Amtstage abge* 
halten Wendenv, so hat das Aufgebot auch mündlich .an einem oder 
flOehrerjöü ^^t^en zu erMgejL Zur Gültigkeit der Ehe wird jedoch; 
nuir die Vwtohme des schriftlichen Aufgebotes mittelst [Anschlages 
erfordert. , Der das < Aufgebot enthaltende Anschlag ; soll durch drei 
Wochen an der KnodimahüAgstafel .der politischen: Behörde Knd der 
betreffenden Gemeindeämter affigirt bleiben, bevor zur EheachUessung 
geschritten werden kann* Aus wichtigen Gründen kann die k, k, po- 
litische Laudesstelle diesen Aufgebotstermin verkürzen und unter drin- 
genden Umständen das Aufgebot auch ganz nachsehen. Die Auige- 
botsnachsicht wegen bestätigter naher Todesgefahr kann gegen dm 
im §. 86, des allg. bürgert Gesetzbuches vorgesehene eidlich® Öfr- 
löbnias der Brautleute auch von der politischen Bezirks- (Gemeind»*) 
Behörde ertheilt werden. 

§. G, Die Bequisitiou und Delegation einer anderen Beririos- 
(Gemeinde-) Behörde mx fentgogeunahme der 




160 Oesttrr. borgen. Ebegesetz fom 15, Mal 181*. 

der Einwilligung kann aber Ansuchen der Brautleute von Seite d« 
eompetenten politischen Bezirks - (Gemeinde-) Behörde nach den im 
allg. bürgert, Gesetzbuche (§. 81. und 8£) für Pferr&mter bestehende 
Vorschriften geschehen. • ? 

§. 7. Die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe muss 
vor dem Vorsteher der poliAchen Bezirks- (Gemeinde*) Behörde oder 
vor einem Stellvertreter des Vorstehers in Gegenwart zweier Zeigen 
und eines beeideten Schriftführers abgegeben werden. 

§. 8. Ueber den Act der Eheschliessung ist ein Protokoll auf- 
zunehmen und sowohl von den Brautleuten als von den Zeugen und 
den! beiden Amtspersonen zu unterzeichnen. 

§. 9. Die politische Bezirks- (Gemeinde-) Behörde führt über 
die bei derselben vorgekommenen Aufgebote Und Eheschliessungen das 
Aufgebotsbuch und das Eheregister und fertigt au* diesen Registern 
über Ansuchen ämtliche Zeugnisse aus, welche die geschehene Ver- 
kündigung und beziehungsweise Eheschliessung mit der- Beweiskraft - 
öffentlicher Urkunden darthun. Ein solches Aiütszeugniss über deft 
vorgenommene^ Act der Eheschliessung hat die politische Bezirks^ 
(Gemeinde-) Behörde dän ordentlichen Seelsorgern beider Brautleute 
von Amtswegen zu übersenden. . i f> . a . ; 

§. 10. Rücksichtlich der Scheidung und Trennung der Ehe 
gelten für die vor der welfcHcheaiBehörde geschlossenem Ehen gl^cb^ 
Ms die Bestimmungen des allg. bürgeil Gesetzbuches, wobei die den 
Seelsorgern zugewiesenen Functionen der politischen Bezirks- ((Je* 
meinde-) Behörde obliegen, in deren Sprengel sich der Amtssitz des zu 
diesen Fundionen gesetzlich berufenen Seelsoi^ers befindet. ■ 

■ ■ §. 11. Es bleibt den Eheleuten» welche ihre Ehe iw der welt- 
lichen Behörde abgeschlossen habeta, unbenommen; nachfcräglieh auch 
die kirchliche Einsegnung ihrer Ehe von einem der Seelsorger jener 
Confession, Welcher > ein Theil der Eheieute an^ehorty ^u erwirken. : > 

Artikel 3. Mit dem Tage, an welchem die Wirksamkeit des 

gegenwärtigen Gesetzes beginnt! wird in den Königreichen un& i Iüto» r 

dern t für welche dasselbe gegeben ist T die Gerichtsbarkeit ikiEhe* 

saohen der Katholiken wie der übrigen christlichen und nichtehriste 

Ionen ausschliesslich durch diejenigen weltlichen Gerichte 

die vor dem 1. Jänner 1857, mit welchem Tage diegeist^ 

. Wirksamkeit traten, nach den Jurisdictfens*^ 

H IHf»! und 20. ■ November 1852 hiezu be- 

ükhen Gerichte haben nach denjenigen Ge* 

sur Zeit^ als das Patent vom- 8. Oc- 

&., in Wirksamkeit getreten, fär Ehe^ 
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Streitigkeiten was immer för einer Art beatmeten, uäfl insbesondei^ 
nach den über Ehestreitigkeiten im zweiten Hauptstücke des! äUgem; 
bürgearL Gesetzbuches und im Hoföecrete vom 23. August 1819, 
Jtt3t^,-S. Nr, 1Ä95,. enthaltenen Bestimmungen ztt Totfahren, Soweit 
die letzteren ni<&t durch die Vertagungen dös gegeriw&rtigen Gesetzes 
eine Aenderung erleiden. 

Artikel 4. Zur Einführung des gegenwärtigen Gesetzes werden 
folgende UebergöÄgÄ^stimxtwngeiiTÄffigti 

,-;. §► h iln srfeme es Meh um die Gültigkeit einer Ehe handelt« 
welche unter der Geltung de» Patente» yom 8. October 1856, R.-G.-B1. 
Nr. 18&, gesehloeaöÄ wurde f ist dieselbe nach ^den Böstilhniungen 
dkfcee Patentes wtd'dgr dj&mifc eri&ssefcto Forschriften zu beurtheilen. 
Die Trennung, sowie die Scheidung von Tisch und Bett in Ansehung 
einer vor Boghin der Wirksamkeit dieses Gesetzes geschlossfen&i Ehe 
wt dagegen ton > dem Tag^ dieser Wirksamkeit nur nach den Be-t 
Stimmungen des bürge*!. Gesetzbuches und nach den im gegenwär- 
tigen Gesetzt götroffenen Anofcdnnögen zu beurtheileiL 

; §i Br Ebenso; ist das Vfcrfahl&n bei Untersuchung und Ver4 
handltfng aber die Ungültigkeitserklärung eben sowohl als« üb* die 
Trennung und Scheidung, ton Tisch und Bett hinsichtliöh einer rat 
WMßstämkeii i dieses Beetees geschlossenen Eke nach den! Beetiminmi-i 
gen 4efc gegenwärtigen Gesetzes zu pflegen. 

§. 3. Die unter der Geltung des Patentes vom 8» October 
18&0* RirG.-rBl Nr. 18&, ergangenen rechtskrtftigen Bütscheidungen 
vertieren die ihnen nach Massgabe diesem Patentes und der demselben 
beigegeben Gfcsetetf zukommemdjen Wirkungen nicht. 

§. 4. Alle am Tage der beginnenden Wirksamkeit des gegen- 
wärtigen Gesetzes auf Grund des Patentes vom 8. October 1856, 
R.-G.-BL Nr. 185., bei einem geistlichen oder weltlichen Gerichte in 
erster oder höherer Instanz oder was immer für einer Behörde an- 
* hängigen Verhandlungen sind durch die nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes zuständigen weltlichen Gerichte und beziehungsweise 
Administrativ-Behörden fortzuführen und dahin zu übertragen. 

§. 5. In soweit es sich um die Aufgabe und sonstigen Vor- 
bereitungen einer Ehe handelt, ist sich bis zu dem Tage, an welchem 
die Wirksamkeit dieses Gesetzes beginnt» gleichfalls an die Vor- 
schriften des Patentes vom 8. October 1856, R-G.-BL Nr. 185., und 
der demselben beigegebenen Gesetze zu halten, in soweit die Ehe 
noch innerhalb dieses Zeitraumes zum Abschlüsse kommt, 
dieses letztere jedoch nicht der Fall ist, so müssen die A 
sowie die sonstigen Vorbereitungen zum Eheabschlusse während der 

ArcLJt Ai JLlttlifliOTcM. XX. 
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Wirksamkeit SBesesöeseteeg ib ßemässheit der Vorschriften desselben 
neuerlich vorgenommen werden. 

Artikel 5. Mit dem VöUrage des gegenwärtigen Gesetzes wer- 
den die Minister der Justiz, des Cultus und des Innern betraut, veh 
welchen die erforderlichen Ausführung** Verordnungen zu erlas- 
sen sind. 

2. Gesetz vom 25. Mtri 1868 (R^Q.-ffli Nr. 48), 
Wedurtfe gttifadsfitiftcfae Bestimmungen öbei* das Terhftltnfcs der B*hule ? zur Kirche 
i .'■ -erlassen werden« i 

v fifitttt fUt die im ftdchsratbe vertretenen Königreich* rad Linder. • 
Mit Zustimmung der beiden Häuser des Beichsrathee finde Ich 
fblgeinles/ Gesetz zu erlassen: ' ! 

i §w 1. Die oberste Leitung und Auftriebt über das gesammfo 
Unterrichts* und Erziehungswesen «Mit dem Staate zu und wird durtti 
die haesra gesetzlich berufenen Organe ausgeübt 

§. 2. Unbeschadet dieses Aufeichfcsmhtes bleibt die Besorgung* 
Leitung und unmittelbare BeanAddktigung des Betigiohsuüterjrichtes 
ffi* die vffllacMedenen Glaubensgenossen in den Volks-' und Mitteln 
sehnten der betreffenden Eärche oder Religionsgwelischift überlassen. 
Der Unlawricht in den Äbrigßs Lehrgegenstted^ri in diäeti Schfoktt 
ist unabhängig von dem Einflösse jeder Kirche oder BeügieasgeM 
seüscfliäft. i -.' -. * ■ ' •>•' y- •• < l - .- -li 

v §4. 3L Die vom Staate, ton einem Lande odefc von Qeiieiüdei 
gmt aäet theihroise gegründeten oder erhaltenen Schulen und Er- 
ziehungs-Anstalten sind allen Staatsbürgern ohne Unterschied des 
Glaubensbekenntnis^» ftigängtich. ■ 

*? lJ §. 4. Es rtebt jeder Kirche oder StfigioaBgeseHschäft frei; au« 
ihren Mitteln Schulen für den Unterricht der Jugend von bestimmten 
Glaubensbekenntnissen m errichten und zu erhalten. Dieselben sind 
jedoch den Gesetzen für das Unterrichtswesen unterworfen und können 
die Zuerkennung der Rechte einer öffentlichen Lehranstalt nur dann 
in Anspruch nehmen, wenn allen gesetzlichen Bedingungen für die 
Erwerbung dieser Rechte entsprochen wird. 

§, 5, Die Benützung von Schulen und Erziehungs- Anstalten 
estimmte Glaubensgenossen ist Mitgliedern einer anderen Re- 
sellscliaft durch das Gesetz nicht untersagt. 

Die Lehrämter an den im §. 3. bezeichneten Schulen und 

sind für alle Staatsbürger gleichmässig zu- 

f hiezu in gesetzlicher Weise nach* 

rar dürfen nur diejenigen angestellt 
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wenden, welche die betreffende confessionette Oberbebfcde alö haezu 
befähigt erklärt bat. Bei anderen Schulen und Erziehanga-Ansialten 
(§r 4.),. ist dieß&lls das Errichtengsstatut massgebend. Die Wahl 
der Erzieher und Lehrer fär den Privatunterricht ist durch keine 
Buoksicht auf das Religionsbekenntniss beschrtukt. - 

§. 6. Die Lehrbacher fflr den Gebrauch in den Volks« itod Mit» 
telactorien, sowie in deü Lehrerbildungs-Anstalten bedürfen mar der 
Genehmigung i der durch dieses Gesetz zur Leitung und Beaufsich- 
tigung des üaterrichtawesens berufenen Organe. Beligionsbücher 
köäöto jedoch erst dann diese Genehimgug erhalten* wenn sie von 
de* hezägüehen oonfessionellen ObefoehSrde tfär zuHtesig erklärt woi* 
den m*L <; <•. . -'■<.• '• ■!< .-.; 

> §. . 8, Das Einkommen der Normals^knlfonde, des Stadienfandetf 
und sonstiger Stiftungen für Unterrichtszwecke ist ohne Bücksiöht auf 
das ßflaübenebekeantniss zu verwenden* in soweit es nicht nachweisbar 
für gewisse Glaubensgenossen gewidmet ist. • .» 

§. 9. Der Staat übt die oberste Leitung und Aufsicht über das 
gesammtelBfcterfichtt- itod Eröieh\ingiWes&i durch da* Unterrichts- 
ministerium; aus. ; c 

§. 10. Zur Lettanfe ttod Aufeicht «her das Erziehungswesen, 
dann üWr di* VolksselHilen'T^ wenden in 

jedem Königreiche üAd Lande a) ein Landesschnirath als oberste 
LandBs^chüJtafcörde, b) ein Beeütaisohirfrath lür jeden Scbulbeziric, 
e) em öiisscbulratik 'fflr >j*fer Schalgemeinde besteilt Die Bintheäung 
des Landes in Schulbezirke erfolgt durch die Landesgesetzgebung, 

§. 11. Der bisherige Wirkungskreis* der geistlichen und welt- 
lichen Scfadbebtoden, und zWafc: a) der LaadessteHe, der kirchlichen 
Oberbehörden und Schuloberaufseher ; b) der politischen Bezirksbe- 
höfde lind der Schuldistrictsaufseher ; c) der Qrtsseelsorger und Orts- 
sohülaäfieher hat, unbeschadet der Bestimmung des §. 2., an die im 
§;40.4>eEeichneten Organe überzugehen. 

- > §v 12. In den Landesschnirath sind unter dem Vorsitze des 
Statthalters (Landeschefa) oder seines Stellvertreters Mitglied 
politischen Landesstelle, Abgeordnete des Landesausscliuss 
liehe aus den im Lande bestehenden Confessionon und I 
Lehrwesen zu berufen* Die Zusammensetzung 
und o. ^bezeichneten Bezirks- und Ortsscholrätl 
desgesetzgebung festgestellt. 
ü $* 13. Durch die Landesgesetzj 
Stimmungen in Betreff der Zusami 
lanüiesH^Bezirks- und Ortsschulruthi 

11* 
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«rang das Wirkungskreises derselben, ferner die näheren Bestimmun- 
gen rücksiehtlich des Ueberganges des Wirkungskreises' der bisherigen 
geistlichen und weltlichen Sdralhehörden an den Landes«, Bezirks- 
and Qrtssühnbrath festzustellen. Ebenso ist durch das Landesgeseta 
zu bestimmen , ob und wielerne ausnahmsweise : auch Abgeordnete 
TOn bedeutenden Gemeinden in den Landesschulraih einzutreten haben. 
§. 14 Die §§• U 2., 3., 4., 5,, 61, 8. und 9. treten mit dem 
Tage der Kundmachung dieses Gesetzes in Wirksamkeit und werden 
alle mit diesen Paragraphen im Widerspruche stehende^ bisher gfil-i 
tigen Gesetze und Anordnungen ausser Kraft gesetzt. Das mit Allere 
höchster' EntschUassung vom 25, Juni • 1867 genehmigte Regulativ be- 
treffend die Einsetzung eines Landesschulrathes fSur die Königreiche 
Gälizien, Lodomerien und das Grogshemogthum Krakatt, ^bleibt 
Unberührt. 

" §.154 Mein Minister des Unterrichtes ist mit dem VoÜEige 
dieses Gesetzes beauftragt. 

3. Gesetz vom $6. Mai WGd (R.-G.-Bl.Nr.49.), 

wodorcü die interconfessionellen Verbältnisse der Staatsbürger in den datiü in* 
r , gegebenen Beziehungen geregelt werden. 

GöHig fl»r die Mai Reiebsratbe vertretene n Königreich ond Länder. 
Mit Zustimmung der beidien Häuser des Beichsrathes finde IcÜ 
dÄö nachfolgende Gesetz, wodurch die interconfeasionellen Verhält* 
iiisse der Staatsbürger in den darin angegebenen Beziehungen geregelt 
werden, zu erlassen. 

I. In Beziehung aar das Rettgionsbekenntniss der Kinder. 
Artikel 1. Eheliche oder den ehelichen gl eichgehaltene- Kinder 
folgen, soferne beide Eltern demselben Bekenntnisse angehörten, de» 
Eeligion ihrer Eltern. Bei gemischten Ehen folgen die Söhne cteif 
Religion des Vaters, die Töchter der Religion der Mutter. Doeh können 
die Ehegatten vor oder nach Abschluss der Ehe durch Vertrag, fest» 
dass das umgekehrte Verhältniss stattfinden solle, 6d$r dass 
r Religion des Vaters oder alle der der Mutter folgen 
e Kinder folgen der Religion der Mutter. Iin Fälle 
immungen Platz greift, hat derjenige, weichten 
; bezuglich eines Kindes zusteht ,* das Be- 
stimmen, Reverse ah Vorsteher 
ionsgenossenschaft oder aö ändert 
Lsbekenntniss, in welchem Kinder erzogen 
irkungslos. :- a: r- 

gehenden Artikel ffif ein Kind 



bestimmter^ darf <in der Regel .^olwg«i nicht 

verändert werden, JWs dasselbe ans eigener freier Wahl eine solche 
?pänder$ng yorniwnfc Es Juanen jedoch Jäten*» welche, nach Arr 
tiiiel 1. d*ä Reügi^msbefornntniss der Kinder verfcagsiflbwg zu bet 
stimmen berechtigt sind , dasselbe beglich jener Rinder jtadeirn, 
wefche npi* nicht das siebente Iiebenqahr zuröolrgelegt haben» Im 
JFalle eines BeUgjoniwechsels eines pder beider Elterntheile, beziehungs^ 
»eise der »n^h^liphen Mutter , sindjedoqh die ferhandenen Kinder, 
welche d^ ^iebepte l^ebenpiahr noch nicht wllepdet haben, in Betreff 
d<» Religionsbekenntnisses ohne Rücksicht auf einen vor dem ße- 
IjgionfwecbsBl abgeflossenen Verkag ( ,soi zu } behandeln f qfc wirea sie 
erst nach dem Religionswechsel der Eltern , beziehungsweise der ' w 
eheliche^ Mutter, geboren worden. Wird ein Bind vor zurn<*ge- 
legtem siejhepten Jahre; legitimirt, so ist es w Betreff des Rcftigions- 
kekewitaia^s n*ch Artikel Xj zu behandeln. .~. : . 

Artikel 3* Die Eltern und Vormünder r sowie ,, die Religionst- 
djener sind $r die genaue Befolgung der vorstehenden Vorscbrifteii 
verantwortlich, jFfir dept Fall <fer Verletzung derselben steht den 
flachste» Vernpiandten ebenso wie den Oberen «der Jürcbefl, und Bot 
ügionggenossenscbaften da$ Recht zu, die Hilfe der Behörden antfu* 
rufbn» weleh© die Sache zu untersuchen mA da$ Gesetzliche zu ver- 



n/ 'lriteztamig attf den Uebertritt von etiier Klrdie oder HW&imgtiabsm* 

schaft znr andern, 

ArKk$ 4. Nach vollendetem 14. Lebensjahre hat Jedennw* 
ohne Unterschied des Geschlechtes die freie Wahl des Religionsber 
kenntnisses' nach seiner eigenen Ueberzeugung und ist in dieser freien 
Wahl #öthigenfallK von der Behörde zu schützen. Derselbe darf sich 
jedoch. zijtr ^eit der Wahl nicht in einem Geistes- oder Gemüthszu- 
$t$nde befinden, welcher die eigene freie Ueberzeugung ausschüesst. 

Artikel 5. Durch die Religions Veränderung gehen alle genos- 
seoschafüichen Beehte der verlassenen Kirche oder Religionsgenossen- 
Schaft an den Ausgetretenen ebenso wie die Ansprüche dieses an 



/: .- j Artikd 6. Damit jedoch der Austritt aus eint 
RiejigiQpflgeoiQSsensehaft seine gesetzliche Wirkung 
Antretende denselben der politischen Behörde 
Vorsteher oder Seelsorger der verlassenen Ki 
npseenschaffc die Anzeige übermittelt. De 
fühlte Kirche oder Religionsgenossensc 
betreffenden yorsteher oder Seelsorger pen 



W 
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jfrftfeZ 7. Die Bestimmungen des §. ?6& Kt a) äügl targert 
Gesetzbuches, vermöge wacher tter Abfall rem C h r i e t c nftnn i ab 
Grund der Enterbung erklärt wird, dann die Verfügungen des §.192. 
Ht. c) und d) Strafgesetzes, womit derjenige, welcher einen Christen 
dkm Abfeile yom Ghristenfhnm ot verleiten oder eine der christ- 
lichen BeKgion widerstrebende Irrlehre anszustrenen sacht, eines 
Verbrechen schuldig erklärt Wird, sind aufgehoben. Es ist jedoch 
jeder Raligionspartei untersagt, die Genossen einer anderen durch 
Zwang oder list zmn tWbergafcg zu bestimmen. Die näheren Be- 
itimmnngen des gesetzlichen Schutzes hingegen, soweit er nicht 
dnrch die Strafgesetze gegeben ist, bleiben einem besonderen Gesetze 
vorbehalten. 

III In Beziehung aar Functionen 6t* Gottesdienstes und der Seelsorge. 
Artikel 8. Die Vorsteher, Diener oder Angehörigen einer Kirche 
oder Beligionsgenossenschaft haben rieh der von den berechtigten 
Personen nicht angesachten Vornähme von Functionen de* Gottes- 
dienstes nnfl derSoefedrge an döri Angehörten einer anderen Efrche 
öder Beligionsgenossenschaft zu enthalten; Btne Ausnahme kannnnr 
ffir jene einzelnen FMle eintreten, in welchen durch die betreffenden 
SfcdÄorger oder Diener der andren Kirche oder BeHgionsgenossen- 
schftft tun die Vornahme elftes dieeten zustehenden Actos das Ansuchen 
gestellt wird, oder die Satzungen und Vorschriften diesfer letzteren 
die Vornahme des Actes gestatten* Ausser? diesen Fällen ist der 
bezügliche Act als rechtlich unwirksam anzusehen, und es haben die 
Behörden auf Aiiäüchön ddr btatatr&chtigtefc Privatpfersoii öder Be- 
ligionsgenossenschaft die geeignete Abhilfe zu gewähren. 
IV. In Beziehung auf Beitrüge and Leistungen. 
Artikel 9. Angehörige einer Kirche oder Beligionsgenossen- 
schaft können zu Beiträgen an Geld und Naturalien oder zu Leistun* 
gen an Arbeit für Cuitus- und Wohlthätigkeitszwecke einer anderen 
ur dann verhalten werden, wenn ihnen die Pflichten des dinglichen 
Wiegen, oder wenn die Verpflichtung zu solchen Leistufc«- 
echtlichen, durch Urkunden nachweisbaren Granden 
grundbücherlich sichergestellt ist. Kem'Seöli- 
einer ihm fremden Confesaion' Taxen, 
i ausser fflr auf deren Verlangen wirk* 
nd zwar nur nach dem gesetzlibheii 

i des vorhergehenden Artikels 9. 
i für Unterrichtszwecke ' volle 
igen einer Kirche oder UfcK 



^ 



li^l^<m*eBöobaft <oi* Ali^hfiiigto tiniv aiwkWn vfcriböge der 
gesetzlichen Einschulung Eine SchulgtoieinA* bilden, in welchem 
Falle die Eingeschulten <*ba$ UntemJw$d <3tor Confession die zur Er- 
mhtMtg std Btbdltufig der gefceinsftiiea Sehrik und zto Besoldung 
dar w^l^bettÄÄgesteUteli Lehre* erforderlichen Körte*, jbdmh mit 
&m0hl«8S dar Kosten ilir den fieligionsiBitendchti der einte and&iL 
CkwfessUmi Angehörigen aü tw^ea haben, ßw awungsweifle Ein* 
eöbilu^; m jififc nicht statt. 

i,4rifM M. Aüti irt döa Beötfmmii*geh der vorstehenden Aar* 
tifcöi 9* und 10. nicht begrandfctea Ahsprudhe der iGrisüiohenf, 
Messner, Organisten und Schullehrer, dann der Guttut, Unterriekte* 
wd Wobtthfttigtoiteamtelteö einer Ktocfae oder Röligionsgdnossen- 
schaft auf Beiträge und Leistungen von Seite :der Anigehörigen «me* 
andern mä als edosetaft 3& betankten. 

V. ifn BezJe&m* *«f BfegrÄtatosC 
, Jjrfikßlslä. Kei»e Religit)ÄSg»meinde kann de* IMche eines 
ihr aiolit « A»gebörigÄi.die aiötiiriige Bfeeördigung anf ihf ein Fried* 
hofe verweigern: 1. wenn es sich. um die iBestattung m einem IFa» 
miliengrabe handelt, oder wenn 2. da, wo der Todesfall eintrat oder 
dito Leiche gaffenden ward, im Umkreis der Ortsg^metoie eih fifr 
Genossen der Kirche oder Bdligionsg^nos^enschkft des Verstorbenen 
bartimjnter fffriedhcf sich nicht baindöt. 
- :»i VL Jh ADsetioüg de* Feie* und Festtfcge. 

-m AxtfM 13. Niemand kann genöthigt werden, sich an defc 
Feier* nnd Tedtagsen: einer ihm fremden Kirche oder Beligionsgäseü* 
schaffe der Arbeit m enthalten. An SoBntagen ist jedoch während 
des -Gcifebdsdienstes jede nicht dringend nothwendige öffentliche Arbeit 
einzustellen. Ferner mnss an den Festtagen was immer für einer 
Kkohe /oder Religionsgenoasenachaft während des Hauptgottesdienstes 
in der Nähe des Gotteshauses Alles unterlassen werden, was eine 
Störung oder Beeinträchtigung der Feier zur Folge haben könnte. 
Dasselbe ist hei den herkömmlichen feierlichen Processionen auf den 
Plateen nid in den Strassen zu beobachten, durch welche 
Zug bewegt. 

Artikel 14. Keine Religionsgemeinde kann \ 
sich des Glockengeläutes an Tagen zu enthalten, a 
mch den, Satzungen einer anderen Kirche 
zn miterMesben hat 
. . : Artikel 15. In Schulen, welch 
Kirchen öder Religionsgesellschafte 
ajjffihitay ist, dem Unterricht 
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^dtn;wM/weldiir.iratk der ^ Bfipidiatkiiit/ die lürfl^iiit^ ttf«r .^digfö^ 

mn Pflichten ^nööglickt iwkL i i : \ - 

-i- ^ '-■•' ■ m 8*bte»b^imtfBng«i. ■'•■--;•;.> ■.-:.» vi.-) 

4f*tfa*\2& Alte diesen Vorschriften widerttreitei*#ti Bwtim- 
mung&a dßr . bisherigen : Gesät» imd Verordnungen, auf mütöm Gtuä*- 
lagt uae beruhen und in welcher Fottn sie erlasse* sein mög**, ebenso 
wie; aUffilUge entgegenstehende Gepflogenheiten sind, a*ch insofern^ 
sie hier nicht ausdrücklich aufgehoben wurden* fferneriiin nicht mehr 
zu* Anwendung zn bringen. Dies, gilt insbesondeW auih? ron den 
Forschriften über die religiöse Srziehnng der in öffeittiche Pflege 
genommenen Kinder. '■ • 

Artikel 17. i Das gegenwärtige Gesetz tritt mW deto Tage seiner 
Kundmachung in* Wirksamkeit i\ * • ; .>ü ^ • ^ 

JstifeZ 18. Mit dem Vollsige des igegfctfwtetigen Gesetzes fand 
der Minister des Cnltus und Unterrichtes, sowie die übrigen Minister, 
in deren Wirkungskreis die Vorschriften > desselben sur Anwendung 
kommen, beauftragt, und haben sie die zu solchem Vollzüge erfor* 
deriiohen Verordnungen zu erlassen. 

4> Rundschreiben des etefertv CnUusministers v. Hmm m die 
i Bischöfe iwm 1. Juni 1868. 

Seine Majestät haben mit Allerhöchster Batsckliessung Vom 
25. v. M. dem Gesetze, wodurch die Bestimmungen des IL Hauptstückes 
des allg. bürgerL Gesetzbuchs über das Eherecht der Katholikin wie- 
der hergestellt, die Gerichtsbarkeit in Ehesachen« der Katholiken den 
weltlichen - - GeriphtsbehOrden überwiesen und Bestimmungen über die 
bedingte Zulässigkeit der Eheschliessung vor weltlichen BeMrdca 
erlassen worden ; ferner dem Gesetze, wodurch grundsätzliche Bestim* 
mimgen über das Verhältniss der Schule zur Kirche erlassen weifden; 
endlich dem Gesetze, wodurch die interconfessionellen Verhältnisse 
aürger in den darin angegebenen Beziehungen geregelt 
len» die Allerhöchste Sanction zu ertheilen geruht, fei 

sen wird der Herr Justizminister das Erjerderifche 

Jericlitsbarkeit in Ehesachen durch die iweiU 

1 mir liegt die Pflicht ob, jend legis- 

nd diejenigen Verfügungen zu treffen, 

inten Gesetze und namentlich in 

Schulaufsicht v< rgezeicknetsiniL 

mtlich in Kenntniss zusetzen, 

genannten Gesetze selbst nicht 

Inhaltes einzugehen^uiid<fiigt 



RnndsmtflMft M CtiL4bL in Ift* 8tttftolt<r Ofe ^ Mrtf*^ö^b. 



jedem roögHcben 2weU» im ¥ofhmeiö zu begegnen, bä, 
d**s, häs namentlich *e Angefiegntiheit der Bhtin vton KatbeKken iäw 
bdangt* awar die durch da* Patent vom 8. Decemher 1856 aner- 
kannten gmtiieton ßhegerkhte tia wiche in Hinkunft nicht mehr 
fortbestehen ktauen, dass aber andererseits ebttwe unzweifelhaft das 
terfassuiigsiiiäasigc Beehrt der Kirche, Ihre inneren Angelegenheiten 
«tostettödig zm ordnen und ru verwalten, daher die fite den Gewie- 
sensbercfeh erforderlichen und lediglkh pro fem interne gültigen 
Verfügungen auch in« Ehesachen au treffen , hiedurch vollkommen 
unberührt bleibet 

Im Hinblicke aber auf die mannigfachen Mfeedeutungen, welch* 
der Standpunkt der Regierung bei den vorbereitenden Verhandlungen 
über diese Gesetae erfahren hat — halte iäh es für meine Pflicht, dieset 
meiner Eröffnung noch Folgendes beizufügen. 

." Die Begierimg verkennt keineswegs die Tragweite jener Ver* 
Änderungen j welche dag Verhäitniss des; Staates zur Kirche durch 
die vorliegenden Gesetze in Oesterreich erfahren hat Allein, wie 8*e 
dieselben als die nbthwendjge Gonsequena jeher Grundsätze betrachtet, 
welche in den Staatsgirandgesetzen mit bindender Kraft niedergelegt 
sind, so ist sie anch von der Ueberzeugnng getragen, dass auf dem 
Boden der Freiheit der Kirohe, welche diese gewährleisten, ffir die 
reichen Mittel der letzterem ein weites und unantastbares Feld se- 
gensreicher Wirksamkeit eröffnet ist. ; i 

: Die Freiheit der Kirche am schotten, die ihr gebührende Ach« 
tang mit alleh berechtigten Mittäln dear Staatsgewalt aufrecht iid er- 
halten, ist die cniste Absi^ Regierung, und jede Einmischung 
der Staatsgewalt in das eigen thümliche Gebiet der Kirche wird ihr 
stets ferne liegen. 

Deshalb aber glaubt sie auch, dass die durch die obigen Ge- 
setze veränderte Stellung der Kirche zum Staate jenes Yerhältniss 
freundlicher Gegenseitigkeit zwischen beiden, dessen Wohlthätigkeit 
und Notwendigkeit für den Staat wie für die Kirche sie vollkommen 
anerkennt! nicht zu trüben braucht und es ist ihr lebhafter Wunsch, 
wieiibyelHoffnung, dass sich dasselbe auf der neugeschaffe 
läge nur um so segensreicher entfalten und befes 

6i Zm rmmi Schulgesetsgebung u 
-i . c" c Unterrichtstnimsters an d 
welches; sich rait der Organisatii 
schulen «beschäftigt, und gewiss 
jurieihtms in dieser Frage angesi 



stellt siob pnnoiprolartg *uf d^ St^dptoW des ßt^tepnndg«K 
setw v<aa - £1. December t * £* ' ö*eh wafcbOtai dib Feststellung ddr 
Gründete* im TJxtiwkht*wem& . bezüglich der Yottaschufe: dfani 
&öiobsr*tto wwblbfe Die nähere Au3fli«»ag die«tfQtt»4i&toe wirf 
tbeil* dureh dj* Lftödi^«, ttoib im Weg* der Biecntii» erfolgen, 
P*8 Minptemm beabafehtigt ^uaftetat eben Gesetzentwurf über die 
Organisation, den Wirtotngetoöia «ad die Eiirfuhnmg der Ortet ited 
3e_ririp»chulrätbe, aewie. des Idnäertchulraths den Landtage» w4m* 
legen* Sind die neuen äßluüaufaichtetargaaß eingesetzt, so wird di& 
Regierung die Beform der Lehrerbildungsanstalten i» Angriff nehaten 
«*d, da dieser flflfgeiötaad zwr Competenz des Roicharatha gebärt, bei 
diesem einen oinseidägigen Gesetzentwurf aur Tetfatfiingiwtasigen 
Jtehandinng eintorjagei. Die Aaüahrang deö Geeetaee, «ewiedie 
Feststellung des Lehrplane* mbt das Ministerium alt Sacke der Biet 
eptwe an. Bezüglich des Lehrplaaes wir* itaitgetteiM^ dato äni Stelle 
dar alten Dreitbeüung (TrifialsehuLan, H&upfachiileiij Haapfawhulen 
«dt üntwhleiilscikiiten) eina Zweitheitang in Elementar* .und Bürger- 
stauen nach deutschem Muster beabsichtigt irt. Hemer bereitet die 
Regierung den Entwurf 4ines am dm üEtdoharaäi m leitenden Volks* 
s^buMlesetaes Tor, welches die leitenden Qrundütee für die Schuld 
einriohtungi deniS<^besüäh,> die Zweiteilung der Yölki-Sobule, die 
Fv^tbUdungSP) Airbeitat und Fahriks^SWuilea, die Aütellony und E*4* 
lassung, die Rechts- und Pachtverhältnisse der Lehrer, die Erforder- 
nisse der Stfbulgeb&ude, die Bestreitung des Dotationsaufvfrandts und 
den Privatunterricht normiren wird, Dies Details wtrden dann wk* 
weder gleichfalls im Wege der Laüdeögesetzgebung, also; mittels Vor* 
lagen , an die Landtage oder im Wege der Executive geordnet werde*. 

6* Sanctissimi Domini Nostri PH äivina Providentia Papaß JXi Allo- 

cuiio habita in Consisiorio Secreto die 32, Junii 186&. 

Vener ubil es Fratres. Nunquam certe fore putaviasemiis, Vene-» 

ä Fratres, ut poat Conveutiouem a Nobis cum Austriae Inlpeio* 

tolico, bonis omnibus exsultantibus, tredecim Jere 

gereumr hodierno die gravissimaa xleplerare 

3 inimicorum hominura opeora nwia iii 

jsia miserandum in raodum affligi- 

Üivinae nostrae religionis hoste* non 

mventionem destruerent, et 

e huic Sedi infenrtafc iiqiirias; 

eeembris superiori aanö in&nda 

ndanientum lata lai fiat* 




qtia« 1ii : ottAftn» iitipeiii regiorribus eöam tothälifeae reltgiöni Quito 
aidifetöj valere, tf tfgert- bmnÖW d&befc ffite löge bmiörf onttiium 
tfpÜÜonWn, f '«i librätfae äfrtis- libefrtoö* omais tum fidel, tuifa consden* 
tiae, ac doctrinae libertas statuitur, et civibus cujusquö cultus öictiftas 
fcrftn#w excitamji ^^tiopjip Y r*octriaa0qve/ii>8titiitÄ, et oiwes cu- 
juaqi^ generis rdpigWe {jtopiertaiies aequiparnntar, et a Statu, reoog* 
noscuatur, Equidem ufti prinram i4 dotonter agBoyimus, Noetram 
vocem/statim attcjHere, qpfcayjwnuw, sed toflganimitate utentes tarne 
«lendum censuimua, eatpraesertim spe eustegtati fore ufe Auatriaoum 
Guberoium justissimis' Ve^erabiU^m Fratrun* $ajcrwjm in Austria 
Antistitum expo^aiieiribw dociles praebeas aurea vellak sauiara» 
induare wntem, et maliora suaoipere cqnaiüa. Sed ina&ea Noetw 
fuere spes. l^mqne idem Gubernium die vicesima quinta Mm bw 
anno aliam ^edidit legem» qoae onwea illius Imperii papiÜQs etiam 
jßathojicop obligat, et johet, filios es müptis oenjugüö natoe wquii de- 
bfxß, i>atria rsügKnwm, si maaeuli' sint , ; »i . ywo &raii*ae reUgiopet» 
aiatris, afc septennio minores debere parcatum a regt* öde defoqtieflnw 
sectwci c Insuper ßadem lege pla«e qww faletxm m vwm&mvw* 
qoaa n&erM», atque optima jp», oatbolica Ecplaaia QWWJh esigit, ae 
pr^escrijrit anjtequam mixt^ contra&antnr niatriwWt et i^a aposta*-' 
m taw * <satfeol^a 1 tqm a ckristiana < wügiw$ ad civ*le jus elevatum 
et pnmis Ecclegj^a^ ^Gtwtas ia f sa^ ooemeteria d* xoedio toJUtw# 
ßt ^bpüei coguqte tarnte in, <■ wis epemeteriip . kaerptimw eada-r 
vera t quando iidem h^jö^i t proprianpii ^ajbe^nt Ipw» prafttä?^ 
önberninra eadem die vicesima qui^ta Maji hujus anni non dubitavit 
de Mätnmonio qüoque legem promulgare, qua Ieges ad commemorat|| 
Nostrae Conventionis normam editas plane abolevit, et in pristinam 
vigorem restitait veteres Austriacas leges Ecclesiae le^bns vehementer 
adversas, et matrimonium etiam, uti dicunt, civile o;nnino impro- 
bandum asseruit, confirmavit, quando cujusqne cultus auctoritas de- 
neget matrimonii celebrationem ob causam, quae nee valida, nee le- 

tlis ä civili anetoritate recognoscatur, Atque bac lege Guberru 
idem ottlnöm Ecclesiae auetoritatera , et jurisdietioriem circa matr 
moniales causas, omniaqne tribnnalia de medio sustulit. Leg 
de fffkottar 'promulgarit, qua omnis Ecclesiae vis destruitiu t 3 
attdretpremam omnem litterarum, disciplin 
Ifl geböte inspectionem, ac vigilantiam 8 
iuitur, int-ieligiosa dumtaiat institutio 
qne etttus anetoritate dirigatur, 
SofcietÄtesai-erire poaaint peculiare; 
quae illam credendi normam profit* 



idc 



J?? Oesterr. Conctrdl|ts^Bnicl>; AlkKuflo.fNi ff. IX. 4. 22. Jan. 1868. 

«upffiWft; $WW ii»W«#oni täikmtot* wvüwtöm lürcUbr iasetyr 
ptate, $ivüi approljentiur, üs tftntam i Ubris ^xpeftis., qpi reUgios&a 
institoitiw insery^r^ debeBt r quique ab ftoctwtete ciyu^vw cultw 
Äpprob*ndi sunt ^ i ' ! r :: 

->• Videtfe profecto, Vetwrabiles liYatres, qtiatii vehement* repiröf 
bandae, et datonandate sint ejusmodi abofflinabiles legen ab Austtiäc© 
Oubernio latae* <yaae cäthölicae Ecdeöftfe dodttfnate, ejüsque feher&ndtt 
jüribus, auetoritati, divinaeque eonsötutieni, ac Nostrae etAftostö'- 
l&ae'taijtfs Sddis potestäti, et inemoriatae NdfeWae Coriventiönl, ac vel 
ipsi nituralijuri vel maxime adversantur. Nos igitur pro omniuii 
Ecclesiarum solHcitüdine Nöbis ab ipstf Chfi&tö Domino commissi 
Apostolicam voceni in amplissimo ho4 vestro Consessu irttöllimus, et 
eoüiiöemofaitäÄlegeö, A6 omnia, et singÄla, qta&ißsive in Ms, sive 
aliis in rebuB ad Ecolesiae jus pertineutibis ab Aüiätriacö Oübernio seü 
ab inferioribus quibliöqtte Magisfer&tibug deäreta, gestfii, et quobödo- 
libet attentata sunt, Auctoritate Nostra ApostoMca i^robamüs, dam- 
üamus, et decreta ipsa cum omnibtis iide cönseeutiö eädem Auctoritate 
Nostlra itffita prorsüs^ nulliis^ue foboris fbisse, äc fore dklaramus; 
Ipsoe autem illorura auctores, qui se catholicos esse u prfceserthö glöri- 
aütur, qui(pie mönioiiatäs legiös, äfcta vel proponefe, vel condere, vel 
approbare, et exsequi non dübitarunt, obtecrtanmr, et obsecramus, üt 
n&eminirint Ceüsuratum, poenai-umqire öpitttualittm, quas Apostolicae 
Gonstitutiones, et ©ecumenicorum Condliorum decreta contra invasöres 
jurium Ecdeftiae ipso facto incurrendaä infliguht. 

Interim vero summopere in Domino gratulamur, meritasque trir 

buimus laudes Yenerabilibus Fratribus Arcbiepiscopis et Episcopis 

Austriaca Irapcrii, qui episcopali robore tum voce, tum scriptis Eccle- 

siae causam, et praedictam Nostram Conventionem impavide tueri^ ac 

re, et gregem officli sui admonere non destiterunt. Ätque vel 

mus, ut Venerabiles Fratres Hungariae Arcbiepiscopi, et 

egregia eorum Collegarum exempla imitautes, velint pari 

uranem in Ecclesiae juribus tutandis, et in eadeuj 

Conventione propngnanda impendere operam. 

s Ecclesia luctuosissimis hisee tettfriribtis 

is, non deainamus, Venerabiles iFratrö*» 

ite cordis nostri Deum eiorafe, ut 

i norum, et Ee< lesi^eisttae 

mpiosque eoruru coittfcusre^ 

rtitiae, salutisque semitas 



Die, Oesterr. b&fgferlfthe* Rftcliettgtsefze wim *5. Mai 1Ä08. WS 

In der vorstehenden AllocnNMii eifcftfi de* heilige Vater diejenigen Bestim- 

Sungen der drei neqe,n Gesetze and der sog. Staatsgruadgesttze Oestenreichs föf 
chtig und unverbindlich, welche der Lehre und' den Rechten der katholischen 
Kirabe widersprechen, und somit insbesondere auch die gegen das Concordat 

Berichteten r Bestimmungen. Soweit die neuen österr« Staats * Gesetze in 
lezug auf kirchliche Gegenstände dem Kirchengesetze, namentlich auch 
dem. Concordate in Bezug auf die Ehe, Schule u..s. 10; widersprechen, 
gilt für die Katholiken das kirchliche und nicht das Staatsgesetz, Ho 
erkürt der heilige Vater, und in diesem Sinne haben sich auch die österreichischen 
Bischöfe gfoss*e0th«i)s aeben ausdrücklich in Erlassen an ihren Kleras and in 
Hirtenschreiben ausgesprochen. Wir werden die betreffenden bisehöOicben Erlasse 
Iheils vollständig, theils im Auszug mittheileh und den Inhalt der heuen Gesetze 
eingehend erörtern. Es wird sich. daraus nlner ergeben, wie unsere Anschauung 
Ober die neuen Gesetze vielfach von derjenigen abweicht, die man sogar in sonst 
katholischen Blättern, namentlich auch in den „Kölnischen Blättern 1 ' zu verbreiten 
suqfet *}. Wir verweisen einstweilen Vorzugs weist aar die bei dem päpstlichen und 
primatialen Buchhändler Carl Sartori zu Wien und Gran erschienenen s JKatho~ 
tischen Stimmen aus Öesterreich £ von denen' Nr. &. und 4. die nach lärm 

?nd Inhalt durchweg ausgezeichneten Beden der katholischen Minorität des Hart 
enhauses über das Ehegesetz und Schulgesetz enthalten und Nr. VIII. die 
sehr lesensWerthe „erste bischöfliche Stimme über die eonfessionellen Gesetze, 14 
die des hochw, Bbcbofs Dr. Joseph Fetaler von St. Polten mfttherlt. Auch vejps 
weisen wir auf die praktischen eingehenden Ausführungen zu den neuen Ge* 
fetten im Wiener Diocesanblatt IS68 Tfr. 17 ff. 

Nach dem Pesther Lloyd hat der Minister deafcineniDr. G<* Ära den Statt- 
haltern.« einem Rundsehreiben aufgetragen, aufs Aeusserste den klerikalen Agi- 
tationen entgegenzutreten und Gesetzwidrigkeiten, die etwa durch die päpstliche 
AUocution da oder dort Wim Klerus Angeregt, werden könnten, ohne Jede Rttck- 
sticht zu ahnden. Inzwischen scheinen aber die A rD€ Uer- und dgl, Vereine für 
Ihre antiklerikale Agitation 'freies Spiel zu haben, namentlich um Demonstrationen 
gegen die/ AHocutioa ins Werk zu setzen, bei denen natürlich wieder der -1MH 
liehe Gemeinde^ th der intelligenten Reichshauptstadt Wien/ autfh njebt zurück 
bleiben durfte. Der frohere Ertassdes Ministers Giskra an die Statthalter vonOber- 
Werreifh und Steiermark (Archiv XIX, m f.), der schon einer Agitation gegen 
die damals noch bevorstehende confessioneHe Gesetzgebung vorbeugen sollte, hat 
von Seiten der Bischöfe und des Klerus von Linz und Seckau eine energische ver- 
diente Zurechtweisung erhalten* (Vgl. Katholische Stimmen: NMX. ondX.) Senf 
• zeitgemässe Streiflichter aur jene ministeriellen Tendenzen wirft Nr. V. der Katho- 
lischen Stimmen: Die Priesterverfolgung in Tyrol von 1808^1809 von 
Albert Jäger; eine vor 24 Jahren vor einem gemischten Publicum gehauene 
Vorlesung, die 1852 in den Denkschriften der Wiener Academie erschien. Sie 
weist nach, wie damals die bayerische Regierung unter der Leitung des JUuml- 
natep &t#nteg]as das Tyrolenrolk durch die rücksichtslosesten kirchlichen Neuerun- 
gen In seinen heiligsten Gefühlen und Ueherzeugungen lief verletzte, aber auch 
die Erfahrung machen musste, dass auf solche Weise die Gemeiner nicht ge- 
wonnen werden. 



1) Den Vorwurf, den wir nach fruchtlosen oftmaligen freundschaftlichen 
Vorstellungen den Kölnischen Blättern im Archiv XIX, 4ti7. n 
selben in Nr. 133. sehr heftig als ehrlose Verläunulo--- 
ans auftriebt ig freuen, wenn es in Zukunft 1 
sagen, die Kölnischen Bl&tier venheidigtei 
Tendenzen 4es Ministeriums Beust -Giskra 
Gelegenheit a 11 < b eine Anzahl den Herausg 
unrichtiger ^Behauptungen auf, die wie t 
Hauptfrage' unwesentlich, auf sich beruhe 



1T4 Literatur: Schneemann* Die klrafaltata Ubffewdt, 



Dfe JbirchXUfhe Lehrgewalt von Gerhard Schneemann (Stimmen aus 
Maria-Laach. X.) Freibmg ' i Br. jB«rder I8£& &2S & #r. & 
Der'fleüsigö Yfetfasöet dieser Stimme aus Jtf aria-Laach fyat hier 
die Begründung und Vcfcütddigung .einer Materie übernommen , die 
fcinen der wesentiichsten Unterschiede der katholischen Kirche von 
allen »deren christlichen Religiontgenossensälrnften begrftndet und 
deshalb von letzteren, sowie vor Allem von dem sogenannten moder- 
nen Liberalismus stark angefochten wird. 

In einer längeren Vorrede (S. 5 — 23.) vertheidigt sich der 
Verfaßter gegen mehrere ihm im Bonner Literaturblatt an seinen 
^chtiften flb^r »die Weltliche tehrgew^lt und ihre Trägere und »der 
Papst, das Oberhaupt der Gesamintkirche« gemachte Ausstellungen^ 
und behandelt dabei, auch die frage, ob die päpstliche EncycÜca vom 
8> Deoember 1864 ais eine Entscheidung « eafcbedra d. h. als unfebl^ 
bar anzusehen frei, w&s er bejaht. (Man vgl dazu j$ tzt Dieritiger 
im Banner üteraturfeUtt 1868, Jfo 12>, •& 8^6 C> 

Das Werk selbst handelt in ffinf Abschnitten von dten Thesen 
2, 8—15, 21, 23, 32, 33 dos Syllabus. Der 1. Abechiitt beschäftigt 
sich mit dem Beweise der Existenz der kirchlichen Lehrgewalt 
(£L 27—40,). Christas Übertrag seine Öewakt m lehren den AjtostdSf 
von wetehön tue Eirt&e diestijbe erhielt. Abgespfien Vpn der heiligen 
Schrift erklärt sich diese allgemein verbindliche Lehrgewalt ans der 
Natur einer die GIaubeps*inheit bezweckenden KbrchU^hen Gesellschaft, 
zumal da es iur die meiste* unmöglich* ist, durch eigene» Studium 
sich die Ueberzeugung der Wahrheit zu bereiten, Wenn der Libera- 
lismus diese Auctorität nur für die Ungebildeten anerkennet will, bo 
widerspricht er damit seinem Princip der Gleichheit \ ebenso unlogisch 
und falsch sind alle übrigen Einwände gegen die kirchliche Lebrge** 
walt Dieselbe ist aber, wie der Verfasser nach der communisppiniQ 
sin besonderer Theil der kirchlichen Gewalt überhaupt; 
sondern unter die potestaa jurisdictionis zu subsumiren, " . " ~~ 

,ndelt die Unfehlbarkeit der kirchlicher} 
jtus hat der Kirche in mehreren Ver- 
esichert , indem er sib auf 
JÜi ihr die Kraft des heiligen 
i an das Ende der Welfy 
im Glauben irren kann, wia 
sehe Kirche bis. auf den 
fehlbarkeit der Kirche er- 
Zwecke der letzteren, 
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welche den (natürlich einheitlichen) Glauben an Gott erhalten und 
also anekln, ihren Entscheidungen darüber unfehlbar sein muss. Itri 
Begriff der Wahrheit liegt die Einheit und diese hat die Barche nur 
durch ihre Unfehlbarkeit bewahren können. 

, Im 3. Abschnitt (S. 52~-lQ3.) wird der Gegenstand der kirch- 
lichen Lehrgewalt bestochen* Letztere berieht sich auf den Glauben; 
ööwoM auf die Ptedigt der Glaubenslehren , ab auf die Definition 
eines Dogmä's, und ist hierin unfehlbar. Die widersprechenden Tbc* 
sen des peruanischen Priesters Vjgil, der u. A. die Meinung »die 
Königin der Welt« nennt, werden als völlig unhaltbar nachgewiesen; 
ebenso die Bestreitung der Unfehlbarkeit der Kirche m ddr Entscheid 
duAg dogmatischer Thatsachen d. h. »des Sinnes eines nicht inspi- 
rirten Textes in seiner Beziehung, fctim Glauben.« Ferner wird deT 
Beweis erbracht von d^r Unfehlbarkeit der Kirchs in Bezug auf die 
Folgerungen MB den GJaubentfwahrheiten, ebenso wie in Besag auf 
den Eteüang 4er allgemeinen kirehHchen Dfeciplin A*it dter Glaubend 
und ffltfenlehrt. Die tticfct intfehlbarett kiteKliclieii Lebten betreffend; 
wird vor jallem die Gefährlichkeit des temerarium al^ »Verwegenheit 
in der.Aufeteiling vop Meinjuigent dio sich auf den Glaube* berieben>« 
ijer^rgahoben und hierbei die Vemrtbeilung GaüleFs* sowie das In* 
stitai der congregiröte indfete b^euehteti ; Zum 8chttssfc folgt eiiW 
nfehert Ertrterufcg un^Prädsirung fl^ wäkrenftröhfeif dferWissen- 
äch^fL , ' " ' ' : ' .' , M . ' ' '• "■! 

, ff Den ^^tig^fien Theil ..Um ^ B?ps^^ bijdet ,4* .4,. Abschnitt 
(S, JKMrH-aiSw) Aber die Unfehlbarkeit des Fapatee und der allgemein 
nen Conoitten. Letztere begründe* der Verfasser kurz durch die hei-< 
Hgfe Schrift und die Geschiebte, da gegen die Mallibilität des Ge- 
Samn^teplscopats nur grundlose und unüberlegte Einwände» wie die 
Vigü's ,' .vorgebracht werden können. Desto länger verweilt er aber 
bei dem [Beweise der Unfehlbarkeit der päpstlichen Glaubensentschei- 
dungeri e& cathedra und gibt zuerst eine längere dogmenhistorische 
HrtWicfrlufcg dieser Frage, indem er die Leugnung der päpstlii 
^Unfehlbarkeit seitens der Jansenisten und Gallicaner als der 
stünincindjen Ueberzeugung der damaligen Zeit widerspn 
stellt und für die heutige allgemeine Herrschaft jener Ue 
eine\g&esfee Anzahl von Belegen aus allen Län 
Sodann geht der Verfasser über zu den Bewei 
barkeit der päpstlichen Entscheidungen 
und nachdem er jene genau defin 
Papstes in Sachen des Glaubens 
er die ganze Kirche verpflichtet^ 



17$ Literatur: Sckntemtmn* Ote Uffblfefel^ewilt. 

Laß. 22, 32, und aus der Tradition mit besonderer Hervorhebung der 
darauf bezüglichen Väterstellen die Beweise für die päpstliche Infalli- 
bilität. Die Grewalt des Papstes zur endgültigen Entscheidung in 
Oläubenssachen, der dem Papste von allen Priestern geschworene 
Gehorsam, die Stellung des Papstes als Mittelpunkt der Kirche, 
lassen sich mir mit der Unfehlbarkeit in Einklang bringen, wie auch 
die Kirche in allen Zeiten last an der Uebergeugung von der Glaubens 
reinheit des römischen Stuhles festyie}t Die gegnerischen Einwürfe 
von der sog« Liberius-Honorius-Frage, dem angeblichen Unterschiede 
zwischen der Kirche und dem Papste und der angeblichen Aufhebung 
der bischöflichen Gewalt durch die päpstliche Unfehlbarkeit werden 
treffend widerlegt und das Verhältniss der Anctorität des Bischöfe 
zu der des Papstes klw auseinandergesetzt 

Der 5. Abschnitt enthält schliesslich eine kurze Erläuterung des 
§. 2- des Syllabus (S. 215—224,), worin in. Anknüpfung an die ver- 
schiedenen Arten der göttlichen Offenbarungen der Unterschied zw;-» 
sehen der natürlichen Erkenntniss und dem Glauben, zwischen den 
natürlichen Wissenschaften und der Theologie seine Erklärung findet 
und als das richtige Verhältnisö zwischen beiden die Behaadhing deir 

Seculativen Theologie nach den Principiem der fcholastiscben ^Me* 
ode hingestellt wird. 

Was die Behandlung des Stoffes betrifft, so zeichnet sie sich 
(besonders im Anfang) durch logische Klarheit im Einzelnen aus, 
welche durch treffende Beispiele und Vergleichungen gefördert ward. 
Doch hätte Einzelnes um t»d; da einer etwas genaueren Erörterung 
bedurft^ wie' z. B. das S. 154. erwähnte Schreiben des heiligen Leo L 
an den heiligen Florian. Auch wäre es der Uebersichtlichkeit des 
Ganzen bei der Leetüre förderlicher gewesen, wenn statt der Einthei- 
luhg in gjanz kurze Hummern die Hauptabschnitte in längere mit 
Uebersehmten rereehea^ Paragraphen zerlegt worden wären. Die Dar«? 
Stellung ist nicht ohne üftjge Wärme und ton überzeugender Gründe 
" ^keit Die Beweise uijd Deductionen sind meist scharf, wewt anchr 
"en etwas künstlich zugespitzt^ Im Allgemeinen scheint der 
ser aber, wenn er einige abweichende Ansichten, wie u, A. die 
Pichler'a bespricht, die Ueberzeugung von der päpstlichen Unfehlbar- 
keit fiir verbreiteter anzunehmen! als sie es (wenigstens in Deutsch- 
land) in der Tbat ist, wiewohl jedenfalls die Mehrzahl der Katholiken 
und zwar mit Eecht daran festhält. Ist es ja eines der grossen Ver- 
dienste des Ordens, dem der Verfasser angehört, jene These immer 
mit vielem Erlolg vertheidigt zu haben. Hoffentlich wird zu ihrer 
igung auch die vorliegende Schrift einen wesentlichen Beitrag 
liefern. 

Frankfurt am Main. Dr, Justvs Richard Fässer. 



Jeaacjr l>r- V e ii n g zu Heidelberg. 



Die apostolischen Protonotare, 

von Dr. Micke, K. Regierungs - Referendarius in Breslau. 

§. 1. Einleitung. 

In den bisher über die Römische Curie erschienenen Abhand- 
lungen ist der Protonotare meistens nur stiefmutterlich, häufig gar 
nicht gedacht 1 ); und doch zählen sie zu den ältesten Instituten der 
christlichen Kirche, ja sie feiern beinahe zugleich mit derselben ihr 
Geburtsfest. Es haben ihre Schicksale im Laufe der Zeit so ge- 
wechselt und einen so interessanten Entwicklungsgang genommen, 
dass sie schon desshalb einen berechtigten Platz in der Rechtsge- 
schichte der christlichen Kirche einnehmen. 

Die Art der Behandlung unseres Thema's wird daher eine 
historische sein. Als Quellen dienen uns hauptsächlich der liber 
pontificaüs und die Concilienacten, für die spätere Zeit vornehmlich 
die in den Bullarien gesammelten Constitutionen der Päpste« 

§. 2. Ueber die kirchlichen Notare im Allgemeinen und deren verschiedene 

Stellung. 
Notarius muss in seiner ursprünglichen Bedeutung mit Schreiber 
übersetzt werden; genauer versteht man darunter — der Etymologie 
des Wortes folgend — einen Schreiber, der mit notae, mit Abkür- 
zungen 3 ), schreibt, also einen Stenographen. Die kirchlichen Notare 
sind demnach im Dienste der Kirche stehende Schreiber. Diese 



1) In der Revue des sciences eccUsiastiques dir. par. M. Tabbe* D. 
Bouix 1867. August bis Novemberheft veröffentlichte abbe Renaud vier Artikel: 
des protonotaire8 apostoliques, leur origine, leurs fonctions et leurs 
Prärogatives und ein Auszug daraus erschien (56 S. 8.) zu Paris bei Poussielgue 
frfcres. Kritische Bemerkungen eines Abonnenten der Revue zu jenen Artikeln 
brachte das Januarheft und eine Antwort Renaud 9 8 das Maiheft 1868 derselben 
Zeitschrift. (D. R. d. A.) 

2) Schmalzgrueber in tit. X. de judiciis (2, 1.) n. 14. Brissonius, 
lexicon juris sive de verb. quae ad jus pertinent signiflcatione üb. XIX. Frankfurt 
1587. s v. notarii üb. XII. S. 385. 386. J. A. Schmid, de notariis ecclesiast. 
tum occid. tum Orient. t ed. J. Chr. Leyschner. Lipsiae 1756 cap. 11. §$. 1.— 7. 
Oesterley, das deutsche Notariat; I. Theil: Geschichte des Notariats, Hannover 
1842. S. 5 fgg. Thomassini, vetus et nova eccfes. discipl. , Parisits itol. P. I. 

AreblT tu Klrebearecht. XI. 12 
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ihrer ursprünglichen Beschäftigung entspreokende Bedeutung ist 
indess im Laufe der Zeiten durch die vielseitige Verwendung, welche 
die Notare gefunden haben, und durch die daraus hervorgehende 
Gliederung in verschiedene Gattungen unpraktisch geworden, und es 
lässt sich daher für das Wort notarius ecclesiasticus eine allgemeine, 
auf alle Fälle passende Uebersetzung kaum finden ; der Begriff von 
notarius ecclesiasticus gestaltet sich bei den verschiedenen Arten von 
kirchlichen Nptajrep ftnji zu den., verschiedenen Zeiten verschieden. 

Nach der äusseren Stellung der Nötare, je nachdem sie im 
Dienste der Päpste, Bischöfe, Aebte o&er aüdefrer kirchlichen Per- 
sonen stehen, unterscheidet man: 
" I. apostolische Notare, 
II. bischöfliche Notare, Notare der Aebte 1 ) u. s. w. '• 

Dies ist die Haupteintheilung. Die apostolischen Notare ! gruppiren 
sich wieder in zwei Glaasen, die wohl auseinander zu halten sind: 

1) in die noturii äpostolim auctoritäte creaH, ... 

2) -in die' notarii sedis apostolicae oider protofiotarii apostolici. 
Letztere sollen unsere fernere Aufmerksamkeit in Anspruch 

nehmen. Sie unterscheiden sich Ton den ersteren, den notarii apos- 
tolica auctoritäte creati wesentlich und haben eigentlich nur das mit 
ihnen gemein, dass sie ebenfalls päpstliche -Notare sind. Im Uebri- 
gen ist ihre Stellung eine ganz andere. Sie sind ein rein kirchliches 
Institut, ihre Thätigkeit bezieht sich meist auf res spirituales. Die 
notarii apostolica auctoritäte creati erscheinen dagegen als die Vor- 
läufer unserer heutigen weltlichen Notare und waren im Mittelalter 
in Deutschland und Italien die Personen, welche die Acte der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit aufnahmen. Sie hatten es meist mit res 
temporales zu thun und concurrirten mit den notarii imperatoris 
auctoritäte creati. 

Wir gehen auf die Functionen derselben nicht näherem, wenden 
uns vielmehr zu den notarii apostolicae sedis, oder wie sie gewöhn- 
lich heissen, zu den apostolischen Protonotaren. 

Dieselben zerfallen wiederum in zwei Hauptclassen, und dem- 
gemäss unsere Abhandlung in zwei Haupttheile. 

Die erste Classe resp. der erste Theil umfasst: 



üb. IL c. 104. de notariis etc. Jac. Cuiacii opp. omn. Mutinae 1782 pars poster. 
comment. in lib. IV. priores Cod. Just. I. 54» lom. X. Bouix, Iractatus de 
judic. eccles. Bd. I. S. 480. 

1) Capital. III. a, 803. c. 8. (Monum. Germ. ed. Pertz St. toro. L S. 115.) 
Appendix ad St. Greg, episto). {Migne, Patroi. cursus etc. Bd. 77. col. 1346. n. 
1299.) Oesterley, a. a. 0. S. 421 fgg. 
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die protönotcfrii parücipcmtes (de nutnero pariacipattiunr* nume- 
rarii oder ordinarii), 
der Zweite Theil: . 

die protonotarii nm participanies (sttpranumerarii oder extraor- 
diaarii). -..',.-., 
Bei dto letztöten unterscheidet mau ober wiederum: «r 

a) die protonofarii ad instar participwtium, ... 

b) die protonofarii honqrarii oder * titnlares. 

Unsere Hauptaufmerksämkeit widmen wir dem ersten Theile. 
Nur kurz und durchaus nicht mit Beanspruchung der Vollständigkeit 
gedenken wir der protoiiötärii Wh participantes. Der Grund liegt 
in der Sache selbst. Daö Collegium der protonotarii participantes ge- 
hört heute noch zu den bevorzugtesten und mit den mannigfachsten Pri- 
vilegien ausgestatteten der Römischen Curie ; die Mitglieder demselben 
sind im Besitz einer wirklichen dignitas, sind wirkliche Prälateii., Die 
protonotarii supranumerarii bekleiden dagegen keine eigentliche Dien- 
tet, repräsentiren vielmehr nur einen Personat, mit welchem der Papst 
verdiente Kleriker, analog der Vertheilung von Orden an wöltlich& 
Personen, auszeichnet. Wenn die protonotarii supranumerarii nun 
auch wirkliche öfficiaies und familiäres deä Papstes, ausserdem unter 
Umständen auch ermächtigt sind, die einzelnen Functionen des Pro* 
tonotariats auszuüben, so ereignet sich doch für letzteren Fall die 
Gelegenheit so selten, däss man gewiss keinen Irrthüm begeht, von 
dieser in den protonotarii supranumerarii latenten und sehr selten 
frei werdenden Dignität zu abstrahiren und mehr den Persoüat im 
Äuge zu behalten. Dazu kommt noch, däss die meisten und wich- 
tigsten Privilegien, welche die protonotarii supranumerarii besassen, 
in der neuesten Zeit durch die Päpste Pius VII. und Pius IX. so 
abgeschwächt und zum Theil ganz aufgehoben worden sind, dass jetzt 
nur ein matter Schimmer von dem früheren Glänze übrig ist. 

Wir unterscheiden, bei unserer Darstellung im ersten Theile 
vier. Zeitabschnitte je naeh den Päpsten, welche wesentlich verän* 
dernd auf die Fortbildung unseres Institutes eingewirkt haben. E& 
ist natürlich nicht möglich, bei der Betrachtung einer Zeitperiode 
ängstlich blos bei dieser stehen zu bleiben und nicht auch Bücksicht 
auf die folgenden zu nehmen; ein theilweises Hinübergreifen mag 
also der Uebersicht wegen entschuldigt sein. 

Folgende Päpste begründen nun im obigen Sinne einen 
Zeitabschnitt: 1) Clemens I. (93—3411), 2) Julius I. (341—1585), 

1) Die Regierangsieit der einzelnen Papste bestimmen wir nach den An- 
gaben des Artnuario Poniifieio. 

12* 
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3. Sixtus V. (1585— 1838), 4) Gregor XtL (1888 bis zur 
Gegenwart.) 

Es beschäftigt uns übrigens hauptsächlich die juristische Natur 
des Protonotariats; alle übrigen, dem jus caeremoniale angehörigen, 
Bestimmungen ziehen wir nur insofern in den Kreis unserer Be- 
trachtung, als sie zweckdienlich, d. h. eine Ertennteissquölle im 
obigen Sinne werden können. 

I. Die Protonotarii participantes. 
§. 3. Die Zeit von Clemens F. bis Julius I. (93—341 n. Chr.). 

Die Protonotare fuhren ihren Ursprung bis auf den Regionar- 
Klerus zurück, in welchem sie durch die Regionar-Notare vertreten 
waren *). 

Der Käme »protonotärius« ist durch spätere Gewohnheit ent- 
standen; die gewöhnliche Bezeichnung, wie sie in den Quellen, be- 
sonders den päpstlichen Constitutionen und Concliien-Acten vorkommt, 
und in den ersten christlichen Jahrhunderten die alleinig gebräuch- 
liche ist, ist: notarius apostolicus 2 ), notarius sedis apostolicae, oder 
wie sie die Päpste nennen: notarii nostrae sedis, nostrae ecclesiae 3 ), 
notarii ecclesiastici 4 ); bisweilen, jedoch erst später, heisst es auch: 
protonotarius sedis apostolicae 5 ). 

Fragen wir warum das Gewohnheitsrecht den notarii apostoli-, 
cae sedis den Namen protonotarii beilegte, so ist die Antwort die, 
dass die notarii apostolicae sedis speciell im Dienste der Päpste standen, 
ein wirkliches kirchliches Institut bildeten und sich in dieser Bezie- 
hung wesentlich von den kirchlichen Notaren im Allgemeinen unter- 
schieden resp. auszeichneten, da diese eine kirchliche Würde nicht 
bekleideten, sondern Kleriker der niederen Ordnungen waren, welche 
sich mit Schreiben, später mit Abfassen von Urkunden beschäftigten 6 ). 



1) PhUlips, Kirchenrecht. Bd. 6. S. 316 fgg. 

2) Lib. pontif. iom. F. S. 89. 91. Ich habe die Ausgabe benutzt, welche 
anter dem Titel: »Anastasii bibliothecarii de vitis Roman. Pontif. A. B. Petro 
Apostolo ad Nicol. I. Romae« erschienen ist. Dass Anastasius nicht der Verfasser 
des lib. pontif. ist, ist bekannt. (Vgl. Giesebrecht, Allg. Monatschr. Jahrgang 
1852 S. 102 fgg. S. 257 fgg.) Holstenii collect, rom. bipart. etc. Romae 1662. 
S. 239. Rigantii comment. in reg. canc Romae 1745. ad reg. I. §. 4. Band 1. 
Wetzer und Weite, Kirchenlexicon Bd. 8. S. 830. Barbosa, de jure ecclesiast. 
Lngduni 1687. lib. I. c. 23. 

3) Greg. M. ep. lib. V. ind. XUI. ep. 29. (Migne a. a. 0. col. 755. n. 757.). 

4) Acta concilior., Ausg. von Harduin. Bd. L col. 290. A. 

5) Acta concih a. a. 0. Bd. 8. col 492. D. 

6) Schmid a. a. 0..S. 51 fgg. Binterim, Denkwürdigkeiten u. s. w. 
Bd. 1. Th. 2. S. 47 fgg. Vita Epiphanii Picinensis (Migne a. a. 0. Bd. 63. col. 
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Um die bevorzugte Stellung der notarii apostolicae sedis vor den 
übrigen kirchlichen Notaren zu bezeichnen, nannte man sie icpftxot 
notariorum oder protonotarii. Papst Pius IL erzählt uns dies in 
seiner const. »Cum servare« ausdrücklich mit folgenden Worten: 
>Qoos vulgo protonotarios quasi per exceiientiam quandam non abs 
te consuetudo vocat.« 

. Die ersten Nachrichten von dem Protonotariat datiren aus der 
Begierungszeit des Papstes Clemens I., welcher von 93—102 n. 
Chr. regierte, ,Von ihm erzählen uns die Quellen: 

»Hie Septem urbis regiones divisit Septem notariis singulas sin- 

gulis attribuens, qui passiones martyrum et res ab iis gestas di- 

figentissime conquisitas litteris mandarent.« 

Dies berichtet sowohl der üb. pontif. in der Lebensgeschichte 

Clemens I. 1 ), als Piatina, de vit. pontif. 2 ), und ebenso bezeugt es 

das . conc. Lateranense, was unter Julius V. und Leo X. gefeiert 

wurde 3 ). Gleichfalls ist diese Notiz in das Brev. Born, ad 23. 

Novembr, in IL nocturn. lect IV. übergegangen. 

Zunächst geht also aus den angeführten Worten hervor, dass 
Papst Clemens I. bestimmt hat, über die Thaten und Leiden der 
Märtyrer Acten zu führen, dann, dass er dieses Geschäft sieben 
Notaren übertrug, weil sich diese wegen ihrer Fertigkeit im Schnell- 
schreiben am Meisten dazu eigneten 4 ). Dieser letztere Umstand, 
nämlich die Auswahl von gerade sieben Notaren, hat Viele veran- 
lasst, anzunehmen, Clemens I. habe eine neue Eintheilung der Stadt 
Born, welche nach einer Bestimmung von Kaiser Augustus, wie uns 
Sueton in seinem Leben des Augustus (Cap. 30.) mittheilt, in vier- 
zehn Regionen zerfiel, vorgenommen und habe die Anzahl der Regionen 
um die flälfke verringert, so dass jedem Notar eine Eegion zufiel. 
Sagittariuä 5 ) geht sogar, so weit und bezweifelt, dass Clemens I. die 
Begionaraotare eingesetzt habe, da er sich nicht denken könne, wie 
bei der Unterdrückung und Verfolgung des Christentums Clemens I. 



20*.). . Greg* M. ep. IIb. V. M. »IL ep. 15. {Migne a. a. 0. Bd. 77. col. 735. 
ri. 739.). Act. conc. a. a. 0. Bd. 2. col. 314. D. col. 318. E. col. 150. E. col. 
139 B. Thothassvmis a. a. 0. c. 104. de notariis etc. 

1) A. a. 0. S. 8. 

2) S. 23. 

3) Act. conc. a. a. 0. Bd. 9. col. 1776. D. 

4) Historiae Pontif. Rom. et S. R. E. Cardinal, ab fntiio nasc. eccies. ad 
Clem. IX. Alphons. Oiaconii cum not. ab Aug. Oldoino recogn* Romae 1677. 
Bd. 1. col. 151. 153.: »Quia ipsorum (sc. martyrum) et facta et dieta mirabili 
celeritate per notas qnasdam designabafit.« 

5) De lfaartyr. müitia c. 1. $. 12. 
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eine neue Eintheilung der Stadt Bom gewagt habe. Er schreibt 
desshalb die Gründung des Protonotarists dem Papste Antenis m, 
welcher im dritten Jahrhunderte regierte. Abgesehen davon, dass es 
gonderbar igt, zu glauben, eine nene Distribution der Stadt durch 
Clemens L könne sich nicht Mos anf die geistliche Verwaltung der- 
selben bezogen haben — woran er doch trotz aller Verfolgung nicht 
wäre gebindert worden — so kommt noch dazu, dass Clemens I. in 
der That die bestehenden Kegtonen nicht verändert, sondern jedem 
der sieben Notare zwei Regionen zugewiesen hat. Unser Gewährs- 
mann ffir diese Ansicht ist Alph. Oiaconius*): 

»Hie (Clemens I.) pontifienm ornamenta instifcuit et Septem 
notarios ordinavit, qnibns nrbis regiones XIV. drrisit, ut smgnli 
res gestas martyrum sollicite et diligenter per regiones snas con- 
quigitas describerent. Quorum umbram Somanae sedis proto- 
notarii, qui partieipantes vocantur, ante Septem/ nunc XII. 
tenentc 

Zugleich dient diese Stelle als Beweis, dass die ursprünglich 
zum Schreiben der Martyreracten eingesetzten Notare die Vorläufer 
der heutigen Protonotare sind, eine Meinung, die übrigens überall als 
unbestritten gut 3 ). 

Dadurch, das* der Geschäftekreis der sieben Notare in örtlicher 
Beziehung sich nach den Regionen der Stadt richtete, erhielten sie 
den Namen notarii regionarii, eine Bezeichnung, die besonders in den 
Quellen der älteren christlichen Zdt neben den oben genannten 
häufig vorkommt 8 ). 

Man hat, wie die Bischöfe die Nachfolger der Apostel, so die 
Protonotare häufig' die Nachfolger der Evangelisten genannt, da sie 
wie' diese alles auf die christliche Kirche Bezügliche aufzeichneten *); 
Diesfer Vergleich,' zu welchem das spätere Ansehen der Protonotare 
in der Kirche gefuhrt hat 6 ) , ist indes® s&hr gewagt uwl beruht 

i ni , , , i ' ...^ . : s - . 

1) A. a. 0. Bd. 1. col. 89. 
l»2) Actcono. a. a. 0. Bd. 9.: col. 17fS. D. dchmid a. a. 0, S.48. Fa- 
ber, da protonofcariis apostolicls, Bononiae 1672. S. i. 2. Cohellius, NotitkCap- 
dinalatus. Romae 1653. S. 199. Daher. vereint noch heut das CeUegium der Prp- 
tonotare den heiligen Clemens als seinen Patron und führ! dessen £ild in seinem 
Wappen. Vgl. Analecta jur. Pontif., Troisieme S6rie; premiere partie du se- 
cond volume. Rome, 1858. XXVI, llyraison. col, 725. n. 98.. 

3) Act conc. a. a. 0. Bd. 3. col. 703. D< Jaffe, Regesta Rom. Pontif. 
Berolini 1861. S. 235. * 

4) IAb. pontif., a. a. 0. & 55. 

5) Cherubinus, schol. ,11. ad bullam Pii II. »Cum servare,« Joarw. 
Bapt, Parolellus in clericali palaebtra; pars HI. i. 6, tft. P» vera. VIII. 
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keineswegs, wie dies bei den Bischöfen der Faü ißt, feuf einer histo- 
rischen* <3hnmdfagei • * ^ :. ',,'..,_ , 

So bestand das; neu .gegründete Institut lange: Zeit hindurch 
olwie Veränderung; : es wird wenigstens in den uns überlieferten Quellen 
Nichts wo. eiirör^okhen. erwähnt Die erste weitere Nachricht bringt 
wieder der lib. pontif. in der Lebensgesehichte des Papstes Anterus L, 
der von 288-^239- dpn päpstlichen Stuhl einnahm und gerade wegto* 
einer neuen die Eegionarnotare betreffenden Einrichtung vom Prä* 
feeten ijfajpaus Hjm fTode verurjtbflUt winde*. ■ Der . lib. ponftf. lässt 
sioh darüber icjgepdermapsen ajusj, .., ,, . . , . .., f . 

»Hie acta martyrum a notariis exquisivit et in ecQiesi$ : .recon- 
... , «Wittf p^ftrer^^uod.p. Maximo Pra,efecto ^nartyr effectus sit 4 )-« 

^ter^- j. jgründetpj also diifch dipsa Bestimmung für die ; von 
den Eegionarnotaren geschriebenen MäH^cirrActeif .^in eigenes Archiv, 
das scrinium, und bestimmte, dass. dieselben gesammelt unä dahin 
abgeliefert werden' sollten. Die Veranlassung zu dieser Massregel lag 
jedenfalls in dem Bestreben der Heiden, die Documente, welche &e* 
Nachwölt die Tha,teft der Märtyrer und Zugleich die Greueln ihrer 
Verfolger und Peiniger überliefern sollten, zu vernichten. In diesem 
Sinnorechtfertigt' sich- auch der Scthlussder oben ftugeführten Worte 
4es lib. tjontif»: () ..m ;: • ,»t.. ,• ; ); : - , ^ 

.= j»propt#r .quc$ ; a, jl^aximq i Pr^iefecto martyr effectus. sit 2).« ,; ; , } 
; •,: tDwe v.o^'.Pfljst Anift&ps X ,geti;o%u£ Eipricbtwg war Ver;ath 
toWIg* d *sg mpp di? ^egionaffAOjtaye ajiph §fjtß.r sgriniarii nam^e* 
von* dejp, scrji^m, ^>rin die. Acten auf l?ew$hrtj ; werden a ). .. . * 

• . / Upter Pappt .Fabiaajus, , der auf Anterus - 1. folgte und Iris , ,253 

regieutp, .erhielte^ ^ie sieben Begionarnotar^nQ^b, sieben Subdiacoppp, 

. ^e^e^^je . untergeordnet wurdeji 4 ) v ziMr Unterstützung 5 ) tr Ausserdem 

W^jjfl tfwei.BegioBQji jioch ; ein Di^qpn,, vorgesetzt , der w^deru^n 

S^j^oiien und Notare untejr sich hatte, Es mochte vorgekommen 

., l)>a. 0, S. J9. . .*■,.,.„."..•' ■ : rv . • . :; ..,;. 

i) ZcLC$ariar~ \i\sst sopra i notaj. ecciesiast. {ßaeeoite, dfdjasert. Ital. 

BdV 1!. s.46ö.y '"• ' - \ " ' ' ,/r .' ,,; ' , '■' '■ ';:' \ ■ ,: " ' " f ; 

3) Gornes, in re&; eimeett« pfcföerh. dt. de ordihe^t offlfcio protonbtarior . : 
»Quia Anterus Papa ejus nominis primus staluerat , res martyrum gestas notariis 
conscriptas scriniis ecclesiae recondi, fortassis ab eo tempore scriniarii sunt appel- 
latU Vgl. Act. conc. a. a. 0. Bd. 3. ; coV7ib. "D. Bd. 6; Tb. 2. cbl. 1819. B. 
Jäft -tot. Q. S.' 8dfc. '30$: Gisttrley *.' *. 0. S. 78 fgg; > 

• A^AlpH. Ciacönl a.> a. 0. colJ 151.': > *S«ptem notmrts septei» subdiaeboos 
prüefecit.* -. "" m,::.ip-..- ... ■ - , . . •« ' .< « 

5) Lib. pont a. a. 0. S. 21. Piatina a. a. 0. & 56* Alph. Qlacon. 
col. 155. ■<'.«..-. 
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sein, da» die Bestimmung van Anierus L, die Acten 231 sammeln 
und in das Archiv abzuliefern, oft von den Notaren nicht genau be- 
achtet wurde. Zur Vermeidung solcher Unordnung setzte ihnen Papst 
Fabianns die Diaconen und Subdiaconen vor, welche die Notare an 
ihre Pflicht erinnern und darauf halten mussten, dass die Acten 
ihrem neuen Aufbewahrungsorte übergeben wurden. So sind unzwei- 
felhaft die Worte zu verstehen, die wir im üb. pont in der vita Fa- 
biani lesen 1 ): 

»Hie regiones divisit diacombus et fecit Septem subdiaconos, 
qui Septem notariis imminerent, ut gesta martyrum in integrum 
colligerent.c 

Fügen wir dieser Notiz noch folgende bei, die eines Theils bei 
Älph. Ciacon. a. a. 0. col. 151., anderen Theils bei Piatina a. a. 0. 
S. 56. zu finden ist, nämlich: 

»Septem notariis Septem snbdiaconos praefecit;c 
und: 

»Fäbianus antem pontifex Septem diaconis regiones divisit qui a 

notariis martyrum res gestas colligerent ;« 
so wird unsere eben ausgesprochene Ansicht unzweifelhaft bestätigt. 

Diese Diaconen und Subdiaconen wurden indess nicht in das 
Gollegium der Eegionarnotare, das nach wie vor ans sieben Mitglie- 
dern bestand, eingereiht. Auffallend erscheint es allerdings, dass unter 
Papst Sylvester L (314—337) vierzehn zum Schreiben der Martyrer- 
Acten angestellte Notare erwähnt werden 2 ). Hier sind, wie dies 
manchmal geschieht, die Subdiaconen mit den Regionarnotaren ver- 
wechselt worden. Keineswegs kann aber ans dieser Stelle, wie Oester- 
ley*) irrthümlich thut, geschlossen werden, dass unter Sylvester I. 
das Gollegium der Eegionarnotare vierzehn Mitglieder gezählt habe. 
In den Bullen der Päpste vor Sixtus V. ist immer, wenn überhaupt 
davon die Bede ist, gesagt, dass es stets nur sieben Regionarnotare 
gegeben habe, und so ganz besonders in dem g. 2. der const. »Ro- 
manus Pontifex,« durch welche Sixtus V. die Zahl der Mitglieder des 
Collegiums auf zwölf erhöhte (vgl. weiter unten). 



1) Alph. Wacon, a. a. 0. col. 151. 

2) Can. vel const. Sylvestri episc. urb. Romae et dorn, Constant. Aug., 
qualiter eccltaiast. gradus custodiantar vel religio; act. I. c. 1. (Act. conc. a. a- 
0. Bd. 1. col* 290. A.): »Notarii ecclesiastici quastuordeeim, qui gesta diversorum 
martyrum suseipientes« etc. 

8) A. a. 0. S. 83. 
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$.4. 2) Von Jtriius I. bis Sixtus V. (341— 1585 n. Chr.). 
Mit Papst Julius I., der von 341—352 regierte, beginnt eine 
neue Periode für das Protonotariat. Die ursprüngliche Bestimmung 
desselben, die Märtyrer- Acten zu führen, war durch die Aufnahme der 
christlichen Kirche in den römischen Staat durch Kaiser Gonstantin 
unpraktisch geworden. Man liess das Institut aber doch nicht ein- 
gehen. Papst Julius L wies durch ein besonderes Gesetz den Regio- 
narnotaren einen neuen Geschäftskreis an und sicherte dadurch ihre 
fernere Existenz. 

>Hic constitutum fecit« — so lauten die Worte des lib. pontif. *) — 

»ut notitia, quaö omnibus pro fide ecolesiastica est, per 

notarios oolligeretur et orania monumenta in ecclesiam per pri- 
mieerium notariorum confecta celebrarentur , sive eausationera 
vel instrumenta, aut donationes, vel commutationes vel traditio- 
nes, aut testamenta, vel allegationes aut manumissiones clerici 
in ecclesia per scriniarum sanctae sedis celebrarent 2 ).« 
Im Allgemeinen sollen also die Protonotare fernerhin Alles sich 
auf den christlichen Glauben Beziehende aufzeichnen und sammeln, 
eine Beschäftigung die ihrer bisherigen sehr ähnlich ist. Specidle 
Functionen werden ihnen bei den Rechtegeschäften der Kleriker ange- 
wiesen ; sie sollen die Instrumente und Urkunden anfertigen. Dabei 
wird es jedem Kleriker zur Pflicht gemacht,, sich eines Protonotars zu 
bedienen 3 ). 

Weitere Schlüsse können wir aus den dürftigen Notizen der 
uns erhaltenen Quellen nicht ziehen, zumal wir den Wortlaut des 
Gesetzes selbst nicht kennen. Alle Details über die den Protonota- 
ren neu angewiesene Thätigkeit fehlen. Das Gesetz selbst scheint 
etwas allgemein gefasst gewesen zu sein, dehn es ist durch die auf 
Julius I. folgenden Päpste auf die mannigfaltigste .Weise interpretirt, 
und die Protonotare sind in der verschiedensten Art verwendet wor- 
den. Die Bestimmung von Julius I. : 

»ut notitia, quae omüibus pro fide eoclesiastica est, per notarios 
colligeretur« 
ist eine solche, aus der sich alles Mögliche machen lässt — und so 
ist auch aus den Protonotaren alles Mögliche gemacht worden. Bald 



1) A. a. o. s. 55. 

2) Greg. M. ep. fib. VI. indict. XIV. ep. 12. iMigne, a. a. 0. *ol. 805. 
n. 801.). 

3) Alph. Oiacon. a. a. 0. coL 233.: »Hie constitutum fecit, üt nullus 
dericns etussam quamlibet in publice ageret, nbi in ecclesia per notarios sti- 
pularetur.« 
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erscheinen sie als Gesandte der Päpste, bald als ihre Vertreter auf 
den Concilien. So schickte z. B. Papst .Horriüsdäs <514*^523) gemäss 
der Bestimmung der Synode zu Born unter Anderen »Häariuto, no- 
tariuHr supraßcriptae sedis« an d^n Kaiser Änastäsinä, um die Ein- 
heit der Kirche Nieder herzustellen*); and später in dferselben Art- 
gelegenheit an den Kaiser Justinus unter Anderen den Notar Petras*}. 
Auf dtem« zweiten Concil zu Ephesm .449 erscheint neben detii Bisehof 
Juliaans, dem Pres%te!r Benatus und dem Diacan Hüarius de* Notar 
Dulcitins als Vertreter des Papstes Leo I. (440—461) *qui Vicesua 
sanctoticonventui i inters*t efb communi sententia, qüae domino sint 
ptacitura, constätüat 3 ).* Ferner gibt Papst Jtelägiua I.. (555*^560) 
seinem Gesandten' >ad conreptionemiexcessuum« den f Notar Protect us 
bei: »ut participatojconailiov ^quaairatiombiliaiSim^^ÄXS^iu aoa mo- 
rentür^).« Ein b^amters .interessantes und. anschauiichfes. Bild von 
der verschiedene» Stellung und Verwendupg' der Prdtahotare bietet 
sich unter Papst ßregoriusl. (590+-6Q4) daafy welcher Jenes allge- 
mein lautende Gesfetz; von Julius L am Allgiäineinaten'VerstÄndün hat. 
E^ schickt seine Notare mit wichtigen Aufträgen' in dM entfern- 
testen Provinzen 5 ), -so ZiBt in einer Criminaluntersuchung ! nac?i Sar- 
dinien 6 )^ nach Sicilie» 7 )] Sie bestätigen' in seinem ..Namen die 
Bisrfiofsw»hIdn 8 ) t rfungipen alfc Inquirenten uiad Vollstrecker der ürtei*), 
visitiren dieiKiöater *P) u„ & m* Vornelimlich iröctoineii : sie • auch 
als Schreiber der päpstlichen Briefe 11 ), ein Umstand, aus; dem -si-oh 
später fiir sie, besonders für den Priraicearius ein Nichtiges Privileg 
abgeleitet bat, ..von dem weiter .untenvdid Bede :sein?wird. 

». « . « 1) Mb* yaMif* a. a. 0. &.(8tL' Joffe*: fciW & ;65. a, 48& , . , ; 

$ teb<<pQVS(,if. k fc a..p.S. .91. r ., , 

i 4| 3) Act. CQiiQi a. ,a, 0,,Bd.,2. col, 86, Q. . ..,, n . . . . j{ 

'4) Collect.' Rom, ffoütL it.. 6. S. 239.. ' ..('•.,,._• 
" 5) Gred. 'M. ^p.^lib.'Vlir. ina'fd;' I: '^."i^'iMigne a. a. Ö. : coi. 92fc 
n. 915.). : .1 <-•."'"■ ' ?• / '. «M.'i;- <'l A • :■•' 

■ K 0) ßrpgrJ Jf. op, Ub.»i% jiadkjt. <&< SP« -4ft- >.iMigne. «.:[*. s p.jßoL 590. 
n. 613.). ' , t •;,,. 

7) Gre^r. JW. ep, lib. X, incUct. 7 Ul. ep f 23, (Miqfie a. ai Q.,col. 1081. ,n. 
lpS?, n. 1Q56: n. 1056.). . .V '" ' ' ' ,' .'; '' i 

'"' " ' 8)' (7r<#. k. iep: XL indhit. iVr ep. 3; dMigrien: a. 0. toi.' «fei. n." 1094.); 

9) Greg. M. ep. üb. III. indict. XI. ep. 41. lib. IX. ifldwt. IL ep. 46. 
(Migne a. a. 0. col. 637. n. 654. col. 678. n. 960.). . ( ;> . • .- .' 

WGreg.M. ep.' lib. X. ipdicL 111. ep*: 2& (Migne *. a.> Q) €61 1081. 
n. 1082.). ■: 

.:■•'»•• 14) Greg.M. ep. üb; Vi 1 tadlet. XIUrepi'2«. (Migweü^ a. Q:teo!.:755. n. 
7&7.)3. r »Hanc aufeem «epiatolaoii Patepio> notäri»» ecclesiafiMnD^rac subscribendadi 
dictavimus.« « ... ... 
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Dadurch; dass die Proionotare, wie wir dbengesehön. haben, sei 
vielfach von den Päpsten ausgezeiebhet und mit so wichtigen Mis- 
sionen beauftragt wurden* wuchs ihr Atisehen in der ganzen Kirche *). 
Sie nahmen im Laufe der Zeit ziemlich dieselbe« ßtelinngibei flexi 
Päpsten v wie die Komischen Notare bei den Römischen Kaisern, ehi: 
' ! > Wie bereits erörtert, gab* es sieben Eegionarnofearg; die sieben 
Snbdiacoüen, die ihnen von Papst Fabianus zur Aushilfe beigegeben 
worden v gehörten nickt zu ihnen. ' Obwohl diese sieben Notare ur- 
spttingMcfa kein besondieres Collegium bildeten — denn äie: älteren 
Qwrtlea ^rw&hüeti nichts davon — so Ist doch anzunehmen, dass inso- 
fern eine coüögialitfche Verfassung bestand, als eines vm den Mit* 
gliedern , wbbl das ältefete , über die andeim eine gewisse Aufsieht 
übte. Im Laufe der Zeit, als das Ansehen der Notare immer stieg, 
entwickelte sich eine organische Gliederung. Wie bei den Notaren der 
Römischen Kaiser fand auch hier; bei den papetlkhen Notaren die 
Bildung eitler besonderen Notarenschtile, eines NotarenMCoüegiums, 
Aufnahme 3 ). Leider lassen uns die vorhandenen Quellen über die 
Zeit dieses Ereignisses k Ungdwissheii Whr'wissen nurso viel, 
dass unter Papst Julius I. die päpstlichen Netare bereits in Schalen 
organisirt waren. Dieser Papst erwähnt nämlich zuerst unter seinen 
Vorgängern und Nachfolgern einen :pdmicerins notariorum 3 )^ Mög- 
licher Weise stammt von ihm, dem zweiten Gründer unseres Institutes, 
auch die Organisation desselben her. Anderweitig wird 'auch ein 
seeundicerius genannt 4 ). Einen tertiocerius und quartoceriua führen 
die Quellen zwar nicht auf, was aber noch nicht gegen dereh Existenz 
spricht. Die Bezeichnung tribunua et notarius für seöannücerius 
kommt,, wie in den Römischen Reohtsquellen> soa»ch iü deii unsrigen 
hittflg von 5 ); ,..-.. .-.-.,, ,.;,,, 

Die Naüaen: primiceriüs und seeundicerius notariorum drängen 
w& au to Annahme, da gentaere Nachrichten über dife Ursprungs 

t 1) So; sebe» uftr<z. jB. auf dem (toocjlzu QoiwiaDZ,:(1417} die ProtonoUrc 
gleich hinter den Cardinälen folgen, and dann erst die Patriarchen, Erzbischöfe, 
Bischöfe u. s. w. Act conc. a. a. 0. Bd. 8. col. 465. B.: »Praesentibus ibidem 
reverendissimis patribn» donüais cardinalibus, protonotariis, pttriarofris, archiepis- 
copis, episcopis« etc. f , , 

'2) Bibliotfi. Putr. 'Bd. 8. S. 70.: »Surgentjo viro venepabHl primicerio 
scholae notariorum in scrinio dedit« — sc. Vigilius Papa (538—555) -+■ pml%r 
siae collocandam ftibditfeani Aratorfö poema.t . . 

3) Lib. pont. a. a. & S. 55. <» 

4) Greg. M. ep, lib. VII. inditt. XV* ep. 32. (Migtie ai a. 0. <oi -890. 

*>8aO.). -* • * . ..;••-■ r.' 

5) A<&. conc. a. & 0. Bd. 1. cal.. 175. D. , •• • ?i, <.'■; 
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liehe Einrichtung und Organisation des päpstlichen Notaren*Collegiums 
ebenfalls fehlen, dass, wie die Ausdrucke für die Vorsteher desselben 
römischen Ursprungs sind, auch die innere Verfassung des ganzen 
CoUegiums den römischen Notarenschulen entnommen sei; Und in 
der That finden sich, soweit wir aus den dürftigen Quellen entneh* 
men können, zwischen beiden viele Aehnlichkeiten. Wie unter den 
Notaren der Römischen Kaiser, so genoss auch hier unter den päpst- 
lichen Notaren der Primicerius besondere Vorrechte. Er war nicht 
nur der Vorsteher der Notare, sondern auch der Vorgesetzte aller 
niederen Kleriker. Indess ist Letzteres nicht unbestritten. Bmterim 
bat wenigstens 1 ) diese Ansicht angegriffen und derselben entgegen-* 
gestellt, dass auf dem im Jahre 963 zu Born abgehaltenen Oonciliabel*) 
nach dem primicerius notariorum noch erwähnt würden: »Sergius, 
primicerius. defensorum, Leo, primicerius scholae cantorum.« Dieser 
Einwarf flfesst aus einer mangelhaften Kenntniss des Institutes der 
judices palatini; er lässt sich bei genauer'Betrachtung der Stellung 
und Bangordnung derselben sofort widerlegen 3 ). 

Die judices palatini, deren sieben an der Zahl waren und die in 
folgender Reihenfolge aufgeführt werden: 

1) der primicerius notariorum, 

2) der seeundicerras notariorum, 

3) der arcarius, 

4) der saccellarius, 

5) der primiscrinius. 

6) der primicerius defensorum, 

7) der nomeneulator oder amminiculator, 

gehören der ältesten Periode der Römischen Curie an und sind nur in 
derselben zu finden. Allmählich verschwanden sie vollständig «aus 
deren Organismus und gingen meist in den sich später bildenden und 
heut noch bestehenden Instituten auf,: Sie gehörten lediglich dem 
niederen Klerus an, nahmen aber unter demselben den ersten Bang 
ein 4 ). Der Vornehmste von ihnen war der primfcemus notariorum. 



1) Denkwürdigkeiten etc. a. a. 0. S. 51. in der Note. 

2) Act conc. a. a. 0. Bd. 6. Th. 1. col. 627. 

3) Ueber die judices palatini handelt ausführlich PhiUips a. a. 0. Bd. 6. 
ß. 343 fgg, 

4) Der Append. ord. Rom. {Mabillon, Mus. Hai. Bd. 2. S> 570.) ent- 
halt ein Schriftstück, welches speciell über die judices palatini handelt und in 
Weichem es am Ende heisst: »Et Romae derlei sunt« — nfimlieh die judices pa- 
latini — »ad nullos unquam alios ordines promovendi.« Vgl. (Mesebreclü, Ge- 
schichte der deutschen Kaiser, 3. Ausg. Bd. 1. & 877. 878. 869. Blume, Rhein. 
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Et wird immer zuerst genannt und steht Weit aber dem von Binterim 
erwähnten primicerius defensorum, der nur die sechste Stelle ein- 
nimmt; Wenn nun einerseits feststeht, dass die judices palatini die 
Ersten des niederen Klerus waren, andererseits dass der primicerius 
notariorum der Erste der judices paktini war 1 ), so folgt daraus, dass 
der primicerius notariorum auch allen niederen Klerikern vorstand. 
Der primicerius defensorum ist als judex palatinus, um wie viel mehr 
als niederer Kleriker dem primicerius notariorum untergeben. Er 
macht letzterem dadurch, dass er auch primicerius heisst, — dies 
mag wohl Binterim zu seiner irrigen Meinung gefuhrt haben — den 
vorzüglicheren Bang nicht streitig, ist vielmehr nur der Vorsteher 
eines Theiles des niederen Klerus, der defensores; der primicerius 
notariorum hingegen fuhrt neben seinem Präsidium Aber die Notare 
die Oberaufsicht über die gesammten Kleriker und hat deshalb die 
Vorsteher der einzelnen Theile des niederen Klerus unter siqh. 

Aus dem eben Gesagten folgfcdie Unhsdtbarkeit des von Binterim 
gemachten Einwurfes und besonders die Irrigkeit der Annahme, dass 
jeder primicerius gleichen Bang habe. Hiermit hätten wir den 
Zweck, den wir mit Betrachtung der judices palatini herbeiführen 
wollten, erreicht, wenn nicht die Fortsetzung derselben für unsere 
Protonotare weitere interessante Momente bieten möchte. 

Wir haben eben gesehen, dass der primicerius notariorum unter 
den judices palatini die erste Stelle einnahm. Ihm zunächst folgte, 
wie aus der oben angeführten und nach der Bangordnung aufgestellten 
Beihenfolge hervorgeht, der secundicerius notariorum. Folgen wir 
weiter den Worten des bereits erwähnten Schriftstückes, dein wir die 
bisherigen Besultate verdanken, so erhalten wir nähere Auskunft über 
die Functionen der beiden uns interessirenden Palatinalrichter. 

» Judicum alii sunt palatini, quos ordinarios vocamus, alii consu- 
lares , distributi per judicatus , alii pedanei a eonsulibus creati. 
In Romano vero imperio et in Bomana usque hodie ecclesia Sep- 
tem judices sunt palatini, qui ordinarii vocantur, quod ordinant 
imperatorem et cum Bomanis clericis eligunt Papam. Quorum 
nomina haec sunt: Primus prmicerius, secundus, qui dicitur se- 
cundicerius, qui ab ipsis officiis nomen accipiunt. Hi dextera 
levaque vallantes imperatorem quodammodo cum illo videntur 
regnare, sine quibus aliquid magnum non potest constituere 



Mus. für Jurisprnd. V. S. 129—131.) bat dieses ScbriflstQck neuerdings auf Grund 
einer Yaticanischen Handschrift herausgegeben. 

1) C. 1. §. 13. D. 25. (Mabillon a. a. 0.). 
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ütiperaior. Sed in Bomana ecdesia in emribos proeessionibüß 
mannatim ducunt Papam cedentibns episcopis et cetera magna- 
tibns et ia majoribus festmtatibus octavam »per omnes epis» 
copoß legunt lectiönem.« etc. 

Nach dem Inhalte Yonrtebender Worte kommen der primicerius 
und seeundieerins notariorum all judices palatini in einer doppelten 
Stellung in Betracht, das eine Mal dem Bomisch-Deutaefaen Kaiser, 
das andere Mal dem Papste gegenüber. Es beruht dieselbe auf dem 
Verhältniss, in welchem sieh der Papst resp. das Palatitim zum 
Kaiser befand 1 ). Der deutsche König war als Bömiacher Kaiser 
Patricias von Born. Diese Schatzherrlichkeit des Kaiser» über die 
Kirche Hess nicht nur den Papst, sondern auch seine Beamten, in 
eine nahe Beziehung zu dem Kaiser treten; er erschien ihnen ger 
wissermassen neben dem Papste als ihr zweiter Herr« In Betreff der 
judices palatini machte sich diese zwischen Papst and Kaiser ge- 
theüte Oberherr licht eit in der. Art geltend, dass der Papst den 
judex pdatinüs »nannte, der Kaiser ihn bestätigte und in sein Amt 
einführte 3 ). Diese ursprünglich dem Gewohnheitsrecht angehörende 
Sitte befestigte Lothar im Jahre 824 durch ein besonderes G.eaetz 3 ). 
Ein. analoges Verhältniss finden wir in späterer Zeit in Deutschland 
wieder, wo die Notare theils vom deutschen Kaiser ^ theils vom 
Papste ernannt wurden. Die enteren hiessen notarii imperatoris, 
die letzteren apostolica anctoritate creati. Die Befugnisse und Stel- 
lung von beiden waren gleich; der Kaiser räumte, mit Bücksicht auf 
seine Bechte gegenüber den päpstlichen Beamten, dem Papste die 
Macht ein, auch in dem kaiserlichen Beamtenorganismus gewisse 
Befugnisse auszuüben. . 

Da die judices palatini — als »ordinarii, quod ordinant impero- 
torem et cum Bomanis dentis eligunt Papam« — unter sämmtlichen 
judices die hervorragendste Stelle einnahmen und der primicerius 
notariorum unter ihnen der Erste war, so folgt, das der primicerius 
auch über sämmtliehen Richtern stand: er war primicerius omnium 
judioum. Ihm gebührte der Vorsitz im Palatinen-Gericht; ausserdem 
hatte er das Recht, die judices dativi zu ernennen, welche dann 

1) Ausführlich handele darüber: Gregorovius , Geschichte der Stadt Rom 
Im Mittelalter. Bd. 2. S. 487 ifcg. Bd. 3. S. 473 fgg. Giesebrecht A. a. 0. S. 859. 
v* Savigny, Geschichte des Römischen Rechts im Mittelalter. Bd. 1. S. 473 fgg. 
Bd. 7. S. 12—14. (II, Ausg.) Ueber die getheilte Macht des Papstes und Kaisers 
vgl. Cenni, monomenta dominationis ponliflciae, and libellus de imperatoria po- 
testate (Monamenta Germantae a. a. 0. bist, tom IU. 720.). 

2) Giesebrecht a. a. 0. S. 859. 

3) Monam. Germ. 11. tom. 1. 239. 
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dem Kaiser anr Bestätigung vorgestellt; *r urdfen. Ettar diese ^letztere 
Btfugniss gibt uns eine interessante Urkunde* die» zuerst Bfamc im 
.Rhein. Mus. 4 ) und neuerdings Omnam 7 ) edirt haben, Auskunft! unter 
•dem: Titele •, .,/ . j .. , •; rr .. «■ ; ; • ; , ,: 

• ., ^uc^öd^ j^äei oonsütueudus sit?« > •■ . 
lesen wir Folgendes!: :.. . \ " . ' j ;■ . ', i •: t ■ - 

»Qu&nck> judex comstitui debet, veniat autem ad imjiertLtorem, 
et ducat eum primicerius, Tunc dicafc.imperator: »»Primiceri, 
yide, ut non sit.aervus alic^jus neque ita pauper, ut nullam 
. pefdat animam in acqilirenda sibi peeunia 3 );«« 

. Dife Stellung des primiöerius resp. seeundicerius zum Pauste 
war nicht minder erhaben und bevorzugt t als ! sie gegenüber dem 
Kaiser war, von dem ies heisst, dass er ohne den primicerius undse- 
cuadicerius afarcas Grosses nicht ausführen konnte 4 ). 

Djer psimioerius:notariorum gehörte in der älteren Zeit der christ- 
lichen Kirche neben dem Archnßacon und dem Archipresbyter zu den- 
jenigen, die bei eingetretener Sedisvacanz den päpstlichen Stuhl vier« 
walteten*) und sodann den neuen Papst mit wählten*). Inerterer 
Beziehung heisst daher, der primieeriusoifb servans locum sed&äposto*- 
licae 7 ). Sie mästen und wichtigsten Aufttäge übertrugen die Päpste, 
wie den Ptotonotaren fibeflttbpt» m gauz besonders, dem primicerius 8 ). 
Er .war der beständige; Begleiter des Papstes, geWissermassen sein 
Oeheimsecretair. Ligonius 9 ) nenht daher mit Becfet den ßrirnideriuB 
und seoundicerius assessores Pontificis 10 ). ■>;> 

1) Bd. 5. S. 125. ; ' . ' 

2) »Documenta inSdits* S. 188. als Sehlass der »Crapbia aoreae uitfe 
Romae<« .{":... 

3) Qiesebrecht a. a. O.S.. 877. 

4) Append. ord. Rom. (Mabillon a. a. 0, .S. 570.)* 

5) C. un. X. de offir.' primic. (1 , 25.)!, Vgl. Eman. Gonzalez Telez, 
commettf. perpet. In decret. 6reg, IX. Frankfurt a. M. 1690. fld. 1. S. 632. 

6) Thomassk a. a. 0. c. 103. Vgl* die oben ^angefahrten Urkunden de 
judieibus palatinis. 

7) Beda, bist. eccl. Angl. Iib. 11. c. 19. Qiigne a. a. 0. Bd. 95. col. 113.). 
Phillips a. a. 0. S. 251. 360. Not. 25. und Bd. 5. S. 727. 

8) Lib.pont a. a. S. 116. »Ambrosium prlmicerium notariorum ablegat,« 
(sc Zacharias Papa (741—752) »ad Luitprandam Longobardarum regem, t Joffe 
a. a. 0. S. 1S5. Nr. 1743. 

9) »De regno Itaüae.« 3. a. 768. Iib. III. S. 132. »Praestabat eo tempore 
in urbe opibus et auetoritate Cbristopborus primicerins, siqaWejn piimieerius et 
secondicerius «ssessores Pontificum erant atque lateralis incedentls tegebant et 
proximum locum post praefectum urbis sive ducem teoebant.c « : 

10) Auf dem Conciliabel zu Rom finden wir sogar einen primicerius die 
WQrde eines Cardinaldiacons bekleiden. Vgl Act, conc. a* a. 0. Bd. 6. Tb. 1. 
col. 627. 
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Diesen wichtigen Functionen gemäss nahm der primicerius und 
mit ihm der secundicerius auch nach Aussen hin nach dem jus caere- 
moniale einen ausgezeichneten Platz ein. Die in* dem bereits oben 
angefahrten Schriftstücke enthaltene und mit den Worten beginnende 
Notiz: »Sed in Romana ecclesiac etc. gibt uns in Verbindung mit 
einer Stelle aus dem ordo Romanus darüber Aufschluss *): 

»Diebus solemnibus ..... praecedunt pontificem pedestres ad 
stationem. Qui autem equitantes eum praecedunt, hi sunt: 
diacones, primicerius et duo notarii regionarii.« 
Diese Sitte und dieses Ceremoniell bei öffentlichen Aufzügen 
und festlichen Gelegenheiten hat sich bis auf den heutigen Tag, und 
ganz besonders in Betreff des primicerius und secundicerius, welche 
heute von sämmtlichen Protonotaren repräsentirt werden, erhalten 3 ). 
In den Anal. jur. Pontif. 3 ) wird ein Beispiel davon aus unseren Tagen 
erwähnt, nämlich die im Jahre 1846 erfolgte Krönung des jetzt re- 
gierenden Papstes. Bei dieser Feierlichkeit resp. der damit verbun- 
denen festlichen Procession gingen die Protonotare, und zwar sowohl 
die participaütes als die ad instar unmittelbar hinter den assistiren- 
den, jedoch vor den übrigen Bischöfen. Der Verfasser des genannten 
Artikels in den Anal. jur. Pontif, will diese äussere Bevorzugung aus 
dem jus caeremoniale erklären. Bekanntlich tragen die Protonotare 
bei feierlichen Aufzügen die cappa magna und das rochettum, die 
Bischöfe hingegen nur das mantellettum und rochettum. Wie die 
cappa magna nun das vorzüglichere Kleid sei, so gebühre auch den 
Protonotaren als den Trägern desselben der Vorrang. Diese Erklärung 
ist auf eine Verwechselung von Ursache und Folge basirt und lässt 
uns darüber im Ungewissen, warum die Protonotare die cappa magna 
tragen. Nicht weil die cappa magna mehr angesehen ist als das 
mantellettum, gehen die Protonotare bei diesen Aufzügen den nicht 
assistirenden Bischöfen vor, sondern weil ihnen diese Präcedenz 
nach dem Gewohnheitsrecht zukommt und ihnen 4 ) später auch ge- 
setzlich verliehen worden ist, tragen sie die cappa magna. Dabei ist 
zu bemerken, dass dieses Gewohnheitsrecht allerdings nicht nur contra 



1) Ord. Rom. I. (Mabülon a. a. 0. S. 4.). 

2) Wetzer und Weite a. a. 0. Bd. 8. S. 831. Sixtus V. hat zwei Proto- 
notaren diese Prficedenz bei feierlichen Processionen hoch besonders gesetzlich 
garantirt. Const. »Laudabilis sedisc §. 8. Magnwm Bullarium Rom. a Leone 
M. osque ad Innoc. X. opus absolut. Laert. Cherubini. Lugduni 1655. Bd. 2. 
S. 508. S. 118. dieser Abb. 

3) A. a. 0. col. 701. n. 32. 

4) Eigentlich nur zwei Protonotaren« 
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legem , sondern auch contra ratiönem ist ; contra legem , weil Papst 
Pius II. im Jahre 1459 durch die const. »Cum servare *)« die Präce- 
denz aufgehoben, Papst Sixtus V. 2 ) dieselbe nur für zwei Protonotare 
wiederhergestellt hat, in Betreif der übrigen Protonotare aber un- 
seres Wissens keine positive Bestimmung existirt, aus welcher sie ihr 
Privilegium herleiten könnten. Dasselbe ist aber auch contra 
ratiönem. 

Bekanntlich hängt Stellung und Rang in der Kirchenverfassung 
von der Fülle der Jurisdictions-Gewalt ab. Auf dieser ' beruht die 
majoritas und obedientia und daraus folgt von selbst die praeemi- 
nentia, praelatura, praepositura. Daher sehen wir auch die judices 
palatini, wie die oben angefahrte Urkunde bestätigt, in jeder Be- 
ziehung bevorzugt und erhaben. Unter ihnen ist wiederum der pri- 
micerius notariorum der Erste, weil er die umfassendste Jurisdiction 
hat; er folgt unmittelbar den Cardin älen 3 ). Im Laufe der Zeit ging 
das Institut der judices palatini, wie bereits erwähnt, unter und 
löste sich in anderen Behörden auf, der primicerius notariorum verlor 
um das fünfzehnte Jahrhundert seine Jurisdictions-Gewalt 4 ). Daher 
erliess Pius II. 1459 jene beregte Constitution. Er stellte dadurch 
ein der nunmehrigen Jurisdictions-Befugniss entsprechendes Rangver- 
hältniss zwischen den Protonotaren und den Bischöfen her 5 ). Die 
Protonotare haben seit' dieser Zeit ihre Jurisdiction nicht vermehrt, 
am allerwenigsten ihre frühere Gewalt 6 ) wiedererlangt; daher fehlt 
die ratio für das bestehende Gewohnheitsrecht. 

Trotz der einschränkenden und das Ansehen der Protonotare 
schmälernden Constitution Pius II. sind dieselben doch auch l\eut 
noch bis auf die vier, prelati di fiochetti die ersten Prälaten der 
Römischen Curie. 

Jene, nämlich der gubernator urbis 7 ) (im Annuario Pontificio 



1) Bullar. M. a. a. 0. Bd. 1. S. 386. Vgl. Act conc. a. a. 0. Bd. 9. 
col. 1391. D. Vgl. S. 205. dieser Abh. und dann- Anh. 1. doc. I. Nr. 4. 8. 

2) Const. »Laudabilis sedis« §. 8. 

3) Ord. Rom. L IL XI. (Mabillon a. a. 0. S. 4. 48. 141. 

4) Der saccellarius ging schon gegen Anfang des vierzehnten Jahrhunderts 
im thesaurarius auf. Der primicerius notariorum behauptete noch am LSngsten 
seine Stellung als Judex palatinus. Vgl. Phillips a. a. 0. S. 429. 356. 

5) Dies ist unzweifelhaft die ratio dieses Gesetzes, nicht aber, wie Cheru- 
binus schol. II. ad bullara Pii IL meint, der Umstand, dass die Bischöfe die Nach- 
folger der Apostel, die Protonotare die der Evangelisten seien. 

6) Oder richtiger diejenige des primicerius und secundicerius. 

7) Anal. jur. pontif. a. a. 0. col. 701. n. 31. Phillips a. a. 0. S. 448. 

Arefclv fttr Klrcbenrecbt. XX. 13 
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sein, dass die Bestimmung von Anterus L, die Acten zu samme&i 
und in das Archiv abzuliefern, oft von den Notaren nicht genau be- 
achtet wurde. Zur Vermeidung solcher Unordnung setzte ihnen Papst 
Fabianus die Diaconen und Subdiaconen vor, welche die Notare all 
ihre Pflicht erinnern und darauf halten mussten, dass die Acten 
ihrem neuen Aufbewahrungsorte übergeben wurden. So sind unzwei- 
felhaft die Worte zu verstehen, die wir im lib. poat. in der vita Fa- 
biani lesen 4 ): 

»Hie regiones divisit diaconibus et fecit Septem subdiaconos, 
qui Septem notariis imminerent, ut gesta martyrum in integrum 
colligerent.« 

Fügen wir dieser Notiz noch folgende bei, die eines Theils bei 
Alph. Ciacon. a. a. 0. col. 151., anderen Theils bei Piatina a. a. 0. 
S. 56. zu finden ist, nämlich: 

»Septem notariis Septem subdiaconos praefecit;« 
und: 

»Fabianus autein pontifex Septem diaconis regiones divisit qui a 
notariis martyrum res gestas colligerent;« 

so wird unsere eben ausgesprochene Ansicht unzweifelhaft bestätigt. 

Diese Diaconen und Subdiaconen wurden indess nicht in das 
Gollegium der Kegionarnotare, das nach wie vor atis sieben Mitglie- 
dern bestand, eingereiht. Auffallend erscheint es allerdings, dass unter 
Papst Sylvester I. (314— 387) vierzehn zum Schreiben der Martyrer- 
Acten angestellte Notare erwähnt werden 2 ). Hier sind, wie dies 
manchmal geschieht, die Subdiaconen mit den Regionarnotaren ver- 
wechselt worden. Keineswegs kann aber aus dieser Stelle, wie Oester- 
ley*) irrthümlich thut, geschlossen werden, dass unter Sylvester I. 
das Gollegium der Regionarnotare vierzehn Mitglieder gezählt habe. 
In den Bullen der Päpste vor Sixtus V. ist immer, wenn überhaupt 
davon die Bede ist, gesagt, dass es stets nur sieben Regionarnotare 
gegeben habe, und so. ganz besonders in dem §. 2. der const. »Ro- 
manus Pontifex,« durch welche Sixtus V. die Zahl der Mitglieder des 
Collegiums auf zwölf erhöhte (vgl. w.eiter unten). 



1) Alph, Ciacon. a. a. 0. col. 151. 

2) Can. vel const. Sylvestri episc. urb. Romae et dorn, Con$taut. Aug., 
qualifcer ecclesiast. gradus custodiantur vel religio; act. I. c. 1. (Act. conc. a. a- 
0. Bd. 1. col. 290* A.): »Notarii ecclesiastici quastuordeeim, qui gesta diversorum 
martyrum suseipientese etc. 

3) A. a. 0. S. 83. 
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$.4. 2) Von Julias 1. bis Sixtus V. (341—1585 n. Chr.). 
Mit Papst Julius L, der von 341-^352 regierte, beginnt eine 
neue Periode für das Protonotariat. Die ursprüngliche Bestimmung 
desselben, die Märtyrer- Acten zu fuhren, war durch die Aufnahme der 
christlichen Kirche in den römischen Staat durch Kaiser Constautin 
unpraktisch geworden. Man Hess das Institut aber doch nicht ein- 
gehen. Papst Julius I. wies durch ein besonderes Gesetz den Begio- 
narnotaren einen neuen Geschäftskreis an und sicherte dadurch ihre 
fernere Existenz. 

»Hie constitutum fecit« — so lauten die Worte des lib. pontif. ') — 

»ut notitia, quafc omnibus pro fide ecclesiastica est* per 

notarios colligeretur et orania monumenta in ecclesiam per pri- 
mieerium notariorum confeeta celebrarentur, sive eausationem 
vel instrumenta, aut donationes, vel commutationes vel traditio- 
nes, aut testamenta, vel allegationes aut manumissiones clerici 
in ecclesia per scriniarum sanetae sedis celebrarent 2 ).« 
Im Allgemeinen sollen also die Protonotare fernerhin Alles sich 
auf den christlichen Glauben Beziehende aufzeichnen und sammeln, 
eine Beschäftigung die ihrer bisherigen sehr ähnlich ist. Specielle 
Functionen werden ihnen bei den Rechtegeschäften der Kleriker ange- 
wiesen; sie sollen die Instrumente und Urkunden anfertigen. Dabei 
wird es jedem Kleriker zur Pflicht' gemacht, sich eines Protonotars zu 
bedienen 3 ). • 

Weitere Schlüsse können wir aus den dürftigen Notizen der 
uns erhaltenen Quellen nicht ziehen, zumal wir den Wortlaut des 
Gesetzes selbst nicht kennen. Alle Details über die den Protonota- 
ren neu angewiesene Thätigkeit fehlen. Das Gesetz selbst scheint 
etwas allgemein gefasst gewesen zu sein, dehn es ist durch die auf 
Julius I. folgenden Päpste auf die mannigfaltigste Weise interpretirt, 
und die Protonotare sind in der verschiedensten Art verwendet wor- 
den. Die Bestimmung von Julius I. : 

»ut notitia, quae omüibus pro fide eoclesiastica est, per notarios 
colligeretur« 
ist eine solche, aus der sich alles Mögliche machen lässt — und so 
ist auch ans den Protonotaren alles Mögliche gemacht worden. Bald 



1) A. a. o. s. 55. 

2) Greg. M. ep. Hb, VI. indict. XIV. ep. 12. iMigne, a. a. 0. tfoL 805. 
D. 801.). 

3) Alph. Oiacon. a. ä. 0. coL 233.: »Hie constitutum fecit, dt nullus 
cleriens causam quamlibet in pvblieo ageret, nbi in ecclesia per notarios sti- 
pularetur.« 
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beider Institute und besonders darin hat, dass das Papstthum, an * 
Stelle des römischen Kaiserthumg tretend, Einrichtungen und Sitten 
des letzteren hinübernahm, deren Charakter, wenn auch den Verhält- 
nissen entsprechend umgestaltet, sich nicht so sehr veränderte, um 
nicht noch deutlich den eigentlichen Ursprung zu verrathen. 

Wie die Notare der römischen Kaiser, so gelangten auch die 
Protonotare aus einer niedrigen zu der einflussreichsten Stellung. Be- 
sonders ausgezeichnet ist bei beiden der primicerius Und secundicerius. 
Wie der Papst die Protonotare (vgl. oben), so verwandte der Kaiser 
seine Notare zu den wichtigsten Sendungen 1 ). Wie die Notare der 
römischen Kaiser in dem consistorium principis 2 ), so nehmen die 
Protonotare in dem consistorium pontificis Urkunden über die gepflo- 
genen Verhandlungen auf (vgl. unten). Auch äusserliche Aehnlich- 
keiten, wie gleichartige Benennung finden sich vor 3 ). Die römischen 
Notare, wenigstens der primicerius, secundicerius und die tribuni et 
notarii, sind Mitglieder des kaiserlichen Palatiums und werden als 
solche häufig pröceres genannt 4 ) ; ebenso pflegen der primicerius und 
secundicerius der päpstlichen Notare in ihrem Verhältniss zum päpst- 
lichen Palatium als pröceres cleri aufgeführt in werden 1 ). Bei den 
römischen Schriftstellern findet sich sogar für primicerius notariorum 
der Ausdruck protonotarius vor 6 ). 

§. 5. Die TbStigkeit der Protonotare auf den Concilien. 

Eine Frage, die Viele mit grosser Aengstlichkeit zu beantworten 
suchen 7 ), nämlich, wo resp. in welcher Ordnung die Protonotare bei 
den Concilien gesessen haben, kann hier um so eher übergangen wer- 
den, als dies einerseits nicht so wesentlich ist, andererseits in den ver- 
schiedenen Zeiten sehr verschieden war Viel wichtiger und interes- 
santer sind die Functionen, die von den Protonotaren auf den Concilien 
ausgeübt wurden. Wenn wir die Acten derselben durchblättern, fin- 
den wir fast auf jeder Seite der Protonotare erwähnt. Alle hieher 
gehörigen Stellen zusammenzutragen, würde zu weit fahren. Unser 
Zweck wird schon erreicht, wenn wir aus der grossen Zahl von Bei- 



1) L. 1. C. Th. de mandat. prineip. (1, 3.). 

2) Cuiac. a. a. 0. Gothofred. a. a. 0. I. 7. C. Th. defrivil. et«. (6, 85.). 
Cassiod. form. c. 16. (Barbaror. leg. antiquae Ausg. v. Canciani. Venedig 
1781. Bd. 1.) 

3) Vgl. oben. 

4) L. 28. C. Just, de legibus (1, 14.). cit. 1. 37. 39. §. 1. de appellat. et 
consultat. (7, 62.); 1. 13. $. 1. a. a. 0. de judkiis (3, 1.) 

5) Lib. pontif. a. a. 0. n. 263. 

6) Socrat. H. E. VIF. 23. Ammian. Marcellin. XXV. 8; 18. 

7) Schmid a. a. 0. S. 60 fgg. 
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spielen nur einige auswählen« Als besonders geeignet erscheinen 
hiexu: die unter Martin I. (649—655) abgehaltene Lateranensische 
Synode 1 ), das unter Julius IL (1503—1513) abgehaltene fünfte La- 
teranensische GonciP), und endlich noch in gewisser Beziehung das 
Goncil zu Constanz 3 ), welches unter den beiden Gegenpäpsten Johann 
und Martin gefeiert wurde. 

Wie überall, so nimmt auch auf den Concilien der primicerius 
den ersten Bang unter den Notaren ein. Er ist in unmittelbarer 
Nähe des Papstes und gewissermassen sein erster Minister. So eröff- 
net der primicerius, obgleich Papst Martin selbst zugegen ist, die 
genannte Lateranensische Synode und setzt mit folgenden Worten 
den Zweck derselben auseinander: 

»Theophylactus, pritnus notariorum apostolicae sedis, dixit : 
Penetrantem coelos Jesum in omni verbo et opere ut condecet 
imitando, veneranda vestra beatitudo congregavit ad se sanctos 
ejus sacerdotes, ordinantes testamentum ejus super sacrificium 
iramaculatum in odorem spiritualis suavitatis, propter commen- 
tatam novitetis ad inventionem , quae utique incognita eis non 
est, sicuti nee alii cuiquam, in quo zelus pietatis consistit. . Ve- 
rum tarnen ut ab ea subtiliter enarretur in aversionem quidera 
hujusmodi baereseos, conservationem autem orthodoxae fidei, pro 
quo videUcet regulari apostolicaque auetoritate congregavit eos 
beatitudo vestra. Ideoque, utpote in sapientia omnia perficiens, 
dignetur competenter modum enarrare hujus Deo placitae in 
id ipsum convocationis; quatenus gesta synodalia ordinabiliter 
initium consequantur: ad aperiens, ut condecet, rationem Con- 
ventions his qui congregati sunt: quibus et praefulges per mag- 
nam atque apostolicam summitatem,, praepositam omnibus sa- 
cerdotibus, in universo mundo consistentibus*).« 
Wie hier als Vertreter des Papstes, so erscheint derselbe pri- 
micerius Theophylactus kurze Zeit darauf als Vertreter der Synode 
selbst» Er gibt dem Papste im Namen derselben über dieses und jenes 
Aufschluss, meldet die vor die Synode Geladenen an und erbittet für 
sie vom Papste die Erlaubniss zum Eintritt : 

»Theophylactus, primicerius notariorum, dixit: 
Saggero vestrae sacratissimae beatitudini, quoniam prae foribus 



1) Act conc. a. a. 0. Bd. 3. col. 691 fgg. 

2) Act conc. a. a. 0. Bd. 9. 

3) Act. conc. a. a. 0* Bd. 8. 

4) Act. conc. a. a. 0* Bd. 3. col. 691. 
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adstat venerabilis secreti vestri, Stephanus reverentissimus epis- 

copus Dorensäs acutum sibi expetens in vestra sanctissima 

synodo 1 ).« 

Ebenso erstattet er dem Papste Bericht über die eingegangenen 
Schriftstücke, hebt die wichtigsten hervor und beantragt deren Ver- 
lesung 2 ). 

Eine untergeordnetere Stellung und demgemäss eine weniger 
hervorragende Thätigkeit ist den übrigen Protonotareri angewiesen. 
Ihre Hauptverwendung bezog sich auf das Vorlesen der von dem 
Papste nach dem Antrage de3 Primicerius ausgewählten Schriftstücke, 
welche sie nöthigen Falls aus dorn Griechischen in's Lateinische über- 
setzten. Sie waren also im modernen Sinne die vereideten Transla- 
toren und Dolmetscher des Concils. Ein Beispiel dieser Art bietet 
uns ebenfalls die beregto Lateranen&iscbe Synode : 

»Et aecipiens Anastasius notarius regionarius apostolicae sedis 
de graeco in latinam linguam interpretatum relegit m his« etc. 3 ) 
Auf dieser Versammlung werden überhaupt vier Prötonotare 
erwähnt; von denen jeder abwechselnd in gedachter Art handelnd auf- 
tritt: Anastasius*), Exuperius*), Theodorus 6 ) und Paschasius 7 ). 

Ausser dieser mehr mechanischen Beschäftigung war den Pro- 
tonofcaren -eine ungleich wichtigere Function in d«r Aufnahme der 
Verhandlungen und dem Anfertigen der Concilien - Acten gegeben. 
Die betreffenden Urkunden genossen dann Öffentlichen Glauben. In 
aieser Beziehung ertheilt uns das Goncil zu Gonstanz Aufechluss: 
»Petierunt per dominos protonotarios sedis apostolicae, ac no- 
taarfos concilii praedicti, ceteros tabelliones ibidem praesentes, 
unum vel plura fieri, publicum vel publica, instrumentum et 
instrumenta, ad perpetuam rei memoriam 8 ).« 
Interessant ist auch folgende Notiz aus dem fünften Lateranen- 
sischen Goneil: 

>In his scriptis continentur ordinationes, statuta ...... et in 

' publicam formam redacta per nos protonotarios, nofaritos et 



1) Act conc. a. a. 0. col. 710. E. * 

2) Act conc. a.,'a. .0. col. 727* 
, , 3) Act. CQnc.i** a. O.cofc 711. 

4) Act conc. a. a. 0. 

5) Act conc. a. a. 0. eol. 727. 

6) Act conc. a. a. 0. col. 734. 

7) Act- conc. a. a. 0. col. 738. 

8) Act conc. a. a. 0. Bd. 8. col. 465. C. col. 467. A.: „Et mandavit 
dicta synodos fleri publica instrumenta per protonotiflrtes et notarie^ concilii." 
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scribas infra scriptos, ad id per eundem sanctissimum dominium 
nostrum Papam (sc. Julium IL), ipso approbante concilio, depu- 

tatos 1 ).« 

Diese Deputation wird in prorog. sess. s. f. genannt : 
»Item dilectos filios Nicolaum Lipamanum, Franciscum Spinulam, 
Alphonsüm de Lerma et Paulum de Cesis , notarios , qui vi- 
dendi omnes scripturas, quae in eodem concilio fient, curam 
habeant specialerb ; ita quod concorditer et ordinate fiant sicut 
decens est, et Omnibus ordinatis in praefato concilio se sub- 
scribant 2 );« 

Diese Stellen setzen uns noch näher die Theilnahme der Pro^ 
tonotare bei dem 1 Verfertigen der Urkunden iaüseinander. Die Urkun- 
den selbst Verden von den Notaren redigirt* hierauf den Protonota- 
ren zur Revision vorgelegt und von ihnen vollzogen 3 ). Die Proto* 
notare nehmen also auch hier wie überall unter den gewöhnlicher! 
Notaren die vorzüglichere Stellung ein, sind ihnen sogar, wie aus 
folgenden Worten hervorgeht, vorgesetzt : 

»Nee tton dilectos filios magistrum Benedictum Trulletti, Bernar- 
dum Sculteti, Bernardinum de Contetäs, Franciscufri de Ata- 
' vantis; praefati concilii notarios et scribas, qui notariis supra- 
dictis subaUefnent*).* 

Döss diese supradiefci notarii ö ) aber auch wirklich notarii apo- 

stolicae sedis, also Protonotare waren, ist weiter unten ausdrücklich 

vermerkt : 

; »Deinde itifrascripti officiaies in supradieta schedula contenti, ad 

< pedes praefati sanetissimi nostri, tactis s&orosanetis scripturis, 

prae&ttterunt corporate juramfentum et quilibet eorum praestit, 

de fideliter exercendo offLcia eis corßmissa: Videlicet reverendtos 

pater dominus Alpbonsus de Lerma et Paulus de Cesis 6 ) protö* 

notarii apostolici dö numfcro« etc. 7 ) 

Eine interessante Eigenthümlichkeit, deren wir schon oben kurz 
gedacht haben, finden wir hier bestätigt. Der Papst selbst pflegte 



" 1) Acta conc. a. a. 0. Bd. 9. cöl. 1575! B. 

2) Aöt. conc* a. a. Ö. Bd. 9; eol. 1599» E. - ' 

t) Aehnliche Fanctfoneta oben die Proftttotare noch hent in der Ritas-Coti* 

gregation (vgl. unten). 

4) Act conc* a. a. 0. col. 1600. A. 

5) Nämlich die Act. conc. a. a. 0. col. J599. E. genannten. 

6) Dies sind die supradicti notarii: oben (Act. conc. a. a.'O. col. 1599. E.) 
werden sie nur als Notare aufgeführt. 

7) Act. conc. a. a. 0. col. 1600. B. col. 1599. E. ' 
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nämlich in früherer Zeit seine Notare officiell nie Protonotare zu 
nennen, wogegen in der Kirchensprache allgemein die letztere Be- 
zeichnung gebräuchlich und durch Gewohnheitsrecht vollständig ein- 
gebürgert worden ist. So spricht Julius IL am Ende der ersten Ses- 
sion des beregten Lateranensischen Concils nur von seinen Notaren, 
während kurz darauf dieselben Notare von dem Verfasser der Concilien- 
Acten Protonotare genannt werden *). 

Endlich können wir noch in doppelter Weise die Tbätigkeit der 
Protonotare auf den Concilien betrachten: einmal ihre Wirksamkeit 
bei dem Einsammeln der Stimmen, das andere Mal bei der Abnahme 
von Eiden. Das erstere Geschäft lag eigentlich den zu diesem Zweck 
besonders berufenen scrutatores ob, einige Protonotare wurden den* 
selben nur beigegeben, um Unregelmässigkeiten zu verhüten, über- 
haupt um für den gesetzmässigen Gang dieser Procedur wie grössere 
Garantie zu haben. Das fünfte Lateranensische Goncil liefert wiederum 
den Beleg für die eben aufgestellte Behauptung. Nachdem der Ent- 
wurf einer Bulle des Papstes Julius IL zum Zweck der Genehmigung 
Seitens des Concils vorgelesen worden, wird zur Abstimmung in fol- 
gender Weise geschritten: 

»Qua perfecta (sc. bulla), idem reverendus pater dominus Alexan- 
der episcopus petiit ab patribus exsistentibus in concüio, an pla- 
cerent reverendis paternitatibus contenta in schedula seit bulla. 
Et immediate scrutatores votorum una cum protonotariis et no- 
tariis iverunt ad recipiendum vota patrum 2 ).« 
Was den zweiten Punkt, die Thätigkeit der Protonotare bei 
Eidesabnahmen, betrifft, so gibt uns darüber das Goncil zu Gonstanz 
in der zwanzigsten Session Aufschlugt. Ehe wir die Worte selbst 
folgen lassen, nur Einiges über den Inhält der Eide selbst. Nachdem 
die Debatten geschlossen, die Abstimmung erfolgt war, mussten näm- 
lich sämmtliche Mitglieder des Conoils eidlich geloben , die Be- 
schlüsse desselben unverbrüchlich zu befolgen beziehungsweise aus- 
zufuhren. Diese Eide wurden unter Berührung der Evangelien mit 
der Hand geleistet und jedem Einzelnen abgenommen. . Die Proto- 
notare waren es nun gewöhnlich, die, mit der Ausführung dieser Vor- 
schrift beauftragt, zu allen Mitgliedern hingingen und ihnen den Eid 
in der bestimmten Weise abnahmen. Die Acten des Concils zu Gon- 
stanz sprechensich darüber Folgendermassen aus 3 ): 



1) Act conc. a. a. 0. col. 1600. E. 

2) Act conc. a. a. 0. col. 1646. B. 

3) Act conc. a. a. 0. Bd. 8. col. 480. B. 
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»Domini vero de concilio ibidem stantes, nemine discrepante* 
responderunt , placet. Appvobaruntque dicta capitata, et jura- 
verunt ea fldeliter observare, videlicet domini cardinales et prae- 
laii ad pectora »na, ceteri vero domini ad sancta evangelia cor- 
porale praestitere jnrament, scrutantihus hujusmodo jaramenta a 
dextro latere dominis Joanne de Trembleio, sedis apostolicae et 
sacri Constantiensis concilii protonotario« etc. 1 ) 
Die wenigen Beispiele werden hinreichen, uns ein Bild von der 
Verwendung der Protonotare auf den Concilien zu machen. Nicht un- 
erwähnt soll bleiben, dass sich in der neuesten Zeit darin Nichts geän- 
dert, ihre auf Gewohnheitsrecht beruhende Thätigkeit vielmehr nur 
die Bestätigung erhalten hat 2 ). 

Nicht selten legten die Umstände den Protonotaren die Ver- 
pflichtung auf, noch nach (Lern Schluss der einzelnen Concilien ihre 
darauf bezugliche Thätigkeit fortzusetzen beziehungsweise zu vollenden. 
Sie wurden nämlich oft damit betraut, die Verhandlungen des Concils 
von demjenigen Bischöfen, welche nicht daran Theil genommen hat- 
ten, als Zeichen der Zustimmung vollziehen zu lassen und ihnen auf- 
zutragen, den Inhalt derselben in ihrer Diöcese bekannt zu machen. 
In diesem Sinne schreibt Benedict IL (684—685) an den Begionar- 
notar Petrus: 

»Monet illum, ut acta aynodalia sexti concilii (quorum gratia a 
Leone II. in Hispaniam missus erat) episcoporum Hispaniae sub- 
scriptione numiri curet 3 ) ;« 
und'leo II. (682—683) an Simplicius: 

»Narratacta concilii: definitiouem transmittit, cui episcopi sub- 
scribant, petant, ut ea in sua ditioae omnibus innotescere 
curet 4 ).« 
§. 6« Die Protonotare als Schreiber und Datarien der päpstlicheB Briefe und Butten. 
Schon am Anfang unserer Untersuchung haben wir hervorge- 
hoben, dass die Protonotare nach ihrer ursprünglichen Beschäftigung, 



1) Vgl. noch Act conc. a. a. 0. col. 830. A.: „Quibus sie lectls et eom- 
pKeftiB, reverendi patres Jacobus Rhodini sedis apostolicae protonotarius, et Joannes 
littefftntm aptstoucarum eorrector tenens librum evangelioram a parte dextra, 
et a parte sinistra dominus Thomas Poltensis dietae sedis protonotarios et venera? 
bilis dominus Jacobus Moresim, saert palatii apostolici caussarum auditor, tenentes 
libros sanetorum evangeliorum , accesserunt ad dominos in hac sessione praesen- 
tes, reeipientes ab eis jaramenta," 

2) Anal. jur. Pontif. a. a. 0. col. 695. n. 14. 

3) Act conc. a. a. 0. Bd. 3. col. 1751. Jafft a. a. 0. S. 169. n. 1636. 

4) Act conc. a. a. 0. col.. 1732. Jaffe a, a. 0. S. 168. n, 1633. 
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der Etymologie des Wortes gemäss , Schreiber waren. So sehr sich 
auch die Zeiten, und Verhältnisse geändert and ihre Functionen um- 
gestaltet haben, so waren sie doch nicht im Stande, dem Berufs- 
kreise der Protonotare einen vollständig neuen Charakter aufzudrücken; 
dieselben blieben mehr oder weniger, was sie waren, nämlich Schreiber. 
Ihr bereits geschildertes Verhältniss zum Papste resultirt aus 
dem Umstände, dass sie ursprünglich seine Schreiber waren. Die 
unmittelbare Nähe heim Papste und das ihnen durch genanntes Amt 
geschenkte Vertrauen wussten sie zur Erhebung aus ihrer subalternen 
Stellung zu benutzen. Anfänglich war ihre Arbeit rein mechanischer 
Natur: die Päpste dicfeten ihnen in die Hand 1 ). Ihre Zuziehung 
bei der Aufnahme von Urkunden verschaffte ihnen eine selbstständi- 
gete Stellung, die auerst durch die obeh erwähnte Constitution Julius I. 
war angebahnt worden. Nebenbei erscheinen sie aber immer noch 
als Schreiber der päpstlichen Briefe, sowohl der Privatbriefe als der 
litterai decretales. Dabei war es Sitte, däss der betreffende Notar 
unter die von ihm geschriebenen Schriftstücke seinen Nameü mit 
einem seine dabei stattgehabte Thätigkeit bezeichnenden Zusätze ver- 
merkte. Im Laufe der Zeit, als die Kirche sich wfeiter ausdehnte, 
der Papst dadurch mehr in Anspruch genommen wurde und nicht 
mehr Zeit übrig behielt, die Briefe u. s. w. den Notaren selbst zu 
dictiren, wurde es hothwendig, diese Geschäfte durch Anstellung von 
eigenen'Secretftren zu ; theilen. Letztere musöten die Verfügungen des 
Papstes expediren, die Notare die Expeditionen copiren und aus- 
fertigen. 

Eine sol6he Veränderung machte sich seit Papst Hadrian 1. 
(771—795) geltend. Bis auf diesen Papst erschienen nämlich die 
meisten päpstlichen Schriftstücke in der vorhin beregten Form. Ha- 
drian 'I. verordnete in einer uns dem 1 Wortlaute nach unbekannten, 
dem Inhalte naih durch ihre praktische Ausführung wohl bekannten 
Constitution, dÄss fortan jede amtliche Verfügung des Papstes dem 
primicerius oder secundicerius zur Expedition vorgelegt, von ihm mit 
dem »datum« versehen, hierauf von einem Notar. copirt und von 
beiden unterschrieben werden sollte. Wenn sich auch diese Ein- 
richtung nur beschränkt mit der Gegenzeichnung unserer Minister 
vergleiche*! 'lässt, so Wurde damit jedenfalls dem das »datum« bei- 



1) Greg. ilf.,.ep. IIb. VI. indict. XIV. ep. 14. (Migne a. a. 0. €01/805. 
n. 801.): „Hanc autem manümissiohis pa&inam PateÜö tfotarto seHbendaih dicta- 
*Hniis. u Ebendas. 1H>. V. indict. XHL ep. 29. (Mgrrtc a.ä\ 0. c6L755. ö. 757.): 
„Hanc epfetölftfc Paterio notario ecctesiae noitrae scribendam' diclaVinius." 
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fügenden prküiöerius oder sectindicerius'einfe gewi^e Veraritwortli^ 
keit für die Richtigkeit der Urkunde äuförlegt, weün nicht gar, wie 
dies heutzutage bei der Ertheilung von Gnadensachen der Fall ist 1 ), 
die Gültigkeit derselben von dem »datum« abhängig gemacht. 

Wie schon bemerkt, ist uns der Wortlaut des Gesetzes, dem 
diese Einrichtung ihren Ursprung verdankt, nicht bekannt. Ebenso 
Wenig wird in den einschlägigen Quellen dem Papst Hadriam I. die 
Auctorschaft ausdrücklich zugeschrieben, meistens wird die Sache 
als unwichtig übergangen. Wenn wir gerade aus entgegengesetzten 
Gründen näher darauf eingeben, so wird dies weiter unten seine Recht* 
fertigung finden. 

Trotz der mangelhaften Nachrichten und trotz der verschiedenen 
Ansichten 9 ) müssen wir bei unserer Behauptung stehen bleiben und 
Hadrian I. als den Verfasser jenes Gesetzes bezeichnen. Seit seiner 
Begierungszeit und zwar zuerst seit dem ersten December 781 er- 
schienen fortan alle päpstlichen Briefe u. s, w. am Sehiuss mit fei* 
gendem Zusatz: 

»scriptum per manum notarii,« 

>datum per manum primicerii, secundieerii.« 

Diese Thatsache, welche sich durch unzählige Beispiele Consta- 
tirenlässt 3 ), rechtfertigt von selbst unsere Meinung. 

Es ist nicht schwer, in vorstehender Bestimmung die ersten An- 
fange und gewissennassen, den Keim . zu der heut noch bestehenden 
und sehr wichtigen Behörde* der dataria apostolica, zu finden. ... Wir 
würden natürlich zu weit gehen und irren, wollten wir die Functionen 
des .heutigen Datarius schon vollständig ; in jener Bestimmung des 
gedachten Papstes suchen. Bekanntlich gehört es zum Ressort des 
heutigen Datarius, die in foro e&terno erbetenen Gnadensachen der 
Entscheidung des Papstes unterzubreiten, die entschiedenen zu expe« 
diren, mit dein »datum« zu versehen und die Expeditionen > zur Aus- 
fertigung zu überweisen 4 ). Abgesehen also davon» dass der heutige 
Datarius eine eigene Behörde ist, wogegen der prknicerius und se-> 
cundicerius notariorum damals nur nebenbei in gedachter Art func- 
tionirten, so wurde zu jener Zeit in Betreff der mit dem »datpm« zu 



1) Bangen a. a: 0. S. 399. Mejer, die römische Carte; (in der Zeit- 
schrift f. d. Recht und die Poltt. der Kirche, herausg. v. Jacobson und Richter; 
Bd. 1. Leipzig 1847, S. 101.). Phillips a. a, 0. S. 364 fgg. 

2) Cohellius a. a. 0. S. 200. und Rigantius ä. a. 0. Bd. 4. S. 109. vin- 
diciren für Stephan VII. (896—897) diese Einrichtung. 

3) Jaffi a. a. 0. S. 203 fgg. 

4) Bangen a. a. 0. S. 399. 400. ; ' 
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versehenden Urkunden rucksichtlich ihres Inhalts auch kein Unter- 
schied gemacht, vielmehr lediglich alle dem primicerius oder secundi- 
cerius vorgelegt *). 

In dieser Beziehung und in Anbetracht dessen, dass der Datariat 
ursprünglich mit der päpstlichen Cancellei vereinigt war und sich 
erst später, ungefähr seit Anfang des vierzehnten Jahrhunderts, de- 
finitiv erst seit Martin V. (1417 — 1431) von dieser absonderte 2 )» 
können wir in dem primicerius und secundicerius notariorum auch 
die Vorläufer des heutigen cancellarius resp, vicecancellarius sehen. 
Ungefähr seit Paschalis I. (817) 3 ) übernahm der bibliothecarius die 
durch Hadrian I. dem primicerius und secundicerius übertragenen 
Functionen. ■ Der Name bibliothecarius ging allmählich in dem des 
cancellarius auf; letzterem begegnen wir zuerst in einer Urkunde aus 
der Zeit Johann XIX. (1027) *). Dabei wurde es Sitte, dass sich der 
cancellarius, sowie früher der bibliothecarius häufig durch einen 
vicebibliothecarius vertreten wurde, nun auch in dem vicecancellarius 
einen Vertreter anschaffte 5 ). Sehr oft war diese Vertretung eine sehr 
lange und ist heutzutage eine ewige geworden, d. h. es wird gar kein 
cancellarius, sondern nur ein vicecancellarius ernannt 6 ). Insofern er- 
scheinen der primicerius und secundicerius notariorum die Vorläufer 
des heutigen vicecancellarius. 

In ihrer neuen Beschäftigung wurden der primicerius und se- 
cundicerius, wie wir gesehen, von den übrigen Protonotaren in der 
Weise unterstützt, dass letztere die betreffenden Schriftstücke copir- 
teä. Dadurch und dass sie oft ihre Geschäfte von Anderen, den 
abbreviatores im früheren Sinne, versehen Hessen 7 ), sind sie die Vor- 
gänger der heutigen abbreviatores geworden. Die zeitweise Ver- 
tretung wurde wie beim cancellarius eine immerwährende ; und so 
traten später die abbreviatores allmählich ganz an Stelle der Proto- 
notare. Diese Umstände einerseits tmd besondere päpstliche Cöö- 
stitutionen andererseits verdrängten die Protonotare immer mehr aus 
der apostolischen Cancellei. So beschränkte schon Martin V. durch 



1) Gomes, in reg. eanc'BL 3. 

2) Phillips a. a. 0. S. 386. Rigantius a. a. 0. Bd. 1. S. 15. n. 132. 
S. 16. n. 140. gibt ein Verzeichnis der Datarien von Martin V* bis Clemens XII. 
Cohellius a. a, 0, c. $7. S. 242. 

3) Phillips a. a. 0. S. 370. . 

4) Phillips o. *. 0. S, 374. 

5) Ebendas. S. 376. 

6) Ebendas. S. 380. Vgl. Bangen a. a. 0. S. 436. 437« 

7) Vgl. Anh. I. doc. II. n. 4. 
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die Constitution »In apostolieae *)« ihre diesföllige Thätigteit auf 
die Mitwirkung bei der Abfassung von Bullen für die Verlei- 
hung der Patriarchate, Erzbisthüiner, Bisthümer und der im 
Consistorium zu vergebenden Abteien. Eine noch viel geringere Be- 
schäftigung liegt ihnen heute ob. Alexander VI. (1492—1503) ber 
stimmte nämlich bei Einsetzung des Summator *), was von Pius V. 
(1566—1572) bestätigt 3 ) wurde und heut noch gilt, dass bei allen 
durch die Consfetorien zu vergebenden Benefioialsachen die Expedition 
der Bullen und Breven per viam camerae 4 ) und zwar erst dann er- 
folgen sollte, wenn ein Protonotar seine Signatur darunter gesetzt 
hätte. Gegenwärtig wird dieses Geschäft nicht Von einetia 'Protonotar, 
sondern von dem Secretär des Gollegiums besorgt 5 ). 

Es fahrten auch die Protonotare in früherer Zeit ein canonisches, 
d. h. ein durch canones geregeltes Leben. Einen interessanten Bei- 
trag zur näheren Kenntniss liefern in dieser Beziehung einige von 
Johann Merkel im Jahre 1847 veröffentlichten, aber bisher unseres 
Wissens sehr wenig bekannten Urkunden, welche wir unten im An- 
hange I. folgen lassen 6 ). . . 

Zum Schluss der zweiten, die Zeit. von Julius I. bis Sixtus V. 
umfassenden Periode nehmen . 

die Protonolare als Verfertiger öffentlicher Urkunden und ihre 

Thätigkeit in den Consistorien 
unsere weitere Aufmerksamkeit in Anspruch. Den ersten Punkt an- 



1) Vom i. April 1418. §.2, Bull. M. a. a. 0. Bd. 1. S. 316. CohelHus 
a. a. 0. c. 28. S. 227. D. 

2) Const. „In eminent!" x Bull. M. a. a. 0. S. 473. 

3) Const. „Pontifice dignum." Bull. M. a. a. 0. Bd. 2. S. 309. Anal, 
jur. Pontif. a. a. 0. col. 693. n. 8. Moroni a. a. 0. Bd. 56. S. 7. 

4) Bangen a. a. 0. S. 441. 

5) Anal. jur. Pontif. a. a. 0. Moroni a. a. 0. 

e) Merkel nimmt in der jenen Documenten vorhergebenden Vorrede das 
Verdienst in Ansprach, dieselben zuerst veröffentlicht zu haben. Niemand wird 
dies bestreiten, aber es sei» feter nicht unerwähnt bleiben, dass bereits Gomes 
in reg. cane. Bf. 3. 4. die Kenntnis« der zu Grande Hegenden Quelle selbst ver- 
rflth und uns wenigstens den Inhalt derselben in detailirter Weise mitgetheilthat. 
Datei bezieht er sich ebenso wie Merkel auf einen „codex membraneus^' Mit 
Gewissheit lässt sich freilich nicht, wohl aber mit grosser Wahrscheinlichkeit be- 
haupten, dass Gomes und Merkel denselben codex benutzt haben; unzweifel- 
haft ist wenigstens , dass beiden schliesslich gemeinschaftliche Quellen ge- 
dient haben. 

Dieser cod. membr. ist nach Merkel (prtef* S. 3. 4.) ein Bononiensis und 
soll, dem vierzehnten Jahrhundert angehörend, einen 'magteter Franciscus de Bo- 
nonia, welcher Vorlesungen über die ars notariae hielt, zum Verfasser haben. 
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langend, so ist bereits desselben in mehrfacher Beziehung gedacht 
worden. Es bleibt nur noch übrig zu erwähnen, dass auch die Päpste 
gemäss der Bestimmung Julias L die Protonotare bei der Vornahme 
von Rechtsgeschäften zugezogen und von ihnen darüber Urkunden, 
welche öffentlichen Glauben genossen, anfertigen Hessen 1 ). Dieser 
Umstand und ihre Verwendung auf den Concilien brachte es dahin, 
ihnep auch in den Consistorien eine Stelle anzuweisen. 

, Nach einer alten Sitte, deren Ursprung, wie eben bemerkt, auf 
keinem bestimmten Gesetze, sondern auf dem Gewohnheitsrechte be- 
ruht und seine JSrkläruug wiederum in der sehr allgemein gefassten 
Constitution -Julius I. findet, mussten und müssen noch heut die 
Protonotare in den Consistorien, sowohl den publicis als. den semi- 
pnblicfc, das Protokoll führen und die gepflogenen Verhandlungen in 
authentische Porp redigirea 2 ). Pius IL hebt dies rucksichtlich der 
öffentlichen Consistorien in seiner Constitution »Cum servare« mit fol- 
genden Worten hervor: 

»In Oon8istoriis veno pubMeis, ubi de rebus, quae gerunt, ut 

authentica conficiant documenta, rogari eonsueverunt , quattuor 

et iis, qui nmäerarii dictmiur.« etc. 3 ) 
Sixtus V. bestätigte dieses Gewohnheitsrecht, änderte forniell 
nur dies, dass es fortan genfige, statt vifer Protonotare nur wenigstens 
einen zuzuziehen, wenn nur derselbe die aufgenommenen Verhandlun- 
gen unterschreiben und untersiegeln würde 4 ). 

Auf dieselbe Art functioniren sie in den ausserordentlichen 
oder semipüblicis ^oiisiötoriis 5 ), in welchen fiber die Canonisation 



> 1) Greg. M. ep. üb. VI. indict. XIV. ep, 14. (Migne *, a. 0. cot. 805. 
n. 801.) Sie liquidirten dafflr, wie unsere heutigen .Notare, ihre Gebühren. Zwar 
wird dies nirgends ausdrücklich erwfibnt, geht aber aus einer Vorschrift ftregor's 
des Grossen hervor, nach welcher ausdrücklich einzelne Geschifte kostenfrei von 
ihoen bearbeitet werden mußten, „ftuia enim . . . . ordinaado . ;. ..confirroationis 
hujus epistoUm noUrius 9cribifc sicnt pontiflceju manqra non decet, qaain iraposuit, 
vendere, ita minister vel notariusnon debet in< erdipatione ejus* vocem suam vel 
caJanram vemmtae« Pre ardimtione «rgo omnine aliquid dareprohibsa," iAp- 
pend. ad Greg, iü, ep., Migne a« a. 0, col. 1347. n. 1290», vgl« lib. VI* tadlet. 
XIV. ep. 8. cot 801. n. 798. lib. IV» indtet, XII. ep. 27, c#L .699. n. 707.) Vgl« 
Lib. pont a. a. 0. S. 99. „Bonifacius — sc II. (53Q-~$S£J — notariia regio- 
nariis dedit sctuteUam -de acquisiiis bereditatibus;" 

2) Bangen a. a. 0. S, 74 fgg. Anakjur. Pontif. a. a, 0. col. 695.. 
n. 14. Barbosa a. a. 0. I. 23. n. 3. Faber a. a. 0. S. 106. 

3) Bull M. a. a. 0. Bd. 1. S. 380. 

4) Consl. , ? Laudabilis*sedis u §. 16. (BulL M. a. a. 0. Bd. 2. S. 509.). - 

5) Bangen a. a. 0. S. 76. Faber a. a. 0. S. 107. 
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eines Märtyrers solenner Befechlnss gefaöst wird 1 ). Bangen vergleicht 
a. a. 0. S. 148. ein ausserordentliches Consistorium hinsichtlich der 
äusseren Formen treffend mit einem Coücil... Eihe passende Anwen* 
düng dieses Vergleichs läast sich, für unsere .-. Protonotare machen. 
Auf beiden Feldern sind ihre Functionen beinahe dieselben. 

Ihre Thätigkeit bei den Consistorien setzt eine förmliche Ro- 
gation voran** eine Gewohnheit 2 ), welche Benedict XIV. zum gesetz- 
lichen Erforderniss machte. 

$. 7. ' 3) Von Sixlns V. bis Gregor XVI. (TÖ85— ib38)> - 

Sixtnö: V. (1585—1590) hat zwei Gesetze specieü den Proton 
notaren gewidmet und durch dieselben ihre fiechte tmd Privilegien, 
welche bis. dahin grösstentheils nur durch diel Autorität des Gewöhn^ 
heitsrechtes respectirt worden waren, legalisirt. In der eonst. »BoP 
manus Ponttfex vom 16. November 1585 3 ), welches ) wir zuerst un- 
sere Aufmerksamkeit < schenken wollen, sind allgemeine Bestimmungen 
enthalten; speciellere Vorschriften gibt die andere Constitution »Lau* 
dabüis sedis* vom 15. Februar 1586 4 ). 

Durch erstgenanntes Gesetztraten folgende VeränckruDgqn ei»: 

Das Collegium der Protonoiare v wölcheö bisher a«$ hieben 
Mitgliedern, beständen, hatte, wurde um JPänf vermehrt und letzteren 
mit den übrigen sieben völlig gleiche Rechte und Pflichten einge* 



1) Das Cereraoniell findet sich ausführlich in de^ Anal. jnr. Pontif. mit fol- 
genden Worten beschrieben: „Disons uri mot de consistoires qui ont leu pour les 
canonisations. tes protonotaires particlpants assisfent k ces consittoires. ' On les 
invile a y venir pour exercer leur mintetere. AossitGt ftptes que la canonisatfon 
a 6t& vote>, le prooateur fiscal fait instance aux protonotaires en teor demaniant 
de. dresser un acte pnbMe du;vote v a quo! te doyen des protofio(ajre» r6ft>nd par 
le mot: „Conficiemus," en appeHant les came'riers secrets. cpmme timoins. Le 
jour de la canonisation solenoelle lorsqne le Pape a pronbnce* le decret qui la 
sanctionne, l'avocat consfstorial qtil en a fait la postulation, s'ädresäe aux proto- 
notaires 1 et les prie de dresser Tatte public de la canonisation pour l'&ernelle 
mömoffes et le doyen des protonotaires rdpend: „Cofifldemus" et prend les ca- 
raäriers secrets pour täpoins" ( Vgl. Moroni a.a. 0. M- 15. S. 257, Bouix 
a. a. 0. S. 143 fgg. 

2) Aug. PairiduB, caerenuwiale st ewles. Rani. III, lfh „Pretaaotarip- 
rum officium est notare ea, qnae in publhns coosistorjis gsenuitiHV cumrogun- 
tur a procuratore fiscali." Dass die Rogation ursprünglich nur aaf Gewohnheits- 
recht beruhte, sagt Pias IL ausdrücklich in, der oben -angefahrte» Constitution. 
Vgl. dagegen für die heutige Zeit: Bmcd. XIV. opera vmma> Prati J8Ä9, 
Bd. 1. de servos. Dei beatific. etc. Hb. L c» 21. S. 140.. n* 9. Eine Probe eines 
solchen solennen CanonisaUoBsbeschlasses gibt Car. Qath&rius, syHabt advo- 
cator. consistorial. S. 210. D. Vgl. Moroni a. a. 0. Bd. 15. S. 246 fgg. • , 

8) Bull, Ä a. a. 0. B4. 2. S, 506 feg. 
4) Bull. M. a. a. 0. S. 507 fgg. , 
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räumt 1 ). Ausdrücklich ist dabei bemerkt, dass diese fünf neuen 
Protonotare mit den rorhandenen sieben Ein Collegium bilden and 
an den Privilegien Theil nehmen sollten, 

»quibus ante ipsum collegium et Septem illius notarii quovis 

modo, conjunctim vel separatim potiebantnr, utebantur et gau- 

debant*).< 
Sogar hinsichtlich der Anciennität zwischen den alten und neuen Mit- 
gliedern sollte kein Unterschied bestehen 3 ). 

Der §. 4. derselben Constitution vergrösserte den vorigen 
Bestimmungen entsprechend anch die Einkünfte der Protonotare, 
und zwar um jährlich 1980Scudi. Die Zahlung derselben sollte Sei- 
tens der apostolischen Kammer an das Collegium erfolgen, die Ver- 
teilung an die Mitglieder desselben aber letzterem zustehen 4 ). Zur 
Sicherheit wurde ihnen ein Pfandrecht an den »mobilia, immobilia, 
jura, actione» et emolumenta ac reditus, prorentug, praesentia et 
futura camerae apostolicae« eingeräumt, welches Recht sich nach 
römischen Begriffen als eine hypotheca generalis an dem Vermögen 
der päpstlichen Kammer characterisirt. 

Wenn wir, einem bekannten juristischen Grundsätze folgend, 
nach der ratio vorstehenden Gesetzes fragen, so ist die Antwort 
darauf nicht in den jene Constitution einleitenden Worten zu suchen, 
die eben nichts weiter als eine Einleitungsformel sind, das wahre 
Motiv findfeit wir durch eine kurze historische Reflexion. 

Im Laufe der Zeit war es Sitte, um nicht zu sagen, Unsitte ge- 
worden, dass die meisten officia der Römischen Curie für vacabilia, 
d.h. für käuflich erklärt wurden. So erging es auch unserem Pro- 
tonotariat: unter Papst Sixtus IV. (1471—1484) wurde es ebenfalls 
ein offl6ium vacabile 5 ). Die Höhe der Kaufsumme richtete sich na- 
türlich nach den Einkünften des betreffenden Amtes. Ursprünglich 
war das Salär der Protonotare sehr gering, die Naturallieferungen 
der apostolischen Kammer, welche wir in den Merkel' sehen -Docu- 
menten, besonders unter III. (Anhang I.) speeificirt finden , sorgten 

1) f. 2. a. a« 0. \,Vt eorum offiefa onmtao similia et aequalia, in omnibos 
et per omnia, ejusdem que juris, pfltestatts, Jorlsdiettenis et auetoritatis exsistant." 

2) f. S. a. a. 0. 

3) Ebenda». „Ha qood quinque notariis eidem ceHegfo adscribendi cnm 
altia Septem neue exsistenftibus omnino pares et aeqoales exsistant et nulluni inter 
eos discrimen neque differentfa pridfitati» adsfr." 

4) Ausdrücklich werden noch die Fonds genannt, bei däien diese Summe 
zu verausgaben sei. 

5) „Hie — sc. Sixtus IV. — primns vendidlt öffieia protonotariafus." 
Alph. Ciacon. a. a. 0. Bd. 3. col. 7. F. 
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für ihren Lebensunterhalt Nebenbei verschafften sie sich, wie be- 
reite oben bemerkt 1 )» eine Einnahme durch die Gebühren fär Auf- 
nahme von Urkunden. Später nahmen sie auch zu Folge ihrer Be- 
schäftigung in den Consistorien, der Gancellei und den Oongregationen 
(vergl. unten) an den Sportein dieser Behörden Theil *). Diese Um- 
stände bewirkten keine geringe Erhöhung ihrer Einkünfte, da die 
gedachten Behörden einen grossen Geschäftskreis und grosse Ein- 
nahmen hatten. Wenn- in Folge davon die für das Officium zu zah- 
lende Kaufsamme gleichfalls in die Höhe ging, so brachte dies dem 
päpstlichen Schatz einen nicht unbedeutenden Zufluss. Letzteren so 
viel wie möglich zu vergrössern, war das fernere Streben der Päpste. 
Diesen Zweck glaubten sie dadurch zu erreichen, dass sie einerseits 
die Einkünfte der Protonotare vermehrten, indem sie ihnen an allen 
möglichen Behörden eine kleine Thätigkeit zuwiesen — freilich oft 
auf Kosten eines prompten Geschäftsganges — und ihnen dafür an 
den in Folge dessen erhöhten Taxen einen Antfceü festsetzten 3 ), an- 
dererseits dass sie die Mitgliederzahl der käuflichen Stellen selbst 
vermehrten. Letzteren Weg hat Sixtus V. durch Publication des in 
Bede stehenden Gesetzes gewählt, und damit ausserdem eine in un- 
seren Tagen, beliebte Finanzoperation verbunden. Um nämlich die 
Kauöumme noch weiter zu vergrössern, beziehungsweise die durch 
die. Einsetzung von fünf neuen Mitgliedern geschwächten Einkünfte 
auf dem -Status quo zu erhalten , vermehrte er die Einnahmen des 
Oolleginms um jährlich 1980 Scudi und bestellte, wie wir gesehen, 
mit dem Vermögen der apostolischen Kammer Sicherheit. Was ist 
dies Anderes als eine freiwillige Anleihe in Form eines Rentenkaufs? 
Moroni 9 ) erzählt uns, dasB zur Zeit Sixtus V. das Protonotariat 
für 12500 Scudi käuflich war und dass alle Einkünfte eines Proto- 
notariats zusammengerechnet die Summe von 660 Scudi also eine 



1) S. 206. dieser Abb. Not. 1. 

,2) Die Höbe, derselben war durch verschieden päpstliche Constitutionen 
genau bestimmt. Vgl. Bangen a. a. 0. S. 451 fgg. 

3) Deshalb werden die protonotarii ordinarü auch participantes genannt, 
d. h. participantes emolumentorum. Oft findet sieb für alle Inhaber von officia 
vacabUia dieser Zusatz. Vgl. Alph. CHacoru a. a. 0. Bd. 2. rot. 1464. B. Me- 
jer a. a. 0. S. 107. Das Kaufgescbift selbst characterisirt sich als ein Renten- 
kauf. Vgl. Bernburg y das Pfandrecht Bd. 1. S. 422 fgg. Heber die damit zu- 
sammenhingenden und oft das Geschäft durch Hingabe von Darlehen vermitteln- 
den societates st. officii vgl. Neumann, Geschichte des Wuchers In Deutschland. 
S< 457, Endemann, die nationaldconomiscfaen Grundsätze der canonistischen 
Lehre. Jena 1863. S. 53. 

4) A. a. 0. Bd. 56. S. 7. 

Archiv für Klrctonrecfat. XX. 14 * 
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ungefähr 5i/ 4 . proc^nt^gp Beute ergaben. Durch oben gedachtes 
Gesetz verschaffte mithin Sixtus V., dem päpstlichen Schatze 
eine augenblickliche Einnahme von 62500 Seudi— unddaa war.. die 
ratio legis. Innig hängt damit die zweite sich auf die Protonotatfe 
beziehende Constitution desselben Papstes zusammen; sie vermehrte 
die Privilegien und Vorrechte darselben und (erhöhte dadurch die 
Kauflust. 

Dieses Verhältnis* dauerte bis Pins VII. (1800 -r-. 1823) fort. 
Einige Veränderungen führte die französische Invasion herbei; und 
zwar insofern , als nach d$r Rückkehr des Papstes die kirchlichen 
Angelegenheiten überhaupt und auch special! die der Protonotare 
neu geordnet wurden. : Danach wurde bestimmt, dass fortan das. 
Protonotariat nicht mehr käuflich ssiu sollte. Auch die Einnahme» 
wurden geregelt respective bedeutead vermindert 1 ). Sie betragen seit- 
dieser Zeit für das ganze Collegium 638 Scudi, un4 zwar 168 Scudi 
für den in der Gapelle assistirenden Protanotar, 126 Seudi für. die 
Assistenz in der Cancellei, 144 Scudi für sechs Promotionen 2 ), 200 
Scudi als Pau^chquantum für die ehemalige Farticipation an den 
Taxen der Cancellei und der ßonsistorien 3 ). , 

TrQtz der MissbilliguDg, die das beregte Gesetz Sixtus V. and 
überhaupt .das ganze Institut der käuflichen Aemter verdient, ■ lässt 
sich doch .Manches zur : Enfefübuldiginig anführen. Einmal war. die 
ganze Bestimmung eine Finanzmasstegel und verdient schon deshalb 
eine, mildere Bgurtheilung, das ändere Mal setzte die Zahlung der 
vorgeschriebenen Summen den Candidaten jjioch nicht in den Besitz 
des Protonotariats, vielmehr war' dazu die Erfüllung noch mehrerer 
gesetzlich : vorgeschriebenen Bedingungen erforderlich. In der frü- 
heren. Zeit war allerdings die Wahl des Papstes Mangels anderer 
Bestimmungen unbeschränkt f gewöhnlich berechtigte schon ein nie- 
derer Ordo zum Protonotariat, allmählich werden noch andere Eigen- 
schaften für die Bekleidung desselben • verlangt. So wurde, es seit 
Einführung des Cölihats Sitte, dass nur Ehelose diese Würde erlangen 



. J) Maroni a. a. 0. S. 10. 11, Alte Einkünfte beziehen die Protonotare 
nunmehr aus der apostolischen Kammer; an- den. Taxen, der. einzelnen Beb&rdet* 
nehmen sie nicht mehr Theil. Gleichwohl wird aeeh.. immer fftr sie liquidirt* d. 
h. die apostolische Kammer bezieht ».die Liquidate in. ihren Namen. .■ Ein Beispiel 
einer solchen Kostenrechnung: aus der neuesten Zeit theilt Mejer a. a. (h S. 209, 
mit : ..„Pro profconotariis apostoücto .7» .20* scuC* • >, ■ . . 

2),Const. „laudabilis sedis" §. 3. Benedicts XIV*. const. „taten conspi- 
cuos" §.26. 

3) Moroni a. a. 0. 
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konaten, und dass nachherige Veifeeirathung den Verlust derselben 
nach sich zog 1 ). In den Anal jur. Bontif.*) wird allerdings behaup- 
tet, dass schon tob- jeher Ehelosigkeit als. Bedingung gegolten hat, 
indess ist diese Ansicht irrig und wird durch mehrere Beispiele wi- 
derlegt 3 ). Dagegen galt schon früh der Grundsatz, dass illegititni 
mm mit besonderer Dispense* Frotonotare werden konnten 4 ). Aus- 
führliche Bestimmungen erliess erst Papst Paul II. (1469—1471). 
Er verlangte von jedem Candidaten des Protonotariats das 21. Le- 
bensjahr, für die Nachkommen der »sublimiores« war das 17. Jahr 
nachgelassen, dagegen galt diese Ausnahme nicht rücksichtlich des 
Tragens des Bochetts 5 ). In der neueren Zeit sind dxroh Paus VII, 
in Betreff der pfotonotarüsupranumerärii ähnliche und noch weiter 
gehende Vorschriften gegeben worden 6 ). Eine analoge Anwendung 
derselben auf. die pretonotarü participantes ist indess — wie in den 
Anal', jur. Pontif. irrthümlich geschieht 7 ) — nicht zulässig, da der 
letzteren in der beregten Constitution in keitier Weide gedacht ist. 
Es. ist daher auch nicht aas diesem Gesetze das Requisit des Doc» 
torats für die protonotarit partieipantes her zu leiten; dasselbe wird 
vielmehr schon in einer Verordnung Alexander 1 » VII. (1655— 1667) 
gefordert 8 ). Sirius V. hat ausserdem bestimmt, dad» diejenigen Prö- 
tonotare, welche doctores utriusqae juris sind, zugleich referendarii 
utousqne signaturae seüi sein sollten 9 ). Eine grosse Streitfrage 
herrscht darüber, ob den Regulären der Zutritt zu dem Protonotariat 
zu .gestatten ist 10 ). Wir können die Erörterung derselben umgehen, 

1) Moroni a.' a. v Ö. S. 11. Anal. jur. Pontif. a. a. 0. rol. 697. n, 18. 
*>Ä. a. 0. 

3<)i Phillips a. a. 0, S. »56. Lib. pontif. a. a> 0. n. 365. 
. 4d C, X. J, X. de Oliis presbyt. ordin. vel nen (4, 17.) Analjur* Pontif* 
a. a. Q< col. 697. n. 19. ,..;. 

5) Faber a. a. 0. S. 21. Rigant a. a. 0. Bd. 4. S, 109. n. 80. Anal 
jur. Pontif a. a. 0. col. 696. n. 17. 

6) Const.. „cum innumetf.* Bull. Rom. conHnuUtio bermi^egebien von 
Barttri, Bd. 15; S. 14h Ana*, jur. Pontif. a. a. 0. col: 73* feg. " 

7) A. a. 0. col. 696. n. 17. 

8) Dieser Papst verlangte zu jeder Prälafordas Doctoraf 1 / und insofern ist 
diese Bestimmung für die Protonetart, da *ie,Pr»late»sInd, ebenfalls massgebend. 
Dieselbe const. „Inter celeras" vom 11. Juni 1659 gibt noch aridere Erftrdernlsse } 
zor Erlangung' der Prüralarani* dieselben 1 kommen also ans dem angeführten 
Grunde auch für die Protonotare zur Anwendung. Vgl. Bangen a. a. 0. S. 5V 
Moroni a* »a. 0. Bd. 55 »:> v. puelato. Faber a. a.- 0. Sl 70 ffeg« Ausserdem" 
cap. „Statutum" (c. 1.) de rescript. in VI. (1, 3.) Conc. Trid. XXV. c. 10. derer." 

9) Const. „Laudabilfe actis" §. 15. Bull. M. a. a. 0. Bd.* 2. 9. 509. 
Vgl. 8. 232 feg. dieser Abb. . > ! 

10) Anal. jur. Pontif. a. a. 0. c(Äv697v fi. 21; ^ ** 

U* 
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da die Sache sich meist auf die protoaoiarii supranumerarii bezieht 
und daher nicht viel auf sich hat. Schliesslich ist noch zu bemer- 
ken, dass derjenige Candidat, welcher im Besitz der erwähnten Eigen- 
schaften vom Papste zum Protonotar ernannt worden ist, noch einen 
besonderen Eid zu leisten hat 1 ). 

Wir wenden uns nunmehr zur Betrachtung der anderen von 
Sixtus V. erlassenen und unsere Protonotare betreffenden Constitution. 
Sie beginnt mit den Worten »Laudabilis sedis a )« und trägt als Da- 
tum den 5. Februar 1586, ist also kurze Zeit nach der eben be- 
sprochenen Verordnung „Romanus Pontifex,« welche vom 16. No- 
vember 1585 datirt, erlassen. Nichtsdestoweniger scheint ihr die 
durch letztere erfolgte Vermehrung der Protonotare unbekannt zu 
sein; denn sie hält noch an der Zahl »sieben« fest 3 ). Jacobson*) 
sucht diesen Widerspruch einlach dadurch zu beseitigen, dass er die 
const. »Laudabilis sedis« vom 5. Februar 1585 datirt seinlässt, also 
die Angaben in den Bullarien für Druckfehler hält. Wenn wir auch 
zugeben müssen, dass dergleichen Fehler bei Zahlen leicht unterlau« 
fen können, so wurde doch für gegenwärtigen Fall bei der Sorgfalt, 
mit welcher dergleichen Gesetzsammlungen besorgt werden, die An- 
nahme eines solchen gewagt erscheinen, ist aber selbst davon abge- 
sehen schon um deshalb zu verwerfen, weil am Ende der beregten 
Constitution Jahr und Datum nicht nur in Zahlen, sondern auch da- 
mit übereinstimmend in Worten ausgedrückt ist 5 ). Der in Bede 
stehende Anachronismus findet nur scheinbar statt und liegt in der 
That nicht vor. Er erklärt sich ganz einfach durch die bereits an- 
geführte Üeberschrift der angeblich widersprechenden Constitution. 
Die Worte »Sequuntur privilegia pro supradictis Septem notariis 
antiquioribtis« setzen in dieser Fassung nothwendig die Kenntniss 
der durch die andere Constitution erfolgten Vermehrung der Proto- 



1) Vgl. darüber Bouix, tract. de Cur. Rom. S. 684 fgg.,.wo die Eides- 
formel und das Cerpmoniell bei Ableistung desselben genau erwähnt ist. Mo- 
roni a. a. 0. Bd. 56. S. 20. 

%) Bull M. a. a. 0* fd< 2. & m fgg, 

3) Vgl. die Üeberschrift: „Seqauntur privilegia pro supradictis Septem no- 
Uriis antiquioribus/- 

4) Herzog, Realencyclop. f. pret. Theo), u. Kirche. Bd. 12. S, 265. Im 
Ueprigen stimmen Alle in Betreff de§ Jahres 1 58 tf oberem. Vgl. Moroni a. a. 
0.. Bd. 56. S. 10. Wetzer und Weite a. a. 0. Bd. 8. S, 3S1. Faber a, av 
0, S. 25. 

5) „Datum anno miMesImo quingentesimo oetogesimos.saxto. 4 .* 

„Die 14. Aprillis 1586 praesentes litterae apostolicae praesentatae fuerunt in 
plena camera apostoIUa" BuU. M. a. a. 0. s. 507, 
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notare voraus; im Gegensatz zu den neuen Frotonotaren bezeichnen 
sie die bereits vorhandenen als antiquiores. Die Privilegien der 
letzteren sind zwar den neuen mit verliehen, werden aber mit Bück- 
sicht darauf, daas die neu creirten Stellen noch nicht besetzt waren, 
in Bespug auf ihre gegenwärtigen Inhaber, die sieben notarii anti- 
quiores, aufgseaähit. 

Die einzelnen Bestimmungen dieses Gesetzes sind folgendet' .! 

Nachdem in §. 1. der Entstehung der Rotonotare kurz gedacht 
ist, werden in §.2. die bis dahin bestehenden Beehte, Privilegien 
und Einkünfte bestätigt. r I 

§. 3. gibt dem Gollegium die Befugniss, Doetoren zu pronofo- 
virea, sowohl in beiden Reehteü, als in der Theologie als in jeder 
anderen Hicita facultas.« Vorher müsse jedoch ein Examen mit Hin- 
zuziehung von zwei oder drei Doetoren der Facultät, welcher der 
Gandidat angehöre, abgehalten werden. Dabei genügte die Anwesen- 
heit selbst nur Einers Prbtonotars. Dieses Privilegium ist vielfach 
gemissbraucht und Veranlassung zu einem grossen und langer* Streite 
mit den Gonsistorial-Advocaten geworden, denen ganz besonders das 
Recht zustand, Doetoren der Rechte zu proinoviren*). Schon Ur- 
ban VIII. (1623—1644) fühlte sich daher bewogen einschränkende 
Bestimmungen zu erlassen. Die Zahl der zu Promovirenden — frühe* 
unbeschränkt — wurde auf jährlich vier festgesetzt 2 }. Ausserdem 
wurde der bisherigen Unsitte, Abwesenden, also ohne Ablegtfög eines 
Examens, die Doctorwfirde zu verleihen 8 ), entschieden entgegenge- 
treten und dieselbe aufs Strengste verboten. Unerlässlich war ein 
examen rigorosum und zwar »personaliter et coltegialiier haben- 
dum*).« Bndlieh musste der Gandidat eine »persona familiaris et 
pauperis*)« seih,, jegliche Bezahlung war daher verboten*). Bene- 



1) Benedicts XIV. fernst „Tnter conspieuos" § t 2t. Opp. omn: a. a. 
0. Bd. 15. S. 413. Clemens VIH. (1592—1605) hatte nämlich den Consistoritf- 
advocateu ausschliesslich das Recht gegeben, „in urbe" und „in curia romana" 
Promotionen vorzunehmen. Urban Y1TI. änderte dies wesentlich zu Ungunsten der 
Privllegirten ab. Faber a. a. 0. S. 80* * 

2) Breve vom 5. September 1629.' Benedict XIV. opp. omn. ä. a. 
0. S. 414. 

3) Man begnügte sich die Ctausel „ae si esset praesens" in das Diplom zu 
setzen. Da die Promotionen gut bezahlt wurden , war dies eine sehr reichliche 
Einnahme fftr das CWleglum. Daher die Unzahl von Doetoren, die in dieser Zeit 
entstanden. 

4). Bened. XIV. opp. omn. ä. a. 0: 

5) Bened. XIV. a a. 0. f. 25. S. 415. 

6) Faber a. a. 0. S. 80. CöhelUus *. a. 0. S. 202. A^ 
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dictXIV. (1740—1758) gab neue Vorschriften 1 ) »praedietaä litteras 
(sc. Skti V. et Urbani VIII.), -quatenus opus erat, eaieiras limitans, 
revocans etabolens.c Er gestattete dem Prokmotan-en-Coltegium an- 
fänglich yier, dann sechs Personen »etiamsi non familiäres nee pau- 
peres — dummodo tarnen in urbe praesentes exsistant, aliaqne ne- 
^cessaria requisita Ulis suffragenturc — jährlich zu promoviren*). Bin 
Examen musste in jedem Falle torausgehen und zwar eoilte dies — 
Wie öobon von Urbaa VIII. angeordnet — ypersdnaliter et coliegialiter« 
abgehalten .werden. Alle' bisher mit Abwesenden vorgenommenen 
Promotionen wurden daher für nichtig erklärt. »Prointrtionttm rbgi- 
tas intra mensenrad Arehivtim Urbanum per ateretarium eollegii 
hujusmodi vel per ip$os prtonotos et laureatos deferri omriroo debeftat.« 
Alte diese Bestimmungen' von Urban VHI. und Benedict XI Vi belie- 
hen sich indes» nur auf die Promotionen in beiden Reckten. Bei den 
anderen /Facultäten waren Promotionen seltener und daher auch we- 
niger Gelegenheit «u 'Missbrauchen 3 ). In der neueren Zeit hat 
Piu$«IX. wesentliche Veränderungen getroffdn, deteh Betrachtung der 
nächsten* Periode aufbewahrt bleiben muss 4 ^. 

» Wir kehren Jbu . der Constitution von Status- V. zurück. 

§v 4. gibt den Protonotaren das »jus notarios et tabeTliones 
pu^Ufos creandi ac creatus de tabelliouatus et notaoriatus offieiis hu ! - 
jüi9medJi;rper pemram et ealamare, ut moris est, reeepto prius ab'iis 
sojdto juramßflto ii5vestiendi 5 } 6 ).« :' • : - 

, Im §. . 5. erfcbeüt Sixtusr V.- den Protonotaren die: Befiigniss *.• 



. I) Const,- „*Uer conspicuös." Bened. XIV. a. a. 0: $. 23. S, 414. 
, , t^ Bened XIV. a. «. 0. S. 415. „Si numerus uno anufr n#n est campte* 
tus, subseguenti anno redintegrari. npn potest.?* §. 26; a.a.O. . Da auch „nee 
pauperes" promovirt werden durften, fiel das von Urban VIII. zu Gunsten der 
panperes erlassene Verbot < irgend welche Zahlung zu nehmen, fort; und heute 
bezieht ja noch das Collegiow v wie wir gesehen, für seehs Promotionen die fixe 
Summe vom 144 Scudi. . S. $10. dieser Abb. ;; '• < -.: \. ; < 

. 3) Const. „Quamvls jwjcujjares u v. Pius IX.. (Anh. HL). . • • . » 

. r . 4) Schon Uo XU. gab in Betreff des abspiegenden Examen neue BesUm- 
mungen. Die Erwähnung derselben erscheint passender in' der nütehstw» Periode 
statt zu finden , da Pius IX. in gedachtem Gesetz ausdrücklich, auf dieselben Be- 
zug nimmt. o 

5) Oesterley a. a. 0. Bd, 1. S. 16L not. 1*. fcbeilt einen solchen Eid, wie 
er in Deutschland geschworen wurde mit. \V«hrs£heiq|ich mußten, die von den 
Pwtopotaren gewählten Notar« denselben Bid leisten, den Paul 1)1^ (1334^-1549) 
für die von den Referendarien ernannten vorgeschrieben hatte. Const» „ftebita 
consideratlone u §. 29. Bull. M. a. a. 0. Bd. I. S. 737 { wo die Formel ange- 
geben ist. - . . 

6) Durch Pius JX. aufgehoben. «V^l. Anh. HL < , 
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»spurios, bastardos,- matiseres, incestuosos et alios ex quovis illi- 
cito et damnato coitu procreatos legitimandi, ita, ut sit, ao si 
illi legitimati de legitimo matrimonio procreati essent.« 

Diese Legitimation wirkte im weitesten Umfange, so dass alte 
Nachtheile 1 )) die frühere Päpste ffir die illegitimi bestimmt hatten, 
dadurch aufgehoben würden. 

Der §. 6. gibt dem Collegium die Autonomie innerhalb seiner 
Sphäre, d. h. das Recht, sich selbst Statuten vorzuschreiben: 

Der §. 7. erklärt die Protonotare zu »veri et indubitati fami- 
liäres et continui commensales acpraelatidomestici* und ertheilt ihnen 
alle Privilegion derselbe». Diese Bestimmung enthält Nichts Neues, 
erkennt blos das bestehende Verhältniss gesetzlich an. Schon in dem 
ersten Document (Nr. 4.) der von Merkel veröffentlichtön Urkunden 
(s. u. Anh. I.), werden der vicecaiieellsritts und die Notare als »tanquam 
peculiaris et specialis familia pape« bezeichnet; Nr. 1. und 8. a. a. 
O. fährt sie ate commensales auf. Ihr Verhältniss als Hausprälateh 
ist unter Nr. 4. berührt. Ausserdem hatte bereits Paul III. diel Pro- 
tonotare ausdrücklich zu »veri familiäres papae« erklärt 2 ). ; Dasselbe 
wiederholte Julius III. (1550—1555), indem er die »präelati,' qui ex 
palatio apostolico panöm qübtüäie bab&itvel hallte pctesunt,« in die 
Reihe der' »veri' ' familiäre», cotöitaenSales et ptaeläti domestici« äuN 
nahm 3 ). Dass die Protonotare aber das jus panem habendi hatten, 
ist bereits bewiesen worden; ausserdem wird es noch besondres in 
dem §. 8. des beregten Sixtinischen Gesetzes anerkannt. 

Es möchte hier der passende Ort sein, eine mit dem jus ex pa* 
latio apostolico panem habeitdi zusammenhängende Frage zu erör- 
tern, n&mlioh die Reservationen der ßeneficien der Frotonotaiu Ju- 
lius III. erklärte nämlich die »benoficia eorum t ecclesiarum praelft*- 
torum, qui ex palatio apostolico panem häbent, ipsi pdntifici« fflt 
reservirt. Demnach sind auch die Beneficien der Protonotare äem 
Reservationsrechte des Papstes unterworfen. Schon ,vop Julius III. 
hatte Benedict XII, (1334—1342) durch die im Jahre 1335 erschie- 
nene Constitution »Ad regimen« dasselbe bestimmt 4 )^ fär» Deutsch- 
land ist indessen die reservatio ex constitutione »Ad' regimen« in 



1) Vgl» duraler Greym:'* XL cumst. 8, Bull Mi a.. a, O.ßd* t-:S. 289. 
Plus IV. const 9. §. 54. a. a. 0. Bd. %. S. 1*6. Jtym V. co^it. 117, a.a«,0j 
S. ä 323. Aufgehaben durch flus JX, Vgl. Anb.,HL u. 8. 2£7,/diesse5 A>bh, 

2) Paal^ KI. fpiut.9. BuU.M.t* «. 0. : 0d. %. ^ 700* §. U ... r - • : 

3) Jalius.M. consfc. 21. jBuU. #T. a. a, ,().,&. 802. .J..l., : , w : - ,-. «• 

4) C« 13. X. v*g. comman, de praeb. iet Oignit. (3, 20, Obergegangen in 
die erste Cancelieiregel $. 4. vgl. Rigant.^ a, O v BcL 1,,S. 10Q ftg*> 
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Betreff der Protonotare dahin moditieirfc worden , datis sich dieselbe 

nur auf die Benefioien der protonotarii partioipantes beziehen seilte *). 

Später wiederholte dieselbe Bestimmung noch einmal Alexander VII. 2 ) 

in einer Constitution vom Jahre 1666, in der es ausdrücklich heisst : 

»Beneficia pvotonotaiiorum in con&titutioiie »ad regime»« esse 

reservata ubicunque decedant etiam extra romanam curiam et 

extra duas dietas 3 ). * 

Am Ende des §. 8. der eonst ^LaudabiHs sedis« wird den Pro- 
tonotaren das Recht eingeräumt: 

»temporibus obitus et coronationis Romani Pontifiais vestes lugu- 
bres ratione obitus *), et violaceas 5 ) ratfoite coronationis« 
zu tragen, ausserdem noch verordnet, dass: 

»in cavalcatis pontificalibus duo ex ipsis notariis equiijare pos- 

sint cum mantellonibus immediata post praelato» assißtentes *).« 

Genannte Bestimmungen finden: sich zum Theil schon im ordo 

romanus vor, wenn auch da meist, wie wir oben gesehen habeh, nur 

der priraiceriH8 und secundicerius als Inhaber dieße? Vorrechte err 

scheinen 7 ). 

. Die beiden folgenden §§. 9. und 10. haben es mit- den Emolu- 
menten der Protonotare zu thun* §» 9., befreit letztere von dem 
Zahlen der Taxen »pro expeditis litterig,« eine Bestimmung, die 
ebenfalls schon in den MerkeVschen Documeaten enthalten ist 8 ). 
§ k IQ* sichert ihnen auf jede Weise die Einkünfte!, die sie »pro 
expeditionibus ecelesiaium cathadralium, metropolitaaarUm ,« über- 
haupt derjenigen Beneficien, deren expeditio ihnen nach Martin s V. 
Einschränkungen (vgl oben) noch zustand 9 ), erhielten ; und zwar 

1) Ooncordatä Vtodol>oöensi* tater Nico!. V. et imp. Friderlcnm III. inita n. 
1448. Koch, Sanctio pragmaticav Altyentor. 1789. 4.S. 210 feg. Emmifaghaus, 
corp. jjur. germ. 2, Ausg. S. 103 — 105. Ueber das in Frankreich |*ezügji€h der 
Protonotare geltende Reservationsrecht vgl Bouix, tract. de Curia Rom. 
& 691 'feg. 

2)1655—1667. 

3) Anal. jur. Poittif. a. a. 0. col. 706. n. 44. Vgl. ausserdem die Be- 
stimmungen Ufban's VIIL v. J. 1623. Bull. M. a. a. 0» Bd* 4. 8. 26. 

4) Weil sie; zur Familie des Papstes geboren. 
5J Weil sie wirkliche Prälaten sind. 

6) Vgl. Anh. I. doc. I. Nr. 4. 8. 

7) Joh. Diac. de eccles. Lateranensi (MaMllön a. '*. 0. S. 570.). Vgi. 
Ord. Rom. 1. (Mäbillon ä: a. Ö. s. 4.). ' * ■ ' 

8) Doc. H. Nr. 7. (s. d. Anh. I.). Hier ist die Befreiung selbst auf Verwandte 
der Protonotare ausgedehnt „Item tenebantur et teneittüir scriptores scribere 
galis litteras pro personis notariorum, fräirum et nepotum stiorüni" 

9^ Vgl. Martin's V. const. „In apöstolicae" §. 2. Bull M. a. a\ 0. Bd. 1. 
S. 316., wo auch die Taxen genau angegeben sind. Vgl. döc. 11. n. 12 (Ann. f.)- 
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sollten ihnen diese Gebühren jedenfalls gezahlt werden, selbst wenn 
einzelne Sachen, dem gewöhnlichen Expeditionswege entzögen, per 
viam secretam oder per cameram gegangen wärea*). ! 

§. 11: ertheilt den Protonotaren die Erlaubiriss : « 

»defercndi arma pro ipsis et eorum fomiüaribus contiauis cora- 
f nwiföalibus acta inservierjtibu8 2 )i« 

§. 12. ermächtigt sie, -über ih* Vermögen von Todes wegen zu 
verfügen, aber ihr Familienvermögen unbeschränkt, Ober das, was 
sie der Kirche verdanken, bis auf 2000 Kammer -Dncaten. Auch 
sollte ihnen dieses Recht noch nach Nsederlegnng ihres Amtes zu- 
stehen 3 ). 

; §.• 13. erkennt die »exemtio protonotariorüm ab omni juris- 
dictione ordiiuriorum et quoäd caussas civiles, et quoad causas crimi- 
nales« an 4 ). Dieses Privilegium bestand ebenfalls schon lange, denn 
selbst die Constitution Leo's X. (1513—1521) »Regimini*),« von der 
man bis jetzt allgemein behauptet hat, dassste zuerst die Protb- 
notare eximirt habe 6 ), bestätigt nur das schau vorhandene Becht. 
Bereits in den MerkeFwbmx Urkunden 7 ) lesen wir: 

»Item vicecancellarius et notarii nullius jurisdictionis subsunt, 
uisi spetiali domni pape.« » 

Diese Exemtion ist indessen keine so allgemeine und in folgen- 
den Killenbeschränkt': 

1) Bäcksichtlich ihrer Beneflcien stehen die Prötonotare unter 
der Jurisdiction desjenigen Ordinarius in dessen Diöcese das Bene- 
ficiuin liegt 8 ). 

2) Ist durch die genannte päpstliche Bestimmung dem c. 6. 
in VI. de sentest: ex com. (5, 11.) nicht derogirfc, wonach es ge- 
stattet ist, vim vi repellere, somit 'dem OMinarius das Recht zu- 



1) Bangen a. a. S. 140. n. a. S. 441. n. 6. 

2) Durch Pias IX. aufgehoben. Vgl. Anh. 111. und S. 227. dieser Abb. 

3) Ufeber die Grundsätze des canonischen Hechts rüeksich'.lich der Testir- 
befugniss der Kleriker, und inwiefern obige Bestimmung: den Protonotaren ein 
Privileg einräumte, ./vgl; Walter, Lehrte* de» Kirchenrecbte §. 2Ä& Schulte, 
Syst des Kirebenreebts, Bd» 2. S. 527 fgg., wo auch alte betflglichen Belflge aus 
den Quellen verzeichnet sind. 

4) BestiHjgt durch Pias IX. Anb. M S. 227. dieser Abb. 

5) Bull. M, a> «.> 0, Bd. U S. 558. $. 4. vgl. föne. Lateran. V. sess. X. 
Act. cone. a. a,4,Bd> 9* 

6) Faber a. a. 0, S. 90, Benedict XIV. de «ynodo diQfcc. Moguntinaa 
1842, Bd. i> S. 204. 

7) Boc.H. n. 18. (Anh. I.) 

8) Faber a. a. 0. S,-88, Gohelliusä. a. 0/8. 200. 
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steht, Aber einen Protonotar, der Injurien gegen ihn begeht, seine 
Jqririiotidn und Bein Ansehen gefährdet, Censuren und kirchliche 
Strafen zu verhängen 1 ). 

3) In der eiemtio quoad criminales caussas hat Gregor XV. 
(1621—1623) die Bestimnfung Siitus V^ dass gegen einen Protonotar 
Niemand eine Strafe aussprechen könnte misi mandato papoe,« da- 
chin abgeändert 3 ), dass es nunmehr den Ordinarien gestattet ist, »tan- 
quam apostoüci delegati« gegen »exemti tarn . saeeulares tarn regu- 
läres« mit Censuren und Strafen vorzugehen. Die deolaratio congreg. 
conc. urferpret; 3 ) hat dies nicht Mos auf die »delicta notoria et po- 
pulo scandalum dantia,« sondern auf alle Vergehen bezogen 1 ). 

§. 14 erlaubt dem Protonotaren-Gollegium, jährlich einen Ehren- 
protonotar zu ernennen, der jedoch weder exempt sein, noch an den 
übrigen Privilegien Theil nehmen sollte. 

Die Bestimmung des §. 15., wonach diejenigen Protonotare, die 
Doctoiren beider Rechte sind, »utriusque signaturae referendariorum 
numero adscribuntur et unus ex iis antiquior in signatura grattae 
seraper assistere potest,« ist* schon oben erwähnt Worden. Sie sane- 
tionirt ebenfalls wieder die bereits bestehende Gewohnheit; denn 
schon im doc. II. n. 1 fgg. (Anh. I.) finden wir die Protonotare als 
Vorläufer der reforendarii utriusque signaturae fungireit 

Die §§. 16. 17. 18. haben die Thätigkeit der Protonotare: in den 
Conastorien, der'Ca^elle und bei den Cänonisationen zunl Gegenstand. 

§.16. hebt ganz: besonders hervor, dass die »instrmlnenta 
unius ex iisdem notariis manu suscripta et sigillo ejus munita plena* 
piam fidem in judioio et extra urbem ubique locorum habeant.« Der 
Inhalt dteg. 17. wird passender Leiter unten 5 ) erörtert werden 6 ). 
■ Die §§, . 19. 20. enthalten liturgische Vorschriften. 

§. 19. bestimmt : »ut iisdem Septem notariis aureae argenteaeque 



1) Anal. jüt. Pöntif. a. t» t). cof. 704. n. 41. • ' 

2) Const. v ln^cmtffbiH u f. 6. Bull M. a. a. 0. Bd. 3. S. 403, 

3) Ad dobium XIII. Bull. Stf. a. a. 0. S. 404. 

4) Durch 'dieses Geseta hat Gregor XV. die Vorschriften des Concils voti 
Ment erweitert. Vgl. Walter -* a. 0. $. 152. Anal. j*hr. Pmtif. ai a. 0. 
col. 704. n. 41. 

5) Bei der Beschäftigung der Pretonottfre in den Congregatfoneh. S. 131. 

6) f. IS. verordnet ,;or consfeloria ei capelfae a papae cursoribus illis in- 
sinuandae sint. Caudelas, palmas, Agnus dei, ejusdem qualitatis ffrout episeopi 
asststente* reetplant:" Vgl. brd. röm. XIV. und XV. (Mabülon a. a.'O. S. 376. 
509.) Heute wird nur der Decan der Protonotare, der eigentliche Nachfolger des 
Priroicerius, von den apostolischen Cursoren benachrichtiget. An&Lf'rtr.Pontif. 
a. a. 0. col. 695 n. 18. Moroni e. a. 0. Bd. 56. S. 13. 
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ihonetae indiö coroirätidnis cujus Übet rcanam pontificis MJic*»c ca- 
merae clericis dari solitae distribuerentur et darentur 1 ).« Diente 
Münzen hktten nictit den Zweck, den Protonotafen ein Geschenk zu 
machen, sondern sie Wurden i&nea aur Vertheitang ufater ^das Volk 
gegeben. Alexander VII., welcher die durch Sixtnsr V; und Urban VIH. 
verliehenen fechte und Privilegien dar ProtöBetare bestätigte*),; iugte 
zu dem Krtoangstlage des Papstes noch den Tag der Besitzergreifung 
eines jeden Protonotariats und die Feste der AfwsteMBrsten , Petrus 
und Paulus hinzu 3 ). « 

§. 20. hängt mit einer Bestimmung Hadrian's VI. (1522^-1523) 
zusammen 4 ), nach welcher in der päpstlichen Capelle sftetfc dreiPro- 
tonotare, und »si papae personaliter contigerit celebare,« alle aspisti- 
ren sollten 5 ). Sixtus V. wies ihnen in jenem §. eine weiter^Thälig- 
keit im tmmittelbaiW Dienste deä Papsteö an und verordnete , dass 
ztföf JPrötoncftare die päpstliche) Schleppe tragen Sollten, "»fci t^inceps, 
et eorum Oratores, et Patriarchäe, nee non ArcMepiscojrt et Epifecopi 
asöistelites deessent 6 ).« '•• * 

Die'§§.Öl. und 22. geben den Protöiiotaren^ >qui in presbyte- 
ratus ordine constituti fuerint,« in liturgischer Beziehung Vorrechte. 

§. 21. .das ?jus utendi t mitra et quibuscunque aliis ppntificalibus 
omamentis etiam in cäthedralibus ecclesiis de illorum tarnen Prae- 
sulum, si praesentes, sint, ßi vero absentes absque iUorpm consensu;« 
, : .§, ?2 v #estattet ümen den Gebrauchtes aljpre. port&tile ui$ 



1) Vgl 1 ord. rom. VI», CMabillön ä. a. (ha 233. n. 12. S. 268. tf. 8&>; 
üb ÄmKjönangs^ige -des Papste* nicfetWos «n die Kleriker MAnzen vertheift 
winden, sondern aq«h, iniasilttt in wpidaiif erfolgte* . ,., ; .: . .. . 

2) Breve vw 4, Sefltenjber, ,16^6 JEx Rom.. Pontif.' J. f &uU Rom. * 
I^eonejM.ad Beped, 3UV,, Luxemburg mTV-jm Rd. 6, ; S„ 137. 

} 3) Morqni a. a. Q, §-, 10. ; Früher erhielt der Primiceriuq auch am Weih- 
nächte- und Osterfeste Münzen], die jedoch , wie es scheint , nicht zum Äustheileii, 
sondern. <als Geschenk gegeben wuwlen, Vgl. ord* rqm. XL ». a. Q. S. 29. n. 22. 

4) Moroni *. a. 0. S. 7. Anal. jur. Pontif. a. ju 0. cok 694i n. 9. 1 
"• '5)' bie' Assistenz in det Cäfeiefle wird schon im ddc. f. n. 4. (Anb7 I.) er- 
wähnt. Ebenso wird im ord. rom. III. a.'a. 0."S. 57. der Priniicerius als assistens 
0äp*e Aufgeführt. n v ' " "' ' ' : 

6) Steht jedenfalls mit der' Stellung in Verbindung, welche der .priniicerius 
und seeundicerius notariorum früher bei öffentlichen Aufzügen einnahmen. Vgl. 
Joh. Diacon. a. a. 0. (ßiabüloh a. a. 0. S. 570.). 

Cohellius a. a. 0. S. 210. D. erklärt obige Bestimmung falsch, indem er 
einem Phftonotar hhmer, und zweien unttr den* erwähnten 'Bedingungen 
das Recht des Schleppentragens einräumt. s% 
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erlaubt ihnen, in Gegenwart ihrer Verwandten und Diener >m ce- 
lebriren 1 ). 

. In §. 23; werden alle vorgenannten Kechte und Privilegien auch 
denjenigen Protonetaren verliehen, die ihr Amt nach zehnjähriger 2 ) 
BeMeidüng niederlegen würden. Das Tragen ' des Kochettes sollte 
ihnen indessen nur ausserhalb der Stadt erlaubt sein, ausserdem ran- 
giren sie in der austauschen Kamme* unter Verlust ihres Sitaes in 
der Capelle hinter den auditores sacri palatii a ). 
Das Protonotariat geht aber verloren 4 ): 
: 1) durch Tojl, . . ,* 

2) durch freiwillige Niederlegung, 

3) durch Ordensprofess 5 ), 

4) durch Verheirathung 6 ), ,- 

5) durch Erhebung zum Cardinalat oder zu Vorstehern von bischöf- 
lichen und Abbatial-Kirchen, »quae administrationejm babent,« 

6) durch Entziehung, desselben zur Strafe. 

Jene in §. 23. den durch zehn Jahre activ gewesenen Prot<mo- 
taren zugesicherte Vergünstigung würde aber Mos bei.}fr, : 2. be- 
stritten ob noch bei Nr, 3. eintreten 7 ). 

§. 24. betrifft die Ausfuhrung vorstehenden Gesetzes und er- 
nennt zu Executoren den vicecancellarius , summätor, den generalis 
auditor cameräe u. s. w. 

§. 25. enthält die übliche clausula derogatoria »hon obstanti- 
bus,« die sich hier besonders auf die Constitutionen und Concilien- 
schlüsse »contra exemtos emanata« bezieht. Die Bestimmungen des 
Concils von Trient werden . ausdrücklich aufrecht erhalten. Sie be- 
treffen die Aufhebung der Exemtion von de* Jurisdiction d6r Ordi- 
narien rücksichtlich der in ihrer Ditfeese belegenen Beneflcien 8 ). Von 
anderweitigen Ausnahmen ist schon oben die Eede' gewesen. 

§. 26. endlich, der letzte dieser Constitution , bestimmt, »ut 
praesehtium tfansumptis, etiam impressis, manu pf o tempore existentis 

1) Durch Plus IX. beschrfinkt und an gewisse Bedingungen geknöpft. Ann. 
111. S. 227. dieser Abb. - ^ \ 

2) Später wurden noch. kQrzere Fristen. bestimmt, so t. B* durch Urban VIII. 
blos drei Jahre, Moroni a. a. 0. S. 20. 

3) Vgl. 1. 2. C. Just, de primic. etc. (12, 7.), wonach der Primicerius nach 
niedergelegten? Amt sogar niagister offlciorum wurde. 

4) Moroni a. a. 0, S. 11., r , 

5) Anal. jur. Pontif, a. a. 0. toi 697.^ n. 21, 

6) Ebendas. col.097. n. 18. . ^ 

/ t 7) J)\e Niederlegimg muss aber „ajuwente pontif." erfolgen, Ami* jur. 
Pontif. a. a. O.'col. 697 n. 21. 
8) Walter a. a. 0. $. 152. 
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decani, ac antiquioris ex dietis Septem notariis subscriptis, et pfae- 
fati oollegii sigillo munitis, eadem fides in judiciö et extra adhibea*- 
tur, quae praesentibus adhiberetur, si forent exhibitae vel oste&sae.c 
Wir haben nun noch für diese Periode 

von der Beschäftigung $er Protonotare bei den einzdiwk Com- 
* gregationen 
zu handeln. Die Entwicklung dieser ihrer Thätigkeit hat gleichfalls 
von einer Verordnung Sixtus V., die schon ein Jahr nach Publication 
des letzt gedachten Gesetzes erschien, ihren Gang genommen; und 
ist durch die Nachfolger desselben gefördert worden. 

Sixtus V. gründete durch die Constitution »Iqimen&a aeterni« 
vom 21. Januar 1587 die sacra congregatio sacromm rituum *) ; und 
wies ihr neben vielen anderen Functionen auch die Processe über die 
Canonisationen zu: 

»Diligentem quoque curam adhibeant circa canonisationem Sanc- 

torum 2 ).« 
Diesem neuen Institute verdankten die Protonotare eine neue Ver- 
wendung. Schon vor Existenz der genannten Congregation war ein 
Protonotar bei diesen Processen thätig gewesen; entsprach jedoch diese 
Zuziehung ihrer ursprünglichen Beschäftigung, dem Führen der Mär- 
tyrer- Acten. Ein interessantes Beispiel finden wir bereits im ordo 
romanus 9 ), wo der Geschäftsgang einer Canonisation genau erörtert 
wird. Zwar sind dabei die Protonotare nicht ausdrücklich genannt, 
aber ohne Zweifel dürfen wir die Bemerkung, dass die Inquisition des 
zu Canonisirenden von authentischen Personen gefuhrt werden sollte, 
auf die Protonotare, als die Verfertiger authentischer Urkunden über 
die Thaten der Märtyrer, beziehen. Sixtus V. erkannte dies im §. 17« 
der oben betrachteten Constitution »Laudab. sedisc auch ausdrücklich 
an, beschränkte nur die Zahl der damit zu beauftragenden Proto- 
notare auf Einen. Dieser Eine wurde in die neue Behörde mit über« 
nommen. Da indessen in der Gründungsbulle über die Functionen 
desselben Nichts Genaueres gesagt war, blieb das bisherige Gewohn- 
heitsrecht die Grundlage, dessen Anwendung und weitere Ausbildung 
man in der wechselnden Thätigkeit der Protonotare bei der Congre- 
gation wahrnimmt. Ursprunglieh versah, wie uns Benedict XIV. be- 



1) üeber die ftit. Cöngreg. vgl; PhMips a. a. 0. S. 652 fgg, Bangen 
a. t. 0. S. 204 fgg. Benedict XIV a. a. 0. Üb. I. c. 16—19. Qaräellini, 
decreta aulhentica congreg. sacr. rir. Komte. 1824. Moroni a. a. 0. Bd. 56. 
S. 10; Bd. 16. S. 264 feg. Anal. jur. Pontif. a. a. 0. col, 694. o. 11. 

2) Bull. M. a. a. 0. Bd. 2. S. 618. 

3) Ord. rom. XIV. a. a. 0. & 416 fgg. 
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richtet 1 ), ein protonotarias e nmnero pajrticipantium die Geschäfte 
eines Secret&rs der Congregatiou; später wurde noch ein Protanotar 
als Caneultor zugezogen. Letzterer war zugleich der erste Notar der 
Congregation 3 ). Seinen Gesch&fUkreis bestimmte Urban Till, in 
einem Decret vom 12. März 1642 datin: 

»SSmo. D. N. sie annuente, indnltum est protonotariis de nu- 

raero partidpantium, primo, qnod in processibus fabrieaadis et 

praeeipue in egaminandis testibus super martyrio alicnjus Servi 

De*, bie in curia, omniao intenrenire debeat B. P, D. proiono- 

tarius pro tempore S. C. Secundo, quod examen* praefatnm debeat 

esse subawiptum ab ipso D. protoftotario. Tertio qnod natarius, 

. qui examen praefatum reeipiat, in hoc actu ipsi D. pratonotario 

subordimtus censeatur, et reputetur 2 ). 

Nach Beendigung des Processes erfolgt die solenne Caneniaatioa 

in einem der nächsten ausserordentlichen Consistorien*). Welche 

Functionen hier die Protonotare zu erfüllen haben, ist bereits oben 

geaeigt ,wQrde» 5 ). . 

Die Acten werden in. dem Archiv aufbewahrt, das von Ur- 
ban/VIII. eigens für die Congregation gegründet worden ist 6 ). Jn- 
nooenz XL (1676-^-1689) bestimmte, :da*s der Proteuotariu/s der Owh 
gregatipn d0n Schlüssel daau aufbewahren und alle Jahre ein Inventar 
autnehmen sollte. Von diesem wurden vier Exemplare gefertigt; das 
eine behält, der Protonofor, das. andere bekommt, der Promotor, das 
dritte to Seeretälr und das vierte. bleibt im Arahiv 7 ). Ausserdem er- 
hält der Protonotar der Congregation zugleich mit den Coi^nltoren 
ein in Oel gemaltes und dem Canonisirten darstellendes Bild. 8 ), 

Die Wahl des Protonotars. stand früher, der Cpngregfläfln zu, 
wie dies eine Menge Beispiele beweisen.. . Spater nahm dieses Recht 
der Papst in Anspruch. Heute wird daher von ihm der Protonotar 



l).A. a. 0, I. 16. n. L 

2) 3o sehen wir in tepi A&unario Pqoiif. von m§ Li^i, ,Cofoo$o «1» 
Protonotar der Rit. (Jongreg, fungiren, den Protopeiar Bartoltoi^als Secret&r der- 
selben aufgeführt. S. 357. . 

3) Änat für, Pontifi a. a. 0: col. 61>4. it. 11. Moroni a. a. 0. S. fO. 
Matta, de canftnfeatiotie sanriw. III; 2. S. 4«7. Benedict XIV. a. ». 0. I. 115. 
S. 105. n. 2. 

» n ■ 4> Vgl. für die frühere Zeit or&.wm* a. a,,0, & 4W ftff. ' • 
. i<K& 94. 95. •.-.;.;•..'..; . $ . . . 

.. I) Bernd, XIV**. a. Q. I. 19r.S.i 120. rv7* 

7) J?ec$eta IwioceiUis, XL S§. 5.. .6. \*\ Benedict XIV. »h a, .0. 
S. 120. n. 8. , . . 

S) Moroni a. a. 0. S. 10. Amljurx Pontifi «. a. 0. cot £95., n. 11. 
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der Congregation ein ffir alle Mal ernannt; im Falle der Verbinde- 
rang des Letzteren ein anderer specieil snbstitnirt. 

Ausser in der Ritus-Congregation wirken die Protonotare noch in 
der congregatio de propagand^ fide *). Der Grundgedanke m lettterer 
Behörde war von Gregor XIII. (1572—1585) gefaast, von Ctemens XIII. 
(1592 — 1605) weiter verfolgt und von Gregor XV. (1621—1623) 
endlich zur Ausführung gebracht worden. Durch die Bulle »Inscru- 
tabilic bestimmte derselbe Papst , dass die Protonotare , deren ur- 
sprüngliche Beschäftigung sich auf 'die Märtyrer der ersten christ- 
lichen Zeit bezogen habe , nunmehr ihre Thätigkeit den Märtyrern, 
welche für die. Ausbreitung des Glaubens gekämpft hätten, widmen 
und deren Thaten und Verdienste ebenfalls aufzeichnen sollten, da- 
mit auch die Nachwelt darüber glaubwürdige Documenta erhielte 3 ). 
Im §. 11. der genannten Bulle wird specieil ein ProtoAotar dazu 
erwählt. Anfänglich stand wie bei der Ritus-Congregatiöto diese 
Wahl der congreg. de propag. fide zu, später überwies sie Urban Vllf . 
durch Decret vom 6. Februar 1626 dem Papste zu 3 ). 

Die Functionen des Protonotars der Congregation wurden in 
einem Decret vom 30. Juni desselben Jahres dahin bestimmt: 
I. >Ut_ fa*ciüus et certiüs relationem in eadem s. cong. faeere vb- 
leat de gestis martyrum, qui quocunque in loco orbis terrarum 
a die institutae cong. de prop. fide pasai sunt, aut in futurum 
patientur, testes in romana curia repertos, aut reperiendos d. 
ptis. gestis informatos recipere, et examinare possit, eorumque 
examina aeu' Processus in publicam, et authenticam formam re- 
digere, et examinibus, ac.processihus praefatis ab eo subscri- 



1) Ueber die congreg. de prop. Od. vgl. Bangen a. a. 0. S. 257. Mejer, 
die Propaganda u. s, w. Göüingen 1.852. Moroni a> a. 0. Bd. 16. S. 24 t fgg* 
ConsU „Inscrutabili" Bull. M. a. a. 0. Bd. 3. S. 4*1.;; cpust. „Remftnum dtftt 
Pontif." Bull. M. a. a< 0. S. 422. Alle Decrete und Constitutionen, welche sieh 
auf diese Congregafionen beziehen und von derselben erlassen sind, enthält das 
Bullar. Pontif. sacr. congreg. de pröp. fide* Romae, 18^9—1841. 5 Bde. 
4., und Append. ad Bullar. 2 Bände 4. 

2) Vgl.PAtfKps.a. a* 0. S. W. 

3) „Patres veterum PontiScura permoii exemplo Ultimi coo3<msus cen« 
suerunt unum ex protonotariis apostolicis in ipsa Congregatione adscribendum 
esse, qui confessorum , et martyrum gesta, quae in ea referentur, scityat, ut et 
tanlorum virorum praestantisslma virtus ad Dei glortam, iptorum laudem immor- 
talitati conferatur, et posteris exempla verae fortiludinjs ad imitandum relinquan- 
tur, et com toter Patres dlsceptaretur de protonotario apostollco in Congregatione 
adsciscendo SS. D. N. Cardinalibus omnibus approbanlibus, elegit in protonota- 
rium S. Coftgregationis R. th Petfum Lanesiam." Moroni a. a. 0. S. 8. Anal, 
jur. Pontif. a. a. 6. jcol 694. n. 10. Cohellim a. % 0. S. 48 fgfc. 
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ptis, et suhrignatia, pleaa fides, sicut ptor. Septem notniornm a 
demente I. praefato instttutorom atiestationibus et scripturis 
habeator. 
IL Qnod de ptis. gestis martyrum scriptum quascunque undequa- 
que Bomam allatas examinare, et illis, cum opus fuerit, in cu- 
ria recognosci facere per habentis notas maaus, et stgilla in 
eadem curia repertos. 
III. Quod quarumcunque scripturarum ad martyrum gesta pertinen- 
tium, quae ad ejus manus perveniens, transumpta conficere, ilias- 
que autbenticare possit, et valeat, transumptisqne ptis. ab eo 
subscriptis, et suhsignatis plena fides, sicut originalibns, penes 
ipsum existentibus adhibeatur *).« 

Dies ist im Wesentlichen noch heute die Stellung und Beschäf- 
tigung des Protonotars der Propaganda 2 ). Ausser diesem sind noch 
andere Mitglieder als Consultoren thätig, zwar nicht als Protonotare, 
sondern Kraft specieller Berufung. Daher finden wir auch in dem 
Annuario Pontificio nur den Protonotar der Propaganda als Protonotar 
aufgeführt, wogegen diejenigen Protonotare, welche Consultoren sind, 
mit dorn blossen Namen erwähnt sind 3 ). Der Secrefcär der Congre- 
gation wird im Verhinderungsfälle gewöhnlieh durch «inen Proto- 
notar vertreten 4 ). 

Wie wir. sehen, sind die Functionen der beiden bei genannten 
Congregationen angestellten Protonotare einander sehr ähnlich. Der 
einzige Unterschied besteht eigentlich blos darin, dass der Protonotar 
der Ritus-Congregation seine Geschäfte durch den Notar derselben, 
allerdings unter seiner Leitung und Aufsicht, besorgen lässt. Daher 
ist ihm auch derselbe in dieser Beziehung — »in hoc actu« — unter- 
geordnet, und haben die von letzteren verfaßten Protocolle nur 
Gültigkeit und Glaubwürdigkeit, wenn sie vom Protonotar unter- 
schrieben sind. In der Propaganda tritt dagegen der designirte Pro- 
tonotar selbst thätig und verhandelnd mit den Zeugen auf. Er lie- 
fert der Bitus-Congregation erst daß Material zu den Canonisations- 
Processen. 

Schliesslich ist noch zu bemerken, dass, wenn auch in beiden 
Congregationen nur ein Protonotar ein Amt bekleidet, das Becht 



1) Moroni a. a. 0. Bd. 56. S. 9. Anal, jur. Pöntif* a. a. 0. Ban- 
gen a. a. 0. S. 264. 

2) Annuario Pontificio 1866. S. 304. „Tkomassetti, protonoiario apo- 
sfolico." 

3) Ebendas. S. 306. 308. 314. 315. 316. 318. 322. 334. 335. 339. 

4) Anal jur. Pontif. a. a. 0. cot. 694. n. 10.. Moroni a, a r .0, 
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dura doch dem ganzen Oollegium zusteht und nur im Nätaen desselben 
von diesem Einen ausgeübt irird 1 ). 
4 S. 8. 4) Von Gregor XVI. (1838) bis zur Gegenwart. 

In dieser Periode sind besonders zwei Gesetze au erwähnen, 
weiche 3peciell den Protonotaren < gewidmet und in Bezog auf die 
beiden näher betrachteten. Constitutionen Sixtus V. erlassen -sind. 
Das eine rührt von Gregor XVL?) her und derogirt die oonrtt 
»Roman. Pontif.,« das andere von Pias IX. 3 ) und derogirt, wenigster* 
zum Theil, die const. »Laudabilis seäis.« Einige Veränderungen in 
Betreff der Einkünfte hatte, wie schon oben erörtert, Pius VII. vor- 
genommen, • •*' ' ;••.•"; 

Zur Zeit Gregor'» XVI. war das Collegiüm der Protenotate bis 
auf Ein Mitglied ausgestorben und drohte daher bald gana zu ta- 
uschen'). Dies suchte, wie einst Julius I. bei ähnlicher Veranlassung, 
Gregor XVI. zu verhindern, Er erliess die genannte Constitution 
»Neminem certe latet« und reconstruirte das Collegiüm. Es ist 
daher nicht unangemessen, wie Clemens I. den 'ersten, Julius L den 
zweiten, so Gregor XVL den dritten Gründer des Protonotariats zu 
nennen, und .ebenso wie voudeii beregten Päpsten, so auch von ihm 
eine neue . Periode zu datiren. Ausserdem bestimmte jenes Gesetz, 
dass das Collegiüm fortan nicht mehr 1 aus zwölf, sondern wie ur- 
sprunglich nur » aus sioben Mitgliedern bestehen sollte. * Dadurch 
wurde die const. »Romaiius Pontif.« von Sixtus V« aufgehoben 5 ). Alle 

1) Auch in dieser Periode erscheinen sie nebenbei noch als Verfertiger von 
Urkunden Ober Be'cbtsgeschifte*, sie nelraien die Acte freiwfrtiger Gerichtsbarkeit 
zwischen hochgestellten Personen auf; So wdlgirte und * beglaubigte unter Cle- 
mens XML der protonotartys participans Bafbefini, der nacbhefige Pfcpst Urbaa VIU. 
die pacta dotalia bei der Ehestblipsung der österreichischen £r#)ejzQgin Marga- 
retha mit Philipp III., König' von Spanien; ebenso die instrumenta' sponsalia zwi- 
schen einem österreichischen Erzherzog und einet* spanischen Prinzessin Isabella. 
Moroni a. a. 0. Bd. 56. S. S. Anall jur. Porify. A. a.'Ö, Cöh' 696. n. 15. 
Faber a. a. 0. S. 107. ; • l 

2) Const. „Neminem certe laftt 11 . vom t ß. Februar } 83$, , ; v 

. ä) Coi^st. ^Quamvis pecuiiarea" vom ,fi|. Februar 185a, .peide Gesetze sind 
bis jetzt in keinem Bullarium zu ßndgiv, da keines gprselbej» bis. in. die JfeiJ, ihrer 
Publikation, reicht. . Ich. habe mir den Text direct aus/der apostpiisiheq JUmiue,r 
kommen und im Anbang unter Nr. II. beziehungsweise III. abdrucken lassen. ^ . 
. 4) Anb. II. , „ ,•■.., 

5) „Sixii V. Constitution! Deroganies, qua praescriptum est Cpflegium Pro«; 
tonota^omm : ApoMoliroriimp(rüfipanaiw duodeqim ^pnOfa-i, nuj^ero, idepa ipsum 
CoUegium ad primaevam ejus Jnstiiatjonem revocam<i&; ideoque, pra/edpimus, ut 
poslhac septera taDtummod^ constetviris, qu{ et !ai*4e ■ virtutum *$ exkpiis ,fp> 
rem et Sacram et publicam meritis probatissiini, a Npbis* et a Romanis Poqtiöuk 
bus Succeasoribus Nostris erant ad legendi."* Anh. IL ^ 

Archiv flr KlrdMombt. XX. ]5 



&8ß , . Micke/ Me aposlolisolwa Protoatfare. s ■ 

Hechte and Privilegien, weicht den ftrotonotaren von Sixt»?. ver- 
liehen und zur Zeit von ihnen besessen wurden, sollten ihnen ver- 
bleiben. 

- Diese .nett geregselten Verhältnisse erhielten steh ohne Aenüerung 
faii auf den gegenwärtigen Papst Pias HL Durch die .eonsi »Quam- 
vis. peeutiatras« vom 9. Februar 1853*) wurden diese $eehte und 
Privilegien vielfach beschränkt anÖ die Beetärnranngen Siitua V. mm 
Theil ausser Kraft gesetzt, iüöofeni dies nicht schon von ürtan Vltl. 
und Benedict XIV. geschehen war. 
i Dufch jene Constitutwta wwde Folgendes verordnet: 

1. Das Recht der Protonotare, Doctoren der Philosophie, Medicin 
and der Übrigen Pacultäten zu protoofiren wird aaggehoben ?) ; 

2. dagegen bleibt ihnen das Beoht* alljährlich vieör Persaadnim 
. .< Döctorea der Theologie und vier zu Doctoren &t Rechte zu 
. promoviren 3 ). Dabei sollte sie aber an folgende Bedingungen 

gebunden s*ün « < ■ •• ■ u '• 

ä) nifissen die Candidäten in der Stadt gegenwärtig sein 4) ; 

b) rnuss ehi Examen vorhergehen, das vori wenigstens fünf Pro* 
tonotaren, derep Zahl im Behinderungsfalle ddrch Zuziehung 

•* von Professoren des archigymnasiain romanum Vervollstän- 
digt werden kann, abzuhalten ist & ); ,.:«,: : -;:. ; ' i' 

b) : bei dem Examen selbst sind die von Lee XIL in der cona^ 
yQuoid divina sapientia« gegebenen Vorschriften zu beobach* 

. ^'jij.'.'vpr.idpr eigentlichen Prow^tjion mus«effi4^nJ P^4^.b4S^fQ 
..-.,. der Nichtigkeit die Namen der Doetoranden geaannt' w-ewten; 
1 ' •)•» ist die Ooftgreg; & B. W CarditfaKum studife n*o*e*aBCKs 
~ ^ ' praejlbsita Von jeder Promotion " : in Kenntriiss 2tl setsien;\ 
7 ausserdem muss die Bestimniu^g, >ut ad norpiam praef^tae 
r! V ^aoi^stittttionis ßeaedicti XIV. 7 ) nota, nögitus,.pirpi»ot\Qftuai 

1) Anh. in. » '• •' ' ,A ' 

2) $. 3. der «tonst. ;,fc*tid. ; sed. 4 * dadurch aufgehoben. • » - 
&jrsdu«ri in dhfcni 'Jatite ^ieht'W viel IProöimioti^n ^(ftmtieii, so darf 

die* ntieht iti dem nächsten nachgeholt werten;' Dtes j War • bereif fs'srtion Von &e- 
äittmv. angeordnet. Cdnst. „InteK conspicäos" f. 26. (opfr omm a; i; Di 
S. 4M:). ••«••• - - ;5 ' •• •■ • • ■ ■' -■' ' - ,i: v"- •" »■ ;" ; ' ' : l ' h "" 

4) Ebenfalls schon von Benedict XIV. bestimmt, vgl. ; a. W o: *§§. 23. 

24. £.4*4, 415. I " '- : ' -"- : • , "•' !si '"•' : 

"• ''-:■ 5) &b<m theütfefc^aMA Benedict XIV. tt a. MS: i ! fcS. ,5 an&todrte^;. , 
* 85 Bwlhi Rom. conHtiunt. a. *. •&.' BtT. 16. S. $3/ €öhsi. ! ;,ff**d diV. 
*ap.«w<ir 28. Ä*#ist 13*4. Es kbmmeHrhtef Hi »etftdit die ff; "18; ri.m, 
2W,f."20. n. 220 feg. $. 21; tt; 2» !&#'• '"• • ,,,l "' : - • : *- ' :>: '' •' ' ;;f ' v -'' •"' ' ' • 

7) Benedict XIV. a. av CK §. 2«f. Vgl!' B. 214. dtestf ÄbliatidHnigl 
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nooiinibns, 4t cognominibus iiifra mensem a die cnjuelibet 
prometionts cwraputandtn« ad Archivium urbanura per Secre- 
tariom Colkgii ejusdem, Tel per ipsos promotos defebfttur, 
ac postqaam ejüsmodi nota ad Archivium praedictum delata 
' - sit, promotns ad lanream dodbofalem pro legitime prometo 
baberi debeat aä quosvis juris effectus, alias docteratus nul- 
his sit atque irritras* nee promoto ulla ratione suffiragetur,« 
befolgt werden *). 

3. Das dem Collegium durch Sixtus V. zugestandene Recht, jähr- 
lich einen Titular-Protonotar zu ernennen 9 ), darf es jetzt nur 
«otisnlto papa ausüben. Dieser Protonotar ist »mere titularist 
uftflntefat ad instar, ist »absque exemtionibus et privilegiisty« 
Die Befagniss, Notare und Tabellionen zu wählen, wird . ihnen 

• gänzlich generimen 4 ). 

4. Wird der §i 6. der const. »Landab, sed.« von Sixtos V. sufge* 
1 heben, der ihnen das Recht verliehen hatte, uneheliche Kinder 

zu legitimiren 5 ). ' 

5. Ebenso igt ihnen nicht mehr gestattet, Waffen zu tragen 6 )* 

e* Wird ihre 'Exemtion von der Jurisdiction des Ordinarius aus- 

• drflcfeMch anerkannt') 5 

7a Ach das »Privilegium altaris portatilis* bestätigt, dessen Aw- 
Übung aber an gewisse Bedingungen gekhflpft«). 
IL Bk ProttWt^li nöÄ ptrtitlpotw. 
■ '•§.§; Iifi AlTgiemetaen. 
■ • Mit diesem Namen bezeichnet man alle diejenigen Ptotoaotare, 
die ausser den in Rom befindlichen sieben noch existiren. Oft heissen 
Sie auch «xträordinarit im Gegensatz zu den oirdiuarii, den Mitglie- 
dern des Collegiums; ferner honorarii oder titulares 9 ), weil sie kein 
officium haben. "■ 

Schon frühzeitig pflegten die Päpste gewissen verdienten Per- 



1) Anh. III. 

2) Const. „Laudab. sed." * .11. Vgl. fi»> 218. dieser Abhartl, 

•) Pius V1L «onsl; „eum tonunterr 4 venv 13; December 1118. Bull. 
Rom. contin. a. a. 0. Bd. 15. S. 141. f. 5. n. 11. 

4) §. 4. der const. „LaM* betf." dadtfeh derogirti Vgl. & 214, dieser Abb. 

5) Vgl. das Nähere S. 215. dieser Abk. ^ s 

6) f. 11. der const. „Laudab. sed/' dadurch aufgehoben. Vgl. S. 217. 
7> Bereif \\m |. ifc.j. a. 0. von Siilas V k vertieften» Vgl. S. 817. 

8) |. 22. a.ia. 0^ S. 21* üeber die Bediagangen siehe const. „Quamvis 
peculiares" a. f. (Anh. \1IL), » / • • » 

- 9) Heule versteht man iJaruaier eine besondere Gattübg der Ehren- 
Protonolare. 

15* 
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soften den Titel eines apostolischen Protounfeuffi zu yerieihen. Gewöhn- 
lich nimmt man als Zeit der Entstehung dieser Gewohnheit das 
gwöifte und dreizehnte, einige sogar erst dasvieiföhuto Jahrhundert 
« *). Unzweifelhaft sind aber beide Angaben uuriehttg, und Mit 
diese Sitte in den Anfang des zehnten Jahrhunderten Von Leo V. 
(903) wird uns nämlich, berichtet, dass er alle wriptorea apestolici zu 
»sui et notarii sedis apoetolicae« gemacht habe 3 ). . Ursprünglich übte 
der Papst dieses Ernennungsrecht allein aus, im Laute der. Zeit ver- 
lieh er ea auch Anderen, so t. B. Siitus V. dem Collegium der*Proto- 
netave selbst*). Ferner besassea es die in der Capelie des j Papstes 
assistiranden Bischöfe 4 ) v und die apostolischen Legaten und; Nuntien 5 ). 
Oft bedurfte es keiner besonderen Ernennung, da mit gewissen Aera- 
tem ulid DigftitÄten das Protanoteriafc schon /Tpn. selb?t<, verbunden 
war. So werden z. B. die canonici St. Job. de Laterano 6 )> 8t. Petri 7 ), 
und St. Marine : m£Üocis 8 )^basiUeae yaticanae *) «und such die Canonici 
mehrere* ajoisraärtigpn< Capitek *, B. in FJprew % mit Erlangung des 
Canonicats Protonotare 1I ). ,- r: - 

Zwischen t diesen vom Papst ,qud üden »ab inferioribua* oder 
*ratiauß offipii« ernannten Protonetaren bestand , ursprünglich kein 
weiterer Unterschied, als der eine, dass 4er JPf^rtOfiOter» welcher von 
eia$a Anderen als dem Papste; gewählt ntfrdöui.uad dein; Diplom 
verloren hatte, den Inhalt desselben wir durch .Zeugen, beweisen 
konnte, ein vom Paj & >mWPfäii ^WffiVlM gtoiebem Falle berech- 
tigt und verpflichtet war,,.deu Beweis .dujpch Extraction der »registra, 
quae in patatie Qdsunt,« zu fuhifen^),? Dieser Mofr formelle »nnd un- 



1) Anal. ijvm. r&ontäfi- a. a. 0. coK : 72*V m 4& .Maroni**, f. (►. 

Bd. w. & n. * ,, : ; .> ,„.. .■;...•! »'.;.! - -,;„• • • • 

2) Rotäe decis 70. I. 1. „Scriptores omnes pro tempore existentes 
feci^suos et sedis apostolicae notariqs." 

S) Vgl. oben. Die Formel, welche das CoHegitfm t>ei fernennangen zu ge- 
brauchen pflegte, siehe bei Faber a. a. 0. S. 11. $. 14. der const „Land, sed." 
S. 218. dieser Abb. . . ■••/ 

4) Corradtofy pmi» dfepentf. V.-6. b. 5i. .< •- . » - 

V /. ö) Faber b. aJ 0.tSmfe Di* FeMel *&. lt., Vgl Phülips t. a. 0. 
Bd. 6. S. 393. .. i ' . - ... r. . • •• 

:< • 6) Cohst PaidV Ilfaürom^d; »ettmbär 1584« < .. • i , . « - . 
7) Anal.jur. Pontif. a. a.Ö. cak 707.« ': ; ' «- , ' - c 
») Ebtaüas» . :• ••»., '.■ =..•;„«:,. >- \ 5 . .* • 

9) Dareh BeätiaiiMmgr: vonrSütas'lV« Ancd. -jiM. Pontifl *s a. 0. col. 
7Wtt«ui47. Äwed. ,A7V.<ä«*<uh)U), *. .a.Ol B4rl7/Sj>324. : " , 

10) Durch Indult Clemens Vfl. Anal jur. PoWHf.MJ*. D.r. 

i'.. 11) AnaLjut. P<mlif. a. a. 0.:cafc W. *T49.,JJforow£ aw »* Ot S. 22. 
12) Faber a. a. 0. S. 8. n. 5. / :u s i 
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bedeutende unterschied weiset indess schon auf den sich später zwischen 
den protoöoiarii ad instar und den protonaiarii titulares sich heraus- 
bildenden hin; •-.!•■•■ * 

.: Die Beehte und Privilegien der Ehrenprotonotare und der eigent- 
lichen Mitglieder des Collegiums waren in früherer Zeit gleich, mit 
der alteinigen Ausnahme, dass die erateren — wie ihr anderer Name 
»nori 1 participahtes« > schon sagt — an den Einkünften der lefeteren 
keinen Anüieil halten. 

Mit der Ernennung der Ehrenprotonotare wurde ein grosser 
Mfesbraruch getrieben: Es entstanden bald so viele t i* dass eich die 
Päpste zu wiederhdtwi Male», über dferen grosse Anzahl missbilligend 
aussprachen 1 ), und nach Massregeln suchten,, utn diesem UebeÜtahde 
abzuhelfen. So wurden später nur dm unmittelbar vom Papste ge- 
wählten Protoflölftran didBechte und Privilegien der Mitglieder dis 
Collegiums zugestanden, die der »ab inferieribuB* und >r*tione of- 
fieii 3 )* Ernannten erlitten mannigfache BeschiÄukuilgen. Dadurch 
theilteri sich die Ehrenprotonotare in zwei Olassen :• 

1. die protono&srii. ad instar, so genannt, weil ihr Privilegrain ein 
priwlegium ad »instar 'participantium ist, 

2. die protonotarii titularös im eigentlichen Sinne* 

Di* Zeit dieser Begebenheit ist sehr bestritten; Einige meinen, 
dass der bekannte. Baroniüs Runter Clemens VIIL 15D2— 160)5) der 
erste Protonotar ad instar gewesen sei 8 ). t 

Trotz der erwähnten Beschränkungen waren die Missbräuche 
noch nicht beseitigt. Die Brotonotare selbst waren es, > weicht ihre 
Privilegien in ungebührlicher Weise • ausdehnten und daher sehr oft 
zu Klagini Aiilass gaben. Besonders fühlten sich die Bischöfe lie^ 
schwert;* sie glaubten durch dienten Brotonotaren eiirgeröramteti und 
oft überschrittenen Bechte ihr Ansehen beeinträchtigt «nd' gefähr- 
det*)* Das Drängm der Verletaten Bischöfe nhd' die hftifigeh Ab- 
fragen an die Kitus-Congregation — denn meist botraf die' Sache 
rituelle Vtowhriften -^ .vdranlässteh Pius VII. und PiüsÖu<die Beotte 
und Privilegien bader Olassen vöniEhrenproionotaren gehäuf zu be- 
stimmen beziehungsweise vielfach zu begrenzen. 

1) Sixtus IV. (1471) c. an. X. vafc. fetönmafl.Vte efeagä «eV'fftce (l, 9.). 
Conc. provinciale de Sevfll* 1512. ei " 44T. (Anal jur. Pöntif. ff. a; S. col. 726. 
n. 100. Bened. XIV. de synodo dioeees.a. a. 0."Bfc ;J 1.S. 270. Bcneti. XIV. 
const. „Quamvis paterna. 4 ' (Opp. öihn.*. k.^.^fo t5/ $: 9ii) : * 

2) Ueber die Versetzung dieser in die Clas&" dir pnftotiotarif ad instar 
siehe wetofr ünttto, ' J ' ,; *•' ,! ' "' ■ ' ' -^ '•• ■ *'' r *' M * "' 

8) Anal. jur. PtmUf. a; a/ö. col. 4t>6. ü.' 45. f Moroni a. a. 0. S. 8. 
4) Anal. jur. Pontif. a. a. 0. col. 71$ n. 89 fgg. col. 787*. n. 186 fgg. 
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|. 10. He profcHtftsrtt ad insto. ■? 
Auf diese bezieht rieh die bereits genante Oenstitnlmft Pias IX. *> 
Die Rechte, welche dieselben danach noch gemessen, und wie diesel- 
ben dem Ernennung« -Diplom jedes Mal beigefügt werten, sind 



>Privilegia Protonotariorum Apostoücornm ad instar partäcipan- 

tinm, ex BuHis ac Scripturis desnmpta, qmae in Arehivo eollegii 

Protonotariorum Apostolicorum de numero partitapanüum aah 

eervantur: 

I. Snnt familiäres Sununi Pontificis ac Praelati domestici 1 ), iba 

tarnen, ü jnrisdtetioni snbjicianturOiidinftriortHn^ • ' • ■ • 

II. Utuntur Rochetto, Cappa, ManteUetta et Mantellone i» eqn*- 

tatitffcibus Pontificalibns*). 

III. Lugubriä induunt vesthnebta in morte Pratüfo», tiolacea in 
assamptione successoris*). 

IV. In 1 equitattonibnsPoörtifioalibus imiuediate seqmlntur Episcopos 
solio assistentes, praeeedunt vero Episoopos solio hon adststen'- 

. tos, quia hihabent tantom modo manteUettami 
V. In capella Papali loenm habest post Eminentfe«imos Cardinales 

diaconos, scilieeh in parte posteriori^ 
VI- 8i in capella Papaii defiriant paarticipiuitdä, tocum et fnwetiones 
ipserum acciphüit, ita ut etiam privilegio gandeant öectendi in 
scamno Episcoporum, post ultimum, si tfnus tantamt sit Preto- 
ndtarifts. -' ■:■>■>••■ • : 

YM. EWm ürbem in solemnibttfl potetunt indbere omnia Ponbiticalia, 

habito tarnen; ordinarioruni consensu ^ 
Villi. Ia Urtle et ektra, cum ia collegiötis, turti in <jäthfedi»übüs ac 
pateiarchalibus, praeoedunt onmes canonicos ac dignitafces prae- 
ter Epissopds. . ; , > 
XI. So. quod 8int Protonotarai, sunt etiam referendttrii utriusqne 

signatarae*). 
X> Jus habent insuper ufcendi pileo^ Pbntifica4i ac senu-Pontiflcali, 
[ !^ordulis- floccisque $e casärelJo rosaceis r aericis etiam., oir- 



2) % 7. <|eryi0flwt* „Lwd. S«#.'* & 2W>. dPW*|AWi« . •!..:•• -w- i .•»•*•■! 
ajKfc 13. «. a. 0. FDMi*..JII,.& ;U7, t i, «\; \ .»'»»." 

4) S.. 51. 52, $'«,* M- *. -O.-Ä.aW, •• ...::- •■■>* -.i «.,.'9 . / - 

|) a |)ß..a «, , 0. S. 21S, ; .», .: ...,•>!,' "... :i.- . - .' ' *i r.'i J ' . 

6) $. 18. der const. „Land, sed. S. 218. n. 6. dieser Abb. ktf\<L tae^ Kr», i, 
7J) $. 21.> jl e. mit Anh. III & ,219.. dljw A&ta ,.; .\ u , ; . ; 
SJ fc lft.a. * O.S. £18. 2«f«fc . 
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eurawaato; et iferunt quetidiaüum pi)eum cw» eordftlip ip&ps 



XL Habent iaduitum privaüor^torii f ab 0»diBario ™itamdi atqfte 
approbaiidi, iü quo diebus etiani solemnioribus i& cotoangviAe»- 
rami^t affiadam seeum eohafcitantium, neeaoa femul^cum suo- 
,rup praeseetia aussam vel per se oelebrafle, yel per quemcttw- 
que sacerdoieo* , ßaeoüjarem vel cujusviö ' ordinis . regulaxom rite 
. protJatu[ip ^oelQlxrate faeerö libere poeaint et valeamt 1 )- 
XII. In eodem oratorio fruuntur stationibus eutn indulg^ötii« q«W 

lucrafiturinUrbe, visitando stationales ecclesias. * ' 
XIII 4-bseötö Pmt^notario^ in ipso ontotio . licet, eetekuare itissam, 
•-., dummodo aliquis de aupradictia w $*ticul<) uudecimo ait prae- 
sens et dummodo ipse Protonotarius domicilium noß permuta- 
!.:«-; ^ecity aqt hoo oratorii privdlegiö **ti ;veEfc ftliitficfo .; 
XIV. Jus habeut testandi ac disponeudi iater viyos asque ad diroatoÄ 
5. ., auri. cwnerae biö' 5 niiUe 2 )» : , -: ; ;: : '! .■»; , < :.\ •.. w 
: « * m^ Ex 3fcretaria coll^gii Pj^oöÄtariorum Apoetölic<>rum; de nuh 
mero pmticipantiuuv die: . % - «•« Ni N. ^cwtarius cöllegii;« ' i ..»-• 
Der Tenor eines solchen Ernennungsdecretes lautet wid folgt: \ 

• ••" l *' i ' J,; " * : ■' ! Rts-tiP. IX. '' '"*'•< . ... ' s •• 

1 r ; »DÜeete -Mit, satttem et' Aj^ocftolKkU miMiMoAM: 1 Gm 
rftrolr ö(jtclfesftisti6ds Vitfc , 'doctrifaaqtrö nrfnisteHüm qtiöd' gfctiifitettir-* 
nantes praecipua benevolentia proseqüimur, tum m pro re ac Itied 
ifr öigaifldätioüeto pröpensale Wosttfäe hrohintatis aliqtiem lioiwiiem de- 
feririW'fcd ^räeiüittm itc(üfe itfeitata^tum • titttttis.' r ffam V wo ÜA& 
certo Nobis testimoniö constÄbVit, te; Öilecte flu, in 6b ntttn&o esse, 
quippe et vitae morum, ac religionis exemplo Sacerdotale munus ap- 
primV tüerls/ ac ^cieritiä jlraeclara rertim; äacräirum iÖud id^m 1 ador- 
nas, Ideo tecuu? f ut gupra f „|dpere constituimüs. Peculfori. ergo ho- 
nore te augere voieafces, et ä jpftiisri* excoam^unicationis , -auepenr 
sromst et interdicti, aliisque eöelesiaatocisf öfcntentits, censuris, et poema 
qbovfe itfodovel quävis de feauöÄ latis, 'si ^iia& ; forte inctft^erÖ, 4 !it^^ 
tantum rei gratia absolventes ac äbsolttttiiü foref censentes Äucto^ftkfa 
Uostr^i.Apostoli^aPraesentibus lateijs t^5 Protonot^rium Apo^licum ad 
ifittW pArMdpantwHüöOÄ Unw» ^.uui^ro parttöpautku» oumK>nwnkfra 
et •sohgolfapprivilegiis, 1 htfnoritous, ' & x^aerogativis^adeiiröiuiieiTfa^iVeftiö^ 
jtttta nüßeitiriiäW GJWstlttftSöiiriiri feä öetfe'aNofels^dftaffl^l-VöWWM 

ir /-. .!• i .!•.?;- . .-... ."•■ •» •*'-. 

1) Anh. HI. ' :.« » .f. ^ V.-m\ .. ''-.i -.,: — " - ; •" •: 
. .v-fc)*. I«. M, 01 a*'&»«ai7v!< • m ■': fr ;«mi :*'; .' '• :* '•/ / 

3) „Quamvis pecullares»' 4 Anh. 11L .: ; i • .^ **.:. 
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atttetn, uti prius^sara incipi&s hojus concessiönis benefido perfrui, in ma- 
nibtts alicujus personae in ecclesiastica dignitate constitutaeprofessionem 
fldei juxfca articulos pridetfi ab hac Apostolica Sede propositos, acsolito 
te obligss Melitatis debitae juramentö ')• Non obetantibi» Cönstttutioni- 
bus et Sa*tttwtiibu« Apostolicis, aliis quibuavis etiam jüramento con- 
firaaaiione Apostolica ät quavis firmitate alia roberatis fetattitis et 
eonsuetadiiiilräs, caeterisque contrarias quibusoumque. 

Datum Romae apud S. Fetrum sub Annulo Piscatoris die . . . . . 
Pctyfcificatus Nöstri Anno ..".... ■' " ' ' 

L. S. •; V. Cairdinaüs . 

ftegistratum fuit in Archivio Collegii IHosfcrfesimorum ApostoH- 
coruro de Num^o Participantium sub die .... — N. N. Secre- 

Nach demAnnuaHo Pontiticio betrug im Jahre 1866 : die Zahl 
def Rrötcmofawe ad instar 153 *); 

Wie Artikel IX. der Privilegien besagt, und schon erörtert wor- 
den, sind die Protoobtare, sowohl • die pärticipantes als die ad instar, 
zugleich referenäarii ntriusque signaturae 3 ). AK solche haben sie 
folgende Rächte j . 

1) Können sie nicht Mos. das Wapjwn Farnese führen beziehungs- 
weise ihrem ; FwüJiÄQwa^i^ oinfögen lassen sondern durfcn auch 
vermöge 4er Bulle »Quem ad jnodujri« vop Sixtua V. 4 > in ibpc Fawüiepr 
^fjjpen dsjs des Papstes au^ehwpu* 

... :2),$abeu sie den voUptodigWi w® Pontificaliwp^ JNötohBing! 
Hirtenatab^ f; ^nd körnen, wenn, sie Abteien in Cororaende haben, in 
(üesendie.^nae Benedictwn' obn^ Weitar^, erteilen. 



t» 



i^ Ueber.das Ceferoonieil, unter welchem den Protonotaren ad instar die 
Insignien übergeben werden, siehe Bouix, tract. de Curia Romana S. 684,, wo 
auch die Eidesformel mitgetheilt ist. Dass die' Protonetäre schon frühzeitig ver- 
eidet würden, berichtet PapfctGegor I., to'dfeii *r vor efoter Sendung einen nota- 
rins.opostoUeae; sedis auf ddii Eid ;v«*weJst>: de» er „apud sacratisstamm corpus 
benU Fetri ^astoli a g^leis^t JifiUe. Greg. M. e\>. üb, XIII. ipd. VI. e* 34, 
($igiie.*,.fi. 0. Bd. 77. coj. 1285, .^ ,1241). , ,.\. 

,% 2)>,357;fgg. t t ;/" ; ; / t . „ ..*,..,'•' 

1 !i 3)l'Jedef Pi i oibhotar r muss' d'r 1 . ütr. iftr. sein, weil er Prälat ist und zur 
Vftfkttn m Dofefdwft gereritert' wlW, Lekerw hatte Alexander Vllf. Hn flatus 
iöfr^dufcb. die Coastltolion -„Iijteu'^etpna«" mtitonlnet. Schon -vorher rbmtre 
Si^fjjy./aHpBrwoyi^ea Prqtowtafe zu rq%ß^«fii; utr.s^a^gpwcht., ifta; 
also seit Alex. VII. alle Protonotare Doctoren sein müssen, folgt, dass' sie auch 
alle refer, utr. sign. sind. Vgl. S. 211. 

4) Vom 22. September 1586. Bull. R. a. a. 0. Bd. 2. 

5) Vgl. Art. VIF. X. der obigen Privilegien ;« »äusserten! f. 21. der const. 
„Laud. sed." S. 219. dieser Abb. f . ■ » ••» ; 
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3) Habeta sie ausnahmsweise das Recht der gratiae etspectativae, 
der plöralUag benefieiorum r auch einschliesslich 4er Präbenden. Die 
Eigenschaft einer bestimmten Nationalität, falls sie iür Beneficien 
oder Probenden erforderlich wäre, kann ihnen nicht entgegenstehen. 
Sie können die Früchte der Beneficien beziehen* auch wenn sie wegen 
Stadien abwesend sind; können sich in persönlichen und Curatbene- 
ficien durch, Andere vertreten lassen und haben sogar das Recht, 
selbst Beneficien zu verleiben, 

4) Besitzen sie das Indult, sich einen approbirten Beichtvater 
erwählen zu können, dem der Papst eo ipso die Facultät verleiht, 
sie von 'allen mit Ausnahme von fänf dem heiligen Stuhle reservirtyn 
F&Uett zu abeelviren, sie ferner , loszusprechen von den eanonischen 
Cessuren, wenn sie in solche gefallen wären, und ihre Gelübde in 
andere fromme Werke zu verwandeln. 

5) Können sie vor Tagesanbruch Messe lesen und aiwh in ihrer 
Gegenwart lesen lassen. . , 

6) Können sie in den verbotenen Zeiten nach dem fiatbe ihres 
Arztes fleisch essen; <. 

7) Sind sie betagt, ober ihre beweglichen und unbeweglichen 
Vermögensstueke, welche sie erworben haben, zu disponiren*)/ 

. 8) Sind sie an die Iteihenfolge ,der estnischen Tftgmteu nicht 
gebunden. : 

9) Können sie Beneficien resigniren und vertauschen. 
Ausser vorstehenden Privilegien besitzen sie als referendafii 
utr. Signatare noch diejenigen yoiroebte* die ihnen Papst Paul III. 
in seiner Bolle »Debita consideratiane« vom 30. Juli. 1540 einge- 
räumt hat*). i 

$.11. Die eigentlichen THular-PrQtOBOtajtf, 
Die Rechte und Privilegien , welche , denselben heut notjh ,;/Ur 
kommen, sind von Pius VII. durch die Bulle »Cum jnnumeri« vom 
15. Decpmber 1818 folgendermassen festgestellt worden 3 ): ... 
I. »Igitur jus erit protonotariis . titularibus extra urbeip. dijmtaxat, 
}! et quan^o eo loci, ubi degunt, non adsit suminus poptifes, 
: uti ha,bitu pjael&titio, videlicet veste talarj, et paljialo nuncupato 
mantelletto nigri coloris. ..-,.,, 

1) Vfci. Art. XIV. der obigen Prhfleglen; and f. 12. der eonst. „Land, stof." 
S. 217; dkser AWh. ,i » . » ». - 

\T> Bull, M. a; a, 0. B^ 2. Vollständig zusammengestellt, ipel Buona- 
cprßi, del protonotariato; S. 43 fgg. S. 32. Moroni a. a. Q* 3. v. referendario; 
Archiv für Kirchenrecht XV11I, 160. ' 

3) Bull. Rom. contiri. a. a. 0. Bd. 15. S. 143 fgg. Anal. für. Pontif. 
a. a. 0. col. 739 ftg. 
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IL Eo habitu praelartio irigri Colons cum roctetto sabtud ^«flliolum 
uti poterunt protonotarii in pubüete tapftttisttotibn*, düsqtrö 
ecclesiae fanctionibus; in reliquis vero rodhettam ditoittant, 
simtilqne sciant sese, licet forte, {Ares insinral coiwehiant, 
non exinde cönstituere collegium, nee oorporatos censeri. 

III: Usgs eollarta, et criigtmm coloris riolacei omnine interdidtur, 
item et vitta seu cordala in pileo oolorfe riolaoei, seu etiam, 
quo nonnnllorum audacia erupit, roeacei, alt rubei, quaö toigri 
dumtäx&t coloris esse poterunt: ejusdera eokrrid sit pariter 
pilemn Cum lemnisciB stemmatibus imponend«m. •■ •• ■■ - ; 

IV. ProtonOtarii tittilares, qui digmtate aiit oatioriimtu ^tiuotur, 
babitam gestent sui ordinis, non vero praelatitferä to ctoro, 
eoque consideant -in loco, qttem ex ; beneffcio-eoß deceat: qood 
si habitu praelatitio uti velint, distribtitfomtus quotidianis pri- 
' vtoitorr, quae sodalibus acciteac&hfc - 
V. Habitu praelatitio induti omnibus cleriois, riaeerdotitroe sim- 
pllcibtis, et etiam canonicispTäeferendi'sunt singuhttim stttnptis, 
non vero in collegium coeuntibus. Neutiquttn etiam prtieferen* 
dos" se esse arbitfentur, ant apostolteig ! ötttoeiis; aUtutdusque 
sighättitae referöndariis,' aliisve et Romanae euriäe, praesüftbus^ 

' : ' öflattisi nullutn et sui nranertaliitögnHjüs ii g«rte*t, titnnri*odo de 
ipsorum gradu non lateat, item nee antecellant vicariis generali- 
bus, atit capitularibufc, aut abbatibtts. • ' :: ••>!••• 

Tl. Sacrum operantes asimplieibub saderÄotifeuö minima dlfiferunt; 

1 idetreo saferas vesfees inä&Ätrtiü sa^arioyuno tentuM t^ist^ 

utantur^ ipsique calicem de^örant, detegänt; ; eooperiknt: ; item 

libri missarum folia evolvant ; vetantur praeterea palitaatoÜa»*, 

canonem, annulüm, pileölum atfhibere. '" m 

VII. Quäncfo adfctaht ad sacrä cum habitu; praelatitio itöh genuflec- 
tant, sed cäpüt inclinebt, uti in inore est apW canbnieos ' cäffie- 
dralium: dtfpli dnetu thurificentur? consideant vdro iti Ibco 1 per 
fcäefeiöomale Eipiscopörum constitutö; • '"' l "" l ^ 

VIII. Cönficere possunt acta de causis beati^^caLtioni8, , et caatonizatio- 
riis servörumDei: quo tarnen privilegio uti nefyuääW'sfeo loci 
alter sit e protonotariis partieipantitius. ' ! * • ' 

IX. item rite eligantir in coneerTatores or#mm wgularwn , in 
judices synodales, in commissarios apostolicos, 4 * ebjmäice^ ä 

Xx%s ' stimmo püntiflcSadädsceiidöä "pro caüsis ecclesifeti$s; Wbene- 

fiöiariisl Item apudipsos professionem fidei fecte emlttuni,7qui 

v ex officio ad eamdem adflfringu&tur. It$m c v eram f psis. pe^siones 

transferri possunt ab iis, qui eo gaudent priyilepo.^ ; .■ • «^ - 
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X. Benefieia eertim, qui protonotariatuin titukiftm pctt apostolfcaft 
hteraa, vet per cBploroa collegii pröttactiarioran participantram 
assequtiti sunt, nonnfei ab ajxtttolica Sede confahri ptawnt 
XL In ctvilibds negotiis, neo noh in criminalibos, atque in vitae 
dfeeiplinfe, ordinariis locörum obnoxios plane de esse noverint, 
nüMaque ratione ab ipsorum jurisdictione libefos se ctatim* 
msoaatur. • 

XII. Etei Babitom praektitium hon gestenty gauderit tarnen pfhäügiei 
foriy ämmofofö* habitä, et toneura incfedani '■ '■"'•• 

XIJtL FstatiBatibusi päpae mimnaJe accenserrtui-, cum hoc prtvüegio 
gn«de«nt prcrtoöDtatii dtorotaxafc ei.partiripäntifcrä,'' Hrrt Bdmaiia« 
curiae praelati, qui ex pontificis benignitaÜe iisdem aeqnipa^. 
rsQtnr*, . -» , »;• ,-..,. : *, ,: >5 .. • 

XIV. Quae hie pqrcensentur pirivUegi^ easuuji, fljübuft4wptawt pror 
tonotarii titulares donatos se sciant^, qua ^ecus &Q^e, ; alüsque, 
praeter memorata privilegiis ac juribus uti auserint, si ab ordi- 
nario, tamquam ab apostolica Sede delegato, semel, et bis ad- 
moniti hon paruerint r *o ipso* privates delato honore se sciant. 

XV. Tandem qui prot<taotariatu titulari donati sint, yel per aposto- 

licäs Kterasr, Vel alio legitütfddiplomäte, üequeaht uti ipsius 

: jtaribüs ad Mjtisce decreti praeititutüm ribüstabilitis, riisi alrfteaV 

" Tfel aposicäkm'Hta^^'fiA^'äijploiiiaf ipsutö fti officio seCfeiärii 

collegii ptfötonotarioruiii 8e ntmierb participaütiiim exhibtierint, 

qui in codiceiri referat nömehy bognomen, aetatem, patiiam,. 

; qualitatds iiovi prötonotafii titülaris, ac praetereä diem äd quam, 

• velbret«, velcHplöirtadatum est. 

1 '" llieto j^rröpifo^^ iii seöretaria proto- 

nötariorum participantiuni recogfaitüm exhibeafnt örÄifiano, äpud' 
queitf, v# äpud aliäm personäm iö ecclesiastica (ügnitäie ööifsti- 
ttitam fidei profesSioHem, etfidelitatfejüraineiitum etmttant. ' r 
■"' Qüibus peraette fas ipsis Wi habiiatt sui gradus induere( 
offidfuni töiierfe, , ' titi privilegiis, honoritas, praerogatms , quo- 
kmnottlä' ? typis , imprtss(a, et ab ailiquo ex pi^of oncitäffis par- 
tieipantibus subscripta, et obsignäta iisdtem tradfettlf i 1 iie l quid! 
adversus haec decreta, ex ipsorum ignoratione peragi contingai. 
Quare tum literae apostolicae in forma brevis, twjn jdiplQmata, 
, ,qpit|us prot^iiQ^rii titula^es creantur,. cpnpiwapda erjmtjuxta 
hujusce decreti sententiam, ne» «qua ibidein «ak ee aliena'desori- 
bantur.« ^ . < ,. : » ., • .„•■ 

Die bereits oben erwähnte Veranlagung t ,»u .vorstehendem Ge- 
setz, nämlich die Ueberhebung der Titular-Protonotare , sowie den 
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Zweek desselben, ihre Privilegien zu beschrftaken, kann man in jedem 
Worte lesen. Pkcs VII. fahrt ihnen eigentlich aur Alles das vor, 
was sie nicht thm dürfen; er zählt gewissenna&en dtevon ihnen 
gemachten Prätentionen auf, um sie in Zukunft auf das Strengste zu 
verbieten, so z. B. ganz besonders in Art XI. XIV. Die etwa noch 
vertreibenden Vorrechte sind sehr unbedeutend und deren Augübung 
ist mit allerhand nachtheiligen Folgen verbunden 1 ). Ausserdem ist 
heutzutage die Zahl der zu ernennenden und existirenden Titulär-Pro- 
tonotare sehr gering« ; Diejenigen , 'wefahfe früher »mtione officiic 
dieaeh Titel hatten (vgl. oben), sind bereits voivPius VIL in der n&h* 
Ikhen Constitution »Cum innumeri* wMr i diö Fnttonotare ; ad instar 
aufgenommen worden*). ; i .» 

Endlich hat der gegenwärtige Papst Pius IX. die frühere Sitte» 
in jeder Diöcese einen Titular-Ptbtonötar zu wählen, abgeschafft und 
nur die Ernennung eines notarius apostolicus gestattet 3 ). 

. Hiermit hätten wir die totsten Schicksale der Protonotare be- 
trachtet,; jdie in dqr. E^leitupg,^g^eutete r Maimigfdtig)teit dersel- 
ben bat sieb bis in unsere Tags fortgepflanzt. Fragen wi? nun zum 
Scbluss :n^ch dem Kesultate aller dieser Yargängß ti nach der Stellung, 
welche, sich die Protonotare nach dieser bewegten ujid veränderlichen 
Zeit errungen .haben, seist die Antwort im Allgemeinen <tebin abzu- 
geben, dass, sowie das Wort »Notar« im Laufe der Zeit seine Be- 
deutung,.^ auch dem ent^pf echend die Pr^Wnotare ihre Functionen 
veiräiniert h^cin, so dass ^t^es.wiedeirumdas bezeichnet, was die 
Protonotare heute sind. .Sie sind im mo^erAen Sinne des Wortes die 
ersten ^Sfqtare der Römischen Curie und somit der gaywejjL Kirche 4 ). 
Alle wichtigeren kirchlichen .A^te werden von- ihnen ^genommen; 
letztere ^ejniess^ji^ voy .dew.Hpruxn, eccie^iasticum. .0q*sßlt)qi; öffent« 
liehen Xjjaube*,. der den Urkunden der Heutigen werltlichei^ Notare 
vcpr.ijle^ foflipiisaecuj^re fceigfelpgt ist^ . ■ f .. 



: " # r i 8. der ctt. Constitution!' Vgl. Ättat jiif. TpnÜf. ä. a. : 0. eol. 703. 
n. 49. Moroni s. a:>0. fcd. SO. S. WA • f ; ■ 
3) Bangen a. a. 0. S. 62. 
: «O'-Ygl. S. 2*5. Not. f. diesier'AMi. ' > ' "' 
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.. ,„,,, .. i.,,.;. 4.*>4** .../i-.h»; - „i 

h Bocunwito aliquot qme ad Momani Ibntificis Notarios <et » 
Guriales pertinent. .. m-j ••» 

I. Hec sunt debita, consuetedinis et oeremome ex approtato 
Tnore antiquorum, , 

1. Iuprimis raenaa viceeancellarii et noiariorura cnonium uns 
erat 1 ) semel in die, in qua nullus, cujuscunque esset preemiuentie, 
conditionis status, audebat corneäere, nee dobebat T aki de summi 
pwttficia liceutia speciali : qui tenebantur, Omnibus/ alüs quibuseun- 
qjue abreviatoribus excloais, üttesas dubias eiamiaare de jure et de 
stilo, abreviatoribus advocatis. .-•;• ., • ■ .■?,..: 

2. ,C0H8«öYit etiaai -eaneellaria habere com»ußes senescalcum, 
coquufli *et hostiarium*. qui us^arabatui? de common! piiwwim v^lnnr 
tate, et nisi aliquid delinquerent, erautperpetui. : } ; ■: ■■/■■. i,,, 
.*, _ 3. Item oujniß $\ippell^ que pect^bat ad.meaöam etico^uinam, 
OWßwuru oaatribßtioue , eroebaiur* {quo portmoduiu tfaeta* inatilie, diete 
ipsorum officialibus debebatur. Et quando curia transferebatur de 
Iocq ad loeum, gumptihus caroere,papäüs portabatur. 

- •£. Iitem equitente d#mno papa per civitatem vel loeum vieinum, 
ienebafcur viceieanceUbarius sequi ipsum, -conoemitantibus siotariis öm- 
uibus v tanquam peouliaris et specialis femilia pape?); et debei vice- 
fifweeUariug < «et < deinde . notarii , audiior contradietarum ' et corrector 
sedere post presbiteEGs kardinales« qttando d^aus papa celebrat, ^ii- 
)>usctuwfue, prelati$ post aeÄentibus. 

5. Tenebatur etiam vicecanceltoriuö et aotarii antödkti asei- 
stere pape in camera ad exequenda mandata ejus ; cardinales autem, 
propter eorum status exoelleHtiara ., in consistwio et diversis offieiis. 

6. Consuevit etiam ultimus notariorum, qüaüdtf papa trariöfert 
se de loco ad locum, specialiter ipsum sequi, pro/ quo liospitia in 
itinere specialiter repryaptur, et pereipit partes omnium .abseiitium 

.7) Item üttllos officialitiiö eancellarie, quaädo «tc r egukriter, «ut 
pnedieitur, vurebatur, aüdebat y meditinom snmere, ve! sibi miüüeri 
sine vicecancellarii speciali licentia, faeüiter obtmenda. 



i) J)ies*. GewohnüeH dftyerte n»r &> fange, bis der*rkecan<»lla*ius aas 
der<?Z*ty der CaidipÄte ernannt an werde«: pflegte, Gomes a. a. 0; M. S. !d 
der ^eit«ia welcüw diese Boeaa»eate> eitstanden sind, war dies jdso noch ök&t 
der Jfali (13, Jahrb.). Dies Deweist auch Nr. 4* dess; doc IL, Wo 4er Yttecau- 
ceJUjius als, biaier den Ctrdmölejl siteend erw&faqt wifd.. * ■« 
., 2) >( VfK S, l^.ueu^eaer.Ahh. §. 8.;4ler.cow(> „LäW. aed.V S. ^l«u 
dieser Abb« und S. 162 fgg. ebendaselbst. >'•'!..' > ., i m 
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8. Item tenebantnr prelit&o*i*e§, simul auditore eontradicta- 
rora et correctow adjftnetie, vieitare domnum papam in natalia et 
resurrectionis dominice festivitatibus, et consueverunt bibere et come- 
dere speciee^um domno papa. Quibus etiam domins papa consuevit 
dare species grossas aromaticas propriis manibus habandantes. Et in 
istis featmtetibus conweveruatrecipere comwionera de maiibas pape 
immediate post diacooos sariinales *). 

IL Incipunit consuetudines ea&eellarie*}» 
• 1«. Gooroevermit itaque notarii ex erdmo leger« quaseonque pe- 
titiones coratn domno papa, -exceptio dignitatibus episcepataa», abba- 
tiarum et aliorum snperiornm. 

äi Item esoepta diapenßatwnibascfairaum^ su- 

^eriüflatrhutt pearaoiiaraim, quas legere noa debebant, proirt in pro« 
vinciali cancellarie plemttftKMwtiiieter, w» i ■»: 

3, item sokumnodo Ro4arii ooaBoe*«*unt *t debent filtere abre- 
viatores, et alii non, cujweunqaeipreetmBeRtie^ c<mdittoms et states 
fterint • ■ .. . . m ."' •••'-' : ' >< v " "'->"- *••»" ' ' 

4. Item iidem notarij sölqmmoife, veLeomm> abfetiatores, de 
ipsorum Mandates sigaare cenßueverunt^omnas aotfts et? griosaas pro- 
visioniua, et formas pa«pernm t etquaucanque iliae gratias etjuafci* 
tiara ty kontinentes;, ejb qoi seeus faceret, derogaret officio aotarie. fit 
ei sorte eardinahs aliqnfe gratiam aliquam impetoabat, mrttebat eam 
sab sigilto mio expedieaäatft ad aofcarhnn, quem Tolöbatt qur tfotarins 
scribebat in margine grosse mittende ad* c*/M*lteriamt »NtWlegv wt 
dominus ialis cardinalia mandav&c < 



; 1) V«i» Kote; 2. Ättf S. W. «dies« Afclfe unü äust&äm (>rd< rem. XL 
iMßhiUoii a. a. Q. S. 129.) ...*,. 

2) Hier wird der Geschäftsverkehr der Capcellei , in jener Zeit und die 
Tbftiigkeit der Protonotare insbesondere geschildert. Aas Nr. 1—4. geht hervor, 
dass der vteeeunceliarius mit den ProtonoUren noch die Functionen des späteren 
Datarius ausübte, dass also um diese Zeit das Datariat noch mit der rancelfel 
vereinigt war. <$. 194. dieser Abh.) Einige Sachen; die sfflie* dem Datarius zu- 
J^ej), sind atterttygs.auch jetzt p^p^wie, Nr. k^. besagt, 'von de? Caabetfei 
abgezweigt. - T , : t . ^ t .:,%.,. • 

S) Vgl. S. 204. dieser Abh. Ober die Stellvertretung der Protonotare durch 
die abbreviatores. 

4>Hier eben -die Pnotooolare die Geschäfte der apttefew Uttd Werfte noch 
bestellenden» reftreadarü unlusque afgoatüra© aus; ste> halten, wie letztet« beut 
noch,, dem Papste Ober alle Justte* and Gnadawactten mOodlieheii Vortrag und 
versehen die Ixpeditionen« 'bevor .aiet rnr Caneettei gttoen, Mit ihrer Signatar. 
Bangen a. a. 0. S. 371. A7* feg.. *»7. . Jttttttp* a. a. 0. $. 40* fgg. Pttr. 
Anton. UanieUii jiutil. ewan., civ. 4t 1 /cite. earorteeni.- praxi rem. curiae, 
Bd. 4. Tit. 41. Rom. 1759. ■ s 
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5. Item ienebantur gcriptatts pape, examihati per ticecancella- 
rium, presentari notariis, quando de novo fiebant» 

:. ß» ttam qrando scriptor aliquis negligenter vel inobedieqter se 
gerebat in officio suo, sive erga vicecancellariitm, sive eig» notarios, 
euspendebatur ab officio citra ammotioaem totalem; vel alias punie- 
batur ad simplicem denuntiationem aoterii pro arbitrio vicecancellarii. 
i „ ,.,-. 7. Item tenebaotar et rteuentur aeriptores scribere gmti* litteras 
prp pftspuis notariorum, fra trüget nepotuin suonua % et pro regesto 
ab eisdem nihil dari consuevit 

u. 8. Item tonenturlittetfas üadtas jibi retieiibe&das gratis sive per 
manus notarii seu abreviatorum, rescribere sine ^iqua dilfttione,, pro- 
ponando eas .omtübus aliw v aisi es$ent negotiacupie-; super hoc oqedendo 
simpliciter scripto seu correctioni notarii vel .^breviatoria. : 
, . ;. .. » $>. Item iotiam bajusmodi litfcere jesoribeade consöeqerunt bul- 
lari gratis. 

. ,10v. Item io» öignu» jwisdic*ioni8, quam habest vioeeaucellarius 
et. notarii in scriptae*, consuovit vioecaaceliarius ppiroo fpo vfce 3«a 
et postea qualibet notarius succ^ssioue per se? unum de scriptpribus 
facero^dtötributorero ootftriwn gro^a^ariHögeneralem, cüjns officium 
durat pöfiVI. »tfnses, et qui b^bet.teare gro^atos öecimdum texatic^ 
nem antiquam, vel consideratione ipsius habita, si üttepa major. y^l 
wnor.otjqunat..;,.- ;, . ..; ••..• ,,...i 

11^ J,tem vioeoancfill^rius per se. ipaum tantum facit rescri- 
bwtofemr 

12. Consuevit autem habere cancelteria in pr^curationibua et 
etfxeinia, qnantuia habeut d&o cardinaies; et de proviaioüibua prela- 
torum^ quan tum habet $ms card.iaaüs: et teta.dividundur oqu^Jiter 
inte^ vicecancollarium et nptarios, eo excepto, qupd auditor contra- 
dictawm et correctox simul habent tantam.partem q\^antam habet 
unijs, notarius ?). . » .. 

• 13. Item unus qtiisqüe notariorum singulariter sua die debet 
habere specialem pittantiam a domno papa, videlicet: XVIII. paaes, 
rkomX. eatiias vini, item Xififtsta carnium, que facidbant ttnitin mag- 
num castratum cum dimidio ; et de aliis omnibus equivalentia frusta. 
Bi hoc idbbus carniiw». A^m wo diebus* pisoes , vel ohra. Et si 
aliquis notariorum non esset praesens , wl non esset planus eorum 
tmmßrus,, prefce»tes, etiamsi espet ipius tantum, debent recipejetotum 
quod reciperent alii ; si numerus esset plenus. 



1) Vgl. S..346. fftttstr AMk K». *er„cowf, „Utttf. sfjl" 

2) Vgl. S. 216. §. 10. der const. „Landab. sed." 
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14. Vioecaneellarius autem com «no quoque notariorum singulis 
diebus recipit partem ssam. 

15. Item qiülibet notarius debet habere a curia papö qüolibet 
mense XXX. prebenda equorum, et per quamlibet ebdomadam pro 
clavia equorum V. soldos antiquorum provisinorum, qui valebant quasi 
totidem parvorum turonensium antiquorum. 

16. Et est sciendum quod correetor non debet habere aliud 
officium, quam officium conrectorie; nee debet es*e seriptori r&l 
abreviator. 

17. Item debet habere cancellaria hospitia gratis, etiamsi car- 
dinales non habeant. - :J 

18. Item vioecaneellarius et notarii nullius jurisdictioni subsunt, 
nisi speciali domni pape »). 

19. Item* notarii eonsueverunt habere cartas, quando specialis 
negotia ibi a curia committuntur. 

20. Similiter et seriptores eonsueverunt habere a curia cartas 
pro omnibus litteris quas scribunt* eujuseunque eondictionis existant; 
qne carte debent emi de peeunia bulle. 

21. Item consueverunt esse VI. notarii numerov et aUquando 
VII. de gratia speciali, cui domnus papa faciebat dari äquivalentem 
vivandam, intactis portionibus aliorum. 

22. Item habent potestatem notarii post vicecanoeUarium, oa~ 
piendi falsarium quemlibet litterarum apostölicarum, illarntii preeipue, 
quas in propriis cameris falsaverunt, et captum ad eundem ticecan- 
cellarium mittendi puniendi. ■ « : ? • 1. " 

23. Similiter et procuraitorum , qui falsitatem committeret, in 
signis camerarum, vel in audientia, vel multo fortiüs in oaueellaria. 

'•• 24« Item qiiando papa cum prelatfe recipit pabulum earitatis in 
die Jovis säneta, vel die coronationis, debent vicecancellarius et no- 
tarii habere de coquina papali pro eorum libito voluntatis; quod si 
mensa aon servatar, debent habere quilibet pro se enxenia habun- 
dantia. *•' '• ..<,:...; 

25; Item debet habere vicecanceHarius regestrum aput se, no-. 
tariis exelusis. 

26. Item petest vicecancellarius, quoseunqua abreviatores Tult t 
vocare ad eiaminationem litter arum. 

III. 1 ) 1. Cancellaria debet habere omni die qua dantur earoes, 
a curia: ' • 



1) Vgl. S. 217. dieser Abb. $. 1&.der const ,\La«d. «ed." 

2) Vgl. S. 209. dieser Abb. 
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XVITI. petias carnium in computatis pictaütiis. Item 
XXXVI. panes. Item 

XYI. catias vini: — de quibus debet dare senescalcus. yicecan- 
cellarii singulis nctariis semel in ebdomada : 
XVIII. panes t . ' 

VI. cacias vini, item 
X. petias carnium, item 

X. catias vini ; — ita quod vicecancellario remanent pro quali- 
bet die, 
XVIII. panes, 

VI, cacias vini et 
VIII. petias carnium. 
Et si numerus notariorum plenus non fuerit,, tunc partes absen- 
tium debent dividi inter vicecancellarium et notarios praesentes. 

2. Item debet habere vicecancellarins aingulis VII. diebus ebdo- 
made, III. prebendas anone; diebus vero sabbati, VIL . prebendas 
anone; item XXXVI. panes; item XVI. cacias vini; item XXXVI. 
ova appanataria *}, et totidem a coquina, de quibus non debet dare 
partem alicui. 

3. Diebus vero Veneris et jejuniorum consuevit recipere cancel- 
laria cicera non cocta, de quibus, si aliquis notarius voluerii, partem 
consuevit sibi darf. ! , 

4. Item consuevit habere vicecancellarius singulis mensibus 
XXIV. soldos pro ferris equorum et paleis. 

5. Item debet habere singulis mensibus pro caulibus et foliis 
III. libras, de quibus tenetur dare auditori coitfradictarum! XV. sol- 
dos, et correctori XV. soldos. 

6. Item debet recipere per duas vices in anno XII. libras, vide- 
licet VI. libras pro duabus gonellis pro dimidio anno, et VI. alias pro 
alio dimidio. 

7. Item debet recipere certam quantitatem pecunie pro bar- 
berio, et certam pro togaleis. 

8. In quadragesima autem panis et vinum dividitur modo pre- 
dicto. Pisces vero, qui dantur ter in ebdomada, et fiscus, qui dantur 
bis in ebdomada, djviduntur in duas equales partes, quarum una pars 
est vicecancellarii, et alia debet dividi inter notarios. De piscibua 
autem debent habere notarii aliquantulum meliorem partem, sicut et 
de carnibus» 

9. In nativitate autem Domini et aliis sollempnibus festivitatibua 



1) Vielleicht zu lesen: a panataria. 
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fieri consuevertmt pittantie, tarn de piscibus, qaam de carnibus crudis, 
que dividuntur sicut vivande. 

• : IV. 1 } Inciprant jura, consuetüdines, debita et ceremonie can» 
cellarie. 

1. Curia de uno loco ad alium procedente, senescalcus cäiicel- 
larie debet recipere cottidie vivandas pro domno vicecancellario et 
notariis, sive omnes sint praesentes, sive non. Debet etiam dividere 
waodas ^absentium inter presentes. 

2. Item si est ibi vicecancellarius vel notarius. sölus, alter ipso- 
rum debet vivandas illas percipere et habere. 

3. Item quando curia vadit de loco ad loeum y cancellarla debet 
in pictantiis pro tercia parte plus recipere. 

4. Item si curia in loco, in quem devenerit, ab archiepiscopo 
vel episöopo, quocunque prelato aüt comunitate loci fiat procuratio in 
<?ibis, cahcellaria debet recipere pro duobus cardinalibus ; si vero fiat 
in pecunia, debet recipere pro uno cardinali, sicut in provintiali 
scriptuöi est. ,-.,.. 

5. Item si procuratio sit hecessaria, prior notariorum vel alius, 
qui reciperet eam, debet illam conservare ac dividere inter vicecan- 
cellarium et notarios. 

6. Item si curia perveniai ad locum aliqüem, in quo resideat, et 
aliquis notariorum non adesset, vivanda diei sue non debent in diem 
aliam* comutari, 

7. Item si aliquis vellet cömutare diem sunm in alium, non po- 
test, nisi ordo successionis daretei. 

8. Item si notarius absens fnerit, debet habere partem de omni 
pecunia, quod comunicari cancellarie provenerit ex quaounque causa, 
ac si praesens, esset, nisi legationis officio fimgeretur. 

9. Item vicecancellarius et omnes notarii debent habere quolibet 
mqnse a curia XVI. ferros cum clavis ad ferrandum equos, et ista 
debent dividi inter omnes. 

10. Item vicecancellarius ot notarii debent habere a domno papa 
unum somarium, quandoconque curia transferret se de loco ad locum, 
ad portandum coquinam et alia uteasilia ad opus mense cancellarie. 
Iteqi debet habere annonam pro eodem somario, et vivandam pro fa- 
mulo, qui ducit illum. • .!' 

ll.Itetn si aliqua vasa enea sive ferrea necessaria sint coquine 
cancellarie, quilibet notarius debet ponere partem suam, tarn ad 
emeridttnv quam ad reparandum illa: et ad ista tenentur tarn absen- 
tes quam presentes. 

1) Bei Merkel Nr. V. 
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,; 12. Item viceq^icellariua debet habere a dornte p^p^ dixos so- 
marios per vi am, quando curia est in itinere constituta, et vivandas 
pro famulis, ^t aunouasa pro somarüs, 

13. Item tieeoanoellfttius solus n,<m potest facere sei; recipej e 
senescaUmm cancellarie sine conseieutia, Botariorura. Sirailiter sitdq 
oQqüo, p^rterio et br^dario.. 

: 14, Item uullus istorum debet eicludi sine conscieiitia notario- 
rum; et est ratio, quia, sunt familiäres communiter vkecancellarii et 
nötafiormn. 

15. Item in vivandis et denariis, quos qiülibet offitialium eorun- 
dein recipit, vicecancellarius et notarii contribuere debent. 

16. } Item yicecancellariüSj auditor et corrector debent habere 
domosa curia gratis, ubicimque fuerint: et quilibet per se, et etiam 
senescalcüs canceliarie , pro se et coquo, portario et brodario, debet 
habere domum a curia ita magnam, quöd possint in ea simul manere. 

17. Item dictuö auditor debet habere unum soinariura a curia, 
et viYandäm pro famulo, e^ annonam pro somario. Item eodem modo 
debet habere corrector, 

18. : Item auditor et cprrecfcor iideja debent habere similitei: unani 
partem in pecunia, sicut unus notarius. •'.-.;" 

19. Item enxeaftia* que mittuntur comunitaii cancellarie, po^ 
debent dividi sine pmsentia ser^scaloi 3eiv familiaris vicecwjcejlarit 
vel ptioris notariomm, et de predictis enxenniis auditor coniradieta- 
rum et, dorreetoa? debeöt habejrft simul tajßm partem, sünul npta- 
rin* umfc. 

20. Item difinis enxenniis debet vöc&ri famulus cujuslibet ad 
recipieödum partem dömrai sui, et primo debet recipere famulus Yice- 
eanfcellarii, postea famulus priöris uotafiorum, deinde per ordinem» 
quilibet. •• : 

21. Item de dictis enxenniis dausa curialitatis cohsüevit dari- 
aliquid senescalco, coquo, ptortario et brödario. . 

22. Item senescalcüs et coqutis nullam habent potestatem reci- 
piendi v6l excludendi portariuiri aut brodarium Sine conscientia vice- 
cancellarii et notariorum: ' ' 

23. Item senescalcüs debet habere a vicecancellariö et a quolibet 
notariorum XL. soldos provisionum annuatim pro vestimentis suis, 
videlicet XX. soldos in Pentecosten, et XX. in festo omnium'Sancto- 
rum, et debent etiam absentes contribuere, nisi legationis officio 
fungerentur. 

24. Item coquus debet habere IV, libras provisionum annuatim 

' 16* 
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vicecancellario et notariis, et debent etiam absentes contribuere, nisi 
legatäonis officio ftmgerentur. 

25. Item in nativitate Domirii senescalous debet habere IV. soli- 
des prdvisionum pro oblationibus a quolibet, et totidem in Pascha. 
Item debet ! coquus habere II. soldos provisionum pro oblationibus a 
quolibet in eisdem festivitatibus. Item portarius debet habere XII. 
denarios provisionum pro oblationibus in eisdem festivitatibus. Item 
in eodem modo debet habere brodarius. Item predicti, senescalcus, 
coquus, portarius et brodarius debent quilibet pro se recipere vivan- 
das, sicnt consuetum est. 

lh Sanctissimi Domini Nostri Oregorii Divina Providentia 
Papae XVI. Constüutio qua Gollegium Frotonotariorum ApostoM- 
corum Participantium ad primaemm numerum ac splendorem 

restituitur. 
(Romae. Ex Typographia Reverendae Caraerae Apostolicae 1838.) 

Gregorius Papa XVI. Ad perpetuam rei memoriam. 
Neminem certe latet, vei a primis Ecclesiae temporibus crude- 
lissimo ethnicorum saeviente in Christiaitos furore, extitisse viros 
pietate, prudentia, studioque Beligionis spectatos, qui a S. demente I. 
ad perquirenda Sanctorum Martyrum acta, eäque litteris tradenda, 
praepositi, primum Notariorum, deinde ob muneris praestantiam 
P^otonotariorum nomen habuerftnt 1 ). Progredientibus autem aetati- 
bus, et restituta Ecclesiae pace, cum meliores, novique dies Catholioo 
Orbi illucescerent, hujusmodi honorificentissimum mnnus ad virtutem 
in animis fovendam vel maxime accomodatum, non modo minhne sub* 
latum, verum etiam ampliori honore, et dignitate merito , auctum. 
Nam qui eo fungebantur, in grayioribiis Apostolicae Sedis negotiis 
obeuhdis ab Bomanis Pontificibus adhibiti fiiere; et quidem iuterdum 
missi vel ad sedandas turbas ab haereticis excitatas, vel ad Saerum 
Aütistitum probaadam vitae rationem, vel ad Canonum disciplinam 
tuendam restituendamque*). Qua de re, ex Benedict* XIV, Prae- 
decessoris Nostri sententia, jure meritoque evenisse existimandum, ut 
Protonotarii, quippe praecipui Summi Pontificis administri, illustribus 
Pontificiae benevolentiae testimoniis fuerint honestati, ac praeceteris 
ab Sixto V. fei. rec., qui cum eos Septem dumtaxat designatos repe- 
risset,duodecim deinceps esse jussit 3 ), eosque amplioribus privilegiis 
donatos, ac peculiaribus nonnullis auetos reditibus, quibus magis 



1) S. 181 fgg. dieser Abb. 

2) S. 186 fgg. 

3) Const. „Rom. Pontif." S. 207 fgg. 
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magisque eorum dignitati possent consulere 1 )* Amplissimum hoc 
Antistitum Collegium, quod de numero participaijtium appellatum est, 
sartum tectumque stetit usque ad hiyusee vertentis saeculi exordiuro, 
quo ob temporum vices, numquam satis coljugendas, tan,te rerum ün- 
muiatio oborta< Verum Pio VII. ree. me. in Urbem. reduce * rebus que 
ex communi omnium Voto compositis, quamquam Colleginm idem vel 
ommno, vel majori ex p^rtesuum censum amisisset, nihilo toiqqn mi- 
nus ejus nobile munus retinuit; jura, <quae :i ad Antistites &,,illu<jl 
cooptatos p$rtinent, plane servavit; eaque eanolumenta -ex eyjusdem 
muneriä exercitio Ulis obvonientia, percipere haud intermisit 2 ), Sed 
quam tempws progressu eorum plures diem obierint supremum, alü 
vero ad Majores Dignitates evecti; quumqua oft tot gravissimas aeer- 
basque curas, quibus Supremum Romani Pontificiß Ministerium pxes- 
sum: fuit, de illo Collegio nondum cogitationes susceptae, factum est, 
prout humanarum rerum conditio postulat, ut in praesentia pene ex- 
tinctupa habeatur. Unus enim, qui hie in Urbe restat, haud potuit 
singulas sociorum partes rite sustinere; Romano Fontifici in solem- 
nibus sacris obeundis adstare; in sacra consilia coire, et in acta Ser- 
vorum Dei conficiehda, quemadmodum praeeipuum eorum munus, 
suam operam conferre. 

Nos igitur in Apostolicae Sedis Majestäte tuenda sefvandaque 
summopere ineumbentes, ne munera Protonötariis ipsis demandata, 
intereidänt, in id curas Nostras intendimus, ut memoratum Collegium 
non modo integrum intactumque vigeat, verum etiam, pristiuum splen- 
dorem decusque retineat. Motu itaque proprio ac certa scientia, 
Nostraeque potestatis plenitudine, Sixti V. Constitutum 3 ) Derogan- 
tes, qua praescriptuni est Collegium Protonotariorum Apostolicorum 
partieipantium duodeeim conflari numero, idem ipsum Collegium ad 
primaevam ejus institutionem revocamus ; ideoque praeeipimus, ut posth^c 
Septem tantummodo constet viris, qui et laude virtutum, et eximiis in 
rem et Sacram et publicam meritis probatissimi, a Nobis, et a Boma- 
nis Pontificibus Successoribus Nostris erunt id legendi; tis vero sie 
adlectis et renunciatis, omnia et singula jura, privilegia, indulta, 
honpres, et emolumenta 4 ), quibüs iidem Protonotarii Apostolici p^rti- 
cipantes, exercitii titulo, adhuc potiti sunt, omnino conferimus, adjici- 
mus, et attribuimus. Decernentes praesentes Litteras semper firmas, 
validas., et efficaces existere suosque plenarios et integros effectus 



1) Coost. „Land, sed." S. 212 fgg. 

2) S. 210 fgg. 

3) „Romanas Pontifex." S. 225. dieser Abb. 

4) S. 210. dieser Abb. 
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sortirl et obtinere, ac illis ad quos spectat et pro tempore spectabit 
in omnibuö et per omnia plenissime äuffragari, et ab eis mviolabiliter 
observari, sicque in praemissis per qtiosctttiique judices ordinarioö et 
Deldgatos etiam Causarum Palatii Apostolici Auditores judicari et 
äeftniri debeire, ac irritum et inane sf secus super his a qtioquam 
qtiavfe auctdtitate scienter Völ ignoranter contigerit attentäH. Nön 
oblstantibus Sitti V. commemorata Constitutione, aliisqub Con&tötu- 
tlönibus, et Ördinationibuö Apostolicis, caeterisqte coitrariis quibus- 
cumqüe, Volumus autem ut eäfumdeffl praesentöum Ttansömptis, 
seu exemptre etiam imprfcsöisManü alktijus Notarii pttbliln subscilp- 
tis, et sigfflo personae in Ecclesiästica Dignitäte conatitetäe munitis, 
eadem proirsüs fldes ädbibeatur, quae adhiberetur ipsis praesentibus si 
forent exhibitae VeJ ostenske. '" < : ' r 

' x Datum Somae apüd' Simctum Fetttim Sexto Idus Februäift Pdtt- 
tiflcätus Nostri Anno octavo. •""• • "•' '»•*- *-'"' 

•*?='• •' • ' ' : 'Gi^oriüs PPi XVI. 

'[' './,'"' 111 PiusPP.lX./ '. .,'.."'_ 

., Ad perpetuam rei memoriain. 

Quamvis peculiares facultates ac privilegia nonnullis personis, 
ßgu Collegiis ad eo*um-rpmu^eranda meritp, vel dignitatem amplifiican- 
dam , ex Romanarum munificeniia Pontificum concessa atque attributa 
Jsint, ea tarnen moderanda censemuß, et vero etiam abroganda, quum 
miijus opportuna teinporibus, ac bono publico minus consentanea de- 
prehendamjis. Antiquissimum porro est in hac Äomana Ecclesia Col- 
legium , septem Notariorum. a ;S. demente I. Praedecesspre Nostro ad 
consignajida Jiteris posterisque Martyrum gestä institutorum, qui post 
jnodum ob muneris praestantiam trotonotarii dicti sunt *), qt pluribus, 
sin^ularibusque privilegiis decorati. Ipsis quidem ; fei. me. Sixtus V. 
Praedecesspr Noster nedum äntiqua priyilegia confirmayit, verum 
nova, etiam, atqup ampliora largitus ! est/ per Apostolicas" süas sub 
plumbo dajtas Literas Nonis Febiruarii anni MDLXXXyl. 2 ) Öüum 
yejro.idem Collegium Protonocariörum ob praeteritas reruip viqesiad 
paucos redactun(i paene extujctum esset, paternas ad itiud curas con r 
vertebs recol. me. Gregorius XVI. Dectessor Noster per suam Cön- 
stitutionem Vi.' ldus Jebruarii anni MÖCCQXXXVIiL^ editani ip^ 
sum ad pristinuip septenarium numerum, veteremque splendörem 
restituit. Jam vero singularia inter privilegia memoratis compre- 



1) S. 181. fgg. dieser Abh. .- »! 

2) „Laudabllis sedis." - j- ; -: , .» • ? «; 

3) „Neminem certe latet" Anh. 11. .»:v i - , .<■: 
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hensa Literis Sixti PP. V. aliaque Kos esse flnimadrertens , qudfl 
neque praesedati temporum conditioni, , neqpe publicae rpi bono con- 
vemre compertum sit ; jdcirco alia ex iis moderanda, seu quibusdam 
subjicienda conditiqnibus, alia vero penitus abroganda existimavimus. 
Et quidem Privilegium promoveadi ad graduip. docioratus in utroque 
jure ex commeraoratis Sixti V. Literis Collegio Protonotariorum im- 
pertitum *) jajndiu moderatus est, a£ caarctavit fei, me, Benedictes XIV. 
per ApostoUc^s suas sub pluiubo datas Literas IV. KaL Sept^mbris 
An. MDCCXLIV. 2 ) quibus definivit , . edixitque , licere Protouotariis 
Apostolicis quatuor dumtaxat persoijis in singulos anuos, eisque poa 
absentibus, sed realiter ia Urbe praesentibus .doqtoralem lau^eapi in 
utroque jure deferre, praevio tarne«, diligeati ac sqvero examine per 
ipsoamet Prptonotarios personaliter, ap collegialiter instituendo juxta 
Apostolicas in forma Brevis Literas Urbani VJII, die V. Septembris au, 
MDCXXIX.. evujgatas; quem ppstea .personarum nujnerum idpm 
Beoadictus XIV. in ipsis illi^* supra memoratis Literis ampliavit in 
be&evolentiae* et honoris testimoniuxn erga Protonotariorum Collegium; 
ipsis quipp^concessit, ut in postepm nqn quatw tantum singulis 
annis, verein sex personas in Urbe tarnen präsentes doctoris laurea 
in alterutro, sive utroque jure clecorare po$s$nt ssrvata fpriqa, %ß 
conditionibus inibi praespriptis, et explkatis. ,$os. igitur 'qonjpwue, 
bonum prae oculis, habentes motu proprio, certa { $cientia, ac matura 
deliberatione Nostaa supra pemoratis Apostolipis Literis tum $ixti , V., 
tum Urbani VHL, Benedict! XIV., et Grqgorii XVL , Pra$de$es«£uro 
No&tronmi, quatenus opus est, et in iis dumtax&t, qnae Constitu- 
tion! huic Nostrae adversantur, derogantes, Proton^tariis Appstolicis 
de numero participantüim vulgo appellatta. Privilegium defereadi doc- 
toris gradum, seu lauream. in.Theplogia, et in. alterutro, yej utroque 
jure ratum habemus, ac cogfirmamus, servatis tapaen conditiönibi^ 
infra explieandis; in Philpsephia vero, in Mediana aliisque artity*Sf 
seu $cientiis ac faciütatibus omuino tollimus, ac abplemus. Volumus 
autem atque lxumdamus, ut qu^or dumtaxat personie in facultate 
Theologicaj ac quatuor itidqm in <alteri*tro, vel utroque jure , in urbe 
tarnen pwegeutibus doctoris gradum deferre valeant, .\Etgue;4e hujus- 
modi peraoais doctoris. gradum petentibus. antea ad< N.ps t Nostrosque 
in Apostolica Sede Successores referre debeant, secus concessio docto- 
ralis laureae.nulla atquairrita sit. ; . Praocipimus eti^na, -qu.Qd jam a 



1) §. 3. der const. „Laud. jsed.'.VS. 213 fgg. (Jieser AbJt\., , . „ 
2)„Inter conspicuos." Bened. XI V± opp, omn, a.,a, Q„$. 23. S. 214. 
S. 213. dieser Abb. • , ,, t 
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Benedieto XIV. Praedecessore Nostro praescriptum est*)v ut & 
dictüs numerus personarmn ad gradum doctoris promovendarum uno 
anno qnavis de causa non sit completus, minime absolvi, et compleri 
possit annis subsequentibus. Jubemus praeterea, ut ad instituendum 
candidatortmri examen Protonotarii conveniant numero saltem quinque; 
*quod si, aliquibus eorum impeditis, hujusmodi numerum pertingere 
näqueant, ad illtim explendum Archigymnasii Eomani professores ad- 
sciscant , denique ut in hujusmodi examine omnia servare debeant, 
quae de periclitanda scientia promovendorum ad gradum doctoralem 
praescripta sunt per Leonem XIL Praedecessorem Nostrum in sua 
Constitutione »Quod divinä sapientia 2 )« si secus fecerint, concessio- 
nein doctoralis laureae irritam declaramus. Volumus insuper atque 
märidatiaus, ut de laureis collatis certiorem faciant quolibet anno 
Congtfcgationem S. K. E. Cardinalium studiis moderandis praepositam, 
utque ad öormam praefatae Constitutionis Benedictes XIV. nota rogitus 
yi omotionum descriptiö promotorum nominibus, et cognöminibus infra 
menstot a die cujuslibet promotionis computandum ad Ärchivium ur- 
banuiü perSefoetariuni Collegii ejusrdem, vel per ipsos pröiüotos de- 
feratur, acpostquam ejusmodi nota ad Ärchivium praediotum delata 
sit, proinotüs ad lauream doctoralem pro legitime promoto haberi 
de"beäfe ad quöövis juris effectus, alias doctoratus nullus sit atque 
irritusi nee promoto ulla ratione suffragetur 3 ). In exercendo aütem 
privil^o quo iidein Protonotarii gaudent, ex memorata Sixti V. 
Constitutione 4 ) unum scilicet Protonotarium quotannis creandi absque 
tarnen exemptionibus et privilegiis, hoc est mere titularem 5 ), volumus, 
ac mbemtis, ut in posterum, nisi consultis antea Nobis, Nostrisque 
in Äpostolicä Sedfe Successoribtrs, neminem ad hujusmodi honorem, et 
gradum promovere possint et valeant. Facultateiti vero notarios; 
seil tabeliiones publicos creandi dictis Protonotariis prorsus |,dimimus. 
Pfäeterea omniho tollimus, atque abrogamus Privilegium juxta ante- 
diötam Sixti : V. Constitutionen! 6 ) Protonotariis eisäem attributum 
spurios äcilicet, aliosque ex quovis illieito coneubitu proereatos legiti- 
mändi ad succeösionerii quorumeumque bonorum sive ex testamento, 
sive ab intesftäto, eosque idoneos declarandi ad quosvis horiores, digni- 
tates et officia sive publica sive privata exercenda proutfusius hac 



; t 



1)'$;' 26. der 1 fconst. „Inter conspieuos" & 214. diesör Abb. 
* 2) S. 226. dieser Abb. 

3) S. 214. dieser Abb. 

4) $. 14. const, „Laud. sed." S. 218. dieser Abb. 
5)' S. i2fr! 233 igg. dieser Abb'. ' 

6) $. 5. a. a. 0. S. 214. dieser Abh. jl : 
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super re in tnemoratis Sixti PP. V. Literis continetur. Item irritum 
esse volumüs, planeque abrogaraus alierom Privilegium 1 ), ut tarn 
Pfdtonotarii Apostblici ipsi, quam eorum consanguinei, affines et fa- 
miliäres sive in Urbe sive in tota Ecclesiastica ditione arma prohi- 
bita absque speciali permfesu, et licentia deferre possint et valeant. 
Quoniam vero cohsueverunt Eomani Pontifices praeter Septem Proto- 
notarios vulgo participantes appeliatos aliis etiam Eeclesiasticis tiris 
hujusmödi honorem deferre ita tarnen, ut licet de participantium nu* 
mero minime sint, ad* eorum instar censeantur, idcirco ut majus 
inter eos dfscrimen extet, volumus ac mandanius, ut septeffid Proto- 
notarii participantes a locorum Ordinariis, eommque jurisdictione 
liberi, atque exempti Nobisque, et Apostolicae Sedi immediate subjecti 
maneant juxta Sixti PP. V, concpssionem 2 ), alii vero Protonotarii ad 
instar participantium eive ad hunc honorem jam etecti, sive in postergop 
eligendi locorum Ordinariis juxta communis juris regulas subjecti om- 
nino sint äc censeantur, quemadmodum ipsos tenore praesentium 
Ordinariorum jurisdictioni plane subjicimus, ac proinde sine illorum 
assensu nunquam poterunt Pontificalia exercere. Insuper Protonota- 
riis participantibus Privilegium Altaris portatilis 3 ) ratum habemus, 
ac confirmamus ea tarnen lege, ac conditione, ut illud in alineae ha- 
bitationis domibus erigere nunquam possint nisi ipsi occasione itineris, 
seu hospitii gratia in iisdem domibus diversentur, utque Missa, quam 
super idem altare portatile decenti semper in loco erigendum diebus 
etiam solemnioribus vel per se celebraverint vel per alium Sacerdotem 
saecülarem seu regulärem rite probatum celebrari fecerint, tum Pro- 
tonotariis ipsis, corumque consanguineis et affinibus cöhabitantibus, 
tum personis eorum famulatui, seu comitatui addictis, nunquam vert> 
aliis personis in Ecclesiastici praecepti implementum suffragetur. Pro- 
tonotariis vero ad instar participantium, qui jam creati sint, vel in 
posterum creabuntur, idem altaris portatilis Privilegium tollimus, 
eisque dumtaxat concedimus indultum privati Oratorii ab Ordinario 
visitandi, atque approbandi, in quo diebus etiam solemnioribus in 
consanguineorum et affinium secum cohabitantium, nee non famulorum 
suorum praesentia, Missam vel per se celebrare, vel per quemeum- 
que Sacerdotem saecülarem, vel cujusvis Ordinis regulärem rite pro- 
batum celebrare facere libere possint et valeant. Haec Nos statuimus, 
decernimus, atque mandamus non obstantibus Nostra et Cancellariae 



1) §. II. der const. „Laud. sed. u S. 217. dieser Abh. 

2) $. 13. S. 217 fgg. dieser Abb. 

3) Bereits dureb §. 22. const. „Laud. sed." gestattet. S. 219. dieser Abb. 
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Apostolica» regula de jure quaeßito non tollendo , nee non superlas 
memoratis Sixti V, , Urbani VIII., Benedicti XIV., et Gr#gorü XVI. 
Praedecessorum Nostrorum Literis, aliisque Constitutäoiiibns , et Oi> 
dinationibus. Apostolicis speciali licet mentione dignis, nee non 
praefati Collegii Protonotariorum etiam juramepto, con&cmatione 
Apostolica, vel quavis firmitate alia roboratis statutis et consuetudi- 
nibus, privilegiis quoque, indultis, et Literis Apostolicis in contrarium 
praemissorum quomodolihet concessis contirmatis et innovatis; quibus 
omnibus et singulis illorum tenores praesentiRus pro plene et suffici- 
enter expressis &c de verbo ad verbum insertis babentes üdis alias in 
suo robore permansuris ad praemissorum effectum hac vice dumtaxat 
specialiter et erpresse derogamus ceterisque contrarias quibuscumque. 

Datum Romae apud Sanctum Petrura sub annulo Piscatoris die 
IX. Februarii An. MDCCCLHI. Pontificatüs Nostri An. VII. 

., , ^ A. Card. Larnbruscfiini. 
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Zur Berichtigung 

der fon 4em Agenten Peter, Sassi qrtheilten Antworten auf die an den 
Apostolischen ihrlrf 1 gewichteten Anfragen des Hochwttrdigsten Bischofs 
vtn laiÄi übet* die Infdrnutien tei Awflhring der Hhedispensbretett der 

•' .Dttarie, 
von 'Dr. He pro. Jos. Schalt*» Priester der Erzdiöcese Köln. 

Im Archiv XVIII. 486^—487 wurden die Antworten auf einige 
von dem Hochwürdigstetfi Bistfhof von Mainz an den! 'Apostolischen 
Stuhl gerichtete Aüfrageft übet tHe Ausführung der Ehedispehsbreven 
der Datarie mitgeteilt:'" ' ,! '" ' ' 

Die Dä<arie, von der'P. $assi behauptet, diass sie ihm ein 
Mandat zur Beantwortung der Anfragen des Hochwürdigsten Bischofs 
von Mainz ertheilt habe , ist kein interprötirendefc Organ der römi- 
schen CüHel Die Vorbereitung und Fotmülirung/der ordentlichen 
^adengi;theilungen. des .Papstes ip. foro exterpo bildet den Gegen- 
stand ihres Gesphäitskreiaes. Nuv in. Bezug auf diese Formuürung 
und 4ie Beifügung des Datum» in de» Br<ev«n. gilt von dam Datarius, 
tldsd er <#gahtrm mentfs *t vöcis Papae ist 1 ). Ueber die Interpre- 
tation der in den Dispensbreyen angewüncfteh Fottne! und die sich 
daraus. ergeben4en Pflichten , des Executors conformijt ' die Datarie 
glei^ def ^eiiiteiAtiarie il/re Ansticht ,den Auetoren, die in dieser 
Materie allgemein als massgebend angesehen werden. Ein« offieidk 
Bht^heiduög MeMb^t Jiu geben, kann ihr schon darum' nicht zu- 
stehen, weil die Cbii r gregäliö : Concflil ^Pridentihi iriajlen; Fragen, dte 
irgendwie im Tridejitinum berührt : sind v einzig cqmpetejit. ist und 
der Dafcirie wie. jedem, .aadexp? DiQ^terium gegenüber itoe Inhibitorien 
^idässfcv sobald ein tconcibaiteP' Fall yw deren Forum gesogen wird 3 ). 
In ganz ähnliche Weise verhält sich die Datarie zu Incidenzfragen 
bei Verleihung der Benefi.cien: J Entstehen solche , so sistirt sie ge- 
wöhnlich dieBeförderung des Gnadengesuches oder verweist, aber officiell 
nur in art^nön.^llen, die P^ifteien je a*ch : der Natur dersebweben- 
den Fragd an die entsprechenden Otgane der römischen Curie. Die 
Datarie übt zwar attfch' «ntl 'fcötitenläööe Jurisdiction bei Verleihung 
der' BeneÜcien über die Kechtsansprüche Dritter ays t aber sie ent- 
scheidet summarisch' und gwar i^ir jn possessor«) üb$r die Ausübung, 

1) Ätt«^€» v 4ie Ätt»; Curie 8. 403; Card, de Lucti, fielst für. fiom. 

dtSft IX. n»«Ä«. .••• r«\'«-p:l<; ' } .'. ' ,..-,, • . 

< . 2) FagnüM €n|k Ontaicm: de coirtif. n. 38. • • 
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über den Quasibesitz der Rechtsansprüche in dem einzelnen ihr vor- 
liegenden Falle. Ihre ürtheile entscheiden nicht über das Recht 
selbst (nicht in petitorif). traft 0ra^At»i*» somit nicht dem Rechte 
selbst, sofern dasselbe vor einem competeuteii Forum .der Römischen 
Curie ge]teud gemacht wird , dessen' EutBQ^dpgen akdaau die 
Datarie bei zukünftigen. Verleitungen reßp^tuen, m^di Die v#** 
genommene Verleihung des Beaeficitnös kann daher nicht rückgängig 
gemacht werden-} es ist sogar die Datarie keinem Forum in dieser 
Beziehung .veraptwqrtiich *)• Nur ia ausserordentlichen, fällen ge- 
stattet der Papst, dass eine Klagq, geg#u 4i? D&tarie wegen Nicht- 
beobachtung canonischer Regeln und Vorschriften bei Verleihung der 
Beneficien erhoben und so die stattgefundene Verleihung des Bene- 
ficium's annullirt werde 2 ). Diese Beschräjokung der Datarie auf die 



1) Card, de Luca t c. n 38« ••• , •« 

2) Die äusserst mangelhafte Darstellung dieser jurisdictio coutentiosa der 
Datarie bei Card. del<uca t Theod. Aneyden, Moroni. Dfziooario stbrjcp-eeclesiast 
Vol. XÜX. und Bangen I. c. veranlasst mich, hier einer vor der Congregatio 
Concilii verhandelten Causa ausführlicher zu erwähnen, durch die Marieher Aber 
die Prfexis der' Dalarie willkommene Aufklärung erhalte« wird. Die Causa ist 
betitelt: „MontisfaJisct Jurispatronatus die. %% SepteiObria 18W>" Angel« Bufa- 
iari e Terra Cryptarum stiftet* Im Jahre 1605 testamentarisch emfteneftcium und 
reservirle in perpetuum ein Patronatrecht „favore domus et famiiiae suae de 
Bubalariis habitatoibus in praedicta terra Cryptarum eaque familia extincta favore 
afiorum de Bubalariis haoitantiiras in ClvUate Castrl/ 4 . Die an erster SteH^ be- 
rechtigten Patrone üblen ihr Recht zuletzt im Jahre 1846 aus; jetfdem bis Him 
Jahre 1863 hatte die Dalarie das Bejaeöeium vergeben, da 4awjdbe stets entweder 
durch Erledigung in Curia oder durch Resignation in die Hände des Papstes vacant 
geworden war! Bei wieder erfolgter Erledigung des Beneficium's extra Curiam 
im Jahre 1863, machten Mehrere ein Ernennungs 1 und Vorschlagsrecht geltend. 
Da aber Niemand sich als zur Familie Bubälari* gehörig ausweisen konnte, so 
vergab die DaUrie nach Verlauf der zur Praesentatfori gestatteten drei Monake auch 
dieses Mal frei das Beneflcium. Ludwig Bufalari gleich Andern von der Datarie 
abgewiesen , erwirkte nun vom Papste die Erlaubniss, (die nicht nothwe,ndig ge- 
wesen wäre, wenn die Datarie das Beneficium als zu den gra(iae minores ge- 
hörend , selbstständig durch die Gewährung per concessnm verliehen ' hätte,) 
über sefn Patronatrecht in petitbrio vor der Congregatio Concilii Tridentini ver- 
handeln und entscheiden zu lassen. Es geschah dies zunächst in den Cömitien 
vom 1& August 1865, in denen auf das Dubium: „An constet de existentla juris- 
patronatus favore Ludovici Bufclari?" geantwortet, wurde; „Dilata et pro nunc 
audiantur ministri ßatariae Apostolicae." In dem Folium vom 22. September 
1866 wurde die Clausa wiederum proponirt und Zunächst das Schreiben des Pro- 
Datar an die Congregatio Concilii veröffentlicht. Es heisst darin: „Hae sunt 
literfce Emmi Pro-DMarii. u In riseontrö all' taterpettaaea «rdmat« dtf oodesta S. 
Congregazione nella causa Montisfalisci Jurispatronatus si fa un dfeVere ü sotto* 
scritto Cardinale Pro-Datario. di «sperre qüant» 4ai; Ministri detla Dataria si b 
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formelle Erledigung der Gnadenaete ist übrigens schon durch ihre 
Einrichtung bedingt, da sie kein gremium von Gardin&len und Con- 
sultoren, wie die übrigen Tribunale und Corigregationen besitzt. 



creduto rilevare in proposito. Nonv'ba bisogno d'intrattenersi sulla collazione del 
Beneficio in diseorso gia eseguita con relative lettere apostoliche a favore del 
Sacerdote Pietro Federiei. Non diraosthmdosi, come Gonveniva, däipretesi Patron i 
la discendenza daile iinee chiamate, abbenchfe per l'esame delle predotte ragioni 
fosse ioro qceordato l'olteriore tempo di circa quattro mesi da) 1 Ottobre 1863; 
epoca in cni - fu da Monsignor Vescovo trasmesso il relativo incarto fino al 22 
Genaro 1864, epoca deila seguita collazione; ed essendod'altronde giä prima dell' 
esibita della nomina inutilmente trascorsi i termini deila legge, non chfe queipre- 
flssi dal Vescovo con suo pnblico edftto: nonavrebbe potuto la Dataria non restar 
ferma nel possesso di liberamente conferire in tut trovavasi da oltre anni 170. 
IIa di ciö non si eontende nel giudizio promosso innanzi la S. Congregazione, ne 
avrebbe pototo questionarsi a senso del noto Cap. Censultationibus de Jarep. in 6. 
„Per ciö che rigaarda il merito della qaestione, che ora si agita in petitorio sul 
preteso giuspatronato saA della S. Congtegazione decidere sulla norma dei docu- 
roenti prodotti in atti, se resti protato, che Tattore Ludovico Buftüari reatmente 
discenda de domo et de familia sua de Babalariis come volle la Fondatrice. Der 
Pro-Dalar führt dann weiter aas, dass die Conjecturen, die der Kläger in Erman- 
gelung eines directen Beweises anfahre, om darzutbuen, dass Laura Bufalari, von 
der er abstamme, zu* Familie der Stiftend gehöre, der Praesuintion weichen 
mtosten, wekhe die Datärie vermöge der Verleihung des Benefleiums wahrend 
170 Jahre fOr sieb' habe. Zudem sei Lanra Bufalari höchstens eine Cognate der 
Stifterin, die das Patronatrecht durch die Worte de domo et familia Babalariis 
zu einen Agnattaium gemacht habe. Ein Solches aber gehe von dem letzten Ag- 
naten auf die Erben ober und werde so der Verjährung unterworfen. Darauf 
fährt der Pro-Datär fort: „E qüi fa d'oopo avvertire, che sebbene il Pontefice 
possa riservarsi e conferire anche i Benelcii di giospatronato Laicdle, ciö che non 
usa citra magnam et urgentem necessüatem , peraltro ciö eseguendo fa nelle re- 
lative Bolle espressa menzione del giospatronato e rispettiva pertinenza, e vi de* 
roga espressamente per quella volta: Riganti Comm. in leg; 24 Concell. n. 78 et 
seq. all' effetto appunto di preservarlo per le ulteriori vacanze. In contrario 
nel caso nuUa vi ha, che accenni a tale presentazione, poiehe riscontrate le pro* 
teste eseguite dal 1601 in pol si h riievato, che in tutte si fe conferito II Beneficio 
come di lihera collazione senza cenno alcuno di giuspatronato. Le parole in 
ciascima Bolla usate (ivi) nullusque de Illo (Beneficio) praeter nos hat vice dis- 
ponere potaerit et poeslt" si riferiseono alla spettanza della collazione alla Santa 
Sede, in esclosione delta collazione Vescovlle in virtü delle riserve Apostoliche in 
preeedenza nominale, non giä alla esistenza di ün giuspatronato, di cui non si fa 
la minima ftnenzlone, ed e in questo senso, che sogliono dette parole adoperarsi 
in tutte le proviste dei Beneflcj rbervati." Hiergegen führte Ludwig Bufalari 
in seiner Verteidigung an, dass die Stifterin nur bestimmt habe, dass das Patro- 
natrecht ad alios de Babalariis habfitantfbus In civitate Castri Obergehe, ohne hier 
die Worte de domo et familia hinzuzusetzen ; somit sei es nkbt nothwendig ; den 
Beweis za führen , dass die Bubalatii Castrenses von der Stifterin abstammen. 
Uebrigens deuteten Indicien, Praesumptionen und selbst notarielle Acte darauf 
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. Eine officielle Antwort der Datarid auf die yom Hodiwürdigsten 
Bischof von Mainz gestellten Anfragen konnte daher in Anbetracht 
ihrer sonstigen Praxis nicht wohl erfolgen. Aber aach das masste 
auffallend erscheinen, dass ein Agent Auftrag erhalten haben sollte, 
auf die gestellten Anfragen nach eigener Kenntniss in so bestimmter 
Form Antwort zu geben. 

Diese und äbnliqfce Bedenke^, veranlassten Aufträge an mich, 
über die Antworten P. Sassi's an der Datarie selbst Erkundigungen 
einzuziehen. i Ich constatire zunächst, dass Subdatar Monsignore 
Vici erst durch mich Kenntniss von den Anfragen des Hochwürdigsten 
Bischofs von Mainz und den ertheilten Antworten erhielt, P. Sassi 
wurde zur Verantwortung gezogen und gestand, dass er sich mit den 
Anfragen vergebens an die Poeniteatiarie gewandt habe uftd daher 
die vorliegenden Antworten selbst mit Zuziehung eines Advocaten 
verfasst habe. Der Substitut des Subdatar: "Monsig. Merosi-Gori 
veranlasste eine Besprechung der Anfragen des Hochwürdigsten Bischofs 
von Mainz in der nächsten Sitzung. 4er Datarie und tbeilte mir das 



fein, dass Laura Bufalari mit der Stifterip blotwerwUndt sei , Unier dowos and 
famitia seien in jure; patronatua nicht nur Agnaten, sondern auab Cafnatenizo 
verstellen, besonders wenn keine Agnat«» mebr t vorbanden seien. Cangreg. Coftr. 
Nullius seu SuMacen. Canonitatus 93. April lfiftl $*\Qued ea roagis., Momis Alti 
Canonieatus 14. Decemb. 17^2. Rata In Veliterna .faiiiapatrtnatiis U. Beicemb. 
1853 ceram Serafioi. Endlich verludere der Apostolische Stuhl be» Verleihung 
eines Beneflciums dureb die Datarie nkht die Natur iles Beneitiuaa, da. htoztt 
eine ausdrückliche Deregation erforderlich sei. Die VerleibÄBgsbuHe .enthalte aber 
niebt nnr den Grund der jedesmaligen Reservation „per vaeationem in. Curia vel 
ob renuntiationem ad favorem," sondern aach. die Clausel ^nallusoue de iUo (be- 
nefirio) praeter nos hac vice disponiere, posslt vel potuerit," welche sieb auf die 
Ausschliessung der Patronen nkbt aber aof die der Mseaftflieben Curie bezöge, 
die nie ein Verleihungsrecht .beansprucht habe. PUoo. de Contr. Patr, AJleg. 100. 
Rata in Recent. Deeis. 90. n. 27, part», 12* Dects.i30* n. 31, p. 0% t. 2. In Erwägung 
der. beiderseits vorgebrachten Grflnde antwortete die Congregatio ConcUH auf das 
Dubinm : „An ceostet de existentaa jnrispatronatus favore Ludovici Bufalari in 
casu? „Affirmative" Aus den hier geschilderten Verhandlungen geht hervor 
1) die Datarie entscheidet in possessorlo, 2) der KJtäger kann die Verleihung des 
Beneflcium nicht mehr rückgängig machen, Aber in petilofia.vef . der Cong» One. 
auftreten, 8) die Datarie ist der Cong* Cenc» über die vorgenommene Verleihung; 
nicht verantwortlich, 4) die Congr. Conc ist einzig, competent. in der Interpretation 
der von der Datarie angewandten Clauseto. Der Pro-Datar interpretirte »umlieft 
die Clausel „nullusque de Wo (Beneöcio). praeter nos hac vice disponere potuerjt 
et posstt" dahin, dass damit die bischöfliche CoIUtion ausgeschlossen werde. In- 
dem die Congr. Conc zu Gunsten des Klagers entschied, adoptirle .sie HnpHcite 
seine Interpretation der Clausel, dass nömhch die Ausübung des .Patronatreehtea 
durch dieselbe ausgeschlossen wende. . . t i . 
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Resultat derselben mit. Dasselbe lautete dahin „dass die Datarie 
auf die vorliegenden Fragen keine Antwort ertheilen könne, da es 
gegen ihre Praxis sei, Fragen in Massima (theoretische Fragen) zu 
entscheiden. Die Antworten P. Sassfs seien ungenau und unrichtig; 
statt ihrer sei das „consulantur auctores" zu beobachten." 

Zugleich Wurde jedoch Monsig. Merosi-Gori in der. Sitanng be- 
auftragt, mich über die Ansicht der Datarie in den gestellten Fragen 
zu informiren , aber mit dem ausdrücklichen Bemerken , dass diese 
Mittheilungen keine grössere Autorität als die einer persona fide 
digna haben sollten. Hiernach unterscheidet die Datarie bei Aus- 
führung der Ehedispensen eine zweifache Information eine simptex 
und eine solemnis. Die Erstere wird durch die Clausel in den Dis- 
pensbreven angedeutet : „se diligenter informet et si per inforrhationem 
eandem preces veritate niti." Bei dieser Information simple* ist 
kein richterliches Verfahren und somit auch keine Beeidigung der 
Zeugen nothwendig. Die informatio solemnis wird durch die Clausel 
vorgeschrieben: „per informationem exactam a personi*. fide dignis 
rite et recte examinatis canonice habitam preces veritate realiter 
ac omni mendacii et fraudis suspicione prorsus remota niti. u Bei 
dieser informatio solemnis muss die cognitio eine judicialis sein, mit- 
hin eine Beeidigung der Zeugen vorgenommen werden; es genügt 
aber ein summarisches Verfahren. — Nach dieser Unterscheidung, 
bemerkt Monsign. Merosi-Gori weiter, lasse sich leicht die richtige 
Antwort auf die vom Hoohwüvdigsten Bischof von Mainz gestellten 
Fragen folgern. Denn muss hiernach quoad primum geantwortet 
werden: ,. Affirmative ; pro memorata discrepantia verborum judiciali- 
ter aut extrajudicialiter procedendum est/ 4 so sei damit schon quoad 
secundum, tertium et quartum vorgesehen. Quoad quintum et sex- 
tum sei zu bemerken, dass das Zeugniss des Pfarrers genüge, doch 
seien die Orts- und Personen-Verhältnisse in Betracht zu ziehen. 
Eine Beeidigung der Zeugen sei aber hier nicht erforderlich, da zur 
Giltigkeit der Dispens nur über Art und Grad des Hindernisses so- 
wie über die Gründe zur Ertheilung derselben wahrheitsgemäss be- 
richtet werden müsse. 

üebrigens sei eine officielle Antwort auf die gestellten Fragen 
nur von der Congregatio Concilii zu erwarten. Soweit die Mittheir- 
lungen des Monsign. Merosi-Gori, der sich diese Sache mit grosser 
Bereitwilligkeit und vielem Eifer annahm. 

Dr. Baich knüpft an die Antworten P. Sassi's eine Untersuchung 
an, durch die er deren rechtliche Begründung aus den drei berühm- 
testen Schriftstellern, welche diesen Gegenstand eingehend behandelt 
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haben, nachzuweisen sacht. Er gesteht zu, dass Pyrrhus Corrados 
eine förmliche Beeidigung der Zeugen verlangt. Zur Begründung 
dieser Ansicht beruft sich Pyrrhus Corradus auf c. licet. 2. §. testes 
autem, de testibus und c. tua nos de consang. et affin., nicht aber, 
wie R. glaubt, auf die vom Komischen Inquisitions-Tribunal erlassene 
Instructio „pro examine illorum testium, qui inducuntur pro contra- 
hendis matrimonis. u Diese gehört offenbar zu der folgenden Unter- 
suchung über die Feststellung der libertas Status, wie schon aus den 
einleitenden Worten erhellt: „Quo vero ad alia requisita circa 
matrimonium contrahendum necessaria. u Die übrigen Auetoren 
stimmen allerdings gleich Sanchez und Reiffenstuel darin überein, 
dass keine judicialis cognitio bei Ausführung der Ehedispensen er- 
forderlich sei. 8chmahgrueber % tom. 9. tit. XVI. de Matriuu n. 225, 
findet diese Ansicht darin begründet, dass die Information in den 
Dispensbreven der conseientia und dem arbitrium des Execijtors an- 
heimgestellt werde. Thomas de Rosa traetatus de Executoribus 
litterarum Apostolic. part. I. cap. VHI. n. IL; cap. XII. n. 6., for- 
dert zwar ein schriftliches Verfahren; er nennt dasselbe aber einen 
actus extrajudicialis zu dem keine Beeidigung der Zeugen erforder- 
lich sei, da der Executor keine contentiosa, sondern eine voluntaria 
jurisdictio ausübe; so lange daher kein legitimus condradictor auf- 
trete, könne der Executor extrajudicialiter vorgehen, da die Clausel 
nur sage: „cujus. comeimtiam, oner&mm." Nach De Justis tract. de 
dispensat. matrim. 1.1. cap. VI. n. 262. genügt ebenfalls eine cognitio 
extrajudicialis, da der Papst in dem Dispensbreve sich auf die Worte 
beschränke: „diligenter informes." Petrus Giovine endlich behandelt 
in seinem jüngsten Werke 1 ) de Dispensat. Matrim. consultationes 
canonicae tom. II. consultatio XXX. §. 56. die Clausel: „de prae- 
missis te diligenter informes ;" er findet eine cognitio summaria und 
extrajudicialis hinreichend , so lange kein contradictor auftrete, da 
die Information dem Gewissen des Executors anheimgestellt werde. 
Zum Beweise beruft er sich ausserdem auf Trid. Sess. 22. cap. 5. de 
ref. Rota Mediolanens. Matrim, die 17. Junii 1602. Garcias de 
Benef. part. 6. cap. 2 n. 249. 

Somit sind die Autoren mit fast vollständiger Einstimmigkeit 
allerdings der Ansicht, dass weder eine cognitio judicialis noch eine 
Beeidigung der Zeugen bei der Execution der Ehedispensen erforderlich 



1) Dieses zeichnet sich mit Ausnahme einiger wenigz weckdienlicher Unter- 
suchungen im ersten Bande, durch grosse Correctheit und praktische Anlage aus 
und tot darum namentlich för die Praxis zu empfehlen. 
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sei,.; J)pr Grund ^i^ser ihren IIebpreiqattpi»upg ..liegt Habe. Sie 
Jtnqpfen nlMxAicih ihre Untersuchungen entweder direct. an die mü- 
dere Ckuael „de praenwsiste diligeuter infornies" an oder erwäh- 
nen wenigstens ftur dieser 3511m Beweise ihrer Ansicht Kein Ein- 
ziger unter, ihnen* selbst nicht der jüngste; Petrus Giovine erwähnt 
der, andern Clausel: „per informationem exactam a personie fide 
dignis rite et recte examinatis, canonice habitam. u Ihre Deductio^en 
sind somit vollkommen, zutreffende aber nur mit Bäcksicht auf jene 
Clause! > t die sie vor Augen hatten. Eine allgemeine Regel aber 
übef die Pflichten des Executors aus ihren Abhandlungen herzuleiten 
oder zu begründen, wie ß. versucht, geht um so weniger, an, als 
sie selbst es als Grundsatz aufstellen und öfters einschärfen , dass 
der Wortlaut . der Clausein für die Art und Weise der Bxecwtion 
einzig, massgebend sei. In der Wahl dieser Clausein richtet sieh 
die Datarie nach den Zeitverhältnissen.. So ist. die Clausel ,.per 
infprmatkmem exact&m a personis fide dignis rite et recte. examina* 
tis canonice habitam" erst ßeit dem Anfange dieses Jahrhunderts 
in Gehrauch, namentlich seitdem Papst. Gregor XVI. durch seine 
literae ad Cardinalem Pro-Datarium Pacca die 22, Novemb. 1836*) 
die Ertheilung der Dispens für. den ersten Grad der Affinität und 
den ersten gemischten Grad- der' Consanguinität ersehwerte und 
eine gewissenhafte Beobachtung der Clausein bei der Execution der 
Breven den Ordinarien einschärfte. 

Wir können endlich die Ansicht des Dr. B. nicht theilen, 
dass der Unterschied in der Form, wie er in den Breven für die 
genannten Grade der Schwägerschaft und Blutsverwandtschaft 
obwaltet, kein gerichtliches Verfahren zu begründen scheine. 
Depn eine grössere Umsicht einzuschärfen, ohne dass die Infor- 
mation aufhöre, eine Sache des Gewissens des Executors zu sein, 
kann nicht der Zweck desselben sein, da ja auch in jenen Fällen, 
wo die Clausel „te diligenter informes" angewandt ist, der Executor 
zur grösstmöglichen Umsicht unter Androhung canonischer Strafen 
(Benedicti XIV. Constit. Ad Apostolicae; Pii V. Constit. Sicut ac- 
cepimus) verpflichtet ist. Die Anwendung dieser wesentlich verschie- 
denen Clausel kann somit nur die Vorschrift eines richterlichen Ver- 
fahrens bezwecken. Dasselbe soll zunächst die Ertheilung der Dis- 
pens für die Bittsteller erschweren. Die Kirche ist aber auch selbst 
aus den verschiedenartigsten Gründen dabei interessirt, dass für so 
nahe Grade eine Dispens so selten als möglich ertheilt werde. Sie 



1) Siebe Analecta jur. Pontif. tom. I. p. 749. 

Archiv fnr Klrcheorecht. XX. 17 
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tritt somit Bei der Exemtion dieser Breven gleichsam als päi* laesa 
auf und will hier ihre Rechte durch den Executor jüdirieH gewahrt 
wissen. Zudem treffen bei dieser Clausel nicht die Gründe tfu, welche 
die Auetoren einstimmig für ihre Ansicht anführen, dass die Formel 
„te diligenter informes" ein gerichtliches Verfahren nicht erfordere* 
Sie überlässt die Information nicht dem Gewissen des Executors, 
sondern verlangt, dass dieselbe durch Zeugen, die rite vernommen 
werden sollen, in canonischer Weise erworben werde. Endlich deu- 
ten die technischen Ausdrücke dieser Clausel auf ein richterliches 
Verfahren hin. Die Zeugen sollen rite, also juxta leges vernommen 
werden ; was für leges gemeint seien, sagt das Wort canonica. Eine 
canonische Information kann aber nur diejenige genannt werden, deren 
Modus durch das canonische Becht vorgeschrieben, respective einge- 
führt wurde, im Gegensätze zu einer solchen, die dem Civilrechte 
eigen wäre, oder einer solchen, die dem arbitrium oder dem GeWissen 
des Executors überlassen ist. Von der erstem Bedeutung kann hier 
nicht die Bede sein; die andere liegt um so näher, als die Clausel 
„te diligenter informes" die Information ausdrücklich als eine Sache 
des Gewissens bezeichnet. In dieser Bedeutung versteht aber das 
caaomsche Becht unter einer Information nur eine cognitio judieiaüs 
mit Beeidigung der Zeugen. Masclwt Institut. Canon, auetae a 
Giraldi lib. V. tit. I. §. IE. 
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lieber die Ehen zwischen Italienern und Schweizern. 

(Aus den Katholischen Schwefzer-Bhtttern 1868, Ö. 72 ff.) 

Iö Folge eines Concordates der Schweiz irjit dem Königreiche, 
Sardinien vom 19. November 1827 wurden die Erfordernisse festge- 
stellt, welche bei Verehelichungen zwischen Angehörigen der Schweiz 
und des Königreiches Sardinien zu erfüllen sind. Durch die poli- 
tischen Vorgänge der letzten Jahre und durch Abfassung eines neuen 
Gesetzbuches für das peue Königreich Italien kam .eine Verwirrung 
und Unsieherheit in das Verfahren der bezüglichen Beamten bei sol- 
chen Verehelichungen, so dass die italienische Gesandtschaft in Bern 
im Juni letzten Jahres dem hohen Bundesrathe einschlägige Erklärun- 
gen und Actenstücke übermittelte. Durch gütige Vermittlung der 
Staatscanzlei des Kantons Thurgau in den Besitz dieser Schriftstücke 
gelaugt, geben wir dieselben in getreuer Uebersetzung, die drei 
ersteren aus dem Französischen, «den Auszug aus dem Civilgesetzbuch 
aus dem Italienischen. Wir glauben dadurch für manche Geistliche 
verschiedenen Verlegenheiten vorzubeugen. Ueber den kirchlichen 
Charakter dieses italienischen Ehegesetzes sich auszusprechen, ist vor 
der Hand überflüssig. 

1. Schreiben des italienischem Gesandten an Seine Excellenz dm 
Präsidenten des eidgen. Bmdesrathes. 

Bern, den 5. Juni 1§87. . 

Die häufigen Uebertretungen des italienischen Gesetzes in «ei- 
nen Verordnungen in Betreff der in der Schweiz wischen j$wei Ita- 
lienern oder zwischen einem Italiener und einem Fremden abgeschlos- 
senen Ehen haben die Aufmerksamkeit des Unterzeichneten, Geschäfts- 
fahrers S. M. des Königs von Italien auf sich gezogen. Diese Ver- 
letzungen, welche, der Mehrzahl nach, der ganz begreiflichen 
Unwissenheit der obgenannten Verordnungen zugeschrieben werden 
müssen, sind Ursache von fortwährenden Zwistigkeiten zwischen den 
kantonalen und Gemeindebehörden und der königlich italienischen 
Gesandtschaft. 

Niemand würde den schweren Nachtheilen entgehen, die aus 
diesen Unordnungen entstehen. Wenn man vernachlässigen würde, 
die Bedingungen zu erfüllen, welche das italienische Civilgesetzbuch 
den, nach der gesetzlich eingeführten Form abgeschlossenen Ehen 
auferlegt, so ist die Ehe selbst .nichtig, kwn im Königreich nicht 

17* 
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als gältig anerkannt werden, und kann deshalb auch am Bürgergute 
keinen Antheil haben. 

Indem die Nichtbeachtung der Bestimmungen der italienischen 
GifeMfegiAiihg rillte* Waltend «itft^bettifft^ anct dieb S&WU 
zerbürger, de* sich dijrch ein^. Heirat h mit ihm verbunden hat. 

Die Kantonal- und die Gemeindebehörden der Schweiz ersuchen 
oft diese königliche Gesandtschaft um eine Acte, wodurch dfe Schwei- 
zerbürgerin, die mit'einfem italienischen Bürger sich verehelicht, das 
Bürgerrecht in der Gemeinde desselben erhält. Die Gesandtschaft 
hat Allemal geantwortet, indem sie den Art. 9. des Civilgesetzbuches 
citirt hat; »Die fremde £rau, die sich mit einem Bürger verheitathet 
hat, erhält* das Bürgerrecht und behält es auch als Wittwe.« Diese 
Behörden, welche einen so gerechten Werth darauf setzen, die Rechte 
ihrer Untergebenen in Schutz zu nehmen und sich zu versichern, 
dass sie die neuen Rechte ihrer neuen Lage gemessen, werden leicht 
einsehen, wie wichtig es ist, buchstäblich die Verordnungen des ita- 
lienischen Gesetzes zu vollziehen, — Verordnungen, an deren Voll- 
ziehung die Gültigkeit der Ehe liegt, und, folglich die Anerkennung 
der Schweizerbürgerin, als einer italienischen Bürgerin und ihre Zu- 
lassung zur Nutzniessung der Rechte, welche das neue Väterland 
ihr gewährt. 

Der Unterzeichnete hat die Ehre , beiliegend Seiner Etcellenz 
dem. Herrn Präsidenten der Eidgenossenschaft mehrere Exemplare 
eines Eheformulars, das die Verordnungen des italienischen Gesetzes 
enthält, zu übergeben. Er bittet den schweizerischen Bundesrath, 
die Kantonsbehörden der Eidgenossenschaft davon in Kenntniss zu 
setzen, mit Ausnahme der fünf französischen Kantone, und des Kantons 
Tesfein, wo sich Ccmsuln des Königs befinden. m 

Der Uöteraeichnete zweifelt nicht, dass auf eine solche Art die 
Ehen von Italienern, welche in Zukunft in der Schweiz geschlossen 
werden, die weisen Einrichtungen des Königreiche» Italien nicht mehr 
verletzen werden- 

Der Unterzeichnete bietet zum Voraus seinen innigsten Dank 
Seiner Exoellenz dar und erneuert ihm die Versicherung seiner höch- 
sten Achtung. 

sig. R. de Martine 
9. Besondere Bestimmungen für die Schwele. 

Nachdem das neue Gesetz in Kraft getreten ist, ist im König- 
reiche die Legalisation der Acten (die vorher noth wendig war) auf- 
gehoben worden. 

Die Ehe, welohe in einem fremden Lande zwischen italienischen 
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Bürgern, oder zwischen einem ttalienek und einem Fremden stattfindet, 
ist güllig, wofern sie nach der in diesem Lande eingeführten Form 
geschlossen wird, -Das Ctvügesetrfiubh stellt indessen folgende Be- 
:dingüDgen auf: ; ...... ■ / i. .• 

' ' 1; Die Verkündigung muss durch den CiVilbeamten des Geburts- 
ortes des Italieners geschehen, k' : * . 

2. Der italienische Bürger darf den Verordnungen des zweiten 
-Abschnittes des 1. Capitels des 5. Titels das CSvilgeßetzbuches nicbt 
feuwidetf gehandelt hiben. ' j '" • * ; • 

Sie werden dieses beifolgend in einer Copie dieser Verordnun- 
gen des Civilgesetzbuche^ 'fiilden. " ' ' ' ' , ' . 

, 3 f Der Fremde selbst ist auch den Hindernissen des obgenan^- 
teii 2. Abschnittes,' Capitel 1. des 5. Titels unterworfen. 

:, T^enn so4«m, diq Bejbörde, welche dpr Efoes<#liessung assistiren 
muss, vom iUlie^ßchen CiviibeajBten den Scheiß empfangen hat, djr 
constaftri^ dass die Civilverkündiguijg ijn Königreich^ st^attgefmi- 
denhfibe; • 1{ 

Weniges den gesetzlichen Wegen zufolge,; über die dje.Ortabe- 
hörde.veir^t^sieh ergibt, dasp. de? italienische Bärger: durch seine 
Heirath keine der obgenannten Bedingungen des -2, Abschnittes vom 
1. Capitel des 5. Titels verletze 4 «,},.; \ 

Wenn der Schweizerbürger ^ der sich durch eine Heirath mit 
einetMtaliener verbindet, sie ebenfalls nicht verletzt : 

Dann wird die $he, v die nach der durth das Gesetz 'desselben 
Ortes eingeführten Form gefeiert wird, im Königreich Italien gül- 
tig sein. j ; 

... t >Vir müssen .zuletzt noch jede Behörde, diß^dqr^he eines Ita- 
lieners assistirt, bitten,, derep Vollzug l^ald mitzuth9ilen ? d^ ^e^be 
innerhalb einer Zeit von drei Monaten nach seiner Bückkejir paclV Italien 
seine Ehe in das Civilregister der Gejpeinde, wp.^r seinen, bestapdygjn 
^ohnsitz aufschlagen wird, einschreiben lassen eiuss. 

. Der Artikel 367. des CivU^setabuches , legt /dem italienischen 
B^gf r die Pllicht fuif, innerhalb drei Monaten dem aächsten con- 
sularischen oder diplomatischen Agenten ei^e Cop;e.,der Heürathpur- 
kund$ zu, übergeben. , , f . 

•- Wenn nunsalk* Vorschriften voHzogeo werden, die wir *Oeb«ta 
mitgetheilt haben, so ! wird die fihö ,ift '. Italien, afye . Civilrechte 
geniessenr ! ■•' ■ •' ,;,:! ™ :!>:, '■•■■ ; - ""■' 

* Der Geschäftsführer S. M. des Königs vw Italien. . 
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3. Forntulär*). 

Gesuch eines schweizerischen Civilbeamten an einen italienischen, um 

in Italien die Verkündigung de* Ehe vorzunehmen. 

Der Civilbeamte von ... Gemeinde . . . Kanton . . . (Schweiz) 

ist ersacht worden, aar Verkündigung der Ehe zuschreiten, welche 

sich vor ihm zu schliessen vornehmen 



Gaue, 
Angabe, Name, Taufname, Ge- 
werbe, Geburts- und Wohnort des 
Gatfeji, — wenn es mehr oder 
weniger wichtig ist, auch die Na- 
men, Taufnamen, Profession und 
Wohnort des Vaters und der Mut- 
ter des Gatten. 



Gattin. 
Angabe. Name, Taufaame, Ge- 
werbe, Geburts* und Wohnort der 
Gattin, — wenn es mehr oder 
weniger wichtig ist, auch die Na- 
men, Taufnamen, Gewerbe und 
Wohnort des Vaters und der Mut- 
ter der Gattin. 



Nach den Bestimmungen der italienischen Gesetze ist diese 
Verkündigung gleichfalls geschehen in der Gemeinde ... Provinz . . . 
wo der Gatte seinen Wohnort (oder Gut) gehabt hat, welches er wie- 
der verlässt. — Der Civilbeamte von ... ist ersucht, diese Forma- 
lität zu vollziehen, indem er diese Ankündigung an den zwei auf- 
einander folgende^ Sonntagen verkündigt, tfelehe dem Empfang des 
gegenwärtigen Gesetzes folgen. > 

Localität des Kantons . . . (Schweiz); 
Datum , • . . Mobat . • . Jahr ... 

i Unterschrift des schweizerischen Givilbeaintai. 
... 4. Ai&zug aus dem Oivügesäzbuche des Königreiches Ifa fan. 

VonderBhe. 
Zweiter Abschnitt. 
. Von den Erfordernissen fQr Eingehung einer Ehe. 
§. SS. Der Mann muss das achtzehnte, die Frau das fünfzehnte 
Altersjahl 4 zurückgelegt haben, um eine Ehe eingehen zu können. 

'§. 56. Es kaiin NfeVmand eine Weitere Ehe eingehen, der bereits 
durch eine vorhergehende gebunden ist. .. 

§. 57. Eine Frau darf sich innerhalb zehn Monaten nach der 
Auflösung oder Annullirung detr Efrö nicht wieder verheirathfeh, aus- 
genommen den im Artikel 170. erwähnten Fall 3 ). Diefces Verität 
erlischt mit dem Tage d* Niederkunft der Frau. 

1) Gemäss dem Artikel 42. der Verordnung vom 15. September 1865 — • 
#ftr die Vollziehung dös Civiigesetrüoolres. Dieses Ansuchet* mais der italienischen 

, Gesandtschaft zugeschickt werden zur gesetzlichen Legalisation. 

2) Der Attiktf 107. lautet: 

Die offenbare und dauernde Impotenz, wofern sie der Vereheltcfcmg •vor- 
ausging, lann vom andern Ehegatten als Grund der Nichtigkeit der Ehe geltend 
geftfctift wetten. 
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§. 58. Die Ehe ist untersagt: in gerader Linie zwischen allen 
rrr ehelichen oder aussereljelicben — Aszendenten und Descendenten 
und den Verschwägerten der gleichen Linie. 

§. 59. in der Seitenlinie ist die Ehe untersagt : 

1) zwischen den ehelichen oder ausserehelicbep Schwestern, und 
Brüdern, 

2) zwischen den Verschwägerten im nämlichen Grade, 
. 2) zwischen Oheim und Nichte, Tante und Neffe, . 

§. 60, Die Ehe ist untersagt: 
Zwischen Adoptiveltern und Adoptivkindern und deren Descendenten, 
Zwischen dßn Adoptivkindern der nämlichen Person, 
Zwischen dem Adoptivkind und den Kindern der Adoptiveltern. . 
£wipch£U dem Adoptivkind und dem Ehegatten des Adoptators, und 
zwischen dem Adoptator und dem Ehegatten des Adoptivkindes. 

§. 61. Den wegen Geisteskrankheit Bevogteten ist die Yerehe- 
lichuug untersagt. 

Ist die Bevogtung e^rst beantragt, so ist die Tr^ung sp laug? 
zu verschieben, bis die richterliche Behörde endgültig abgesprochen hat. 

§. ß2. Wer durch Criapinalurtheil als Thäter oder Mitschuldiger 
eine? pn der Person eines der Ehegatten begangenen oder versuch- 
ten freiwilligen Tödtung überfuhrt wurde, darf sich mit dem andern 
Ehegatten nicht vorehelichen. 

Wurde blas die Versetzung in AnkUgezustand ausgesprochen 
oder die Verhaftung angeordnet, $o ist die Verehelichung zu verschie- 
ben, bis die Aburtheilung erfolgt ist . . - 
<§. 63t So lang# ein S<?hn ni^bt das 3$. und eine Tochter nicht 
das 21. Jahr zurückgelegt, kann von ihnen ohne Einwilligung: vo^ 
Vater und Mutter keine Ehe geschlossen werden. Sind die Eiter» 
diesfalls uneinig, m ist die Zustimmung des Vaters genügend. 

Ist eines der Eltern gestorben oder in die Unmöglichkeit versetzt, 
seinen Willen kundzugeben, so genügt dte Einwilligung des andern. 

Zur Verehelichung eines Adoptivkindes, das noch njjoht das 21. 
Jahr erfüllt hat, ist nebst der Einwilligung der Eltern auch diejenige 
des Adoptators erforderlich. 

§. 64. Personen unter 21 Jahren, deren Eltern gestorben oder 
in die Unmöglichkeit versetzt sind, ihren Willen kund zu geben, 
dürfen keine Ehe eingehen, ohne die Einwilligung der Grossväter und 
der Grossmütter ; sind der Grossvater und die Grossmutter *) diesfalls 
nicht einig, so genügt die Einwilligung des Grossvaters. 



1) Der nämlichen Linie. 
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1 '• Uneinigkeit zwischen Beiden ersetzt flie Ztistrmiriiing. 
'•" -■ ''§. 65. Sind weder Elterri, noch ein Ädeptätbr, noch Gtfossväter 
oder Grossmütter vorhanden,' odet ist keines' diefrselBeh 1 in fiter Lige* 
seinen Willen zu lässern, äo ; ist het'Peröohen unter fei' Jahren zur 
VWehfeHchüng dieEihtfilligttng des Familienrätties ^forderlich. 

§. 66. Die Bestimmung des Art. 63. ist auch auf die gesetzlich 
anerkannten, außerehelichen Kinder anwendbar. 'Behfc Abgang von 
wirklichen oder Adoptiveltern, welche die ü!iri#i!ligüng j fertheiWri könn- 
ten, wird letztere vom Vorraundsdiaftsräthausgespr^heri. < 

' Demseltfen kommt es auch zu, die Etawifligitiig sAir Verehe- 
lichung der nicht aneriinhteri'ausserehelichen Binder zu ertWlen, 
wenn keine Adoptiveltern da sind. : y l ■ > '' 

1 " :f §'. 67. Verweigert! die Ääceridenteh clder der Fämüientätti oder 
der Törmund^diaftsrath die Einwilligung , sd kann der volljährige 
Sohti hiegegen aö ' den Ajipellatiortshof recurrireh. ' ! • : - 

Für eine Tochter oder einen minderjährigen Sohn -kauft der Be- 
fcatö Von deA : Verwandten oder Verschwägerten oder voti der Staatsan- 
waltschaft ergriffen werdet. -' : j ] - y '•' r - n ' '' * ' 

h,f Efe t witd 6ine bestimmte' ^tziihg^ffir'AWtheiluig de^ Falles 
äiberauint ttfid diese erfolgt Von Seife de*8 Appfcllhofes nafch Anhörung 
der Parteien und des Staatsanwaltes bei gescMössehen Thlfreti. r 

Anwälte oder andere Vertheidiger Werdetf nicht :: ztfgeläfcöen. •« 

Der Spruch dte Hofes wfrd keine Motiv£ : enthalten: es kann 
darin lediglich '8tfr' Einwilligung erwähnt 1 werden, Welche/ Voi* dem 
Hofe selbst ertheilt werden sollte. ' ' • « ; 
,,-: i,f §. ©8; Treffen gewichtige Giüöde züsarütneh, äd kann der König 
in Bezug' [ ibf die toter» Ziffer '2. ttlid : 3; -dis Ärt. ; S9. be^ekslineten 
HinÄ^rni^seÜispens erthfeilen. ' ' \- • - ; -^ i- :■ f ' f 

Eb&ftW 1 kann er rön der AlteVsvörsehrHV dispeüöiröh 5 , ^ und 
döf'MähÄspe^OH,' wache 1 erst* Vierzehn «fafire zur&kgelegW'hät; sowie 
der FrättiBnspersön / : welche ^rst zitöffJahfe zurückmeldt l&at , die 
jfeke gestatten. 1 " 4,i " '"" ' ' " l ' l .■•!—:•.■•'• .•.■*. 
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»as Veto de* Wegiei'ungeii 4er ofcert-heinitfeheto 
Kirchen^rovinz gegeii die Wahlen der Cfllpitell 

, f §. I. Die Ffeiburger Wahlliste. (Feststellung de* f Sti:cjtf^ge.) « ,r 
Am Dienstag den 14. April 1868 wurde der um clie Freiheit 
äer katholischen Kirche so hochverdiente Hoctiwürdigste Erzbischof 
von Freiburg, Hermann von Vicari heimgerufen f ). Auf die ordnungs- 
gemässe Einladung des am 15. April JJ868 von deip terzbischöflichen 
Domcapitel in freier Wahl' ernannten Capitelsvicärs v Domdeca#s Dr. 
Lothar Kübel, Bischofs von Leuca i. p* \om 5. Mai 1868 versam- 
melte sich das Erzbischöfliche Domcapitel am 6. Hai 1868 zur Auf- 
stellung der Liste der Candidaten für den Erzbischflflidien Stuhl 

Jn geheimer Waljil wurden mit absoluter Majorität gewählt resp. 
auf die' gemäss der Bulle, ad dorn, grtsg, custod. dem Lnndesfürsteu 
vorzulegende Liste gesetzt: .. . . t ; , . 

1. Bischof, Capitelsvicar Di% Lothar Kübel, , ., 

2. Geistlicher. Kath Johann Baptist Miller, Pfarrer n in Krozingen, 

3. Official, Domcapitular Dr. Johann.. Baptist Orbin, ; .,>... 

4. Domcapitular Carl Weickum. §] ^ . ; /; \ t . t : . 

Vor Aufstellung der Liste wurde dem , Domcapitel mitgetheilt, 
dass Seitens der Regierung nichts entgegenstellt wenn dap Wahl- 
collegium auf die Liste auch solche Cafldidaten seitze, welche dem 
Klerus der Erzdiözese nicht angehören, ; ^ «. 

. ;f/ In der Voraussetzung^ dass der .heilige Stuhl gleichfalls niphts 
<fyg$gen erinnere, setzte tjlas Domcapitel ferner auf die Liste j , 

5. Weihbischof Dr. { Joh. Ant. Friedrich ßaudri r Geperalvicar des 
, r $rzbisjchofs von-Költ\, , . . '].] ,. . ,„ •.><•,,.., -.,}., . ,i 
(5. Dr t Matthias Eberhard, Bischof von Trier^ ;;; ,-/ , , : t , ,• 

,, 7^ Dr. x Wilhelm , Emmanuel Freiherrn von.,JtCetjie|er 9 »Biscljjojf vop 
Mainz und . r , , ».,,.■..».• 

. 8. Dr. Conrad Martin, Bischof \ron J^derjwrn.. , .. r . tk 

Am>,G. Mai 1868, : also innerhalb .^er in der citirtenBulJe vor- 
geschriebenen Frist. 8 ,) , brachte- das Erp bischöfliche Domcapitel diese 
LMfte dejr. ßandidateu zur Kenntnisjs des Laijdejfherrn — mit dpr^Bitte 
um höchste Erschliessung, ob und welcher.: von, d^ Candidaten S?. 
Konigl. Hoheit, dem Grossherzog weniger genehm sei., 

, Dieses. Scbriftstüci wurde am 8. Mai 186$ a^gbsende^ ka/n 

1) Vgl. Hewbmn v+ Yiwri, prz^iscl^of von, Fr^ibufg^ . Sehl beben und 
sein Wirken. Mit dem Portrait des Erzbischofs. Sechste, tneihveise umgearbei- 
tete Auflage. Zürich and Stuttgart. L. Woerl. 1«68. 5$ S. H2. ; ; €VZ*ttirii Katho- 
lik. IS6S. MamfeftS. 5 18^29. ''■■ ■ .rw/ii-x' « «-:..•<, 

2) Von einem Mooat vori Tag^üdr Erledig^ 4t& Eralüälhwns • g^retbDet. 
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! "• üneinigkeft zwischen Beiden ersetzte " ^x^» W* *<**'*» 
§. 65. Sind weder filteni, noch **•' ^ V<fö*AMr* ♦ r9 W» fce 
oder Grossmütter vorhanden , 'iJd**'' .-^r^^*fr Höchstderselbe 
seinen Willen zu atosern, 1 V .. '\^ //&<&&. Staatsmjnisterium : 
VereheHehung dieliirtfflV „ .^V*^ der vom Domcapitel z» 
§. 66. Die Bestinr . ' '^f^U** ®* den Erzbischöflichen 

anerkannten, auseereV 'K'i^ti dorn. greg. custod., sowie 

wirklichen oder Ador '• *j^f ^,W die vier Candidaten: 
ten, wird letztere • '..'V^ 
Demselben ■ "&&*?' 
üchung der * ^Jgfrg 

J: 67 T _$* r %«r^, nicht zum Diöcesanklerus gehörige 

der Vohr , >^^& kflnftig auseuscUiessen , ofe »icW wqMbar 

bohn h< w*£ *r ^ierzogl. Regierung nicht in der Lage sei, den 
& i* ' "*!j!S* * ^»t«" das badiscteStaatsbürgerrecht *) zuzusagen.« 
• • " in*** 2 Säw Königl. Hoheit »allergnädigst ausgesprochen, 
waF ^Tw^Si ans dem Diöcesanklerus 
's ^*^ un d Weihbischof Kübel, 
8 ^Äer voi. Krozingen und 

< ff» m nt t»Ut Weickum 

War genehm bezeichnet werden.« 

& ^zugleich haben Se. Königl. Hoheit das Ministerium des In- 

_,, t u erniÄchtigen geruht, dem Domcapitel zu eröffnen, dass Aller- 

Mhstdieselben auf Grund obiger Entschliessung der Vorlage einer 

gtg&zton Ciwdidatenliste entgegen sehen.« Diese Staatsministerial- 

gntaebiiesswag wurde sofort durch Erlas? Gr. Min. des Innern vom 

IS. AI«» 18Ö8 Nr. 6474 dem Erzbischöfl. Domcapitel mitgetheilt: >Da 

jiamacJ» nur cm Candidat als nicht minder angenehm auf der Liste 

bleibe» werde der ergänzten Candidatenljste entgegen gesehen.« 

Inzwischen trafen die an das Hochwürdigste Domcapitel auf 

dessen Schreiben vom 17. April 1868 gerichteten »litterae Aposto- 

jioae Pii 1». IX.« vom 4. Mai 1868 bei dem genannten Capitel ein. 

Der heilige Vater spricht hierin seinen Schmerz über den Verlust des 

Hoohsehge« Erzbischofs Hermann mit den Worten aus: 

, *.JL No11 potuimus non vehementer dolere, ... cum amiserimus 

Antistatem. qui ob egregias . . . v^tes Nobis carissimus, in isla 

regead» l»ioecegl omnes hm pastoris partes expkre et epscopah 

***J?J2TX!Z£ZL*lZl ** **« Wto *«*«««* »die U dorn. greg. cet 
miayt ********* des h,d. famg«^ „^ U w*mrm * w* m+m> 

"» **«•»•«« INftces<Fnfewg. 
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Ärtitudinfr eithblitae Ecclesiae causam, ejusque doctrinäm, jura, fflteiv 
Utera ifnpavide propugnare taiftopete gloriabatur ..«*.« 

Dir heilige Stuhl billigt, dass das Doüicapftel sofort in flardh- 
aus freier, canonischer Wahl einen Capitösvicar bestritt habe: 
« »Ex eisdem vestris Litteris libentissitae intelleximus, Vos istius 
vscahtte Eceleäiae procurationi , ♦ . prospicere . . „ eupieötes ex Sacror. 
Canobuzn praescripto rite elegisse Vicarium Capüularem istum Ve- 
tiefabilem Fratrem Lotbariwn Bpiscopum Leticenaem i. p. L, vestrique 
Collegii Decanum.« 

< Ueber die bevorstehende Wahl spricht sieh der heilige Vater 
also aus: 

»Cum a Vobis ex ApostoHcae Sedis pririlegio novns istius Ärchiep. 
Ecclesiae Antistes sit eligendus, haud possturnug, quin . . * hoitanror 
. . i särvahtea, quae Trid. praesertkü Synodus (Sess. 24; c. 1. de ref.) 
docet, velitis ecclesiasticum virum eligere, qui . . . praeter alias egre- 
gias dofces:, quae ad Episcopale mmras ... obeündtim . . . reqtiifttn* 
tur, gacerdofali zelo ac fortitudtne pra&tet in Ecclesiae juribös virf- 
liter tuendis, quemadmodura nupet deftmefcus Antistes summa mm 
sui nominis lande egit. Quo facilins tanti momanti res ä Vobis' con- 
fici queat, hisce Litteris facuitatem vobis facimus, nt in eligendorum 
elendio a Vobis acofuratisseme faeiendo et Isti civil! Gubernio exhr- 
bendo ponere etiam possitis plures ectle&iasticos vir#s ad istum 
Dioecesmuin ßkrum minime pertinentes, mm obstantibns in oon- 
trarium faciemfib«s quibusctmque. Id tarnen est lege omcediiüuö, ttt 
noVi Anti&itis electio a Vobis fieri nwnqmm possit, ntei ab eodem 
Alubernia tres sattem in elencho reMoti fuerint, qui eiigi possint.« 

HieraXif «nfl auf Art; 1. der berfihTten BnZle *6h 1827 g<estfttet, 
erwiderte das EnMschöfl. Domdaipitel *wn 27* Mai 1868 dem Ministe- 
rium des Innern: »gisraäss dieser Balle habe das Capitei der Me*ro- 
politahtircfee «ch ÄuWh Vorlag« der Cähdidatenlate an Se. Kfoigl. 
Hoheit den Grossberzog . . \ torVder Wahl i\x vergewissern, ob 
vielleicht diner der Gandidaten dem Durchlauchtigsten Landesherrn 
minder genehm sei, Welchen sodann das Gapitel aus dem Verzeichnis 
zu streichen habe, in jeätim Falle müsse aber die übrig bleibende 
Anzahl noch hinreichend sein, dass ans ihr der neue Vorsteher «der 
Kirche von deJri Domcapitel nach cmtonischer Vorschrift frei gefühlt 
werden könne. Wir kennen 4cein Breve, das' dem Gr. Gubernium ein 
Weitergehendes Rechtals diese Bulle einränrtt« . "• ■ 

Demgemäss, sowie nach den eben erwähnten «Litterae Aposto- 
licae« vom 4; Mai 1808 sei das€apüel »berechtigt und verpflichtet, 
nach 'den Böstindmungen des Kirchenreohts nnd nach sghwr Ütber- 
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jm^Ung -die Liste der Candidaten Seiner . KönigL ; H^faeii ../ zöt 
Kenntniss zu bringen. .» . Die Besdir änkuag > airf die Liste solche 
4ß< £0tzefi, welch* djem DidtesaAklerüs angeb6ren y sei im -vtori«igenden 
Falle durch die frühere, aueh im Staatennhißterial-Erlass votd 18. 
d> M. aufrecht erhaltene Erhtäarmg der G&v Regierung, sowie durch 
den Ausspruch ;c|es Apostolischen Stuhles Tom 4. d. M. .+— entfalle«.* 
»Die : . . . vorgelegte Candidatenliste «entspreche deshaib durch- 
aus 4er . ... berührten Bulle . . . Das Backt tfefe Capitels basügfcch 
dieser Liste sei durch Vorlage derselben an den Landesherrn erschöpf* 
Auf ^ der vJj^ >M\äa^n Anck nach der . s erwähnten , ! ^neuesten päpst- 
lichen Interpretation mindestens drei Candidaten stehen« bleiben, tfm 
c|erdn Belassttng gebeten: wind, tda das Capitel »sich znr Abänderung 
beziehungsweise Jjrgän&ung dieser Liste nicht für befugt haltet 

, Selon ,am. 30. Mai 1868 erwiderte Giv Ministerium des .Innern, 
die Regierung bestehe darauf s dass die liste ergänst würde. Die 
Cwdidateniiste des Ca^itels »entspreche in ; formaler iBeziekuüg den 
Vorschriften des Art. L der Butte ad dam* greg. custöd. In vorlie- 
gender Sache- sei* diese. imd die Vorschrift des Breve Leo XII. vom 
28., Mai 1827 massgebend.« \i =? ' • • ; .-. .:..■«»• 

• »Es; sei in der Balle nuir gesagt, das» auf* der. liste*, auf Grund 
wvWw eihemnümche Wahl ftmtii das Gapitel rorgenöminen #^:den 
wil, dite übrig bleibende Anzahl der Candidaten noch- hinmähend: seih 
müsse * um einfc . . . Wahl zu ermöglichen. Der tArt. I. der Bulle 
enthalte: keifte Bestimmung übe* die 3abl der auf die' liste zu setzen- 
defc Gähdidaten v . . auoh keine Norm, wie viele Cündüliüen die- Re- 
gierung als minder angenehm von der Liste streithm »u K lassen: Üe- 
Jttgt? sei. *'- :■.' Der &rtt L wolle* da&s.tot^/eAtö dem .'» Lanätsherrn 
nicht \timi$er mtgm&hnie . Persdntichkeü * den ErzbfeohöflJ Stuhl be- 
steigen kSnhe.« . Hi&nadhij geniiss '«ken in diesem Minisberial^ Er- 
lasse /titirten >Neten 44s heiligen Stuhles votn 10i August uhdi 24*. Sep- 
tember 1810, 16. Juni 1825 und 6. Januar 1827 1 - der BcfgieruÄgö- 
deekraition' von: 1848 und der Note der oben-hfeimkheu Regierungen 
vom! 4*/7. September 11826 < sowie krait «dfcshBreveVitom 2BJ Mai 
1827 (ml w^cbe Documente, wir ziMck komnöen werden) j »können 
hei uiis in '.gam gleicher \ Weise wie in Preussen« peAona^ minkis 
g^atae> den Erabdschöflichen Stahl nicht' besteige».«: Baä spreche aiieh 
das landiesheilliiühe Bigthümsfundations-Instrumenfr -aus. • •:• 

Das Erzbischöfl. Domcapitel beharrte lediglich auf söiner Liste 
«id Ui heiligt Stuhl billigte die Nichtergänzung derselben; ? 
. -..' :E8> ist also- kein Sbfeit: darüber* ob «die Liste denl vereinbartet! 
BeftÜMromgen entsprechet ob iiiid Tiulgesähnbtme Anzahl w* Cäadi- 
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daten darauf gesetzt, seien, ob sie rechtzeitig dem Landesherrn vi»- 
gelegt wurde, ab die Candidaten wählbar seien, resp. ob iü casn auch 
NiohtdiöQeea^riester re&p* > Ausländer« auf die liste gesetzt werden 
durften. Die Frage ist nur die: •«■. . .>■■>■ 

i »Hai die Regkrmg das Recht > alle ihr nicht xmifenehme* Can- 
ctidäten, überhaupt alle vom Domkapitel auf die Liste Gesetzten 
>m. streichen? Hat felgeweise das« Capital die Pflicht, solange 
die Liste zu ergänzen oder zu .erneuen, bis die Regierung drei 

. personae graiae auf derselben ! belässt? 

Die Gr. Regierung bejaht, das Erabischöfl. Dotncapitel verneint 
diese Fragen. Beide Theile stützen sich, auf die berührte Verein- 
barung von 1827, welche wir deshalb jetzt darzulegen haben« . . 
$.2. Die Convention von 1827. 1. GeschJchle der ^Vereinbarung; 
Sowohl die Geschichte dieses Uebereöakoaimeuä, als der. Wart- 
laut, die JJsml-, Doctriml- und die aidhcntiscliej^rpreiation idw~ 
selben spricht dafür., ,dass das Dömcapifcei die Liste der ; Ca*kdi<Iaten 
ohne jede Böcksicht ml den. Uwstandv oh dieselben! der Begiarung 
genehm sein können, aufzustellen habe und das» diese, nut berechtigt ist, 
dieser Liste ein gemi'migtes Veto entgegen zu setzen. > Naeb. diesem 
Uebereinkonunea darf das Capitel aus eigeaem Becbt, $foa abgfc* 
sehen von einer, weiteren Aufcorisation des heiligen Stubtee; mr Eine 
Liste zurKeüntniss des Landesherrn, bringen und Höohs&derselka k*nn 
dar ans nur somde Candiäaten ah minder genehm .erklären,, dass 
aus der auf dar Domeapitolschen liste übrig bleibenden AnxaM der 
Candidatfen das Domcapitel in freier Wahl deu> neuen Vorsteher 
wählen kann. Das beweist die Geschichte des Uebereinkommetts 
von 1827. , • 

; : Die Regierungen des Königreichs Württembergs v des Grossher- 
zogthuma Baden und Hessen-Darmstadt r des Kurfuratenthums Hes$en 
und des Herzogthums Nassau traten in Frankfurt a*/M, , am 24. Mär.? 
1818 zu Conferenzen zusammen, welche später zur: Errichtung der 
oberrheinischen Kirchenproviaz führten. Sie stellten zuerst die 
»Grundzüge zu einer Vereinbarung über die Verhältnisse der kathor 
lischen Kirche in den deutschen Bundesstaaten« fest. Diese »Grund- 
züge« beruhen ausgesprochener Massen auf den febronianistisph-jp- 
sephinischen Ideen v. Wessenberg's*), Werkmeister' s 2 ) und Koch y s*), 

. *" 1) Wessenherg, Die deutsche Kirche, ein Vorschlag zu ihrer Begrün- 
dung. 1815. 

2) Werkmeister, Entwurf einer neuen Verfassung der deutschen katho- 
lischen Kirche (Nationalkirche) in dem deutschen Staatenbunde. 1816. 

3) Koch, Kirchenrechtliche Untersuchungen Ober die Grundlage zu den 
künftigen katholisch-kirchlichen Einrichtungen in Deutschland. 181«. 
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welche schon früher als der Leine und der Dfeciplia der katholischen 
Kirche widersprechend vom heiligen Stahle verworfen worden wa- 
ren 1 ). Ein wesentlicher Theil dieser Grundzüge wurde im die von 
den erwähnten Regierungen im Staatsvertrag vom 7. Oetober 1818 
festgestellte >Declaration« an den heiligen Stahl aufgenommen. Die 
»Grundlage,« insbesondere Das, was Ar die Declaration nicht pas- 
send erschien, sind in die »Kirchenpragmatik« vom 14. Juni 1820 
angereiht wcttden. Bin Theil der Kirchenpragmatik wurde in die 
Regierungs-Verordnung vom 30. Januar 1830 aufgenommen, während 
der übrige Theil der >Grondzüge« resp. Kirehenpragmatik in das 
am 13i Mai 1820 -verabredete Bisthums-»Fondations»Instnimeiit« zu- 
sammen gefasst wurde. 

Die den *Grundzägen« wran gegangenen »Grundsätze« sprechen 
sieh Aber die Besetzung der Bisthümer so aus; »den Erzbisehof und 
die Bischöfe ernennt der Landesherr in seiner doppelten Eigenschaft 
als Landesherr und Dotater.« Diese Bestimmung wurde in den 
iGmidzägen« beibehalten. Dagegen wurde hier das dem Demeapitel 
in den »Grundsätzen« eingeräumte Vorschlagsrecht dahin modificirt : 
fcSämmtliehe Landdeeane der Diöeese wählen aus ihrer Mitte . • . för 
jeden Fall einer Bischofewahl . . . eine der gesetzliehen Zahl der 
Domcapitulare gleiche Anzahl von- Deeünen. . . . Diese bilden mit 
den JDefeherren das Wahkollegium. Vor der Wahl steht dem Lan* 
desherrn das . . «Recht zu, die exelusivam zu ertheilen. Die Wahl 
geschieht in Gegenwart eines landesherrlichen Commissärs auf die 
. • . Art des canontschen Scrutiniums. Jedes Mitglied der Diöcesan- 
geiattichkeit ist unter Voraussetzung seiner Tauglichkeit wählbar.« 

Dieses »Wahlcapitel soll drei 2 ) taugliche Personen erwählen, 
aus welchen der Ländesherr denjenigen benennt, weider (vorbehalt- 
lich der päpstlichen oder — »erzbischöflichen Bestätigung«) »die 
bischöfliche Würde erhält.« 

In der »Declaratio 3 )« heisst es: »V. Ad antiquam ecclesiae 
Germanicae disciplinam conservandam promotio ad dignitatem episcopi 
etiam in posteram per viam electionis fiet.« Ueber die Zusammen- 
setzung des Wahlcollegiums ist hier dasselbe wie in den »Grund« 
zogen« gesagt, ebenso auch über die Zahl der dem Landesherrn zu 



1) v. Longner, Beiträge zur Geschichte der oberrheinischen Kirchenpro- 
vinz (Tübingen 1863) S. 408 IT., cf. Buss, Wiederherstellung des canon. Rechts 
(Stuttgart 1853) S. 12 IT. 

2) in den „Grundsätzen" hiess es „vier Personen/ 4 

3) Abgedruckt bei Longner a, a. 0. 8. 632. und in „Deutsche, Blätter für 
Katholiken und Protestanten" (Heidelberg. Winter 1840V IV. Heft S. 75. 
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designierenden ßetetlichen und übe* dessen »Desigfnatien* Nor das 
passive Wahlrecht ist dahin erweitert: »per scrutinium . . . eliguntur 
tres dioecesani viri . . ; öatioae Qermani indigenafe.« 

Dieselbe Bestimmung ist auch in die »Kirehdnpragmatik« über- 
gegangen mit dem Zusatz, resp. der Abänderung: »§. 10. Das Wahl* 
eollegium« (Domcapitel und Decane) >wähtt durch absolute Stim- 
menmehrheit drei Geistliche aus dem Diftoerianklerus. Unter diesen 
wird Derjenige als Bischof proclamirt, den das landesherrliche Veto 
nicht ausschliesst Der ganzen Wahlhandlung wird ein landesherr- 
licher Gommissär beiwohnen. §. 20. Zum Bischof kann nur ein 
Geistlicher gewählt werden, welcher ein Deutscher von Geburt und 
Staatsbürger des Staates, worin sich der erledigte Bisehoissitz be- 
findet oder einer der Staaten ist, welche sich zu dieser Diöeese 
vereinigt haben.* Die vorgängige landesherrliche Exctasive ist also 
hier aufgegeben. 

Diese Bestimmung (§. 20.) dar Kirchenpragnmtik 1 ) ist im §. 15. 
der Verordnung vom 30. Januar 1830 reproducirt, während das Bis- 
thumsiundatkms - Instrument vom 16. October 1827 ausser jenem 
§. 20. (der mit Art. I. der Bulle ad dorn. greg. oustod. congruirt) 
vorschreibt: 

»1. So oft der Erzbisohöfliche Sitz zu Freiburg erledigt ist, hat 
das Capitel innerhalb eines Monats vom Erledigungstag an gerechnet, 
Uns ein Verzeichniss derjenigen Diöcesangeisüiehen vorzulegen, welche 
dasselbe für würdig und tauglieh hält, der Kirche mit Frömmigkeit 
und Weisheit vorzustehen. Sollten unter diesen Candidaten Uns 
minder angenehme Personen sich befinden, so wird das Capitel die- 
selben auf Unsere Erinnerung aus dem Verzeichnisse streichen. Hier- 
auf hat das Capitel zur Wahl des neuen Erzbisehofe zu schreiten, 
wobei es verpflichtet ist, nur eine solche Person zu wählen, von wel- 
cher es vor dem feierlichen WcMact sich die Gewissheit verschafft; 
hat, dass dieselbe . • . Uns wohlgefällig sei. Wir behalten Uns vor, 
zu der Wahlhandlung einen landesherrlichen Commisaarius abzuord- 
nen, ohne dessen Zustimmung die Wahl nicht verkündet, noch irgend 
ein Schritt zu deren Vollziehung geschehen darf.« So sind in das 
Fundations-Instrument von 1827 lediglich die Grundsätte der De- 
ctaraUon und Kirchenpragmatik von 1818/20 aufgenommen und ist hier- 
nach das in der Bulle von 1827 dem Landesherrn eingeräumte Becht 



1) Abgedruckt bei Longner a. a. 0. mit der Verordne** vom 30. Januar 
fftSO. Letztere steht auch in Walter fontes juf ♦ eceles. (Bonnae. Marcus. 1S62) 
S. 340. und in dessen Kirchenrecht XII. Aufl. S. 780. 
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des ^schränkten Veto in das frohem (1820) beanspruchte Designa- 
tionsrecht verwandelt worden. Das dem heiligen rShM> vorgelegte 
Erzbisthumsfwidations-lnstrumetiV) vom 23. December 1820 enthält 
dpn obige», im Fundattons-Instraraent^wa 1827 enthaltenen Zusatz 
betreffs efcr .TfiiW nicht. • 

Ab 1819 die Verhandlungen iber die Verhältnisse der ober- 
rheinischen Kircheaproyjnz zwischen den betreffenden Regierungen und 
dem heiligen Stuhl begannen, erwiderte Letzterer auf die : berührte 
Declaration in der berühmten espostaione dei Sentimenti des Cardinals 
Consalvi vom 10. August 1819'): ;* • : 

»18. Diese Bestimmungen (der Declaration) sind der Dwciphn 4er 
dettaohe* Kirche zuwider, welche man beibehalten will. Dieser Disciphn 
gemäss sollen . . . zur Wahl der Bischöfe und Jfrzbisehftfe nur allein 
die wirklichen Domherren der bischöfl, und erobischöfl. Capital zu- 
gelassen werden. . . . Der heilige Vater . . . musste in der neuen 

Wahlart, die bestimmte Tendenz bemerken, in der Kirche 

einen Geist der. Democratie einzufahren ... um nach und nach . . . 
auch dem Volke zu den Bischofswahlen Zugang zu verschaffen und 
alle die Unordnungen wieder zurück zu rufen, welchen abzuhelfen 
die Kirche gezwungen war.« Das von den Regierungen beanspruchte 
Naminationsreeht »gesteht der heilige Stuhl sogar. den katholischen 
Fürsten nicht als ein der Krone anklebendes Recht zu. Ebensowenig 
kannte er. es ... protestantischen Fürsien als eine Folge des Patro- 
natsreehts zzugeetehen, welches aus der den Bisthütaern ausgesetzten 
Dotation 3 ) entspringt. . . . Ahatholiken können des Patrmatreckts 
nicht theilhaftig werden.« Der heilige Stuhl erklärt sich aber be- 
reit, wenn der modus aeeeptirt werde, dass das Gapitel »drei Subjecte 
wähle, damit Seine Heiligkeit aus denselben den neuen Bischof aus- 
wähle, er mit Beobachtung der ihm obliegenden Pflichten alle Rück- 
sieht auf denjenigen nehmen werde, zu dessen Gunsten die... 
Souveräns ihm ihre Wünsche zu erkennen geben werden — in favore 
de quäle i rispettivi Sovrani le faranno sentire le loro premnre«« 

1) Die Fundation resp. Dotation des Erzbisthums stützt sich auf §. 35. R. 
D. H., die vereinbarten Erectionsbullen und das Fund.-Instr. von 1820. Denk- 
schrift des oberrhein. Episc. von 1853 S. 102. 

2) „Esposizione dei Sentimenti di Sna Santtta sulla Dichiarazione de'Prin- 
eipi q Stati Protestant*! riuniti delUl Cenfederazione Germanica/ 1 abgedruckt in: 
„Die neuesten Grundlagen der teutsch-katholischen Kirchenverfassung 11 (Stuttgart. 
Metzler 1821) S. 354. 

3) Die Dotation wurde nicht ex liberalste und nicht ex patrimon. bonis, 
sondern kraft Rechtspflicht aus dem sflcularisirten Kirchenvermogen gemäss $. 85. 
R. D. H. gegeben. 
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, ,., Sollte dieser, »Vorschlag nicht beliebt werden, so ..:• .; gesteht 
der heilige Vater diesen Fürsten zu* dass sie, ehe das Capitel aar 
Wahl schreitet, jen* gemässigte Ausschliessung (quella moderata 
exclusione), ausüben kennen), welche Se. Heiligkeit der brittißchen 
Regierung hinsichtlich der Bisthümer in Irland in Gegengabe . . . 
der Emancipation Ae^JKatholibm zugestehen .wollte. In dieser Vor»* 
auaöet^img würde, das: Cupitel, ehe es fcür cäneni&chen Wahl schreitet, 
der Regierung die Liste der Candidaten überreichen , von welcher 
die Regierung diejenigen :Snhjecte streichen könnte, die ihr weniger 
gettehm w&ren (Sogetti che gli fossero meno graditi) y wenn nur in 
der Liste so viele .stehen blieben {purche ri manesse nella Nota un 
nnuiero aafficiente \jmt la libera elezione) als Kur freie» Wahl des 

Bischof* hinreichend- tffiren.« .«■ 

In der Antwortsnote der Gesandten der «tberrheinisehen Re- 
gierungen -(v. Schmitz - GroHenbnrg ' nnd . v; Türkheim) <L d. Rom 
3. September 1819 *) beharrten diese auf . dem Mitwahlreeht den 
Landdecäne »doyens ruraui^ weil die neuen Domeapitel nicht mehr 
so zahlreich: besetzt werden »Ie nombre des chanoines sera trop 
körne U ; Das Designationsrecht der Landesherren wurde eben&lk 
aufrecht erhalten, da es ^«r ^dae Recht des Veto sii, *en nö reser^ 
vant'ipour leapriacfcs que le- äwüifotVeto. Les mots: »designabit 
©u&vqui fiat epiäcopus«: n'ont du indiquer autre chose.fc Die Re^ 
ligionides Land)C8herrn s sei geih^jrcAönliefce- Angelegenheit und köntoe* 
die Ausübung landesherrlicher Rechte oder des Patronats nicht hin- 
deifey Welches ab dingliche» Ä ) ; auf dem EigeäthuBa bembev 

. ■> Die/ Regierungen:: der Dbearheinischen Eircbenprovine beaftt* 
apctachtefeiidas Recht, aZie vom Wahlcollegium wrgewMagevm €anß 
didatmMs auf Einen iü streichend): Die öesandWn' derselben ; schlu- 
gen deshalb inr fieser Note ?or v (ton Artibel V. der Declaratiogi dahin 
zu modificiren : »ex his fiet episcopus, quem summus terrftorü priö* 
ceps, ca^os wmmtwlo, ' Jnrt tsrii agaoscit;*» < > •• -im-u •■ f 
• .- In; der. Antwort des Gardinais Qonsalvi vom 24/ September 181$ 
wird die Zulassung der Länddecane zum Wahlcollegium wiederholt 
zurückgewiesen.. Da^s Nominationsrecht sei auch den katholischen 
Fürsten nie als Souyeränitätsrechi concßdirt worden. Von einem. 



t) Abgedruckt in d^n „neuesten Grandlagen" ai a; 0. & 817* •'" . 

2) Es febU-aber an der res,*ul annexnm «»fjdspatr,. • 
. • 3) Der preussistne Gesandte Niebubr sagte in seiner Dppesdie d.d. Rom 
19. Februar 1*19 voraus, da& 4er heiftge Stahl nie. daraaf etogeben werde, 
„dem protestantischen Landesherrn die Wrtl defe Bischofs aus drei vorgeschlagen 
ne(b«objeeteh aa ÖbeHawen^ «■* "■ .' • '< '* '• *'» •• «c 

AnÄiY Ür KlMtearräkt. JUL * ' » 18 - 
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Patroimt, welches nv bei beneficia minora zulässig ist, kfatne hier 
und ebensowenig von dem Privileg eines Nominationsrechts an pro* 
teetantische Fürsten die Bede seih. Eine factische Nomination d. h. 
die Berücksichtigung der Wünsche der Regierung bei der Bischofs« 
ernennung könne ^ ähnlich wie bei der Verhandlung Della Genga's 
mit Württemberg yon 1807, zugegeben werden. 

Das beanspruchte Veto, alle Candidaten bis auf Einen zu strei- 
chen sei >keine WM mehr, sondern eine nonmatio*).* Wenn das 
Gapüel drei Personen wählen solle r so müsse die Auswahl hieraus 
dem heiligen StuU überlassen werden; andernfalls solle das Capitel 
nur Eine j Person wählen, sich aber »vor der 'Wahl« durch Ein- 
reichung .der. Cattdidatenliste »überzeugen, welche Person weniger ge* 
nehm sei, so jedoch , dass eine hinreichende ZaJÜ zur freien Wahl 
des, Capibelfl übrigbleiben < Es werde »nicht möglich &in, dass nicht 
aum wenigsten drei i oder vier Personen unter* den Candidaten der 
Regierung genehm wären.« . 

So hat also dar heilige Stuhl ausgesprochen, dass bei der Wahl 
des Bisthofs durch das Capitel. die Regierung nirgends positiv, son- 
dern nur megativ dadurch einwirken könne, dass sie einer relativ 
begrenzten Anzähi von; Candidaten das passive Wahlrecht enUtieh&. 

Das- ist das« s. g. irische Veto, wonach das öapitel vqr der 
Wahl Mne Candidatehliste der Begierung einreicht,, welche diese bis 
auf eine i anr , Wahl ausreichende Anzahl voo Candidaten . parifiouren 

k«ll* 3 )» , -, ■„». /L - .' ■, .. ... .i f ■ .;.!'.•!;■/■.'■. 

Die Regierungen der oberrheinischen KirchenpccvinÄ glaubten 
damals auf,di$8ea Vorschlag nicht eingehen zu- können* Nach dem 
Bogierungsanttitt des, Grosahörzogs Ludwig von Baden wunden aber 
von, der/badischeniBsgierungj^ dem heiligen 

Stuhle geführt, wfetehe achüeeslich, zum Abschlüsse -des. üebereinkom- 
mdnq M^n 1827 fllhctenk . v > v > v .< ; -'<> . > : ü . , ;: .* 

Der heilige Stuhl verwarf i# deit Nojen vom* 17* Feteniar und 
SQsixm 1828 -die ihm/ bekannt* gewordenen . »Grundlage« uild die 
*Kirohenpragmatik« der oberrheinischen Regierungen 3 ). .'s 

\y Mejer, Das Veto deutscher protestaiUiscner Staatsregierungen gegen, 
katholische Bischofewahtim (ürnftotit: Stfller. 1868) S. 26. SO. 

2) In der betreffenden Note des Cardinais Litta vom 26. April 1815 an 
Poynter, den apostolischen Vicar in London, heisst es: „SanctUas Soa n#a dubi- 
tabit permittere, ut ... exhibeant; Candidatorum notolaro Regiis lfinistfis, ot Gu- 
boraiujti, Bi forte ; qais. invisus . .^ait, qaampfimüm, iUum indketiut eipungatur, 
ita i«aieii 4 afc wtmörua snffldens sapetart, ex 4*0 Sahcüfcas Saa'lHWre.... 'eHger* 
pessitt" Mejer a. a. 0. S..i(h Das Projeet, scheiterte. : •-.-, 

3) v. Longner a. a. 0. S. 522. 556. In dem (im Errbisüböflwbeu Ardttr 
sieh befindlichen} „Memoria del Card. Antonelli ... al CQDte.de Letaingeo,. tawiato 
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Die badische Begierfrag bevollmächtigte/im September 1824 
den österreichischen Geschäftsträger in Rom v. Genotte — Namens 
des Grossherzogthüms mit dem heiligen Stuhl die Verhandlungen za 
Ende zu führen. Dieser sprach in der Note vom 16. Juni 1825 an 
die' vereinten Regierungen das Ultimatum des heiligen Stuhles mit 
den Worten aus, welche 1827 als Artikel 1. in die Bulle ad döm. 
gregis custod. aufgenommen wurden. ' Der badische Bevollmächtigte, 
Ritter v. Genotte nahm dieses päpstliche Ultimatum einfach und ohne 
Vorbehalt an. Der badische Minister von Berstett erklärte in der 
Note vom 8. Juli 1826 an den heiligen Stuhl: 

' »Der Grossherzoglich Badischen Regierung ist es gelungen, die 
anderep Höfe zu dem Entschluss zu vereinigen, sich fernerhin nicht 
mehr auf die s. g. Kirchenpragmatik zu stutzen (de ne plus s'äppuyer 
sür les principes contenus dans la soi-disant Pragmatic) und darein 
zu willigen, dass das Ultimatum wörtlich in die Ergänzungsbutte 
eingerückt und veröffentlicht werde (de consentir que TtHtimatum 
ffit insärä litteralement dans la Bulle supplömentaire et publik de 
meme)>* 

x Die Note erwähn^, dass die »anderen Böfe* — ein *ähnr 
liches Breve wie das an die preussischen Capitel in Betreff 
der ersten Bischofswahlen« wünschen. »Der Grossherzog h^be in- 
dessen die Höfe, von Hessen-Dannstadt, Kassel und Nassau bestimmt, 
dies$ Breven nur in dem Sinm t tu begehren, welcher vollkommen 
mit dem Ultimatum übereinstimmt. Son Altesse Boyale a du se 
contenter . . . d'ayqir döcidö les Coura de Hesse Darmstadt ... de ne 
demander ces lettres Apostoliques que dans qa sens, qui s'accorde 
garfaitement avec Vültimatijm.« t 

Das Ultjm<Uum, wurd$ von dejr badischen Regierung »purem&tf 
et Supplement« angenommen und von derselben für Baden die Er- 
lassung eines Breve's* nicht verlangt, wie solche» aus den nachste- 
henden Wortep der berührten, badischen Note hervorgeht: »Le (Jrand- 
Duc, xmn auguste maitre, a insistö sur Vacceptation pure et simple 
de V Ultimatum . » * Son Altesse m'a chargä de declarer expressement 
ä Votre Eminence, qu'eüe est döcid^e ä accepter la bulle supplemen- 
tyire, daps laquelle serfrit insere Fültimatum du 16. Juin 1825 . . . 
et de la jmblier pour ses sujets, persuadöe que la Cour de .Korne 



straordinario di S. JlU*.R. U Principe- Reggen te di Baden. 5 Giugno 1854" ist 
eine Note des Card.' Consalvi vom 25. Februar 1B23 erwähnt, worin der beilige 
Stuhl „beharrt bei der Darlegung vom 10. August und 24. September 1819 
und gegen die Kirchenpragmatik protesiirt* ' 

18* 
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saorp risondre . ., les (JüSqultfe sefondqires t f6$oltm\M de«jla de- 
man,de des aitires actis röunis concernant les lettres Apoatoliques.« 
lq 4@r Note des p^rdinals ^ntonelli an die badische Regierung, voiq 
$. Juni 1854, iq welcher die eben erwähnte vom 8. Juli 1826 in T 
serirt ist, wird nojch ausdrucklich hervor gehoben» dass die von den 
nichtbadischea Regierungen wegen des Breve's »erhobenen Schyaerig- 
k^teß sich nur auf d|e ersten Wahlen der Bischöfe und Domherren 
bezogen .— ,. ehe le, difficoltä. inerte si rif^riyano unicamente alle 
jrun^elewl^ dei Vescovie dei Canonici.«. i(J : . u ^ 

»In diesem Sinne der unbedingten Abnahme ty$ Uttijpatums,« 
daps also durch das Breve die Bulle ad dorn. greg. cnstod. nicht 
geändert werden wolle, »Fasste 1 ) der heilige Stuhl die gemeinschaft- 
liche Note. der oberrheinischen Begierungen vom 4./7. September 
1826 auf, da sie ja von Freiherrn v. Versteh mUünterzeicknet war.« 
Da »überdies auch die anderen Höfe sich nicht mehr auf die ^Grund- 
sätze der Pragmatik stützten« d. k sie aufgegeben hatten ; so konnte 
mit 3eij( injenef JRegierungsnote vom 4./V. September aijsgesgrocher 
nen Wunsche »que le choix ne tombe que sur des personnes, qui aient 
ragröment des gouvernements« den Letzteren nur das im Art, .1. der 
$Älle ad" dorn,; jjre^. * custod. gai-anlirte 'Rfccht gewahrt werden 

wollet). /i,,,, ) • ' r / '""•• ;'-\ .;;' M * 4 " * 

ih Dieser rechtlichen 1 Äüff^ssrun^ gab de* heilige Stuhl förmlichen 
Wifierisausdrticfc .in der an l 2fö<?^ gerichteter! Note des Öartlifiäl- 
StaälEssecretärs ^omaglia vom 8. Jätouar "1&27) »Steine Heftigkeit 
r£ctin6t auf , &ie , ut^edtn^' t imd einfache Äünahfne cfes Ultitiiatums, 
welche bereits' von Sr. König!/ Ho&eifc dem Grossher eog geschehen ist 
!*'.''. und däss der 'Vottzug der ' l B'uir6*'pi i ovidai / s,olersqüe und ddr an- 
dern, welche derselben zur Ergänzung dienen 1 wtfdf, init . . . Loyalität 
imd ■ wahr eih Interesse fifr ä^ Wohl der 5 ." . . Eärt;ii»Ill&n , geschehen 
wWd. Coritkrufo prtrö lä Sahtlta Bua stilla purae simplice acöettÄröonö 
M r UKimätüiö' r fattä^dWS. -Ä, B. fl GranDticfc, y. ; tf nella >&- 
slltiva 1 bertezza, che la 1 ptiMicäztone della ,j Bölla' Provifia 1 soßrtfjfcö, ä 
dell* altera che säWfra allÄ medesima di cotöjsleiflento . ; v öarfc fätlä 
: ; .'Höh quel fcehtittfen1J6 di MM, i di vero Interesse pot il ttfeiie dei 
.. . (ktfofici.V x ^ v ' ,; *;;' • • ■ ••• ■ -i» .-- '...*;-.■:■■.;-. 
' ' ' Wenn also auch in der vorhergehenden üTöte desselben Cardnialä 
vom ^.Januar 182T, ifa weichet übrigens ebenso constatirt ist, dass 



Ut '\) Aus der 'Note des CÜrd, '' AiitörieÜi vom 5. W 1854. '.; ; ' ,f ! V ' ,v ' 
. , \t) Wie aus der bad. Note vom 8. Juli 1826. ersichtljcK i§t; wftrde'ja da«} 
Bi-eve „iifa Sinne der Biille^ begehrt.' . ' V ' A ' ' 
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3ie ! liegiörungeii den fraglichen Artikel 1. der Bulle ad dorn, .gre^ 
custod. : äcceptirt hätten, ein ähnliche? Breve wie an die preussischen 
Capitel üi Aussicht gestellt ist; so sollte damit offenbar die Bulle 
nictt derbgirt w6r<äenl 

! Den Wortlaut der Note vom' 6. { Jan. 1827 kenne ich hic^jt.' Der 
Ministeriälerläss vom 30. Mai 1868 $Tr. 7Q34 gibt hjervon nur, einen 
Auszug 1 ): Die Note. vom 8. Janüär 182? steht, wie, .oben .'angegeben 
in der Note des Cärdinals Antonelii an den. badischen Gesandten vom 
5. Juni 1854. Sie ist junger als die vom ,6. Januar 1827" und v daher 
entscheidend. Der heilige Stuht nahm a\so wefler Vorbehalte noch 
Bedingungen der Regierungen an und beharrte lediglich auf dflf 
Annähme der jJülle ad dorn. greg. cust. Deshalb uncl da diese ja 
die Button bedingungslos acceptirten, haben sie % damit (wia ausdrück- 
lich) auf das . in der aufgegeben Kirchenpragmatik verlangte Becht 
fesignirt, dass nur eine persona grata im ^ischoßchen Stuhl 

besteige.' ' ( ' y \ .-'•"'"/ "..' • "m ..' ; V* 

\ In dem Breve 1 vom 28. Mai 1827 wie es durch obigen. Minisie^ 
rial-Erlass vom 30. Mai 1868 dem Capitel mitgetheilt wurde, ist 
ebensp dem Capitel zur Pflicht gemacht, gemäss der Bulle sein Wahl- 
recht auszuüben. Die Kegierungen h^ben hiergegen, keine Einsprache 
erhoben.' Sie haben zwar erkannt und in der Instruction 2 ) für ihren, 
Abgesandten ausgesprochen, die Bulle könne dahin ausgelegt und 

1) Dieser Auszug lautet: „cea quat res pr emiers artides (des Ultimatums 
oder der Balle ad dem. greg. cust.) pris dans lern* sens prjopre et natotrel 
auraient du convaincre les Princes ... que le Saint, Pere desire aotant; qo v Eux, 
qu'il ne soit porte* a l'Episcopat ... que des personnes . . . dignes et aptes a- 
couvrir ces places ... et qui par cela meme soient apprtciables par leurs 
Souverains et susceptibles de lenr agrtment ... Le Saint Pere . . . veut 
encore donner aux Princes ... une nouvelle marque d'lgards particuliers, en 
öJaot de son cöt£ et autant que peut %e faire r toote espece d'obstade ä un 
arrangement . .." 

„Sa Saintete* aprls avoir fait expedier la Bulle (ad dorn. greg. cust.) 
. . . adressera a l'Archävlque et aux Evgques de la province eccle'siastique Stabile 
aprhs ooncert entre tes bautes parties par la susdite Bulle . . . Provida solersque' 
et aux Cbapitres de leurs äglises un Bref setnblable h celui que ... Plus VII. 
adressa dans le mois de Juillet 1821 aux Chapitres des Eglises du royaume dePrusse" 

2) Die Grossberzoglicbe Regierung «heilte dieser Tage einen Auszug aus 
der „Instruction" an den „Gescb&ftstrSger" der vereinigten Regierungen (v. Kölle) 
vom 4. August 1826 auf das päpstliche Ultimatum mit. . fn jener heisst es: „Es 
könnten ... sfimmtliche Candidaten mit Ausschluss eines Einzigen minus gralae 
sein und . . . wenn keine Wahl mehr möglich wfire ... die Liste zur Anfer- 
tigung einer anderen zurück gegeben werden mösste. ... Es könnte die Propq-, 
sition so gedeutet werden, als bezöge sieb der Ausdruck minus gratae personae 
nur auf eine Comparation unter den auf die Liste gebrachten ..." 
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angewendet werden, »dass die Capjtel bei einer von ihnen zu treffen- 
den Wahl nur jpersonas minus gratas auf die Wahlliste setzen, c Es 
falle also eine unzweideutige 1 ) Erklärung des heiligen Stuhles nöthig. 
Diese wurde aber nicht im Sinne der Regierungen gegeben. Es wurde 
dem Verlangen derselben, das? nur eine der Regierung absolut ge- 
nehme Person gewählt werden könne, d. h. dass die zur Wahl erfor- 
derlichen Gandidaten der Regierung genehm sein müssen, nicht statt 
gegeben. Das Breve enthält davon nichts, und die damit überein- 
stimmende Bulle von 1827 besagt das GegentheM. 

In der höchsten Zuschrift des Grossherzogs Ludwig an den hei- 
ligen Stuhl vom 3. Juni 1827 \ in welchem für die Verkündig der 
BuUe vom 11. April 1827 (Ad dorn. greg. custod.) gedankt wird, 
ist des Breve 1 s auch nicht gedacht »Die besagte Buße*, heisst es 
in dieser Zuschrift, »bietet ein gluckliches Ergebniss unserer Unter- 
handlung für die Wiederherstellung der Ordnung ... in der katho- 
lischen Kirche Süddeutschlands. ... Ich kann den Entschluss der 
verschiedenen Staaten, welche die Provinz von Freiburg bilden . . . 
Euerer Heiligkeit verbürgen, getreulich Aas Abkommen zu vöUtiehen, 
welches soeben getroffen worden.« 

Hiernach ist der Art 1. der Bulle ad dorn, greg« custod. das 
in vorliegender Frage massgebende, vertragsmässige Recht. Die 
Regierungen sind also nicht berechtigt, etwas zu verlangen f was 
in jener Bulle ihnen nicht ausdrücklich zugesichert ist. Sie sind 
aber noch weniger befugt, die durch den Abschluss des Ueberein- 
kommens aufgegebenen Ansprüche geltend zu machen, also zu ver- 
langen, dass der Regierung angenehme Gandidaten auf die Liste ge- 
setzt oder nur eine persona Gubemio grata gewählt werde. 

$. 3. 2. Vollzug der Vereinbarung von 1827. 

So war die Repristination der Frankfurter »Kirchenpragmatik« 
durch die Verordnung der vereinigten Regierungen vom 30. Januar 
1830 2 ) und das cit. Bisthumsfundations- Instrument von 1827 ent- 
weder ein rechtlich nichtiger Act oder ein Vertragsbruch* Im 
ersteren Falle konnten und wollten die Regierungen die cit. Bulle 



1) In der „Instruction" steht: „Biese Betrachtungen rechtfertigen das Ver- 
langen der Regierangen, dass jede Undeutlichkeit in diesem Punkte durch eine 
vollkommen genaue, keine verschiedenartige Deutung zulassende Er- 
klärung wie die Note sie bezeichnet, beseitigt werde." 

Der Papst möge ein „Ähnliches Breve" wie das an die preussischen Ca- 
pitel erlassen. 

2) Abgedruckt bei Walter, Kirchenrecht. Bonn 1856. S. 730. 
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nicht alfceriren. Sie ist also die eüwig hier massgebende Vorschrift* 
welche von dem einen Coatoahenten nicht einseitig interpretört werdcte 
darf. Im attäem Falte kann die Begierung sich nicht auf diese, 
von ihr selbst verletzte Vereinbarung berufen/ von welcher der an- 
dere Contrahent gleichfalls zurücktreten kann, 

Der beilige Stuhl erliesa gegen jene Verordnungen von 1827 
und 1830 das bekannte BrevA P$rvenerat non ita pridem.1), wfldweh 
er gegen die BechtsguUigkeit dieser einseitigen, für die Kirche nicht 
verbindlichen Regiertmgaacte 2 ) prote&tirte: »Iaberä est institutione 
difina, . . > inkmerata Sponsa ... Christi . . . Principes ohligÄta 
publice fide pollieiti sunt, $e plane libftram . . . Eoclesiam praestä- 
turos . . . quod ad plenum jus . . . jurisdictionis Episcopalis.« Durch 
die, Note des Cardinale Bernetti vom 5. October 1833 an „die ba- 
dische Regierung wurde »gegen das Edict« vom Jahre 1830/ und 
»andere gleichartige Acte* der Regierung protastirt : nid. die *0oU" 
ständige Beobachtung der getroffenen Uebereinfcommen verengt . . . 
ed a domandame la pronta ed assoluta revoca e la piena osservanza 
delle stipolate convenzioni*)«« In dem Breve vom 4. Deoember 1843 
an den Bischof von ßottenburg wird ebenso die erwähnte Bestim- 
mung im Bisihumsfundations- Instrument von 1827 als die Kirche 
nicht bindend zurück gewiesen. , .: i 

Die Begierungs-lntschliessung vom 3. März 1853 auf die: Bischöf- 
liche Denkschrift von 1851 erklärte die Vereinbarung von 1827 
dahin, es sei Pflicht der Wähler: »nur solche Personen auf den 
bischöflichen Stuhl *der zu Domcapitularen zu wählen, von welchen 
sie sich vor dem Wahlact Gewissheit verschafft, dass sie dem Lan- 
desherrn besonders wohlgefällig seien.« Die Denkschrift des ober- 
rheinischen Episcopats vom 18. Juni 1853 4 ) erwiderte: »die Befug- 
niss, welche die Bulle ad dorn. greg. cust. den Landesherren einräumt* 
besteht in dem Rechte, personae minus gratae von der Candidatm- 
liste zu streichen , ein — sehr . . . weitgehendes , allen Ansprüchen 
des Staats . . . genügendes Recht. Es ist den Bischöfen nicht ge- 



1) Walter a. a. 0. S. 738. Walter, fontes S. 845. * 

2) MoM, Staatsrecht des Königreich Württemberg FI. S. 585. Richter, 
Kirchenrecht (Leipzig 1858) S. 160. cettstatiren, dass diese einseitigen, staatlichen 
Bestimmungen kein Recht erzeugen. 

3) Aus der dt. Note des Card. AntonelH van 1854. 

4) S. 101. Die Denkschrift erklärt die aus der Verordnung von 1830 und 
dem Bisthumsfundatlons-Instrument abgeleitete (noch der Regierungs-Entschliessung 
von 1853 zn Grund liegende) Mitwirkung der Regierung bei dem Wahlact för 
ebenso unzulässig, als jene Regierungs-VerfOgungen. 
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stattet, dieses Recht zn erweitern. . . ; Dier Landesherr kaiin mehr 
als einen Candidaten streichen . * . jedoch' so, dass wie die :■; . Bulle 
... . stipulirfc, eine für eine wirkliche Wahl bidmgliehe Zahl von Cttn- 
didaten auf der Liste stehen bleibe. Jede . . . weitere Eifhmr^ 
hung der Regieningen auf die Wahlen müssen wir als rechtlich 
unzulässig und verderblich ... erklären. ... Die bei der Con- 
stitnirang der Bisthümer erlassenen ' Brtmi ... tdederhölen rein 
und einfach die Bestimmungen der .-. . Bulle ad dok. greg. ctasi' 
. . M ohne irgend etwas zu ändern oder ftizuseteen. . .'■. 'Sie beziehen 
sich auf die damalige erste Besetzung, ... Sie haben nicht ^ 
Natur von Gesetzen oder disposüiven Erlassen, sondern Von '.t.' 
Emiahnungsschreiben.* 

♦Sei den von 1656 -^ 1859 »wischen dem heiligen StubW und" 
der Badischen Begierung über die Convention vom 88. Juni 1859 
gepflogenen Unterhandlungen erkannte die Letztere auch (wie noch 
in der dt. Staatsministerial-iJntschliessilrng vom 18; Mai 1868) an; 
dass für die vorliegende Frage lediglich die Bütte ad dorn, greg: 
cuet. resp. das berührte Breve massgebend sei. Deshalb beantragte 
der Badische Bevollmächtigte (Brunner) '), däss dem Domcapitel resp. 
Erzbischof für den Fall, dass »nur * personae minus gra&e auf die^ 
Liste« gesetzt wurden »die Vorlage einer neuen Liste« aufgegeben 
werde» Die Regierung sei in diesem* Fall sonst »nicht in den Stand 
gesetzt, zu verhindern, dass eine ihr nicht genehme Person gewählt 
werde.« Der Behauptung des Staatsrate Brunner: »durch das Breve 
wollte der Regierung mehr eingeräumt werdentfftmd könne das Ca- 
pitel nur eine der Regierung positiv genehme Person wählen« — 
trat der päpstliche Bevollmächtigte mit der Erklärung entgegen:' 
»dies sei der Sinn der Breven nicht, diese seien überhaupt nur als 
Voümgsinsirttction der . . . Bulle zu betrachten. Letztere' sei durch 
die Breven nicht geändert worden.« 

Das Ansinnen der Regierung, sie für berechtigt zu erklären, 
alle Candidaten aus der Liste streichen, eine neue. oder ergänzte 
Liste verlangen zu dürfen, wurde vom heiligen Stuhl abgelehnt. Die 
Regierung hat also auch hier zugegeben, dass sie gemäss der cit. 
Bulle so viele Candidaten als nicht minder genehm erklären müsse, 
als zur freien Wahl des Capitels erforderlich sind. Das beweist der 
Wortlaut des Art. 1. der Convention und der dazu gehörigen päpst- 
lichen Instruction vom 28. Juni 1859, wonach an der Bulle und den 



1) So wurde ans von einer Seite mifgethetlt, welche bei den Verhandlun- 
gen betheiligt war. 
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Breven töü 188f7 : > r »in de» Sinne festgehalten : ' werden Mf, weichte' 
fo-Worü^&m.*.* 1 •■ [] ' • v l ' u ' ; w •' % - ; '"" ; 

/: «An diesetai Becbt»vel?bSltnisse konnte nüd wbHie ; das badteche 
Gesetz vom «. 'October 1860, wodurch ! dfe / Convention fon 1859 be- 
seitigt wurde, nichts- ändern. Viielitaehr hat dasselbe (§. 17.) tfi^ 
gegten die Freiheit der Eirölie eriassönefc' 'V&örÜnttnptit '(Ktreh^Hpra^- 
matik. Verordnung^ von 18$0 und- di6 aaräidö 'feWHessenden Äni- 
mtageudes BfcthumsftiiidattenB^InstpniÄent's) aufgehoben. Gerrits §. 8.' 
des Gesetzes tom-9;i Öctoberl8dö hat die ^ir*e l diö Kirchöttänifer 
frei zu besetzen, »unbeschadet der auf . . . Rechtstiteln beriihfendäri 
Befugnisse.« - Der ^einzigfc 1 Becht'stitel für die Mitwirkung der Re- 
gierung bei der. Bischöfe wähl ist aber 'die Vereinbarung von- 1827. ' r * 

* % 4. #. lnterpretatitftf der terelrthanma; <vonr162fc ■" "' 
Das Gesetz vom 9. October 1860 (§. 7.) garäiitirtf in tfieber- 
eksffiiiHHnng «mit dorn beistehenden 1 Staate-* und Ki^chenrecht 1 ) die 
Freiheit und Selbstständigkeit de* HircbeV die kirchlichst Angelegen- 
heiten zu ordnen und zu verwalten. Daraus, wie aus ; derid iri ' kirch- 
lichen Bedhfeörerbältmssen massgebenden Kirchenrecht fbigt,' dass die 
Kirchenäniter durch die Kirche vörlirihen'werdön. :, 1[§. 8; des' 06- 
setees vom 9.« Ociober 1860.) • • •' : 

. Die Freiheit der kirchlichen Äemteirtbösetzun:^ folgt abet auch 
aus dem jetzigen Verhältnisse zwischen der Kircfhe und den imoder^ 
nen Staaten« Deutschlands: Dieise $nd' keine confessionMl- ^^christ- 
lichen mehr, weil die Gesetze, Einrichtungen und Handlungen detf 
»Staats« den christlichen Principien nicht mehr angepasdt werden *).' 
Dem positiven Christenthum als solchem wird kein Einflus^ auf poli- 
tische oder bürgerifcbe Verhältnisse gestattet. In den Motiven der- 
Badischen Regierung zum neuen Schülgcöete von 1868 äpricht Hoch* 
dieselbe geradezu das Priücip dör Trennung des Staats von der 
Kirche aus. 

Das daraus folgende Correlat der allgemeinen freien Religions-, 
Übung und Bekenntnissfreiheit ist allgemein anerkannt. Es ist jeder 
antichristlichen Secte gestattet, ihre Angelegenheiten frei vom Staate 
zu besorgen , nach ihrer Ueberzeugung zu leben , sofern sie mit den 
Strafgesetzen nicht in Conflict kommt und ihre Vorsteher frei zu 
wählen. Hieraus, sowie aus dem jetzt gestehenden Vereinsrecht folgt, 



1) Schulte, Ouelktt' des Klrthenrechte (GfesSeÄ F860.) «. 3«fe. Zöpfl y 
Staatsrecht (Heidelberg 1855.) I. S/184. IL 8.'-*ftf-ff. 

2) Bluntschli, Staatsrecht I. S. 535; 
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dass die katholische Kirche die gleiche Freihat haben mm», nach 
ihrer Verfassung ihre Vorsteher zu bestellen 1 ). Es folgt ferner 
daraus, dass alle Rechte, welche der Staat auf Grund der früheren 
nicht mehr bestehenden Verhältnisse, der froheren Verbindung voll 
Kirche und Staat und des aufgehobenen Systems der Staatsbevormnn- 
dnngüber kirchliche Verhältnisse ausgeübt hat, jetzt entfallen. Der 
»moderne Staate kann seinem Wesen nach nur polnische und bürger- 
liehe Hechte, nicht aber kirchliche Befugnisse ausüben. Es steht 
ihm also keine Mümritmg bei Besetzung der kirchlichen Aem- 
ter zu*)- 

Siebt man aber auch von der seit 1827 durchaus veränderten 
Stellung des Staates gegenüber der Kirche und — den Staatsbürgern 
ab ; so kömmt man dennoch zu dem Resultat, dass die Regierung bei 
der Besetzung des Ersbisehftfiichen Stuhles nur ein relatives, be- 
schränktes Veto hat 

Die Besetzung dieses Kireheaamts steht nach dem bestehen- 
den Recht dem heiligen Stuhle zu 3 ), wenn nicht durch Herkommen 
oder päpstliches Privileg dem Capitel das Wahl-, katholischen Fürsten 
ein Nominations* oder akathoüschen Regierungen ein sonstiges Mit* 
witfnngsrecht hiebei eingeräumt wurde. Eines solchen Privilegs be- 
durfte also die Regierung, da die Regel die freie Besetzung der 
Kirchenämter durch die Kirche ist 4 ). Sie konnte und kann sich 
dieses nicht durch eine staatliche Bestimmung, sondern nur durch 
die Concession der Kirche verschaffen, weil der Staat wohlerworbene 
Rechte achten muss und nur die Kirche über kirchliche Verhältnisse 
verfugen kann. 

Hiernach, wie nach dem früher Gesagten, kann also die Re- 
gierung ihre Mitwirkung bei Besetzung des Erzbischöflichen Stuhles 
nur auf das Uebereinkommen mit dem Papst, auf das von dem hei- 
ligen Stuhl in der Bulle ad dorn. greg. cust. concedirte Privileg. 
stützen. 

Die betreffende Stelle dieser Bulle lautet nach der officiellen 5 ) 



»So oft der erzbischöfliche . . . Sitz erledigt sein wird, wird das 



1) BlunUcM, Staatsrecht I. S. 252 ff. 

2) Walter, Naturrecht und Politik (Bonn 1963.) S. 485.: „Die Freiheit der 
Kirche bezieht sich nicht blos auf ihre Lehre ... sie muss für die Discipiin ..., 
die Einsetzung der Aemter, die Anstellung der Kirchenbeamten . . . gelten." 

8) Ferraris, prompt, WW. a. y. „Eptecopu" Art II. 

4) Cit. §. 8. Ges. vom 4). October 1860. 

5) Regierungs-Blau 1827 S. 28$. 
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Capitel j de*, betreffenden Cathedralkirehe Sorge tragen, dass innerhalb 
eines Monats vom Tag der Erledigung an gerechnet, die Latndeefursten 
des betreffenden Gebiets von den Namen der zu dem Diöceean-Klerus 
gehörigen Candidaten, welche dasselbe nach den canonisohen Vor- 
gehritten würdig und tauglich erachtet, die. erabischöfliche . . . Kirehe 
fromm und weise zu regieren, in Kenntnis* gesetzt' werden. Wenn 
aber vielleicht einer von diesen Candidaten. dem Landesförsten »w- 
der angenehm sein machte . (si forte veto altyufe ex Oandidatis ipri 
summo .Territorii Pripcipi minus gr&tus extiterit); so wird dto Ca- 
pitel ihn aus dem Verzeichnis*, streichen; n\ir muss die übrig blei- 
bende Anzahl der Candidaten noch hinreichen^ sein, dass aus ihr der 
neue Vorsteher gewählt werden könne. Paim aber ifird das Capitel 
zur mnomschpn Wahl eines aus den noch übrigen Cemdifaten ztuti 
Erzbischof . . . nach, den gewöhnliche omanischen Formen wr- 
schreiten.* » 

Nach dieser klaren Bestimmung darf das Capitel 

1) nur Eine nach obiger Vorschrift angefertigte Liste dem Law* 
desherrn vorlege^ -. < 

3) der Landesherr hat kein weiteres oder andere* Recht, als 
se viialq Candidaten aus dieser (Einen) Liste zu streichen, dase aus 
den übrig gebliebenen, nicht als personae minus gratae erklärten 
Candidas das Capitel noch frei den. Erzbischof wählen kann« Er 
hat also kein absolutes, sondern nur ein relatives Veto und darf' nicht 
alle oder nicht alle Candidaten bis auf Eines streichen. Er darf nur 
die von der Bulle statuirte Anzahl als weniger genehm, muss also die 
zur Wahl erforderliche Anzahl als nicht weniger genehm erklären. 

3) Das Capitel ist also nicht verpflichtet resp. nicht befugt, 
die Liste zu ergänzen oder eine neuer Liste vorzulegen» oder gar nur 
personae gratae auf die Liste zu setzen; sondern mir, aas den vom 
Landesherrn »übrig« zu lassenden, also nicht als. personae minus 
gratae zn erklärenden Candidaten den Erzbischof frei zu wählen. 

Diese Interpretation entspricht nicht blos dem Wortlaut, son- 
dern auch dem Grund und Geiste des Gesetzes, • Es muss unterstellt 
werden, dass der Gesetzgeber oder die Contrahenten sich richtig aus« 
gedrückt haben, dass sie dasjenige sagen wollten*, was dureh die 
Worte dieser Bestimmung bezeichnet ist 1 ). 

Es versteht sich von selbst, dass die von den Con traben ten 
ihren Vertretern ertheilte Instruction, der dem andern Corifirahenten 
nicht erklärte oder von diesem nicht aeeeptirte Wille des einen 



1) L. 25. S. 1. de leg. III. (I, 32.) 1. 6. §. 1. de V. & 50, IS. 
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nicht nmogthend ist 1 ). Das gilt insbesondere von der dt Instruc- 
tum vom 4, August 1826, mit welcher die badischen Separctnoten 
vom 8L JuK 1826 und 3. Juni 1827 nicht übereinstimmen. Ebenso 
ist es eine bekannte Regel der logisdien Interpretation, dass der Sinn 
des Sprechenden 3 ), also hier des Papstes, von wachem Brille nnd 
Brert ausging, von Bedeutung ist. Der heilige 8tuhl hat «rieh aber 
ganz klar ausgesprochen, dass er kdne positive, sondern nur eine 
negative Mitwirkung, kein Nominations- sondern Aur ein bedingtes 
Exdusionsreeht der Regierung anlasse. Diese hat' ob nicht erreicht, 
dass das Capitel nur genehme Personen auf die Liste zu setzen, nur 
eine genehme Person zu wählen, sieh über eine solche mit der Re- 
gierung (etwa durch Vorläge mehrerer Listen) zu verständigen habe. 
Diese Ansinnen wurden vom heiligen Stuhl nicht ueeeptirt: Trotz- 
dem und obgleich die dem Begehren der vereinigten Regierungen 
nicht entsprechende Bestimmung in der Bulle steht, hat die Re- 
gierung sie pure angenommen. Sie' hat durch diese Handlung auf 
ihren Anspruch, dass eind persona Gubernio grata gewählt Werden 
müsse, stillschweigend verzichtet 9 ). Sie hat zugestimmt v dass ihr 
nur das in der Bulle begrenzte Recht, einen Theil der Catididaten 
zu streichen, im Uebrigen aber dem Capitel das selbstständige Wahl- 
recht zustehe. Das ist auch die ausgesprochene Absicht des heiligen 
Stuhles, von Welchem als dem Concedenten präsurafrt wird, dass er 
mit aller Vorsicht«), also für die Freiheit der lÖrche gehandelt und 
sich demgemäss in der Bulle, und resp. dem Breve von 1827 aus- 
sprachen habe. 

Würde man mit der Regierung das Capitel für verpflichtet 
halten, so lange eine neue Liste vorzulegen oder dieselbe zu ergänzen, 
bis die Regierung drei ihr genehme Personen auf der Liste belassen 
würde; so hätte diese gerade das ihr vom heiligen Stuhl Verweigerte 
positive Mitwirkungsrecht resp. ein unbeschränktes Veto. Wenn 
das Capitel nur der Regierung angenehme Personen auf die Liste 
setzen und wählen darf; so ist seine Wahl illusorisch und die Re- 
gierung hat in der That das Nominationsrecht. Gerade dieses Recht 
wurde ihr aber ausdrücklich verweigert. 

Konnte das Domcapitel angehalten werden, nicht Mos »aliquis« 
irgend einen aus den Candidaten , sondern alle , oder alle bis auf 



1) Puchta, Paudeeten $. 64., I. 54. de Ob!, et ad. 44, 7.; Cod. IV. 22.: 
„plus valere quod agittir, quam quod storalate eoaclpitar." 

2) L 96* de R. J. I. 66. de jadie. 

S) Savigny, System in. $ 181. I. 142. de R. J. 50, 17. 
4) L 67. de R. J. 50, 17. 
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Einen zu streichen; so wörde dies den Wortlaut und den Siim 4er 
Bulle geradezu umkehren 1 ). Das Domcapitel hätte dsuan* insbegfcfrr 
depre venn und wqil ; es eine andere, durch fremde Eiuwirkwg er- 
zeugte L^e aufstelleu . mü83te , nicht mehr das Recht, einen, auf 
$&ner,;JÄs\e befindlichen Candidaten jm wählen. Ea müssie nicht 
den Mann seiner Wahl, sondern den direct oder indirekt von der Re- 
gierung gewollten, »wählen.« Ja ea w^re dies keine »canonische 
WahU mehr; da diese nur aus der Ueberzeugung der Wähler her- 
vorgehen kann. '*.""'", 

Qui dicit de uno , negat de altero. Wenn die Regierung' nur 
»aliquis« irgend einen, , oder »einen oder den andern« der Candidaten 
streiche^ kann; ,bo folgt daraus, wie aus dem Schluss der citirteri 
Steile, äass sie. noch einige, und zwar die zur freien Wähl erforder- 
liche Anzahl von Candidaten auf der vom Domcapiiel aufgestellten 
Liste ptefien lassen muss. t ' * x 

Üeberdies werden ' Rechtsgeschäfte gegen denjenigen interpre-^ 
%V der ,g|iQh,Mw:#» bedingt 2 ),— in dqbio prpj übertäte, zum yofthefl 
das Verpflichteten*) und gegen den Antragsteller 4 ). £0 war alsa 
Sache der (and öprieht deshalb gegen die) Ifegiermig, tat die ihren* 
Verlanget entsprechende Jfasötitfg'des TJefceteinkpmmens zti söfgäü. 
Ihre Absicht, ja,4er von ihr vor oder nach der^ Uebereinkunft ein-, 
seitig aivagQsprocl^^., Wille ,. ,^s der W des Ein^n Contr^enten, 
kaw dem. Wortlaut- und San des Zfebeneinkomtnem nicht dero* 
girenfy • - '• • »»*■•. i 

' ; <! Wenn also hiernach die Regierung 'nifr eine beschtäiÄte Än J 
zähl" äer auf der Liste des Öomcapitels befindlichen Candidaten als 
»Weniger { ^«^«.-erlrtäsen ^^«o , folgt. arg«m$pto : e cwitrario; 
daß3i*ie »die zöt freien Wahl des Capitek erforderliche Anzahl der 
vom Oapitel aufgestellten Cawdwlaten als *nizht weniger genehm* $& 
kläret riiusör Sie ist iricht berechtigt, difeet ö<&* in'dfiyfcci zti ver- 
langen, dass ihr positiv genehme Personen auf die Liste gesetzt,^ oder 
gewijMt werd^.. : - • \ , • , , \ 

... Da* ist durch legale Interpretation des heiligen Stuhles .« gegen* 
über der Nassauer Regierung 1841 entechiedett werden 6 ), welche Bictt 



1) L. 41. 80. de V. Ö. 45, 1. " , \ V, '/ \ 

.«J^.S. t8 r d. V. 0.,4Ä l UHn t ^B,i. ...... 

i ,.. jl . .Ji. f.. M^ At wcU% U, u • .... ..;„,...,. 

ax^MM-A . :%x v • ... 

. , ,0) Daq Breve <fys Card, Umbrufchini vom 17. Sqitember 1841 «n das 
Damcapitel in Limburg ist abgedruckt im ,,KathaliH u (MlOnx, ; Kir^heio?. ISO.) 
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bei dieser beruhigt und atif die unmittelbar dafauf folgende Wohl 
nicht eingewirkt hat. 

Es geht auch Meraus hervor, dass der Regierung keinerlei 
directe Einwirkung auf die Aufstellung der Liste und die Wahl, son- 
dern nttfr das Recht zusteht, eine beschränkte Anzahl von Oandidaten 
ans der Liste zu entfernen. : 

§. 5. 4. Das fireve vom 28. Mai 1827. 

Ein weiter gehendes Recht hat das Breve vom 28. Mai 182? 
der Regierung nicht eingeräumt. 4 

Im Archiv oder in der Registratur des Erzbischöflichen Dom- 
capitels in Freiburg , und ebenso bei den Domcapitelri von Mainz 
und Liraburg*) findet sich dieses Breve nicht vor. Das bei Lowgnw 
(Beiträge etc. S. 602.) abgedruckte ' Breve an das Domcapitel von 
Bottenhurg ist aber im 'dortigen Archiv aufbewahrt. Es ist * ein, in 
feierlicher Form ausgefertigtes Breve, mit dpr eigenhändigen üuter- 

fid. 8ä. S. XVH— XXI. uhd Mutet: „Deputates ff dueali Gdbätolc^ Vetecflofais, te 
quo agifttr , negotio ■. i • ' postquaift praeter Fensum: amntoo eiraotiatae: Cotostttu- 
ttwfe, (Letalis; XII, <wn< 18251 ; ii> iftv^atw) ;., $rße$en* itfettotoset eönfecUom 
eje^chi, Candidatorum, atque ins«pcr pridie an^e^eJectifi^i^:Ä^r. Ducis wkmutejy 
declarasset de delendis DD. Bonn, H, u. H. tanouam ipsi Duci minus gratis .-, 
fetulerit, CelsUudineni Suam satisfacere judicasse desiderio Dni. Foelix . ..'Broen- 
ner, Haas et Scbütti qui . . . ab'episcdpali officio ... affends se praetjaerint ... 
A tefeissiaio Frim^specijrte hoc aicepisee tfUtodatftm raaaifestandi Capitolo, 400* 
in electione ... ex duobus candidatis . . . nempe . • . parocho Petro M#br* aiH 
pa/pcty Petro ; Jqsepho , Blum, , unuro, in EpfcCQjmm eligere yel|^pa\ . f ., per. Ducis 
... mandato ... Capitulum ftiisse adactum, ut inter duos tantummodo eosque 
praesignätos, electionem suam contfaeret.*'' 

„W aatem, qua mitras cum sacrorum Canon um f>raedictaeque Constitution 
mte prifcscrijito cohner*t,;eo magte eteetcwdm llbertatem, laedttre, et eelebrataro 
lafcae polestatfs abosu, ejecttonem redoiere ngnw nnu& ; hon vide*.. 0«id vero . ♦ , 
Pai;acbtys P. J. Blum a Capitulo *.. interrogatus ... ip ipsa electione ineunda ,f.. 
declarayit, se nequaquam idoneura ... ad tantum onus ferendum exisjimare • . , 
itiud sUscipere non |>osse; qua declaratfone data BD. Capitulares eum amplius 
eligere noluerunt. Illuc adducta res est, ut ... suffragia in unttlrt ... vif um, i.* 
M*fat unice ex Candidatdrum «Ibo flupetstitem, niceisarto deberent interidere . . . 
Mobr a,v*n. Capitulo ,„ f igterrogiMiis dertaravk „»,., si Qtyitulare* e«m elefstoftt 
essent in Episcopum L. votis ipsorum se assensurum. ... Ob suspicionem am- 
bitus ... et electionem factam dbusu laicae potestatis Electus nullo modo apo- 
stolicae Sedi probatus esse posset. ' ! . . '. 

Sanctiss. Dominus ... censuit indulgendum, ut Capitulum növü Candi- 
datorum elencho ante confeeto, ad'äKam eteetronem { . ; ! valeaf pföcede& 

Sanctissimus merito confldit, per Serentssimum IfassofönsWfeucWrautum 
omnino fore, ne suo nomine electionis libertati ullaitnibs detrahntür" 
'■■-' l °l ) : Das flexi eisen 'die neuesten; dem Domtapff et tn PTeibör^ 21% ek(iAmenen 

Mtk aus immti u^( Maibu. ^ - ,f,; '•••' *< •• i ' H ' n 



i & tos Bre?e vom SS/Mal 1827. 28? 

schritt »Leo P. P. XH.« versehen and datirt — »Romae die 22. Marüi 
anno 1828.* 

Der Anszng, welchen t>. Longner 1 )und Utejer*) ans dem an* 
geblicb an die Domeapitel von Freiburg und Limburg gerichteten 
Brtive vom 28. Mai 1Ö2V, mittheilt, ist ans den »Blättern für Pro- 
testanten und Katholiken. c (Heidelberg, 1840.) IV. Heft. S. 104. 
entnommen. Anch hier befindet sieh ein blosser Anszng ohne Quel- 
lenangabe, so dass dieser auch dem Breve an das Domcapitel in 
Rottenburg entnommen sein kann. 

Das auf Seite 101. Ebendaselbst abgedruckte Breve an den 
Erabiscbof (Boll) von Freiburg vom 21. Mai 1824 (soll heissen 18,27) 
befindet sich dagegen in legaler' Ausfertigung im Erzbischöflichen 
Archiv Freiburg. Es handelt von den ersten Wahlen: »commendainus 
. ... .. ut quae Apostel, litten? . . • ad dorn. greg. cnrtod. decrevimus 

religiosiasjime secvari enitaris . . . prima . . . vke digere . . . Ca- 
nonicoe . . . id ob ocalos habendnm . . . ut eligendi . . . pietate 
effulgeant, neque sint Serenissimo Principi minus grqti.% ... 

Die Abschrift des BreVe's von 1827, welche durph Erlaas Gn 
Ministeriums des Innern vom 30*. Mai 1868 dem Erab, Domcapitel 
mügetheilt wurde, ist keiner Ausfertigung, sondern einem nitht un- 
terfertigte* Goneept oder fycjeöt des fraglichen Breve's entnommen ^ 

f)"v. Longner, BeftfÄge S. 652. 

Z) Mejet, Das Veto S. 31. .*.'..! ., 

S) Das geht ans dem nachstehenden Abdruck dieser Regter.-Äbschrifl hervor: 
DUeetis filiis Decano 'ei Cärionicts Archiepiscopalis EcdeHae^ 
' FriburgensU*). 

Eotfeflt exemplo 
Biteetis Filiis Decano et Carionicis . 4 n '. . ? 

Rtfcsfae cathedratis Urobürgeüsis . M « > 

' Leo P. P. XII. { 

Wlecti tiltisalutem v et Apostoficam Benedlctiönem. / ' , 

Capitata Llmbtifgensi scrlbatur: fte Sacra 
tefble' plro locorum conditfone ordinata 
Episcopum vobla Söperforl in Cönsistorio 

praefecimns ven: Fratrem Jacobam Brand. ( . 

Mandatam etc. 

Re Sacra isthic pro locoram condldone ordinata Archiepiseopnm, Superiori 
in Cönsistorio Vobis praefecimas venerabiiem fratrem Bemardum Boll. ' 



*) Dieser Passus und die Worte:' „eede*Ve*empIo" h\i „mandätum etc.* : ttos- 
hen in dem an das Domcapitel in Rottenburg gerichteten Breve nicht. 

' In der inzwischen aus Rom erhaltenen Abschrift dieses Breve'a stehen die 
Worte: „ttilectisfilils" bis '„Frlbürgensis," dagegen fehlt selbstverständlich der Passus: 
„Kodein exemplo*' Ms' „Limbttrgensis," und ebenso der am Rand gedruckt* von; „Cap. 
Limb." bis „Haadatum etc." 
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v Aus. dieser Abschrift geht he^vor v daa§ daiiCapiteJ gfiftäs* oft) 
wie in der Bulle von 1827 vor der Wahl sich vergewissern soll, ^welche 
persona^ — minus gratae spi^n. ^ \ . ... : , , . _ ; , , j ,- • 
, ' Wir wollen dpon ah^en> soh dieses, Brevärwfrklich eröffnet 
wunde 1 ) i tiud ob ihm nicht 4 je ^te^Ue^Jßtf(v^rnis(8e, j ews j^tr 
fecten, zweiseitigen fehlen 2 )... Piesej t Erforderpis$e.find/ep wh, bei 
dem , Art, 1. der Bulle ad, d^., gjeg* ^t^u^eViejwo z.BiiitfMfl: 
Instruction des hmlige^Stuhls. : aji, ^eq.JSrjfbischof y<m ^reibu^g «yssra 
28. Jutii 1859 vor. Beide Verträge *irq$en; ^<&,tfon, den bei&eiy 
seitigen Contr^henten jrpmulgjjr^ S&, wurden Urem Wortl^iit nach 
jqy ihrer Erlassung ^ yerkundjgijpg, (kr Ifygierunff zur Atw<*hM4 
mi^getheilt nnd ausdrücklich .^eptjr^/ Let^^^ 
nachweislich 3 ) mit (fevfr "fraglichen Brey©/ geschehen., , P$r» hfeäigfl 

-. /Maudatu** vew EJdem deffimus, ut Juxte ftöicis reedrdaflanis Praedecessoris 
ttostri Cons^iHiotem *? Provida aoler sque^ tiec non JüäU ea, «.ose Nottorte 
Litteris^quarum initium ^= £d Dotmnfoi Qregty cutfQÜiam = sancita funre, 
vestrum^Coflpgiüih constitiia. Suo igsum jam perJfu^ctum, officio censertffea, 
scribimus *d Vös lit^xcitafam expectationem pro tfelati muneris gravitate susti- 
«*rfe, c«€<^s4ue i ^egrHafe , 'vitafr, ac sedultf sacroYum proedfätione anteire con- 
fctitafe Cim. maliem per m^rtort«as Aoostäiras litterta tWi») pHvffi&totn 
Aqlist^ eli^f^j statja q^ibasda» k ribös. v<obfe 4&4\et hnittv Mi «ti«Ü aitttiatttn 
\#8 ax!m{mitO|S yol,uiims v , u^gfavjs^iina ijnc \*n;acji!pn<5 #oria^ pmpipoieAtis Vei, 
Religionis utilitates, incoluinitatem gregis, aeteniam salutem Vestram revolvatis 
animo = alienis enim vospeecatis commumearet^, (^eiftus c^^jdefiti^Fatribas 
= nisi qaos digniores et Ecclesiae magis utiles jpdicavpr^, »an ijajdw preeibus, 
vel bumano aff^ctu, aut; ajnbiepttyim ^uggj^onjbus,, ,s${l ,eorunk!ex^nti$us .meritis 
piattiA dil^enter enrefis ^=='Cum porro 'ex Ivoni^ Carnotepf is .m^itu,-, /Kaf^e] *) 
inspiciatur et fruciiflcare Ecclesia, quandp Reynum et Sacerdotium inter 
8e conveniunt, Vestram erit partium, eos adsciscere, quos^a^e^si^qupf m 
eiectionis actum noveritis, praeter qualitates caeteras e,ccJesi,astico jjurejpraeßijijMis^ 
prudentiae insaper laude commendari nee Serenissimo Princtyi ^inuSigflatpsesa^- 
Id ob oculos babeatis opus est, quando ft^am. juxta sancitas in iisdem Nostris 
Litteris conditiones jus erlt Voftis" CöIJega.s^eiigen^i. ls C/w^J>n)Of| ; a/in^ wiiidatis 
bisce Nostris, quae et pöpuli istius universi yota aunt,,. apprjme Yos^^f <gbtem-; 
peraturos, idque a Vestra in Nos Öde atqqe observantia certo pr*esto|am ( uf (1 XqWä. 
interim, Dilecti Filii, Apostolicam Benedictiopem ex animtJmpjfrMmur,. . ,,. \ tj|i 

Datum Romae apud Sanctum Petrum die ^XMIJ^ Maji ,a»n<f 18^7. PQJftU- 
fleatus Nostri anno IV.**) , . ,, , ,. 

1) ScÄwZ^^Qaellp 8..7j8 r<i l%6. c 1l) l,9. ) X, M a> l .priy*, : . ,. . tf: . ., ^ 
' §1 J 2) Puchta, fandecten S. 369.^',./. . ; . .. \ ,, : -? 

• 8) Privilegien müssen ausdrücklich aeeeptirt werden: beneficia non ob- 
trwduntur u 89 n Rt. h ßiu6. X-dft prfev* \ 88, - v .•*«■■ ■ i - 

*) Die eingeklammerte Stelle ist von uns i^us^dem Bp^tenhu^er 3?ftve ent- 
nommen und 'zu Obigem zugesetzt. Sie steht auch in «Je* Se^te 287 ,^efte. * , ^erührfceiij 
au t h e h ti s c"h e'n ^römischen Abschrift, welche .mit obigem Text genau ^berein3|timm|t. 
r ' • **) 'Tjie ÜnterscÜrift Leo P. P. XII. ifehlt. Im Äotyenburg;ejr JfcpYfi. steht sie. 



$.3. Das Breve vwn 28. Mai 1827. £60 

Stuhl hat nur die Erfassung eines ähnlichen Breve's wie das an die 
westpreussischen Bischöfe in Aussicht gestellt. 

Wenn wir auch das Breve als rechtsbeständig betrachten, so 
folgt daraus für die Regierung kein weiteres Recht, als es die cit 
Bulle gewährt. Die nichtbadischen Regierungen der oberrheinischen 
Kirchenprovinz verlangten, wie wir gesehen, die Zusicherung, dass- 
das Capitel eine der Regierung angenehme Person 1 ) wähle. Dieses 
Begehren weist aber die oben erwähnte päpstliche Note vom 6./8. Ja- 
nuar 1827 zurück. Sie besteht auf der unbedingten Annahme der 
Bulle, wonach diese positive Mitwirkung der Regierung ausge- 
schlossen ist. 

Dem Begehren der Erlassung eines Breve's wie es für die 
übrigen Regierungen von Seiten der badischen Regierung in der badischen 
Note vom 8. Juli 1826 und in der Note der vereinigten Regierungen 
vom 4./7. September 1826 erhoben wurde, ist aber zugleich beigefügt, 
dass es mit der Bulle übereinstimmen, also das hier schon gewahrte 
Recht der Regierung nicht erweitert werden solle. Der heilige Stuhl 
bestand jedenfalls noch in der Note vom 8. Januar 1827 auf der 
unbedingten Annahme der Bulle ad dorn. greg. cust. und diese erfolgte 
durch die badischen Noten vom 8. Juli 1826 und 3. Juni 1827. 

Entweder haben also die Regierungen begehrt und der heilige 
Stuhl hat cousentirt, dass das Breve nur das in der Bulle gewahrte 
Recht der Regierung dem Domcapitel zur Beachtung einschärfe, oder 
sie haben sich mit ihrem in der Bulle gewahrten Rechte, nicht be- 
gnügt und ein derselben irgendwie derogirendes, d. h. ein weiteres*) 
Recht verlangt. Im ersten Falle ist unsere Interpretation des Breve's 
richtig 3 ). Im zweiten fehlt es am consensus, weil der heilige Stuhl 
ja stets erklärte und erklärt, dass die Bulle einfach unbedingt gelten 
müsse, derselben also nicht derogirt werden dürfe. 

Die Geschichte, der Wortlaut und der Sinn des Breve's vom 
28. Mai 1827 und der Noten vom 6./8. Januar 1827 spricht dafür, 
dass dasselbe eine zum Vollzug der Bullen, speciell über die erfor- 

1) Die Note vom 6. Janaar 1827 sagt, die für das fragliche Kirchenamt 
würdigen und tauglichen Personen sollten wegen dieser kirchlichen Eigenschaften 
der Regierang genehm sein. 

2) Von einer „Lücke* 4 der Bulle, welche das Recht klar begrenzt« kann 
hier nicht die Rede sein. Das absolute Veto derogirt aber die Balle! 

3) Deshalb hat auch Hannover sich mit den Bestimmungen der BuHe: im- 
pensa Romanoram vom 26. M&rz 1824, welche im Art. XIII. dieselbe Bestimmung 
wie der Art. 1. der Bulle ad dorn. greg. cust. entfallt, begnügt and kein Breve 
verlangt. Die oberrheinischen Regierungen verlangten aber nur dieselben Ver- 
hältnisse wie in Hannover. 

ArekiT Ar Kircheutcht. XX. 19 
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derlichen Eigenschaften des zu Wäkkndm vom heiligen Stuhl er- 
lassene Instruction ist. 

Das Breie selbst räumt der Kegierung kein weiteres Recht als 
die Bulle ad dorn. greg. cust. ein, wiederholt vielmehr die Worte der 
Uteteren, dass keine persona minus grata gewählt werden solle. E& 
sagt aber nicht, dass die Regierung alle auf der Liste befindlichen 
Candidaten als personae minus gratae erklären dürfe. Es sagt aueh 
nicht, dass nur eine persona grata gewählt werden dürfe, sondern 
weist auf die Bulle hin, wodurch das Verfahren und das Becht defr 
Regierung und des Capitels defmirt ist. 

Eine positive Mitwirkung der Regierung, z. B. die Bezeichnung 
von personae gratae ist canonisch unzulässig*). Ebenso uncanonisch, 
weil gleichbedeutend, ist das absolute Veto der Regierung. Das Breve 
lässt deshalb nur das relative, begrenzte Veto zu. 

Das Breve ist als neuere Bestimmung im Zweifel in dem Sinn 
zu interpretiren , in welchem es am wenigstens von d«r älteren (der 
Bull«) abweicht 2 ). Das gilt insbesondere hier, weil auch bei de* 
Zusage des Breve's die Bulle afar gültig erklärt wurde und weil, wie 
erwähnt, das Breve gegen die dadurch begünstigte Regierung, gegen 
den Bedingenden ausgelegt wird. Die Imputation, dass der Papst 
gleichzeitig zwei sich widersprechende Bestimmungen (in der Bulle 
und dem Breve) erlassen habe, ist ohnehin rechtlich unzulässig 3 ). 

Wie erwähnt ist das Breve eine Vollzugsinstruction. Die Bulle 
ad dorn. greg. cust. ist das Gesetz. Eine Vollzugsmassregel darf 
aber dem Gesetz nicht widersprechen 4 ), das Breve kann also der 
Bulle nicht derogiren. 

Das Breve spricht sich nur im Allgemeinen darüber aus, dass 
das Capitel sich vor der Wahl vergewissern solle, dass die Wahl* 
candidaten dem Landesfürsten nicht weniger genehm seien. Den 
modus üfcer dieses Vergewissern, die Zahl, welche der Landesherr 
als minder genehm erklären kann, also gerade das in Frage stehende 
Reckt bestimmt nickt das Breite, sondern die Bulle. Diese ist also 
für unsere Frage die specielle, das Breve aber die generelle Bestim- 
mung; folglich 5 ) ist die durch den Art. 1. der genannten Bulle ge- 
troffene Disposition der des Breve's vorzuziehen, das Breve ist der 
Bv$e gemäss anzuwenden. 



1) C. 14. X. b. t. de eiert. 1, 6. 

2) L» 85. C. de inoff. test. g t 28.. .' 
8) Thibaut, Pandekten §. 85 ,ff. 

4) C. 42. <te reg. jur., m VI. 5, 12. Zöpfl, Staatsrecht & 436 ff. 

5) L. 80. de R. J. 



1 5. Das Breve vom 2& Mai 1827. 2dl 

In der Bulle de salute animaruni vom 16. Juli 1821 ist keine 
Bestimmung über die Mitwirkung der pretmischen Regierung bei 
den Wahlen der Capitel enthalten. Dagegen hat die preussische Re- 
gierung mit dem heiligen Stuhl das Breve 1 ) vom 16. Juli 1821 
vereinbart, wo^prch die westpreussischen Capitel verpflichtet werden, 
sich vor der Wahl zu vergewissern, daas sie keine dem Könige minder 
genehme Personen wählen. Es ist also hier den Gapiteln überlassen, 
der Regierung eine Liste vorzulegen, oder über Einzelne mit ihr in's 
Benehmen zu treten. Die Capitel sind an die vorgelegte Liste nicht 
gebunden, wie die der oberrheinischen Kirchenprovinz. Die Regierun- 
gen der Letzteren haben also ein grösseres und wirksameres Recht 
bezüglich der Liste. Aus diesem Recht folgt aber auch die Pflicht, bei 
der einmal als in gültiger Form conficirt anerkannten Liste eu beharren 
und daraus nur die vorgeschriebene Anzahl zu streichen. In den 
westpreussischen Bisthümern ist das Recht der Regierung nur allge- 
mein durch das berührte Breve, welches mit dem vom 28. Mai 1827 
übereinstimmt, begrenzt. In der oberrheinischen Kirchenprovinz ist 
es durch die Bulle speeiell definirt. In Preussen ist deshalb die 
Definition über das Hecht der Begienmg bezüglich der minder ge- 
nehmen Personen streitig 2 ), in Baden aber durch die das Breve er- 
gänzende Bulle entschieden. Preussen hat das sogenannte irische 
Veto nicht 3 ), Baden hat es aber angenommen. 

Wie erwähnt, ist sowohl das Wahlrecht des Freiburger 4 ) Dom- 
capitels als die berührte Mitwirkung der Regierung ein Privileg des 
heiligen Stuhles. Im Zweifel wird aber gegen ein solches singuläres 
Recht interpretirt und darf es niefit ausgedehnt werden 5 ). Es ist 
ebenso ein juristisches Axiom , dass jede Obligation mit deren Er- 
füllung oder Ausübung erlischt 6 ). 

Die Liste, aus welcher die Regierung zu streichen, das Dom- 
capitel zu wählen berechtigt resp. verpflichtet ist, bildet einen in- 
tegrirenden Theil des Wahlacts. Bekanntlich darf aber kein Theil 
einer nach kirchlicher Vorschrift celebrirten resp. promulgirten cano- 



1) Abgedruckt bei Walter, fontes jur. eccles. (lonnae, Marcus. 1862.) 
S. 262. und im Archiv für kathol. Kirchenrecht (Innsbruck, 1861) Bd. VI. S. 169. 

2) Mtftr a. a. 0. & 1. 51. stellt den neuesten Streit hierüber bei der 
jflngsten Kölner Erzbiscbofswahl dar. 

3) Mqjer, Das Veto . . . S. 49. 

4) Da dieses Recht erst 1827 und zwar ausdrücklich als Privileg (also 
Hiebt auf Herkommen beruhend) vom heiligen Siuhl constituirt wurde« 

5) C. 15. X. de verb. sign. 5, 40. ( 1. 14. de leg. 1, »., 1. 141, 142. R. h 
c. 1. de coust. in VL 1, 2. 

6) Puchta, Pandecten S. 351« 

19* 
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nischen Wahl wiederholt oder abgeändert werden 1 ). So steht einer 
kirchlichen Corporation auch das jus variandi nicht zu. Das Dom- 
capitel hat nur das Privileg, Eine gültige Liste der Regierung mitzu- 
theilen. Nach bestehendem Recht ist dem Capitel, wenn es eine 
ungültige Wahl vorgenommen hat, nur kraft des im Art. 3. der Bulle 
ad dorn. greg. cust. verliehenen Privilegs gestattet, noch einmal zu 
wählen. Exceptio firmat regulam» Es hat also nicht das Recht'), 
folglich auch nicht die Pflicht, die der Regierung mitgetheilte , als 
legal anerkannte und acceptirte Liste der Gandidaten abzuändern, 
aufzuheben oder zu ergänzen. Die Regierung anerkennt die Legalität 
der Liste und dass die vorgeschriebene Anzahl von Candidaten auf 
derselben stehen. Impossibilium nulla obligatio 3 ), und da jeder 
Pflicht ein Recht entspricht, ist das Domcapitel berechtigt, auf seiner 
Liste zu beharren. 

Hiernach hat das Capitel sein Recht bezüglich der Liste con-* 
summirt und seiner Pflicht ist vollständig genügt Mehr kann die 
Regierung von ihm nicht verlangen 4 ). Sie kann nur so viele Can- 
didaten aus der Liste als minder genehm erklären, dass aus der 
übrig bleibenden Anzahl noch eine freie Wahl möglich ist. Auch 
die Regierung darf ihr dessfallsiges Privileg nicht ausdehnen und 
eine andere oder ergänzte Liste, eine nochmalige Erfüllung einer 
getilgten Schuld verlangen* 

Das Capitel hat allerdings die Pflicht, keinen auf der Liste 
stehenden Candidaten zu wählen, welchen die Regierung als minder 
genehm erklärt hat. Die Regierung kann diese Pflichterfüllung aber 
erst in Anspruch nehmen, wenn sie vorher die aus ihrem Recht ab- 
fliessende Pflicht erfüllt 5 ) und nicht alle, oder alle Candidaten bis auf 
Einen gestrichen hat. Sie darf also nicht selbst die Erfüllung der 
Rechtspflicht dem Domcapitel unmöglich machen 6 ). Qui culpa sua 
damnum sentit, damirum sentire non intelligitur. Daraus folgt, 
dass das Breve mit der Bulle nirgends in Antinomie steht und der 
Regierung kein weiteres Recht als die Bulle einräumt. 



1) C. 58. h. t. 1, 6. Reiffenstuel, Jus tan. (Venetiis 1717.) tom. 1. tit. 6. 
§. 12. n. 290. 

2) Die kirchlichen Bestimmungen droben dem WahleoUegtam, welches ge- 
gen dieselben verstOsst, mit Censuren und Verlast des Wahlrechts pro bac vice 
c. 7. §. 3. 25. de elect. 1, 6. 

S) i: 114. 1S5. R. J. 

4) L, 117v R. J.: „non polest videri minus solvisse is, in quem amplteris 
sununae actio non campetit, tv 

5) L. 24. $. 2. de loc. 19, 12., I. 25. de act. eml. vend. 19, ]. 

6) L. 2. $. 1. i. f. de reb. cred. 12, 1. 
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$. 6. Usaelle and doktrinelle Interpretation. Schlussfolgerungen. 

Die seit 1827 eingehaltene Praxis bezüglich der Wahlen des 
Domcapitels spricht dafür, dass die Begierung das Recht wenigstens 
bis jetzt nicht beansprucht hat, alle CandSdaten bis auf Einen als 
minder genehm zu erklären und die Ergänzung der als legal und 
vollständig anerkannten Liste zu verlangen. 

Auf die Mittheilung der Liste der Oandidaten für die erst jüngst 
besetzte Domdecanei erklärte Gr. Ministerium des Innern durch Er* 
lass vom 6. December 1865 Nr. 17189, und 7. September 1867 
Nr. 11341, dass auf Vorlage einer legalen Liste »die das. Verwer^ 
fungsrecht beschränkende Bestimmung der Butte in Anwendung 
komme.« Auf die Erklärung des Herrn Erzbischofs vom 28. October 
1867, dass die Regierung berechtigt sei, »den einen oder andern 
Candidaten als minder genehm zu bezeichnen, damit Er alsdann 
einem der übrig gebliebenen das Domdeeanat übertrage,« erwiderte 
die Regierung am 1, November 1867, dass von. vier auf die Liste ge«i 
setzten, »inländischen« Candidaten zwei als nicht weniger genehm 
erklärt werden. Durch Staatsminisfcerial-Erlaas vom 14. Novembe* 
1867 wurde Geistlicher Rath Kübel und Pfarrer Miller als nicht 
weniger genehm erklärt und der Herr Erzbischof ernannte den Er- 
stehen' zum Domdecan. 

Ausser Longner*) und Brück*), welche die Geschichte der Ver- 
handlungen über das Concordat von 182? behandelt haben, erklärt 
sich auch Niebuhr 3 ) und Mejer*) dafür, dass die Regierung die dt. 
Bulle unbedingt angenommen, das Breve ihr kein weiteres Recht als 
diese Bulle einräume , dass also die. Regierung nur das Recht habe, 
die Liste bis auf eine zur Wähl genügende Anzahl zu reduciren. So- 
gar Staatsrath Nebenius*) gibt zu, dass die Bulle ad dorn. greg. 



1) t\ Longner erkürte in einem Briefe vom 23, Mai 1866 auf Befragen: 
„lieb halte die badisebe Regierang durchaus nieht für berechtigt, auf Grund des 
erw&hnten Breve's Ade bis auf Einen aus der Liste zu streichen and eine neue 
zu verlangen. Das Breve geht nicht über den Inhalt der Bulle ad dam. greg.« 
cust. hinaus/ 4 

2) Oberrheinische Kirchenprovinz <Mainz 1868). 

3) Der preussiscbe Gesandte Niebuhr war in Rom bei der Unterhandlung 
der oberrheinischen Regierungen betbeiligt, cf. dessen Depeschen bei Mejer, Pro- 
paganda II. S. 395 ff. 

'4) A. a. 0. S. 31.: „Das Breve rftumt nicht mehr als die Bulle ein." 
S. 49.: „Wenn die Negative so weit geht, Alle ausser Einem ausamschlies* 
sm f würde sie in die positive Mitwirkung umschlagen, welche . . « den Nicht- 
katholischen nicht gestaltet ist. 44 S. 30. »1. 

5) Die katholischen Zustände (Karlsruhe, MQller. 1842.) S. 62. 106. ' 
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cust. die Norm für das Recht der Regierung sei, dass sie »die zur 
Wahl noch hinlängliche Anzahl auf der vom Gapitel vorgelegten Liste 
stehen zu lassen habe.« 

Wie erwähnt hat der heilige Stuhl wiederholt erklärt, dass die 
Regierung die Kirchenpragmatik, folglich das daraus abfliessende 
Bisthumsfundations-Instruraent, also auch das Recht aufgegeben habe, 
dass der zu wählende Erzbischof der Regierung »wohlgefällig« sein 
müsse. Diese habe vielmehr nur das Recht, die auf die Liste ge- 
setzten Candidaten bis auf drei als minder genehm aus der Liste 
zu entfernen 1 ). 

Aus dem Gesagten folgt: 

1) Nach der Absicht des Uebereinkommcn» von 1827 soll die 
Regierung es wohlwollend aufnehmen, wenn das Capitel die durch 
ihre Frömmigkeit, Bildung, Weisheit und Standhaftigkeit als katho- 
lische Oberhirten 5 tauglichsten und wardigsten Candidaten auf die 
Liste setzt. Sie soll also Solche, welche diese Eigenschaften haben, 
insbesondere wenn sie die wirklichen Rechte des Staats nicht ver- 
letzten, nicht als minder genehm erklären. Bei dieser Verbindung 
von Staat und Kirche soll das Gapitel solche Priester auf die Liste 
setzen, welche im Besitz der kirchlich erforderlichen Eigenschaften 
und keine durch ihr Verschulden dem Landesherrn unangenehme') 
Persönlichkeiten sind. Biese beiderseitigen Verpflichtungen sind 
aber ihrer Natur nach nicht rechtliche, sondern moralische und sie 
beruhen auf dem Grundsatze der concordia inter sacerdotium et 
imperium. 

2) Dagegen fordert das Priiicip der Trennung von Staat und 
Kirche, der absoluten und allgemeinen Religionsfreiheit, die Freiheit 



1) Der Ministeritl-Erlass vom 30. Mai 1868 sagt bezüglich des Breve's vom 
4. Mai 1868: „Wenn der heilige Vater dem Wahlkörper eröffnet, es solle das 
Capitel eine Wahl nur vornehmen, falls die Regierung wenigstens drei Candidaten 
«uf der Liste gelassen, so ... besagt diese Auslegung des Art. 1. der Bulle nur, 
es könne auf Grund dieser Liste nicht gewählt werden." Allein, nicht das 
Capitel Hat das Recht und die Pflicht, wenigstens drei auf der List« stehen zu 
lassen. Das Capitel ist also daran nicht Schuld, dass die zur Wahl erforderliche 
Zahl nicht auf der Liste belasset! wurde, — Debita aliena braucht es nicht zu 
tttgen. Der heilige Vater sagt sustirttekltch, es mussten auf der vorn Dom- 
capitel (ein (fir altemal) eingereichten Liste drei sielten bleiben. Die Argumen- 
tation der Regierung beruht also auf einer mutatio elenchi. Cf. eben §. 5. i. f. 

2) Im vorliegenden Falle setzte das Capitel nur Einen Diöcesanptieäter auf 
die Liste, welcher 1861 noch als persona non minus grata, 1867 aber als minus 
grata erklärt wurde, die übrigen wurden noch 1867 als person. non minus grata« 
erklart. Solche Rücksichten kann man aber auch factisch nur bei Retiprotitftt 
einhalten. ' ' 
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der kirchlichen Aemterbesetzung, also die Nichteinmischung des Staats 
bei Besetzung des Erzbischöflichen Stuhles. 

Der indifferente oder gar der Kirche abgeneigte Staat ist gar 
nicht La der Lage, zur Bestellung eines katholischen Oberhirten 
imteuwirken. 

3) Kraft positiven, gemeinen Rechts ist die Kirche befugt, die 
kirchlichen Stellen ohn* Einmischung der Regierung zu besetzen. Die 
Mitwirkung derselben kann nach dem in der vorliegenden kirchlichen 
Sache massgebenden Kirchenrecht erst durch ein Privileg des heiligen 
Stuhles rechtlich existent werden und sich nur so weit erstrecken, als 
das Oberhaupt der Kirche concedirt- hat 

4) Die badische Regierung hat bei dem und durch den Abschhiss 
des Ueberemkommens von 1827 die Kirchenpragmatik aufgegeben. 
Sie hat damit zugesichert, die dwselben entnommenen Verordnungen 
von 1827 (Bisthumsfundations -Instrument) und 1830 nicht zu er- 
lassen, d. h. sie hat sich verpflichtet, nichts der Bulle 1 Widerstreiten- 
des anzuordnen. Die Bulle von 1827 und das Bisthumäfundations- 
Instrument wurden von der Regierung am gleichen Tagt — * 16. Oc- 
töber 1827 — pablicirt, und zwar nur die Erstere im Regierungs- 
Blatt. Das Bisthumsfundations ^Instrument kann also der Bulle nicht 
derogirem Die ; Kirchenpragmatik und das daraus abfliessende Bis- 
thumsfundations- Instrument von 1827 ist durch das Gesetz vom 
9. October 1860 aufgehoben, 

5) Sie hat die erwähnte Bulle von 1827 insbesondere deren 
Bestimmung über die Bischofswahl einfach und ohne Bedingung oder 
Vorbehalt angenommen. Ihre Separatübereinkömmen und ihre sepa- 
raten Zusicherungen prävaliren als authentische Interpretation oder 
als lex particularis der gemeinschaftlichen Erklärung der oberrhei- 
nischen Regierungen, welche indessen die cit. Bulle gleiGhföfls accep-» 
tirt haben. 

6) Sie hat hiernach das Breve nur in dem Sinne verlangt, in 
welchem, es vollkommen mit der Bulle übereinstimmt. Der heilige 
Stuhl hat kein der Letzteren derogirendes d. h. das BecJU der Re- 
gierung erweiterndes Breve zugesagt. 

Das Breye ist eine vom heiligen Stuhle an das Capitel über die 
Eigenschaften des zu Wählenden erlassene Instruction, Durch dessen 
Inhalt wird nirgends das in der Bulle fixirte Recht der Regierung 
abgeändert oder erweitert. 

.7) Das Breve bestimmt über die vorliegende Frage nichts an- 
deres als die Bull?, und nur im Allgemeinen« Pjq Bulle aber begrenzt 



4a» Keefct der Begfefg nd to Cayfah, M^ah Synily iif li 



9) Durch die Annahme 4er Baue ml dafocfc, dass die Be- 
penmg rieh mit dietem *efe* der BvDe bfntriifdni Ifcere feem- 
Mgt hat, ist ?on der Begierung anerkaant, daas ikre Mitwirkung 
bei der fraglichen Wahl durch die Adfc*) begrenxt kL 

0) ta Preuseen eririirt kein solch* SpeodgeKlz. Die preo*- 
siehe Begienug bat das sogeKumte iriaebe Veto rieht, wohl ah« 
haben es Hammer und die oberrheinischen Regierunges »genom- 
men. Da« Verfahren bei Beeetnug der Bisibtaer ist abo in West* 
Preoaeen anders als in letzteren Ländern, obgleich daa Brere vom 1827 
mit dem ron 1821 fest gleichlautend ist 

10) Die Mitwirkung der Begierung bei der Besetzung der er- 
ledigten Erzbischöflichen Kirche stützt sich alao hiemach und ge- 
mäss §, 8, des Gesetzes vom 9. October 1860 auf den Art. 1. der 
Bulle Ad dorn» greg. ctwtod, Sie ist hiernach darauf beschrankt, 
dase ihr die vom Domcapitel in voller Freiheit aulgestellte Can- 
didatenliste vorzulegen ist und dass sie daraus so viele als minder 
genehm erklären darf, dass ans der übrig bleibenden Anzahl das 
Capitel frei und canonisch wählen kann. 

11) Die Begiernng hat nicht das Becht, (gemäss der aufge- 
gebenen Kirchenpragmatik) zu verlangen, dass nur ihr »wohlge- 
fällige« Personen auf die Liste gesetzt oder gewählt werden, noch, 
dass die legal conflcirte und acceptirte laste geändert oder er- 
gänzt werde. 

12) Das Capitel ist nur berechtigt und verpflichtet, Eine 
Liste der Candidaten in vorgeschriebener Weise aufzustellen, dem 
Landesherrn zur Kenntniss zu bringen, und auf Grund dieser Liste 
zu wählen. 

13) Die Begierung hat kein absolutes Veto, sondern nur das 
Recht die erwähnte beschränkte Anzahl der auf der Liste stehenden 
Candidaten als minder genehm zu erklären. Daraus folgt ihre Rechts- 
pfiicht, die mut Wahl erforderliche Anzahl der auf der Liste be- 
findlichen Candidaten nickt als minder genehm zu bezeichnen 2 ). Sie 



1) Die Bulle Ist Im Regierungs-Blait 1827 Nr. XXM. pablicirt, and aus- 
drücklich ist deren Bestimmung Ober die „Besetzung des Erzbischöflichen Stuhles 
dl<* lendesherrllcbe Genehmigung ertheilt. u Das Breve wurde nicht promalgirt 
und es Ist In der landesherrlichen „Verkündigung" der Bulle des Breve's nicht 
einmal gedacht. 

2) Der heilige Stuhl hat ja in der dt Note vom 24. September 1819 aus- 
drücklich erkllrt, das von der Regierang beanspruchte, aber aufgegebene, Tete, 



Bayer. Edfct über p*?H. Verhalten 1er Pfrtndenbewerber (18M). 297 

darf ihr Privileg nicht ausdehnen, and eine weitere Einwirkung auf 
die Liste oder Wahl verlangen *). 

14) Die Regierang darf es durch Streichung aller, oder der 
Candidaten bis auf Einen — dem Domcapitel nicht unmöglich machen 
seine Bechtspflicbt au erfüllen, d. h. auf Grand seiner Liste eine 
persona nee minus grata zu Wählern 

15) Wenn die Vereinbarung von 1827 nicht mehr massgebend 
ist, gilt das gemeine Recht, also die freie Wahl dpa Capitels. Des- 
halb and nach Obigem cessirt jene Rechtspflicht, jene unmöglich ge- 
machte Obligatio des Capitels, wenn die Regierang darauf beharrt, 
dass alle auf der Liste befindliehen Candidaten bis auf Einen ge- 
strichen werden. 



Alle auf der Liste befindlichen Candidaten bis auf Einen zu streichen, sei eine 
ndmfnatio, welche der belüge StoW protestantischen Porsten nicht gestatte. 

1) Durtb Breve vom 6. Juli 186* bat der iiettige Statt «tiif die Anfrage 
«Jes Capitels Freiburg vom 27. Mai 1808 erwidert: gemäss der Balle ad donvgregi 
custod. vom 11. April 1827 und dem Breve vom 28. Mai 1827 könne dieses Ca« 
pitel dem Begehren der Regierang, dass es seine Liste Indern oder ergänzen 
solle, nicht entsprechen 

Bas Bomcapitel erwiderte mit Bezog hierauf am 18. Juli 1868 aur den eit 
Ministerki-Eriasi vom 80i Mai 18tg: es sei weder „berechtigt, noch Verliebtet, 
die von ihm vorgelegte Candidatenliste vom & Mai 1868 zu ergänzen/ 4 



Dag ClmrfreitÄggedlct d<*s »wiy^r. (Mtiw-Mliiisters 
tob Gresscfr (1868). 

Die in Speyer erscheinende Pfalz er Zeitung 1868 Nr. 87. meldet: Das 
Staatsministerium des Innern beider Abtheilungen hat unterm 21. März bezüglich 
der Agitation gegen das Schulgesetz an die sämmtttdhen Regierungspräsidenten ein 
Aussctoeiben, erlassen, worin denselben aufgegeben wird, den Vorgängen, weiche auf 
clie bezeichnete Agitation Bezug haben, sorgfältige. Aufmerksamkeit zuzuwenden, 
jedoch frei« Meinungsäusserungen nicht zu hindern, aber ungesetzlichen Ausschreitun- 
gen jeden Art kräftig enigngensutreten und eine Parteinahme dar Beamten gegen den 
Regierungsentwurf absolut nicht zu dulden. . Wir können freute aus Mangel an Baum 
das bezeichnete Ausschreiben nicht mittheilen, werden es aber, mit Randglossen vei> 
sehen, im nächsten Blatte bringen. Eine andere, vem Cultusministerium allein aus- 
gegangene Verfügung lautet naeti der „Südd. Presse" wörtlich : 

*Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten. 

Nach den bestehenden Vorschriften haben Geistliche, welche sich 

um Anstellung oder Beförderung auf kirchliche Pfründen des aller- 

hftchstlandesherrlichen Fatronats bewerben, Zeugnisse der politischen 



Behörden aber: ihr Vorhalten im vJigerbämn üüd über die Führung 
der mit dem Pfarramte verbundenen staMsamtUgheu Fusionen Vof- 
aulegen^ DeJggleiehen bifelet das staatsbürgerliche Verhalten eines 
freistliclien da wo es sich um die Genehmerklätung Beiner Ferren im 
Sinne des* Art. XI. Abs. 6. des Concordäts, . oder um die landpsben> 
liehe Bestätigung einer erwirkten Privatprftsentation haadelt, Gegen- 
Stand der Erwägung. ~ . 

; Den bezögliehen Zeugnissen ist bekmmtüch Gültigkeit auf dift 
Bauet von zwei Jahren vom Tage ihrer Ausfertigung aogwteüdep. In 
Zeiten lebhafter politischer Bewegung kann es indesa nicht fehlen« 
dass der Inhalt älterer Zeugnisse <mÄ Vorkwimusäen *us der jüngsten 
Vergangenheit nicht mehr übereinstimmt. In solchen Eällm sind 
jene Zeugnisse werthlos und muss das, um was es sich dabei handelt, 
in anderer "Weise erhoben, werden. Dies, kanji geschehen einerseits 
durch Anführung . aetantössig Ugrüadater oder -notorischer Ihatr 
sachea, andererseits -.daifcli die 'Sofort a&iuttdiiende rasche und ver- 
läsfcige Feststellung de^^taaföbütg^riichen Verhaltens' der betrefifenden 
Bewerber. 

Ist deren eine grössere Anzahl vorhanden, so genügt dabei auf 
jeae »cb m beschränken,- wejebe in Y$raehlag«$abraphfc warben wollen. 
. • Uieberf wird es kaum der wiederholte«* Bemerkung, bedürfen; 
dass die fcöhigi. Sftaartsregierüng nicht gewillt sein kann, dem ehren- 
werthen Stande der Geistlichkeit eben so wenig wie anderen Classen 
der Staatsangehörigen eine völlig unabhängige Auffassung der Tages- 
fragen und die freie Beurtheilung derselben innerhalb der gesetzlichen 
Schranken zu verkümmern. Ebenso sehr liegt aber in der Natur der 

und Herabwürdigung Y^tt ^^^ruji^a^Jyn^ pch von den Inhabern 
kirchenamtlicher Stellungen im Interesse der Staatsordnung überhaupt 
nicht geduldet, ujid insbesondere in Fällen der. Eingangs bezeichneten 
Art nicht unbeachtet gelassen werden könne. 

Die oben angeflihrten Stellen weMeii demgemäss beauftragt; 
n^ch vorstehenden Direcäveivpfltehtgemäss zu verfahren, ., ' 

Den proteetantiatfhen kirchlichen Oberbelrörden ist unterm. Heu- 
tigen in demselben Betreffe geeignete Btittheilung zugegangen. 
" .. München! den IQ. April 1868.« , . 

Auf Seiner köniffüchen Majestät allerhöchsten Befehl: . f 
v.,Gr , esÄer.c x 



i i 
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Die landesherrlichen Patronatsrecftte In fter Dißfcese 
Breslau preußischen Antheils, 

von Licentiat Militärpfarrer Swientek zu Creuzburg in Oberscblesien., , 

Im Jahre 1862 brachte das Archiv für katholisches Kirchen- 
recht Im zweiten Hefte des VII. Bandes awei Beiträge zum Patro- 
natsrdchte yon Dr. Schutte, und zwar über den Erwerb des* Patron 
natsrechts durch Nkhtkatholiken und die Patoonaftsrechte säculari- 
sirter Bisthüiher, Stifter, Abteien etc. Daran söhlosssieh ein Nachtrag 
von Dr. Veriitg aber die Patafonatsverhältorisse in Preissen und deti 
Kölner Patronatsstreit, schliesslich auch über die Patronätsverhält- 
nisse in Schlesien. Der §.2. der Vereinbarung der Bischöfe von Pa- 
derborn und Münster mit der Begierung im Jahre 1853: Alle die- 
jenigen SteHta dagegen, zu welchen aufgehobene Stifter,' Klöster 
oder andere kirchliche Corßorationen als Corpörationen vermöge eines 
wirklich vorhandenen Patronatsrechts präsentirt haben, unterliegen 
wie bisher, sk> auch ferner dem fiscalischen Patronatsrechte, — wurde 
als recWlich nicht begründet beanstandet. Wenn nach den Grund- 
sätzen des kirchlichen Eechts dem Staate keinerlei Sfcccessioa zu- 
stehe, so könne auch 'gemäss der in §. 15. und 18. der pr/eus&scheff 
Verfassung garantirten Selbstständigkeit der Kirche nach dem bürger- 
lichen Gesetze kein solcher Anspruch mehr anerkannt werden: Das 
Patronat ist ein jus spfcrituali ännexum; Geistliche Hechte könften 
nicht auf Laien übergehen. Dr. Sthiüte sogar wurde nicht zugege- 
ben, dass die einem Stifte oder Kloster zustehenden Realpatronate 
mit den Gütern bei der Säeulafisatkm übergangen seien. '" 

In Schlesien fand bei der Besetzung der von *er Säkularisation, 
ini Jahre 1810 berührten Pfarreien nach einer Oab.- Ordre vom 30. 
September 1812 eine Alternativa men&iüm zwischen der Kägterung 
und dem Fürstbisehof von Breslau Statt. Als aber die preussisobe 
Verfassungs-Urkunde der Kirche die freie Selbstverwaltung 1 ihrer An4 
gelegenheiten zurückgab und als insbesondere auch ausdrücklich 
durch die preussische Verfassungs-Urkunde jedes Patrootat, da» nicht 
^auf besonderem Bechtotitel beruhe, aufgehoben wurde, nahm der fürst* 
bischöfliche Stuhl mit Recht das ausschliessliche freie Besetzungsrecht 
der säcularisirten Stellen in Anspruch. Dem Cardinal Melchior von 
Diepenbrock gegenüber wurde von Seiten des Staates kein Wider- 
spruch dagegen erhoben, als dieser stibstst&iidig die fraglichen Be- 
nefizen besetzte. Alsbald aber nach seinem Tode, schon während der 
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Sedisvacanz, wurde von der Regierang die frühere Besetzung wieder 
beansprucht. Es wurden nun für die betreffenden Pfarrstellen bei 
derei^Er^djgupg blosse Administratoren .frwtellfc. . Endlich, kam an 
30. September 1867 eine, am 18. Fehruar 1,8(58 vom Fürstbischof, 
am 16. März 1868 vom Könige ratificirte Vereinbarung zu Stande, 
die hier folgt. 

Vereinbarung zwischen der Königlichen Staatsregierung und 
dem FürstUschöflichm Stuhle von Breslau tvegm des Besetewigs- 
rechts, derjenigen Pfarreien und Curatien der Biöoese Breslau, auf 
welche sich die Allerhöchste Ordre vom* 3<K September 1812 besieht: 

§• 1. Die in der gedachten Allerhöchsten Ordre vom 30. Sep- 
tember 1812 bezüglich der Pfarreien und Curatien, welche vor der 
S&cnlariaation im Jahre 1810 von den Fürstbischöfen von Breslau 
oder dem Domcapitel daselbst, oder von -den durch die gedachte 
Säkularisation aufgehobenen geistlichen Stiftern und Klöstern in der 
Diöcese Breslau besetzt worden oder in einem Patronateverhältnisse 
gestanden haben, angeordnete, seit der Verfassung streitige Alter- 
nativa, ra^nsium zwischen dem Allerhöchsten^ Landesherrn und dem 
Fürstbischof von Breslau findet nicht femer statt An ihre Stelle 
tritt eine reale Scheidung der Pfarreien und Curatien in solche, bei 
denen ein landesherrliches Patronatsrecht von Seiten des Fürst- 
bischerig anerkannt wird, ..und in solche, welche der freien bischöf- 
lichen Collatur anheim: fallen. 

§. 2. Der Fürstbischof erkennt bei denjenigen Pfarreien oder 
Curatien, welche in dem diesem Abkommen als Beilage A, beige- 
fügten Verzeichnisse namentlich aufgeführt sind, das ausschliessliche 
kadesherrlkhe Patronatsrecht Sr. Majestät des Königs nebst dem 
darin begründeten Präsentationsrechte an. Dieses Verzeichnis ist 
zur Beglaubigung von beiden Theiien unterschrieben worden. 

§. 3. Dagegen werben die in dem als zweite Beilage sub B. 
angeschlossenen, in gleicher Art beglaubigten Verzeichnisse (g. S< 306.) 
aufgeführten Stellen dem Fürstbischöfe von Breslau zur freien Col- 
latur überlassen. 

§.4. Die competente Königliche Behörde' prasentirt zu jenen 
Stellen, welche nach §. 2. dem landesherrlichen Patronatsrecht an- 
heimfallen» nur solche Geistliche, bezüglich deren sie sich durch eine 
vorgangige vertrauliche Verständigung mit dem Fürstbischof ver- 
gewissert hat, dass derselbe als Diöcesan-Ordinar gegen* ihre cano- 
nisebe, beziehungsweise nach den Diöcesanstaiuten erforderliche 
Qualificatiön und moralische Würdigkeit Nichts zu erinnern findet, 

Dem Präsentirten wird sodann der Fürstbischof die Investitur 
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unverweilt, spätestens mit dem Ablauf eines Jahres nach angebotener 
Verwaltung der Stelle zu Theil werden lassen. 

§. 5. Bei mehreren der in Bede stehenden Pfarr- und Suc- 
cursal-Kirchen befinden sich eine oder auch mehrere Hilfe -Seel- 
sorgerstellen, deren Inhaber Capläne, Localisten, Curaten d. h. Titular- 
curaten, zu welch' letzteren namentlich die Curaten an den früheren 
Klosterkircben zu Breslau gehören, genannt werden, sowie die zur 
Aushilfe in Archipresbyteriaten bestimmten Kreisvicarstellen, welche 
in den vorerwähnten beiden Verzeichnissen nicht besonders aufge- 
führt werden. 

Alle diese Stellen sind nur beneficia manualia ad nutum revo- 
cabilia. Sie sind daher zu einer eigentlichen Providirung für eine 
der in den §§. 2. und 3. bezeichneten Formen nicht angethan und zwar 
um so weniger als sie ihrer Natur naeh nur Durchgangspunkte für 
die jungen Geistlichen bilden. Die Verleihung aller dieser Stellen 
steht dem Fürstbischöfe zu, wie sie denn auch demselben seither aus- 
schliesslich zugestanden hat. 

§. 6. Gehören zu einer, in dem gegenwärtigen Abkommen 
inbegriffenen Hauptkirche matres adjunctae oder Filialkirchen, welche 
ebenfalls von der Säkularisation vom Jahre 1810 berührt sind un4 
unter den Gesichtspunkt der Allerhöchsten Ordre vom 30. September 
1812 fallen, so wird der Grundsatz als massgebend betrachtet, dass 
dieselben bezüglich des Besetzungs- resp. Präsentationsrechtes der 
Hauptkirche folgen (Siehe Colonne »Seeteorgsstelle« in den beiden 
unten folgenden Verzeichnissen). 

Wo bei der Besetzung einer Seelsorgsstelle Privatpatronat con- 
currirt, ist solches in den oft erwähnten Verzeichnissen unter der 
Colonne »Bemerkungen« erwähnt. 

§. 7. Sollten etwa Stellen übersehen worden sein, so wird be- 
züglich des Patronats resp! des Besetzungsrechts derselben ein Se- 
paratabkommen vorbehalten, bis zu dessen Zustandekommen aber 
wegen etwa erforderlicher Besetzung Verständigung in der bisherigen 
Weise stattfinden. 

§. 8. Bei den diesem Abkommen vorangegangenen Verhand- 
lungen sind einige Pfarreien erwähnt worden, welche hier auszu- 
scheiden waren, weil bei ihnen der vorliegende Gegenstand der Aus- 
gleichung nicht zutrifft. Diese Pfarreien sind: Neusüz, für welche 
schon vor der Säcularisation 1810 Königliches Patronat bestanden: 
Wahhrtatt, Gräfenbain, welche nach der Säcularisation durch den 
Verkauf der gleichnamigen Güter mit dem Patronatsrecht Privatpa- 
trone erhalten haben, sowie Chorzow, woselbst das zu Hos^talgrund 
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bei Beuthon O.ySchl. vorhandene Hospital zum heiligen Geist schon 
durch Jahrhunderte vor der Säkularisation das Patronat besessen hat. 

§.9. Hinsichtlich der Lasten und Leistungen , zu denen , sei 
es aus Patronatsnexus, sei es in Folge der stattgefundenen Einziehung 
der geistlichen Güter, der Königliche Fiscus seither verpflichtet war, 
wird durch gegenwärtiges Abkommen nichts geändert, vielmehr blei- 
ben die diesftlligen bisherigen Verpflichtungen des Königlichen Fiscus 
überhaupt und insbesondere auch bei denjenigen Stellen, welche dem 
Fürstbischöflichen Stuhle zu freier Conferirung eingeräumt sind, un- 
verändert fortbestehen. 

Breslau, den 30. September 1867. 

gez. Dr. Krätzig, ge>z.Juppe, 

Geh. Ober-Regierungs-Rath. Fürstbischöflicher Consistorialrath. 

Im Nachfolgenden die für&ibisch. und kötiigl Batificati<m~ 
Urkunden: 

Ich ertheile hierdurch dem etc. nach Inhalt der unter dem 
30. September 1867 von dem Commissarius Sr. Excellenz des Herrn 
Ministers der geistlichen Angelegenheiten Herrn Geheimen Ober- 
Regierungs-Rath Dr. Krätzig mit meinem Bevollmächtigten Herrn 
Consistorial-Rath Juppe, aufgenommenen Verhandlung und deren 
drei Beilägen, in Ansehung des Besetzungsrechtes der von der Säcu- 
larisation im Jahre 1810 und der Allerhöchsten Ordre vom 30. Sep- 
tember 1812 berührten kirchlichen Stellen in meinem Bisthum ge- 
troffenen Abkommen mit der nachträglich vereinbarten Modificatirifi, 
dass von den darnach dem ausschliesslichen landesherrlichen Patro- 
natsrecht künftig anheimfallenden Stellen noch die Pfarreien: Bod- 
land, Silberberg und Jarischau mit Beckern meiner freien bischöf- 
lichen Collatur überlassen werden, meine Zustimmung und Ge- 
nehmigung. 

Urkundlich unter meiner Unterschrift und meinem Fürstbischöf- 
lieben Siegel. 

Breslau, den 18. Februar 1868. 

Fürst-Bischof. 
(L. S.) gez. Heinrich. gegengez. Dr. Rerrmann. 

Auf Ihren Bericht vom 28. v. M. will Ich dem Abkommen, 
welches nach Inhalt der unter dem 30. September a. pr. zu BiesUtu 
von dem Ihrerseits abgeordneten Commissarius, Geh. Ober-Regierungs- 
Jtoth Dr. Krätzig mit dem Bevollmächtigten deö Fürstbischöfe von 
Breslau, Consistorial-Rath Juppe aufgenommenen Verhandlung und 
deren drei Beilagen in Ansehung des Besetzungsrechtes der von der 
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T^iflärisation Im ^Jätre 1810 berührten Brchlicheh Stellen Im Bis- 
thnm Breslau geschlofeseD-UBftrmiSt'äer-naichträglich vereinbarten 
MotHflcatfon, timvwt den -tt&nuKdrdGm ansscMtessllclreir Iäöäs&herf- 
liehen Besetzungarecht künftig anheimfallenden Stellen noch die in dem 
nnter den Beilagen befindlichen Verzeiehniss littefäA. tinter Nr. 1. 
23. und 95. aufgeführten Pfarreien Bodland, Silberberg und Jarischau 
mit Beckern der freien bischöflichen Collaiür überlasse werden solr 
len, von dem Fürstbischof von Breslau genehmigt worden ist, hier- 
durch, unter Gutheissung der gedachten Modification, Meine landes- 
herrliche Bestätigung ertheilen. Sie halben hiernach sowohl de* 
Fürstbischof von Breslau als aujßh den Oberpräsidenten, der Provinz 
Schlesien mit Nachricht resp. Anweisung zu versehen. 

Berlin, den 16. März 186$. , 

An den Minister der geistlichen etc. gez. Wilhelm. 

Angelegenheiten. gegengez: v. Mühler. 



Das k. Oberpräsidium .machte den Inhalt der Vereinbarung im 
folgender Weise bekannt (vgl. Amtsblatt der Königl. Regierung zii 
Oppeln 1868. Sföck.24. S. 127 ff.). ' 

»Nachdem zur Ausgleichung der seit Einführung der Verfassung 
ypm 31* Januar 1850 hervorgetretenen Diftereqzen, zwischen der Kör 
niglichen Staatsregierung und dem ]?ürstbischöflichen Stuhl von Breslai* 
wegen des Besetzungsrechtes der von der Säcularisation im Jahre. 1810 
tieröhrteh Pfarrstellen, auf welche sich die Allerhöchste Ordre vöih 
3Q. September 1812 (O.-S. S. 185.) bezieht, entsprechende Verhand- 
lungen stattgefunden haben, isf durch. Allerhöchste Cabinets-Ordre 
vom 16. März c. genehmigt, dase 

A. für nachstehende Seelsorgerstellen in der Provinz Schlesien 



fteehorgs*8Mle. 


Reg.»l!ez. 


ArcUpm* 
byteriat» 


Bemerkungen. 


Creuzburg 


Opneln. 
dito 


BodUrod 




Kanzendorf 


dito 




Naselwitz 


Breslau 


Bohran. 


i . 


Prisselwitz 


dito 


dito 


Wegen der b^i den Adjunc- 
ten Jackscbenan und WfH* 


*• 






schau coneurriren die bei- 
den GutsherrscMften ate 
Privat-Patrane. 


Thomaskirch 


dito / 


dito . 




Bolkenhain 


Liegnitft 


Bolkenhain 

» 


Wegen der fr&lMffien Adjunc- 
ten, jetzt Toehterkircben 
a. Wolmsdorf concarrirt 








Privatpatron. .... i 
b. Schweinhaus concarrirt 


• 






Privatpatron. 
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leelmgs-iteUe. 


ft*g.-Bn. 


Archipref- 
bytoriat 


Bemerkutgea. 


Gifsmannsdorf 


Liegnitz 


Bolkenhain 


Wegen Filia Thoraasdorf Pri- 
vatpatron. 
Wegen Kaufung und FHia 


Seitendorf, A4)oncta von 


dito 


dito 


Kauffung 






Katsehdorf coneorriren die 


• • " 






Privatpatrone. 


Hennersdorf 


Breslau 


Brieg 




Pfarrkirche St. Dorothea zu 


dito 


Breslau 




Breslau 








Pfarrkirche St. Mauritius zu 


dito 


dito 




Breslau 








Pfarrkirche St VJocentitts zu 


dito 


dito 




Breslau 








Baitzen mit Fittale Ober- 


dito 


Camenz 


Die Loealie Alt-Altmanns- 


Pomsdorf 






dorf besetzt als solche der 
Fürstbischof, 


Frankenberg 


dito 


dito 




Heinrichswalde 


dito 


dito 




Henneredorf mit Filia Gie- 


dito 


dito 




richswalde 








Maifritzdorf mit FiUa Dorn- 


dito 


dito 




dorf und Filii Folmersdorf 








Aeicfaenau mit Filia Schrom 


dito 


dito 




und Filia Wolmsdorf 




„ 




Bockau 


dito 


Canth 


Wegen Adjuncta Borganln 
concorrirt Privatpatron. 


Kostenbiot mit Filia Yiebao 


dito 


dito 




Protian mit Filia Kauhitz 


dito 


Frankenstein . 




Zdlflng, Adjuncta v. Grossen* 


Liegnitz 


Freistadt 


Wegen Grossen-Bohrau con* 


Bohrau 






currirt Privatpatron. 


Ottmutb 


Oppeln 


Gross- Strehlitz 




Lichtenberg 


dito 


Grottkau 




Woisselsdorf 


dito 


dito 


Die zu diesem Pfarrverbandt 
gehörige Filial - Loealie 
Leoppusch besetzt als 
solche der Fürstbischof. 


Seitseh 


Breslau 


Guhrau 




Quiütz 


Liegnitz 


Hochkirch 




Herrmannsdorf 


dito 


Jauer 




Pombsen 


dito 


dKo 




Kommornik 


Oppeln 


Kteln-Strehötz 


. . 


Grftditz 


Breslau 


KOUscbeu 


Wegen Adjuncta FaulbrOck 
und Filia Kreisau coneur- 
rirt Privatpatron. 


Kaltenbrunn mit Adjuncta 


dito 


dito. 




Seiferdau 








Streblitz bei Zobten mit Ad- 
juncta GubJau 
Gross-NUnsdorf 


dito 


dtto 




Oppeln 


Kostenthal 


Gutsherrschalt Grfttsch ist 








Compatron. 


Kostenthal 


dito 


dito 




Deotmannsdotf 


Liegnitz 


L*hn 




Merzdorf 


dito 


dito 




SchmottseihVu 


dito 


dito 


r 


Albendorf mit Filia Berteis- 


dito 


Landeshut 




UOTF 








Liebau 


dito 


dito 




Nenen 


dito 


dito 




Oppau 


dito 


dito 
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Seataprgs-SMLe. 


Reg.-Bez. 


Archipres- 
: byteriat. 


Bemerkungen. 


Schömberg 


Liegnilz 


Landeshut 




Trautliebersdorf 


dü(K 


dito 




Wittgemlorf 


dito 


dito 




Bimgrülz 


dito 


Liebenlhal 


Wegen Adjuncta Neuntem» 
nitz concurrirt Privatpa- 
tron. 


Klein-Röhrsdorf 


dito 


dilo 


Wegen der früheren Ad* 
jnncta, jetzt Filia Wün- 

- schendorf, concurrirt Pri- 
vat patron. 


Langwasser 


dito 


dito 


Wegen Adjuncta Spiller und 
Filia Johnsdorf concurrirt 
Privatpalron. 


Ultersdorf mit Fitia Henners- 


dito 


dito 




dorf < 








Klemmarwitzs Adjuncta von 


dito 


Liegnitz 




Liegnitz • 








Cosel • • 


Oppeln 


Lohnau 




Lohnau 


dito 


dilo 




Callern 


Breslau 


St. Maurilz 


Gufsherrschaft des anderen 
Antheils concurrirt als 
Compatron. 


Oltasrhin 


dito 


dito 


Wegen Adjuncta Bettlern 
concurrirt Privatpatron. 


Würben mit Filia Jankau 


dito 


dito 




Zottwitz 


dito 


dito 




Frauwaldau mit Filia Klein- 


dito 


Militsch 


, 


Graben 








Berzdorf mit Filia Dobrisc hau 


dito 


MQnsterberg 




Gross-Nossen 


dito 


dito 




Poln.-Neudorf 


dito 


dito 




Weigelsdorf 


dito 


dito 




Windischmarchwitz, Toch- 


dito 


Namslau 


Concurrirt mit der privat? 


terkirche von Namslau 




' 


palronatlicben Pfarrkirche 
zu Namslau and mit den 
Privatpatronen von Wilkau 
und Jacobsdorf. 


Birkenbrück 


Liegnitz 


Naumburg a.Q 




Kesselsdorf 


dito 


dito 


Wegen 'Adjuncta Sirgwilz 
concurrirt Privatpatron. 
Von Kesselsdorf ist Guls- 
herrschaft Neuland Com- 
patron. ( 


Naumburg a. 0- mit Ad- 


dito 


dito 




juncta Ullersdorf 








Bösdorf 


Oppeln 


Neisse 




Camöse 


Breslau 


Neumarkt 




Kuraendorf (Wächter- Kun- 

zendorl) 
Neukirch mit Adjuncta Herr- 


Oppeln 


Neustadt 




Breslau 


St. Nicolai 




mannsdorf 








Nippern 


dito 


dito 


Wegen Adjuncta Nimkau con- 
currirt Alt Kgl. Patronat; 
wegen Gr.-Bresa Privat- 
patronat. 


Wilzen 


dito 


dito 




Ober-Glogau (Pfarrkirche) 


Oppeln 


Ober-Glogau 


Den Curatus zu Ober-Glogau 
stellt Fürstbischof an. 


Archiv Ar Xircheorecht, XX. 
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SetUerga Itelle. 


Reg.Bez. 


Archlpres- 
bjteriat. 


Bemerkungen, 


Schonau 


Oppeln 


Ober-Glogaa 




Langewiese 


Breslau 


Oels 


Wegen AdjunciaDomatschine 
concurrirt Privatpatron. 


Lossen 


dilo 


dito 




Margareth nrit Fiiia Wflsten- 


dito 


dito 




doif 








Lasswitz mit Filia Lobedau 


Oppeln 


Patschkau 




Cbreazinna 


dito 


Proskau 




Zelasna 


dito 


dito 




Rosenberg mit 3 Tocbter- 


dito 


Rosenberg 




kirchen zu Gross -Borek, 








Ali-Rosenberg u. Wendrin 








Altkirch 


Liegnitz 


Sagan 




Briesnilz mit Filia Rengers- 


dito 


dito 


Wegen Adiunda Peierswal- 


dorf 






dau und Filia Merzdorf 
concurriren Privatpatroae. 


Kalkreutb, Filia von Dltters- 


dito 


dito 


Wegen DlUersbacb, der Ad- 


bach 






Joncta Ober-Mednitz uod 
Nieder-Gorze concurriren 
die Privatpatrone. . 


Neutfaldau mit Filia Reieben- 


dito 


dito 




bach and Niebascb 








Srhonbrunn 


dito 


dito 




Brinitze 


Oppeln 


Schalkowitz 




Nieder-Leschen 


Liegnitz 


Sprottau 




Waltersdorf mit Filia Ot- 


dito 


dito 




tendorf 






i 


Bertboldsdorf mit Filia Sa- 


Breslau 


Striegaa 




sterbaasen 








Ossig mit Fiiia Weicberau 


dito 


dito 


* 


Rokitsrh 


Oppeln 


UJest 




Köchendorf 


Breslau 


Wansen 




Klein* Kreide! mit Adjuncta 


dito 


Wobiao 




Gross-Kreidel 








SOdtel Leubus mit 


dito ( 


Woblau 




Filiale Alt-Lftst 


Liegnitz! 




Schawoine 


Breslau 


Zirkwitz 





unter Aufhebung des bisherigen alternirenden Besetzungsrechtes, in 
jedem Falle die Präsentation von den Königlichen Staatsbehörden 
vorzunehmen ist, wogegen 

B. nachfolgende Seelsorgsstellen: 



SeeJsorgs-Stelle. 



Reg.-Bez. 



Archipres- 
byteriat. 



Bemerkungen. 



Beuthen 

Kubnau mit Adjuncta Kot- 

sebanowitz 
Lowkouiiz 

Gross-Tinz mit Filia Gleinitz 
Tbauer, Adjuncta von Roth- 

surben 
AU-Reicbenau 

Michelau 



Oppeln 
dito 

dito 

Breslau 

dito 

Liegnitz 

Breslau 



Beutben 0. S. 
Bodland 

dito 

Bohrau 

diio 

Bolkenhatn 

Brieg 



RothsQrben ist Privatpatro- 

nat. 
Wegen Filiale Adelabach con- 

eurfirt Privatpatronat. 
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Sttlattgt-Sttlle. 


Reg.Bav 


r ArcbJareSf . 
byterlafc 


itaititiwg**. 


Curtrtie zum heiligen Kreuz 


Breslau - 


Breslau- 


i *i i , i , i 


und St. Aegidii 








Pfarrkirche zu St. Adalbert 


dito 


dito 




zu Breslau 




• j-.. 


••'»»! • . 


Pfarrkirche zu St. Corpus 


dito 


dito 


• -. . ' • 1 


Ohristi und St. Nicolai zu 








Breslau, letztere mit Filia 






.•" ' ' ., ' ' 


Gross-Mochbern 


•■ 






Sand-Pfarrkirche B. Mariae 


dito 


dito 




Virg. zu Breslau 




■ 




Pfarrkirche St. Mathias zu 


dito 


dito 


* 


Breslau 






•• . • • •! ...':• 1 


Pfarrkirche St. Michael zu 


dito. 


dito 


'. 1' » 


Breslau 


' 






Camenz 


dito 


Camenz 


1 


Wartha 


dito 


dito 




Canth mit Filia Neudorf und 


dito 


Canth; 


i . ■ !. 


Adjuncta Paschwitz 






' ' ' 


Schurgast 


Oppeln • 


Falkenberg 


Wegen der Tochterkirrheh 

' Norek und Arnsdorf cori* 

curriren die Privatpafrone. 


Schftnwalde 


Breslau 


Frankenslein 




Bielitz 


Oppeln 


Friedewalde 




Friedewalde mit Filia Gross- 


dito 


dito 




Briesen 






. i .: ; 


Hennersdorf 


dito 


dito 




Nieder -Hermsdorf mit Filia 


dito 


dito 


.. » -. i 


Mannsdorf 








Mogwitz mit Filia Peters- 


dito 


dito 


• . ' 


heide 








Volkmannsdorf mit Filia Ren- 


dito 


dito 


- • • .» 


nersdorf und Filial-Localie 








Prockendorf 


••' 






Zabrze 


dito 


Gleiwitz 


..." . ; 


Dompfarrei zu Gross -Glo- 


Liegnitz 


Gross-Glogau 




Stadtpfarrei zu Gröss-€logau 


dito 


dito 


' 


Klopscteft 


dito 


dito 




Himmelwitz 


Oppeln 


Gross-Sfreblitz 




Koppemlorf, Filia von Fal- 


dito 


Grottkau 


Wegen Mater -Falkenau bei- 


kenau 




.• *• 


steht Privatpatrohat. 


Grottkau mit Filia Nieder- 


dito ' 


dito 




Tarnau und Filial-Localie 








Endersdorf 








Kraschen» ' 


Breslau 


Guhraa 


Wegen Adjuncta Gleinlgcon- 


= .* 






currirt Privatpatronat. 


Hochkirch mit Filia Kreidel- 


Liegnitz 


Hochkirch 


i. . 


witz 




." 




Klein-Helmsdorf 


dito 


Jauer 


• . * 


Friedersdorf mit Filia Fröbel 


Oppeln 


Klein-Strehlitz 


n 


und Füial Alt-Kuttendorf 






• 


Gorkau 


Breslau 


Költ sehen 


i 


Gross Wierau mit Adjuncta 


dito 


dito ( 


Concurrirt wegen Filia' Pilzen 


Goglau 






die dasige Gutsherrschaft. 


Zobten am Berge 


dito 


dito 


' 


Broschütz 


Oppeln 


Kostenthal 


• 


Dittroerau 


dito 


dito 




Walzen 


dito 


dito 
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Sttlatfgarltelk. 




Arcbyires- 
bytcrlat 



Bumkaagti. 



Lfihn mit Filia Lfihnhaus 

Löwenberg mit Filia Göris- 
seiren und Filia Ludwigs- 
dorf 

Grüssau und Hennsdorf 

Liebentbai mit Filia Krum- 
möls und Ottendorf 

Goldberg 

Kaltwasser 

Rothbrflnnig mit eapella pub- 
lica in Hohendorf 

Mfirzdorf 

Alt-Heinricbau 

Fronsdorf 

Hefnricbau 

Krelkau 

Wiesentbai 

Bennersdorf, Adjuncta von 
Strehlitz 



Altstadt Neisse (Neuland) 
Deutsch - Kamitz mit Filia 

Heidau 
Pfarrkirche Neisse mit Filial- 

Localie Neundorf 
Curatialkirche zu Neisse 
Neunz 
Oppersdorf mit Filia Ritters- 

walde 
Reinscbdorf 
Riemertsbeide mit Adjunrta 

Lassoth 
Waltdorf 
Biscbdorf 

Polnisch-Sthweinitz 

Localie Kerpen 

Gross-Zftllnig 

Kleln-Zöllnig 

Kunersdorf 

Maleschwitz 

Sadewitz 
Groscbowitz 
Pfarrei Oppeln 
Filial-Curalie Oppeln 
Glfisendorf mit Adjuncta Sei 

fersdorf 
Grosa*Carlowitz 
Kaikau 
Kamnig 
Köppernig 
Nowag 
Ottmacbau mit Filia Woltz 



Liegnitz 



dito 



dito 
dito 

dito 
dito 
dito 

Breslau 
dito 
dito 
dito 
dito 
dito 
dito 



Oppeln 

dito 

dito 

dito 
dito 
dito 

dito 
dito 

dito 
Breslau 

dito 

Oppeln 
Breslau 

dito 

dito 

dito 

dito 
Oppeln 
dito 
diio 
dito 

dito 

dito 

dito 

dito 

dito . 

dito 



Lahn 



dito 



Landesbut 
Liebentbai 

Liegnitz 
dito 
dito 

St. Mauritz 
MQnsterberg 

dito 

dito 

dito 

dito 
Namslau 



Neisse 
dito 

dito 

dito 
dito 
dito 

dito 
dito 

dito 
Neumarkt 

dito 

Ober-Glogau 
Oels 
dito 
dito 
dito 

dito 

Oppeln 

dito 

dito 

Ottmachau 

dito 
dito 
dito 
dito 
dito 
dito 



Wegen Adjuncta SrbAnwal- 
dau concurrirt Privatpa- 
tron. 



Wegen Adjuncta Brockendorf 
concurrirt Privatpatron. 



Concurrirt mit den Privat- 
patronen von Strehlitz, 
GrammscbOtz, Lorzendorf 
und Buchelsdorf. 



Wegen Adjuncta Borne con- 
currirt Privatpatron. 

Wegen Adjuncta Rackschütz 
concurrirt P/ivatpatron. 



Wegen Adjuncta Zindel con- 
currirt Privatpatron. 
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Seelsorgs Stelle. 




ArcMpret- 
byteriat. 



Bemerkung«!. 



Katbraannsdorf mit Fiiial- 

Loralie Hermsdorf 
Stephansdorf 
Wiesau mit Fiiial - Localie 

Dörr-Arnsdorf 
Gostiz 
Kamitz 

Lindenaa mit Filia Gauers 
Patschkau mit Adjuncta Alt- 

Patscbkau und Fiiial - Lo 

calie Gesfiss 
Scbwammelwiiz 
Heinersdorf, Localie mit 

Pfarrrechten 
Koben 

Kreblau mit Filia Wischitz 

Preichau mit Filia Aeschen 

Queissen 

Thiemendorf 

Comprarhtczytz mit Adjuncta 
Potaiseh-Neudof r 

Chrzumczytz 

Woinowitz 

Heidersdorf 

Heichenbach 

Kreuzendorf mit den loch 
terkirchen Proschau, Mi- 
chelsdorf und ßelmsdorf 

Reichthal mit Filia Gross- 
Butschkau und Adjuncta 
Glausche i 

Schroograu mit Filia Drosch- 
kau . . 

Wallendorf mit Filia Gross- 
Schwelnern 

Eckersdorf 



a. B. (Probstel- 



Naumburg 
Kirche) 



Pfarrei Sagan mit der Hospi- 
talkirche, Bergelkirche und 
Begrübnissklrcbe 

Czarnowanz 

Gross-üöbern 

Metschlau mit Filia Giess- 
mannsdorf 

Sprottau mit Filia Ebersdorf 
und Eulau 

Stilegau mit Adjuncta Zed- 
litz und Filia Lfissen 

Schimmerau 

Strehlen 

Wansen mit Filia Alt- Winsen 

Curatie Leubus 



Oppeln 

dito 
dito 

dito 
dito 
dito 
dito 



dito 
dito 

Breslau 

dito 
dito 
dito 
dito 
Oppeln 

dito 
dito 
Breslau 
dito . 
dito 



dito 

dito 

dito 

LfegnHz 

dito ' 
dito 



Oppeln 

dito 

Liegnilz 

dito 

Breslau 

dito 
dito 
dito 
dito 



Ottmachau 

dito 
dito 

Patschkau 
dito 
dito 
dito 



dito 
dito 

Preichau 

dito 
dito 
dito ~ 
dito 
' Proskau 

dito 

Ratibör 

Reichenbach 

dito 

Reichthal 



dito 

dito 

dito 
Sagan 

' dito 
dito 



Schalkowitx 

dito 

Sprottati 

dito 

Strtegau 

Tracbenberg 

Wansen 

dito 

Wohlau 



Wegen^djunda Guhren conr 
currirt Privatpatron. 



Wegen der Adjuncten Pe- 
tersdorf und Nteder-Bueh» 
wald concurrirt Privat- 
patron. 

Wegen der Stadtkirche zu 
Naumburg a. B. concur- 
rirt Privatpatron. 



Wegen Adjuncta Haslicht 
concurrirt Privatpatron. 
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■ ■ 1 

Setfwgi *UUt. 


Reg. -Bez. 


. Archipxes- . 
,1 bjteftat. 


Bemriu&ge*. 


Mönch motschefiiilz 


Breslau : 


/ Woblau * 


, 


Stuben mit Filia Neudorf 


dito 


dito 


■•t 


Altewalde 


OppeJn 


Zlegenhtls 




Bischofswalde mit Filia-Lo- 


dito. 


dito 


• t \ ■ : . 


calie Giersdorf 






"» ./, 


Borkendorf 


dito . 


< dito. 


• 


Deutsch-Weite 


dito ,., 


dito 




Linde wiese mit Fii a Greisati 


dito 


dito , 


:•?-■! . | 


Neuwalde mit Füa Ludwigs- 


dito 


dito 


■•' ' *. 


dorf 






« ♦ 


Ziegenhals mit Filia Langen- 


dito 


dito 


; 


dorf 






• ' . • i •• 


Kapsdorf 


Breslau 


Zirkyvitz 


* «■ : 


Kottwitz 


dito 


dito 




Kotzerig 


dite. , 


dito 


• • ! .. 


Trebhitz .. . " . 


dito 


tiito 




Alt-ZOIz 


Oppeln 


Zö|z 


' • . 


Steinau 0/S. mit Filia Steins- 


dito,,. 


dito 


• ,i . 


dorf 


- . , t 


< 




Bodland 


dito 


Bodland 


>? . * 


Silberberg 


Breslpu,- 


, Frankenstein 


' M :J' P .' 


Jarischau mit Adjuncta 


dito 


Siriegau 


Wegen Adjußtia Rausfce con- 


Beckern 


,,,.'. 


, «. 


currirt Privatpatrop. 



der freien bischöflichen CoikttW anheimfallen. 

Breslau, den 7. April 18^8. 
Der Königliche Wirkliche . Geheime Ritji und^Obqr- Präsident der 
Provinz Schlesien. Schleimte. *. ...... 

Indem das Fürstbischöfliphe Gener^-VicätfelJ-.Anft dieses Ab r 
kommen mittheilt, nengt es dasselbe ein gütliches»* »Die Differenzen 
wären durch ein gütliches Abkommen geregelt worden.« Diese Be- 
zeichnung ist jedenfalls die richtigste line Nöthrdes'ScMesischen 
Kirchenblattes bemerkte, das Abkommen t wäre auf Grijnd des Real- 
patronats getroffen. Abgesehen davon, dass sich gegen das von J)r. 
Schritte zugegebene, mit dem Stift oder Kloster i. e. mit den «Güter» 
übergegangene Jtealpatronat Manches principiell einwenden lässt, und 
fltt eSne 1 so 'allgetoieine neue Grundlage Roms Approbation nöthig 
wäre, leuchtet wüe coijsequente Durchführung -diese* Princigs bei dem 
Abkommen, niahfcinimer ein, z. B. Kunzendorf (Nr. 3.) ist königlich, 
Lowkowü® iHtcr-Kuhnan bischöflich, und doch gehörten diese drei 
Pfarreien in gleicher Weise zum Matthiasstift resp. UQter detf £rälateü 
in Commende Neuhof. Ein Splittergericht wäre aber hier um so weniger 
an der Stelle, als dem hoebwürdigsten Fürstbischöfe von Breslau resp. 
seinem tüchtigen Commissarius ; fur die definitive Ordnung der Patrö- 
natsstreitigkeiten der grössteDänk gebührt Und ihm der grössere ujiÄ 
bessere Theil der Pfarreien zugefallen ist* z. B. Bocltynd, äas erste 
bischöfliche Beneficium, war bisher immer königlich, es gehörte zu 
keinem Stifte. Auch seitens der Staatsregierurig ist ein Wohlwollen 
an*dteä J, Tag gelegt worden , fijr, f welches f die Diöcese Breslau gern 
dankar ist. *'..,..'.. 
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Zur Durchführung der preuss. Verfassungs-Ur- 
kunde im ehemaligen Herzogthum Nassau (1868) 

bedarf es dem Anschein nach, damit auch dort die kirchliche Frei- 
heit und Selbstständigkeit in's Leben trete , gegenüber der Bureau* 
cratie noch mancher Kämpfe und fester, zäher Ausdauer darin von 
Seiten der dortigen Katholiken und besonders des bischöflichen Oi> 
dinariats von Limburg. Wir sahen (im Archiv XX, 128 ff.) wie 
nassauische Gerichtsbehörden eiüe Pfarrkirche für sich nicht als eine 
juristische Person betrachten und daher ein angekauftes Grundstück 
nicht auf deren Namen im Grundbuche eintragen wollten, bis das 
preussische Cultministerium hier endlich Abhilfe schaffte. Es schwe- 
ben schön wieder Streitigkeiten wegen Anerkennung der Rechtsfähig- 
hell der katholischen Gapelle zu Soden, und wegen Anerkennung der 
Rechtsfähigkeit des Bisthums. Das Hof- und Appellationsgericht zu 
Dillenburg hatte im Jahre 1859 sogar die vermögensrechtliche Per- 
sönlichkeit des Bisthums überhaupt geläugnet. Wir haben uns über 
diese juristische Monstrosität im Anschluss an die dadurch veran- 
lasste vortreffliche Schrift von Professor Schulte (»Die Erwerbs- und 
Besitzfähigkeit der deutschen katholischen Bisthümer.« Prag. 1860.) 
schon im Archiv VI, 373 ff. des Näheren ausgesprochen. Im Jahre 
1862 wollte das. Hofgericht zu Dillenburg die juristische Persönlich- 
keit des Domcapitels zu Limburg läugnen. Die Absurdität dieser 
Behauptung wurde in einer besonderen Abhandlung vom Oberhof- 
Geriohtsrath Dr. Rosshirt jun. im Archiv IX, 131 ff. eingehend dar- 
gelegt. Eih Decret desselben Hofgerichts zu Dillenburg vom 30. No- 
vember 1866 gesteht nun zwar die Vermögensfähigkeit des Bisthums 
Limburg zu, aber dieselbe soll horribile dictu durch den mit Nas- 
sauischem Edicte vom 9. October 1827 als pia causa errichteten 
katholischen Centralkirchenfonds vertreten resp. absorbirt werden. 
Der Bischof und das von ihm mit Wahrnehmung der bischöflichen 
Verwaltungs- und Jurisdictionsrechte mandirte Ordinariat sollen in 
Nassau nicht die bischöflichen Rechte ausüben. Schidte hat in seiner 
oben genannten Schrift bereits die Uahaltbarkeit jener angeblichen 
Rechte des Centralkirchenfonds in Betreff des Bisthumsvermögtos auf 
Grund des in Nassau geltenden positiven Rechtes ausfuhrlich nach- 
gewiesen, und jetzt nachdem die preussische Verfassungs* Urkunde 
ausdrücklich di« Verwaltung des Kirchehvermögens den nach dem 
Küchehgesetz dazu berufenen Organen zuspricht, ist jener Ausspruch 
des Dillenburger Hofgerichts völlig ungereimt. Mail kann nur um- 
gekehrt aus der Verfassungs- Urkunde folgern, dass jetzt auch der 
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sogenannte Centralkirchenfomji dep kirchlichen Behörden zar .Ver- 
waltung übergebßi* werden mussi , Hoffentlich wird das preussisclie 
Cult> Ministerium auch in dieser Frage bald den begründeten An- 
sprüchen der Kirche gerecht werden, und ebenso auch die Umwände-» 
lung der nassauischen Oommunalschulen in Confessionsschtflen ein- 
treten lassen, eine Forderung, die üa Völkerrecht und in der preuss. 
Verfassungs- Urkunde begründet ist und auch nicht mit dem nas- 
sauischen Schuledict von 1 1817 in Widerspruch steht * 

Einige Streitfragen über die Besetzung kirchliche? Stellen sind 
bereits im Sinne der preußischen Verfassungs -Urkunde gelöst, eine 
Anzahl schweben noch. Man ersieht dies aus folgender 
Mittheilung der Jcönigl. Regierung zu Wiesbaden den 20. April 1868 

an den hochw. Bischof Dr. Blum zu Limburg a. d. L: 

Ew. Bischöfliche Hochwürden gereicht es uns zu lebhafter Be- 
friedigung, nunmehr mittheilen zu können, dass uns Von dem Herrn 
Oberpräsidenten nähere Bestimmungen des Herrn Ministers der geist- 
lichen etc. Angelegenheiten über die Vollziehung der ? Artikel 15., 16. 
und 18. der Verfassungs-Urkünde in Beziehung auf die Verhältnisse 
der katholischen Kirche in dem Bisthum Limburg zugegangen sind. 
Obgleich nach dem dessfallsigeh Erlasse des Herrn Ministers ver- 
schiedene Punkte vorerst einer näheren Erörterung noch bedürfen, so 
haben .doch bereits einige andere Fragen von wesentlicher Bedeutung 
ihre definitive Regelung gefunden. 

Zunächst sind wir ermächtigt worden, von der bisher Staat- 
Ucherwta geübten MUwirfcung bei Ernennung der Defttne abzusehen. 

ferner werden wir. die staatliche Bestätigung der kraft freier 
biaehöflitfoer Coll&tur bestellten Pfarrer und sonstigen Beneficiaten, 
sowie die Genehmhaltung der von Privatpersonen Ew. bischöflichen 
Hochwürden zu Beneficien präsöntirten Candidaten und der -einem 
Pfarrer beizugebenden Coadjutoren, sofern hie». «in fiscediäches Pa- 
tronafcrecht nicht coneurrirty endlich die für gewisse Fälle tforbe-* 
halten^ ßenehmigungserklärung der Pfarr Verwalter, nicht weiter gel- 
tend machen, vorausgesetzt, dass es sich nicht "um Zulassung von 
Ausländern handelt. Die Frage, welche Pfarreien und Beneficien, 
als der freien bischöflichen Collätur unterliegend anzusehen seien, 
hängt selbstredend mit defr Feststellung derjenigen kirchlichen Stellen 
zusammen, bezüglich deren das staatliche Ernennungisrecht auf Grund 
eines vorliegenden Patronats, oder besonderen Rechtstitels in Ge- 
mässheit des Artikels 18. der Verfassungs-Urkunde auch fernerhin be- 
stehen bleibt. Es werden daher namentlich bezüglich dieses Punk- 
tes nähere Erörterungen im Einzelnen notbwendig werden, welche. 
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nach Verfügung des Herrn Ministers möglichst beschleunigt werden 
sollen *). 

Wegen der Verhandlungen 'fi^er : die hier berührte Frage er- 
warten wir zunächst npcjii höhere Weisung und glauben vorerst nur 
bemerken* au sollen t wie der Herr Minister v«n. der /Vorattssetzung 
ausgeht, dass zur Vermeidung etwa zu besorgender Schwierigkeiten 
der gegenwärtige Zustand in der hier fraglichen Beziehung vorläufig 
intact erhalten werde. 

Bei der Besetzung der Vorsteher- und Lehrerstellen des Brie- 
sterseminars , der Anstellung des Generalvicars, der Officiälen, 
Vicariats- und Officialatsräthe, Secretäre und sonstigen Bischöflichen 
Beamten wird ein Mitwirkungsrecht nicht weiter in Anspruch genommen. 

Endlich werden wir, wie dies bereits von uns in letzter Zfeit 
geschehen ist, von der Mitwirkung rücksichtlich der Festsetzung der 
portio corigrua bei erledigten Pfarreien absehen. 

* Königliche Begierimg,* : l 

Abtheilung foy Kirchen- und Schulsachen. 

, * , ,. . , i 

1) Nach anderen Blältern berichtete der Bad. Beob. Nr. 194.: Vom Mittel- 
rhein 14. Aug. 1868: In der letzten Zeit waren von Seiten des Ordinariats Gene- 
ralvicar Dr. Klein und DomcapituTar Dr. Rau als Pelegirte in Wiesbaden anwesend, 
um mit der Regierung das Coüät ionsrecht dir Ffavreien und Benedeien neu zu 
ordnen, mussten aber alsbald erfahren, dass die preußische Regierung für ein 
starkes Drittel der Pfarreien das Patronat beanspracht, nnd zwar ohne dass ihr 
legale Gründe zur Seite, stehen. Beharrt dieselbe auf ihrer Forderung, so wird 
sie einen Kirchenstreit von weittragender Bedeutung heraufbeschwören. Ebenso 
verweigert die Regierang den im Mainzer Seminar gebildeten Theologen ans den 
annectirten Rheinprevinaen den Tischtitel, weil dasselbe keine preussische Anstatt 
ist. — Pfarrer Mathias war. der einzige Geistliche.- in. der Diöcese Limfcirg, der 
dem neuen Regimente den Eid der Treue auch dann noch verweigerte, nachdem 
Cuitminister von Mühler die Erklärung abgegeben, dass der . verlangte Eid keine 
andere Verbindlichkeit in sich schltesse, als die dem Unterthan und Geistlichen 
ohnehin obliegenden. Herr Mathias' wurde nun' zur Räumung des rfarrhofles 
aufgefordert. 

Pas Mainzer Journal berichtete weiter aus Wiesbaden 27. August: „Das 
bischöfliche Ordinariat hat die Vorschläge zur Besetzung von 17 Pfarreien nach 
Kassel gelangen lassen, so dass also vom I. October an die meisten der erle- 
digten Pfründen wieder definitiv besetzt seit werden. Man ist dahin übereinge- 
kommen, bjis zur ausgemachten Sache und unter, einstweiligem Absehen von dem 
königl. Patronat den zuletzt unter dem Herzog Adolf vereinbarten Modus (vgl, 
Archiv Vi, 375 fl\) für Bestellung der Pfarrer beizubehalten; daher auch für dies- 
mal' schön die Präsentation der Bewerber stattgefunden hat. Die Verhandlungert 
mit dem Geh. Oberregierüngs-Rath Krfitz'.g haben auch zur Folge gehabt, dass 
den Candidaten der Theologie der TischUte) nach wie vor wird verliehen werden, 
Ebenso soll darnach die Zahl der in Limburg regierenden Domcapitulare zunächst 
um zwei und späterhin unj einen dritten vermehrt werden." . 
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Praktische Fragen 

über die kirchliche Tennögen«fihigkeit und insbesondere Erbfähigkeit, und 
Aber dl« rechtliehe Tertretiig der Kirche in ihren Term&gengreehtei. 

(Fortsetzung: Vgl. Arohiv XX, 110-148.) 

IV. Die linksrheinischen Kirchenfabriken sind keine von der 
Kirclie verschiedene juristische Person und ihre Angelegenheiten sind 
blos solche der Kirche; es ist daher gesetzlich nach dem Art. 15. 
der preussiscten Verfassungs-Urkunde zu Processführungen für die 
Kirchenfabriken nur noch die bischöfliche Autorisation, nicht auch 
die der Regierung nothwendig. 

Pas königl. Ober-Tribunal zu Berlin hält noch immer an der 
entgegengesetzten, schon wiederholt in unserem Archiv VII, 256 ff M 
X, 268 ff., XI, 1 ff., XII, 147 ff., XV, 3 ff., XVII, 99 ff., 353 ff., und 
anderwärts , zuletzt von Gerlach (Das Verhältnis^ des preussischen 
Staates zur katholischen Kirche. 2. Aufl. Paderborn 1867. I. Abtheil. 
S. 123 ff.) so gründlich widerlegten verfassungswidrigen Ansicht fest. 
So auch in einem Urtheil, vom 12. November 1868, welches im 
Archiv für das Civil« und Griminalrecht der königl. preussischen 
Rheinprovinzen, N. F. Bd. 54. Heft 3. Abtheil. II. S. 58 ff. abge- 
druckt ist, und in einem dort in derselben Zeitschrift angezogenen 
weiteren Urtheil vom 26, November 1867. Die rheinischen Re- 
gierungsbehörden habein schon . wiederholt versucht, auch im Ver- 
waltungswege jene Ansicht des Ober-Tribunals zur Geltung zu brin- 
gen. Das königl. Colt -Ministerium hat aber stets die nach der 
ganzen Entstehungsgeschichte der betreffenden Bestimmungen der 
Verfassungs- Urkunde allein richtige Auslegung derselben, in jener 
Frage festgehalten« So ist dies auch neuestens wieder geschehen in 
dem folgenden 

Erlass des königl preussischen Ministerium für Cultus und Unter- 
richt vom 33. April 1868 
an die königliehe Regierung zu Düsseldorf. 

Der (Tit.) remittire ich, dass mittelst Berichts vom 31. v. Mts. 
(IV. 1972) den Process über das Eigenthum der katholischen Kirche 
zu Knechtsteelden betreffend, eingesandte Urtheil des Rheinischen 
Senats des Königlichen Ober- Tribunals vom 12. November v. J. mit 
dem Bemerken, dass der Inhalt desselben mir keine Veranlassung 
gibt, von der bisherigen Auffassung und Behandlung des Vermögens 
der linksrheinischen Kirchenfabriken , als * Kirchenvermögen* und 
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Angelegenheiten der Kirche abzugehen, da diese Behandlung den aus- 
drücklichen Bestimmungen der §§. 2. und 3. des Gesetzes vom 
14. Mäiz 1^5;Gas^S:;S v aß^, 4en Praxis dqj Pfotiopiaigeiichteund 
dem Erkenntniss des zweiten Senats des Königlichen Ober,- Tribunals 
vom 5. Juli 1862 (Ents(*,rBd.!S. .303.) entspricht. Als Cidtus-Sachen 
yverden die Angelegenheiten der Kirchenfabriken auch durch die Res- 
sortbestimmungen der Art 72., 73., 93. und 97. des Kaiserl. Decrets 
vom 30. December 1809, sowie durch die in der Allerhöchsten Ordre 
vom 4. December 1826 (Uermens y Bd. 2. S. 678.) in Bezug ge- 
nommenen Allgemeinen Verwaltungs-Instructionen qualilicirt. 
Der Minister der geistlichen Angelegenheiten etc. 
I. A. : Krätzig. 
• An •-■- . .\ 
die König]« Regierungen zu Köln, 

Goblenz, Trier, Aachen. 
Abschrift zur Nachricht. 



316 Vering, Oesterr, Yerordn. Ober Vermögensrecht!. Stellung des Klerus. 



Österreichische Gesetze und Verordnungen 

über die vermögensrechtliche Stellung, Einkünfte, Besteuerung des Klerus 
ind der religiösen Orden. 

(Fortsetzung. Vgl. Archiv XIV, S. 02-121., 401-473.; XV, 33-66.; XVI, 223-263.; 
417-436.; XVII, V«~93.; XVIII, 125-138.; XIX, 440-456.) 

206) CuU.-Ministerialerlass vom 20. Juli 1860, 2. 10,152., 

an die Slatlhalterei in Dalmatien, 
betreffend den Beginn des Genusses der PfröndeneinkQnfte bei ersten Capitel- 

dtgnitaten. 

In Erledigung des Berichtes findet man der k. k 

zu eröffnen, dass der von dem heiligen Stuhle auf Grund des Artikels 
XXII. des Concordates ausgehende Act der Collation einer eisten 
Capitelwürde die canonische Institution auf diese Wfitde einschliesst, 
wie dies auch bei der päpstlichen Confirmation ernannter Bischöfe 
der Fall ist, welche nach Massgabe des Artikels XXVII. des Concor- 
dates am Tage dieser Confirmation das Recht auf den Genuss der 
Temporalien des Bisthums erlangen. Wenn demnach in den hier- 
ämtlichen Erlässen vom 31. Juli 1858, Z. 12,288., und vom 22. Mai 
1860, Z. 7506., betreffend die Flüssigmachung der Bezüge der Dom- 

propsteien zu Cattaro und Zara für die Domherren L und 

S der erforderliche Einklang vermisst wird, so kann dies nur 

einem Missverständnisse zugeschrieben werden. 

207) Cult.-Ministerialerlass vom 31. Juli 1860, Z. 10,868., 

an die Landesregierung in Krain, 

betreffend die Verwaltung und Aufbewahrung des Vermögens der dem deutschen 

Ritterorden incorporirten Pfarr- und Seelsorgskirchen. 

Was die in dem Berichte vom 30. December 1859, Z. 17,265., 
besprochene Verwaltung und Aufbewahrung des frei eigenthümlichen 
und Stiftungsvermögens der dem deutschen Ritterorden incorporirten 
Pfarr- und Seelsorgskirchen anbelangt, so muss grundsätzlich fest- 
gehalten werden, dass der Umstand, vermöge dessen, eine Kirche, an 
der die pfarrlichc Seelsorge geübt wird, einem regulären Orden incor- 
porirt ist, auf die Verwaltung des freien oder belasteten Vermögens 
derselben keinen Einfluss hat. Für die Einhaltung dieses Grundsatzes 
bei den deutschen Ordenspfarren spricht überdies die Allerhöchste 
Entschliessung vom 23. Februar 1833, zufolge deren bei diesen Pfar- 
ren die Incorporation mit dem Orden an und für sich keine Aus- 
nahme von der Concurrenz bei Pfarrbaulichkeiten begründet, welche 
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sonst bei den Patronatspferren der nämlichen Provinz einzutreten hat. 
Da bei solchen Baulichkeiten das Kirchenvermögen in erster Linie 
in Anspruch genommen wird, so liegt es im Interesse der gesetzlichen 
Concurrenten, dass dieses Vermögen in derselben Weise verwaltet 
werde, wie das anderer Kirchen, deren Baulichkeiten im gesetzlichen 
Concurrenzwege bewerkstelligt werden. : 

Uebrigens ist es Sache des fürstbischöflichen Ordinariates bei 
der bevorstehenden . Regelung der Kirchenvermögensverwaltung auf 
Grund der Allerhöchsten Erschliessung vom 3. October 1858 in Er- 
wägung zu ziehen, ob ausreichende Gründe vorhanden sind, um für 
die Verwaltung und Aufbewahrung des Kirchenvermögens der Pfarren 
des deutschen Bitterordens ohne Verletzung anderer Interessenten 
ausnahmsweise Bestimmungen zu treffen. Jedenfalls muss darauf 
bestanden werden, dass auch bei diesen Pfarren nach Massgabe der 
bezogenen Allerhöchsten Erschliessung das landesfürstliche die Be- 
wahrung des Kirchenvermögens betreffende Recht gewahrt bleibe. 

208) CuU.-Ministerialerlassvoni 6. August 1860, Z. 8557., 

an die Landesregierung; in Kfirntben r 

betreffend die Gebühr, welche die Verweser erledigter Pfründen fih- persolvirte 
Sliftungsverbindiichkeüen ansprechen können. 

In Erledigung des Berichtes ..-.«. findet man der k. k. ..... 

zur weiteren Verständigung des Herrn Fürstbischofs von Gurk zu 
eröffnen, dass zufolge des von der bischöflichen Versammlung des 
Jahres 1856 gestellten Antrages die Provisoren erledigter Pfarren 
nicht gehindert werden sollen, den Beitrag zu ihrem Unterhalte, wel- 
cher in Form eines Messstipendiums gegeben wird, zu empfangen, 
weshalb sie nicht zu verpflichten sind, die bei der Pfarre vorhande- 
nen Stiftungen anders als gegen -das von dem Bischöfe festgesetzte 
Stipendium zu entrichten. Dieser Antrag, welcher offenbar nur darauf 
abzielte, die Pfarrprovisoren nicht in die Lage zu bringen, dass sie 
aus Anlass der Erfüllung der Pflichten ihres Amtes ausser Stande ge- 
setzt werden, ein ihnen sonst zu Gebote stehendes Ourrent-Messstipen- 
dium zu empfangen, ist durch die Allerhöchste Erschliessung vom 
3. October 1858 genehmiget, sonach festgesetzt worden, dass die 
Pfarrprovisoren fortan nicht verpflichtet werden, die bei der Pfarre 
vorhandenen Stiftmeseen, wie bisher, ohne Bezug eines Emokmentes 
zu persolviren, sondern dafür das in jeder Diöcese übliche, von dem 
Bischöfe gebilligte Manualstipendium in Rechnung bringen können, 

Hiernach erscheint es nicht zulässig, in den von dem' Herrn 
Fürstbischöfe von Gurk befürworteten diesfÄJligen Unterschied der 
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Bedeckung gestifteter Verbindlichkeiten einzugehen» Ein Widerspruch 
mit den kirchlichen Vorschriften kann hierin nach hierortiger An- 
sicht nicht erblickt werden, als durch dieselben die unverkümmerte 
Hintangabe von Messstipendien an den jeweilig persolvirenden Priester 
nmr bezüglich der sogenannten Manualstipeüdien angeordnet ist und 
diese Anordnung auf die Emolumente für die Erfüllung gestifteter 
Verbindlichkeiten nicht auszudehnen sein durfte. 

209) Ctdt.-Ministeiialerlass vom 7. August 1860, Z. 11,344., 
an die Statthalterei in Galizien, 
betreffend die Conrarrenz kirchlicher Pfründner zur Bestreitung der Kosten von 
. Wasserscbutzbauien. 

Da durch Wasserschutzbauten, in soferne dieselben nicht aus 
öffentlichen Rücksichten geführt werdon, dem betreffenden Realbe- 
sitze entweder ein Vortheil zugeführt oder von demselben ein voraus- 
sichtlicher Nachtheil abgewendet wird, so ist es angemessen, dass zur 
Bestreitung der aus solchen Bauten erwachsenden Kosten Jene heran- 
gezogen werden, die bei der Erhaltung und Melioration des Realbe- 
sitzes oder bei dem zu erzielenden Zuwachse an demselben interessirt 
sind. Erscheint unter den Betheiligten eine kirchliche Pfründe, so 
wird der Nutzmesser derselben zu verhalten sein, die Baukostenbeiträge 
abzustatten, welche auf das seiner Nutzniessang anheimgegebene Reale 
entfallen. In wieferne dem kirchlichen Pfründner ein Anspruch auf 
Ersatz der aus diesem Anlasse gemachten Auslagen zustehe, hängt 
davon ab, ob durch die geführten Wasserschutzbauten eine Melioration 
der geschützten Grundstücke oder ein Zuwachs an: derselben erzielt, 
bloss die Erhaltung des bedrohten Grundstückes und dessen^Ertrags- 
föhigkeit angestrebt wird. Im ersten Falle ist der bereits in einigen 
Theilen der Monarchie zur Geltung gebrachte Grundsatz festzuhalten, 
dass Auslagen, welche von kirchlichen Pfründnern zum Zwecke von 
Wirthschaftsverbesserungen gemacht werden, sich zu einer Vergütung 
nicht eignen, weil diese in der gegenwärtigen Erhöhung des Erträg- 
nisses gefunden werden muss. Dasselbe gilt auch im zweiten Falle 
bezüglich, der über die Congrua dotirten kirchlichen Pfründner, weil 
es, abgesehen von der gesetzlichen Verpflichtung des Nutzniessers, 
billig ist, dass der Beneficiat dasjenige, was ihm das Beneficium über 
den anständigen .Unterhalt abwirft, zunächst zur Erhaltung des Do- 
tations^tockes der Pfründe aufwende. Nur. dann, wenn bei Unter- 
lassung des Wasserschutzbaues eine Schmälerung der Congrua zu he« 
sorgen ist, werden mit Berücksichtigung der obwaltenden Umstände 
bei cfer Bestreitung solcher Bauauslagen Jene inTs Mitleid zu ziehen 
$ein, denen es obliegt, den Abgang an der Congrua zu ersetzen. 
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Hiernach ist man ausser Stande, den von der k. k in 

dem Berichte vom 31. August 1859, Z. 34,814., gestellten Antrag zu 
genehmigen, zufolge dessen die auf eine Anzahl von kirchlichen Pfrün- 
den im Gesammtbetrage von 898 fl. 62*5 kr. ö. W. entfallenden Kosten, 
-welche aus den Sumpfentwässerungsarbeiten im Jaryczowka-Thale er- 
wachsen sind, auf den .ohnehin überbürdeten Religionsfond übernom- 
men werden sollen, ohne vorher zu untersuchen, ob die Beneficiaten, 
auf deren Pfründen Concurrenzbeiträge entfallen, durch deren Leistung 
in ihrer Congrua verkümmert werden. Auch kann nicht unbemerkt 
bleiben, das» der Religionsfond keineswegs als Eigenthümer der zu 
ihm im -Patronatsverhältnisse stehenden kirchlichen Pfründen anzu- 
sehen sei, indem in dieser Beziehung mit Rückblick auf die Bestim- 
mungen des Goncordates zwischen dem Religionsfonde und anderen 
Pfründenpatronen kein Unterschied obwaltet. 

210) CuU.-Ministeridlerlass vom 10. August 1860, Z. 11*424^ 

an sämmiliche UndersieUen, 

betreffend die Erfordernisse zur Umschreibung und Devinculirung der SUatsobli- 

gationen der Kirchen,, kirchlichen Anstalten, Stiftungen und Pfründen. 

Im Einvernehmen mit dem k. k. Finanzministerium sind in An- 
sehung der Erfordernisse zur Umschreibung und Devinculirung der 
Staatsobligationen, welche als ein Eigeuthum von Kirchen, kirchlichen 
Anstalten, Stiftungen und Pfründen sioh darstellen, jene, Vorschriften 
für massgebend erklärt worden, die zufolge der Ministerial Verordnung 
vom 20. Juli 1860 (ßeichs-Gesetz-Blatt Nr. 162.) beider Veräusserung 
kirchlicher Güter zur Richtschnur zu dienen haben, weil die in Folge 
der Umschreibung ausgefertigte neue Schuldverschreibung eine von 
der in der alten Obligation genannten, verschiedene physische oder 
moralische Person als Eigenthümer bezeichnet, und die Devinculirung 
in der Regel nur zu dem Zwecke angestrebt wird, um mit einem 
durch die Staatsobligation repräsentirten Capitale, dessen Erträgniss 
zu einem bestimmten Zwecke gewidmet ist, frei verfugen, dasselbe 
in einer mit dem bisherigen Vinculum der Staatsobligation nicht im 
Einklänge stehenden Richtung verwenden zu können. 

Hiernach hat das k. k. Finanzministerium die k. k. Staats- 
schuldendirection unter dem 30. Juli 1860, Z. 44,102., angewiesen, die 
Umschreibung und Freischreibung der Staatsobligationen, welche zu 
dem Eigenthume einer Kirche, kirchlichen Anstalt, Stiftung oder 
Pfründe gehören, nur dann zu veranlassen, wenn nach Massgabe der 
bezogenen Ministerialverordnnng die. Erklärung der betreffenden poli- 
tischen Landesstelle beigebracht wird, dass den besonderen, über die 
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Veräusserung des Kirchengutes bestehenden Vorschriften genügt 
worden sei. 

Was ferner jene Fälle anbelangt, in denen die irrthümlkhe 
Vincnlirnng (oder Intestirung) einer Staatsobligation zn berichtigen 
kömmt, so sollte sacbgemäss auch zu solchen Berichtigungen die 
Naehweisung der zur Umsehreibung oder Devinculirung erforderlichen 
Förmlichkeiten in Anspruch genommen werden, was allezeit geschieht, 
wenn die Berichtigung' der Intestirung oder des Vinculums zu Gun- 
sten eines Privaten gefordert wird. 

Damit aber die Behörden mit dem Her- und Hinsenden der 
irrig intestirten oder vinculirten Staatsobligationen, und die Cassen 
mit der Ausfertigung und Incontrirung neuer Schuldverschreibungen 
nicht über das Mass unausweichlicher Notwendigkeit belästiget wer- 
den, so hat man sich mit dem genannten Ministerium dahin geeinigt, 
dass in den erwähnten Fällen, wenn die Berichtigung der Intestirung 
oder des Vinculums einer Staatsöbligation, welche für eine Kirche, kirch- 
liche Anstalt, Stiftung oder Pfründe lautet, nicht zur Folge hat, dass 
die Obligation in das Eigen thuro einer anderen Kirche, kirchlichen 
Anstalt oder Pfründe übergehe , die irrige Intestirung oder Vincu- 
lirung in der Weise sanirt werden könne, dass auf der Bückseite der 
Obligation durch eine entsprechende, von der betreffenden Vermö- 
gensverwaltung unterfertigte, und mit dem Kirchenmegel bestätigte 
Erklärung angedeutet werde, wie die Intestirung oder das Vinculum 
richtig zu lauten habe. Sollte die Vermögensverwaltung durch die 
ihr vorgezeichnete Instruction nicht ermächtigt sein, auf eigene Ver- 
antwortlichkeit auf der Bückseite der Obligation eine derartige Er- 
klärung anzumerken, so erscheint es angezeigt, dass in den Inhalt 
derselben auch die erlangte Auctorisation aufgenommen werde. 

Von dem Voranstehenden hat die k. k zur angemessenen 

Information der Kirchenvermögens -Verwaltungen und kirchlichen 
Pfründner den bischöflichen .Ordinariaten die Mittheilung zu machen. 

211) Cifit.-Ministerialerlass vom 20. August 1860, Z. 11,995., 

an die Statthaherelen in Ofen, Temesvär und Agram 

"betreffend die Aufhebung der Bestimmung des §. 6. der ungarischen Pfarrein- 

richtangs-Directken toin Jahre 1787. 

Mit Allerhöchster Erschliessung vom 11. August 1860 haben 
mich Seine k. k. Apostolische Majestät zu der Erklärung zu ermäch- 
tigen geruht, dass die im §. 6. der ungarischen Pfarreinrichtungs- 
Directiven vom Jahre 1787 enthaltene Vorschrift, durch welche ge- 
wisse Classen von Güterbesitzern statt des Religionsfondes zu bestimm- 
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ten Leistungen verpflichtet wurden, auf solche Fälle .keine Anwendung 
zu finden habe, in welchen es sich darum handelt, nach Aufhebung 
des herrschaftlichen Unterth&nigkeitsbandea. neue Laston m über* 
nehmen, dass jedoch für dasjenige, was inzwischen in dieser Be- 
ziehung bereits . geleistet worden sein sollte, ein Ersatz. aus. dem 
Beligionsfonde von der Verwaltung der. kaiserlichen FamilwngüAe^ 
sowie der Cameralr und Fondsguter nicht in Anspruch zu nehmen sei 
und ebenso von. den Beisitzern geistlicher Güter erwartet* werde, dass 
sie eine* solchen Ersatz nicht in Anspruch nehmen werden. 

Hiervon sind die politischen Unterbehörden zur Darnachachtung, 
dann die. bischöflichem Ordinariate zur Verständigung der betreffenden 
Seeisorgsgeistlichkeit iu die Kenntniss zu setzen. </ - 

212) Cult.-Miriisterialertass vom 5. September 186ö\ Z. 8ÖÖ3 wty 

■ " ' • ! 12,54ß., •'.,.' 

ad die Statthalterei in Agram, 
twlreffend die Verpflichtung der PfarrpfKlndner zur Herstellung 1 der Pftmrwirth- 

scltaftsgebftude. ' . % •■ • • . 

Betreffend die Verpflichtung der Pfarrpfründner zur Herstellung 
und , Erhaltung der Pfarrwirthschaftegebäude wird die k. k. .j. *v. 

über die Berichte hiemit auch weiterhin auf die bestehende* 

in dem Erlasse vom 4. April 1857, Z. 3440., berufenen Allerhöchsten 
Bestimmungen vom Jahyp .1808 mit dein Beifugen gewiesen,: datis 
jintevdem. für <üq Verpflichtung 4er.Pfaxrpfriihdner.zur Herstellung 
und Erhaltpftg der Pfarrwirthsfihaftsgebftude als Minifaui» mit dem 
Betrage ja.hiüiphqr .500 JB. festgesetztem Pfiwrreihkomiüta nur das dett 
Pfarrpfründnem, für ihre Person ans ihrem Ghwkdtesiteihum wrblefc 
beade. reine Einkommen, somit keiöe&wegs auch jenes Einkommen» iu 
verstehen sei* welches denselben aus andern Bezugsquellen zufliegt. >* 

Die Nachweißung. des Pfarreinkommens, hat übrigens gteicbwü 
im Allgemeinen, ebenso selbstverständlich auch in jenen »Fällen, iti 
welchen es sich um die Verpflichtung der Pfarrpfründner zur Jler- 
stelluiig und Erhaltung der Pfarrwirthschäftsgetiäude KäriäeÄ, 'auf 
Grundlage der Conscription der geistlichen rrövente vom Jahrß 1802 
stattzufinden. ■ :in! 

'213) Ctdb-Mmisteriälerlass vom 28. Se^teinfier 1860, &l%67$. iy . 

an die Siatthalterel jto Böhmen, ' ' ' \ 

betteffeftd »die PersoFrirUngr der Religionsfdnds »■ Botitionstnestfeti wÄbrend "d# 
,!' •:•• . Interxalarzeit. • 5 •**•;- ;i 

,i , Die zufolge des hierömtlfchen .Erlasses ;nom 27* Octpber lSfi»j 
Z. 18,225., den Verwesern erledigter. Pfi'ündenimit Allerhöchste Enb> 
Schliessung vom 3. October 1858 ^gewendete. Vergünstigung ^ 
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«ie fortan /nicht verpflichtet werden, die Stiftsiriesgen anders, als ge- 
gen dös. von dem Bisehofe festgesetzte Stipendium zu verrichten, 
betrifft nach deib Wortlaute und Sinne der hiergegen von der Mschöf- 
lidhen Versammlung im Jahre 1856 gestellten Bitte jene Messen- 
atiftungen, welche bei 4er Kirche der erledigten Pfründe erneutet 
»od, weshalb die Bestimmung der bezogenen Allerhöchsten Ent*- 
echltessung auf jene Messen nicht ausgedehnt werden kann, welche 
die aus dem Beligionsfönde dotirten oder unterstützten Seelsorger 
nach Massgabe der bestehenden Vorschriften ffir diesen i Fond ohne 
Entgelt. iu verrichten haben. *• 

i , Mex^ing^ haben die Bischöfe der erw^hten 1 Versammlung -anch 
den Wunsch ausgesprochen, dass jene Seelsorger, denen der Beligions- 
fond nur 300 fl. oder wie den Hilfspriestern sogar nur 200 Absichert, 
\richt' verpflichtet werden, zu Erfüllung der auf dem Religionsfonde 
haftenden Messenverbindlichkeiten beizutragen. 

, .Allein bis nun ist is nicht möglich gewordene. diesem Wunsche 
zu entsprechen und mangelt somit jeder gesetzliche Anhaltspunkt, 
den Verwesern erledigter Pfründen auf Kosten des Religiönsfondes 
Verpachtungen abzunehmen, die »ei bis nun in de* for^as Königreich 
Böhmen geregelten Weise zu erfüllen hatten, 
• > Anbei muss noch. bemerkt werden, dass es in dem Bereiche 
de* Kirehengewalt liegt!, die' Zahl der in Bede stehenden Verpflich- 
tungen a*8 berücksiehtigungswertfaen Gründen zu vermindern und 
dadurch den; PMndehverwesern* wenn sie im dieser 1 Richtung über- 
fordet sein; sollten, eine entsprechende Eriefichterung zu verschaffet, 
weöhfilb es deü Bischöfen anheimg'^Btellt' bleibt, die hiezu geeigneten 
Ma«aregelnue&izuleiten, 'durch weiche ohne neue Belastung des Re- 
ligiönsfondes öinq Verringerung des Masses der «den Verweseni er* 
l^digter Pfründen obliegenden Verpflichtungen anstandslos erzielt 
.werdet kann.. ■[_ : ." . • •-.■ ■• :'-- : » . 

. äli) :Cw?f;-^w^mä^a^ vorn 18'. Oktober 186Q, %. y jjs,3$#., ., 
« ,.':•.' t , . ; ' ,H ^ie.iandesregjeraflgjl^.karni^n, , ( . - } . : t .„ a . ..,, 

betreffend das Stipendium für persolvirte Religionsfondsmessen n ui> ' 

, . In.Eriedigung des Berichtes findet man- de? k^k. .. v * , r .zu 
bedeuten; dass auf die an dei^ Ertr^uisaen des feeligionsfondes haf- 
^dpn,Yerpflicbtungpn f .zux ,Perßoiyii;ung ( heiliger . Messen ritta-Arf 
legirte Currentmessen lautende Beatimumng der Allerhöchsten Ent- 
^hHfcsattrig vömT. Juni 1841 nicht anwendbar sei, weshalb'^lich in 
dmtk Eitonhüide Kärakhen ; in Hinkunft bei der Bemessung des Stfc 
peödiums fiir Beligidnsfcndsmeesen, ( dürfen uiientgeltliche /Perwlvirtibg 
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nicht erzielt werben kann, der klare Wortlaut der $n da3 befanden? 
steierpaärkisch-kiurnthnerische Gubenjium ergapgenen;Hofcl<#re,te vom 
31, Mai. 1812,. Z, 7397., und vom 3. Juni IßU, % 6269., welche 
dieses Stipendium, mit. 30 Jn\ W. W. (dermalen 21 kr, ö.. W.) feflt T 
stellen,, in Vollziehung zvi bringen sein wird. . 

215) (Mt.-Ministerialerlass vom.20, October i960, Z. 12$£9^ ? - 
. . .an; die.StaUtattrcd in.AgNtn^ . t ,.ii., * ,; •..!», 

betreffend die Gebühren für Verabfolgung feenealQgiscUer Nftcbweisafigen. *H8 : <Jeo 
,, Matriken an Privatpersonen. * • 

Bei dem .Umstände als in. dem Berichte vom .«> v «> -fite 4ase 
Mass der ;Gebflki;en, welche die Malrikenführer. für die Verabfclgtwg 
genealogi&cher.N&ehweise an Private von diesen anzusprechen fre^ 
reebtiget sind, eine in dexn jenseitigen Verwaltuggsg^biete beste^de 
Vorschrift' nicht nachgewiesen wurde, steht mcJWs.wtgpgep, das* sic]i 
diesfalls nach-, der Analogie der Bestimmung d,es kpjseriiGbßn Patent«? 
vom 2.. August- 1850 (Reichs-Gesetz-Blatt Nr,. 329.)» betreffend die 
Gebühre» von, Urkunden (T. S P. Nr. 73.), b.^u<)mm^ s w^rde^^ornach 
den nicht unter die Aminen zu zählenden Parteien, w§nn sie die Be- 
stätigung von zwei oder mehreren Geburts-, Tauf-, Trauungs-, oder 
Sterbeßölen in einer- Ausfertigung verlangen, obliegen wü$., die für 
einfache Matrikscheine, festgestellte Gebühr so oftmftl au entrichten, 
als FSÜe bestätiget werden. ; . ... • ., ..;, 

216) tl'u^MinisierMerias^ voni 'S; Növ&mW 186Ö, Zr42&.; [ A 
' " ' \ ' *■ an die StatthaUerei invfcüslferilande, 1 >..:.*. 

betreffend die Bestreitung der Reisekosten der zw Installation MrtnlictielrFIWß* 
* .? ,...' »her Jjeigeaogenen Pfltronaterepräsentonleri, ; : .}. 4 ' . ;. J :-!, 

Zufolge der Allerhoabsten- SJntscJili^simg vom §. öcfobe? l§58 
ist zur Uebergabe des Vermögens der Kirche und kirchlichen Pfründe 
an den neu. bestellten' Vorsteher derselben der Patron oder dessen 
Stellvertreter beizuziehen,, weil derselbe nach Massgabe des Kirchen- 
gesetzes und in Ansehung der ihm abliegenden Leistungen, edßilnteiresse 
4aran hat, dass : die Temperaöea der Kirche und Pfründe jDenypnigen 
gehörig übergebe» werden* welcher. fortan d^r Verwalter, ^tehung^ 
weifle Niit?niesse^ derselben ,ßein wird tl . .,..-; i:i ., « , .. ,. ri , ( ,..j. t ... 

.Es unterliegt. keinei^Anstaudje ,, dass bei dieser Uebepgabo ,#er 
Temporajieii.da'.dera lajud^sfürstlijDhßnfc^igio^Si- pdpr il Stu§ieflfpnd3T 
patrojoate u^terstehGndeji Iprche^ ocj^r. ffrpjidf ü, ^der^.kt ,^ t ^€tzir^f 
Vorsteher, in dessen Verwaltungsdigtyiciei./lieselb^i^el^g^ sjpd,,^ 
St^le des Patron? vertrete. / . , ..„ . ; i: ), i:i .- :: [ iU ,j_ 

r.t ' Nach dem Hof^crjßte^voni 29, U^z ;l7j85 ls & $ty*Wfa t jtos 
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Patronatsrepräsentant ans einem solchen Anlasse Ton dem neu be- 
stellten Kirchenvorsteher und Pfründner nebst einer massigen Be- 
wirthung die Vergütung der Reisekosten anzusprechen. Dermalen 
wird sich bei den durch die Bestimmungen des Concordates geänderten 
Verhältnissen ein derartiger Anspruch nur dann geltend machen 
lassen, wenn der zu installirende Beneficiat, was er in seinem eigenen 
Interesse in der Kegel thun wird, aus was immer für Gründen das 
Verlangen ausspricht, dass der Patronatsrepräsentant bei der Tempo- 
ralienübergabe zugegen sei. In den muthmasslich seltenen Ausnahms- 
fällen erscheint es nicht zulässig, dass wegen der Intervention des 
Patronatsrepräsentanten bei dieser Uebergabe einem öffentlichen Fonde 
Auslagen verursacht werden, indem bei einzelnen Kirchen und Pfrün- 
den wegen des Masses oder der Art ihrer Dotation die Anwesenheit 
des Patronatsstellvertreters bei der Installation des Beneficiaten kaum 
als unerlässlich nothwendig sich darstellt und dem die Functionen 
dieses Stellvertreters übenden Bezirksvorsteher andere Anlässe zu 
Gebote stehen, sich zu überzeugen, dass die einzelnen Bestandteile 
pes Vermögens der Kirche und Pfründe dem neuen Verwalter und 
Nutzniesser durch den Ordinariatsrepräsentanten gehörig übergeben 
wurden. 

Hiemit erledigen sich die jenseitigen Berichte mit dem Beifügen, 
dass man sich über die am Schlüsse dieses Berichtes erwähnte Beei- 
digung der installirten kirchlichen Pfründner durch die weltlichen 
InstaUaiaonscommissäre erst dann aussprechen werde, wenn nachge- 
wiesen ist, auf welche Vorschrift sich diese in anderen Theilen der 
Monarchie nicht gebräuchliche Eidesleistung stützet, wobei zugleich. 
der Inhalt der bisher angewendeten Eidesformel und die Umstände der 
Anwendung derselben bekannt zu geben wären. 

217) Ctdt.-Ministerialerlass vom 20. November 1860, Z. 13,198., 

an die Statthalterei in Steiermark und Kfirntben, 

betreffend die zur Bemessung? des Alomnaticotos erforderlichen Nachweise. 

Aus dem Berichte vom 2. März 1860, Z. 3804., betreffend die 

Bitte einiger Pfarrer der Lavanter Diöcese um Abänderung einzelner 

bei der Verfassung von Pfründenfassionen wahrzunehmender Directiven, 

erhellet, dass die k. k von einer Anzahl kirchlicher Pfründner 

die Vorlage neuer documentirter Pfründeneinkommens-Fassionen be- 
hufe statistischer Nachweisungen und zur neuen Bemessung des Alura* 
natieums in Anspruch genommen habe. 

Man kann die Einleitung dieser Massregel , welche ohne Auf- 
wendung' vieler Zeit und mehrseitiger Arbeitskräfte nicht ausfahrbar 
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ist, nicht billigen, da zu den erwähnten statistischen Nachweisungen 
die von den geistlichen Pfruhduern im Wege der bischöflichen Ordi- 
nariate nach Massgabe der Verfügung des bestandenen General* 
Bechnungsdirectoriums vom 12. Februar 1843, Z. ~^, gelieferten zif- 
fermässigen Auskünfte genügen und die Aufnahme neuer Pfründen- 
fassionen oder die Reliquidirung der bestehenden Fassionen lediglich 
in bestimmten gesetzlich vorgezeichneten Fällen, ausserdem aber nur 
im höheren Auftrage stattzufinden hat. 

Hinsichtlich des Alumnaticums aber findet man die k. k. 
auf die Bestimmung der Hofcanzleiverordnung vom 8. October 1818, 
Z. 20,452., aufmerksam zu machen, zufolge deren 5er inner-öster- 
reichische Klerus hinsichtlich der Alumnatsbeiträge dem der übrigen 
österreichischen Provinzen vollkommen gleich gehalten werden soll. 
Mit Bückblick auf diese Bestimmung ist mit dem hierämüichen Er- 
lasse vom 16. April 1850, Z. 871., auch für Steiermark zugestanden 
worden, dass bis zur Ausmittlung der Entschädigung für die durch 
die Allerhöchsten Patente vom 7. März 1848 und 4. März 1849 auf- 
gehobenen Zehente und Urbarialgiebigkeiten jeder Pfarrer 1 fl. 30 kr. 
und jeder Localcaplan oder andere Beneficiat 1 fl. provisorisch an 
Alumnaticum zu entrichten habe, die nach dem fatirten Einkommen 
entfallende fixe Procentuajgebühr aber als Schuldigkeit festzuhalten 
und seiner Zeit aus den Entschädigungsgeldern zu entrichten sei. 

Nachdem die Grundentlastung durchgeführt war und die zum 
Bezüge des Zehents und der Urbarialgiebigkeiten berechtigt gewe- 
senen geistlichen Pfründner die hierfür ausgemittelte fixe Beute er- 
halten hatten, ist für mehrere Kronländer der Monarchie über ge- 
schehene Anfragen erklärt worden, dass der Grand der eigenthüm* 
liehen Bemessung des Alumnaticums von Naturalbezügen, deren 
Erzeugung dem Pfründner keine Auslage verursacht, entfallen, und 
dasselbe ohne Bücksicht auf die Beschaffenheit der Einkommensquellen 
der geistlichen Pfründner nach dem Betrage des fassionsmässigen 
Einkommens in dem bereits festgestellten Masse in baarem Gelde 
einzuheben sei. < 

Dieser Grundsatz ist jedoch ohne Bückwirkung auf das bereits 
Geschehene, bezüglich der Einhebung des Alumnaticums auch in den 
bischöflichen Diöcesen des dortigen Verwaltupgsgebietes zur Anwen- 
dung zu bringen, wobei sich die k. k \ gegenwärtig zu halten 

hat, dass vorläufig in der bisherigen Bemessungsweise der von dem 
Klerus zu entrichtenden Alumnatsbeiträge nur in soferne eine Aen- 
derung Platz zu greifen hat, als bei den Pfründnern, welche in An-* 
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ßebting dessen^ dass ^ie thMlwetoe : init Nätjnralb^tigön der' erwähnten 
Art' aotht 1 Waren, einen nach der jeweiligen 'Höhe der Getreidepreise 
wandelbaren Betrag zu ehtridhten hatten^,' fortan die alndie Stellei 
dieses Theltes ,der Dotartian getretene; Grundeatlastungsrente mit 
Hin^rpeJmjiflg.ide^.ilbrigieii bis nun der Atymnatsstener unterzogenen 
PftündQpqinkopim^ns, ?ur . Ifysis der nach . dem Maßstäbe der Hof* 
^p^iyerprd^i;ftg ; ,vom ? ß. :Octobep 1818, Z. 20,452., in barem Gelde 
zu ermittelnden Höhe des jährlich zu zahlenden ^luronaticutpfl zu 
nehmen sein wird. , . . . , 

.. t \ ' Da. hiernach in der Bemessung des .von den kirchlichen Pfrün r 
*dei^ zu entrichtenden Älumnaticunis nur in sofernc eine Aendßrung 
Platz ^ .greift ^ajls' bei der Berechnung des fossionsmässig^n Einkom- 
mens an die Stelle der- auf Grund der Allerhöchsten Patente vom 
7. ßeptem^^^ vom L März 1849 .abgelösten Naturalbezüge 

die im' Wege, der Ablösung' erzielte Eente zu faetin und' die vor 
dem bei Pfründen^ welche mit Zehent und Urbarialgiebjgkeiten dptirt 
tfafef^ vorgeschriebene Eeducirung der ' Älumnatssteuer auf ein be- 
stiipat^ Älass. VQ)i Korn in Wegfall zu kommen hat, so ist bei dem 
Umstände,; als'dej Ziffer ; des fassionsmässigen Einkommens, mit : Aus- 
nahme .der durch die , geschehene Ablösung von Naturalbezügen her,- 
bejgeführtcji , Aendßrungen , vorläufig in der vor dem Jabre 1849 
festgestiellten jjöhe r belkss»en wird, kein Änlass /vorhanden^ behufs der 
Bemessung der Alumnatsbeiträge neue documentirte Erträgnissfas- 
S*neä'^H n aeii :! kir(ih:1icheii PMndnern äbzuveflangön. * 

Öädllröh •ehtfällt ferftervo* selbst ! der Grund; dnreh ; tfelchM 
meh^e 'Pfarrer der : Lävg[hter Diöcese bewogen 1 wurden, um die 
Abänderung' einigt Direktiven bei^det 'Verfassung' der Pfrüridenein- 
t6*riQfeiöns^Fassioiieö zu bieten, welcher Bitte, in wieferneöie mit den 
Köäfcehenden Vorschriften : nicht zusammenstimmt, nicht 'willfahrt 
i^Meh l kötiöe. ■"•■..•••• - ••■" ! f *• 

,<•>•<•:,, . »..-.„. : ■ ■ . .••'.':[■. ;. , • -. ; . ., • 

' : 2T1») QiM.-Ministerialcrlaks tok 3. DkcömberlSÜO, Z. 17,672., 

*' f,i ,r/ " * ''• an die'SiäifWterei in Galizien, i: "' ' 

betreffend die Formulirung des von dem Bischöfe bei dem Antritte des "B/stbams 
,,t< •> ;. '.-. / ,,» auszustellenden Reverses.« 

v -■ nDife Beilage des Berichtes vom 16. November 1860, Z; 58,679.-; 
dift feaeMiefe« Einführung dfes Przemyslör lateinischen Bischofes Adam 
Ritte! wti. tftosinski in den.Genuss der toistbüinlicken TemporaBen 
tattetfeiid > werden der k. k. f j . . . . nach genommener Einsicht mit 
Abnahme des torgolegfcen Reverses imdor/AaWge mit deüiBetlugen 
ÄUiückgeatelit'; dasö bei künffig sich' ergebenen Fällen de* Jnteo-« 
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duotion eiafes n4ue» Bisdhofes die Formulirung des erwähnten Re- 
verses mit den Bestimmuagen des Coacordateä in Einklang zu bringen 
und aus demselben wegzulassen sein wird, was sich auf die Verleihung. ' 
und auf die Spiritual- Administration des Bisthums bezieht = 

Der Bericht über die vollzogene Tradition der bischöflichen Ta- 
felgüter wird nebst der Vorlage des bezüglichen Inventars gewättigeL 

2l9)Ctdt.-MinMeri<üeAa3SvomW.De6efnberlÖ60,^ 
' f ' aft den Statthalter in Venedig, ' . ''' 

betreffend' dteVtrlussBWBg u»d Belastung d« Vermögens katholischer Kittbettj 
Pfiflödeft und geisttidjerjn^titute im loraba/dlßcl^venelUpjsjcben Könirr^ictee. 

M$ Bexiekung auf die schätzbare. A^gsserung ?yopi: 22. Apgust 
1860, Z. 23,527., iabe ich die Ehre, Eure ..... hiermit ip di$ 
Kenntniss jgu petzen, dass ich unter Einem die Einschaltung einer mit 
Allerhöchster EntSchliessung vorn 17. December 1860 genehmigten 
Ministerial Verordnung in das Reichs-Gesetz-Blatt veranlasse, aus , der 
zu entnehmen ist, in welcher Weise die dusch Artikel XXX. des Con- 
cordates erforderte landesfurstlicbe Zustimmung zur Veräusserung und 
beträchtlichen Belastung der .Kirchenguter im ; lomtardisch-yenjßtianir 
schen Königreiche zu erlangen sei, und unter, welcher Yoraußsej;zung 
die Eintragung von Rechtsgeschäften dieser Art in die zur Erwerbung 
dinglicher Rechte auf unbewegliche Sachen bestimmten offenblieben 
Bücher stattfinden könne. ,, 

Nach dem Inhalte dieser Verordnuhg tritt der Fall des zweiteü 
Absatzes des Artikel XXX: dös "Öötiöördates, ixt wieweit es sich um 
die ländesfurstliche Zustimmung zur Tferäussferüii^ ocfer Belastung von 
Kirchengütern handelt, erst danp ein, wenn ^ zu veräus^ernde Kir-. 
chengut den Werth von 100 fl. ö. W., die Belastung eines solchen 
Gutes die gleiche Summe liberschreitet;' oder bezüglich desselben ein 
Pacht- oder Miethvertrag auf mehr als drei Jahre oder unter der 
Bedingung der Vorausbezahlung des Pachtschillings oder Miethzinses 
für mehr als Ein Jahr abgeschlossen werden will. Daraus folgt, dass 
ausserdem den kaiserlichen Behörden bei Veräusserüngen oder Be- 
lastungen kirchlicher Güter eine Ingerenz nur in soferne zustehe, 
als es sich um das Gut einer Kirche oder- Pfründe des landcsfürst- 
lichen Patronates handelt, in welchem Falle die Bestimmung des 
Artikels 16. des mit dem Herrn Patriarchen von Venedig verein- 
barten und nunmehr fast in dem gesammten jenseitigen Verwaltungs- 
gebiete eingeführten Regolamento per Tamministrazione dei beni eccle- 
siastici zur Geltung zu bringen ist. 

Es erübrigt mir nur noch beizufügen, dass es Eurer ge- 
fällig sein wolle, vorkommende Gesuche von Bischöfen der Kirchen- 
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proVinz Venedig um Erlangimg der landesfärstlichen Bewilligung 
zur Ver&usserung oder Belastung von Gütern, welche zu den bischöf- 
lichen Kirchen oder Pfründen gehören, weder im eigenen Wirkungs- 
kreise zu erledigen, noch anher zu befürworten, ohne vorher mit 
de* 'Hrtrrtt Patriarehen von Venedig das Einvernehmen gepflogen 
zu haben. 

Endliob werden Eure durch die am Schlüsse der in 

Rede stehenden Ministerialveropdnung angedeutete Anzeige der Ein- 
tragungen geschehener Belastungen oder Veräusaevungen »von Kirchen- 
gütern in die öffentlichen Bücher, daran dttrfcb die in Vollziehung 
deö Mfnisteiialerlasöeö vom 65. Jänner 1856, Z. ^0^1855,' über neue 
Eigenthumserwerttangen von kirchlicher Seite erlangten Mittheilungen 
in die Lage kommen, über den Stand des unbeweglichen Vermögens 
kathoKsclier Kirchen , und geistlicher Institute in steter Kenntniss 
zu bleiben. ,.,'..'. 

Behufs der Uebersetzung der durch das Reichs -Gesetz -Blatt 
kundgemachten Ministerialverordniing in die italienische Sprache wird 
unter Einem ipi Sinne des kaiserlichem Patentes vom 1. Jänner 1860 
(Reichs-Gesetz-Blatt Nr., 3.) die geeignete Fürsorge getroffen. 

Ö2Ö) Die Verordnung des Ministeritims für Cultustirid Unterricht und 

des Justizministeriums vom 19. December 1860, Z. gfo;, 
,,..-:, wjrksam för das lomhardi$ch-vene.tia*i8Che Königreich, . 
betreffen^ die Veräi^sserung , und Bejahung des YermOgeijs katholischer Kirchen, 
T r Pfründen und geistlicher Institute. 

(Sub Nr. 274. vom Jahre 1860 in das Reichs- Gesetz -Blatt eingeschaltet.) 

.,„ Ist bereits im 4-rcfyiv VI, 167 f. abgedruckt. r 

(Fortsetzung folg!.) . 






i < ' ) ' i-s: 
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Verordnung 

M österr. Minister der Justiz, des Oultus und des Innern vom 1. Juli 1868. 

(R.-G.-B1. vom 8. Juli 18*£ XXXIL 8t. Nr. 80.) 
: Betreffend den Vollzug des Gesetzes in Ehesachen vorri 25. Mai 1888, 
• » • ■ , R.-fr-Bi. Nr. 47. 

Zur Ausfuhrung des Gesetzes vom 25. Mari 1868, R.-G.-Bl. 
Nr. 47., werden auf Grund des Art. 5. dieses Gesetzes folgende An- 
ordnungen getroffen: 

Zum Artikel L des Gesetzes. 

§. I. Die mobsieht Vom Eheaufgfebote (§§. 85. und 8(5. a. b. 
G.-B.), die im §.120. des a. b. G>B, vorgesehene Dispensation von 
der dort anberaumten Priät so wie die' Nachsicht von Beibringung 1 
des Taufscheines (Hofcanzleipräsidial-Decret vom 9, December 1826/ 
Z> 18S8 y Jufltiiitoi-DedTetiVom 22*' Deeember 1836, J.-#.-S. Nr. 2242); 
insoweit die Ettheilung dieser Diapensed dem Kreisamte zugewiesen!, 
war, steht der politisoben.Landesbeb^rde zu. Die Dispensation»!^ 
ftigniss wegen näher Todesgefahr, soweit dieselbe in obigen Fällen 
der Ortsobrigkert eingeräumt ist, steht nunmehr der k. k. politischen 
Bezirksbehörde, in jenen Städten aber, welche eigene Genieihdesta- 
tniten beiiteeiij der mit der politischen Anrtsftbrung betrauten Ge- 
meindebehörde zu. 

'§, 2, Die Entscheidung in oberster Instanz über die Nachsicht 
von Ehehinderhissein gehört zum Wirkungskreise deö Ministeriums 
des Innern. 

Zum Artikel IL dc&Geset&es. 

§. 3. Wenn der Fall einer Eheschliessung vor der weltlichen 
Behörde anhängig wird, so ist über die Verhandlung . ein Tagebuch 
zuführen; m dasselbe sind alle hierauf bezüglichen Eingaben, Prolo- 
colle und sonstigen Actenstücke in der Zeitfolge unter fortlaufenden 
Zahlen einzutragen. Die mit den Acten belegten Tagebücher sind 
abgesondert von anderen Begisträtursacteh bei dem Aufgebotsbuche 
und Eheregister zu verwahren. 

§. 4. Wenn die Brautleute das Aufgebot ihrer Ehe durch die 
weltliche Behörde veranlassen und 'die feierliche Erklärung' der Ein- 
willigung zur Ehe vor dieser Behörde abgeben wollen, so haben sie 
ihr Ansuchen entweder schriftlich einzubringen \ oder zu Protocoll 
zu geben. ■• " • ■ .i . , • -.•* • i 

§. 5. Wenn die Ehewerber die Weigerung des cömpetenten 
Seelsorgers durch die Aussage von zwei im Amtsbezirke wohnenden. 
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eigenberechtigten Männern nachweisen wollen, so ist diese Aassage 
von der zur Eheschliessung competenten Behörde zu Protocoll zu 
nehmen. • .- • ■ ,* 

r §• ; 6 i Wejan,dje politische Behörde i& die ? Lage kommt, au, den 
betreffenden Seelsorger die im Artikel IL §. 2., des Gesetzes vorge- 
sehene Aufforderung ,zfl richten, so bat dieselbe den Ausweis aber den 
Tag der Zustellung an den Seelsorger sich zu verschaffen und bei 
den Verhatidluag$aoteii aufzubewahren. v 

gw 7. In dem Aufgebote ist jedenfalls der AuigebotstermiA, ob 
nämlich die gesetzliche oder eine verkürzte Dauer desselben eintritt, 
anzugeben. ) . . 

§. 8. Auf jedem das' Aufgebot enthaltenden Anschlage ist der 
Tag der Affigirung urid der Tag der Abnahme auf dem ibei der mftnd*- 
lichen Verkündigung afc dfen Ämtstagen 'benutzten Aufsatae ist det 
Ort und der Tag der geschehenen Verlautbarung zu bestätigen. 
Jeder so /bestätigte Anschlag und! Aufsatz /ist \demf Tajgebudhe- beizu- 
legen, zu welchem Ende 'da* tequirirte :Gemßihde-AM dem dort 
affigirt gewesenen -Anschlag ; «ach Ablauf: der, Aufgebotafrist mit 
obiger Bestätigung unverzüglich imd unmittelbar au idie das Aufgebot 
veranlassende Bßhötde euM&usendta hat Die Behörde und beziehungs- 
weise das Gemeinde-Ana* hat darüber au wachen* dass der Anschlag 
während der vorgeschriebenen Zeit affigirt bleibe, und ira Falle der 
Beschädigung des Anschlages sogleich für die Erneuerung detedelben 
zu aorgen: Die. Beilage AJ enthält ein Beispiel eines fihe-Aufgfcbotes. 

§; 0, Daa Gemeinde -Amt, bei welchem das Aufgebot. ange- 
schlagen wurde, hat jede3 ihm angezeigte Ehehinderniss der das Auf- 
gebot veranlassenden Behörde üntattelbar und mit aller Beschleu- 
nigung mitzutheüen. ' .' ■ 

§. 10; Die Verpflichtungen, welche den Öeraeinde-Aemtern in 
Bezugs auf das Ehe-Atrfgeböt und die Entdeckung tfon Ehebinder- 
msem obliegen, sind von den zur Besorgung der Geschäfte des über- 
tragenen Wirkungskreises beorufeten Gemeinde^Organen zu erfülle«. 

!§. 11. Wenn die politische Laadesbeh^rd^ in öemässheit des 
§. 86. a. b. G.-B. das Aufgebot ganz . nachzusehen findet und die 
Brautleute am: Sitze der Landesbehörde nicht! ihtfea Wohnsitz haben, 
so ist zur Entgegennahme des < 'eidliehen Gelöbnisses die politische 
Bezirks- (Gemeinde-) Behörde sü «Megiren. Ueber .dieses Gelohntes 
iöt in jetiem Falte ein Protocoll aufzunehmen. ;. . - 

§. 12. In dem über die Eheschliessung aufzunehmenden Pro- 
tokolle -sind die beiden Amtspersonen, dann die Biauttoüte mit allen 
in die Colonen ci jfefr igt« des JSheregistecs ' eiiteufragendeit Daten 
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(§. 17;), endlich die Zeugen* mit Namen undStarid kntufftWeri. Im 
Palte einer Eheschliessung durch Bevollmächtigung (§. 74. a. bi G.-B.) 
ist der Name und Stand des Bevollmächtigten, die Vollmacht und 
landesbehördliche Bewilligung ersichtlieh »ri machen.' Der den Act 
der Eheschließung leitende politiäche Beamte hat an die Brautleute 
mit Bedachtnahme auf ihren Bildungsgrad und ihTxFassüngsvermögeti 
über die diö rechtlichen Wirkungen und namentlich die bindende 
Kraft des Ehevertrages eine dem Ernste und der Feierlichkeit des 
Actes angemessene Ansprache zu richten und sie sohin aufzufordern; 
ihren Willen, die Ehe zu -sohliessen, feierlich zu erklären. Das Pro- 
tocoll hat im Wesentlichen zu enthalten, dass der zu benennende 
Bräutigam ' seine Einwilligung zur Ehe mit der ztf ben&nenden Braut 
und gegenseitig die zu bemannende Braut ihrd Einwilligung zur Ehe 
mit dem zu benennenden Bräutigam feierlich erklären. Das Proto- 
cdll ist vorkulosen und von allen oben angeführten Personen zn un- 
terfertigen. Wer von den Brautleuten oder vom den -Zeugen seinen 
Namen zu» schreiben unfähig ist, hat durch einen Anderen; der als 
Natneiisfertig&r däsProtocell. mitzuuütenkeichhen hat, seinen * Namen 
unterfertigen zu lassen und; sein gewöhnliches ^Handzeichen ibeiiu* 
rücken: Die' Beilage B. eiithält'ein Beispiel eines EhescMies6ungs- 
Protoeolls. •.:;.[ ii .■. : : 

§. 13. Das Aüfgeöotsbach ist über die bei der- weltlichen Be- 
hörde vorkommenden Eheaufgebofce ohne Unterscheidung des Re<» 
ligionsbekeriritnisses der Brautleute zn fiihrai: und ist jedes solche 
Aufgebot unter : einer abgesonderten', fortlaufenden; Zahl in dieses 
Buch einzutragen. Ueber RequMtion vorgenommen^ Aufgebote sind 
bei der reqüirirten Behörde nicht einzutragen. 

§. 14. Das Aufgebotsbüch hat zu enthalten i a« die Rfeihenzahl ; 
b. den Vor- und Familiennamen, den Geburtsort und Stand des Bräu- 
tigams; c. den Wohnort des Bräutigams; d. ob der Bräutigam schon 
verheirathet war oder nicht; e. f. g. die nätaliehen Auskünfte hin- 
sichtlich der Braut, wie oben uiiter Buchstabe b. C; d.; b. eine all- 
fällige Verkürzung des Aufgebotstermins; i. den Ort, die Art und 
Zeit der Aufgebots v&rüähme; k, eine^Oelonne für Anmerkungen. Bei 
Wahlkindern ist der Name des Wahlvaters oder der Geschlechtsname 
der Wahlniutter, zugleich aber der vorige Familitanaime des Wahl- 4 
Mndes anzugeben (§. 182. a. bl G.-B.). Bei vefrwittweten Bräuten ist 
auch der Name des letztverstorbeben Mannes beizusetzen. Der Wohn- 
ort ist mit Rücksicht auf die OrtsYferhältnisse unter genauer Be- 
zeichnung des Hauses, in welohcm der •' Bräutigam : sowohl- als die 
Braut wohnt, einzutragen. Findet die politische Laiudeßbeliörde den 
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gesetzlichen Aufgebotetermin zu verkürzen, so ist dieser Umstand 
unter Berufung des landesbehördlichen Erlasses in der Colonne h. 
ersichtlich zu machen. 

§. 15. Jede einzelne Eintragung ist von dem mit der Fuhrung 
des Aufgebotsbuches betrauten Beamten unter Beisetzung seiner 
Diensteigenschaft zu unterfertigen. 

§. 16. Das Eheregister ist über die bei der weltlichen Behörde 
vorkommenden Eheschliessungen ohne Unterscheidung des Keligions- 
bekenntnisses der Brautleute zu führen und ist jede geschlossene 
Ehe sogleich unter einer abgesonderten fortlaufenden Zahl in dieses 
Register einzutragen. . 

§. 17. Das Eheregister hat .zu erhalten: a. die Beihenzahl; 

b. Jahr, Monat und Tag, an welchem die Ehe geschlossen worden; 

c. den Vor- und Familiennamen, Geburtsort und Stand des Bräutigams, 
den Vor- und Familiennamen und Stand seiner Eltern ; d. die Woh- 
nung des Bräutigams;' e. die Beligion desselben; t das Alter des- 
selben; g. ob der Bräutigam schon verheirathet war oder nicht; 
h. i. k. 1. m. die nämlichen Auskünfte hinsichtlich der Braut wie oben 
unter Buchstabe c. bis g.; n. den Vor- und Familiennamen, dann der 
Stand der Zeugen; o. Namen und Dienstcharakter der Amtspersonen, 
vor welchen die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe ab- 
gegeben worden ist; p. die Urkunden, wodurch die Vorgekommenen 
Anstände behoben worden sind; q. eine Colonne für Anmerkungen. 
Wenn die feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe mittelst 
eines Bevollmächtigten geschieht (§. 76. a. b. G.-B.), so ist dieser 
Umstand unte* Beziehung auf die Bewilligung der politischen Lan- 
desbehörde und auf die Vollmacht, dann unter Angabe des Namens 
und Standes des Bevollmächtigten und des durch ihn vertretenen 
Braufctheiles anzumerken. 

§. 18. Wenn die Eheschließung im Delegationswege erfolgt, 
so ist dies unter Beziehung auf das Delegationsschreiben der com- 
petenten Behörde und Angabe der letzteren in dem Eheregister der 
delegirten Behörde bei der dort eingetragenen Eheschliessüng er- 
sichtlich zu machen und der deligirenden Behörde binnen acht Tagen 
anzuzeigen. Die competente Behörde dagegen hat gleich bei Ausfer- 
tigung des Schreibens, wodurch sie eine andere Behörde delegirt, 
diesen Umstand mit Benennung der delegirten Behörde fortlaufend, 
jedoch ohne eine Beihenzahl, in ihr Eheregister einzutragen und, 
sobald ihr die vorgeschriebene Anzeige der geschehenen Abschliessung 
der Ehe von der hierzu delegirten Behörde zngeht, diese Thatsache 
der geschehenen Eintragung .beizufügen! 
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§. 19. Jeder einzelne in das Eheregister eingetragene Ehe- 
schliessnngsact ist von den beiden Amtspersonen mit Angabe des 
Dienstcharakters zu unterfertigen. 

§. 20. Das Aufgebotsbuch nnd das Elieregister sind zu pa- 
giniren und ist zu diesen Registern ein beide umfassendes, alpha- 
betisches Verzeichniss mit Beifügung der Seitenzahlen und der Reihen- 
zahlen beider Eegister zu fahren. 

§. 21. Die politische Bezirks- (Gemeinde-) Behörde hat mit 
Schluss eines jeden Jahres von dem Eheregister eine beglaubigte Ab- 
schrift, welche alle in dem abgelaufenen Jahre vorgekommenen Ein- 
tragungen umfassen muss, an die politische Landesbehörde einzusenden. 
Diese Abschriften sind bei der letzteren zu verwahren. 

§. 22. Die amtlichen Zeugnisse, welche die politische Bezirks- 
(Gemeinde-) Behörde aus den bei ihr geführten Registern über die 
geschehene Verkündigung oder Eheschliessung ausfertigt, sind diesen 
Registern wortgetreu zu entnehmen und mit dem Amtssiegel zu 
versehen, 

§. 23. Jener Seelsorger, welcher von den Brautleuten um die. 
Entgegennahme der feierlichen Erklärung der Einwilligung zur Ehe 
angegangen worden war, hat auf Grund des ihm nach Art. 2. §. 9. 
des Gesetzes übersandten Amtszeugnisses in dasf ihm von der Staats- 
gewalt zur Führung übertragene Eheregister (Träuungsbuch, Trauungs- 
matrike) die vor der weltlichen Behörde geschlossene Ehe als solche 
unter fortlaufender Zahl einzutragen, die Rubriken des Registers ge- 
hörig auszufüllen und in der Anmerkung sowohl auf das Amtszeug* 
niss 'Bezug zu nehmen, als auch jene Amtspersonen, vor welchen die 
Ehe geschlossen worden ist, mit Namen und Dienstcharakter an- 
zuführen. ■ . " * 

Zum Artikel IV. des Gesetzes. 

§. 24. Das weltliche Gericht, welches kraft dieses Gesetzes über 
eine bei einem geistlichen Gerichte anhängig gewesene Verhandlung 
zuständig ist, hat die geführte Verhandlung mit den über das Ver- 
fahren in Ehesachen vor den weltlichen Gerichten geltenden Gesetzen 
in Einklang zu bringen und die von ihm nöthig befundenen Ergän- 
zungen oder auch die Wiederaufnahme der ganzen Verhandlung 
anzuordnen. 

§. 25. Zum Behufe der Uebernahrae der nöthigen Verband- 
lungsacten hat sich das zuständige Gericht an. das betreffende Ordi- 
nariat mit der Anzeige zu wenden, dass an einem bestimmten Tage 
ein Abgeordneter des Gerichtes die Acten übernehme)* werde. 

§. 26. Diese Verordnung hat mit dem Gesetze vom 25; Mai 
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1868, Nr. 47. R-G.*BL, zu dessen Ausfähruug sie erlassen wird, 
gleichzeitig in Wirksamkeit zu treten. 

Herbst m. p. Hasner m. p. Oisbra hl p. 



•Beilage A. 

Elieaufgebot. . 

Es wird hiemit zur allgemeinen Kenntniss gebracht, dass Herr 
Joseph Maier:, geboren zu IJrünn, Baumeister, wohnhaft zu Wien, 
innere Stadt, Kohlmarkt, Haus-Nr, 20., Wittwec, und Fräulein Marie 
Huber, geboren zu Mautern, Handelsmannstochfcer, wohnhaft in, der 
Stadt. Stein, Haus-Nr. 17., ledig, eine. Ehe untßr. sich zu schliessen 
beabsichtigen. Jedermann, dem. eip gesetzliches Hindernis dieser 
Ehe. bekannt ist, wird, aufgefordert, dasselbe innerhalb des drei- 
wöchentlichen (oder innerhalb des auf die Dauer v$n *..-... Tagen ver- 
kürzten) Aufgebotst^rmines entweder unmittelbar bei : der k, k> Be- 
pirksbauptmannschaft Krems, welches zur Eheschliessung berufen ist, 
oder mittelst des Magistrates der Stadt Wien oder des Gemeindeamtes 
der Stadt Stein anzuzeigen. K. k. Beziikshauptmannschaft Krems, 
^ra . . , (L. S.) % N, k. k. Bezirkahauptmann, 

Auf, den Anschlägen: Affjgirt zu Krems (Wien. Stein) am.. „ . 
Amtsfertigung, .„ ..Abgenommen am .:, ♦ Ausfertigung ... » 

Auf dem am Apatetage verlautharten Aufsätze: Mündlich ver- 
lautbart auf dem Amtetage au,... . ^m.. . . Ausfertigung . . . 

K v k. Bezirkshauptmanuschaft Krems am.-;,. \ ,.,: ;,- 
BeilÄge : JB. Meschlieömngsprotocöll. 

Gegenwärtige ^ Garl Werner, k. k. Bezirkshauptmann, Johann 
Müller, k. k, Camlist, .«bjeeidete^Schriftführer.. Joseph Maier, ge<- 
boren zu Brunn, 30 Jahre alt, evangelisch Augsburger Coafession, 
Wittwer, Baumeister,, wohnhaft zt\WiSn t i innere Stadt, Kohlmarkt, 
Häus-Ntf. 20-, Sohn des Handhingsb^chhaltera Friedrich Maier und 
der Sophie geb. Schwarz — Bräutigam J). — Marie Hüter, geb. zu 
Mautern, 25. Jahre alt) katholisch, ledig, wohnhaft in, der Stadt Stein, 
Haus-Nr. i 17., Tochter des Handelsmannes Franz Huber und der 
Elisabeth geb. Mai — Braut. Abis Fest, Bildhauer* Franz Lang, 
Uhrmacher, Zeugen. .-, .. u <? . » . 

Nachdem die obgenannten Brautleute die Ehe unter sich vor der 
weltlichen Behörde zu schliessen beabsichtigen,: das Aufgebot dieser 



1) Im Falle des §. 76. a. b. G.-B. hiesse es z. B.: pr. Eduard Schraid, 
k. k;' Notar, BevoirmSttitigter : des Bräutigams Jos/ Maler, geboren zu ßfruim, 30 
Jahre alt u/». f., mit Bewimgüog der k. k. Slatthalterel Wien Mti: :•/♦ Z .'< . 
UDd mit Vattmach* Wo.». Wie» wn ♦ .„. -> < . 
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Ehe dem Gesetze gemäss vorgenommen worden ist, ohne dass ein 
Ehehinderniss angeregt wurde, und die Brautpersonen zur Eheschlies- 
sung heute hietamts erschienen sind; bat der unterfertigte Bezirks- 
vorstpher die vorgeschriebene Ansprache an sie gerichtet und sie auf- 
gefordert, ihren Willen,' die Ehe zu ^schliessen, feierlich zu erklären. 
Hierauf erklärt der* Bräutigam Josephe Maier 1 ) feierlich seine 
Einwilligung zur Ehe mit der Braut Marie Huber und die Braut 
Marie Huber erklärt f ehrlich ihre Einwilligung zur Ehe mit dem 
Bräutigam Joseph Maier; durch welche wechselseitige und überein- 
stimmende Willenserklärung der ^beiden Brautpersonen die Ehe zwi- 
schen ihnen geschlossen worden "ist. 

Das Protokoll wurde Vorgelesen und gefertigt, : ' . 
" % " l% Folgen die Unterschriften der im Eingange aufgeführten Personen. 

Wijr fügen hier sogleich hiüiju folgenden 
Erlwsftfas Justmnimsters Herbst in Backen der, Ehegerichte an eile 
QberrLmd&süerichte vom 29. August 186&. 

|Ss. h&ben .steh einige Fälle ergeben, in deüen von Seite der 
Ordinariate tfrWfat. wijOrde» dass sie die Ausfolgung der ehegericht- 
li^n ,A^^: welche ( $ich, ( auf anhängige iÄ den Wirkungskreis der 
weltlichen, G^ichte übergegangene Ehe-Ange}egenheiten beziehen^ 
verweigern wfljlea. Das Justaroinisterium sieht sich genöthigt, um 
einer ; GtefährduQg der Parteienrechte und einer Verzögerung der 
RechtapÄege voraubeugen^ im Einvernahmen mit dem Ministerium des 
Innern und des ^ Ctdius mf Grtod des Art. V. des Gesetzes vom 
25. Mai m&t R.-G*BL 1fr. 47 M zum Vollzuge des Art IV; g- ^ 
^hen dieses Gesetzes und zur Ergänzung des §. 25« der Verordnung 
vom 1. Juli 1868, R. G.-BL Nri 8.0:, Nachstehendes ahzuordaea: 
Wird die Uebqrgabe der vou» Gerichte begehrten Verhandlung»- 
Acten dem paeb §> 25. deir Verordnung vom 1; Juli 1868 entsendeten 
Abgeordneten verweigert, so hat das Gericht die erforderlichen 
ZiwngsnvUtel zu ergreifen, um in den Besitz der 'J>ttl^gel^VeFhftlLdT 
lungsrAcjte^ : zu.gej^ Das Gericht : kanu au/diescm Zwecke Gteld- 
strafen verengen, ^ es zur, gewaltsamen Wegnahmae freitet; es 
kann afcer auch, iohae vorher Geldstrafen verhängt z\x haben ,< den 
m\t der Uebernahm^ d^r Acten betrauten Abg(^net^.^rti*uihtigen, 
die zur Erlangung der Acten nOthigön . Zwangsmittel ämmwenden* 
Hieven wird das k, k„ GbecnLajwle(ägericht aur Wissenschaft und zur 
Yerstäacüguag der unterstehenden Gerichte in Keuntnisageseizti WA. 

i) Im obigen Falle des §. 76. a. b. G.-B. hiesse est Dorcfr ^eitieto Bevoll- 
mächtigten Dr. Eduard Schmid. ' 
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Sanäissimi Doniini Nostri Pii dwina Providentia Papae IX. IM- 

terae Apostolieae quibus indicüur Oecumenimm Concilium Romae 

habendum et die Imnacuiatae Conceptioni Deiparae Virgitris Sacro 

An. MDGCCLXIX ineipiendum. 

(Aus dem Giornale di Roma 1868 Nr. 146.) 

PIUS EPISCOPÜS 

Servus Servorum Dei 
Ad fuiuram rei memoriam. 
Aeterni Patris Unigenitus Filius propter niraiam, qua nos dilexit, 
caritatem, ut Universum huma^um genus a peccati jugo, ac daemonis 
captivitate, et errorum tenebris, quibus primi parentis culpa jamdiu 
misere premebatur, in plenitmdine tetnporum vindicaret, de caelesti 
sede descendens, -et a paterna glorife non recedefts,» mortaübus ex 
Immaculata Sänctissimacfue Virgine Maria i&dutasv eiuviis doctrinam, 
ac vivendi disciplmam e caelo delatam manifestayrt, earadenique tot 
admirandäs operibus testatam ; fecit, ac semeti^mirti 1 toädidit pro nobis 
oblationem ei hostiam Deo in odorem suavitatis. • 'Aniequäm' vero, 
devicta morte, triumphans in caelum consessurus ad (texteram Patris 
conscenderet* misit Apoetolos in nmndum unif^rsu», ut praedicarent 
evangelium omni creaturae, eisque poteötatem deditregendi' Eccle- 
siam suo sangaine acquisitani, et constttutamv qw&fe est cohmma et 
firmamentum veritatis, ac caeleötifeus ditata theshutid tutum salutis 
iter, acvarae doctrinae luiem Omnibus populis osfendit, et instar 
na*is in altum sa'eculi kujus ita natat, ut, peremte mundo; omnes 
qms suscipit , setzet ülaesos ! ). Ut autem ejusdem Kcolesiad regi- 
men reote semper^ atque ex taräine procederet, et omhis christianus 
popülus in una setnjter fide, doctrina* caritate, et coramunione per« 
sisteret, tunrsemetipsum perpetuo affuturum usquead eonsummatio- 
nem saeculi pranisit, tum etiat» ex amnitas unum selegit Petrum, 
quem Apostolotum* Principe, swim^ueTiic m tems Vicart&m; Eccle- 
siaeque caput, fundamentum ac centrum constftüit f ut cum ördinis et 
honoris gradir, tum praecipuae, plemissimaeque OTctoritatis, potestatis, 
ac juiÜÄdictionis amplitudine pasceret agrioa, : et oves, coiflnnaret 
frafares, universamque Tegeret Ecclesiam,'et esset eätiti ihnitöt, ete 
Ugand&rwny solvendorumqw* mrbitör, mmmra eHam in caelis ju- 
diciorum suorum > • dkßniHone 2 ). ■■ M- quoaiairi « * -Ecclesiae unitas , et 



, 1J S. Ma&. Serm. 89, 
2) S. Leo Senn. II. 



Pii P. P. IX. Literae apost., quibus indieitwr oecupien. concil. 837 

integritas, ejusque regimen ab eodem Christo institutum perpetuo 
stabile permanere debet, iecirco in Bomanis Pontificibus Petri suc- 
cessoribus, qui in hac eadem Romana Petri Cathedra sunt collocati 
ipsissima supretna Petri in omnera Ecclesiam potestas, jurisdictio, 
Primatus plenissime perseverat, ac viget. i 

Itaque Romani Pontifices omnem Dominicum gregera pascendi 
potestate et cura ^b ipso Christo Domino in persona Beati Petri di- 
vinitus sibi commissa utentes, nunquam intermiserunt omnes perferre 
labores, omnia suseipere consilia, ut a solis ortu usque ad occasum 
omnes populi, gentes, nationes evangelieam doctrinam agnoscerent, et 
in veritatis, ac justitiae viis ambulantes vitam assequerentur aeter- 
nam. Omnes autem norunt quibus indefessis curis iidem Romani 
Pontifices fidei depositum, Cleri diseiplinam , ejusque sanetam, doc- 
tamque institutionem, ac matrimonii sanetitatem dignitatemque tutarj, 
et christianam utriusque sexus juventutis educationem quotidie magis 
promovere, et populorum religionem, pietatem, morumque honestatem 
fovere, ac justitiain defendere, et ipsius civilis societatis tranquillitati, 
ordini, prosperitati, rationibus consulere studuerint. 

Neque omiserunt ipsi Pontifices, ubi opportunum existimaruut, 
in gravissimiß praesertim teinporum perturbationibus, ac sanetissimae 
nostrae religionis, civilisque societatis calamitatibus generali» con- 
vocare Concilia, ut cum totius catholici orbis Episcopis, quos Spiritus 
Sanctus posuit regere Ecclesiam Dei, collatis consiliis, conjunetisque 
viribus ea omnia provide, sapienterque constituerent , qnae ad fidei 
potissimum dogmata definienda, ad grassantes error es, prpfligandos, 
ad catholicam propugnaudam, illustrandani et evolvendam doctrinam, 
ad ecclesiasticam tuendam ac reparandam diseiplinam, ad corruptos 
pppulorum mores corrigendos, possent conducere. 

Jam vero omnibus compertum,, exploratumque est, qua horribili 
tempestate nunc iactetur Ecclesia, et quibus quautisque ma^is civilis 
ipsa affligatur societas. Etenim ab acerrimis Dei hominumqije hostibus 
catholica Ecclesia, ejusque salutaris doctrina, et vener#nda potestas, 
ac suprema hujus Apostolicae Sedis auetoritas oppugnata, proeulcata, 
et sacra omni^ despeeta, et ecclesiastica bona direpta, ac Sacroruip 
_Autistites, et speetatissimi viri divino ministerio addictf, hominesque 
catholicis sensibus praestantes modis omnibus divexati, et Religiosae 
Familiae extinetae, et impii omnis generis libri, ac pestiferae ephq- 
merides, et multiformes perniciosissimae seetae undique diffusae, et 
miserae juventutis institutio ubique fere a Clero .amota, et quod peius 
est, non. paucis in locis iniquitatis, et erroris magistris commissa. 
Hiuc cum supamo Nostro, et bonorum omnium raoerore, et nunquam 
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satis deplorando animarum damno ubique adeo propagata est impietas, 
morumque corruptio, et eifrenata licentia, ac pravarum cujusque 
generis opinionum, onmiumque vitiorum, et scelcrum contagio, divi- 
narum, humanarumque legum violatio, ut non solum sanctissima 
nostra religio, verum etiam huraana societäs miserandum in modum 
perturbetur, ac diveretur. 

In tanta igitur calainitatum, quibus corNostrum obruitur, mole 
Supremum Pastorale ministerium Nobis divinitus commissum exigit, 
tat omnes Nosrtras magis magisque exerceamus vires ad Ecclesiae repa- 
randas rninas, ad universi Dominici gregis salutem curandam, ad 
exitiales eörura impetus conatusque reprimendos, qui ipsam Ecclesiam, 
si fieri unquam posset, et civilem societatera funditns evertere con* 
nitüntur. Nos quidem, Deo auxiliante, vel ab ipso supremi Nostri 
Pontificatus exordio nunquara pro gravissimi Nostri officii debito 
destitimus pluribus Nbstris Consistorialibus Allocutionibus, et Aposto- 
4icis Litteris Nostram attollere vocern, ac Dei, ejusque sanctae Ec&le- 
siae causam Nobis a Christo Domino concreditam omni studio constan- 
ter defendere, atque hujus Apostolicae Sedis, et justitiae, veritatisque 
jura propughare, et inimicorum hominum insidias detegere, errores, 
Msasqtfedoctrinas damnare, et impietatis sectas proscribere, ac uni- 
versi Dominici gregis saluti advigilare et corisulere. 

Verum illustribus Praedecessorum Nöstrorum vestigiis inhae- 
rentes opportunum propterea esse existimavimus, in Generale Concilium, 
quod jamdiu Nostris erat in votis, cogere omnes Venerabiles Fratres 
totius catholict orbis Sacrorum Antistites, qui in sollicitudinis. Nostrae 
partem vocati sunt. Qui qüidem Venerabiles Fratres singtüari in 
catholicam Ecclesiam amore incensi, eximiaque efgä Nos, et Aposto- 
licam hanc Sedem pietäte et observantia spectati, ac de animarum 
salutie -anxii, et sapientia, doctrina, eruditione präestantes, et una 
Nobisctrai tristissimam rei cum sacrae tum publicae conditionem 
ma!rinr6 dblentes nihil antiquius habent, quam sua Nobiscum commu- 
iricaf e, et conferre consiHa , ac salutaria tot calamitatibus adhibere 
femedia. In öecumenico eilim hoc Concilio ea omnia accuratissimo 
examine sunt perpendenda, ac statuenda, quae hisce praesertim asper- 
rimis temporibus ^majorem Dei gloriam; et fidei integritatem , divi- 
nique cultus decorem, sempiternamque hominum salutem, et utiiusque 
Cleri disciplinam, ejusque salutarem , solidamque culturam, atque 
ecclesiasticarum legum observantiam , morumque emendationem, et 
christianam juventutis institutionem , et communem omnium pacem 
et concordiam in primis respiciunt. Atque etiam intentissimo studio 
curandum est, ut, D6o bene juvante, omnia ab Eccleäia, et civili 
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societate amoveantur mala, ut miseri errantes ad rectum veritatis, 
Justitiar, salutisque tramitem reducantur, ut vitiis, erroribusque elimi- 
natis, augusta nostra religio ejusque salutifera doctrina ubique ter- 
rarum reviviscat, et quotidie magis propagetur, et dominetur, atque 
ita pietas, honestas, probitas, justitia , Caritas omnesque christiapae 
virtutes cum maxima humanae societalis utilitate vigeant, et efflo- 
rescant. Nemo enim inficiari unquam poterit, catholicae Ecclesiae, 
ejusque doctrinae vim non solum aeternam hominum salutem spec- 
tare, verum etiam prodesse temporali populorum bono, eorumque 
verae prosperitati , ordini, ac tranquillitati, et Humanarum quoque 
scientiarum progressui ac soliditati, veluti sacrae ac profanae histo- 
riae annales splendidissimis factis clare aperteque ostendunt, et (kon- 
stanter , evidenterque demonstrant. Et quoniam Christus Dominui 
illis verbis Nos mirifice recreat, reficit, et consolatur »wfö sunt duo 
vel tres congregati in nomine meo ibi sunt in meäio eonim 1 ) ,c 
iccirco dubitare non possumus, quin Ipse in hoc Concilio Nobis in 
abundantia divinae suae gratiae praesto esse velit, quo ea omnia 
statuere poösimus, quae ad majorem Ecclesiae suae sanctae utilita- 
tem quövis modo pertinent. Ferventissimis igitur ad Deum luminura 
Patrem in humilitate cordis Nostri dies noctesque ftisis precibus hoc 
Goncilium omnino cogendum esse censuimus. 

Quamobrem Dei ipsius omnipotentis Patris, et Filii, et Spiritus 
Sancti, ac beatorum ejus Apostolorum Petri et Pauli auctoritate, qua 
Nos quoque in terris fiingimur, freti et innixi, de Venerabilium Fra- 
trum Nostrorum S. R. E. Cardinalium consilio, et assensu sacrum 
Oecumenicum et Generale Goncilium in hac alma TJrbe Nosträ Borna 
futuro anno millesimo octingentesimo sexagesimo nono, in Basilica 
Vaticana habendum, ac die octava mensis Decembris Immaculatae 
Deiparae Virginis Mariae Conceptioni sacra incipiendum, prosequendüm 
ac Domino adjuvante, ad ipsius gloriam , ad universi Christiani populi 
salutein absolvenduni, et perficiendum hisceLitteris indicimus, annuntia- 
mus, convocamus et statuimus. Ac proinde volumus, jubemus, omnes et 
omnibus locis tarn Venerabiles Fratres Patriarchas, Archiepiscopos, 
Episcopos, quam Dilectos Filios Abbates, omnesque alios, quibus jure, 
aut privilegio in Conciliis Generalibus residendi, et sententias in eis 
dicendi facta est potestas, ad hoc Oecumenicum Concilium a Nobis 
indictum venire debere, requirentes, hortantes, admonentes, ac ni- 
hilominus eis vi jurisjurandi, quod Nobis, et huic Sanctae Sedi prae- 
stiterunt, ac sanctae obedientiae virtute, et sub poenis jure, aut 



1) llatth. c. 18. t. 20. 

22* 
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6ohs\ietiidiö^ in celebrafctoiiibus Conciliörum adversus non accedentes 
ferri, et pHoptfrri öolitis, mandffhtes, arcteque praecipienteö, ut ipsimet, 
tfisi fette justo detlneantur impedimento, quod tameh per legitimus 
procttratöte9"8ytiodo prdbare debebunt, Sawo forte Contfilio omnino 
'afdesse, €* interewe tenfantar. 

In.eam autem spem erigimur fore, ut Deus, in cujus manu 
sunt hoininum corda, Nostris v'oti3 propitius annuens ineffabili suä 
lnisericordia et gratia efficiat, ut omnes suprerai omnium popülorum 
Principes, et Moderatöres praesertim catholici quotidie magis noscentes 
maxima bona in humänam societatem ex catholica Ecclesia redundare, 
ipsämque firmissimum esse Imperiorum, Regnorumque fundamentum, 
non soliim minime irapediant, quominus Venerabiks Fratres Saerorum 
Ahtistites,, aliique. omnes su'pra commemorati äd hoc Concilium 
yeniant, verum etiam ipsis libenter faveänt , opemque ferant, et stu- 
diosissime, üti decet C'atholicos Principes, iis cooperentuj , quae in 
Majorem Dei glqriam, ejusdemque Cöncilii bonum cedere queant. 

j..,i JJi.yepo Njosfrae. hae Lit t t^*ae, et quae in eis. contiueatijr.ad 
Atotitwn omniam, qiw)rum oportet, perveniant, neve quis illojrum igno- 
raptiae e^cusationem praetendat, ^um praesertim etiam non ad omaes 
eos, quibus nominatim illae essent intüpandae , tntus foraitan pateat 
^ccessus t Yolumuß, et mandamus, ut in Patriarchalibus Basiljcis La- 
.teraueasi,. Vaticanfy et Lityeriana, cum ibi multitudo jpopuli äd audi- 
endfw.jem divinam congregari solita est,' palam clara voce jper Curiae 
.Nostrae cursores f! aut aliquös publicos nötafios.legantur, lectaeque in 
pd$p ^ictarum : Eacfosiarum , itemque Canpellariae Apostolicae portis, 
jet.jp^flipi Florae . solito loco, et, in aliis ( .consuetis locis affigantiir, 
^bi^ lectiQngm, ^t notitiam cunctorum aliquandiu expositae pendeant, 
ßwqitf inde.amoyebuntur, earum riihilominus exenipla in eisdem loqs 
.rßnaane^nt affii^. Nos eiiim per hiyusmodi lectionem, publicationem, 
.afÖxiönemqne onqnes, et quoscumqüe, quospraedictae. Nostrae tit- 
ierae .coraprehefldunt, post spatium duorum mensiupi a die Litterarum 
pqblicatioms et affixionis ita volumus obligatos esse et adstrictos, ac 
si ipsismet illae. . coram lectäe et intiipaatae essent, transumptis quidem 
eanupi t quae manu publici riotarii scripta , aut subscripta , r et sigillo 
^rsen^e aiicujtrs Bcclesiasticae ju dignitate constitutae munitä fueriut, 
.ut fides certa, et ifldubitata habeatur, mandamus ac decernimüs. 

: NuHi ergo omnino homimim licsat b^Jic paginam .Ifostrae 
vindictionis, «iißuntiationis, conyocationis; ^tatuti, decreti, mandati, 
praecepti, et obsecrationis infringere, vel ei ausu temerario contraire. 
Si quis autem hoc attentare praesumpserit* indignatiauena \ Omni- 
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potenäs-Dei, ^c Beatornm P*tri et P$uli ^postQlorum •jns.0fe.nq-. 
verit jjacursurum- . , ,, , .• ; . . 

Datum Bpmae apud Sanctum Petrum Anno Incarnatiopj& De? 
minipae Mjllesimo Octingentesimo Sexagosimo Octav,o Teitia ;Ka- 
lendas Julias. 

Pontificatas Nostri Ai^no Vic^iHiotwtio. 

t ; EGO.piUS CATHÖLICAE ECCLESIAE EPJSCOPUS 

Loco f Signi . ' . ., 

(Segupno le ßrme degli Emi. signori Gardinajj presenii in Curia,) . . ., 

M. Card. Mattei, Pro-Datariiis. K Card. Paracciani ClarelU) 

Loco 4 -Plumbi Visa de Curia D. Bruti, . . 

Beg. in Secretaria Brevium. L Cugniopus. < 

Decretum Generale s. Rüuwn Congr. d. r 27> Janü 186$ , de Sacra 
comtmmione cum paramentis nigris in missis äeftmct&rutn fidelibüs 
■ ' winistmnda. i - •• •• • 

(tMitgeiheilt von Ör. Hermann Jos: Solimiu m Rort.) • • .. , • 
Po&b litprgicas receatiores leges a Summis Poatifieibus Pio V., 
demente VIII-» Paulo V. et Urbaaio VIEL ooa$ta#, gravis exarsit 
eeuitrwßnia hiifcer Dopfgres et Bubricistas o»Au in. Missis defupctorum 
aperiri pos&it tabemaeulam ad Mdeles pane Jfiuckari&fcicp reficisados.* 
Sacrarunv Kituum Congregatio priijia vice iutQrrogata, iu.ojna Albia- 
ganea. 24. Julii 1683. ad IV. respondit: >N<m ; esse contra •*#•» 
mini&rare cotfymmionetn m Missok.de MeqtmtHj vd po&illam cum 
paramentis nigris, omissa benedidimer si administrareturpost ttmsr 
wm.« Verum controversia noxtdum Komposita identidem Sagr* Bituara 
Cougregatiopecmliaribus in casibus responsa . dedifc,\ quin uuquW 1 ad 
generale Deoreteiö dev.enu^t. Intexea ex iipAnuilortuü 4o€tormu; plar 
citjus, tum per^asit opinio, posse nempa fideübua Sanctam Euehuristiam 
ministrari particulis- tantum, in Missal pro defuuciia-eousacr^tis; tum 
in aüquibus löcis mos invaluit raissas defuüctoruitL celßbraiadi.inv^aiiaT 
mentisN violaceis, ut zum solum intra Missani, sed, etim.ajite 9ftl<.fp0fiit 
eamdem pietati fidelium Sacra. Eucharistie refi^i -cupieixtium, . aatia- 
fieret. • Quaproptsr* Epiöcopis praesertim Sacraniw ßftiiflm Q^d^-q* 
gatiouem ^epissinm rogantibu3 ut per generale Deerekim«piüvbäc j n 
re faciendum sitstatueret, Sacra ead^m.Cptpg^egatioldiei 12. Aprilis 
anni 1823, in aaa r [Panoraitana' edixit. ut grmis haw quw&io «*%&$- 
rckw pecnliaviter et ex Officio'. Quod ite*'»m :oW*nuit anpoi 1837, in 
uiiaMutin., ubi ad III: Dabium»^Ln mos qm.§erdm&tadhuc emmqiik 
candi in Missis defumtorum cum'particMLis prwGQnsßeraiis f \jm*dA 
permitü, vel cü.« re^poiräam est: >Dj7ato et-sexvetw ? escriptum in 
Panormitana M. Aprüfal$M&\ Nihitomtaus ob tempoutcm ac reruni 
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circumstantias isibaec peculiaris negotii hujusmodi salebrosi disqui« 
sitio ad aetatem usque nostram dilata foit; siquidem in Convehtu die 
16. Septembris anni 1865 collecto cum ageretur de usu coloris viola- 
cei in Missis defunctorum in altari ubi Sanctissimum Eucharistiae 
Sacramentum asservatur, responsnm foit tertio : »Dilata, et repropo- 
natur una cum alio dubio an Sacerdos possit aperire ciborium ad 
communicandos fideles cum paramentis nigris.€ Tandem novis super- 
venientibus Sacrorum Antistitum preribus die 3. Martii anni 1866, in 
Ordinariis Sacrorum Kituum Congregationis Comitiis propositum fuit 
Dubium nna cum sententia quam ex officio aperuit alter e Consul- 
toribus *An sacerdos possit aperire Ciborium ad communicandos 
Fideles in paramentis nigris?* Verum Emi. et Bnri. Patres Car- 
dinales responderunt: Dilata, et scribat alter ConsüUor, nee non 
Assessor, reassumptis omnibus ad rem facientibus; habita praesertim 
ratione relate ad Opportunitäten. Typis traditis communicatisque 
bisce sententiis tum Bmi. Assessoris tum alterius ex Apostolicarum 
Gaeremoniarum Magistris specialiter deputati, Sacrorum Bituum Con- 
gregatio in Ordinario Goetu hodierna die ad Vaticanum coadunata 
est: ubi Emus, et Rmus. D. Cardinalis Nicolaus ClarelH-Paracciani 
loco et vice Emi. et Bmi. Cardinalis Constantini Patrizi Praefecti 
abseniis idem proposuit Dubium, et Emi. ac Bmi. Patres Sacris 
toendis Ritibus praepositi re mature aecurateque perpensa etiam 
quoad opportunitatem responderunt: Affirmative seu posse in Missis 
defunctorum, cumparamentis nigris, Sacram Communionem Fiddibus 
ministrari, etiam ex partietdis praeeonsecratis, extrahendo pyxidem 
a tabernaculOi Posse'' item m paramentis nigris, ministrari Com- 
munionem immediate post Missam defunetorum; data autem ratio- 
nabtti causa, immediate quoque ante eandem Missam; in utroque 
tarnen casu omittendam esse benedictionem. Missas vero defune- 
torum edebrandas esse otnnino in paramentis nigris; adeo ut violacea 
adhiberi nequeemt, nisi in casu quo die 2. Noveftibris Sanctissimae 
Eucharistiae Sacramentum publicae Fidelium adorationi sit exposi- 
tum pro solemni OraÜone Quadraginta Horarum, prout cautum 
est in Decrcto Sacrae hujus Congregationis diei 16. Septembris anni 
1801. Et ita decreverunt, ac ubique locorum si Sanctissimo Domino 
Noetro placuerit, servari mahdyunt die 27. Junii 1868. 

Facta autem per me Secretarittm Sanctissimo Domino Nostro Pio 
Papae IX. relatkme, Sanctitas Sua Decretum Sacrae Congregationis 
approbavit et conflrmavit die 23. Julii anni ejusdem. 
C. Episcopus Portuen. et S. Bufinae Card. Fatrisi S. B. C. Praefectus. 
Loco f Sigilli. Dominicus Bartolini, S. B. C. Secretarius. 



Literatur: MUes, De ratioatb, fester, mobil. 343 

JLiteratur« 

l. De rationibus festorum mobilium utriupque ec<$e$iae occidentalis 
atque Orientalis commentarius usui clericorum accommodatus. 
Accedunt quacdam animadversiones in novam Kalendarii ratiotiem 
a cl. Maedler propositam. Auetore K Niües, S. J, Viennae 
MDCOCLXVIIL Sumptäms Mayer et Soc. 168 pp. 

Bei der grossen Wichtigkeit des Kalenders für die Liturgik füllt 
dieses in fliesendem Latein geschriebene Buch <}es durch seine sonstigem 
(theilweise auch im Archiv veröffentlichten) liturgischen Arbeiten be- 
kannten Verfassers eine schon lange vorhandene Lücke aus. Obwohl das- 
selbe sich zumeist auf die 23 orientalischen Biathümej: in Oesterreich be- 
zieht (p« 134 sq.), und zunächst für die ungarischen und gallischen 
Seminarien beider Riten geschrieben ist, so enthalt es doch viele, Be- 
merkungen von allgemeinerem Interesse. für einen grösseren Leserkreis. 
Unter Voranstellung einer Tabelle der beweglichen Feste beider 
Kirchen für die Jahre 1868—1870 .wird die Etymologie d^ Wortes 
Kalender (von xoXsTv, kalare = rufen) dargelegt und werden dessen 
Synonymen eingehend besprochen. Im Anschlug hieran wird der can. 
Sanctu Bomom 3, Dist* 15.(§. Geterum 82.) nebst dem Auszüge hieraus 
in dem Rituale Ciaterciense vom Jahre 1689 üb. IV. c. 6. (ordo libroruqi 
per anni circulum in ecclesia Dei legendorum), sowie das cap. Pres? 
byier 1. X. de cetebr. misaar. (3. 41.) nebst den Versen der glossa s. 
v. septenarkts über die Anordnung des officium divinum napb den 
septem horae canonicae mitgetheilt, und die regulae paschales kurz 
erwähnt (p. 1—19.). Sodann geht de? Verfasser zu seinem eigent- 
lichen Thema .über, indem er in den vier ersten Capiteln (p, 20—65.) 
die beweglichen Feste, besonders Ostern, im Einzelnen behandelt, in 
den sechs letzten Capiteln (p. 65—116.) die stftüones missalis.Jjtomani 
und die Quatemberfasten bespricht, eine Tabelle der Sonntage der 
orientalischen Kirche mit den hauptsächlichsten dabei üblichen Lee* 
tionen aufstellt, ferner bei Hervorhebung! der canones, canonarchae 
und des canonarium einen canon supplex • ad Sanctam Peiparam in 
griechischer und lateinischer Sprache mittheilt upd endlich die di- 
mifisipnes festorum (ircoXüoeig twv : lopxo>v), sowie die neueren Feste 
(insbesondere : das festum ss„ cordis Jesu) beleuchtet, die den jansß- 
nistischen Anfeindungen gegenüber von dem katholischen EpispopaJ» 
siegreich vertbeidigt wurden* Er fügt hinzu meinen Abdruck de* c^p. 
Gloriosus un, de reliquiis et veneratione sanetoiwra, in VI. (3. 22.) 
von Bonifaz VIII. mit 4er Glosse. Als Anhang (p. 117—152.) bringt 
der Verfasser eine quaestio computistica occasione litis kalendariae 
nuper redintegratae proposita über das dem Kleriker obliegende 
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Stadium des kirchlichen Kalenders überhaupt, nebst einigen speciellen 
Bemerkungen über eine auf Bitten des »freien deutschen Hochstiftes« 
in Frankfurt a./M. von Professor Mädler in Dorpat verfasste Denk- 
schrift in Betreff der Kalenderverbesserang. Er schliesst sich hier 
den gegenüber Mädler vorgebrachten besseren Vorschlägen von Pro- 
fessor Heis in Monster an (vgl. Natur and Offenbarung Bd. X. Heft 9. 
p. 411.)- Die Lectüre vorliegender Schrift ist übrigens auch für 
Laien in Betreff der Kalendariographie um so mehr anzuempfehlen, 
je grössere ' Anstrengungen gerade jetzt seitens der Bussen zur Ab- 
schaffung des gregorianischen Kalenders gemacht werden. 

Im Einzelnen bemerken wir noch zu p. 5. not. 1., dass fälendae 
etc. die classische Schreibart ist, sowie zu p. 120. not. I., dass rich- 
tiger Einhard statt %inhard geschrieben wird, und zu p. 127, dass 
der Verfasser des speculum juris richtiger Durands, nicht Durands 
heisst. Auch wissen wir nicht, ob der Verfasser aus einem bestimmten 
Grunde immer - Torpatiensfs für Dörpatiensis und Prancofurdfiensis für 
Francofurfensis gesetzt hat. In die griechischen Namen haben sich 
manche Druckfehler eingeschlichen; so ist u. A. im Register &u lesen 
p. 153.: dvöcAi$ic fär avdtXstfuc und famojxoc für <potiap<c* Zur Ety- 
mologie voü Öötern ffigen wir die neueste freilich etwas kühne Ver* 
muthung bei, daös das Wort von Esther herzuleiten ist, der Gemahlin 
des Königs Ahasverusj die bei demselben die Rettubg der Juden vor 
der durch Aman beabsichtigten Vernichtung erlangte, was jene durch 
ein grosses jährlich wiederkehrendes Fest feierten. 
2. * Natur und Subject der Präsenfation in ihren allgemein recJd- 
■ liehen Grundzügen dargestellt von Clemens Schmitt. Regensburg. 
' Pustet; 1868. 144 8. 

Der Verfasser will sich über die confessionellen Gegensätze er- 
heben und aus den unbestrittenen fheilen des Inhalts des Patronat- 
rechtes seine Resultate ziehen. Es kann aber gewiss nur die Absicht 
des Verfassers sein, das Patronatrechty also ein kirchliches Institut,, 
nicht Vom coftfessimslösen^ sondern vom öbjectiixn Standpunkte aus 
zu behandeln (Cap. I.). Uebrigens beschränkt sich die Untersuchung 
des Verfassers auf das Präsentationsrecht, das ja so zu sagen den 
Kern des Patronatrechtes ausmacht (Cap. IL). Hierbei geht er von 
dem die Grundlage bildenden eanon X. des Concilium Arausicanum 
vom Jahre 441 aus, worin zum ersten Male des Präsentatiotfsrechtes 
Erwähnung geschieht. Im III. Capitel (p. 9— 51;) bestimmt der 
Verfasser in einer durch meisterhaft logische Klarheit ausgezeichneten 
Darlegung das Präsentationsrecht seinem InlmUe nach als ein beste- 
hendes wirksames Ausnähmerecht, wornach einem Subjecte die ausser- 
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ordentliche Befugniss zugestanden ist, für bestimmte Kirchenämter 
taugliche Personen wirksam in Vorschlag zu bringen (p. 26;); Ais 
Subject der Verpflichtung weist er nach den DiöcesanWschof, welcher 
deshalb auch allein als Subject der Berechtigung ausgeschlossen ist. 
Daher kann nicht nur jeder auswärtige Bischof als berechtigt er« 
scheinen, wie der ean. X. cit. direct anerkennt, sondern auch jeder 
Laie, dessen indirecte Anerkennung, die Kirchenangehörigkeit voraus- 
setzt«, der Verfasser gegen Thomassinus, wie uns seheint, überzeu- 
gend begründet; und; zwar steht das Präsentatioüsrecht Allen zu, 
welche die erbaute Kirche als res su& bezeichnen können. ■ ; 

Im IV. Caipitel (p. 51 — 103.) zieht der Verfasser die »Felge* 
rungen für die rechtliche Natur und <las Subjekt der Präsentation.« 
Er zagt, dass die Motive der Entstehung dieses Hechtes weder in der 
Kirchenangehörigkeit des Rechtsgubjecte noch in dessen öffentlicher 
Stellung im Staate, noch in seinem Eigenthume' liegen kennen, son- 
dern dass vielmehr die Thaisache des Hergebens der erbauten Kirche 
zu kirchlichem Zwecke die Ursache der Präsentation ist, unter Vor- 
ausseteung der Ku*$emngehörigkeit- uM des Eigenthwns* Ferner 
weist dör Verfasser nach, dass sich sowohl das Kirchenregiment, als 
auch die Weihegewalt mit dem Eigenthume sehr wohl vertragen. 
Die Schlussdeduction ist, dass das Präseiitationsrecfat ein gesetzlich 
Verliehenes persönliches und kirchliches Privatrecht ist., 

Von dem folgenden Capitel (p. 104—142.), welches die »spatere 
Rechtsentwickelung bezüglich des Rechtssubjects« behandelt, beruht 
die erste Hälfte »über das canonische Recht und die Eigenthums Vor- 
aussetzung« (p. 105—121.) auf einem vollständigen Irrthüm, einem 
*— sit venia verbo — juristischen Mystizismus. Der Verfasser be- 
hauptet nämlich: die Eigenthumswraussetzung für die Person des 
Präsentanten sei nie erloschen, sondern habe derselbe nur nicht mehr 
das »fitssbare« Eigenthum, das »substantielle« dagegen bilde nach 
wie vor die Voraussetzung der Präsentation. «— Wie diese Ausdrücke, 
so ihr- Inhalt.' Uns ist: in der ganzen Jurisprudenz kein Eigenthum 
bekannt, welches »jeden Inhalt und jede Basis verliert, mithin für die 
Wahrnehmbarkeit zusammenbricht, und in seiner greifbaren Existenz 
als Riecht auf -hören muss« (p. 109.), — und immer /noch, wenn auch 
*uirfassbar. substantielles« Eigenthum ist; ein Verhältnisse das nicht 
einmal mehr widerrufen werden kann. Wohl gab es bei den Hörnern 
eine nuda proprietas gegenüber dem bonitarischen Eigenthum, wohl 
können • noch heute alle materiellen Hechte des Eigentümers in der 
ausgedehntesten Weise beschränkt werden; — immer aber bleibt noch 
ein Unterschied von dem Nichteigenthume, das jus recadentiae, wel- 
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ches jedoch in unserem Falle nicht vorhanden ist (vgl. u. A. Vering, 
röm. Privatrecht 2. Aufl. p. 226.). Mit einem Worte: ein »inhalt- 
entkleidetes Etgenthum« (p. 221.) ist eben kein Eigenthum, und zwar 
um so weniger, als gerade das Eigenthum von den Körnern als res 
corporalis betrachtet wird (vgl. Vering a. a. 0. p. 113.). — Was 
die eigentümlichen Grundsätze über das Patronatrecht angeht, die 
der Verfasser absolut aus seinem »unfassbaren« Eigenthume herleiten 
will, so erklären sich dieselben eben nur aus der durchaus eigenthum* 
liehen Natur des Patronatrechtes als eines Complexes von kirchlichen 
Rechten und Pflichten, ein Verhältniss, welches, weil es in keiner 
Besiehung auf römischen Rechtsbegriffen beruht, auch nicht nach rö- 
mischen Rechtsgrundsätzen behandelt werden kann. — 

Die zweite Hälfte des IV. Capitels (121—1420 behandelt das 
neueste Recht. Der Verfasser sucht die gleichheitliehe Eeception des 
Präsentationsrechts bei allen Gonfessionen nachzuweisen, geht auf die 
Veränderungen durch den tvestphiäischen Frieden Art. V. §. 31. 
ein, die keineswegs wie Schmitz glaubt* das Präsentationsrecht 
vom Standpunkt des bürgerlichen Rechts canles^nslos machten, son- 
dern nur factisch eine Art Paritätsverhältniss zwischen Katholiken 
und Protestanten begründeten, das aber kirchlich und canonisch-recht- 
lieh keine Basis hat (vgl. Archiv II, 709. Note 1.). Schmitz selbst hält 
zwar daran fest, dass kirchlich in dem Wesen des Patronatarechts und 
Präsentationsrechts das Erforderniss der Kirchenavgehorigkeit be- 
gründet liegt. Wenn er jedoch ein gleichlteiüich allgemeines 
Reckt für die Patronatsverhältnisse bei allen Confessionen behauptet, 
so übersieht er, dass das Patronatsrecht bei den Protestanten: wesent- 
lich seinen Charakter geändert hat, und namentlich an Hechten und 
Pflichten sehr erweitert ist. Auch ist die Entwicklung des Patro- 
natsarechts in der morgenländkcben Kirche von vornenherein eine 
andere als in der abendländischen Kirche. Dies der. Inhalt der trotz 
einiger gerügten Ungenauigkeiten und. Fehler sonst fleissig und gründ- 
lich gearbeiteten Schrift. Abgesehen von einigen Druckfehlern (z. B. 
p. 15. Z; 3. v. n. mochte für machte , p. 61. Z. 13. v u. bassiren 
für basiren, p. 98. Z. 3* v. u. inner für innerhalb), von der schlep- 
penden Uebersetzung p. 14. a. E. (»einladen zu dürfen meinen .sollte«), 
von dem undeutlichen, ja unrichtigen Ausdrucke p. 17. u. a. »terri- 
torialfreie Collationc u. s. w. ist der fast gänzliche Mangel einer 
Angabe einschlägigen Literatur zu rügen. Denn weder kann der 
Fachmann, wenn er auch im Allgemeinen damit vertraut ist* die ein- 
zelnen Stellen im Gedächtnisse behalten, noch auch wird der Laie, 
wenn er überhaupt ein Literesse für die vorliegende Frage zeigt, durch 
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eine öder zwei Reihen Citate gestört : ja dies orientirt ihn vielmehr 
gerade am besten über den Stand der Frage. 

Auch vermissen wir, zumal in den beiden letzten Capiteln, die 
nöthige Schärfe und Concinnität. Es gibt sich dieser Mangel in der 
Breite der Diction und der Unübersichtlichkeit der Darstellung kund. 
Gedrängtere Kürze und präcise Fassung sind daher als Hauptvorzüge 
einer juristischen Abhandlung dem Verfasser für seine künftigen lite- 
rarischen Arbeiten sehr anzuempfehlen. 

(Dr. I&cJwrd Fösser.) 
3. Das Staats- und (hmeindeeinkommcn der Geistlichen nach can. 
und französ. Recht Mit Bezug auf das Urtheil des Grossh. Hess. 
Cassationshofs in Sachen der Verwaltung der Pfarrei St Christoph 
zu Mainz gegen die Stadt von J. Hirschel, b. JB. Dr., Dotncap., 
Official und Professor des Kirchenrechts am bisch. Seminar zu 
Mainz. Mainz. Fr. Kirchheim. IV und 68 S. gr. 8. 

Der Process, der diese neue nach Form und Inhalt ausgezeich- 
nete Arbeit des schon durch seine Schrift über das Eigentbum der 
katholischen Kirchen rühmlichst bekannten Verf. veranlasste, wurde 
bereits im Archiv XVIII, 319. kurz erwähnt. Der Darmst. Cassations- 
hof entschied, dass nach den Grundsätzen des französischen Hechts 
die den Pfarrern gemäss des Art. 14. der Convention vom 26. Messi- 
dor IX. und des Art. 67. al. des Gesetzes vom 18, Germinal X. von 
Seiten des Staates, resp. der Givilgemeinden zu gewährenden traite- 
ments (der Ersatz für die confiscirten Dotationen der Pfarrämter) 
keinen Theil des Kirchenvermögens bildeten und nicht den canonischen 
Charakter einer mit den betreffenden Pfarrämtern verbundenen Do- 
tation hätte. Diese Ansicht des Cassationshofes wird von Dr. Hir- 
schel aufs Gründlichste als unhaltbar nachgewiesen. Der Cassations« 
hof stützte sich namentlich auf den Art. 15. des französischen Con- 
cordats, der in einem Gegensatze zum Art. 14. stehen sollte. Der 
Verfasser widerlegt dieses und zeigt, dass beide Artikel von einem 
und demselben Gegenstande, nämlich von den Mitteln zur Bestreitung 
der kirchlichen Bedürfnisse handeln, und dass die im Art. 15. in Aus- 
sicht gestellten Stiftungen, wie sich aus den Art. 73. und 74. des 
Gesetzes vom 18. Germinal X. unzweideutig ergibt, nicht bloss zu 
Gunsten der Kirchenfabriken oder zu unmittelbar gottesdienstlichen 
Zwecken, sondern auch zur Verbesserung des Einkommens kirchlicher 
Aemter (titres eccl&iastiques) , somit als canonische Dotationen sol- 
cher errichtet werden können. Der Cassationshof hatte sich auch 
auf einzelne Aeusserungen berufen, die der Staatsrath Portalis in sei- 
nem vor dem gesetzgebenden Körper zur Empfehlung des Concordats 
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und der sog. organischen Artikel gehaltenen Discours gethan hatte. 
Dr. Hirschel liefert den klaren Beweis, dass Fortalis gerade das Ge- 
gentheil von dem gesagt hat, was der «Gassationsbof in seinen 
Aeusserungen suchen wollte. Namentlich wenn Fortalis an die Spitze 
seines Discours über die Abtheilung, des Gesetzes Tom 18. Germinal 
X., die von der Besoldung der Geistlichen handelt (Tit IV . sect. III. 
du traiteraeut des ministres) den Satz stellt: »ees articles nont-pas 
besoin d'etre justifi^s par les lois • canoniques ou civiles; qmnd oh 
erire urntitoe ecclesiastique, il faut le doter:* so schliefst dieser 
von dem intellectuellen Urheber der sog* organischen Artikel vor dem 
gesetzgebenden. Körper aufgestellte Satz jeden Zweifel über, die recht- 
liche Natur der durch den Art. 14. des Concordats von Seiten des 
Staates gegenüber der katholischen Kirche übernommenen, spater 
atxr zum Theil den Civilgemeinden aufgebürdeten Verpflichtung und 
des dieser entsprechenden Rechtes der Kirchö und Pfarrer gänz- 
lich aus. 
4. De- fori interüi et externi differentia et weessitudine seenndum 

primipia juris canonici, auetore Maxintiliwio Griteier. J. U. D. 

Wratislaviae. XypkF. W. Jungferi 1867, 69 pp. & , 

»Diese fieissige, in gutem Latein geschriebene Inauguraldisser- 
tation des nach der angehängten vita damals erst 22jährigen : Solmes 
des bekannten Ganonisten Professor Gitzler in Breslau erörtert an 
der Hand der Quellen und unter Benutzung vieler, wenn auch, nicht 
gerade aller vorhandenen Literatur, den doppelten sich gegenseitig er- 
gänzenden und in nothweadiger Verbindung stehenden Zweck der Kirche, 
die göttlichen Gnadenmittel zu verwalten und zu spenden und auch 
einen sichtbaren äusseren Organismus auf dieser Welt zu bilden, der 
zu seinem Bestände auch irdischer zeitlicher Ditfge bedarf. Für den 
eiu:n Zwteck waltet die Kirche ihres Amtes in dem forum internum 
odoir poli, für. den* anderen in dem forum exfcenrain oder fori. Beide 
Gebiete der Kirohe stehen in ähnlichem Zusammenhange wie für 
jeden Menschen Moral und Hecht. Beide .Gebiete lassen sich wohl 
unterscheiden, abef nicht so : trennen,* dass sie in eixten Widerspruch 
zu einander treten dürften. • Durch Beispiele aus ;den verschiedenen 
Gebi3ten des Rechts, besondere aus. dem Strafrecht, wird diese Unter- 
scheidung und Wechselbeziehung zwteohen dem, forum internum und 
externum, die mit Ausnahme von -Jfrospero Fagnani nicht, einmal 
von den grossen Commentatoren des Kirchenaechts wie.ivon Gant. 
Teüez, Pirhing, ; Reiffensiuel, Schmahgrueber, Schmier, Gibert u. A. 
gehörig gewürdigt ist, näher im Einzelnen nachgewiesen. 

(Vering) 
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5. Die Orwidsätse-der Sittlichkeit und des Rechts nach Masscjabe 
der im Sylldbus' §. VII. verzeichneten IrrtMmer, beleuchtet rnn 
Tlveoäor Meyer. Stimmen aus MariorLaach. IX. FrfiMurg 16(18. 
Herder -281 S. & • 

Treffend und schön vergleicht der Verfasser den heiligen Vater 
mit einem Arzte, der nach genauer Diagnose sein Urtheil über eine 
schwere Krankheit der modernen Gesellschaft ausspricht, dieser in 
den Thesen 56.— 64. und auch 39. des Syllabus offen darlegt. Von 
diesen Sätzen sind 56—60 der Allocntion Maxima quiderh vom 9. 
Juni 1862 entnommen, worin Pius IX. bat Gelegenheit der Heilig- 
sprechung der japanesischen Märtyrer den versammelten Bischölen 
die Grundirrthümer der Zeit aufzählte und verdammte. Die übrigen 
Sätze hatte der Papst in mehreren Allocutionen und apostolischen 
Sendschreiben verurtheüt, die sich hauptsächlich auf die räuberi 'dien 
Angriffe der italienischen Regierung gegen den heiligen Stuhl be- 
zogen. Es werden in den* genannten Öätzen der Rationalismus und 
der Materialismus, sowie die aus diesen gezogenen Schlnssfolgerungen 
bezüglich der bürgerlichen* und internationalen Gesellschaft verwor- 
fen. (Abschnitt I. S. 7-23.) 

In einer interessanten historischen Entwickelung le&t der 
Verfasser die auf christlicher Basis beruhende Lehre des Mittelalters, 
vor allem des heiligen Themas von Aquin über Moral (besonders in 
der summa theologiae) und Politik (in dem Werke de fegimine 
prineipum) dar, schildert die iih 15. Jahrh. gegen 1 jbne „moralische 
Theokrakie" sich erhebende Reaction in den* Schriften des Pompo- 
natius und» Machiavelli , welche Wissenschaft und Politik von 1% n 1h 
.giött und; Moral trennten, und bespricht endlieh die £anz „anti- 
theokratischen" Bestrebungen seit der . Reformation , welche' in Eng- 
land von Baco von Verulam , in Prankreich von Cartesius , in den 
Niederlanden und in Deutschland von Hugo Grotius ausgingen. 
(Abschnitt IL S. 23-50.) 

Der Verfasser unterscheidet zwischen einer inneren und äus- 
seren Entwickelung der Krankheit der modernen Gesellschaft ind 
findet zunächst erstere in dem naturalistischen Rationalismus beg- 
lich der Sitten- und Rechtslehre. Die Philosophie Kanffa, als <'os 
Hauptvertreters dieser Richtung, wird nun gehauer dargelegt und 
zwar einmal in Bezug auf die Moral, welche Kant durch seine Auf- 
stellung der „reinen Vernunft 44 und des ,;kategörischen Imperativs" 
von der Religion zu eraaneipiren sucht. Dagegen weist der Ver- 
fasser nach , dass ohne Religion eine Moral nicht gedacht werden 
könne, indem das natürliche Sittengesetz nicht Mos als ein Vernunft- 
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gesetz, sondern wesentlich als ein göttliches Gesetz nach Ursprung 
undSanction zu betrachten sei; da nun aber dießeligion sich that- 
sächlich nur im positiven Christenthume finde, so sei genauer aus- 
gedrückt ohne Christus überhaupt keine wahre Moral denkbar. 

Wie die Moral von der Religion, so will Kant auch das Recht 
von der Moral trennen, indem er der letzteren das Gebiet der in- 
neren Freiheit, dem ersteren das der äusseren Freiheit zutheilt. 
Allein aus dieser äusseren Freiheit folgt nothwendig der radicale 
Socialismus, während aus der gerade entgegengesetzten Theorie 
Hegels, der alles Individuelle in einem pantheistischen Universalis- 
mus verschwinden lässt, das ebenso falsche Princip der absolutis- 
tischen Staatsallmacht sich ergibt. (Abschnitt III. S. 51—88.) 

. Gegen diese Yerirrungen in der Rechtslehre verbreitet sich 
nun der Verfasser sehr ausführlich, indem er so zu sagen die 
Recepte zur Herbeiführung einer gesunden Rechtslehre angibt. (Ab- 
schnitt IV. S. 88—182.) Dieselben lauten: 

1) „Keine Gesetzgebung ausser auf Grund des als göttlich 
anerkannten Naturgesetzes»" (S. 88—97.) 

2) „Das Recht ist dem Begriffe und Wesen nach Bestandteil 
des allgemein Sittlichen." (S. 97—113.) 

3) „Keine Rechtsordnung ausser auf Grund und als wesent- 
liches Element der sittlichen Weltordnuag." (S. 113—131.) 

4) „Kein Recht und keine Rechtspflicht ausser in Kraft einer 
göttlichen Willensäusserung." <S. 132—140.) 

5) „Kein menschliches Recht ausser auf Grund eines über dem 
Menschen stehenden göttlichen Rechts." (S. 140—147.) 

6) „Kein positives Recht ausser auf Grund eines vorausgesetzten 
natürlichen Rechts." (S. 147—182.) 

Die äussere Entwickelung der modernen Krankheit gibt sich 
im Materialismus bezüglich der Sitten- und Rechtslehre kund. (Ab- 
schnitt V. S. 182-272.) 

Der Verfasser zeigt, wie derselbe sich aus dem naturalistischen 
Rationalismus besonders von England aus durch Hobbes, Locke 
und Hume entwickelte und in der französischen Revolution, sowie 
in dem crassen deutschen Materialismus unserer Zeit seine giftige 
Blüthe trieb, (S. 182-198.) 

Im Staatsrecht fand jener materialistische Gedanke in Folge 
der Anregung Machiavelli's durch Locke und seine Nachfolger Mon- 
tesquieu und Rousseau und überhaupt den sogenannten Liberalismus 
seine Verwirklichung. (S. 199—212.) 

Eingehend wird sodann die 63. These des Syllabus behandelt: 
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„den rechtmässigen Fürsten den Gehorsam verweigern, ja auch auf- 
rührerisch sich gegen sie zu erheben, ist erlaubt." Der Verfasser 
stellt ihr den apostolischen Ausspruch entgegen: „Wer sich der 
(obrigkeitlichen) Gewalt widersetzt, der widersetzt sich der Anord- 
nung Gottes." (Rom. 13.) Er bespricht nun die Bedingungen der 
Rechtmässigkeit einer Obrigkeit und behandelt hierauf den Fall der 
Usurpation sowie des Missbrauchs der rechtmässigen Gewalt zu un- 
gerechter Bedrückung. (S. 213—252.) 

Endlich hebt der Verfasser unter Voranstellung der christlichen 
Principien den Einfluss der materialistischen Ideen auf das Völker- 
recht hervor, wie er sich in dem sogenannten Nichtinterventions^ 
princip und dem Nationalitätspatriotismus kundgibt, und weist kurz 
auf die vergeblichen Bemühungen des Liberalismus hin , die jetzt 
schwebenden socialen Fragen in befriedigender Weise zu lösen. 
(S. 252—272.) Die einzige Bettung in diesem Chaos bietet die 
wahre Freiheit im Anschluss an die Grundfeste der Wahrheit. 

Scharfsinnig, lebhaft und originell ist die Schrift abgefasst, sie 
hätte aber unseres Erachtens etwas populärer gehalten sein müssen, 
um für einen grösseren Leserkreis geeignet zu sein; — freilich eine 
schwere Aufgabe bei dem gestellten Thema. Die ältere wie die 
neuere Literatur besonders auf dem Gebiete des Naturrechts ist mit 
grosser Vollständigkeit benutzt (u. A. Grotius, Pufendorf, Kant, 
Fichte, Hegel, Hugo, Stahl, Moy, Taparelli, Trendelenburg, Walter). 

Insbesondere wichtig in unseren politischen Verhältnissen ist 
die Besprechung der Thesen 59: „Das Recht besteht in der mate- 
riellen Thatsache," und 61: „Eine mit Erfolg gekrönte thatsäch- 
liche Ungerechtigkeit thnt der Heiligkeit des Rechtes keinen 
Eintrag." 

Wir empfehlen die vorliegende Schrift dringend zum ein- 
gehenden Studium nicht nur Theologen und Philosophen, sondern 
auch Politikern und Juristen, die daraus gewiss reiche Belehrung 
über die wahren Principien der Rechtsphilosophie, des Staats- und 
Völkerrechts und überhaupt der Staatswissenschaften finden werden. 

(Dr. "Richard Fosser.) 

6. Th. Stumpf, Die politischen Ideen des Nicolaus von Cues. Köln. 
Baclum. 1865. 120 pp. 8. 

7. Nicolai Cusani de concüii universalis potestate sententia expli- 
catur. Diss. inaug., quam pro obtinenda venia legendi in academia 
Lipsiensi scripsit Clemens Fridericns Brockhaus. IApsiae 1867. 
E. A. Brockhaus. XIII et 85 pp. in 8. (*/ 3 Thlr.) 

Nicolaus von Cusa stand zu der Zeit, wo er sein berühmtes Werk 
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de concordantia catboliea abfasate, auf Seiten des Basler Concils, 
einige Jahre später aber auf Seiten des Papstes. Von den beiden 
neuesten Autoren über ihn ist Stumpf Katholik, Brockhaus Protestant. 
Stumpf, der nebenbei manche Ansichten aufstellt, denen wfr nicht bei- 
stimmen können, erklärte diesen Parteiwechsel daraus, dass Nicolaus von 
Gnes, nachdem das Concil mit dem Papste gebrochen hatte, von der in 
Base} zurückgebliebenen Rumpfversammlung nur noch Unheil und Ver- 
derben, und im Papste allein noch Rettung gesehen habe ; ferner habe 
ihn die Aussicht auf Versöhnung der griechischen Kirche mit der 
abendländischen und wohl auch der Reiz einer Legation nach Con- 
stantinopel bestimmt. Die Ausschweifungen seiner früheren Partei- 
genossen hätten ihn von diesen entfernt und auf die Seite des Papstes 
geführt, und in dem Schreiben an Roderich von Trevino vom 20. Mai 
1.442 habe er seinen veränderten Ansichten Ausdruck gegeben. 
Brockhaus meint dagegen, jener Brief könne nicht als eine förmliche 
Retractation betrachtet werden ; Cusanus habe überhaupt über die 
kirchliche Verfassung, und insbesondere über das Verhältniss des 
Papstes zum Concil keine festnornrirten scharf begrenzten Ansichten 
gehabt; es habe ihn hauptsächlich der Wunsch beseelt, die Einheit 
und Eintracht in Kirche und Staat herzustellen, und in diesem Streben 
habe er sich bald mehr dem Concil, bald mehr dem Papste zuge- 
wandt, je nachdem das erstere oder der letztere grössere Bürgschaften 
für die concordantia catholica zu bieten schienen. Brockhaus beruft 
sich mehrmals auch auf den zweiten Theil des voji Düx herausgege- 
benen Tractatusde auctoritate praesidendi in concilio generali, dessen 
Echtheit jedoch bestritten ist. 

8. BMioilieca latina juris cmiomci manuscripta von Dr. Friedrich 
Maassen. L : Theil. Die Canotwnsammlungen vor Pseudoisidor. 
3 Hefte. (Aus den Sitz, der d. hist.-philos. Cl. derlcais. Acad. der 
Wiss. Bd. LIII. LIV. LVI. bes. abgedr.) Wim. Gerold 1866. 67. 
Professor Maassen ist von der Wiener Academie der Wiss. mit 
der Abfassung* einer »Geschichte der Quellen und der Literatur des 
canon. Rechts im Abendlande bis zum Ausgang des M. A. betraut. 
Er durchforschte m diesem Zwecke viele Bibliotheken des In- und 
Auslandes. In der vorliegenden Vorarbeit zu seinem Werke beschreibt 
er nach Form und Inhalt die von ihm selbst und theils auch von An- 
deren in neuerer Zeit untersuchten Handschriften (wir drucken die von 
ihm selbst untersuchten cursiv): 1. in Italien: die von Florenz, Ivona, 
Jjucca, Mailand , Modem, Monte-Cassino , Novarq, Rom, Venedig, 
Vercelli, Verona; 2. in Frankreich : Albi, Cambrai, Carpentras, Laon, 
Lyon, Metz, Montpellier, Orleans, Paris (darüber allein 113 Seiten), 
Rheims, Rouen, Strassburg, Toulouse, Verdun; 3. in Spanien, England 
(wo M. namentlich die Oxforder Mscr. selbst untersuchte), in Belgien : 
Brüssel und Gent; in der Schweiz: Bern, Einsiedeki, St. Gallen. 

(Vering.) 

Redaction: Professor Dr. Vering. zu Heidelberg. 



Acta et Decreta Synodi Dioecesanae Pader- 
boriiensis a. 1867, 

(Schluss. Vgl. Archiv XX, 9S-118.) 

[Partis secundae Sectio IL] 

IL De administratione sacramentorum. 

Cap. 14. Quae in administratione sacramentorum generaliter 

observanda sint 1) Primum igitur animarum curatores dili- 

gentissime caveant, ne ad ullius sacramenti administrationem unquam 
aliter accedant, nisi corde puro et animo bene praeparato. Quodsi 
culpae graviori se obnoxios sentiant, ante administrationem sacramen- 
torum se sacramentali confessione expurgent, sin vero necessitas ur- 
geat neque copiam confessarii habeant, saltem corde poeniteant, ne 
dum aliis ministri ad salutem sint, ipsi in aeternae mortis reatum 
incurrant. Etiam, quemadmodum Rituale Romanum monet, antequam 
ad hujusmodi administrationem accedant, paululum, si opportunitas 
dabitur, orationi et rei sacrae, quam acturi sunt, meditationi vacabunt 
atque ordinem ministrandi et caeremonias pro temporis spatio prae- 
videbunt et perlegent. 

2) Deinde prompti accedant ad administrationem sacramen- 
torum, quandocunque haec eis incumbat. Quocirca renovamus 
postremae hujus dioeceseos Synodi dioecesanae sanctionem ut »pastor 
vel quivis alius sacerdos, ad quem sacramentorum administratio per- 
tinet, requisitus ad administrandum sacramentum quaecunque diei et 
noctis hora statim sit paratus ac facilis, nee sese praetextu horae im- 
portunae, temporis incommodi alteriusve oecupationis , multo minus 
convivii excuset, aut durioribus verbis potentes sacramenta excipiat, 
memor ad eximiam illam, quae in pastoribus ardere debet, charitatem 
pertinere, ut aequissimo id ferat animo, graviter alioquin puniendus, 
gravissime vero, si quem ipsius negligentia sine baptismo, confessione, 
sacro viatico aut extrema unetione ex hac vita migrare contigerit.« 
(I. c. P. IL tit. 1.) 

Archiv fnr KUehanredit. XX. 23 
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3) Quod ad actum administrationis ipsum spectat, omnem dent 
operam, ut non solura valide, sed etiam licite et digne euni peragant. 
Administrent sacramenta valide, sollicite adhibentes, praeter inten- 
tionem actualem vel saltem virtualem, legitimam materiam et for- 
mam. Administrent licite, praeter legitimam materiam et formam 
etiam approbatos ecclesiae ritus et caeremonias, prout in ßituali 
dioecesano contentae sunt stricte adhibentes itemque omnia et singula 
observantes, quae quoad administrationem , locum et tempus, quoad 
vestes habitumque externum administrantium, quoad linguam denique, 
qua uti debeant, ab ecclesia sapientissime praescripta sunt. 

Administrent denique digne^ nempe non obiter, perfunctorie vel 
oscitanter, sed graviter, pie et reverenter, ut adstantes aedificentur 
et ad pietatem coelestiumque rerum cogitationem erigantur. 

* 4) Sed curatores animarum non solum ipsi sacramenta prompte, 
diligenter et digne administrare, sed etiam operam navare debent, ut 
ea a fidelibus diligenter, reverenter magnoque cum fructu suscipiantur. 
Quocirca saepius divinorum horum mysteriorum institutionem , usum, 
virtutem, utilitatem, necessitatem et efficacitatem , uti et rituum 
atque caeremoniarum significationes in, concionibus exponant (Synod. 
Pad.v P. IL tit. 1.), nee non etiam privatim, quoties occasio se ipsis 
obtulerit, de his rebus fideles instruant. 

5) Denique sanetionem postremae Synodi dioecesanae renova- 
mus, ut pro sacramentorum administratione nihil ante eam exigatur, 
post eam tarnen, si quid sponte offeratur vel aliquid consuetudine lau- 
dabili tanquam debitum praestari soleat, licite aeeeptari possit (L. c. 
Cfr. Kit. Prooem. pag. 2.). 

De sacramento baptismi. 

Cap. 15. Infantium bapiismus non est differendus (Pa- 

rochi) saepius igitur fideles hortentur, ut liberos suos quam primum 
fieri possit sacro lavacro abluendos curent, neque propter innumera 
vitae pericula, quae eis impendeant, unquam admittant, ut eorum 
baptismus ultra tertium diem post nativitatem differatur. Sin vero 
in praesenti vitae discrimine versantur , illico a quaeunque persona 
baptizandi sunt. Inprimis vero parochi obstetrices parochianas suas 
sollicite instruant et moneant, ut urgente necessitate hoc officium 
religionis et charitatis impleant et quidem, si fieri potest, coram uno 
alteroque teste, qui postea inquirenti parocho testificari valeat, baptis- 
mum rite collatum esse. Sed curent etiam parochi, ut piae, honestae, 
religiosae obstetrices j)ro parochiis suis constituantur, easque in Omni- 
bus, quae ipsis in conferendo baptismo observanda sunt, sollerter 
instituant (Cfr. Kit. App. pag. 107.). 
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Cap; 16. Excepto casu necessitatis saeramentum baptismi in 
ecclesia et tempore antemeridiano dispensandum est. 

Cap. 17. Baptismus solemnis a paroeho vel ejus delegato 
dispensandus est .... Quocirca renovamus postremaeSynodi dioe- 
cesanae hanc sanctionem: »Nullus nisi praevia, licentia pastoris prolem 
suam extra parochiam suam baptizari curet et ubi baptizata fuerit, 
de collato baptismo pastori testimonium ferat , quod etiam in libro 
baptismali notetur. Pastoren tarnen raro et nonnisi ex gravi causa 
licentiam talem concedant. Ideo parochus infante baptismi causa ad 
se delato dispiciat, an suae parochiae sit, quem si alienae deprehen- 
derit esse, nonnisi urgente neoessitate baptizet, sed ad proprium pa- 
rochum jubeat deportari, quod maxime erit observandum in prolibus 
ex illegitimo thoro procreatis, quas parentes, ut crimen suum pro- 
prium pastorem celent ejusque correctionem declinent, in alienam 
parochiam, ubi ignoti sunt, curant ad baptismum deferri« (Synod. 
Päd. P. II. tit. 2.) 

Cap. 18. Quinam patrini vel matrinae eligantur. Diligenter 
quoque parochi illud observent, quod in S. Concilio Tridentino ad 
evitanda pericula impedimenti cognationis spiritualis de numero pa- 
trinorum constitutum est, ne videlicet plures quam unus vel una vel 
ad summum unus et una, qui infantem, dum baptizatur, taögat vel 
tangant, ad suscipiendum sub quovis etiam praetextu admittantur. 

Et eligantur et admittantur tanquam patrini vel matrinae magis 
ii, qui baptizandi saluti animae consulere, quam eum muneribus 
augere queant, homines pii et catholici, maturae aetatis, in doctrina 
fidei et morum bene instituti, non autem rüdes et confirmationis sa- 
cramento nondiim muniti, acatholici, excommunicati, manifeste impii, 
publici peccatores, communionem paschalem et longiore tempore cul- 
tum divinum negligenteis. Pariter excludendi sunt baptizandi parentes 
et monachi ac moniales. 

Cap. 19. Quaenam namma baptwatis imponenda sint Bapti- 
zatis nulla alia nomina imponantur, quam Sanctorum, quorum de- 
nominatio et memoria adultos ad virtutis imitationisque stadiuih 
accendere possint, ac praeterea, quos imitari studeant, eos quoque 
precentur et sperent, sibi advocatos ad salutem tum animi tum cor- 
poris defendendam Yeaturos esse (Cat. Eom. P. II. cap. 11. qu. 73. 
Rit. prooem. p. 6.). 

Cap. 20. De benedictione puerperarum. Antiquam et religio- 
sam illam consuetudinem, qua puerperae post absolutum puerperii tem- 
pus in proximo statim egressu ad ecclesiam procedunt , ut Deo pro 
puerperii beneficio gratias agant, ut precibus ac benedictione sacer- 

23* 
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dotali expientur et prolem suam Deo offerant, tanquam piam ac lau- 
dabilem conservatam voluraus. Sed haec benedictio puerperae in 
matrimonio mixto viventi, cujus infans apud acatholicos baptizatus 
est, denegari debet; itemque ea deneganda est Ulis puerperis, quae 
prolem illegitimam ediderant (Syn. Päd. P. IL tit. 2. C. Pr. C. P. II. 
c. 11. Bit. App. p. 70.). 

Cap. 21. Baptismus nunquam iterari debet; sin dubium re- 
linquitur, num. aliquis valide baptizatus sit, suh conditionb denuo 
baptieetur. Is, quem constat valide baptizatum esse, neque sub con- 
ditione neque sine conditione vel absolute absque sacrilegio iterum 
baptizari potest. tili vero, de quibus, re diligenter perqeisita, dubium 
-relinquitur, an omnino baptizati sint vel baptismum rite susceperint, 
sub conditione baptizari et possunt et debent. Unde si qui infantes 
ad parochum vel ejus delegatum deferantur, eis non statim baptismus 
conferri debet, sed antea diligenter perquirendum est, an jam omnino 
baptizati sint, et si baptizati sint, an valide baptizati sint, nee ne. 

Infantes expositi semper sub conditione baptizandi sunt, 
etiamsi schedula, quae eos baptizatos esse asserat, ipsis sit apposita, 
nisi forsitan über baptismalis rem ita se habere comprobet. 

Si agitur de infante 1 qui urgente necessitate dornt ab obstetrice 
baptizatus sit, diligenter explorandum est, num ea baptismum valide 
contulerit. Quod quidem vel per solam obstetricem ipsam vel etiam 
per unum alterumve alium testem, qui collationi, baptismi adfuerit, 
explorari poterit. Si unus alterve alius testis una cum obstetrice 
testetur, infantem rite baptizatum esse, vel etiam si, defleiente qui- 
dem alius alterius testimonio, obstetrix tarnen, quae sola id testetur, 
testis omni exceptione major sit, si sit catholka, religiosa et pia deque 
materia et forma hujus sacramenti bene edoeta, prudenter dubitari 
nequit, quin infans rite baptizatus sit. Baptismus igitur hoc in casu 
rainime ne sub conditione quidem iterandus est, sed ceremoniae 
omissae tantummodo in ecclesia supplendae sunt. Sin vero obstetrix, 
^quae baptismum contulerit, vel acathölica sit vel, licet catholica sit, 
tarnen vita et moribus non ita probata, ut testis sit omni exceptione 
major, vel etiam , id quod hodie saepe aeeidit, quoad religionem et 
mores suos sciscitanti parocho vel ejus delegato non satis nota sit, ejus 
testimonio de baptismo collato nulla alia accec^nte probatione non 
erit acquiescendum ; imo potius prudenter dubitari poterit, num non 
vel propter mentis perturbationem vel propter levitatem animi vel 
imperitiam essentiale aliquod requisitum omiserit, sive in verbis pro- 
ferendis hallucinata sit, neque hoc dubium per solam ejus assertionem, 
se baptismum rite contulisse, removetur, quoniam timendum est, ne 
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commissos errores vel ipsa ignoret vel ad evitandam infamiam eos 
dissimulet. Proinde in tali casu infans sab conditione iterum bapti- 
zari debet. 

Si agitur de infante, qui urgente necessitate ab aliis persona 
laicis domi baptizatus est, res est fere eadem pariterque dijudicanda. 
Nam etiam hae aut religionem catholicam profitentur, de sacramenti 
materia, forma et necessaria in ministro intentione bene edoctae 
vitaque et moribus tarn probatae sunt , ut earum testimonium omne 
prudens dubium excludat, aut tales sunt, ut unum vel alterum horum 
requisitorum in ipsis desideretur earumque testimonium prudens du- 
bium non tollat. Si primum est, infans ne sub conditione quidem 
iterum baptizari bebet; si alterum, baptismus ejus sub conditione 
iterandus est. 

Si agitur de adultis in communionem ecclesiae recipiendis^ qui 
a ministris acatholicis baptizaii sunt, in Universum, ut res nunc 
sunt, praesumtio stat pro collati baptismi invaliditate, proindeque si, 
re diligenter investigata, dubium de valore baptismi non tollatur, sub 
conditione iterandus est, non quidem solenniter sed adhibitis tantum 
si commode fieri possit, duobus testibus, consulto tarnen prius Episcopo, 
nisi forsitan periculum mortis immineat. 

Si denique agitur de adultis, qui baptizaii sunt a ministris 
societatum germanico - catholicarum vel communitatum liberarum, 
quae vocantur: eorum baptismus sub conditione semper iteran- 
dus est. 

Pastoralis instructio de trlbus conditionibus, t quibus, re in abstracto con- 
siderata, valor baptismi pendeat. 

Quum dfsquisitio de baptismi alirujus collati valore gravissimi momenti sit 
neque, si de baptismo sub conditione iterando agitur, unquam sine gravi et lethali 
culpa negligi possit, Ndbis opportunum videbatur praedictis ordinationibus brevi- 
culam instructionem pastoralem subj «gere de Ulis conditionibus , a quibus re in 
abstracto considerata baptismi valor pendeat, ita ut singulis in casibus, in quibus 
de baptismi alicujus collati valore disquiritur, id unum quaeri debeat, unum illae 
couditiones impletae fuerint, nee ne. 

Hae autem tres conditiones sive partes, quibus sicuti cetera sacramenta, 
etiam sacer baptismus perfleitur, -sunt debita materia, debita forma debitaque 
mtnistri intentio. Quodsi bae tres partes adhibitae sunt, sacramentum ipsum va« 
lide administratum est, a quoeunque sit administratum ; si barura partium vel una 
indeblta füit, sacramentum nullum est atque iterandum sine conditione: si 
denique dubium relinquitur rationabile, utrum una vel altera barum partium de- 
bita fuerit nee ne, valor ipse dubius est, atque baptismi sacramentum, quod ad 
salutem necessarium est necessitate medii, iterandum est cum conditione. Haec 
est regula universalis, a qua discedere nefas est. 

Constat vero, debitam materiam baptismi remotam aquam naturalem sive 
elementarem esse, constat etiam ad baptismi valorem non requiri, ut aqua sit 
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benedicta. Caeterum praetermissis casuistarum de singülis fluidis materiis quae- 
stionibas, in Universum cum Doctore angelico tenendura est, ad valorem baptismi 
sufflcientem esse quamvis fluidam materiam, quae vere et proprie aqua nominari 
possit; si vero aqua vere et proprie nominari non possit, eam ad baptismi valo- 
rem non suffleere. »Sic ergo, inquit, dicendum est, quod in qualibet aqua qua- 
litercunque fransmutafa, dummodo non solvatur species aquae, polest fieri baptis- 
mus; si vero solvatur species aquae, non potest fieri bapüsrous.« (Summ. Theol. 
III. qu. 66. arf, 4.) 

Materia baptismi proxima (alis est aquae ad baptizandi corpus applicatio, 
ut vere et proprie dici possit ablutio, sive haec ablulio fiat per infusionem, sive 
per aspersionem, sive per immersionem. Constat etiam ex ecclesiae praxi, ad 
baptismi valorem sufficere, si caput ablutum sit, quia caput corporis praetipna 
pars est. Quodsi aqua in tarn parva quantitate baptizandi corpori applicata sit, si 
exempli causa baptizandi caput leviter tantum aqua tinctum sit, vel etiam si non 
caput, sed rapilli lantum aqua perfusi sint (sicuti per plurium regionum rainistros 
acatholicos fertur baptizari solere), baptismi valor dubius est, et sacramentum est 
sub conditione iterandum. 

Si non caput, sed alia corporis pars, e. gr. braehium, pectus, aqua abluta 
sit, etiam dubius est baptismi valor, eademque de causa sacramentum cum con- 
ditione iterandum est. 

Haec satis dicta sunt de baptismi rnateria deque bubiis, quae inde exoriri 
possunt. 

Alterum, quod quum ad omnium sacramentorum tum ad baptismi valorem 
necessario requiritur, legilima sarramenti forma est. Quae quidem quum mu- 
tari possit pluribus modis (sive per verbi cujusdam additionem vel subtractionem, 
sive per verborum singuloruni transpositionem, sive per eorum corruptionem, sive 
totius orationis interruptionem), si mulatio est substantialis, sacramentum nul- 
lum est, si accidentalis est, sacramentum valide quidem, sed (si culpabiliter fit 
mutatio) non licite administratur. 

Substantialiter vero forma routatur, si adbibitis verbis alius sensus ex- 
primitur atque ille, quem secundum usuai et doctrinam Ss. Ecclesiae Christus 
tamquam necessarium instituit. Jam quod attinet ad baptismi formam, quae bis 
continetur verbis: »Ego te baptizo in nomine Patris et Filii et Spiritus 
sancti,* ad sacramenti valorem requiritur: 

1. ut exprimatur actualis ablutio et persona baptizandi, ita ut verba 
»baptizo te* vel quae eundem sensum significant, de essentia formae sint. 
Neque tarnen ad essemiam formae perlinet, ut etiam persona baptizantis ex- 
presse significetur, quum Concilium Florentinum banc approbaverit Graecorum 
fermam: baptizetur servus Christi talis in nomine etc. 

2. Requiritur, ut adbibitis verbis expresse significetur mysterium sanctis- 
simae Trinitatis et quidem tarn trium divinarum personarum unitäs secundum 
estentiam, quam earum distinctio secundum proprietates personales sive re- 
kttiones paternitatis, filiationis et passivae spirationis. Hinc sequitur, nullum esse 
sacramentum, si adhiberentur formae hujusmodi: in nomine Trinitatis vel in 
nomine Dei unius et trini, vel in nomine tHum personarum Trini' 
tatis, quoniam ita quidem exprimerentur tres divinae personae, sed non expri- 
merentur secundum proprietates personales. Sequitur etiam, nullum esse sacra- 
mentum, si adhiberetur forma: in nominibus etc., quoniam ita non exprimere- 
tur personarum unitas essentialis. Si adbiberetur forma hujusmodi: in nomine 
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patris, in nomine filii, in nomine spiritus sancti, valor dubius esset, nee 
'non si baptizaretur in nomine genitoris et geniti et procedentis ab 
utroque, quoniam, ut dicit Doctor angelicus (III. qu. 66. a. 5.) sicut aqua su- 
mitur ad baptismum, quia ejus usus est communior ad abluendum, ila ad signi- 
ficandum tres personas in forma baptismi assumuntur illa nomina, quibus com- 
muuius consueverunt nominari personae in illa lingua, nee in aliis nominibus per- 
ficitur sacramentum. 

3. Requiritur, ut cum actuaü ablutione verba illa ila conjungantur, ut ma- 
teria et forma unum totale Signum constituant et inter uiramque intercedat unio 
certe moralis; quae si non esset, forma, qua actualis ablatio significetur, non 
esset vera, itaque sacramentum ipsum non esset validum. 

' Denique si quaeritur, num unus valide baptizelur a ministris pluribus, re- 
spondendum est negative. Si vero quaeritur, num plures valide baptizentur 
uno eodemque actu a ministro uno, respondendum est affirmative, quoniam 
Hlic forma mutatur, hie non mutatur, sicut pulebre exponit S. Tbomas, cujus verba 
baec sunt: 

»Si convenerint duo, quorum unus esset mutus, qui non posset proferre 
verba, et alius carens manibus, qui non posset exercere actum, non possent ambo 
simul baptizare. Possunt autem, si necessitas exigit, plures siinul baptizari, 
quia nullus eorum reeiperet nisi unum baptismum, sed tunc oportebit dicere : t%o 
baptizo vos; nee erit raulatio formac, quia vos, nil aliud est, quam te et te: 
quod autem dicitur nos, non est idem dicere, quod ego et ego, sed ego et tu, 
et sie jam mutaretur forma. Similiter autem muiaretur, si diceretur: ego baptizo 
me. Et ideo nullus potest baptizare se ipsum.« (L. c. art. 4.) 

Postremo Nobis nonnulla verba facienda sunt de tertia conditione, quae 
ad sacramwitorum valorem requiritur, nempe de intentione ministri. Decla- 
ralur enim a Conciliis Florentino et Tridentino, requiri in ministro intentionem 
saltem faciendi, quod facit ecclesia. Cujusmodi quidem esse debeat haec 
intentio, vehementer in scholis disputatum est; sed praetermissis quaestionibus, 
quae ad rem non pertinent, pro certo babendum est, 1) non requiri eam inten- 
tionem ministri, qua intendat verum ipsius sacramenti effectum; nam quamvis de 
baptismi eflectu perperam sentirent Pelagiani, baptisma ab ipsis coilatum ecclesia 
nunquam tanquam irritum rejeeit, nee non baptisma ab infidelibus tarn a Judaeis, 
quam a Paganis coilatum decrevit ratum esse Papa Nicolaus I. in responso ad 
consulta Bulgarorum, ut est apud Gralianum de consecratione distmetio 4. eap. 
A quodam. ünde intelligitur, reclam fldem de sacramento ejusque effectu in 
ejus ministro non requiri proindeque nee intentionem conferendi ejusdem etfectus. 

2. Sed si intentio ipsius sacramenti effectum conferendi neeessaria non est, 
non sufficit intentio, quae vocalur exterior i. e. illa intentio, qua intenditur tan- 
tummodo ipsum externum opus, quod agitur, ut est opus qualecunque. Nam baec 
si intentio sufficeret, intentio ad sacramenti valorem nunquam deesse posset, 
etiamsi ludo aut joco vel etiam derisorie imo et contumeliose ageretur, dummodo 
foret actio bumana. 

3. Requiritur igitur et sufficit illa intentio ministri, qua intendit actionem, 
non ut est actio profana vel /vulgaris nedum mimica vel derisoria, sed ut est 
actio quaedam, quae in ecclesia sive apud ebristianos solemni modo fieri, con- 
spicitur, nam baec tantummodo intentio potest vere dici intentio faciendi, quod 
facit ecclesia, sive is, qui banc actionem exercet, de Christo et ecclesia deque 
sacramenfo et eorum effectibus, in Universum de rebus divinis fldem aliquam 
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habeat, sive non nabeat, itemqoe sive eeelesia, qaam prae oeolfe nabeat, vera 
eedeaia sit, sive non sit, dommodo exislimet, eam veram ecdesiam esse. 

Haec vero intentio rorsos esse potest vel actualis vel virtaalis, mm qaam- 
qaam intentio actaalis optima est, (amen etiam sofBcit virtaalis, qaippe qaae satis 
in aetionem infiaat, at vere dici qaeat actio bnmana. Sed boJIo modo sufflcit 
intentio bibitualis, quae nnllo modo in aetionem ipsam infinit, quam neqoe acta 
a volnntate eliciatur, neqoe, aliquando elieita, in aliqno effeeta vel serie actionam 
acta perduret. Haec igitur de tribus conditionibas , a qnibns valor baptismi pen- 
deat, sint satis dieta. — 

Gap. 22. De sacramento confirmationis. De hujus sacramenti 
dignitate, vi et effectibus parochi subditos suos saepe diligenterque 
instruant, maxime tunc temporis, quum certiores facti sunt, episco- 
pum ad hoc sacraraentum in regionibus suis dispensandnm adventare. 
Tunc omnes pueros, qui ad primam communionem mox admittendi 
vel ad eam jam admissi sunt* (C. Pr. C. P. II. ep. 12.) , convocent 
eosque ipsi vel per presbyteros coadjutores in omnibus iis, quae ad 
sacramentum confirmationis rite suseipiendum pertinent, diligenter 
erudiant. Curent etiam, ut confirmandi peccata sua confiteantur et, 
si ad primam communionem jam admissi fuerint, pane coelesti re- 
ficiantur itaque ad suseipiendum hoc sacramentum ita se disponant, 
ut velut munda vasa donis amplissimis Spiritus Sancti affluentibus 
impleantur ac tarn animae quam corpora eorum viva Spiritus Sancti 
templa efficiantur (Syn. Päd. P. II. tit. 3. — Bit. App. p. 7.). Pa- 
rochi ipsi, nisi legitime impediti sint, adducant suos ad episcopum 
confirmantem et reducant invigilentque redeuntibus (C. Pr. d P. IL 
c. 12.). Qui in baptismo patrini esse prohibentur, neque esse possunt 
in confirmatione. 

De sacramento Eucharistiae. 

Cap. 23. Quod hoc sammum sacramentum summa veneratiotw 
tradandim sit. Est hoc summum sacramentum summe colendum. 
Est etiam panis ille coelestis, ex quo si quis mandueaverit , non 
morietur sed vivet in aeternum. Itaque in praecelsi et admirabilis 
hujus mysterii debito cultu et usu fere omnis religio christiana tan- 
quam in cardine vertitur. Quamobrem curatores animarum omnem 
curam et sollicitudinem suam pastoralem eo dirigant, ut fideles sibi 
commissi hoc venerabile sacramentum singulari quadam veneratione 
colant eoque frequenter et quam maxime reverenter utantur; eisque 
in utraque re suo ipsorum exemplo praeluceant. 

A. De hujus praecelsi sacramenti cultu. 

Quae vero Deo, eadem huic sanetissimo sacramento debetur 
summa veneratio et quidem tarn interna, quam externa; nam summae 
venerationis sensus interni, ut fert hominis conditio, per signa et 
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actus externos cum manifestantur tum vero eicitantur et inflamman- 
tur. Quocirca omnia et singula, quae quod cultum externum huic 
sanctissimo saeramento exhibendum a saneta ecclesia praescripta sunt, 
omni pietate et religione observari debent 

Cap. 24. De hujus sanetissimi sacramenti asser- 
vatione. 1. Tabernaculum, ubi ss. Eucharistia asservatur, fixum 
sit, clave obsefatum et juxta eujuseunque ecclesiae facultates intus 
et foris decenter exornatum. Praeter vasa, quae ss. Eucharistiam 
continent, neque sanetorum reliquiae neque calices neque quaeeun- 
que aliae res ibi recondantur. Neque superimponendae sunt sacrae 
reliquiae vel pietae immagines tabernaculo, ita ut idem tabernacu- 
lum pro basi inserviat (S. E. C. 81. Martii 1821. — Cfr. Bit. App. 
p. 21.). Clavis illius tabernaculi nunquam in ejus ostiolo, in altari, 
in loco vicino vel sacrario relinquatur, neque unquam ulli Laico vel 
Aedituo vel ulli in monasteriis moniali credatur, sed in ecclesiis pa- 
rbchialibus solus parochus vel alius sacerdos cum ipsius licentia, in 
äliis autem ecclesiis tarn saecularium quam regularium sacerdos, ab 
earum ecclesiarum Superiore speciatim deputatus, clavem illam custo- 
diat diligentissimeque curet, ut tabernaculum semper clausum sit, 
ne ulla unquam huic saeramento injuria fiat. Si fieri potest, haec 
clavis sit inaurata cum serica cordula, neque tarnen cum aliis clavibus 
eadem cordula colligetur. 

Ante tabernaculi ostiolum non est collocandum vas florum vel 
simile aliquid, sed poni potest in humiliori et decentiori loco vel a 
lateribus, ne impediat ejus conspectum. Saepius tabernaculum solli- 
cite inspiciatur, ut et munditia conservetur et omne periculum irre- 
verentiae arceatur. 

Ante tabernaculum sanetissimae Eucharistiae semper lumen 
ardeat ob reverentiam tanti sacramenti et ut significetur praesentem 
esse eum, qui lucem inhabitat inaccessibilem, quique mentium uostra- 
rum tenebras illustrat. Ardeat istud lumen sumptibus fabricae, qui 
si non suppetunt, fidelium certe eleemosynis conferri poterunt. 

Denique in eadem ecclesia, nisi necessitas vel evidens utilitas 
aliud quid postulat, uno tantum loco ss. Eucharistia asservanda est. 

2. Ciborium, quod sacras species continet, sit factum et or- 
natura, sicut Eituale Bomanum praescribit, et in tabernaculo semper 
ponatur super Corporale mundum. Decimo quinto quovis die (ad rai- 
nimum semel quovis mense), immo tempore pluvio vel humido etiam 
saepius, quin qualibet dominica ss. particularum sumptio fiat et no- 
varum simul et recentium renovatio et consecratio. Hostiae vero 
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consecrandae reGentes sint, nomüsi a personis piis et religiosis, quae 
ab Qrdinariatu designatae sunt, conficiendae vel emendae. 

Novas consecratas hostias nunquam cum veteribus miscere licet 
nee licet veteres conservatas species superimponere noviter consecratis, 
sed in alia pixide vel vase sunt conservandae, nisi prius distribui vel 
a sacerdote in missa sumi possunt (S. B. C. 3. Sept. 1672. — Cfr. 
Bit. App. p. 21.). 

3. Omnia sacra vasa, quae ss. Eucharistiae inserviunt, si ar- 
gentea, aurea vel inaurata sint, quotannis saltem bis, circa festum 
paschae et s. Michaelis Archangeli intus et foris mundentur et splen- 
dori suo restituantur. Si forsitan propter ecclesiae paupertatem vel 
direptioiuim pericula fuerint stannea, singulis saltem mensibus dili- 
göntissime defricentur (Syn. Päd. P. II. tit. 4. — Cfr. Bit. App. p. 20. 
sub v. Missa.). 

Cap. 25. De hujus ss. Sacramenti exposüiane. Expositio 
bujus augu^tissimi sacramenti semper tali modo et cum tali decentia 
fieri debet, quam tanti mysterii dignitas postulat, et omnia , quae 
per decreta s. Congregationis rituum praescripta sunt , stricte in ea 
observanda sunt. (Cf. Append. Bit. Dioec. de eultu ss. euch, extra 
missam p. 22.). Imprimis parochi fideles curae suae commissis ob- 
secrent et moneant, ut die ipsoruru parochiae pro adoratione perpetua 
praefixa Deum eucharisticum summo adorationis obsequio confiteantur 
et celebrent. Curabunt, ut quavis hora frequens populus aflsit, qui 
Deum praesentem adoret. Hunc in finem omnium parochianorum 
suorum vel saltem^ familiarum, ubi numerosae sunt parochiae, nomina 
uno catalogo comprehensa in singulas diei horas distribuant et hunc 
congruo ecclesiae loco suspendant, ut quisque ex populo videat, qua- 
nam hora et quonam ordine ipsi adorandum sit. Similiter rem in- 
stituant, si in ipsorum ecclesiis comprecationes quadraginta horarum 
coram exposito ss. Sacramento celebrantur. 

Sed ne nimis frequentiore hujus sacramenti expositione reve- 
rehtia et pietas erga hoc mysterium magis tepescat , quam exar- 
descat, eam decretis Concilii Provincialis Coloniensis inhaerentes 
(P. II. c. VI.) certis quibusdam terminis circumscribendam esse duxi- 
mus. Volumus igitur et ordinamus, 

I. ut in ecclesiis parochialibus sive quasi parochialibus inter sum- 
mum saenim missae ss. Sacramentum exponatur atque ante 
et post missam benedictio sacramentalis populo impertiatur 
his sequentibus diebus: 

1. festo immaculatae coneeptionis B. M. V. ; 

2. festo nativitatis Domini; 
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3. festo circumcisionis Domini; 

4. festo Epiphaniae; 

5. festo Purificationis B. M. V. ; 

6. festo Annuntiationis B. M. V. ; 

7. dominica Paschatis et Kesurr. D. N. J. Chr. ; 

8. festo Ascensionis Domini ; 

9. dominica Pentecostes; 

10. festo corporis Domini ; 

11. festo ss. Apostolorum Petri et Pauli; 

12. festo s. Liborii, Dioeceseos patroni ; 

13. festo Assumtionis B. M. V. ; 

14. festo Nativitatis B. M. V. ; 

15. festo omnium Sanctorum ; 

16. festo patroni ecclesiae ; 

17. festo dedicationis ecclesiae; 

18. diebus perpetuae adorationis, die precum tredecim horarum (die 
patrocinii s. Josephi) et die precum quadraginta horarum ; öed 
bis diebus. tantummodo inter missam expositionis et repositiotois 
ss. Sacramenti (ante et post eam), non vero inter alias missas 
benedvctio sacramentalis danda est. 

19. Illis diebus, quibus missa cum expositione Sanctissimi fundata et 
fundatio ab Ordinariatu approbata est. 

Tum permittimus expositionem Sanctissimi inter missam atque 
ante et post eam Benedictionem sacr amentalem: 

1. omnibus diebus infra Octavam solemnitatis ss. Corp. Christi; 

2. omnibus et singulis feriis V. ; 

3. diebus dominicis, quae inter festum Paschatis et festum Ascen- 
sionis Domini inter cid unt, in iis quidem locis, ubi his diebus 
ante summum sacrum theophoricae processiones circum ecclesiam 
ex more institui solent. 

IL Praeter missam Ss. Sacramentum exponi licet in comprecationibus 
sequentibus : 

1. in comprecationibus pomeridianis omnium dieram dominicarum et 
de praeceptb festivarum ; 

2. prima die et postrema die comprecationis mense Majo in honorem 
B. M. Y. habendae; 

3. in comprecationibus vespertinis infra octavam festi Corporis D. 
N. J. Chr., ubi hae instituuntur ; 

4. in comprecationibus sodalitatis de Ss. Sacramento vespere fer. Y. 
hebdomadis majoris, ubi eae instituuntur; 

5. denique in comprecationibus pomeridianis vel vespertinis, quae 
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tempore adventus vel tempore quadragesiraali habeatur, itemque 

in comprecationibus Xaverianis feriis VL in civitate Paderbor- 

nensi babendis, denique in consuetis comprecationibus in honorem 

S. Aloysii in civitate et in dioecesi Paderbornensi habendis. 

Ante has et post has comprecationes benedictio sacramentalis 

danda est intonante sacerdote convenientem stropham hynmi eucha- 

ristici in lingua latina pariterque in hac lingua choro vel populo 

respondente. 

In aliis vero atqne praedictis diebus et comprecationibus imposte- 
rum sine expressa Nostra licentia Ss. Sacramentum exponi non licet 
(Cfr. Bit. App. pag. 25. de Expos, variis.). 

Cap. 26. De processionibus theqphoricis (Cfr. Bit. App. pag. 86 
et 101.). In festo Ss. Corp. Chr. sive per ejus octavam aliisque diebus 
festivis, quibus in singulis parochiis ex more consueto vel de licentia 
et consensu Ordinarii instituantur, professiones tales semper horis 
antemeridianis et qua maxima fieri possit solennitate , decentia, et 
pietate peragendae sunt. Juvat hie in memoriam revocare, quae 
monet de hac eadem re postrema Synodus dioecesana, inquiens hunc 
in modum: »Insüper ad processiones Corporis Christi decorandas juxta 
exemplum eorum, quiingressumDominicum inHierosolymiticamUrbem 
ramis et vestibus suis oblatis honorarutft, omnes viae et plateae, per 
quas sanetissimum Eucharistiae Sacramentum portabitur, mundentur, 
arboribus, ramis, frondibus, floribus, herbis odoriferis, gramine ster- 
nantur, decenter ornentur ecclesiae et parietes viarum tapetibus, 
aulaeis et sacris imaginibus, non autem profanis et variis figuris seu 
indignis ornamentis, et reliqua circa Processiones in Caeremoniali 
Episcoporum ac Bituali Romano seu Processionali seu Pastorali ad 
usum Bomanum aecommodato praescripta aecuratissime serventur.« 

>Deputontur item primarii aliquot viri pro portanda umbella, 
sub qua sacerdos cum sacrosaneto Eucharistiae Sacramento Processionis 
ritu incedat. Quandocunque enim in publicis processionibus sacro- 
saneta Eucharistia circumfertur, id nunquam posthac nisi sub umbella 
fiat, quam Pastores seu Vicepastores in qualibet ecclesia expensis fa- 
bricae vel ex fidelium oblationibus quamprimum sibi comparent.« 
(P. 1. tit. 7.) 

Praeter istaa processiones theophoricas et excepto casu periculi 
profanationis sanetissimum Sacramentum ex ecclesia efferre non licet, 
nisi ut ad aegrotum hoc caelesti pane reficiendum portetur. 

Cap. 27. De gestatione Ss. Sacramenti ad aegrotos (Cfr. Bit. 
pag. 96. et App. pag. 35.). Gestatio Ss. Sacramenti ad aegrotos semper 
publice fiat. SS. Sacramentum oeculte et sine lumine ad aegrotos 
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deferri, non nisi in iis locis licet, quomm incolae plurima ex parte 
acatholici sunt, indeque ibi ab haereticis vel infidelibus periculum 
irreverentiae erga Ss. Sacramenturo vel sacrilegiii timendum est 
In iis vero locis, quorum plurima incolarum pars catholicam religio- 
nem profitetur, Ss. Sacramentum occulte ad aegrotos deferri excepto 
casu necessitatis ex. gr. casn pestis seu luis grassantis, non permit- 
titur. Ceterum omnia, quae pro communione infirmorum in Rituali 
Romano praescripta sunt, stricte observentnr. Etiam illnd denuo 
inculcamus, quod monet postrema Synodus dioecesana, ut >nunquam 
una duntaxat, sed ut minimum duae semper sacrae hostiae ad aegro- 
tum deferantur et unica infirmo exhihita, altera ad ecclesiam eodem 
honore et coraitatu referatur, ne parocho ad ecclesiam redeuute ina- 
nem pixidem populus adoret. Et haec quidem ordinatio plerumque 
observanda est ab omnibus; quod si tarnen vel nimia loci distantia, 
vel itineris temporisve difficultas vel alia justa causa, quo minus id 
praestari possit, circumspecto parocho suaserit, tum eidem licebit eam 
sanctissimae Eacharistiae particulam solam deferre, quam aeger per- 
cepturus est, quo casu tarnen inäne vasculum seu pixidem occulte, 
silente campanula et sine lumine ad ecclesiam referet.« 

Etiam illud alterum, quod eadem synodus monet * 

»Tnter eundum (sacerdos) caveat, ne vanos oculos huc illucque 
conjiciat aut fabuletur , sed caute , reverenter et graviter incedat, 
coelestemque illum, quem manibus gestat, thesaurum fide portet et 
linguam mentemque precando exerceai« (Syn. Päd. P. II. tit. 4.) 

Postremo curatores animarum etiam 

Cap. 28. Visitationen* sanctissimi Sacramenti concionibus, 
catechesibus , privatisque institutionibus fidelibus enixe commendent 
et curent, ut ii, quos pietas vel necessitas impellit, cor suum ad cor 
amantissimi Domini effundere, saltem in urbibus per totum diem eccle- 
siae januas apertas inveniant. Sed et in hoc pietatis studio ftddibus 
suo ipsorum exemplo praeluceant. 

De Ss. Sacramenti um sive de Sacra communione. 

Cap. 29. Fideles ad frequeniem et pium hujus Ss. Sacramenti 
usum adhortandi sunt. Utramque adhortationem et admonitionem 
curatores animarum in sacris suis concionibus et eatechesibus semper 
conjungere debent, et ut fideles frequenter ad sacram communionem 
accedant et ut bene praeparati et cum magna reverentia accedant. 
Docendi enim et monendi sunt, se, si ad hunc fontem vitae spiritualis 
non accedant, vita carere, et si panem coelestem indigne manducent, 
se sibi mortem manducare. Ceterum, ut adnotat Gatechismus Ro- 
manus (P. II. c. IV. qu. 58.), quoties sacra communio iteranda, utrum 
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nempe »singulis mensibus, vel hebdomadis vel diebus id magis expe- 
diat, certa omnibus regnla praescribi non potest.« 

Fideles igitar monendi sunt, ut hac in re prudentium et piorum 
confessariorum suorum judicio se submittant. 

Praeterea parochi fideles saepe, imprimis tempore quadragesi- 
mali, praeeepti ecclesiastici de communione annua et quidem tempore 
paschali reverenter et in ecclesia sua parochiali suscipienda instanter 
commonefaciant, eosque, qui huic gravi et salutari ecclesiae praecepto 
non obtemperent, etiam privatim tarn amanter quam serio moneant 
et, si iterum iterumque moniti non resipiscant, denuncient Episcopo, 
ut de iis, quid opus sit, decernat. 

Gap. 30. Quibusncm personis Sacra communio dispensanda 
sit. Publicis peccatoribus , quales sunt nominatim excommunicati, 
interdicti, manifesteque infames ut meretrices, concubinarii, foenera- 
tores, blasphemi, histriones, turpes comoedias cum mortali repraesen- 
tantes, aüique ejus generis, sacra communio non est administranda, 
priusquam publice poenitentiam egerint vel manifesta conversionis 
indicia exhibuerint. Igitur deneganda est sacra communio concubi- 
nariis publicis, antequam concubinas suas dimiserint, meretricibus, 
antequam ad meliorem frugem redierint, usurariis publicis, nisi usuris 
renunciaverint et injusta lucra restituerint vel de iis restituendis cau- 
tionem dederint, palam inimicitias exercentibus , nisi reipsa pacem 
composuerint vel sese ad reconciliationem debite obtulerint (Syn. Päd. 
P. H. tit. 4.) 

Neque peccatori occutto, occulte si petat communionem, ad- 
ministranda est, dummodo ejus indignitatem minister sacramenti 
aliunde, quam ex confessione sacramentali compertam habeat. 

Occtdto autem peccatori publice petenti communio non est 
deneganda, quemadmodum etiam Dominus noster corpus suum non 
denegavit Judae. 

Pariter communio non est administranda tnidieribus, quae in- 
honeste et impudice vesütae ad sacram mensam accedunt. * 

Amentibus perpetuis, qui a pietatis sensu alieni sunt, hoc al- 
tissimum Sacramentum non est administrandum; iis vero amentibus, 
qui antequam in insäniam inciderint, piam animi voluntatem prae se 
tulerint, in fine vitae Eucharistia administrari licet, dummodo vo- 
mitionis vel alius indignitatis vel incommodi periculum absit. 

Damnatis denique ad mortem de peccatis rite confessis et con- 
tritis sacra communio tanquam viaticum administrari debet tarnen, si 
commode fieri possit, ante diem supplicii, alioquin etiam ipso supplicii 
die, etiamsi non amplius jejuni essent. 
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Cap. 31. Qmd S$. Sacramenium debito heo et tempore ad- 
ministrandum sit. Animarum curatores etiam id attendere debent, 
ut S. Eucharistiam debito loco et debito tempore administrent. Non 
enim cuiquam, ne aegroto quidem, licet sacram commimionem ad- 
ministrare in sacello privato nisi impetrata expressa Ordinarii licentia. 
Presbyteris in presbyterio, fidelibus laicis extra presbyterium sacra 
communio dispensanda est. Neque excepto casu necessitatis sacra 
communio alio tempore administrari debet, quam tempore diurno ab 
aurora usque ad meridiem, neque absque speciali indulto Apostolico in 
ipsa Nativitatis Domini sacratissima nocte. Attamen si multitudo 
poenitentium tanta esset, ut eorum confessiones ante meridiem absolvi 
non possent, rite confessi et jejuni etiam post meridiem ad sacram com- 
munionem admitti liceret. 

Die Parasceves excepto casu necessitatis fidelibus sacra communio 
non est dispensanda. 

Cap. 32. De modo ministrandi sacram communionem. Sacra 
communio ministranda est modo in Eituali Romano descripto (Pag. 93 
et seq.), sive fiat ista ministratio extra missam sive intra missam. 

Quotiescunque sacra communio extra missam finitam administra- 
tur, bursa cum corporali adhibenda est (S. R. C. 27. Febr. 1847), 
et decet, ut sacerdos ipse bursam deferat (S. R. G. 24. Septbr. 1842). 

In missis de requiem, quae in paramentis nigris celebrantur, 
communio non cum particulis praeconsecratis, sed cum particulis in 
iisdem missis consecratis dispensari debet. 

Si sacra communio ante vel post missam de requiem admini- 
stranda est, ministrari non debet in paramentis nigris, sed sacerdos 
ministrans communionem indutun esse debet alba ac desuper stola 
coloris officio illius diei convenientis. 

Orationes consuetae: Misereatur vestri etc., Ecce Agnus Dei etc. 
semper recitandae sunt in lingua latina. 

Non sunt uni communicanti plures particulae dandae; neque 
extra casum necessitatis particulas frangere licet (S. R. C. 16. 
Mart. 1833). 

Denique meminerint presbyteri, qui sacram communionem mi- 
nistrant, se Dominum Dominantium in manibus suis gestare eaque, 
qua par est, pietate et reverentia hanc sacram functionem peragant. 
Breves quaedam instructiones past orales, quae ad eundern 8s. Sacra- 
mertU umm pertinent. 

Iis quae supra de usu vel administratione Ss. Sacramenti Eacharistiae ex- 
posita vel denno ordinata sunt, opportunom videbatur, sobnectere nonnullas quas- 
dam instructiones pastorales, quibus illa partim eo magis illustrentur, partim 
etiam suppleantur. 
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A theologis vehementer exagitata est qnaestio, num commimio corporis 
Christi etiam peteatoribos concedenda sit. Re qoidem per se et in abstracto con- 
siderata omnes theologi consentiont peteatoribos hoc altissimam sacramentam eon- 
cedeDdam dod esse. Recte enim monent, sanetom non esse dandam canibas tan- 
tmnqae sacramentam non esse traetandam indigne. Aeeedit, qood natorali lege 
vetUam est, ne qais ad alterios peecatum cooperetar. Verum qaamqaam minister 
Eacbaristiae divino et natorali qoodam praeeepto prohibetur, qoominns hoc 
aagustissimnm sacramentam dispenset cuiqoam indigno, tarnen hoc praeeeptmn, 
licet praeeepti negativi speciem habeat, revera non est mere negativam, sed 
potias afflrmativam , sdlicet hoc sacramentam pradenter atqae sollerter admini- 
strandi, itaqoe, ot ajunt theologi, »non semper et pro seraper« obligat, sed certis 
qnibosdam conditionibos circomscriptam est. Distingai enim debet, num peecator, 
qui Eucharistiam petat, sit peccator poblicos, an occaltas; deindeqae nam ab eo 
communio publice an oeculte petatur; adhibitaque bac distinetione in praxi stricte 
sequendae sunt hae tres regolae: 

1. occolto peccatori oeculte petenti communio deneganda; 

2. occolto peccatori publice petenti est danda; 

3. publico denique peccatori omnino deneganda est, sive publice petat 
sive oeculte. 

Priusqaam diluddentur prineipia, quibus hae regulae nitantur, breviter ex- 
plicandnm est, quinam srnt peccatores publici, qooniam etiam de hoc ipso nomine 
Inter theologos exorta est controversia. Tractat hanc quaestionem Benedictes XIV. 
in libro suo de synodo dioecesana (Üb. XII. c. XI.), ubi, doctrina Doctoris Angelici 
nixos, monet eos peccatores esse publicos habendos, quorum crimina noseun- 
tur aut per judicis sive laici sive ecclesiastici sententiam, aut per 
propriam confessionem in judicio faetam, aut per evidentiam facti, 
quae nulla tergiversatione celari possit. Neque dabitat eorura opinionem 
rejicere, qui asser ant, neminem publici peccatoris censura notandum aut ab 
euebaristica mensa segregandum esse, praeter eum, quem Jodids sententia taiem 
esse declaraverit, qoippe qoom etiam iile publici peccatoris nomine censeri debeat, 
qui notorie talis sit (publicos usuarius, pubheus coneubinarius , publicus raptor), 
quamvis nee ipse in judido delictum confessus sit, nee soper eo Judex eccle- 
siasticos aut laicos sententiam tolerit. Tales ergo publici peccatores, qui non 
egerint poenitentiam, sive publice sive oeculte communionem petant, a mensa Do* 
mini omnino repellendi sunt. 

I. Prima igitur, quae in praxi observari debet, regula haec est: 
Occolto peccatori oeculte Eucharistiam petenti communio deneganda est. 

Nititur vero haec regula his generalibus prineipiis, ut qoivis sacramentorum 
minister ea fideliter ac prudenter dispensare debeat, ut sanetom denegari debeat 
canibas, ut nemo ad alterius peceatum debeat cooperari. Haec enim prineipia si 
in proposito casu locom non haberent, nunquam locom baberent, neque unqoam 
Ulli peccatori communio deneganda esset, si non esset deneganda peccatori eam 
oeculte (i. e. solo praesente sacerdote sive ministro) petenti, cui sine ullö gravi 
incommodo, sine Ulla injuria, infamia vel aliorom scandalo denegari potest. 
Fuerunt enim Theologi iique minime spernendi, qui hanc regalam restringi vellent 
ad solos eos sacerdotes, qui hanc regulam restringi vellent ad solos eos sacer- 
dotes, qui non tenerentor petenti communionem ex officio eam administrare, 
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parocbos vero ab illa regula eximerent,' quippe quum quivis parochianus jus ha- 
beret a parocho suo coramunionera petendi, parocbus vero non deberet eum jare 
suo privare, itaque ex justitia teneretur, etiam occulte petenti communionem ad« 
ministrare. Sed quam inflrmum sit bujus opinionis fundameotum facile intelligi- 
tur. Nam, ut recte monet Suarezius, minime peccator donec in suo peccati statu 
versatur, jus petendi communionem habet, et »etiamsi,« pergit idem Theologus, 
»ali quo d esset jus peccatoris, tarnen majus jus est Sacramenti sive Christi, ut 
digne tractetur, ne ipsi fiat injuria; et pastor ecclesiae non minus teoetur, ex 
ofßcio suo servare hoc jus illaesum, quam illud; ergo per se loquendo et quando 
non interveniunt extrinseca incommoda, potius est consulendum dignitati et re- 
verentiae sacramenti, quam juri peccatoris. Quocirca haec dispensatio vel dene- 
gatio sacramenti non est consideranda ut actio judicialis vel inflictiva poenae ? sed 
solura ut prudens ac fidelis administralio sacramenti.« Sed multo difficilior ap- 
paret alia, quae de hac materia exorta est, quaestio: scilicet utrum minister 
Eucharistiae possit vel debeat denegare Eucharistiam peccatori occulte petenti, 
etiamsi ejus peccatum per solam confessionem ipsi cognitum sit. Valde haec 
quaestio inter Theologe agitata est, ex utraque parte pugnant Theologi, qui 
maxima in Ecclesia auctoritate pollent et pugnant argumentis maxime ponderosis. 
Qui negative respondent ad hanc quaestionem, ad conflrmandam sententiam suam 
potissimum haec argumenta afferunt. Primo minister Eucharistiae, qui petentis 
communionem peccatum ex sota confessione seit, non seit peccatum ut homo sed 
ut Deus sive ut Dei minister; ergo non potest uti illa scientia ad denegandam 
Eucharistiam homini petenti. 

Secundo sigillum confessionis pbligat non solum respectu aliorum, sed 
etiam respectu ipsiusmet poenitentis, ita quidem ut ipsi crimen in confessione 
revelatum extra confessionem non solum non debeat exprobrare, sed cum ipso 
extra confessionem de facta confessione sine expressa ejus licentia ne colloqui 
quidem debeat. Exprobraret autem, inquiunt, confessarius poenitenti peccatum 
extra confessionem, si non verbis, tarnen re ipsa, si ob solam scientiam con- 
fessionalem ipsi Eucharistiam denegaret. 

Tertio, inquiunt, fleret confessio onerosa, si sacerdos ea extra confessionem 
hunc in modum uteretur. 

Qui ex altera parte stant Theologi sententiam suam hoc potissimum argu- 
mento stabilire conantur, quod dfeunt, denegare communionem peccatori in pro- 
posito casu actum esse potestatis clavium et praeterea nullo modo contra con- 
fessionis sigillum esse. Hanc vero Eucharistiae denegationem actum potestatis 
clavium esse, inde probant, quod potestatj clavium propria sit potestas dignos ad 
communionem admittendi, indignos ab ea repellendi ; illam Eucharistiae denegatio- 
nem non esse contra sigillum confessionis, hoc probant exemplo, quod si sacerdos 
per confessionem sciret, poenitentem habere propositum ipsnmmet oeeidendi et 
iilius gladium apud se. depositum haberet, quamvis postea poenitens illum peteret, 
ipsi licite denegare posset. Sicut enim, inquiunt, hac ensis denegatione in pro- 
posito casu sigillum confessionis non frangitur, ita neque hac denegatione Eucha- 
ristiae sigillum confessionis frangi dicendum est. Ex eo autem, quod hac dene- 
gatione Eucharistiae sigillum non frangatur, colligunt, eam denegationem non 
modo licitam, sed etiam debitam et sanetam esse: licitam esse, quoniam neque 
actio injuriosa sit, neque scandalun? vel infamiam gignat; debitam et sanetam 
esse, quoniam impediat funestissimum sacrilegium. 

Quod huic posteriori sententiae magnum pondus tribuit , est auetoritas s. 

Archiv Ar Xlrdwnxecht. XX. 24 
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Dectoris AngelicL, qui in sent. dfst. 9. art. 5. in responso ad qaintam quaestionem 
haec seribit: „Si sacerdos sciat peccatum alicujas, qui Eucharistiam petit, per con~ 
fessionem vel alio qnolibet modo, distinguendum est: quia aut peccatum est oe- 
cultura, aut manifestum. Si est occullum, aut exigit in occulto aut in manifesto. 
Si in occulto, debet ei denegare, et monere, ne in publiro petat. Si autem in 
manifesto petit, debet ei dare." Eandem sententiam praeter alios etiam celeber- 
rimi illi Tbeologi Suarezius et Vasquezius amplexati sunt. Nibilo tarnen minus 
non dnbitamus cum s. Alpbonso et Benedicto XiV. illam priorem sententiam cautio- 
rem magisqae tutam dicere, quoniam omnia vitari oportet ea, quae poenitentiae 
sacramentum odiosam fidelibus reddere possint. 

Accedit, quod ex decreto Innocentii XI. bodie certam est, confessariam nnilo 
modo scientia confessionali uti debere in gravamen poenitentis. Itaque in praxi 
bodie sequenda est regula, ut minister sacramenti non debeat Eucbaristiam dene- 
gare peccatori etiam occulte petenti, si illius peccatum ex sola ejus confessiotae 
cognoverit. Si vero minister sacramenti petentis peccatum aiiunde, quam ex pec- 
catoris confesswne eompertum habeat, illi Eucbaristiam petenti peccatori, quem 
certo seit in statu peccati mortalie versari. debet quidem denegare, sed 
simul ipsi significare, cognitum sibi esse ejus statum alia ratione, quae cum Sa- 
ffamento poenitentiae nihil commune babeat. 

Sed de peccatore occulto Eucbaristiam occulte petente haec satis dicta sunt. 

II. Altera, quae in dispensando Eucbaristiae sacramento servanda est, re- 
gala, nempe ut peccatori occulto publice petenti hoc sacramentum de- 
negari non debeat, aeque certa esi, atque illa prima regula, quam nuper trac- 
favimus, quoniam ea non solum communi tbeologorum sententia nititnr, sed etiam 
expressis s. Sedis Apostolicae decretis et ipsius Cbristi Judae corpus suum tra- 
dentis exemplo conflrmata est Sed internas quod attinet rationes, quibus Tbeo- 
logi hanc regulam probare conati sunt, non omnes ejusdem sunt roboris, quin 
imo nonnuilis, quae in medium prolatae sunt, non parum difßcultatis inest. Si 
enim erant Tbeologi, qui dicerentr, peccatori occulto publice petenti Eucbaristiam 
denegare perinde esse, atque eum infamare, infamare vero alterum, tanqqam 
intrinsece malum, nunquam, et ne ad evitandum quidem gravissimnm alterius 
peccatum mortale, fieri debere; buic tali argumentationi forsitan opponi possit 
baec argumentatio prorsus contraria: casu proposito ex duobus maus unum ad- 
mittendum est, aut infamandus est proximus aufsacramentum Eucbaristiae indigno 
dispensandum et Cbristo ipsi injuria irroganda; sed minus malum est proximum 
infaraari, quam Christum injuria affici; atqui ex duobus malis minus eligendum 
est, ergo potius est peccator a mensa Domini repellendus, quam Christus injuria 
afficiendus eoque magis boc fieri debet, quod quum peccator inique ad mensam 
domini accedendo solos in culpa sit, aequum est, etiam ipsum solum, non Christum, 
detrimento affici. Accedit, quod, res si accuratius perpenditnr, neque dici potest, 
peccatori, denegando ipsi Eucbaristiam, fieri injuriam ; peccator enim non a sacer- 
dote infamatur, sed ipse se ipsum infamat, nam ipse quodammodo cogit sacer- 
dotem, ut eum tanquam peccatorem manifestet, itaque ejus infamatio a parte 
sacerdotis non est infamatio formalis sed tantum materialis ipsique ad culpam 
minime imputanda» Haec, inquam, forsitan quis illi argumentationi objkere possit 
Neque, ut alia aliorum tbeologorum argumenta praetereamus , ipsius Doctoris An* 
gelici argumentum omni difficultate caret. Is enim ad probandam nostram regu- 
lam (Summ. Theol. p. 3. qu. 80. art. 6.) bis verbis utitur: „Cum enim quilibet 
Christianus ex hoc ipso quod est baptizatus, sit admissus ad dominicam mensam, 
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non potest ei jos säum Colli, nisi pro aliqua eaasa publica." Quae qaidem verba, 
obiter si aecipiuntur, nihil probare videntur, probant autem, si bene explicantur. 
Nihil, inquam, prebare videntur haec verba, si obiter accipiuntur: naraque quaeri 
possit, cor, si etiam peccator Jus habet accedendi ad mensam domini, peccatori 
oeculte petenti bot Jas suum toll! queat; an non forsitan publica indigna Eacha- . 
ristiae petitto et somtio aeque sacrilega Christoque injuriosa actio sit, quam 
occulta. 

Sed omnino probant Doctoris Angelici verba, si recte explicantar. tatet 
enim in verbis ejus: „non potest peccatori jus suum tolli, nisi pro aliqua causa 
publica" haec fere sententia: Omnino Christianus jus accedendi ad coenam Domini 
per peccatum mortale amittit, sed, donec boc ejus peccatam occuttnm manet, 
nondum illod jus amisit in fade ecclesiae, unde sequitur, ut, si non oeculte, 
sed in facie ecclesiae, communionem petit, haec sine injuria ipsi denegari ne- 
qaeat. Namque etiamsi absolute non habeat jus ad mensam Domini accedendi» 
tarnen jus habet, ut ab ea non arceatur nisi debito modo. Sed non est dibitus 
modus, si eum sacerdos ex sda scientia privata repellit, quoniam dispensatio bujus 
sacramenti, quando publice fit, regulari debet non per privatam, sed per puNk 
eam scientiam. - ■ ** 

Inconcussa igitur stat regula , nt peccatori oeculto publice petenti Eucha* 
ristiam haec danda sit, et tantum abest, ut sacerdos ei dando communionem 
peccet, ac si cooperetur ad sacrilegium indignae sumptionis, quam quidem bldtg- 
nam sumtionem tantummodo permittit, quoniam eam moraliter impedire nequit, 
ut potius peccet denegando, quoniam si haec Eucharistiae denegatio publice ex 
privata sacerdotis scientia fieri deberet , inde gravissima sequerentur incommoda, 
nempe scandala aliorum, „quibus," ut recte monet 's. Alphonsus, „si sacerdos 
posset ob crimen oecultum publice communionem negare , forte etiam boni de- 
terrerentur a suseeptione communionis, tiraentes ne propter odium vel impruden- 
tiam a sacerdote ejicerentur." 

Hl. Tertia deniqne regula est, ut peccatori publice etiam publice peteaü 
communionem haec denegari deheat, donec resipuerit et publicam poenttentiam 
sive satisfactionem peregerit. Probatur autem haec regula rationibus tarn internis 
quam externis; probatur rationibus ezternis, nempe communi Theologorum sen-" 
tentia, testimoniis ecclesiae Patrum, decretis complurium conciliorum a saneta sede 
Apostolica approbatis, expressis denique verbis Bitualis Romani; probatur rationi« 
bus internis, quum peccatores publici per scelera sua publica jus suum ad coe- 
nam Domini accedendi non solum oeculte, sed etiam in facie ecclesiae amise- 
rint, quumque iis Eucharistia non solum sine scandalo denegetur, sed etiam cum 
scandalo daretur. 

Sed tres reliquae sunt quaestiones, quae de hac materie exortae et a 
Theologis agitatae sunt. Quum enim peccatores publici dtetingui possint in pecca- 
tores respective publicos et in peccatores absolute publicos (peccatores re- 
spective publici vocantur ü, qui publici sunt comparatione facta ad modum, quo 
petunt Encharistiam i. e. qui cogniti sunt tanquam peccatores iis, coram quibus 
petunt, etiamsi forsitan alits ut tales non cogniti sint; peccatores vero absolute 
publici ii vocantur, qu! juridice de crimine quodam convicti sunt per proprtam 
confessionem vel per sentenüam et declarationem judicis), primum quaeritar, num 
peccatoribus etiam respective publicis deneganda sit communio, deinde num dene- 
ganda sit peccatoribus absolute publicis, etiamsi crimen «orum coguitum non: Sit- 
us, coram quibus cammonionem petunt. Ad utraraqae quaestionem affirmative 

24* 
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respondendum est. Deneganda est communio peccatoribus etiam tantummodo 
respective pablieis, qaoniam iis sine scandalo vel infamia denegari potest et quo- 
niam, si quis hoc in casu dicere vellet crimen eornm oecultum, deberet etiam 
communionis petitionem occaltam dieere, ut tanc secanda regula adhibenda esset, 
seiiieet ut peccatori occulto occulte petenti communio deneganda sie caosaque in 
eodera statu permaneret. Peccatoribus vero absolute publicis etiam tunc com- 
munionem denegandam esse, si eorum crimen ipsis, coram quibus petunt, esset 
incognitum, exinde sequitur, quod hi per illam publicam notitiam omni modo et 
sine ulla restrictione jus amiserunt, communionem publice vel in facie eedesiae 
petendi. 

Tertio denique quaesitum est a Theologis, quaenam poenitentia vel satis- 
factlo a peccatoribus publicis peragenda Sit, ut communio iis lieife administrari 
queat. Respondendum est, debere eos talia conversionis indicia adhibere, ei 
quibus publice ab hominibus cognosci possit eos vere esse conversos, quoniam 
tunc ex eorum publica communione non amplius scandalum exoriri potes. Sint 
vero peccator publicus in articulo mortis versatur, suffleit, ut pro temporis oppor- 
tunitate ac necessitate vel conflteatur, vel Signa contritionls exhibeat, „qaoniam/ 4 
ut recte inquit ceteberrimus Suarezius, „tunc temporis propter periculum et url 
gentem necessitatem non est major diligentia exigenda, quam commode exhiber- 
possit et alioqui de quolibet fldeli praesumendum est, eum in articulo mortis 
facere, quod potest, ut bene se disponat. 44 

De tribus regulis supra propositis haec satis dida sunt 



2. Paitoralis instmetio de communione amentibus vel concedenda fei non 

concedenda. 

Aiia, quae ad administrationem Eucharistiae pertinet, quaestio haec est, 
num etiam usu rationis carentibus hoc sacramentum dispensari possit« Distinguunt 
Theologi toter illos, qui usum rationis nunquam habuerunt atque inter illos, qui 
prius habuerunt. Iis, qui rationis usum nunquam habuerunt, Eucharistiam dis- 
pensare non licet; iis, qui habuerunt et in periculo mortis versantur, Eucharistiam 
dispensare modo licet, modo non licet. Non licet , si impie vixerint et ante mor- 
bum, quo usu rationis privati sunt, Signa contritionls non ediderint; licet, si pie 
vixerint vel ante morbum signa contritiouis ediderint, neque periculum dehonesta- 
tionis Eucharistiae, vomitus, exspuitionis vel alius cujusdam incommodi timendum 
est. Haec est doctrina doctoris Angelici, qui respondens ad quaestionem propo- 
sitam haec scribit: Aut igitur nunquam habuerunt usum rationis, sed 
sie a nativitate permanserunt; et sie talibus non est hoc sacramentum 
exhibendum. quia in eis nullo modo praecessit hujus sacramenti de- 
votio; aut non semper caruerunt usu rationis, et tunc, si prius, 
quando erant compotes suae mentis, apparuit in eis devotio hujus 
sacramenti, debet eis in articulo mortis hoc sacramentum exhiberi, 
nisi forte timeatur periculum vomitus vel exspuitionis (Summ. Theol. 
p. 3. qu. 80. art. 9.). Et haec est etiam communis doctrina omnium Theologo- , 
rum, quae comprobatur etiam auetoritate Catechismi Romani, cujus verba haec 
sunt: Amentibus praeter ea, quia tunc a pietatis sensu alieni sunt, *a- 
cramenta dare mmime oportet, quamquam si, antequam injnsaniam 
indderint, piam animi voluntatem prae se tülerint, licebit eis in flne 
vitae, ex concilii Carthaginensis decreto Eucharistiam administrari. 
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modo vom\tionis vel alteriua indignitatis et incommodi periculum 
nulluni timendum sit (part. 2. eap. 4« narn. 69.)* 

Neqoe desunt huic Theologoram sententiae rationes internae vajde pro* 
bandae. Nam in administratione sacramentorum et inprimis bajas augustissimi 
Eacharistiae sacramenti, semper, quoad fieri potest, haec duo momenta eonjun- 
genda sunt, sacramentorom veneratio et fldelium utilitas. Atqui sacramenti hajos 
veneratio postulat, ut nulli dispensetur, qui eo tndignus praesumi debet, neqoe 
Hll, qui eo dignus qoidem praesumi potest, sed non aceedere potest com aetuali 
devotione, nisi /orte causa gravissima, nempe magna quaedam ntilitas vel neees- 
sitas suadeat. Haec vero causa gravissima adest, si quis in articuio mortis con- 
stitutus est; tunc, si ceteroquin bujus sacramenti perceptione dignus praesumi 
potest, ejus utilitas postulat, ut ipsi sacramentum dispensetur, etiamsi non per- 
cipere possit cum aetuali devotione. Ergo, haec duo momenta, quae in admini- 
stratione S. Eacharistiae conjungi debent, tunc, quoad fieri potest, revera conjun« 
guntur, si quidem usu rationis carentibus per vitae decursum non dispensattfr, 
dispensatur tarnen, si in articuio mortis positi sunt, dummodo hoc sacramento 
non indigni habendi sint i. e. dummodo ple vixerint vel saltem, priusquam in in- 
saniam ineiderint, signa contritionis ediderint. 

Neque dici potest, non referre utrum quis rationis usum habuerit nee ne, 
iilumque qui piius quidem habuerit, nunc vero non amplius habeat, in eadem 
conditione versari eademque ratione traetandum esse, atque eum, qui nunqutm 
habuerit. Namque is, qui nunquam habuit, neque unqoam actualem devotionem 
erga hoc sacramentum habuit, ille vero, qui usum rationis habuit, illam actualem 
devotionem habuit vel habere potuit. Porro is, qui nunquam usum rationis ha- 
buit, etiam a perceptione Eacharistiae prorsus et semper excusatus erat, ille vero, 
qui usum rationis habuit, praeeepto pereipiendi Eucharistiam reapse jam obligatus 
erat, et haec obligatio maxime urget in periculo mortis, unde, si periculum fu- 
turae amentiae suae praevidisset, per Eucharistiae pereeptionem ante morbum 
soum ad mortem se praeparare debuisset et, si salutis suae eupidus erat, etiam 
voluisset, unde in articuio mortis positus dici potest s. communionem saltem in- 
terpretative petere. 

Postremo accedit, quod, ut ait Suarezius, is, qui usum rationis habuit, mor- 
taliter peccare potuit et in amentiam ineidere tantum attritus et .rondum perfecte 
contritus, uqde fleri potest, ut per Eucharistiae pereeptionem efSciatur contritus 
ex opere operato; in illam vero, qui rationis usum nunquam habuit, haec, quam 
modo diximus, utilitas vel necessitas cadere non potest. 

Ex bis omnibus intelligitur, illam communem Theoiogorum de proposita 
quaestione sententiam solidis suis rationibus internis non carere; neque dabitari 
potest, quin ea etiam in praxi sequenda sit. 

3. Pastoralis iastractio da Jejunio natural! ante pereeptionem hijis sanc- 
tlsstml Sacramenti obsertando. 
f. Praeceptam jejunii naturalis ante pereeptionem S. Eucharistiae obser- 
vandi quamvis non sit juris divini, sed juris ecclesiastid, tarnen est et anUqui*- 
simum et convenientUsimum. Non quidem juris divini est, nam neque divi- 
num potitivum, neque divinum naturale est. Non est divinum poritivum, 
nam nee scriptum est nee traditum neque ex historia institutionis hajus Sacra* 
menti repeti potest, imo potius constat, Apostolis non jejunis illa sacratissima 
nocte hoc sacramentum administratum esse. Non est divinum naturale, nam 
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sola excellentfa et dignitas hujus* sacramenti per se illud jejunium non postul&i, 
nfrm si illud per se postularet, neque ApostoHs non jejanis Sacraroentum admin*- 
slrari debuisset. Sed quamquam non divinum, sed ecclesiasticum tarnen, hoc 
yraeceptum est antiquissimum, id quod probant tesümonia antiquissiraoruni patruni, 
quoruro celeberrimum est illud s. Augustini: „Placuit Spiritui Sancto per Apostolos, 
ut in honorem tanü sacramenti in os cbrisliani prius dominicum corpus intraret, 
quam caeteri cibi et ideo per Universum orbem mos iste servatur." Neque desuat 
theologi, qui initia bojus disciplinae, quae praecepit, neminem ad Eucharistiam 
accedere posse, qui jejunus non sit, repetant ab aevo Apostoüco, inter quos sunt 
Cardinalis Bona et Suarezius. 

Verba illa Apostoli 1. Cor. XI. scripta banc sententiam certe non refeliunt. 
Nam quum scribit Apostolus: „Si quis esurit, domi manducet, u agit de recto or- 
dine, qui in conviviis communibus, quae tunc inter fldeles fieri solebant, servari 
deheret; non aütem deeernit, utruin eibus suraendus sit ante an post Eucharistiam* 
Utcunque vero nie locus intelligatur, nemo tarnen, ut recte monet Benedictus XIV., 
qui sapiat, inficiabitur, jam tum ab antiquissima aetate invaluisse consuetudinem 
ministrandi jejunis Eucharistiam, etsi definitum originis tempus adhuc sit in- 
compertum. 

Etiam convenientissimum est hoc praeceplum, quod ob has tres potis- 
simum rationes datum est: primum propter reverentiam hujus sacramenti et ut 
ßdeles assuescant discernere inter hunc sacrum eibum et alios communes; deinde 
propter spiritualem significalionem , ut indicetur fldelibus debere esse Christum 
primum ac primarium eorum eibum; terlio ad vitanda pericula vomitus vei alte* 
rtas irre verenüae , et ut mens liberior sit et expeditior ad traetandas res spiri- 
tuales et divinas. Unde recte dicit Augustinus, nonnisi instinciu Spiritus sanctl 
hane consuetudinem et legem ab ecclesia introduetam esse, et communis est theo- 
logorura sententia, hanc legem non solum obligare sub gravi peccato, sed neque 
In ejus transgressione dari parvitalern materiae, ita ut qui post quamconque 
mmimam cibi vel potus partem communicare audeat, peccati mortalis reus flat. 
Quam communem tbeologorum sententiam probat consuetudo Ecclesiae et com- 
munis consensus omnium fidelium. Et rationem hujus sententiae hanc affert 
Smezius : Quia bic non est levitas materiae in proprio actu, in quem cadit prohi- 
bitio* non enim*>hic prohibetur eibus vei potus, sed prohibetur communio post 
eibum vel potum; hoc autem praeeeptum simpliciter violatur in suo actu prin- 
zipal^ etiamsi jejunium in parva materia solutum sit. 

II. Postulat lex ecclesiastica, ut intra eundem diem ab initio diei naturalis 
i. e. a media ttocte asque ad tempus communionis observetur jejunium naturale. 
Jtjuntain vero naturale a jejunio ecclesiae, quod ad carnis macerationem institui- 
(ur, bac ratione distinguitur, ut postulet abstinentiam ab omni eibo et potu; ita 
ut post sumtionem eujuseunque cibi vel potus, etiam medicinae, in quantum- 
efflKfüe parva ^uaatftate, Eucharistie absque peccato mortali pereipi non possit. 
Nee refert, inquit S. Thomas, utfum aliquid bujusmodi nutriat vel non nutriat aut 
per se aut cum aliisdummodo sumatur per modum cibi vel potus; sin vero illud, 
quod aumitur, non sumitur per modum cibi vel potus, jejunium naturale non 
frangit. Itaque si quis transglutiret sanguinem vel alium humorem ex capite vel 
gjngivis in ?s descendentem , si diei non posset hoc jejunium frangere, quoniam 
ilhid non sumeretur per modum cibi vel potus. Unde S. Thomas hanc generalem 
Uradit regulam, ut quidquid ab i&trinseco proveniat et ore non sumatur ab ex- 
ttfiseco, jejunium naturale non tollat. 
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Sed quamquam haec generalis regula eertissima est et recepta abomnibus 
Theologis, tarnen de nonnullis casibus specialibos rursus dabiae quaestiones exortae 
sunt. Ita primom quaeritur, numne frangatur jejunium naturale deglutiendo reli- 
qaias cibi, quae ex comestione diel praecedentis forte in ore remanserint. Suare- 
zius respondet negative: „nam licet," inquit, „postea trajiciantur, non solvitnr 
lejuniuni, quia neque censentur surai per modum cibi et potas, sed per modam 
salivae, nee censentar venire ab extrinseco, sed ab intrinseco, ac denique cen- 
sentur pertinere ad comestionem, quae praeeedente die praecessit." Et buic 
Suarezli sententiae etiam congruere videtur rubrica misa. de defect. disp. eorp. S. 
ubi haec verba leguntur: „Si reliquiae cibi remanentes in ore transglutiantur, 
non impediunt communionem, cum non transglutiantur per modum cibi, sed per 
modum salivae." Sed rectius a S. Thoma et S. Alphonso distinguitur, utrum bae 
reliquiae transglutiantur casualiter an ex industria; et ab iisdem respondetur: si 
casualiter transglutiuntur, non impediunt communionem; si ex industria, impediunt; 
„quia," inquit S. Alpbonsus, „hujusmodi reliquiarum transjeetio, cum ex indu« 
Stria fit, videtur nova comestio;" indeque censet etiam in praxi sequendam esse 
hanc Benedict! XIV. sententiam nempe, „quod reliquiae a dentibus divulsae, quae 
sensibiliter in lingua pereipiuntur, equidem sunt exspuendae, non vero est obli- 
gatio adhibendi diligentiam ad reliquias illas ex dentibus extrahendas, etiamsi 
praevideantur deglutiendae, si non extrahantur et cum saliva deglutiantur: alias 
enim baec obligatio esset innumeris scrupulis et perplexitatibus obnoxia, ad quod 
certe non praesumitur ecciesia voluisse obligare." 

Idem dicendum est de reliquiis aquae vel vini, quibus ante communionem 
os abluitur et quae miscentur salivae. Jejunium naturale non frangunt, si non 
ex industria deglutiuntur, „dummodo non, 44 ut ait S. Thoraas, „trajiciantur in 
magna quantitate, sed permixtae salivae, quod vitari non potest. 44 Frangunt je- 
junium, si deglutiuntur ex industria. Haec certe est communis Theologorum sen» 
tentia, cui concordant etiam verba rubricae (de def. disp. corp. 3.): Idem dicen- 
dum, si, lavando os, deglutiatur stiila aquae, praeter intentionem. 

III. Quamquam praeeeptum jejunii naturalis ante pereeptionem Eucha- 
ristiae observandi gravissimum est, tarnen, quum non sit praeeeptum legis natu- 
ralis, aliquando fieri potest, ut non obliget, idque ex duabus rationibus, quarum 
una spectat ad neceseitatem hominis, altera ad reverentiam ipsius Sa- 
cramenti. 

Propter necessitatem hominis non obligat , si quis Eucbaristiam pereipiat in 
modum viatici, id quod jam supra exposuimus. Sed exorta est quaestio, numne 
liceat etiam sacerdoti non jejuno celebrare ad confleiendum et administrandum 
viatienm. Et ad hanc quaestionem alii respondenf affirmative , alii negative. Qui 
affirmative respondent, nituntur bis doobus potissimum argumentis. Primo, quod 
praeeeptum communionis in articulo mortis pereipiendae praeeeptum divinum 
Sit, quod debeat praeferri praeeepto ecclesiastico , ita ut sicut aegrotus non 
jejunus, non obstante jejunio eedesiastico , in articulo mortis Eucharistiam licite 
possit et debeat pereipere, sie etiam pariter non obstante praeeepto eedesiastico, 
ecclesiae. minister non jejunus Eucharistiam ad viatlcum aegroto administrandum 
licite possit et debeat conficere. 

Alterum argumentum est, quod propter similem proximi necessitatem sa- 
cerdoa, peccati mortalis sibi conscius, possit Eucharistiam non praemissa con- 
fessione conficere; ergo, inquiunt, multo magis sacerdos potest Eucbaristiam con- 
ficere non aervato jejunio, quippe quum obligatio communioni praemittendi con- 
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fessionem exoriatur ex jare divino, haec vero obligatio praemittendi jejunii exo- 
riatur ex jure ecclesiastico. 

Qai negative respondent, in medium proferunt hoc argumentum, quod sa. 
crarnentum Eacbaristiae sicut majoris dignitatis, ita minoris sit necessitatis hancque 
ob causam major ratio habenda sit reverentiae sacramenti, quam proximi rieces- 
sitatis, quippe quae non sit necessitas medü, sed tantummodo praecepti. El quod 
iila sententiae contrariae argumenta attinet, ad primum respondent, non semper 
valere regulam, esse praeferendum praereptum divinum praecepto ecclesiastico, 
sed secundum rerum condhionem modo praeceptum divinum, modo praeceptnm 
ecclesiasticum strictius obligare. Si vero aegrotus non jejunus licite Eucharistiam 
percipere possit, inde non sequi, quod eliam sacerdos non jejunus ad viaticum 
ipsi administrandum Eucharistiam licite possit conficere quippe quum utriusque 
non eadem ratio sit. 

Ad alterum argumentum respondent, quod confessio non propter se prae- 
cipiatur, sed tanquam medium ad jostiflcationem, quae sit dispositio necessaria ad 
Eucharistiam percipiendam ; deficiente autem illo medio possit sacerdos per con- 
tritionem se disponere, et sie obicem removere; sed homo non jejunus quum 
obicem violati jejunii non amplius possit removere, neque evitare possit irreveren- 
tiam, und« non debeat Eucharistiam conficere. 

Quaesüonis momentis omnibus pensitatis, eorum sententia, qui negative 
respondent, apparet probabilior, est etiam sententia communis et usu ecclesiae 
reeepta, indeque in praxi sequenda est, nisi forte, ut admonet S, Alphonsus, 
viaticum administrandum esset moribundo, „qui non possit sacramento poeniten- 
tiae vel extremae unetionis munirl, nam eo casu Eucharistia poterit esse sacra- 
mentum necessitatis, ut ille ex attrito öat contritus." 

Altera ratio, ex qua jejunii naturalis praeceptum non obligat, reverentia 
sacramenti est. Nam quum jejunium naturale ad reverentiam sacramenti insti- 
hrtum sit, sequitur, ut obligare nequeat in hujus ipsios reverentiae detrimentum. 
Sed enumerantur a Theologis tres potissimum casus, quibus evenire possit ut 
propter reverentiam sacramenti illud praeceptum obligare cesset. 

Primus est, si aliter non posset perfici sacrificium. Nam non perflei 
sacrificium, quod s. Thomas „immane sacrilegium" dicit, reverentiae sacra- 
menti quam maxime repugnat. Si igitur aeeidit, ut sacerdos pro vino aquam 
calici infuderit idque non prius ad vertat, quam postquam sumserit, ne sacrificium 
imperfectum maneat, iterum vel utramque speciem vel saltem sanguinem conficere 
et sumere debet. Itemque si quis post consecrationem saltem alterius speciei 
recordaretur, se non amplius jejunum esse, sive absque rulpa sua sive cum culpa 
sua jejuniam naturale ante missam fregerit; deberet, quamquam non jejunus, 
sacrificium perficere et communionem sumere, sed si jejunium naturale ante mis- 
sam eulpabiliter fregerit, ipsi, ne indigne sumeret, ante communionem de boc 
peccato actus contritionis eiieiendus esset. Si recordaretur ante consecrationem, 
se non amplius jejunum esse, e sententia S. Tbomae tutius esset „missam in- 
coeptam deserere nisi grave scandalum timeretur." Sed censet S. Alphonsus, 
scandalum semper timeri posse, „nisi celebrans sit notae aut saltem praesumtae 
probitatis." Ob eandem rationem si quis sacerdos ob subitaneam mortem vel 
gravem infirmitatem incoepta jam cousecratione sacrificium noa posset perficere, 
deberet, ut ait S. Thomas, „missae celebritas per alium sacerdotem expleri," 
etiamsi is non amplius esset jejunus. Nam quod personae non eaedem sed di- 
versae sint, nihil refert, quoniam, ut inquiunt Patres concilii Toletani VII. (decr. 7. 
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qu. 1* tan. 2.) „cum simus omnes unum in Christo, nihil contrarium diversitas 
personarum format, uhi efficaciam prosperitatis unitas fldei repraesentat." 

Alter casus est, si sacerdoti somendae sunt sacriflcii reliquiae, quae 
quidem reliqaiarum sumtio, quamquam vera hu jus sacramenli communio est, 
tarnen non est nova quaedam communio, sed totius sacriflcii peragendique in ee 
convivii quasi complementum. Kon refert, num minusculae ah majusculae sint 
hae reliqujae, dummodo sint eodem sacro consecratae et dnmmodo sacriflcium 
Ipsum non sit omnibns partibus suis plane absolutum. Nam alterius sacriflcii 
particulas, quae forte in ciborio asservatae sunt, post ablutionem caiicis sumere 
non licet; neque licet sacerdoti, si sacriflcio plane absoluto ab altari jam reces- 
serit, peracti sacriflcii reliquias sumere, nisi forte, ut ait S. Aiphonsus, „aliud 
suadeat periculum indecentiae v. g. si plures missae eodem die istic futurae non 
essent et sacramentum asservari non soleret, tunc enim minore irreverentia su- 
meret, quam asservaret." 

Ob similem rationem licet sacerdoti, si quae particula hostiae consecratae 
quae sanguini erat mixta, calici post sanguinis sumtionem adhaereat, ad purifican- 
dum calicem vinum infundere et ita sumere, etiamsi accidat, ut prius aliquid vini 
deglutiat, quinimo si hausto hoc vino lila particula calici adhuc adhaereat, ei licet 
iterum iterumque vinum inrundere et sumere, donec hostiae particulam sumserit. 
Neque minus licet tarn sacerdoti celebranti, quam laico communicanti si accidat, 
ut particula hostiae ori ita adhaerescat, ut trajicere nequeat, vinum vel aquam 
sumere, semei et iterum, donec illa particula trajiciatur. 

Tertius denique casus est, si sumendum est sacramentum, ut evitetur pe- 
riculum gravis cujusdam irreverentiae vel dehonestationis, exempli causa com- 
bustionis vel injuriosae et sacrilegae per haereticos vel infideles tractationis. 



4. Pastoralis instructio de dispensatione S. Eucharistiae per modum 

viatici. 

Cunctos hujus Dioeceseos animarum curatores in Domino adhortamur, ut 
omnem sollertiam et sollicitudinem adhibeant, ne quis ex grege ipsis commisso 
sine Sanctissimi Christi corporis viatico ex hac vita discedat. Quam gravem enim 
et quam horribiiem colpam ü sibi contrahant, qui in obeunda hac muneris pasto- 
ralis parte negligentes sint, tarn est perspicuum, ut plura verba facere opus 
non sit. 

Modernus etiam tarn benevole quam severe omnes presbyteros curatos, ut 
ad eos quoque aegrotos, qui, quamquam viatico jam refecti, iteratis vicibus 
Eucharistiam percipere cupiunt, eam iteratis vicibus deferant. Quoniam vero 
aegroti a naturali jejunio nonnisi tunc excusantur, si Eucharistiam per modum 
viatici percipiunt, iis, qui perseverante eodem morbo, postquam viatico jam 
muniti sunt, iterum Eucharistiam percipere cupiunt, sed propter aegritudinem 
suam naturale jejumum sine molestia servare non possunt, Eucbaristia non irt 
consneta forma, sed iterum per modum viatici administranda est. Posse enim 
aegrotis in eodem morbo, et non solum, si supervenit novum vitae periculum, 
sed etiam si morbus in eodem statu permanet, saepius dari viaticum, communior 
est Theologorum sententia; eamque comprobans Benedtctus XIV. in opere suo 
saepius laudato baecce verba addidit: »Episcopus insinuet parochis posse et de* 
bere viaticum in eadem infirmitate iterum ac tertio administrari , praesertim si 
aegrotus exposcit; et si velit, poenam. decernat in parochos, qui post plurimnm 
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temporis ad eondem infirmum devote efflagitantem fatsis qaibusdam et erneu* 
dicatis praetextibus denoo deferre obstinate detrectant. 44 

Non qaidem ignoramus, dlssentire Theologos in deflniendo temporis spatio, 
quod intercedere debeat, nt intra eondem morbom iteram non jejuno Eucha- 
ristia administrari possit, quam alii brevius, alii longios temporis intervalluni 
poslnlent; neqtie hobis in mentem venU, hanc controversiam hoc loco dirimere; 
sed si S. Alpbonsom sequi volnmos — eumqae semper sequi licet sfce periculo 
aberrandi a mente ecclesiae — ejus de re proposfta verba baec sunt: „Comma- 
nfor sententia censet, distare debere (sei!, unam commonionem ab aiia) octo 
diebos eirciter, sed non improbabiliter (alii) diennt, qaod inftrmus, assuetas sae- 
pias ex devotione communirare, bene possit altero die suseipere commanionem 
non jejunus." 

Quidquid vero de bac.re statoatur, boc certum est, aegroto non jejuno 
Eacbaristiam tantummodo per modum viatici administrari posse, et non solum 
Heere aegroto iteram et tertio viaticum dare, sed hanc usum etiam pium, ntilem 
ae laudabilem esse. Ille vero aegrotos, qui, viatico jam munitas, Eacbaristiam ex 
devotione pereipere desiderat et naturale jejunium sine molestia servare potest, 
boc etiam servare debet, eique tunc Eacbaristiam etiam in forma consoeta *d- 
ministrare licet. 

5. Pastoralis iistmctio de praeeepto divino sumendi viatici. 

Iis, quae de administrando viatico exposuiraus, non abs re erit aliam, qaae 
ad eandem materiem pertinet, quaestionem controversam adnectere. Non enim a 
Tbeologorum quoquam dubitatur, esse praeeeptum divinum, ut fldeles in mortis 
periculo Ss. Eucbaristia tarn quam viatico sese ad transitum in alteram vitam con- 
fortent, sed dubitatur, utrum hoc praeeeptum etiam cum expressa intentione 
Eucharistiam tanquam viaticum sumendi impleri debeat, an vero suflQciat, etiam 
absque illa intentione, ante discessum ex hac vita eibum illum coelestem perei- 
pere. Si ad implendum divinum iliud praeeeptum expressa illa intentio neces- 
saria non est, sequitur, ut is ; qui paucis diebus antea, quam periculoso morbo 
correptus sit, ex devotione Eucharistiam sumserit, eo ipso Uli divino praeeepto 
satisfecerit; sin vero etiam expressa itia intentio necessaria est, sequitur, ut licet 
hesterna die s. communione refectus, hodie, repentino mortis periculo oppressas, 
Eacbaristiam Herum et quidem in modum viatici sumere debeam, quin imo at 
debeam eadem die repetere communionem, etiamsi mane ejusdem diel ex sola 
devotione Eucharistiam pereeperim. Est, inquam, controversa haec quaestio. Ex 
una parte stat Suarezius cum permultis iisque gravissimis Theologis, qui existimant, 
illius praeeepti finem nullum alium esse quam ut nos pane coeiesti refecti eo 
fortius resistere valeamus adversario nostro, qui tunc vehementius omnes suae 
versutiae nervös intendat ad perdendos nos penitus, quam impendere nobis exitam 
vitae prospiciat. Hanc vero flnem censent etiam eum assequi, qui, quamquam de 
imminente sibi morte non cogitans vel sine intentione sumendi Eucharistiam tan- 
quam viaticum, paulo ante morbum et mprtem suam ex sola devotione S. Eucha- 
ristiae sacramentum pereeperit. Addunt etiam quod, qui paulo antea quam re- 
pentino morbo corriperetur, ex devotione S. Eucharistiam pereeperit, habuerit 
certe intentipnem virtualem et implicitam, Eucharistiam in modum viatici sumendi, 
quippe quam unusqaisque in suis actibas existimandus sit habere intentionera 
virtualem et implicitam, implendi omnem Obligationen!, quam possit et debeat 
toupiere, etiamsi forsitan eam ignoret, iUque etiam ille fldelis si tone, quam 
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Euthartettatii perceperit, immanentem sibi mortem cognovisaet, Eucbaristiam per 
modum viatici sumere volnisset. Ii vero Tbeologi, qui adstlpnlantur sententiat 
contrariae, argumentantur, sacrorum conciliorom decreta ac somroorum Pontificum 
constitutiones fideles in Universum ad sumendum vialicum obMgare, at vero eos 
fidelea, qul Eucbaristiam ex sola devotione et absque ilta intentionesese ad mor- 
tem praeparandi pereipiant, sensu proprio non sumere viaticum, ergo superveniente 
mortis periculo iis communionem per modum viatici repetendam esse, etiamsi 
pridie ejus diei, qua repentino morbo correpti sint, Eucbaristiam ex devotione 
pereepissent. Huc accedere dieunt, qood baec obligatio sumendi viaticum tarn 
propria sit illius temporis, quo tale mortis perieuium revera exstet, ut tunc, 
quum periculura mortis nondum adesset, per communionem ex devotione peraetam 
nondum impleri potuerit. Harum duarum sententiarum quamvis neutra ab eede* 
sia improbata sit, tarnen S. Alphonsus non dubitat banc posteriorem probabiliorem 
dicere, Yerba ejus baec sunt: „Hoc divin/um mandatum (scilicet sumendi 
viaticum) ex interpretatione ecclesiae praecise obligat instante peri- 
culo mortis, ut contra ho st es hoc divino praesidio muniamur; ergo 
non impletur per communionem ex devotione suseeptami sicut enim 
non potest satisfieri debito priusquam contrahatur, ita nee sattsfieri 
praeeepto antequam ejus urget obligatio. Nee obstat dicere, quod qui 
paulo ante communicarit, jam sufficienter se munierit, unde jam sa- 
tisfecit fini praecepti f nam si hoc valeret, qui pridie Palmarum com* 
municasset, nee teneretur ad communionem paschalem, sed hoc nemo 
dicet" Quodsi baec sententia ex una parte probabilior est, ex altera parte est 
tutior longiusque a peccandi periculo removet. Quapropter, etiamsi propositant 
controversiam dirimere Nobis non veniat in mentem, düectos Fratres Nostros in 
Domino bortamur, ut illara sententiam in praxi sequantur, ac commissos sibi 
fideles imminente iis morte propensos reddant ad Eucbaristiam in modum viatici 
pereipiendam, etiamsi pridie ejus diei, qua repentino morbo corripiantur, bene 
valentes ex sola devotione Eucbaristiam pereeperint. 

Attamen aliter res sese babet, si quis eadem die, qua ex devotione Eucba- 
ristiam pereeperit, inopinato in praesentissimum mortis perieuium ineidat. Tractat 
banc quaestionem Benedictus XIV. in aureo suo de synodo dioecesana iibro, ubi 
tres diversas de bac quaestione Tbeologorum sententias enumerat. Sunt enim 
permulti iique magni nominis Tbeologi, qui doceant , eum quoque, qui eadem die, 
qua corporis infirmitate nondum laborans et de morte sua non cogitans, Eucba- 
ristiam ex sola devotione pereeperit, inopinato in mortis perieuium ineidat, teneri 
Eucbaristiam denuo tanquam viaticum sumere, ut divino Uli praeeepto, quod mane 
ejus diei, ubi communieaverit, nondum urgeret, scilicet sumendi in articulo mortis 
Eucbaristiam, rite satisfaciat. Altera Tbeologorum pars illum fidelem contendit in 
boc rerum eventu ad repetendam eadem die communionem non solum non teneri, 
sed etiam non debere repetere; non teneri, quippe quum Uli divino praeeepto 
communione eadem die peraeta veluti praevia quadam solutione satisfecerit, non 
debere , quippe quum nemini nisi ex gravissimis causis celebranti presbytero 
eadem die bis Eucbaristiam pereipere liceat. 

Tertia denique pars Tbeologorum contendit, iilum fidelem posse quidem, si 
velit, denuo eadem die Eucbaristiam per modum viatici pereipere, nullo tarnen 
praeeepto ad id faciendum teneri. Benedictus XIV. ipse a dirimenda bac contro- 
versia se abstinet atque singulorum pareeberum relinquit arbitrio, eam sententiam 
amplecti et in praxi sequi, quae ipsis magis arriserit. Aliter vero S. Alpbonaui, 
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qui distingui volait inier morbutn naturalem, et morbum violentum. ~ Si 
quis morbo natural!, exempli causa apoplexia correptos in pericolom mortis ind- 
dat, ei dicit cotnnranionem eadem die repetendam non esse; sin quis morbo 
violento exempli causa lethali volnere pereussus indeqae in praesentissimo mortis 
pericalo positus sit, ab eo dicit commnnionem eadem die repeti non solom pösse, 
sed etiam debere. Haee & Aipbonsi sententia, quam in praxi sine scrupnlo 
sequi licet, bae nititur ratione, quod morbus naturalis certe in eausis suis jam 
prius in bomine lateret, iraque si quis bujus morbi causam in se latentem gerens 
mane ejusdem diei qua boc morbo correptos in mortis periculum incidat, Eucha- 
ristiaro perceperit, certe moraliter dici possit in pericalo mortis Eucbaristiam 
sumsisse, quod non item dici queat de eo, qui eadem die, qua communicaverit, 
morbo violento corripiatur. 

ft. PaitoralU iistructio de sumendl S. Eucbaristiam praecepto et divino 

et oecleslaatico. 

1. Praeceptum sumendl S. Eucbaristiam quod attinet, est et divinum 
et ecclesiasticum. Nam Christus Ulis suis verbis: nisi manducaveritis car- 
nem Filii hominis et biberitis ejus sangumem, non habebitis vitam in 
vobis, non tantummodo consilium sed strietum praeceptum enuntiavisse , per se 
patet recteque Theologi colligunt, quamvis boc praeceptum per se non possit dici 
naturale, tarnen supposita institutione bujus sacramenti flne et fructu atque ex 
altera parte hominis fragilitate necessario et quasi natnraliter ex tali institutione 
sequi. Sed quando et quoties hoc praeceptum ex vi soHus Joris divini obliget, 
Theologi valde inter se dissentiunt. Non est bujus loci, banc quaestionem con- 
trove rsam novo examini subjicere, sed non abs re erit, ea, quae de frequenti usu * 
Eucbaristiae vere diel possunt, hie pro directoribus animarum paucis verbis ex- 
plicare. Sunt enim haec tria. Primum, nullom Eucbaristiae usain (loquimur de 
communione laicorum) propter solam frequenttam jure divino prohibitum esse. 
Hoc per se patet. Nam firequentissimus Eucbaristiae usus est usus quotidianus, 
nee hune jure divino prohibitum esse nemo dubitat. 

Alterum- est, consullius esse, frequentius communicare quam rarius, et 
actu ipso per se considerato seu (ut inquiunt Theologi) ex genere suo, direc- 
tores animarum magig in frequentiam communionis quam in raritatem inclinare 
oportet. Ita sentiunt fere omnes Theologi Scholastici (Thomas Aquinas, Bona- 
ventura, alii) ; ita sentiunt S. Patres, inter alios S. Augustinus , qui „non praefert 
eum, qui ex reverentia abstinet, ei, qui ex devotione quotidie communicat;" ita 
colligi debet ex verbis S. Concilii Tridentini, quod optafc, ut in singulis missis 
fldeles astantes communicent, ita denique suadent rationes intemae, quae peracute 
indicat his verbis Suarezius: „Primo, inquit, quia communicare digne per se 
bonum est, abstinere vero solum bonum est per aeeidens, vel ex defectu dispo- 
sitfcmis vel ut homo ad reverentiam excitetur; sed bonum per se praeferendom 
ex genere suo est bono per aeeidens. Secundo , quia frequenter accedere est 
ex propensione charitatis, differre autem aut est ex negligentia aut ex timore, 
sed per se loquendo melius est ex cbaritate operari, quam ex timore, ergo. 
TerHo, quia, qui communicat, caeteris paribus excedit alium (qui non commu- 
nicat) in fructu sacramenti ex opere operato, potest autem in aliis esse aequaiitas, 
quia voluntas eommunicandi digne ex se non est minus bona et meritoria, quam 
affectus abstinendi etiam ex reverentia , ergo ex suo genere illud est eligibilios. 
Quarto, quia, si propter aliquid est interdum probanda abstinentia hujus rib), 
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maxime propter conservandam vel c oneipiendam reverentiam vel devotionem, sed 
ad hoc ipsum non minus juvat ipse ff equens usus , si prudenter flat et medloeri 
diligentia adbibita; nam ut bona corsuetudo Juvat ad similes actus melius exer- 
cendos et efflcacia etiam sacramenti multum confert; ergo sünpliciter et generatim 
loquendo favendum est potius frequentiae quam dilationi." 

Tertium denique est, quod, quamvis una regula non possit uniformiter 
omnibus applicari, sed pro diyersitate statuum ac morum uni communio frequen- 
tior magis conveniat, quam alteri, exempli causa continentibus magis quam con- 
jugatis, religiosis magis quam laicis (quae quidem res prudenti confessarii jadlclo 
prorsus relinquenda est): tarnen raro est alicui consulendum, ut ordinaria con- 
soetudine frequentius, quam octava quaque die communicet. Ita sentiunt gravis- 
simae auctoritatis Theologi, ita prudentissfmi quique et expertissimi in bac ma- 
terie viri, ita suadet communis fere in ecclesia usus, et suadent etiam perspicuae 
rationes internae, quoniam tot sunt bumanae vitae negotia et impeqjunenta , quae 
et animum distrabunt et tempus occupant, ut regulariter bomines cum debita 
dispositione frequentius accedere non possint, possint tarnen si timoratae consci- 
entiäe et bonae voluntatis sunt, regulariter in bebdomade certe semeL 

II. Praeceptum communionis ecclesiasticum nemo ignorat bis concilii 
Later. IV. verbis contineri: Omnis utriusque sexus fidelis, postquam ad 
annos discretionis pervenerit, semel sattem in anno confiteatur, msci- 
piens reverenter ad minus vn Pascha EucharisUae sacramentum, nisi 
forte de proprii sacerdoüs concilio ob aliquam rationabilem causam 
ad tempus ab ejusmodi susceptione duxerit abstinendum; alioquin et 
vivens ab ingressu ecclesiae arceatur et moriens christiana careat 
sepultura. De boc igitur praecepto ecclesiastico breviter baec annotanda videntur. 

J. Afflxum est hoc praeceptum tempori Pascbatis i. e. tempori pascbali 
(quod, quamquam ex deciaratione Eugenii IV. in bulia: „flde digna u a Do* 
rainica Paimarum usque ad Dominicam in Albis extenditur, tarnen ex consoetudine 
vel necessitate in diversis dioecesibus etiam longius protrabi solet) in eoque 
differt a praecepto annuae confessionis , quod tempori pascbali affixum non est, 
quamquam , ut ait Goncilium Tridentinum, in universa ecclesia cum ingenti 
fidelium fructu observatur mos ille salutaris confitendi sacro illo et 
maxime acceptabüi tempore QuadragesUnae. 

2. Quamvis verba hujus praecepti omnino loquantur de omnibus fldelHras, 
qui ad annos discretionis pervenerint, tarnen communi ecclesiae usu baec verba 
ita declarantur, ut non statim, quando quis ad usum rationis pervenerit et peccati 

, mortalis indeque obligationis confitendi capax fuerit, hoc praecepto communionis 
obligetur, sed ut possit quis per aliquod tempus vel etiam per aliquot annos prius 
ad confitendum quam ad communionem obligari idque propter majorem hujus 
sacramenti reverentiam et ampiiorem ex eo percipiendum fructum. Neque dici 
potest#stricte inde a decimo aetatis anno fidelem boc praecepto obligari, sed 
potius cum plerisque Theologis censendum est, magis a cujusque maturitate et 
capacitate, quam a numero aetatis annorum pendere, quando quis4ioc praecepto 
obligari ineipiat, regulariter contineri a decimo usque ad decimum qnartum 
aetatis annum, quoniam, ut ait Suarezius, „moraliter loquendo neque ante deci- 
mum incipit, neque ultra decimum quartum differtur haec obligatio." 

3. Communio pascbalis fleri debet in ecclesia parochiali neque satisfacit 
praecepto ecclesiastico, qui sine pastoris sul vel Episcopi seu ejus Vicarii Generalis 
consensu extra ecclesiam suam paYOGhialem communicat. . Eximuntur tarnen 
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peregrtai et vagi, qai vel parochiam non habent vel per teropas pascbale ab 
ea absunt. 

4. Per communionem indignam sive sacrilegam praecepto eeclesiastico non 
satisfit. Nam ecclesia praecipit, ut sacramentum Eacharistiae reverenler susci- 
piatur, et vox reverenter non solum, ut asseruerunt nonnulli Tbeologi, intelli- 
genda est de reverentia exteriori (de qua sola ecclesia judicare possit), sed 
etiam de reverentia interiori. Neqüe non propositiö illa: praecepto com- 
munionis annuae saHsfleH per sacrilegam Dbmini manducationern 
a S. Sede Apostolica condemnata est. 

5. Non qnidem est certa, sed tarnen communior Theologorum sententia, 
eum, qai communionem pascbalem omiserit, teneri eodem anno Eacharistiae sa- 
cramentum suscipere, quippe quum praecepto communionis pascbalis duo praecepta 
contineantur, unam praeceptum communionis paschalis, quod tempore paschali 
peracto non amplius impleri possit, alterum communionis annuae, quod etiam 
tempore pascbali peracto impleri possit. Quin imo S. Alphonsus amplexatur sen- 
tentiam, eum, qui communionem paschalem omiserit, non solum teneri eodem 
anno, sed etiam teneri quam primum communicare. 

4. Poena, quam ecclesia contra transgressorum hujus legis bis verbis 
decrevit: vivem ab ingressu ecclesiae arceatur et moriem Christian* 
vortat eeptdtura e communi Theologoruin, etiam S. Alpbonsi sententia, non 
est poena laiae sei ferendae sententiae , Ha ut non incurrator nisi post 
aententiam. 

De sacramento poenitentiae. 

Gap. 33. Quam magna res sit hujus sacramenti administrativ. 
Meniineriut curatores animarum, sacramentum poenitentiae imprimis 
illnd sacramentum esse, quo digne vel indigne tractando fidelibus 
portas regni coelestis vel occludant vel recludant. Nam teste ex- 
perientia, quod maxime dolendum est, plerique gratiam baptismalem 
perdupt, sed gratia baptismaü deperdita, sacramentum poenitentiae 
velut secunda post naufragium tabula eis relictum est. Et prout ii, 
qui hac secunda tabula utuntur, praesidio benevoli et sciti ducis 
gaudent vel eo carent, in portum salutis perveniunt, vel fluctibus de- 
merguntur, Quod utinam omnes curatores animarum saepe et satis 
serio animo perpenderent ; et qui cognitae gravitati numeris sui re- 
sponderet amorem et zelum auiiliatrice gratia in se excitarent! Quot. 
animae immortales, quae nunc misere pe^eunt, salvarentur . quot 
victoriae de inimico generis humani reportarentur , qualis et quanta 
in orbem clmstianum induceretur morum reformatio! 

Gap. 34. Quam assidui esse debeant animarum curatores in 
hoc sacramento fidelibus commendando et in ipso administrando. 
Quidquid hoc tempore sänctitatis, pietatis et religionis in ecclesia 
summo Dei beneficio conservatum est, id magna ex parte sacramento 
poenitentiae sive eonfessioni sacramentali tribuendum est (Gat. Born. 
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?. II. c, 5. qu. 36.). Quapropter omni studio curatores animarum tarn 
in sacris concionibus, quam in catechesibus et in institutionibus 
privatis de hnjus sacramenti vi, partibus et fructibus populum edo- 
ceant eumque ad frequentem et piain hujus sacramenti susceptionem 
excitent. Quoties se iis offeret occasio benevolis et nervosis verbis 
fideles sibi commissos moneant, si per annum saepius et quidera in 
gravissima peccata labantur, quanto salutis periculo se exponant, si 
salutare poenitentiae remedium recusent vel ejus usum nimium dif- 
ferant Imprimis tempore quadragesimali praeceptum ecclesiasticum 
annuae confessionis identidem iis in memoriam revocent et uberiores 
instructiones de rite suscipiendo hoc sacramento iis impertiantur. 

Sed es altera parte et ipsi administrationi hujus sacramenti 
diligenter incumbant et temporis, quod ei impendant, non se jacturam 
sed potius lucrum facere existiment. Saepius eis confitendi occa- 
sionem tribuant et si ad audiendas confessiones vocentur promtos 
facilesque se praebeant omnesque saltem singulis diebus sabbati et 
in vigiliis festorum horis vespertinis aeque ac diebus dominicis et 
festis mane in sacro tribunali ad audiendas confessiones parati adsint 
(Bit. Rom., C. Pr. C. P. IL c. 14.). 

Gap. 35. Fidelibus eligendi confessarium Ubera facultas tri' 
bmtwr et occasio procuretur. Quo magis confessiones sacrilegae 
evitentur, fidelibus libera eligenda confessarium facultas tribuatur. 
Nullus igitur confessarius ullum fidelem adigat, urgeat vel quomodo- 
cunque moveat, ut sibi confiteatur, neque, si quis ipsi in confessione 
orali vel extra confessionale quocunque praetextu polliceri vellet, se 
ipsi soli confessurum esse, talem pollicitationem acceptet. Parochi 
imprimis subditis sibi aegrotis et graviter decumbentibus , si vere- 
cundiae suspicionem moveant, paterne alium confessarium arcessendum 
, offerant, iidemque ut parochianis suis, etiam aliis confessariis con- 
fitendi occasionem praebeant, subinde per annum, praesertim vero 
tempore paschali presbyteros externos ab Episcopo approbatos sibi 
adsciscant, et dominica proxime praecedente, quanam die isti pres- 
byteri externi ipsis in ecclesia parochiali afluturi sint, eis publicare 
non omittant (C. Pr. CoL P. II. c. 14.). Denique parochianos, si id 
opus videbitur, edoceant, sub proprio sacerdote, de quo S. Coneilium 
Lateranense quartum loquitur, non subintelligendum esse proprium 
parockutn, sed quemvis sacerdotem a dioeceseos Ordinario approbatum 
proindeque cuivis esse liberum etiam sine licentia parochi sui ad 
implendum praeceptum ecclesiasticum cuivis sacerdoti ab Episcopo 
approbato peccata sua confiteri (Cfr. Kit. App. pag. 13.). 

Cap. 36. Quam diligenter euratores ammarum ad admini- 
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Mtrandum hoc saeramentum praeparare se debeant Yiri ecclesiastici 
oportet saepius et serio animum iuducant, quam magnum et quam 
grave istud munus confessarii sit, in quo subeundo non suam rem 
agant, sed Dei et animarum immortalium, quas, si ipsorum culpa vel 
ignorantia vel incuria in iniquitate sordescant atque in perniciem 
sempiternam ruant, de ipsorum manu Dominus aliquando requisitums 
sit. Quapropter etiam necesse habeant ad hoc tarn grave munns rite 
obeundum omni diligentia et sollicitudine se praeparare tarn remote, 
quam proxime, nempe quando in eo sint, ut sacrum tribunal accedant. 

Remote se ad hoc munus obeundum ita se praeparare debent, 
ut auxiliatrice gratia divina illas qualitates sive virtutes sibi acquirant, 
quae ad administrandum confessarii munus necessario requiruntur. 

Frimum enim confessarius debet esse pater, nempe pater spiri- 
tualis omnium eorum, qui ei cum filiali fiducia cor suum aperiunt et 
mediatricem ejus opem sibi exposcunt. Igitur praeditus esse debet 
charUate vere paterna, bonitate, misericordia et inexhausta patientia. 

Deinde confessarius debet esse doctor, qui poenitentes viam 
domini doceat et in omnibus, quae ad salutem consequendam perti- 
nent, bene instituat. Quocirca praeditus esse debet scientia, si non 
eminenti (quae nonnisi paucorum dos est), saltem idonea et compe- 
tenti (Conf. Constitutio Bened. XIV. »Apostolica« d. 26. Jun. 1749.), 
imprimis scientia moraü, qua si carebit, innumeris animabus ingens 
damnum iuferet iisque pro mediana venenum porriget, pro vita mor- 
tem parabit. Indefesse igitur incumbere debet studio et lectioni 
librorum probatorum, ex quibus illam scientiam hauriat, in quorum 
numero praeprimis libri morales S. Alphonsi ponendi sunt. 

Pono confessarius est judex, qui erga eos, qui coram se in sacro 
tribunali sistunt, vicem supremi judicis Dei gerens Judicium exercet. 
Ei igitur opus est magna prudentia et discretione, ut sciat distin- 
guere inter lepram et lepram ; nee non calleat potestate solvendi et 
ligandi sibi commissa in honorem Dei et in commodum poenitentium 
judicandorum uti. 

Denique confessarius fungi debet officio medici spiritualis, qui 
vulneribus animae per peccata inilictis mederi studeat; quapropter 
non solum morbos spirituales eorumque causas, sed etiam salutaria 
remedia, quae ipsis applicanda sint, cognoscere proindeque humani 
cordis affectuum et passionum aeque ac artis asceticae gnarus 
esse debet. 

His omnibus, quibus confessarius praeditus esse debet, quali- 
tatibus et virtutibus accedere debet ardens zelus animarum, ornamen- 
tum propriae virtutis christianae solidae et confirmatae et Spiritus 
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grataae et 'precum, »ne dtat,« ut ait S. BonavantuTa (Confess. I. 2.),' 
»confitentem föris a sordibus purgat, ipse ex ins, quae audit per vo- 
luntariam delectationem iaterius sordidetur« et suam virtutem perdat 

Immediate et proxime curatores animaram ad administrandum 
hoc sacramentum eo se praeparare debent, ut sacram tribunal aditnri 
praefatas virtutes in se exciteni, ut contra tentationes impatientiae, 
impuritatis aliasque, per quas inimieus etiam piis confessariis insidiari 
solet, armis ferventis- orationis se muniant, ut denique divinum lumen 
et aaxilium piis precibus implerent. 

Cap. 37. Quod minister hujus sacramenii ad audiendas con- 
fessUmes ab Episcopo approbatus esse debeat. Quoniam minister sa- 
cramenti poenitentiae est solus sacerdos, qui non hominis sed Dei 
Judicium exercet circa animas pretioso Christi sanguine redemptas, 
dum confessionihoa poenitentium intendit, in eo cumprimis praeter 
potestatem ordinis, quam presbyterio initiatns aecepit, necessario re- 
quiritur jurisdictio in poenitentem ardinaria vel delögata (praevia ta- 
rnen Episcopi Dioecesani ejusve in Spiritaalibus Vicarii Generalis, post 
examen, si opus fuerit, vel alias appaobatione), sine qua nulla est 
absolutio, sicut sacra congregatio Cardmalium Concilii Tridentini 
interpretum idipsum disertis verbis, Gregorio XV. et Urbano VIII. 
Pontificibus maximis confirmantibus, declaravit. 

Nullus itaque sacerdos sive saecularis sive regularis confessiones 
audire praesumat quorumcunque sive saecularium sive laicorum sive 
sacerdotum et clericorum* nisi prius examine praemisso idoneus re~ 
pertus et a Nobis aut Nostro Vicario Generali approbatus fuerit, ex- 
cepto mortis articulo, quando approbatus confessarius haberi non potest; 
tunc enim quilibet sacerdos ab omnibus et a quibuscunque peccatis 
et censuris etiam Sepi Apostolicae aut Nobis reservatis in forö con- 
scientiae absolvere potest (Synod. Päd. P. IT. tit. 6. n. IL). 

Gap. 38. Quod termini, quibus jurisdictio in foro conscientiae 
circumscribitur, stricte , servandi sint. 1. Sed jurisdictio, quae pres- 
bytero ad Judicium in sacro tribunali ferendum conceditur, multiplici 
modolimitari potest, vel respeetu certarum persanarum ex. gr. mo- 
nialium vel complicum in peccato turpi, vel respeetu loci et temporis, 
vel etiam ceriorum peccatorum, atrociorum scilicet et graviorum 
criminum. Nam »magnopere,« ait S. Tridentina Synodus (Sess. XIV. 
C. VII.) , »ad christiani populi diseiplinam pertinere sanetissimis 
Patribus nostris visum est, ut atrociora quaedam et graviora crimina 
£on a quibusvis sed a summis duntaxat sacerdotibus absolverentur, 
unde merito pontifices maximi pro suprema potestate sibi in ecclesia 
universa tradita, causas aliquas criminum graviore» suo potuerunt 

AkUt rar lircbenreeht, XX. 25 
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peeuliari judicio reservare? neque dubitandum esset , quando omnia 
quae a Deo sunt, ordinata sunt, quin hoc idem episoopis Omnibus in 
sna cuique dioecesi in aedificationem tarnen non in destruetionem 
liceat pro Ulis in subditos tradita supra reliqnos inferiores sacerdotes 
auctoritate praesertim qnoad illa, quibus exeommunicationis censura 
annexa est*t 

Meminerint igitur presbyteri ad audiendas confessiones ab 
Episcopo approbati a talibns casibus vel S. Sedi Apostolicae vel 
Episcopo reservatis absqne speciali Apoetolica seu Episeopi facultate 
extra probabile mortis periculum se non posse absolvere. 

2. Neque pauci sunt casus, qui S. Sedi Apostolicae reservat! 
sunt, eorumque cognitio ex probatis aucloribus hanrienda est. 

Nobis vero ipsis reservamus: 

a. procurationem abortns tarn animati, quam inanimati; 

b. crimen incendiariorum; 

c. sacrilegam calicum et monstrantiarum surreptionem. 

Persuadeant igitur confessarii poenitentibus, qui ejusmodi casns 
vel Papales vel Episcopales confiteantnr, ut ad superiores et legetimos 
judices pro beneficio absolutionis accedant, vel potius ipsi eos absol- 
vendi f acultatem a Superioribus impetrare nitantur. 

Bretii de easitvs resor? atls Ustractio paiteralii 1 ). 

Qnum de casibus reservatis, de quibus sermo erat, viris eccle- 
siasticis non raro dubitationes obveniant, in quibus ancipites haereant, 
ad eas quam maxime fieri possit removendas Nobis opportunum visum 
est, hie de eadem raateria brevem quandam pastoralem instmetionem 
subjungere. 

1. Primum igitur monendum est, ex praxi ecclesiae, ut pecca- 
tum aliquod pro reservato haberi possit, has quatuor requiri conditiones, 
ut Sit peccatum mortale, ut sit peceatum externum, ut sit (nisi for- 
sitan in statuto reservationis aliud quid exprimatur) consummatum, 
ut denique sit certum. 

Debet esse mortale, quum reservatio nonnisi ad coercenda de- 
lieta graviora et atrociora ab ecclesia instituta sit , peccata autem 
venialia ne necessaria quidem confessionis materia sint. 

Debet esse externum, non quod Superiores ecclesiastici peccata 
pure interna sibi reservare non possint, sed quod ea sibi reservare 
non soleant. 

Debet esse consurnmatum, quum reservatio tanquam res odiosa?. 



1) Quae instruetio pastoralis praesertim nolatu digna est. 
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sfcrietee interpre talionis ^it, nisi for&ifcan in statuto reservationis aliud 
quid exprimatur, nam nonnulii actus etiam non eonsummati reseiv 
vantur, ex. ;gr, sola pwvocatio ad dueliam ajusdernque acceptatie* 
etiamsi quacunque ex causa ad effectum non perpucatur, S, Sedi 
Apostolicae r*servatur. 

Certum denique peccatum esse debet, «o seilicet sensu, «t 
omne tarn facti quam dubium ercludatur, i. e. ut neque dubitetur, 
nuuine p^oatum, de quo agitur, reapse commissum sit, neque, num 
peccatum, quod retapse quidem commissum sit, sub lege reservatio&te 
comprehendatur, dummodo ojusmodi dubitatio ex jure vere dubio, 
non autem. ex ignorantia eonfessarii jus ignorantis exoriätw; : 

2. Deinde animadvertendum est discrimen , quod infcer casus 
reservatos Papille* et inter casus reservatos Episcopales intefoedii 
Casus emm resarvati Papales fere omnes (excepta duntaxat falsa 
accusati^e de crimine sollicitationis')* non ratione sui, sed ratione 
ipsis annegae eensurae reservati sunt* ita quidem, ut principaliter iis 
censura reseryata sit et peccatum nonnisi propter reservatam cen- 
suram.. Quuoi vero censura non incurratur nisi a contumacibus 
neque dici possint legis cujusdam transgressores contumaces, si legem 
non noverint , sequitur ut (exceptis falso accusantibus innocentetn 
confes8arium de crimine sollicitationis) poenitentes, qui legem reser- 
vationis Papalisf ignoraverint, reservationi non subjaceant et a quovis 
pregbytero approbato absolvi possint E contrario casus reservati 
Episcopales fere omnes ratione sui reservati esse debent iisque vel 
omnino censurae nou alligantur, vel si forte alligantur, eae nonnisi 
tanquam circumötantiae quaedam aggravantes subsidiarie alligantur, 
ita ut principaliter non censura sed peccatum ipsum reservetur, flnde 
colligitur, etiam eos poenitentes, qui statutum reservationis Episco« 
palis ignoraverint, reservationi subjauere. 

3. Reservatio direete et proxime rescipit non confitentes sed 
co&fessarios, quorum jurisdictionem limitat, und« sequitur, ut pere- 
grinus habens peccatum, quod non est reservatum in patria dioecesi, 
sed in ea, in qua sacramentum poenitentiae suscipit, a simpliei con- 
fessario absolvi non possit, et ut e contrario peregrinus, irretitus 
peccato, quod est nonnisi in sua patria dioecesi reservatum, non in 
ea, in qua sacramentum poenitentiae suscipit, a simpliei confessario 



1) Nam alt er um casum asi quis aeeipiat dona a regularibus utriusque 
sexus, nisi prius totum resiiluerit, si dona valeanl pluris decem scutorum Roma- 
norum vel si valeant minoris sattem partem ad arbitrium poenitentiarii,« pro hac 
dioecesi praeterire possumus. 

25* 
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abtiolvi possit, dummodo *se in alienam dioeeesin nön se eontulerit in 
fraudem legis i. e. ob principalem finem obtinendi absolutionem et 
vitandi Judicium propra pastoris. (Liguor. Theol. Mor, C, 6. tract. 4. 
n. 587—592.) 

4. Si urget gravis causa confitendi vel communicandi neque 
superior reservans sine scandalo vel nota infamiae vel sine magna 
difficultate adiri possit, secundum communiorem sententiam poe- 
nitens contritus a quovis confessaria directe a peccatis nou reser- 
vatos, indvrecte a peccatis reservatis absolvi potest, ita quidem, ut 
postea, cessante impedimento, teneatur Superiori sive habenti a Supe- 
riore facultatera peccata sua reservata confiteri. (L. c. n. 585.) 

5. In articulo mortis nulla est reservatio. Quivis igitur sacer- 
dos etiam non approbatus potest , alio indaneo sacerdote deßciente, 
quemvis in articulo mortis a quibustis peccatis et censuris absolvere. 
Sub articulo autem mortis intelligendum est quodvis grave quin imo 
quodvis probabile mortis periculum. Et deficit presbyter idoneus, si 
aut omnino presbyter approbatus non adest, aut, si quidem adest, 
sed decumbentis confessionem audire non possit vel non velit, si ex. 
gr. excommunicatus vel suspensus sit, si decumbentis eomplex sit in 
re turpi, si decumbens ei confiteri summopere aversaretur, denique 
si confessio sacramentalis ante adventum presbyteri approbati jam 
coepta esset. Sed si quis in istiusmodi mortis periculo & censuris 
reservatis absolutus .postea convaluerit, se sistere debet Superiori, 
cui reservata erat censura,. ut ejus mandata suscipiat ab eoque etiam 
pro foro externo absolutionem obtineat. 

6. Denique juvat hie illos casus reservatos jPapales, qui his 
in regionibus frequentius obveniunt, enumerare unaque casus episco 
pales reservatos breviter illustrare vel aecuratius definire. 

A. Casus reiervati Papales frequentius obvenientes 1 ). , 

a, Haeresis formcMs externa licet oeculta i. e. error pertinax 
contra fidem in eo, qui fidem suseepit, externo quodam signo 
vel verbo vel facto manifestatus, licet ad forum judiciale non 
deduetus. 

b. Duellum et quaeeunque ad duellum coqperatio. Duellum vero 
definitur pugna periculosa, quae inter duos vel etiam inter 
plures (dummodo numero pares sint) privata auetoritate ex con- 
dicto de loco et tempore initur. Harum adjeetarum conditionum 
si una vel altera alicui pugnae deest, haec, etiamsi forte esset 
valde peccaminosa, pro casu reservato habende non est. Neque 



1) Cfr. Kit. App. pag. 12. 
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tarnen ad reservationerti hujns peccati requiritur, ut certamen 
singulare re vera initum srt^ imo potius sufficit, ut duellum ab , 
utraque parte sit acceptatüm, licet ob interpositum quoddam 
irapedimentum pugna ipsa non inita sit. Et excommunicationem 
, . Papae reservatam duellantibus inflictaro incurrunt etiam omnes 
quoctfnque modo ad duellum cooperantes , nempe qui ad duel- 
lum provocent, qui duellantium patrini vel adjutores sint, qui 
ipste coneijjiim, operam, favorem praesfcent,» q*i eis equos, arma, 
pscuniam aliaque subsidia scientes administrent, qui scripta et 
, ipa^ifeste ad duellum praeparatoria efficiant, denique qui ex 
industrto «ive ex composato duelli spectatores sint. 

c. Fcüsq de sMicitationis crimine accusatio ex mala voluntate 
facta. De quo horribdli peecato satis est hoc umum monere, 
ignorationem reservationis a reservätione non excusare, eo, 
quodipsi censura alügata non est 

d. AttentvUa absoluttQ complicis in peccato turpi, Saeerdoti enim 
. potestas complicem suum in peccato. turpi (i. e. in quovis 

peccato mortali et externo .contra castttatem, ettamai copula 
. ipsa non sit consummatum) ad&mpta est per duas conatitutionis 
Benedicti XIV. (scilicet per constitutionem , quae incipit : 
»Sacramentum poenitentiae«, 1. Junii 1741, et per constitutio- 
nem, quae incipit: »Apostdüd rauneris« 8. Febr. 1745); Die 
vero confessarius, qui nihilo secius absolutionem complicis sui 
in re vepem attentai, ip«K facto eicommunic&tionem Papae 
reservatam incurrit. 

e. Mercimonitmi missae stipendiorum , uti colligitur ex constitu- 
tionis Benedicti XIV. incipientis »Quanta cura« verbis sequen- 
tibus : Quemcunque , qui eleemosynas yeu stipendia majoris 
pretii pro missis celebrandis, quemadmodum locorum consue- 
tudines vel synodalia statuta exigunt, colligens, missas, retenta 
sibi parte earumdem eleemosynarum seu stipendiorum accep- 
torum sivi ibidem, sive alibi, ubi pro missis celebrandis minora 
stipendia seu eieemosynae tribuuntur, celebrari fecerit, laicum 
quidem seu saecularem praeter alias arbitrio Vestro irrogandas 
poenas excommunicationis poenam, clericum vefe sive quemcun- 
que sacerdotem poenam suspensionis ipso facto incurrere, a 
quibus nullus per alium , quam per nos ipsos seu Bomanum 
Pontificfem pro tempore existentem, nisi in mortis articulo 
constitutus, absolvi possit. 

f. Simonis realis (nempe illa, quae in susceptione ordinum vel in 

religionis ingressu vel in beneficii ecclesiastitis committitur) et 
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smumia confidentialis , quae committitur , quis alten vel eli- 
geudo vel pvaesentando vel postulaado vel reeignand* vel quavis 
alia ratione beneficium quoddara ecelesiastioam procaitet cum 
. conjidentia i. e. cum pacto vel expreseo vel taeito, ut is, cui 
beneficium procuratar, illud aliqüando wl sibi proeiwfet, vel 
:. alten resignet aut ex eo eertam partem fructuum vel pensionem 
.praestet. 

g. Clawurae mwiialwm violatto ob malum fitteto ptrpetraia. 
Moniales, quae vota sölemnia emiserunt et ad clausuram 
papalem tenentur, sine ücentia clauatra exeuüteBy vel licen- 
tiam inju&te coneedentes nee non cöfliitantes ac illarum reeep- 
tatrices exeommunicationem Papae reservatam inmrrunt ; etiam 
omnes, qui praetextu licentiae sejrta monasterioriim motiialium 
ingrediuntur; 

h. Pereussio derlei sive violenia tnanum injeetio in clericwn vel 
monuchum. Nenipe si quis Clericüm vel monachum (quo 
verbo omnes utiriusque sexus reguläres, etiam novitii et uovitiae 
comprehenduntur) suadente diabolo i". e. ob pravam voluntatem 
graviter laedit aliqua actione externa , quöcurique modo haec 
gravis fiat, exeommunicationem Päpae reservatam inenrrit. 
- i. Participatio seetae ntotrariorufn. 

k.Effr actio et spöliatio aediumsacrarwn. ' 

B. Cam la hac dioeewi Epiftctopo reiemtl 

a. Procuratio dbortus, tarn foetus animati quam inanimati. 

Huic reservationi subjacent tarn lnjilieres ipsae," quae 
scienter et ex deliberata mala voluntate quomodoeunque sibi 
abortum procuraverint , quam omnes quomodoeunque ad hoc 
crimen (scienter. et ex proposito) coneurrentes. Praeterea a 
procurantibus abortum foetus animati irregularitas Papae reser- 
vata ineurritur. 

b. Crimen incendiariorum , dummodo perpetraium sit ex animo 
nocendi et cum effectu , ita ut grave damnum ad minimum 
unius thaleri pretium superans inde secutum sit Nihil tameu 
refert, an res , cui admotus sit ignis , res propria an aliena 

, . .ftwritu . . 

,,c. Sacrilega cedicum et mompranüarum surrepüo. Kpio .reservationi 

subjacent, qui quoeunque modo ex ecclesiis califes sive mon- 

strantias surrijuerint, sive effnactis sacris sive mn effractis, 

ßive, ( apa cum sacris hostüs sive sine sacris hostiis; itemque 
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buic reservatioai subjacent omnes, qui ad hoc crimen immediata 

cooperati sunt. , 

Cap. 39. Quomodo hoc sacramentum pomitentiae ipsum 

administrandum sit. Confessarii generaliter ea sinceritate, prudentia, 

aedificfltione munere . suo fungantur , quemadraodum et tanti mini- 

stflrii sanctitas et animarum salus deposcit. 

■ -.■ 1; Supr^mi pastoris Jesu Christi ex^mplum prae oculie hahentes 
ante omnia curent, ut «ummam adhibeant charitatem in exeipiendis 
peccatoribusV sive sint nobiles et divites, sive ignobiles, rüdes et 
pauperes, Majorem etiam ostendant charitatem in excipienda con- 
fossione ipsa,. Caveaut, ne dent signa taedii vel impatientiae, vel ad- 
mir^tionis de peccatis ,, quae narrantur, licet sint graviora et.atro- 
ciora, dupimodö poenitens non ita sit rudis et indurata*, ut fcedissima 
peccata sine »llo rubore et displicentia narret proindeque ex lethargia 
sua excitandus sit. (Liguori Praxia Conf. §. 1.) Omuino poesnite&ti 
facilem reddant confessionem , non difficilem, neque eam, nisi opus 
sit, aliquid melius intelligere, interrumpani Sin opus videtur, inter- 
rogationes adhibeant, sed abstineant se ab omnibus interrogaüonibus 
curiosis et inutilibus et interrogent poenitentes nonnisi de iis pecqatis, 
in quae probabiliter juxta conditionem suam lapsi sint. Etiam pec- 
catorem originem et gravitatem investigent, interrogent de numero 
et specie peccatorum ,~ de peccandi consuetudine , de occasionibus 
aliisque hujusmodi circumstantiis. Magnaui cautionem adhibeant in 
interrogationibns de materia turpi, praesertim erga adolescentes et 
virgines, ne scandalum patiantur, indeque peccare discant. Nunquam 
inquirant nomen complicis vel nomen ipsius poenitentis, ejus domi- 
ciliura vel rei domesticae statum, quin hortentur poenitentes, qui 
ejusmodi res supervacaneas et a fine confessionis alienas confessioni 
immisceant, ut omittant. 

2* His interrogationibus adhibitis et cognita morbi origine ac 
gravitate procedant ad opportunas monitiones et correptiones, prout 
opus esse viderint. Nara quemadmodum exuna parte ii poenitentes, 
qui peccatis lethalibus gravati, non satis dispositi ad sacrum tribunal 
accesserunt, regulariter non illico tanquam beneficio absolutiojris 
indigni dimittendi sunt, sed potius elaborandum est, ut ad absolutio- 
nem disponantur, ne absolutione acerbe negata omnino cadant, a 
saeramentis retrahantur et in peccatis obdurescant; ita ex altera 
parte poenitentes expleta peccatorum enumeratione non illico absol- 
vendi, sed saepius etiam docendi, monendi, corripiendi sunt, eorum- 
que vulneri oleum et vinum infundendum est. Sed in adhibendis his 
admonitionibus et correptionibus prudenter ratio habenda est poeni- 
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tentium conditionis, sexus, aetatis, indolis illudque cavendum est, 
ne, qui tarn amanter quam serio admonendi et oortipiendi sunt, exa- 
cerfoentar. Qaae quidem cautela etiam magis adhibenda est erga 
viros et juvenes. 

3. Deinde .post debitas correctiones et monitiönes' cönfessarii 
debent operam dare , ut poenitentes efficacibus verbis et propösitis 
motivis attritionis et cöntritionis ad dolorem et ooötritionetn adÄucant, 
nisi forte eoö jam contritos repererint. «Kam nonnisi attritis vel 
contritis beneficium absolutionis impertiendum est. Et magnopere 
daveant, ne hao in re imprudenti benignitate praesertfai in poem- 
tentes recidivos vel consuetudinarios sese crudeles exhibeant. Minime 
igittir eos vere contritos et absolutione dignos- habeant, qui vel proxi- 
mam voluntariam peeeäti occasionem removere, vel injtmas acceptas 
condonare, vel odia in proximum deponere, vel rem alieöaitt restituiere, 
vel sollicitantem confessarium ordinario indicare, vel aäias istmsmodi 
öbligationes implere vitamque suam emendare non vere et et corde 
parati sunt. 

4. Fostremo salutarem et convenientem satiifactiönem, quahtum 
spiritus et prudentia suggeöserit, poeniteritibus injungant, habita 
ratione eorum status, condrtionis, sexus, aetatis, nee non eorum 
dispositionis. Qua in re : memores esse debent, se in säero tribunali 
agere conscientiarum judices et spirituales animarum medicos, justi- 
tiae simul et misericordiae ministros a Deo eönstitutos esse, vt tan- 
quam ärbitri inter Deum et höimnes, rion minus honori dMfoo/quam 
animarum saluti consulant nee exeedant ad dextram vel ad sinistram 
sive nimia indulgentia sive importuna severitate. Id etiam ante 
oculos habeant, ut satisfactio non sit tahtum ad novae vitäeremedium 
et infirmitatjs medicamentum , s6d etiam ad praeteritorum pecca- 
torum custodiam. Quare curent, quantum fieri potest, ut contrarias 
peccatis poenitentias injungant, veluti aväris eleemosynas, : libidinosis 
jejunia vel alias carnis affiietiones, superbis humilitatis officia; desi- 
-diosis devotionis studiä; Earius autem vel serius confitentibus vel 
in peccata facile reeidentibus utilissimum fuerit consulere, ut saöpe, 
puta semel in mense vel certis diebus solemnibus confiteantur et si 
eipGdiat communicent. 

Quod ad aegrotos pertinet, meminerint, iis non esse injungen- 
dam gravem aüt laboriosam poenitentiam ; sed indicendam tantum 
illam, quam, si convaluerint, opportuno tempore perstgant. Interim 
juxta gravitatem morbi aliqua oratione aut levi satisfaetione impoöita 
et aeeeptata abeolvantur, prout opus fuerii (Bit. Rom. ConcTrid. 
Sees. XIV. c. 8.; Syn. Dioec. p. II. tit. 6.) Denique suadesnt etiam 
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padnitentibus , ut suäpte sponte opera satisfactionis in se suscipiant 
^t nd oomplenclara satisfa^ttoneni indtilgeotiaruni fröqnentem usum 
bw respuaftt ; »• ' 

. Cap. 40, Confeswrüin audiendis cotifemonibus omnes species 
avaritiae evitent, itemque caveant familiaritatem eowfitentiutnmulierum. 
Caveani confessarii ne in cohfessionibus atfdiendis poenitentibus 
sauktas pecuniarias arbi ipsia selvea<}as f vel stipendia missarum in 
poemteittiam ijnpoaant neve ea ipsis ultro oblata acceptent, utömne, 
quod sinistrani tarpis. lueri suspicionem movere flösset, sollicite evi- 
tatar* Hac et ipea de causa ifestötutionem rei alienae a poeniterite 
famemlam non fantle pro poeniteBte ipsr pröcurent, et tibi id, ne 
peeaitens Tel ejus pecca tum- prodatur, necesse est, sältem curent, ut 
MM ailegitima domino, tiui rem restituant, de receptioöe rei litterae 
testtmoniaies exhibeantur. - 

Itemqüe videant, ne cum mulieribus, quantutiivis devotis, occa- 
sione confessioms audiendae familiaritatem cofttrahant,' ne cum iis 
vel in sacro tribunali vel extra hoc tribunal inutilia et prolixiora 
oolloquia habeant, ne ab iis munnsöitk vel alia signa adhaesionis 
acceptent, quin imo semper et ubique erga eas quandam grävitatem 
et severitatem adhibeant. Quam quidem cautionem ei praetermittant, 
freile eo devenirei posaunt v ut et suas efc ttlarum anhnas irl penü- 
ciem praecipitent. . . . , ^ 

Nam quot sacerdotes, . qui anbea epant initocenteg, per ejusmodi 
familiaritates in sacro tribunali' ciibh> devotis multeribW oortträctas 
yktutis suae narufragium feceruntet in l^queos diaboli lapsi sunt! 

Gap; 4L Qmd post auditas confessiones observanduto sÜ. 
Quemadmodum ante audiendas confessfenes ctrratores animarum 
oportet aniraum ad implorandum a Deo auxiHum luminis divini 
aÄtoltaatf ita poat auditas confessioöes Deo pw> ; adjutörio sno debitae 
gratiae agendae sunt.: Insuper brevtter ceram Deo sese examitient, 
num quid forte in auditis cosfessionibus deliquerint, de ojinsmodi 
commissi* erroribus, m sibi eoram conecii sint, actum contHtionis 
ehciaat, eosque, si emendari pössiht, emendent ; poenitöntes denique, 
quorum eonfessienes eiceperint, Deo pie commendent. 

Cap. 42. Sigühm sacramentale stricte semmdtttn estJ Dum 
Kedemptor noster Jesus Christus hoc sacramentum instituit, et poe- 
artenies ad conlessionem peccatorum obligavit, Obligavit- etia/m fcoü- 
fessarios ad secretum confessiones stricte seryanduih neque unquam 
ex quacunque causa violandum. Servandi igitur sigilli confessionis 
obligatio ei sacramento ipso orituv, at si frangitur, huic ipsisracra^ 
mento Deoque ejus auctori, non solum homini poenitenti, injuria fit. 
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Unde etiara colligi potest, in hoc fracttonis sigilli crimine parvitatem 
m^teriae non adraitti* Nara licet respectu poenitentis hominis reve- 
latio peccati nonnisi levis et venialis non sit gravis infamia, tarnen 
8emper est gravis injuria respectu sacramentali bonoque eommuni 
grave damnuro inferi 

Continentur vero sub hoc sigillo quaecunque confessario per 
coufessionem inaotuenmt et quae si aperirentar poenitenti gravamea 
afferre vel coufessionem ipsam odiosam reddere poasent, nempe primo 
omnia et singula peceata » quae in confessione confessario narrata 
sunt horumque peccatorum. circumstantiae , et qtidem nofa solum 
peceata poenitentis ipsius sed etiam peeeata complicum aliartmaque 
personarum, sive licite sive illirite a-poemtente enarrota ftterint, 
deinde poenitentis aliarumve peraonanmi defeotus vel naturales vel 
morales, si solummodo per confessionem innotuerint, seilicet tenta- 
tiones, habitus vitiosi* indisposüio, scrnpulositas, ignorantia, defectus 
natalium et quae sunt generis ejusdem f dmique quaecunque a poeni- 
tente ad pleniorem conscientiae et dispositionis suae manifestationeni 
exposita fuerint, sive re ipsa sive ex falsa ejus opinione ad talem 
manifestationem pertinuerint» 

Haec igitur omnia stritftissime claodenda sunt sigillo , neque 
id unquam ex ulla licet gravissima causa violari debet, nee direck, 
revelando seilicet expresse aliquid ex sola confessione oogmtuni, nee 
wdirecte, nempe adhibendia nutibus, edgnis, verbis, trade quis cog- 
noscero vel sttspicare possit peccatim vel defectum poenitentis vel 
aliarum personarum aut qnaevis per confessionem cognita, quibus 
defectis poenitenti vel aliis molestift, dedecus, damumra vel quödeun- 
que gravamea inferri posseft. 

Quoeirea omnes curatotes animarum monemus et in Domino 
obsecramus, ut sanetum hoc sakramentale sigillum saneto inviola- 
teque servent, sed eos monemaö et obsecramus etiam, ut quaatam 
fleri possit, vel levissim&m violati sigilli speokm eviteni 

Nunquam, etiamsi ob reticitas cirounistantias personae, loci 
et temporia periculum fractionis sigilli non adsit, de peccatis tan- 
quam in confesskme auditis neque in privatts colloquiis cum persons 
laicfe neque in coneieiübus sactis loquantur, nunquam caram domes- 
ticis, ancillifl vel quibuseunque personis laicis de casibus corascientiae, 
licet tacitis nominibus, verba faoiant, nunquam, nedum cum alio 
confessario ejusdem poenitentis de ejäs statu coikscientiae (nam id 
fractio sigilli foret) sed ne cum poenitente quidem ipso de peccato 
vel rebus ab eo in confessione auditis extra confessionem loqnantnr, 
nisi forsan ab eo ex gravibus causiß expressam lioentiam petierint et 



P. II« s. 2. c. 42. Be>:sigilf# sacrameiitaU (Stricte •tatrvtmdo. '3®5 

inipetraverint. Nunquam deüique neque in polterig cotffessionibus 
cum poenitetvte de peocatk iü prioribfts confesaicmibus narratis loquan* 
tpr, pi^i ex monentibus cauais rationabüibus, » er. gr. ad Bttpplendos 
dßfectus ewendandosque errores in .« prioribus eonfessionibus com- 
missos.. . ' •.. .!>■■• , i ■ '• •' ■ " i 

Caqtwsime eiiam procedant in captando peritorum confessario* 
rum vel theologorum consilio de- decidendis dlfftcitioribug caöitatt 
conscieniiae ex confeesiome coguitis, omfotantque tales l*ci et tem- 
perte circumstantiafl , er quibus consultus forgitan Jörnen vel perso- 
uam pwnitentiscognoscere vel suspteari posset. 

Porro lioefitiam: roanifestandi quasdam res in cönfessiöne andi- 
tas. poenitenti.neque extorqueant, qnippe qutim ejusmodK licentia, si 
non a poenitente liberrime concessa est, uti non liceat, neqöeeam 
ulteo a poeuitente ohlatam sine graviftus causis aoceptetity et ei eam 
ex urgente «eeessitate vel evidentt utilitate ex. gi\ tid eomsulendum 
bono communi, ad tollendaro occaöbnem peecati, ad averiendton grave 
damuum spirituale vel temporale alieujua personae privätae aliasque 
res, qnas justitia vel charitas exigat, aeeeptandam esse jüdtoeht, 
tarnen ra*o eam aHter aeeeptent quam extra • confessiotterti et si ullo 
modo, fieri possit in scriptis exprimendam. 

Posfcremo etiam ex unt parte impedirb* debent, quo minus ch* 
cumstantes aliae personae nimium prope ad «nrfessiötiaie aoeedant 
illudque, ,ftüo4 in coniessionaii agitur, pereipiantv et ex altera parte 
ipsis cavepdijm. «st, ne in confessionali aätwre voeö loqiiatotur Vel 
gestibus suis aliisve signis eircumstantrbuß prodant r die sing^Iari quo 
dam et adraoduw gravi peccato agu, 

Cap. 43. Dß sacramento oxtremae tmetienis: 1. De inrtHsö* 
tione, vi et effectibus hujus sacramenti deque reeta ad suseeptionem 
ejus se praep^^adi ratione, parochi fid/eles sibi commiscog, qnätido se 
iis obtalerit occasio, tarn in coneionibus quam in oatechesibus diu* 
genter instruant solliciteque curent, ne quis partehianorum suo 
rum„ qui hujus sacramenti partieeps esse ; possit ,' sine ec ex vita 
discedat. 

[nprimis invigüent, si ex suis infirmari aHqüem graviter iritel- 
ligant et mortis perioulum aubesse egiatinient* . ner forte negligentia 
aut majigüitate donaestiöorum vel attorom unetiohis sacramemtum 
impediatur ajit aaquo Julius differattir* quin poäus vitro ex etaritate 
et officii spi ratione sese offera&t, ovievrfara suam invisant moneanfa 
quo infirmura de eura saluüs suae habeuda frequentique visitatkme 
ad mortem disponant ac quatenus per öeeupationea > licet , moriturig 
consiüo, solatio et auxilio adesse studeant aut saltera curent, ut 



, Betfete Spiedus DioeeemM Wderboroensis a. 1867. 

aliquis attas sacerdos aut religiosus adwcetur,« qiü luctantem cum 
morte adjuvet* habeantque pastoree in bane rem aBsidttos sibi libel- 
lo8 quosdampios, qui de raöone juvandi morieates a piiö et doctis 
viria sunt compositi, sciantque pastores hnjusroodi charitas officiis 
praeter meritum apud Deura pjurimum sibi subditornm animos con- 
ciliari siout scriptum eet: >oon te pigeat visitare infii-irrta, 'ex bis 
jöftim in dilectione firmaberi&c (Syn. Dioec. P. II. tit. 8. n. 1.) 

2. Meminerint paroohi, hoc sacramentum nonnisi pro aegro- 
tantibug et qaidem graviter. aegrotantibus institutum esse neque ergo 
dispensandum esse iis, qui quum non sint aegrotantes, probabile yel 
efciam certum vitae periculum adeunt, videlicet periculösam naviga- 
tionem aditftrig, proelium eomnjissuris , reis ad supplicium mortis 



Neque mulieri laboranti in partu communibus tantum doloribus 
admimstrari licet, licet tarnen ei mulieri, quae, ut ait S. Alphonsus, 
>jam oooperit gravissimis -crnciatlbas tttvexari, ita ut jam actu 
sit in proiimo periculo mortis, quia tunc revera jam periculose 
infirmatur.c 

; Sed si ex uaa parte nonnisi graviter aegrotantibus hoc sacra- 
mentum licite administrari potest, tarnen ex altera parte non est 
ipspectaadum tempus, ubi aegrotantes ratäofcis neu jam prtväti sint 
ptomnis recuperandae valetuctijiis spes amissa Bit, graviterque pec- 
«*nt ii pajochi, qui ad hoc, usque tempus administrativem hujus 
sapram wti dififerre selerit, quum ad uberiorem saeranietiti gratiam 
percipieudam, plurimuta valest, »si aegrotus, cum in eo adhuc inte- 
gra mens et ratio viget, fidemque et religiosam animi voluntatem 
afiferre potesü, sacro oleo liniatur.« (Catech. Korn. p. VI. c. 6. 
qu. 9.) 

Deinde sacramentum extremae unotionis disperaari döbetodttl- 
tis, qui graviter aegrotant, non pntris, qui ad usum rationis non- 
dum perveneruöt. 

Nam »nulli,« ut ait Doctor AngeBöus (Summ. Theol; p. 3. qu. 
32. art. 4.) »debet dari hoc sacramentum, cui non competit forma 
sacramenti, sed forma sacramenti non competit pueris, qui non 
peccaverunt per räum et auäitum , ut in forma exprimitur.« Sed 
quum inter theologos disputari soleat, quänam äetate pueri hujus 
sacramönti capaces haberi ipossint, in praxi observanda est'regula, 
utiia pueris, quibus sacramentum poenitentiae administrari possit, 
etiam sacramentum extremae unctionis administretur , quippe quum 
sacramentum extremae unetionis saerauieftti poenitentiae complemen- 
tum sii .:•■ 
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Pueris w«n ratiom».-non baleotibus aeq«^aröndi mint adültf 
amentes, qui usuai rationis niwquam habuerunt Qiram enim actnale 
peccatum qommittere nun potuerinfc, neque hoc saeramentum , quod 
ad abstergendas actuaüum peceatorum reliquias institutum est, sus- 
cipere posaunt. Sed iis adultis amentibus, qui aliquando usum ratio- 
nis habuerwnt et postea in -amenöam i&ciderunt, lienegandum non 
est. Nam »infirjnis,« ait Rituale Romaniim, »qui dura sana mente 
et iategris. j^ntibus essent, illud petierint, seu verosimiliter petiis« 
sent, seu dederiat signa cöntrititmiss etiarasi delnde loquelam ami- 
serint, vel araentes effecti sint, vel delirent aut non sentiant, nihil- 
ominus pra^beatur.« 

Impoenitentibus deaique et qni in manifesto peceato mortali 
moriuntur, ut eicommunicatis et nondura baptieatis penitus dene- 
getur. (Rit. Rom.) 

3. Quod modum administrandi hoc saeramentum attinet, prae- 
scripta Ritualis Romani religiöse observanda sunt. 

Cap. 44. De sacrcmento ordinis. 1. Pastores fideles sibi 
cqjnmissoa tarn in catechesibus quam in saeris eoncionibus diligenter 
doceant, quaenam sit hujus sacramenti vis et quanta dignitas, et 
quam gravia ex altera parte sint officia eoram , qui hoc saeramen- 
tum suseipiunt. Persuadeant populo christiano , esse magnum et 
praeclarum aliquid: ingredi ministerium eccleeiae et praesertitn 
sacerdotium cum pura inteatione Dei honori inserviendi et pfospi- 
ciendi saluti animarum immortaliüm, sed ei altera parte neminem 
istud ministerium debere ingredi , nisi qui »vocatur a Deo tanquam 
Aaron,« nam, qui in hoc ministerium sine vocatione divina se ipsos 
arroganter inferant et intrudant, de Jus Dominum iatellesisse, quurti 
inquit: »Non mittebam Prophetas, et ipsi currebant,« (Jerem. 23, 21.) 
quo quidem hominum genere nihil infelioius ac nriserfris, nihil eccle- 
siae Dei calamitosius esse possit. (Cat. Rom. p. II. c. VII. qu. 3.) 
Moneant etiam fideles, ut ex vetustissimo ecclesiae more jejunia 
praeeipue quatuor temporum religiöse obseryent et quum his ipsis 
diebus tum saepius per annum cum ecclesiae preeibus suas conjun- 
gant, ut Dominus in vineam suam dignos operarios mittat. 

2. Caeterum quae per sacros canones de ordinandorum aetate, 
doctrina, probitate aliisque qualitatibus sancita sunt, religiosissime in 
hac dioecesi Nostra observari volumus. 

3. Ad sacrum subdiaconatus ordinem nullus aliter admittatur 
quam post exercitia spiritualia per tres dies peraeta et post bfenniura 
in seminario Nostro Theodoriano studiis theologicis laudabiliter im- 
pensum, exhibito coram Vicario Nostro generali et Examinatoribus 
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a Tottis designatis Äorum et sträorum «u*runt atithentico testimonio 
et praestito examine rigoroeo super ejus vocatione, viU anteacta 
et canonici habüitate, ettam producta litteris teetämoniftlibus a 
parocho super facta in ecdesia parochiali netaiafe sui proclamatione 
exaratis. 

Deinde sapientiastme ab ecoleaia sancitam eßt, ut tmllus sine 
legitimo sustentationis tituio ad sacruni eubdiaeonatus jordinem pro- 
mpveatur. Ideirco sfcatüuw© et declaramus, imposter*m suramam 
ceutum quinquaginta tbalerorum Boruftsieorum anuuonmi firtabilium 
et certorum ad patrimonialem titulum ordinationis requiri, ac volu- 
mus et mandamus, ut instrumentum de patrimonio in titulum assig- 
nato, quod coram Curiis locorum, ünde bona dependent, realisatuiu, 
sigillatum et approbatum esse debet, vel ejus copia authentica in 
Archivo Vicariatus Nostri asservetur. 

4. Presbyieri neo-ordiuaü juxta antiquam consuetudfnem intra 
quadraginta dies primam missam celebreftt cKemque quo eam eelebreut 
ne profanis confabulationibus vel oblectationibtrs profanent, sed quiete 
in gratäaruui actione erga Deum *eriis piisque meditationibus 
transigant. 

Posthac autem in decursu vitae suae sacerdotalls saepins 
meminerint Apostolici maadati: »Admoneo te, ut resuscites gratiam 
Dei, quae est in te per impositionem manum mearum.« (2. Tim. 
1* 6.) Besuscitent ipsi gratiam Dei , quae' in sacra Ordination« eis 
iraperüta est, per annua exercitia spiritualia, resuscitent per iteratam 
quavis kebdemade vel saltem quovis mense dignam sacramentalem 
ooniessioneia, per quotidianam, si fieri possit, piam et devotam 
misaae celejnftfonem, per quotidianum generale et speciale conscien- 
ti$e suae exameii, per dignam, attentam et devötam horarum cano- 
nieanim recitationem, per quotidianam ss. sacrameöti visitationein, 
Sfenique per quotidianas pias meditationes. 

Quas admonitiones quo majori studio sequentur , eo magis 
sperare powuqt, fore ut Deus pro summa benignitate sibi gratiam 
perseverantiae largiatur. Sed in sequendis his admonitionibus non 
parum adjuvabuntuiy si piorum sacerdotum sodalitati de Immaculata 
beatissima virgine Maria in hac Dioecesi fundatae pie se adjungere 
volenti 

5. In Dioecesi Nostra Neopresbyteri ab Ordination« die per 
tres annos continuos munere sacro ob Seminarii beneficium ad nutum 
Episcopi funguntur» 
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De sacrantento watrimohiu 

Cap. 45. Sponsalia publice et cum consensu parentum ineantur. 
Quotidiana docet experientia , mätrimonia temere. et praspostere 
contracta infinitas parere difficultates et infelices saepe exitus sortiri. 
(Syn. Dioec. P. II. tit. 10.) Proinde rite ordinatum est, yt i&eunde 
matrimonio praemittantur sponsalia, quae sunt mutua et legitima 
matrimonii promissio. 

Quum vero haec sponsalia de futuro a sacrosa#cta Synodo 
Tridentina in terminis juris communis relicta sint (praeterquam 
quod per copulam carnalem non trftpeaut in matrimonium), dubitari 
nequit, quin ea etiam clandestine, sine parocho et testibus, valide 
contrahi possint eaque, dummodo omnes aliae adsint conditiouee, 
qüae ad veram et mutuam promissionem requirunt^r , coram foro 
ecclesiastico pro validis ac ratis habenda sint» Neque vero ex altera 
parte dubitari potest , quin haec sponsalia dandestimt pleruno^ue 
multiplicia incommoda, pericula animae, scandala aliaque mala gig- 
nant, proindeque, si valide, tarnen nou licite ineantur. Quainobrem 
curatores animarum ab ejusmodi sponsalibus clandestäftis , si eis 
occasio se obtulerit, fideles maximqpere dehortentur mcmeantque, ut 
sponsalia non aliter, quam adhibitis testibus loco honeato oontrahaa- 
tur et ecclesiae benedictione muniantur. 

Gurent etiam, ut parentum quoque consensus sponsalibus acce* 
dat, qui si iisdem justis ex causis obluctenfcur, non temere procedaat, 
sed liberos iqoneant ne invitis et insciis parentibus vel tutoribus 
sponsalia seu matrimonium ineaut, ne hac in re tanti momenti 
quidquam, impetu praecipiti ducti, quod honestati repugnet* audeant 
inchoare, sed illorum consilio, aut auctoritate moti, praevia matura 
deliberatione ineant conjugia et mala, quae offensionem parentum 
comitari et sequi solent saepe raaxima, devitaat. Admoneant etiam 
ex altera parte parentes vel tutores, ut non ipsi austeritate nimia 
liberorum et sibi commissorum aetatis maturae vel tardius aequo 
differant connubia eosque periculis incontinentiae exponant vel ad 
denegationem consensus duci se patiantur imprudenter praeconceptis 
judieiis, terrestribus cupiditatibus aliisque motivis non vere honestis, 
ac ne pertinaci et irrationabili consensus sui denegatione in majora 
mala eos praecipitent. (Syn. Dioec. 1. c.) 

Gap. 46. Sponsalia quosnam effectus hdbeani. Constat effectus 
sponsalmtn duplicis generis esse. Primum enim sponsis gravera 
injungunt obligationem , ut praefixo tempore , vel si in contractu 
sponsalitio nullum tempus praefixum sit, tunc temporis, quando una 
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pars id opportune exigat aec altera jnatam causam differendi habeat, 
matrimoniuin inter se ineant. 

Alter sponsalium effectus est impedimentum publicae honestatis, 
quod quidem, dummodo sponsalia valida et absoluta fuerint, etiam 
dissolutis sponsalibus perdurat. 

De his duobus sponsalium effectibus sponsi a parochis instiuendi 
et serio monendi sunt. 

Cap. 47. Quibus ex causis sponsalia dissolvantur. Sed parochi 
et confessarii , qui data opportunitate sponsos serio irionere debent, 
»nt grayi obligationi suae per sponsalitium contractum suseeptae 
religiöse satisfaciant ac matrimönium, quod sibi tnutuo promiseruut, 
suo tempore revera inter se ineant,« non ignorare debent, certis ex 
causis hanc obligationem vel pro una parte vel pro utraque cessare 
initaque sponsalia solvi posse vel revera solvi. Solvi enim possunt 
ab utraque parte per mutuum consensum, etiamsi jurejurando con- 
firma&a faerint. 

Nee non solvuntur per quodvis impedimentum superveniens, 
ex. gr. per impedimentum ligaminis sive matrimönium ab altera 
parte vel illicite contractum, per impedimentum äffinitatis ex copula 
illicita änius cum consanguinea alterius prognatum, per impedimen- 
tum säeri ordinis vel voti solemnis , per impedimenta impotentiae 
perpetuae et amentiae. Itenrque uni parti resilire licet , si altera 
pars justo longius matrimönium differat, vel illa inscia et invita in 
regiones longinquas discedat, vel per sponsalia cum älra persona 
quamvis invalide contraeta, fidem sponsalitiam violaverit, denique 
si in alterius partis bonis vel animae vel corporis vel fortunae vel 
bonae famae ppst inita sponsalia ejusmodi mutatio intervenerit, ut si 
praevidisset , sponsalia cum ea non müsset , vel si quid ejusmodi, 
quod eam a sponsalibus merito absterruisset , tempore quidem con- 
trarius sponsalium jam exstiterit, sed ipsam latuerit et demum post 
inita sponsalia ipsi innotuerit. 

Sponsalia sub cmditione contraria non gignunt neque inenndi 
matrimönium obligationem neque impedimentum publicae honestatis, 
nisi conditione impleta; non impleta, dissolvuntur. 

Sponsalia clandestine contraeta per Judicium ecclesiasticum 
absque multahaesitatione dissolvi possunt, quoties filii filiaeque fami- 
lias , praesertira minores , sese obligaverint ad sponsalia talibus in 
circumstantiis, ut parentes eorum sive tutores rationabiliter sese illin 
opponant perque sponsalium effectuationem nasci possent gravia scan- 
dala, familiarum inimicitae ac disturbia, sed et una partium con- 
trahentium a contractu recedere intendit, dummodo tarnen sive post 
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datam promissionem sive ante illam sab illiusque fide haud fuerit 
secuta copula carnalis. (Conf. Litterae Clementis Augusti Archiepisc. 
Coloniensis Officiali Guriae Episcopalis Paderbornensis d< d. 16. Septbr, 
1755 datae.) 

Ceterum per se intelligitur , eam partem, quae a sponsalibus 
illicite et injuste resilit nee non eam, qnae legitimam resiliendi 
causam vel celaverit vel sua culpa adduxerit, teneri ad damnum, 
quod inde alteri parti iafertur, pro viribus resarciendum. 

Has res parochi et confessarii bene nosse et prae oculis 
habere debent, ut conscientias dirigere et fidelibus, quid ipsis 
ratione sponsalium valide initorum ineumbat, docere et monere 
possint. 

Gap. 48. De sponsorum examine. Parochus ad publicas spon- 
sorum denuntiationes non debet procedere, quin exploraverit , an 
omnes impletae sint conditiones, quae reqniruntur, ut inter eos 
matrimonium seeundum leges ecclesiasticas valide et licite contrahi 
possit. Et quidem, ut monet Benedictus XIV. (Gonf. Apost. Litt> 
»niraiam licentiam« a. 1743 ad Archiepiscopos et Episcopos Poloniae 
datae.) »ipse tum sponsum tum sponsam seorsim caute et, ut dici- 
tur, ad aurem explorare studeat, an ex voluntate sponte ac libeuter 
et vero cum animi consensu in matrimonium vicissim conjungantur, 
nee non ut quantum fieri potest, inquirere nitatur, ullumne et cujus 
generis impedimentum inter contrahentes intercedat aliisne fidem 
sponsionemque alter ex contrahentibus dederit, de consensune paren- 
tum filii filiaeque familias contrahant.« 

Si unus ex sponsis^non est ex ipsius parochia, insuper ab eo 
requirat idonea testimonia authetitica a parocho loci manu et sigillo 
confirmata, ex quibus cognoscere possit, se tuto ad publicam spon- 
sorum denuntiationem procedere posse , praesertim testimoaium de 
suseepto baptismo, testimonium de consensu parentum vel tutorum 
et, si seeundas nuptias inire velit, testimonium de prioris conjugis 
morte. 

Sed praeter haue explorationem , quae denuntiationes publicas 
semper praecedere debet, parochus etiam ante vel inter denuntiationes, 
si opus videtur, inquirat, num sponsi.de iis, quae ad homine chri- 
stiano necessitate medii et praeeepti credi et sciri debent, sufficienter 
instrueti sint, eosque horum scientia, si carent, per privatas et repe- 
titas instruetiones imbuere satagat. 

Deinde vero, id quod nunquam intermitti debet, eos diligenter, 
non obiter vel perftmetorie, doceat et moneat, quomodo ad digne 
suseipiendum matrimonii sacramentum sese praeparare debeant, qui- 
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n&m matrfmonii sit fiiris, quaenam officia tum erga se invicem, tum 
erga educandos liberos suscipiant, et quomodo etiam in matrimonio 
caste convivendum et Christiane conversandum sit. 

Postremo moneat eos, ut ante sacerdotalem benedictionem sns- 
cipiendam non solum non in eadem domo cohabit^nt, sed etiam omnem 
snspectam conversationem sollicite evitent, neqtte nnqnam sine testi- 
bos ac praesertim consangoineis oonyeniant vel colloqninm ineant, 
(Bened. XIY.instit.45.) suadeatque eis y ut sacramentalem confessionem 
generalem faciant, ut ferventius piae orationi insistant triduoque aal 
tem ante solemnitatem nuptiarum sacramenta poenitentiae et sacrae 
commnnionis reverenter recipiant. 

Cap. 49. Quid detedis impedimentis parocho agendum sU. 
Si diligenti examine institnto vel quocunque alio modo parochns 
detexerit impedimentum canonicum, quod ineundum matrimonium 
vel illicitum vel invalidum reddit, ad denuntiationes non debet pro 
cedere, sed potius hae dentrotiationes intermittendae sunt, usque 
dum detectum impedimentum remotum sit. Nonnulla vero impe- 
dimenta simpliciter cessare possnnt per deenrsnm temporis, ex. gr. 
impedimenta aetatis, temporis clansi, voti temporalis; alia tolli pos- 
aunt per intervenientes quosdam actus Tel sponsorum ipsorum, ex. gr. 
impedimentum cultus disparitatis tollitur per alteriüs partis baptis- 
mum, impedimentum sponsalium per legitimam sponsalium Solutio- 
nen), vel per actus potestatis ecclesiasticae, nempe per dispensationem; 
alia deuique nulto modo removeri possnnt, ex. gt. frnpedimentum 
impotentiae perpetuae, impedimentum ligaminis sive matrimonii 
oonsummati inter baptizatos, aliaque impedimenta, quae juris divini 
stmt. Si omnino removeri non possunt, paröchus tarn amanter quam 
serio sponsos moneat, ut a proposito sno desistant, ne in perniciem 
sempiternam ruant. Sin vero impedimenta ejusmodi sunt, ut per 
dispensationem ecclesiae removeri qneant, diligenter et religiöse 
eorploret, num dispensationis justae causae eristant. Quae si non 
existant, pariter amanter et graviter a proposito suo avocet, sin 
vero sibi persuasum sit, quod eae revera existant nee sponsi de pro- 
posito swo desistere velint, serio eos ab omni conversatione pecca- 
minosa vel suspiciosa dehortetur eorumque nomine pro impetranda 
dispensatione ad Episcopum vel per eura ad S. Sedem Apostolicam 
litteras supplioes dirigat. 

Initructio pastoralit de conficiendls litteris supplicibus, quibus dispensatie 
saper aliquo canonlco kmpedimento petftnr. 
Sed in conficiendis illis litteris supplicibus, quibus super aliquo 
iaqpedimento canonico dispensatio petitur , omüis ineuria vel negli- 
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gentia evitefcur. Nam quoties per talem incuriam Tel negligentiam 
dispensationes obtentae irritae fiunt! Diligenter igitur curandum est, 
ut nihil in talibus litteris supplicibus reticeatur, quod dispensationem 
impetrandam irritam reddat vitio subreptionis, nihil falsi admiscea- 
tur, quod dispensationem irritam reddat vitio obreptwnis. In istis 
igitur litteris exprimi debent: 

1. nomen et cognomen utriusque oratoris, si preces fiunt pro 
foro extemo (nam in precibus pro foro interno vera nomina oratorwm 
reticenda iisque nomina ficta substituenda sunt). Num errore in 
expriraendo nomine vel cognomine oratorum dispensatio ipsa sub- 
rqptüia et irrita reddatur, dubitant canonistae. Etiam dioecesis et 
parochia utriusque oratoris exprimi debent: 

2. Exprimi debet aceurate et distincte impedimentum ipsum, 
super quo dispensatio petitur. Exempli causa quoad affinitatem 
exprimendum est, num sit ex copula licita vel illicita: quod crimen, 
num impedimentum sit ex machinatione vel ex adulterio vel simul 
ex utroque: quoad pubUcam honesiatem, num sit ex matrimonio rato 
vel ex sponsalibus; quoad cognaMonem spiritualem, w«m forsan inter 
contraheates ipsos compaternitas duplex sit, si una pars duos liberos 
de sacro fönte levavit vel tenuit in conörmatione. Nam multo iu- 
deoentius est, cum filio vel filia spirituali matriraonium contrahere, 
quam cum eompatre vel commatre (Sanchez de raatr. üb. VIII. disput. 
24.). Pariter exprimi debet quoto gradu consanguinitas, affinitatis 
vel publicae honestatis ex matrimonio rato eonjuncti «int oratores. 
Nam quo gradus propior est , eo difficilior «st dispensatio. Quodsi 
per errorum etiam inculpabilem pro gradu propiore gradus remotier 
expressus foret, obtenta dispensatio irrita esset ; aMter, si pro gradu 
remotiore gradus propior expressus esset. 

3. Si oratores duplici titulo eonjuncti sunt in eodem vel diverso 
gradu, utriusque conjunctionis mentio facienda est. Exempli gratia 
oratores sunt ex parte utriusque pajentis eonjuncti in 2. gradu vel 
ex uno parentis latere sunt eonjuncti in 2. gradu et ex afltero in 3. 
gradu; vel sunt affines ex duplici titulo, exempli gratia si orator 
copulam habuit cum dua/bus personis consanguineis intra seeundum 
vel 4. gradum oratrieiß ; vel duplid titulo contraxerunt cognationem spiri- 
tualem, ex. gr. si alter alterius duos filios ex sacro fönte levavit 
vel in confirmatione tenuit; vel alter fiiit patrinus al terms; vel 
duplici «X parte habeni impedimentum publicae honestatis, eo, quod 
contraxit aliquis matrimonium ratum validum cum duplici cognata 
intra quartum gsadum ejus, qua cum vult contrahere vel duo spon- 
salia valida cum duabus ejus sororitras ex dispensatione Pontificia. 

26* 
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Si in omnibus his casibus mentio multiplicitatis ejasdem vel diversi 
gradus in consangoinitate , affinitate, publica honestate, cogna- 
tione spirituali omitteretnr , dispensatio foret subreptitia (cf. San- 
chez 1. c). 

4. Si matrimonio duo vel plura obstant impedimenta, singu- 
latim eiprimenda sunt, ne dispensatio fiat subreptitia et irrita. Sed 
num non praeter illud impedimentum , quod per oratores indkatum 
est, unum vel alterum aliud exstet, quod forsitan oratores ipso? 
lateat, diligenter parochis inquirendum est. Saepius experientia ipsa 
edocti sumus, in litteris supplicibus quibus super impedimentis con- 
sanguinitatis et affinitatis dispensatio petebatur, pluries impedimen- 
tum cognationibus spiritualis, quod praeter illa impedimenta oratori- 
bus ipsis insciis exsistebat, omissum fuisse indeque dispensationes a 
S. Sede Apostolica obtentas irritas esse factas. Quapropter iterum 
iterumque monemus, ut parochi, priusquam litteras supplices conti- 
ciant, omni sollertia inquirere velint, num et quod aliud forsan impe- 
dimentum praeter illud , quod ab oratoribus ipsis indicatum est. 
ineundo matrimonio obstet. 

5. Sed inde, quod diximus omnia impedimenta in litteris snp- 
plicibus eiprimenda esse, non sequitur, omnia impedimenta semper 
in iisdem litteris supplicibus exprimi debere. Nam non raro acddit 
ut praeter impedimentum aliquod publicum etiam exstet aliquod 
impedimentum occultum, ex cujus manifestatione oratori vel orataVi 
vel etiam utrique exoriri possit infamia. Ut etiam hoc occultum 
impedimentum in iis precibus, quae in foro externo fiunt, exprimatur, 
non est necesse, sed sufficit hoc casu in litteris supplicibus Datariae 
porrigendis impedimentum vßl impedimenta publica aperire, in alter» 
vero litteris supplicibus, quae ad S. Poenitentiariam mittendae sunt, 
impedimentum occultum, reticito nomine et cognomine, exaperire, 
plicato tarnen etiam in his litteris ad S. Poenitentiariam dandis impefr 
mento publico, super quo dispensatio a Dataria petita vel ja» 
obtenta sit. Exempli causa, si quis ducere velit suam consanguiDeam. 
cui propter occultam copulam cum ejusdem sorore habitam etiam affini- 
tate conjunctus est; hoc casu illud publicum impedimentum e*F m 
deberet in litteris supplicibus ad Datariam mittendis, hoc occultum 
(una cum publico, super quo dispensatio a Dataria petita vel j^ 1 
obtenta sit) in litteris supplicibus ad sacram Poenitentiariam mitten- 
dis; in Ulis litteris nomen et cognomen exprimi, in his nomen et 
cognomen reticeri deberet. 

6. Saepe etiam proh dolor! accidit, ut inter oratores, 4 U1 
detenti sunt impedimento consanguinitatis , affinitatis, cognatio^ 5 
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spiritualis vel legalis, vel publicae honestatis, habita sit copula 
incestuosa sive sit publica sive occulta. Etiam haec copula incestuosa 
in litteris supplicibus exprimenda est, ne dispensatio obtinenda fiat 
subreptitia et irrita. Sed si copula occulta est, in litteris supplicibus 
pro foro externo reticeri potest, dummodo exprimatur una cum impe- 
dimento publico in litteris supplicibus ad sacram Poenitentiariam 
mittendis. Sicuti vero hac tali copula incestuosa ante petitionem 
dispensationes habita et in litteris supplicibus non expressa dispen- 
satio irrita redditur, ita etiam dispensatio invalida fit, si copula 
incestuosa post petitionem et ante executionem dispensationis inter 
oratores habetur , vel si copula incestuosa ante petitionem habita 
et in litteris supplicibus expressa , post petitionem et ante execu- 
tionem dispensationis reiteratur. Quapropter, ut diximus, oratores 
cognati vel affines serio monendi sunt, ut omni studio et religione 
evitent , quidquid petendam vel petitam dispensationem irritam 
reddat. 

7. Causae dispensandi secundum veritatem exprimendae sunt, 
ita ut non falsum aliquid admisceatur, quo dispensatio vitio obrep- 
tionis irrita fieret. Et quamquam canonistae inter se disputant, 
. eujusmodi et cujusnam generis falsi admixtio dispensationem irritam 
reddat , hacque in re communiter inter causas stricte motivas et 
causas impulsivas distinguere solent, tarnen in praxi iis, qui litteras 
supplices conficiunt , haec regula invfolabiliter servanda est , ut 
nihil admisceant , nisi quod ex sua intima persuasione veritate 
nitatur. 

Causae dispensandi saepius variis quibusdam circumstantiis 
indutae sunt, quae etiam, ut dispensatio obreptionis vel subreptionis 
vitio careat, exacte exprimendae sunt. Exempli causa, si inter ora- 
tores copula carnalis habita est eaque inter causas dispensandi 
allegatur , exprimi debet , utrum ista copula habita sit vel ex una 
parte vel ex utraque cum intentione facilius obtinendi dispensationem 
nee ne. Quodsi copula vere habita sit cum dieta intentione i eaquei 
circumstantia reticita sit in litteris supplicibus, in quibusi copula 
carnalis inter oratores habita tanquam causa dispensandi ^lLegafca 1 est: 
obtenta dispensatio irrita fit. .,.i ; c » « / i< .. 

Itemque si inter causas dispensandi (X)pUla; camälis; inter 
oratores habita in litteris «ü^pfeibus pllegatur r .iri liisdem «litteris 
exprime*dum est, num oratrix impraegnate^it^; necnei) "Quodsi in» 
litteris suppliqibu» expresatai esset i, orakioeni' impra«{gftattaiti esse 
idque veritate ^non niteretu^ obteata i dispensatio, nuila^set> Si 
aga^uride revalidatione piafcrimocii -cum qiwdam impejdimeato öonn 
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tracti etiam variae circumstantiae accurate et exacte exprimendae 
sunt , exerapli causa , an clandestine initum sit matrimonium , an 
cum praeviis debitis proclamationibus, an bona vel mala fide utrius- 
que vel alterius tantum eorum , an cum intentione vel spe facilius 
obtinendi dispensationem , an matrimonium etiam consummatum 
fuerit, an qui bona öde matrimonium contraxeruut, ab ejus usu non 
abstinuerint simulatque nullitatem matrimonii cognoverint. 

. 8. Fostremo quum plerumque accidat, ut dispensationfes a 8. 
Sede Apostoüca in forma pauperum petantur, parochis, qui litteras 
suppliqes conscribunt, cavendum est, ne temere et inconsulto pauper- 
tatem canomcam allegent, quae revera non exsistat. Sed etiamsi 
paupertas canonica revera exsistat, parochi in litteris ad preces 
adjunctis secundum veritatem adnotare velint, num oratores tarn 
pauperes sint, ut ne minimam quidem pro canonice pauperibus 
taxam solvendo pares sint, vel quantcm pecuniae summam sine 
gravamine solvere queant. 

Cap. 50* Quidnatn animarum pastoribus erga personas catho- 
Ikas matrimonia miocta contracturas observandwm sit. 1. Frimum 
omni quo possunt studio et zelo allaborare debent, ut fideles curae 
suae commissi ab ejusmodi connubiis retrahantur. Doceant igitur et 
moneant opportune, importtme, in omni patimtia et doctrina tarn 
totum populum publice sacris sermonibus et catechesibus, quam eos, 
quos periculo talia connubia ineundi obnoxios vident, privatim, ut- 
cunque occasio se ipsis offeret, ut detestentur haec connubia, prout 
s. ecclesia ea semper detestata sit. Quodsi tales labores opitulante 
divina gratia fructum ferunt iique, qui periculo ejusmodi connubia 
ineundi expositi erant, ex hoc periculo eripiuntur, ob id laeto animo 
Deo, qui solus corda hominum dirigit, maximas gratias agent. 

2. Teste experientia in sede confessionali saepius quam alibi 
contingit, catholicas personas, quae nuptius mixtas appetunt, ab 
impio hoc consilio revocare. Quin imo, si jam cum personis acatho- 
licis sponsalia contraxerint , ipsis persuadendum est, ejusmodi spon- 
salia tuta conscientia dissolvi posse, sive potius ea ab initio valida 
non Aiisse, quippe quum nemo ad rem illicitam se obligare debeat. 

3. Si vero omnes labores sui fructu carent neque mixtum 
matrimouium impediri potest, parochi certe ad evitanda mala ma- 
jore eo niti debent, ut super impedimento mixtae religionis ab 
ecclesia dispensatio petatur. 

4. Ecclesia autem super hoc impedimento nunquam dispensat 
nisi ob graves causas et praemissis opporimtis cautionibus , »non 
modo, ut conjux catholicus ab acatholicus perverti non posset, quin 
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potius teneri se sciret ad hunc pro viribus ah errore retrahwdum, 
sed etiam ut proles utriusque sexus ex eo conjugio procreand* in 
catholicae religionis sanctitate ouroino educaretur. Quum enim non 
ecclesiastica solum, sed naturalis ac divina prorsus lex impediat, 
quominus, vir mulierve uT nuptiis contrahendis se aut futuram sobo- 
lern periculo perversionis temere committat, exinde sane exploratum 
est, omnes eas cautioues idcirco praescribi et adhiberi, ne simul 
cum canonicis sanctionibus naturalis quoque ac divina lex impio 
ausu violetur.« (Gf. Instructio Cardinalis Bernetti ad Archi- et 
Episcopos in Bavariae Regno super nuptiis inter Catholicos et Acatho- 
licos ineundis). 

5. Sed quaenam sunt istae opportunae cautiones, quas S. 
Sedes Apostolica requirit et quaenam istae causae graves, quae ac* 
cedere debeut , ut dispensatio ecclesiastica ad ineunda matrimonia 
mixta impetretur ? Bespondemus, certam quandam talium cautionum 
formam a S. Sede Apostolica praescriptam non esse , hancque igitur 
formam pro casuum et circumstantiarum diversitate diversam esse 
posse. Sed qualiscunque harum cautionum forma sit, cautiones 
ejusmodi esse debent , ut praebeant certitudinem moralein , fore ut 
requisitae conditiones impleantur. Parochus igitur, qui litteras 
supplices Ordinario porrigit, officio suo non satisfacit, si promissiones 
de implendis memoratis conditionibus ab utraque parte et a catho- 
lica et ab acatholica vel loco juramenti vel sub formali etiam jura- 
mento et coram duobus testibus ad protocollum emissas ad Ordinarium 
mittit ob easque dispensationem petit, sed simul declarare debet, 
num ipse moraliter certus sit, fore ut istae promissiones revera im- 
pleantur/ Explorare igitur debet, num qui promissa dederunt, prae- 
sertim orator acatholicus, fide digni sint aliaeque etiam circum- 
stantiae ejusmodi sint , ut certo sperare liceat , fore ut promissa 
teneantur. 

Fingamus virum acatholicum , qui jam in matrimonio mixto 
vixerat ad idque ineundum easdem de educandis liberis in reli- 
gione catholica promissiones dederat, attamen fregerat: profecto 
iteratae ejus promissiones, etiamsi juramento firmatae ^üit, op- 
portunae non essent memoratamque certitudinem moralem non 
praeberent. 

Fingamus virum acatholicum, qui ad ineundum matrimonium 
mixtum requisita promissa dedisset, bonae quidem, sed non valde 
firmae voluntatis esse et dependere a parentibus, cognatis aliisque 
hominibug, religioni catholicae inimicis, qui ad labefactandam ejus 
voluntatem nihil intentatum relicturi essent: istius promissioaes 
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opportunae non essent memoratamque certitudinem moralem non 
praeberent. 

Fingaraus partein catholicam hebetioris esse ingenii , laxioris 
conscientiae , imbecillae fidei , at partem acatholicam majori zelo 
religioni acatholicae deditam: promissiones ab his datae non. essent 
opportunae memoratamque certitudinem moralem non praeberent. 

Fingamus conjuges mixtae religionis habitaturos esse in regione, 
ubi nulla ecclesia vel schola eatholica esset , itaque educatio libe- 
rorum in religione eatholica difficillima vel prorsus impossibilis 
foret: promissiones ab iis datae non essent opportunae memoratam- 
que certitudinem moralem non praeberent. Apparet igitur , has et 
similes circumstantias sollerter explorandas et ponderandas esse 
solasque promissiones, etiamsi juramento confirmatae essent, minime 
sufficere. Parochus autem omnes has circumstantias una cum suo 
ipsius judicio in porrigendis litteris supplieibus ad Ordinarium aperte 
et ingenua referre debet. 

6. Ad has opportunas cautiones etiam accedere debent causae 
graves, ut ab ecclesia super impedimento mixtae religionis dispen- 
seter. Hujusmodi causae graves potissimum eae sunt , quae* ad 
bonum publicum vel ad salutem animarum pertinent, si e. gr. 
sperare licet, fore ut per ineundum matrimonium mixtum liberi 
partis acatholicae ex priore matrimonio prognati in religione eatho- 
lica educentur, sive liberi ex priore matrimonio mixto prognati 
ecclesiae catholicae serventur, sive pars acatholica ad religionem 
catholicam convertatur , ; sive scandala ex sponsae diffamatione ori- 
tura evitentur. Causae , quae tantummodo ad commoda privata 
pertinent, ex. gr. angustia loci, incompetentia dotis, aetas sponsae 
superadulta et quae ejusdem sunt generis , minoris momenti sunt, 
attamen in litteris supplieibus seeundum veritatem afforri possunt et 
debent. Ceterum per se quisque videt, causas dispensandi graviores 
esse debere , si praeter istud impedimentum mixtae religionis etiam 
aliä impedimenta ineundo matrimonio mixto obstant. 

7. Dispensation ecclesiastica impetrata vi indulti Aposto- 
lici in hac Dioecesi matrimonia mixta etiam loco sacro contrahi 
licet. 

8. Si dispensatione ecclesiastica non impetrata nihilominus ejus- 
modi matrimonia coram ministro acatholico contrahuntur, vel valide 
vel invalide contrahuntur. Valide, quamquam illicite ex declaratione 
summi Pontificis Pii VIII. in his regionibus contrahuntur, si »non 
servata forma a Tridentino Goncilio praescripta eisdem nuUum 
aliud obstat canonicum dirimens impedimentum;« invalide con- 
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trahuntur , si etiam unum alterumque impedimentum dirimens iis 
obstat. 

Si valide sed illicite contracta sunt, conjux catholicus, etiamsi 
abstinendum erit a censuris in eum nominathn exprimendis sacra- 
mentali absolutione et sacra communione indignus habendus est, 
douec resipuerit et »suis obligationibus , ei praesertim , qua erga 
suos filios ipse semper tenebitur, ad catholicam videlicet illorum 
omnium educationem pro viribus seduloque curandam satisfeeerit.« 

Si invalide contracta sunt, parochus ad Ordinarium referre debet, 
ut in putativum conjugem catholicum tanquam publicum concubina- 
rium procedi queat. 

Cap. 51; Quid parochis in faciendis publicis sponsorum de- 
nuntiatiotiibus observandum sit. Ineundo matrimonio praemitti debent 
publicae sponsorum denuntiationes vel proclamationes juxta prae- 
scriptum sacrosanctae Synodi Tridentinae , quae sacri Lateranensis 
Concilii sub Innocentio III. celebrati vestigiis inhaerendo praecipit, 
»ut, antequam matrimonium contrahatür, ter a proprio contrahentium 
parocho tribus continuis diebus festivis in ecclesia inter missarum 
solemnia publice denuntietur, inter quos matrimonium sit contrahen- 
dum.« (Sess. XXIV. decr. de reform, matrim.) Quae quidefn lex 
ecclesiastica secundum omnes et singulas suas partes stricte obser- 
vanda est. (Cfr. Bit. App. pag. 50.) 

Primum igitur hae proclamationes fieri debent diebus festivis, 
sub quibus intelligendi sunt dies dominicae et festa fori, quae ex 
praecepto ecclesiae celebrantur, minime autem festa, quae pro foro 
externo suppressa sunt, ex. gr. feriae tertiae Pasch, et Pentec. 

Bernde fieri debent tribus continuis diebus festivis, i. e. diejms 
dominicis et festivis immediate se invicem subsequentibus , ita ut 
inter singulas denuntiationes non nimis longum intervallum inter« 
ponatur. Quocirca statuimus et ordinamus, ut, si inter unam et 
alteram proclamationem vel inter ultimam proclamationem et cele- 
bratioiiem nuptiarum longius sex septimanis tempus interjectum 
fuerit , proclamationes repetantur. Sed ex altera parte inter unam 
et alteram proclamationem et inter tertiam proclamationem et cele- 
brationem nuptiarum certe spatium unius diei interjacere debet, ut 
matrimonii impedimenta, si quae forsan subsint, detegi et ad 
paroöhum deferri possint. Quam ob eandem causam ordinamus, ut 
regulariter proclamationes fiant tribus continuis dominicis. 

Porro fieri debent proclamationes nuptiarum in ecdesia et 
quidem in ecdesia parochiali, non igitur neque in ecdesüs regtdarir 
bus, nisi eae forsitan simul ecclesiae parochiales sint, neque in 
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axpdlisi vm eae forsitan siraul ecclesiae parochiales sint, neque in 
capellis, nisi forsitan tota parochia pro audiendo sacro ad eas 
processerit. 

Tum proclamationes nuptiarum fieri debent inter missarum 
solemnia, i. e. inter mismm parochialem, quae fere ubique solet esse 
smmum sacrum, vel inter concionera sacram (vel ante vel post 
eam), quae cum summo sacro conjungitur. Permittitur tarnen, ut, 
si forsitan inter summum sacrum per oblivionem aliasque causas 
intermissae fuerint, etiam horis pomeridianis dum cantantttr Vesperae 
vel solemnes precationes peraguntur, in ecclesia fiant. 

Denique faciendae sunt proclamationes a proprio contrahen- 
tium parocho vel a sacerdote ab eo delegato. ftroprius autem con- 
trahentium parochus is est, in cujus parochia nupturientes habitant, 
sive ibi babeant domicilium verum sive quasi-domkilium. 

Si nupturientes non in eadem, sed in diversis parochiis habitant, 
denuntiari debent a parochis utriusque et in utriusque ecolesiis 
pajrochialibus. Si uterque yel alteruter priore tempore aliis in paro- 
chiis habitabat et nondum per unius anni tempus in ea parochia 
habitat, ubi tempore proclamationis habitat, non satis est, ut pro- 
clamationes in ecclesia novi sui domicilii fiant, sed his etiam pro- 
clamationes in ecclesia vel in ecclesiis loci vel locorum prioris domi- 
cilii, sive veri, sive quasi-domicilii, accedefre debent. 

Quod fotfaam harum proclamationum attinet, exprimenda sunt 
nupturientium nomina , cognomina et origo , itemque nomina et 
cognomina parentum sive vivorum sive deftinctorum, nee non, si 
unus sponsorum vel alteruter viduus sit, defuneti conjugis. In 
singulis proclamationibus etiam exprimi debet, an sit prima vel 
seeunda vel tertia. Si unus vel alteruter sponsorum illegitimus sit, 
haec circumstantia non exprimatur. 

Unam vel alteram vel omnes tres proclamationes non quidem 
parochus, sed, quoad id pendet ab "ecclesia, e# gravibus causis epis- 
copus remittere potest. (Gonc. Trid. Sees. XXIV. decr. de reform, 
matrim.) Hae quidem graves causae sunt ex. gr. probabilis sus- 
picio, matrimonium malitiose impediri posse, vitatio gravis damni 
sive spiritualis sive temporalis, evitatio gravis scandali, iraminens 
vitae periculum. Quae quidem si revera existent, parochorum 
prudentiae et judicio relinquitur, sincere illis exponendis nomine 
sponsorum dispensationem super hac re ab Episcopo petere ab 
eoque ulteriora exspeetare. 

Sed pro casu urgentissimae necessitatis, quando scilioet unus vel 
alteruter sponsorum in articulo mortis constitutus sit et legitimwda 
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sit proles, parochis poteettatem remittendi denuntiationes hiace 
subdelegamus. 

Cap. 52. Impedimenta malrinwnii a fidelibus ad parochutn 
deferenda et istiusmodi delationes a paroeho religiöse examir^andae 
sunt. Quoniam proclamationibus matrimonii potissimum hie finis 
propositus est, ut impedimenta matrimonii, si qnae subsunt, dete- 
gantur et manifestentur, curatores animarum fidelds sibi commissos, 
si se eis occasio obtulerit , de eö monebunt eisque exponent , si qui 
impedimenta ineundi matrimonii noverint vel detexerint, hos ad ea 
paroeho manifestanda graviter obligari; et ab hae gravi obligatione 
nonnisi eos liberari, qui absque fractione sigilli , vel laesione pecu- 
liarura muneris sui officiorum vel absque suo sive suorum gravi 
detrimento ei satisfaeere nequeant. 

Paroehus autem , simulatque ei inter proelamaüones aliquod 
impedimentum ineundi matrimonii per aliquem manifestatum sit vel 
per rumorem, famam sive quoeunque alio modo tamquam probabile 
innotuerit, ex gravissimo muneris sui officio tenetur omni, qua par 
est, studio et circumspectione de rei veritate indagare. Examinare 
igitur debet, num persona, quae ad se detulit impedimentum, testis 
omni exceptione major sit , nam matrimonio nondum contracto jam 
unus testis omni exceptione major, ad probandum impedimentum 
sufficit. Sin vero testis fide non ita dignus sit, indagare debet, 
num quae forsitan alia indicia vel documenta adsint, quibus testi- 
monium illius testis confirmari possit. Si per rumorem vel famam 
impedimentum quoddam ipsi tanquam probabile innotuerit , sedulo 
indagare debet, undenam iste rumor exortus sit et quonam funda- 
mento nitatur. Qua quidem indagatione si exsistentiam impedimenti 
moraliter certo cognoverit, minime ad ulteriores pröelamationes vel 
ad copulationem nupturientium proeedendum est , sed nupturientes 
graviter monendi sunt , ut a proposito suo desistant vel id agant, 
ut impedimentum removeatur, si omnino removeri queat. Sin vero 
illa indagatione ipsi de exsistentia impedimenti nonnisi probabilis 
suborta sit dubitatio quae certis contrariis argumentis removeri ne- 
queat, sunt quidem ulteriores pröelamationes vel copulatio nupturien- 
tium etiam intermittendae , sed simul tota eausa est referenda ad 
Ordinarium ab eoque ulteriora mandata exspeetanda sunt. 

Ceterum per se intelligitur, impedimentum matrimonii ex con- 
fesmne sacramentali cognitum nonnisi poenitente id expresse per- 
mittente manifestari debere et paroeho ipsi, qui solummodo ex eonfes- 
sione impedimentum aliquod noverit, potius ineundo irrUo matri- 
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raonio assistendum , quam sigillum confessionale ullo modo frangen- 
dum esse. 

Gap. 53. De celebratione nuptiartm. Ad valorem matrimonii 
requiritur, ut praesente parocho proprio vel alio sacerdote de ipsius 
parochi seu Ordinarii licentia et duobus vel tribus testibus contra- 
hatur (Conc. Tr. Sess. XXIV. decret. de reform. matr. c. 1.). 

Parochus autem proprius is habendus est, in cujus parochia vel 
sponsus vel sponsa domicilium verum vel quasi -domicilium habet. 
Quodsi nupturientes in duabus diversis parochiis habitant ., tarn pa- 
rochus sponsi quam parochus sponsae proprius parochus est. 

li, qui nee verum nee quasi- domicilium alieubi habent, sed vagi 
sunt, non debent copulari, priusquam ab Ordinario licentia impe- 
trata fuerit. 

Eorum sponsorum matrimonio, qui sacramenta poenitentiae et 
eucharistiae reeipere renuunt, vel qui publici peccatores vel exeommuni- 
cati et nöndum reconciliati sunt, absque licentia ab Ordinario impe- 
trata parochus assistere non debet. 

Matrimonium solummodo in ecclesia contrahatur, nisi ob causas 
extraordinarias ab Episcopo obtenta fuerit dispensatio (Bit. Bom. 
Conc. C. Pr. P. II. c. 16.). 

Benovamus etiam sanetiones postremae Synodi Provincialis Co- 
loniensfe, ut matrimonium tempore antemerediano contrahatur, 
ut sponsi habitu honesto minimeque laseivo, qui quum semper tum 
in ecclesia et in re sacra abesse debet, compareant omniaque, quae 
domum Dei ac rem sacram dedecent, proeul habeantur (L. c). 

Tempus clausuni ä ss. Synodo Tridentina restrictum diligenter 
observetur. Si tarnen ex legitima et urgente causa aliqui per dispen- 
sationem Ordinarii ad matrimonium illo tempore contrahendum ad- 
mittantur, abstineatur ex una parte a celebranda missa pro sponsis 
vel benedictione sponsorum vel a commemoratione nuptiarum in missa 
et ex altera parte a solennitate nuptialis convivii, a choreis aliisque 
laetitiae mundanae signis, quae tempori non congruunt. 

Quod celebrationem missae pro sponsis vel commemorationem 
nuptiarum in missa attinet, rubricae stricte observandae sunt. 

Denique parochi hon omittant, tarn publice quam privatim fideles 
iterum iterumque monere, ut dies nuptiarum non profanentur vel per- 
dantur per inhonestas vel tumultuosas oblectationes, per laseivas sal- 
tationes , immoderatas compotationes aliosque excessus , sed in omni 
modestia et honestate, tanquam Christus adesset, transigantur. 

Cap. 54. De matrimonii invalide contracti revdlidatione. Si 
ob defeetam consensus Vel ob aliud quoddam sublate&s impedimentum 
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matrimonium invalide contractum est, parochus vel presbyter curatus, 
cui nullitas matrimonii sive in confessione äacramentali sive extra con- 
fessionem innotuerit, oportet singulari prudentia et circumspectione 
utatur, ut id agat, quod et privatae saluti conjugum putativorum vel 
genitorum ab iis liberorum et bono oommuni conveniat. 

Ante omnia ei dispiciendum erit, num matrimonium sanabile sit 
nee ne. Si sanabile sit, plerumque operam suam interponere debebit, 
ut sanetur, quippe quum ex separatione conjugum putativorum ple- 
rumque pericula spiritualia, gravia scandala et multa incommoda 
exoriri soleant. Sed quanam ratione in sanandis talibus matrimo&iis 
invalide contractis proeedendum sit, ex probatis auetoribus ediscen- 
dorn est. 

, Sin vero matrimonium insanabile sit, quandoquidem iinpedimen- 
tum obstans sit indispensabile, quaeritur, num nullitas matrimonii 
oeculta an publica sit Si publica sit, parochus omnem operam im- 
pendere debet, ut cenjuges putativi separentur. Sin vero nullitas 
matrimonii oeculta sit et ex una parte neutri conjugum cognita et ex 
altera parte eorum separatio sine gravi scandälo vel damno fieri ne- 
queat, in bona fide* relinquendi sunt Sin vero nullitas uni conjugum 
putativorum cognita sit, is etiam alterum de nullitate certiorem red- 
dere debet, et utrique ab usu^natrimonii abstinendum est, atvero, si 
poriculum incontinentiae non sit timendum, eis pro rerum conditione 
permitti poterit, ut adinstar fratris et sororis cohabitent. 

üap. 55. De divortio. Inter omnes constat, matrimonium inter 
christianos ratum et consummatum quoad vinculum nonnisi morte 
solvi posse. Idcirco meminerint parochi et animarum euratores, se 
nullo modo, si a judieiis civilibus dissolutio valide contracti matri- 
monii attentaretur, ad id cooperari debere, proindeque. istis judieiis 
ne litteras quidem testimoniales exhibendas esse de facto a se tepta» 
mine conjuges inter se invicem reconciliandi. Sed divortium, i. e. se- 
paratio conjugum quoad thorum et mensam, ex gravibus causis fieri 
potest vel ad certum quoddam tempus vel ad tempus vitae. Sed con- 
juges, qui de isto divortio faciendo cogitant vel se invicem ultro jam 
deseruerunt, docendi et monendi sunt, ejusmodi divortium neque pro- 
pria ipsorum auetoritate neque a judieiis civilibus, sed nonnisi per 
judices ecclesiasticos , ad quos causae matrimoniales spectent (Conc. 
Trid. Sess. XXIV. de sacr. matr. can. 12.), licite fieri posse. 

Pariter vero parochi, quidquid poterunt, tentabunt, ut tales €on- 
juges, priusquam causam suam judicio ecclesiastico submittant, recon- 
cilientur; quod si iis opitulaute gratia divina obtinget, tarn erga eos 
ipsosquam erga eorum familiam magnum opus misericordiae exercebunt. 
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III. De sacramentalibus. 

Gap. 56. De sacramenialibus sive bmedicüonibus ecclesiasticis 
feneratim. Sacramentoram quandam sunilftudinem gerunt beaedic- 
tienes illae ecclesiasticae, quae iade etiam usitaio nomine sacramen- 
taiium vel sacrameniorum mmorum appellantur. Nara etiam hae 
benedictiones ecclesiasticae fidelibns multa variaque bona oonferunt, 
quamquam neqne aeqne magna beneicia atqoe sacramenta, neque 
aeque infallibili effeetu. Non enim, sicuti sacramenta, excellens illud 
bonnm gratiae sanctificantis conferunt, sed alia minora bona, quae pro 
beaedktionis diversitate et vario rernm benedidarum usa diversa esse 
et tarn ad animae quam ad corporis salutem pertinere possant. Neque 
ea bona infallibili modo et ex opere operato conferunt, sicut sacra- 
menta rite dispositis conferunt gratiam, sed conferunt per modum 
itnpetrationis, ita ut inter sacramenta et ondas quasdam religiosas 
caeremonias, quae ultiores res nonnisi significant earumque desiderium 
vel ainorem excitant, quasi medium teneant Horum igitur sacramen- 
talium yel benedictionum administratio etiam saeri ministerii pars 
babeada est 

Cap. 57. Quod fideles de pio saerwmenkilium vel benedictiomm 
rerumque benediefarum usu düigenter docendi et mtmendi siwt, Sin- 
gula quidem sacramentalia vel benedictiones kstitutione ecclesiae fun- 
dantur, sed benedicendi virtutem Christus Dominus, ex quo omnis 
benedictio effluit, ecclesiae suae impertivit. Nam frtwtra Jesus 
Christus Apostolis suis eorumque successoribus benedicendi res et 
personas mandatum reliquisset, nisi et ipsis benedicendi virtutem in- 
didisset. *Quodsi,c ut inquit Apostolus Jaoobus (Jacob. 5, 16.), »med- 
ium valet deprecatio justi assidua,« quanto plus valet oratio et be- 
nedictio totius ecclesiae, cujus nomine et auetoritate benedictiones 
ecclesiasticae ab ejus ministris perficiuntur. Has igitur benedictiones 
eeclesiae spernere est Dominum ipsum spernere, qui ecclesiae suae 
benedicendi et mandatum dedit et virtutem. De qua quidem vi et 
vartate benedietienum eceiesiasticarum paroeki fideles sibi comtnissos 
düigenter instruant et de recto pioque earum usu, qui a diffidentia 
aeque remotus est atque a euperstitione , eos iterum iterumque mo- 
neant. Saepe etiam eis in memoriam revocent illud effatum Domini- 
cum: »Euge serve bone et fidelis, quia super pauca fuisti fidelis, 
super multa te constituam« (Matth. 25, 23»), ipsisque persuadfeant, in 
rebus, quae ad animae salutem pertinent, saepe ab üb, quae minima 
appareant, pendere maxinia. Inprimis vere ipsis persuaieant , ut 
aquam bemediciam in vasoulis etiam in dorotbus mis privatis, prae- 
seitim » cubioulis asservent eaque quotidie et saepius pie se asper- 
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gant. Quo quidera remedio pie utendo quot jam Christi fideles ver- 
sutiam diabolieae fraudis fefellerunt et contra omnes ejus aggressus 
fortiterse defenderunt, itaque vim illius remedii in se ipsis eiperti 
sunt! Sed curatores animarum etiam ipsi fidelibus sibi commissis pio 
rerum benedictanun usü praeluceant. 

Cap. 58. Quid m admmistrandis benedidionibus curaknibus 
animarum öbservandtm $it. 1. Constat benedictiones ecclesiasticas 
multipliciter inter se distingui. Aliae enim benedictiones sunt, qui- 
bus personae, aliae, quibus res inanimatae vel irrationales (ecclesiae, 
domus, vestes, fruges, animalia) benedicnntur ; aliae sunt, quae verbiß 
et signis peraguntnr (benedictiones verbales), aliae, quae peraguntar 
etiam adhibenda unctione olei vel chrismatis (benedictiones reales), 
aliae sunt, quae res vel personas, super quibus nomen Dei invocatur, 
in suo natural! statu relinquunt nee ad sacrarum rerum ordinem ele- 
vant (benedictiones invocativae), aliae, per quas personae vel res bene- 
dietae ad divinum eultum destinantur et in statu permanenti rei sa- 
erae cvnstituwitur, ita ut hunc statum, per benedictionem reeeptum, 
amplius non iramutent neque ad usus profanos transferri posBint (be- 
nedictiones constitutivae). Sed omnibus his benedietionum distinctio- 
nibus, quae ad hunc locum minus pertinent, praetermissis benedictiones 
etiam eo inter se differunt, quod aliae ab aliis personis ecclesiasticis 
administrandae sint. Noanullae enim benedictiones nonnisi a summis 
Pofdificibns adijainistrantur, ab ipsis nempe benedieuntur agni Dei, 
pallia pro pastoribus ecclesüfce, gladii pro regibus vel prineipibus 
catholicis, rosae pro reginis vel feraininis prineipibus catholicis ; non- 
nullae benedictiones peraguntur ab Episcopis ad salutem spiritualem 
vel temporalem dioecesium suartun vel regnorum; ab ipsis enim 
benedieuntur 

a. illae personae, quae servitio Dei et ecclesiae se dedicant 
sive suseipiant ecclesiasticum munus (ordinationes ad ordines mino- 
res, benedictio abbatis) sive ingrediantur statum sacrum (benedictio 
abbatissae , benedictio et consecratio virginum) ; sive denique susei- 
piant patrooinium ecclesiae externum (benedictio et coronatio regis, 
reginae ut regni dominae, regis in eonsortem electi, benedictio novi 
militis) ; 

b. illae res, quae vel speetant ad publicum eultum divinum, 
sacrificium missae vel sacramenta (benedictio primarii lapidis pro 
ecclesia aedificanda, dedicatio sive consecratio ecclesiae, consecratio 
altaris, benedictio coemeterii, reoonciliatio ecclesiae et coemeterii, 
consecratio patenae et calicis, benedictio vestium sacerdotalium, cor- 
poralium, mapparum, noroe crucis [nempe crucis coemeterii aliarumque 
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publice exponendarum] , imaginum B. M. V. alioruraque Sanctorum, 
sacrorum vasorum aliorumque ornamentorum, tabernaculi, capsarum 
pro reliquiis, campanae, benedictio ss. oleorum) vel quae ad exter- 
nam ecclesiae defensionem destinatae sunt (benedictio et impositio 
crucis proficiscentibus in subsidium et defensionem fidei christianae, 
benedictio armorum, ensis, vexilli bellici). * 

A parochis denique et presbyterxs peraguntur ad spiritualem 
vel temporalem vel totius parocbiae vel singularum animarum ipsis 
commissarum curam benedictiones per annum regulariter redeuntes, 
nempe bepedictio luminum, cineris, palmarum, ignis paschalis, can- 
delae paschalis, fontis baptismalis, vel illae,' quae Dioecesi Nostrae 
propriae sunt, benedictio herbarum in festo assümptionis B. M. V*, 
benedictio candelarum in festo S. Blasii, benedictio vini in die S. 
Joannis Evangelisticae , benedictio salis vel pabuli pro animalibus, 
benedictio in peste et afflictione animalium, benedictio domus a dae- 
monio vexatae. Itemque benedictio aquae lustralis diebus dominitis 
et quandocunque opus fuerit, benedictio communis super fruges et 
vineas,, novorum fructuum, preces ad repellendam tempestatem; de- 
nique ad usum vel salutem singulorum: benedictio mulieres post 
partum, candelarum, dojnorum, loci, domus novae, thalami, novae 
navis, peregrinorum, benedictiones esculentorum. 

2. »Noverit« igitur »sacerdos, quarum rerum benedictiones ad 
ipsum et quae ad Episcopum suo jure pertineant, ne majoris digni- 
tatis munera temere aut imperite unquam usurpet propria auctori- 
tate« (Bit. B.). Nonnullae enim benedictiones Episcopis tarn propriae 
sunt, ut presbyteris nonnisi vi specialis indulti Apostolici competant 
(ex. gr. consecratio ecclesiarum) , aliae quidem Episcopis reservatae 
sunt, sed presbyteris ab ipsis delegari possunt sive propria auctori- 
tate (benedictio primarii lapidis pro ecclesia aedificanda, benedictio 
eccleßiae vel oratorii publici, benedictio coemeterii, reconciliatio 
ecclesiae pollutae, quae nondura consecrata erat, sive reconciliatio 
coemeterii, si non polluta est ecclesia), sive vi indulti Apostolici, ex;. 
gr. quinquennalium facultatum (benedictio vestium sacerdotalium, 
mapparum, corporalium, vasculorum proS. Eucharistia, novae crucis 
vel imaginis publice exponendae). Nonnullae denique benedictiones, 
quae presbyteris propriae sunt , jure cemmuni parochis reservantur, 
ita quidem, ut alius sacerdos nonnisi licentia ab ipsis impetrata eas 
peragere possit, nempe benedictio nuptialis, benedictio mulierum post 
partum, benedictio fontis baptismalis. 

3. Denique curatores animarum benedictiones, quae ipsis com* 
petunt, peragant in fide, cum omni devotione et pietate et id quidem 
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noh aliis ritibus, caeremoniis et precationibus , quam iis, quae iü 
Ritaali Romano continentur vel ipsi conformes sunt (S. R. C. 7; 
Apr. 1832.). 

Sin vero forte pro peragenda qnadam benedictione formula le- 
gitime approbata vel permissa non existat, sciant, secundum deci- 
sionem S. R. G. producendum esse Signum crucis saper re benedi- 
cenda cum formula: »in nomine Patris ....«, deinde rem ipsam 
absque cereo accenso cum aqua benedicta aspergendam esse (S. R. C. 
12. Aug. 1854. ad 68.). 

Postremo illam Ritualis Romani rubricam observent, ut »in 
omni benedictione sacerdos saltem superpelliceo et stola pro ratione 
temporis utatur, nisi aliter in Missali notetur,« itemque, ut »habeat 
ministrum cum vase aquae benedictae et aspergillo et cum Rituali 
libro seu Missali.« 

Cap. 59. De exorctsmis. Firma fide tenendum est, permit- 
tente Deo daemones etiam corpora hominum obsidendi habere facul- 
tatem. Secl Jesus Christus, qui daemonibus imperavit eosque ex 
obsessis ejecit, etiam discipulis suis et omnibus fidelibus super eis 
potestatem dedit. »Magna« enim, ut ait ille celeberrimus Eremita- 
rum Patriarcha Antonius (In vita apud Athanas.), »adversus daemo- 
nes arma sunt vita sincera et intemerata ad Deum fides. Oredite, 
inquit, mihi eiperto, pertimescit Satanas reete viventium vigilias, 
orationes, jejunia, mansuetudinem , voluntariam paupertatem, vanae 
gloriae contemptum, humilitatem, misericordiam, viae dominatum et 
praecipue cordis purum erga Christum amorem. Novit deterrimus 
coluber ex praecepto Domini, sub justorum se jacere vestigiis, qui ait : 
Ecce dedi vobis potestatem calcandi super serpentes et scorpiones et 
super omnem virtutem inimici« (Luc 10, 19.). Sed praeter hanc 
genercdem super daemonibus potestatem, quae a Christo Domino Om- 
nibus fidelibus concessa est, specialis quaedam super eisdem potestas 
tributa est ecclesiae, quam vi ordinis Exorcistatus in persona Christi 
ipsius exercet. Quamquam vero ex una parte hie Exorcismorum usus 
ex divina institutione repetendus est et Apostolica traditione univer- 
salique ecclesiae consuetudine et praescripto fundatur, tarnen ex al- 
tera parte prudenter et sollicite cavendum est, ne exinde impii occa- 
sionem imdendi et cavillandi capessere possint et infirmis scandala 
aliaque incommoda gignantur. Quare antiquae Synodi hujus Dioece- 
seos sanetionem renovamus, ut nullus omnino in civitate ac Dioecesi 
Nostra Paderbornensi posthac praesumat exoreizare vel judicare, air 
aliquis sit vel non sit obsessus, sine Nostra Nostrive Vicarii in Spiri- 
tualibus Generalis facultate per praesentes seu alias scripto obtenta. 

Archiv far Kirchenrecht. XX. 27 
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Licentiara porro Exorcismi utendi a Nobis vel antedicto Nostro Vi« 
cario adeptus et deinceps adepturus, licet operetur in persona eccle- 
siae et eatenus preces sint Deo gratae et effectu suo non careant, sit 
nihilominus pura et munda cumprimis conscientia, profunda hurailitate 
ac ferventi in Deum fide et fiducia in divina tntela et ope, orationi et 
jejunio aliisque sub iisdem comprehensis piis operibns deditus, quibus 
homo contra maleficia et daemonis raachinationes maxime praemuni- 
tnr ; ad id muneris obeundum accedat in ejusdemque functione gra- 
viter, pie ac religiöse se gerat, nee aliis quam in Rituali Romano 
Dioecesi huic Nostrae aecommodato praescriptis utatur Exorcismis, 
preeibus et caeremonüs, quantumeunque piae et bonae appareant, 
sine Nostra Nostrive Vicarii supradicti permissione (Synod. Dioec. 
p. I. tit. 9.). 

Pais tertia. De disciplina eedesiastica. 
I. De disciplina popidi christiani. 

Cap. 1. Qitonam omnis disciplina christiana tendat. Onanis 
disciplina popuii christiani in eo vertitur, ut ex grege Jesu Christi 
malum peecati removeatnr et bonum virtutis christianae in eo pro- 
moveatur 

Cap. 2. Quod malum ex populo christiano omni studio re- 
movendum sit .... Videant igitur curatores animarum , quonam 
potisgimum labores sui dirigendi sint ac contra quos et quales hostes 
hodiernis temporibus potissimum proelia Dei sint pugnanda. Pugnent 
ea proelia fortiter et indefesse, sed sciant fortitudini in pugnando haec 
proelia etiam parem esse debere prudentiam et discretionem. 

1. Memores effati saneti Gregorii Magni quod »vita pastorum 
vigiliac (Greg. M. Ep. 1, 79.) pastores cuiatoresque animarum solli- 
oite vigilent, ne omnino gliscens aliquod in grege sibi commisso ma- 
lum prorumpat, sed ut tanquam in genuine suo extinguatur. Invi- 
gilent inprimis juventuti, ne laqueos insidiatoris inetirrat. Arceant 
adolescentes et juvenes a consuetudine perversorum hominum, incantos 
moneant, leviores objurgent, periclitantes faueibus rugientis leonis 
conentur eripere. Pugnent, quo meliori modo possuut, contra choreas 
et tumultuosas publicas oblectationes , contra frequentationes taber- 
narum et commercia compotationum, contra ludos theatrales, contra 
leviores inter adolescentes et virgines familiaritates oecultosque eorum 
conventus, sive potius conventicula aliasque res similes, quae pecca- 
torum occasiones et pericula esse solent. Moneant amanter et oppor- 
tune, moneant serio et importune, moneant publice, moneant privatim, 
moneant etiam parentes eorumque vigilantiam excitent. 
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Si conatibus et laboribus suis successus nou illico reftpond$at> 
hob cadant aninio, sed Dei meminerint causam esse, pro qua pugnent. 
non. suam, Deumque suam causam defensurum esse, dummodo nos 
ipsi id faciamus, quod facere possumus* Ad praeeavenda certa quae- 
dam communia in paröchiis suis pericula vel peccata et scandala 
etiam viros laicos honestos adjutores sibi adseiscani vel pro reruai 
conditione etiam magistratus civiles. Qui quidem quo promptius ad 
praeeavenda graviora quaedsum pericula peccatorura vei scandala in 
paröchiis adjutrices manus sibi porrigant , eorum aairaos sibi pro- 
,pensos efficere studeant et quaatum in seest et sine laesione officio- 
rum suorum id fieri potest, cum eis pacem et conoordiam servent 
et. foveant. 

2. Si gliscentia in paröchiis suis mala exstinguere et scandala 
quaedam impedire jiqu potüerint, certe omni, qua possimt, vi majorem 
noriam impedire et scandala removere studeant. »Ad hoc« ewm, 
aitS. Augustinus, »speculatores h. e. populorum praepositi consfcituti 
sunt in ecclesiis , ut non parcant objurgando peccata« (Aug* C, P. 
1» 1: c. 9.). Publica peccata et crimina etiam publice objurgeni, n$, 
etiamsi publici peccatores ad frugem meliorem non redeant, .aUi 
audaciores fiant eorumque perversis exemplis trahantur. Iras et hri- 
micitias parochianorum suorum componant, publica blasphemiae, adnl- 
terii, concubinatus , fornicationis, usurarum et simüia .scandalosa 
crimina, quae ad cognitionem et correctionein ecclesiae pertinent, seria 
graviqtie commonitione atque iaterpositione corrigere studeant et ubi 
monitione sua non profecerint, Nos vel Officiales Nostros ad coercea- 
dos et puniendos pertinaces implorent (Syn. Dioec. p. III. tit. 2.). 

Gap. 3. Quod bonum in popido ehrisHuno omni studio pro- 
movendum siL 

Oap. 4. Quod sodalitates fovendae et sollicite prudttoterque 
dirigendae sink .... Foveant praecipue. illas sodalitates, quarum 
statuta ita comparata sunt, ut abusibus, excessibus vel vitiis, in pa- 
röchiis suis maxime divulgatis, tanquam munimentum quoddam se 
opponant vel quae urgentibus totius ecclesiae necessitatibus maxime 
congruant et suceurränt. Harum numero inter alias accensendae 
sunt: ; sodalitas S. Francisci Xaverii ad fidem catholicam inter infi- 
deles propagandam ; sodalitas S. Bonifacii ad cafcholieos in regionibus 
Germaniae inter acatholicos commorantes in saneta religione catho- 
lica conservandos et sublevandos; sodalitas S. Petri ad exorandum a 
Deoomnium aberrantium in ecclesiae sinum revoc^tionem; sodalitas 
S. Miehadis ad necessitates S. Sedis Apostolicae sublevandas. 

Illarum vero numero inprimi» accenseri debent: sodalitas B. 

27* 
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Cordts Jesu nee non B. Cordts Mariae, ad exorandam a Deo con- 
versionem peccatorum ; sodälitas de doctrina ehristiana, quam supra 
jam coraraendavimu8 ; sodälitas de ss. Sacratnento ad hoc augustissimum 
mysterium singulari amore venerandmu ; confraterntias temperantiae 
sub titulo Beatae Mariae Virginia ; sodalitates Marianae, sodalitates tum 
juvenum tum puellarum ad retrahendam ehristianam juventutera a choreis 
aliisque mundi vanitatibus et illecebris, in oppidis consociatio jmiio- 
rum opifieuni ad hos a corruptela tutandos atque tum in opifteii re- 
bus tum in doetrina ehristiana instituendos. 

Videant igitur paroehi, quaenam harum sodalitatum ipsorura 
parochiae magis congruant vel rei catholicae plus utilitatis afferani 
Videant etiam, an institutae in ecclesiis suis sodalitates legitime 
ereetae sint, et enrent, ut postea erigendae legitime et canonice 
erigantur. Ad id vero seeundum constitutionem dementia VIII. 
(Constit. »Quaecunque« d. 7. Dec. 1604 promulg. a. S. C. Ind. 27. Dec. 
1706. Cfr. Rit. App. pag. 103.) requiritur , ut nonnisi una sodälitas 
ejusdem nominis et instiMi in eadem ecclesia et urbe, vel oppido 
vel vioo instituatur, neque in alio quoque loco ultra horam ab eccle- 
sia, ubi aliqua sodälitas ejusdem nominis et instituti ereeta est 
(exceptis tantum sodalitate de Ss. Sacramento et de doctrina ehristiana, 
quae in qualibet ecclesia parochiali erigi possunt); (S. C, Indul. 7. 
Febr. 1607.) deinde ut erectio fiat de consensu Ordinarii, a quo etiam 
statuta sodalitatum eiaminanda et approbanda sunt, nee non ut 
gratiae et indulgentiae sodalitati concessae nonnisi praevia Ordinarii 
eognitione promulgentur, ut confessarii sodalitatis ab ipso approben- 
tur, denique ut ab Ordinario praescribatur, quanam ratione a soda- 
litate eleemosynae excipiendae et ad quos pios usus eae erogandae sint. 

2. Sed non satis «st, ut ejusmodi piorum consociationes et 
sodalitates in parochiis ereetae sint et existent, sed eae etiam solli- 
cite et prudenter ad finem suum dirigendae sunt. Etiam ad eas 
pertinet illud Domini effatüm: »Spiritus est, qui vivificat, coro non 
prodesi quidqmm.« 

IL De diseiplina Cleri. 

Cap. 5. Quaenam discipUnae clericalis summa sü. Omnis 
diseiplina clericalis his duabus rebus comprehenditur, primum ut viri 
ecclesiastici particularia officia status et muneris sui religiöse impleant, 
deinde ut vitue et virtutis christianae exemplo populo christiano 

praefulgeant 

A. De partictlarüms itatu clericalis et moaeris pasteralibu oticus. 

Cap. 6. De canonicis capitularibus. Canonici capitulares »quo 
majorem inter fratres adepti sunt gradum, eo majores esse debent 
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in eis Virtutum clericaüum splendor, pietas, zelus, humilitas, sacra- 
rum litterarum cultura et disciplinae ecclesiarticae juita sanctos Cat- 
nones observantia« (Conc. Prov. Auscit. 1851. Tit. IL C. V.). Cetera 
eorum officia particularia delineavit postreraa Synodus Provincialis, ad 
cujus deereta hie remitiere satis e^t (P. H. C. V.). 

Cap. 7. De deeanis ruralibus. Tales se exhibeant Deeani 
rurales, ut vere dici possint octrti Episcopi Ejusque Vicarii. 

Invigilent igitur in decanatibus suis tarn populi qualm oleri mo- 
ribus formandis et reformandis eultui divino rite peragendcf legumqu* 
eedediasticarum observationi. Quotannis singnlas parochias decauatus 
sui visitent de earumque statu ad Ordinariatum fideliter referant. 
Conferentias pastorales modo supra praescripto dirigant. 

Paci et concordiae inter presbyteros decanatus sui coraulant, 
dissidia, si quae inter eos exorta fuerint, ex aequo et bono componant, 
negligentiores excitent, delioquentes fraterne oorrigant, haesitantes 
consiliis suis adjuvent, omnibus exemplo suarum virtutum praeluceant. 
Etiam ipsorum est, paroches nominatos in possessionem introducere, 
iisdem morbo decumbentibus, si his placuerit, sacramenta adminietrare, 
defunetorum sepulturae et exsequiis praeesse, demque curare, ut ar- 
chivum parocbiale successori tradendum obseretur et vacantis pa- 
rochiae administrator provisorio modo constituatur (C. Pr. C. Pi. IL 
C. VIL). 

Cum Synodo Provinciali Coloniensi parochis concedimus facul- 
tatem tres e gremio capituli per schedulas secretas Ordinario desig- 
nandi, ex quibus is, quem digniorem et aptiorem judieaverit, deea- 
num nominabit. Quodsi nullus ex designatis rebus gerendis satis 
idonens esset vel alia de causa Ordinario conecientia interdiceret, ae 
quem ex Ulis delegatum suum constituat, ipse ex ceteris capituli 
parochis alium, quem dignum et idoneum putaverit, decanum nomi- 
nabit (L. c). 

Cap. 8. De definiforibus. Praeter decanum in singulis capi- 
tulis pro eorum ambitu vel unus vel duo definitores constitnantur, qui 
decanum in gerendis rebus gravioribus, quae ad totum capitulum 
speetant, consilio et ope fideliter adjuvent ac praeterea fabricarum 
bonorumque ecclesiasticorum enram ab Ordinariatu ipsis demandatam 
sollerter gerant. Etiam seeundum ordinem vices gerant decani legi- 
time impediti Si pro capitulorum ambitu duo definitores consti- 
tuendi sunt, unum Ordinarius nominabit, alterum parochi capituli 
per schedulas secretas Episcopo approbandum exhibeant; si unus 
tantummodo constitnendus est, etiam parochis permittimus, ut eum 
Nobis designent 
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Cap. 9. De parochis. Parocbi nunquam obliviscantur , ab 
ipsorum ciira et sollieitadine pastorali vel incuria et negligentia ple- 
rumque animarum sibi cOttimissarum pendere salutem vel perniciem. 
Egregie enim Sanctissimus Pater Pias IX. litteras encyclicas ad 
Episcopos scribens »neque ignoratio,« inquit, >majore diligentia Vobis 
in illorum praecipue mores et scientiam esse inquirendum, quibus ani- 
marum cura et regimen cammittitur, ut ipsi tanquam fideles multifor- 
mis gratiae Dei cßspensatores plebem sibi concreditam sacramentorum 
administratione , divini verbi praedicatione ae bonorum operum 
exemplo continenter pascere, juvare, eamque ad omnia religionis insti- 
tuta ac dwumenta informare atque ad salutis semitam perducere 
studeant. Intelligitis nimirum Parochis offieiMgnaris vel negUgen- 
tibus continuo et populörum mores proiabi et <3hristianam laxari disci- 
plinam et religionis cultum exsolvi atque oonvelli äc vitia omnia et 
corruptelas in ecclesiam facile invehi« («Qni pluribus« 20. Nov. 1846.). 

Vere igitar sint, qui vocantur, pastores animarum supremique 
pastoris imaginem , quantum id fieri possit ,■ in se exprfonant. Fri~ 
mum hunc bonum et supremum pastorem imitentur in eo, ut cognos- 
cant oves sm$. Cognoscant paroehianos suos singnlos explorentque, 
quanam praediti sint indole, quibusnam sint moribus, quam diligenter 
vel nögligenter ofücia religionis et status sui impleant, quibusnam tam 
corporalibus quam spiritualibus necessitatibus laborent. Quam ob 
causam interdum singulas parochiarum suarum famüias vel domos 
vieitent omnique humanitate ad humülimos quosque et abjectissimos 
se demittant eorumque querelis aurem et animum aperiant. Caveant # 
tarnen, ne curiosius vel importunms talibus negotiis se immisceant, 
quae ad suam curam non pertinent, multoque minus se unqn am par- 
tium studiis implicari patiantur. Id quoque attendant, ut quae de 
statu, animarum parochianorum suorum ipsis explorata sua*t, in pe- 
culiari librq, prout Eituale Romanum monet, accurate* oonscribani 
subindeque, ea, quae supplenda sunt, suppleant. 

Deinde \ero parocbi Christum, supremum pastorem, imitentur 
in pastorali zelo et amore. Quo si vere incensi sunt, id unum qoae- 
rent et omnes curas et sollicitudines suas eo intendent, ut tarn totius 
populi • bonum spiriUiale , quam singulornm salus procuretur. Sin- 
gularem vero curam gerent 

1. publici cuttus divini rite digneque peragendi. 
Omnia igitur,, quae de missae celebratione ejusque pro populo appli- 
Gatione, de administratione sacramentorum, de praedicatione verbi 
divini sup»exposita sunt, exacte observabunt. Praeterea, si in P a " 
rochiis suis duo vel plures presbyteri occupati sunt, curabunt parochi, 
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ut missae tarn diebus dominicis et festig, quam ferialibus eo tempore 
et ordine celebrentur, ut fidelibus commoda assistendi occasio prae-*- 
beatur (Conf. supra P. IL c. 5. itemque Conc. Pr. Col. P. IL c. VL). 
Presbyteros vero peregrinos, vagos vel ignotos litteris testimonialibus 
non praeditos ad celebrationem missae et administrationem* Sacra- 
mentorum in ecclösia sua sine Nostra vel Viearii Nostri licentia non 
admittant. Porro curabunt, ut supplicationes'mt processiones sollem- 
nes secundum ecclesiae statuta et diebus praescriptis cum decore 
et pietate habeantur ab eisque omnis armorum et tympanorum stre- 
pitus bellicosus vel clangor tubarum excludatur , excepto comitatu, 
quem Guardiam honorariam vocant (C. Pr. C. 1. c. Cfr. Hit. Manuale 
p. III. pag. 7.). Itemque curabunt, ut ab eeclesiis cultuque divino 
mtmcae eae, ubi sive organo sive cantu lascivum aut impurum ali- 
quid miscetur , arceantur (Conc. Trid. Sess. XXII. decr. de quibusd. 
observ. et evit. in celebr. missae.). 

Cantus sit modestus et gravis itaque comparatus, ut vere pios 
animi affectus ercitet populumque aedificet. Strepitus instrumentorum 
contusus et vocum magni conclamantium quam concinentium impetus 
et tumultus rem divinam dedecet ab eaque procul pellendus est (C. 
Pr. C. P. IL c. XX.). Neque ulla unquäm cantio, quae ab Ordinario 
non est approbata, in ecclesiis cantanda est. Pulsus organi rei sacrae 
adaptatus sit ; interludia profana, frivola vel nimis longa non toleren- 
tur. In missa tempore elevationis Organum vel omnino sileat vel 
cum omni melodia et gravitate pulsetur. 

Deinde paroehi singularem curam impendent 
2. ecclesiae sive aedibus meris 
omnibusque rebus, quae ad ecclesiae eultum et nitorem pertinent. Cu- 
rabunt, ut ecclesiae et omnes ejus partes mundaenitidaeque serven- 
tur. Munda sint praecipue altaria, saepius per annum expoliendaj 
candelabra, sacrae tabulae, imagines perpetuo niteant; pavimenta vero 
octavo quoque die verrantur. Inprimis linteamina, quae in ss. missae 
sacrifido vel in sacramentis administrandis adhibentur, praesertim, 
quae ss. Eucharistiam immediate tangunt, munda et nitida semper 
habeantur. Paramenta sint usui apta et integra, et variae illae su- 
pellectiles, quae in sacris officiis adhibentur, tali forma conficiantur, 
ut a suppellectilibus profano usui destinatis differant (C. Pr. C. 1. c. 
Cfr. Kit. App. s. v. Missa pag. 20.). 

Novae imagines, statuae, picturae in vexülis nullibi, nisi prius 
ab Ordinario examinatae et approbatae sint, perficiantur vel adhi- 
beantur. Caveatur omnis saecularis vanitas, levitas vel inusitata 
quaelibet forma imaginum aut statuaruiQ ornatus a catholicae et 
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apostolicae Ecclesiae Bomanae moribus alienus; exacteque ea obser- 
ventur, quae de sacris imaginibus tum sacrosancta et oecumenica Sy- 
nodus Tridentina, tarn Summus Fontifex Urbauus VIII. peculian hac 
super re edita constitutione sancivit. In exponendis Sanctorum ima- 
ginibu» studiose diligenterque curandum est, ut prototypis, quae per 
illas repraesentantur, juxta veritatem historiae ac receptam et proba- 
tem catholicae et apostolicae Ecclesiae traditionein, quoad fieri potest, 
simillimae sint. 

In pavimento Sanctorum imagines vel Gruces non pingantur nee 
ubi clavis transfigi poterunt vel fuligine pluviaque deleri vel defor- 
mari (Syn. Päd. Dloec. P. I. tit. 11. Cfr. Bit. App. pag. 95 et 96.). 

Beliquiae Sanctorum in vasis honestis seu capsulis obseratis 
locoque honesto (non tarnen in tabernacalo ss. Sacramenti) asserven- 
tur, nee ex iis per alium quam Ordinarium loci aut ab eodem ad id 
potestatem in scriptis habentem unquam educantur. 

Ad majorem Dei et Sanctorum cum eo regnantium gloriam nee 
non populi pietatem accendendam in festis Sanctorum, quorum Beli- 
quiae elevatae, ornatae et decenter inclusae sunt, easdem cum antiqua 
dioecesana Synodo in altaribus aut aliis aptis locis exponi mändamus, 
aed eas populo passim ostendi ac temere omnium oculis exponi ne- 
quaquam convenit et quidem extra capsas seu loculos nulla ratione 
ad servandam majorem earum reverentiam, si tarnen uti paulo ante 
dictum est, vel ob magnam certorum festorum celebritatem vel ob 
populi devotionem excitandam vel ad Deum per intercessionem Sanc- 
torum suorum et repraesentationem sacrorum pignorum placandum, 
Beliquiae bujusmodi aut praeter consuetudinem aut pro more osten- 
dendae videantur, jubemus, ut non a Laicis etiam cujus vis oi-dinis et 
dignitatis persona , sed a Clericis sacris ordinibjns initiatis super- 
pelliceo ac desuper pluviali vel minimum stola pro Beliquiarum 
eeclesiaeve ratione indutis sollemni cum apparatu aeeenso lumine ac 
sine quaestu omni exbibeantur, et in ostendendis iis ea gravitas, re- 
yerentia et pietas adhibeatnr, quae fidem et religionem cbristianaiw 
prae se ferat et intuentium animos ad omnem pietatem et reverentiam 
commoveat ; ostendantur vero Beliquiae sincerae , et non falsae pro 
veris, non incertae et dubiae pro certis ac probatis, non incognitae 
pro cognitds, sine superstitione, omni fraude et abusu. Quocirca opus 
erit, singulis schedam aliquam, e qua dignoscantur, apponere (L. c). 
Novae Beliquiae publicae venerationi non exponantur, nisi prius a 
Nobis juxta praescriptum sacri Concilü Tridentini recognitae et appro- 
batae fuerint (L. c.) 

Denique parochi, decorem domus Dei diligentes, omnes actiones 
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saeculares, vana atque ade« profana colloquia, deambulationes , stre- 
pitus, olamores ab ecdesia arceant, ut domus Dei vere domus ora- 
tionis esse videatur ac dici possit (Conc. Trid. Sess. XXII. clecr. de 
observ. et evit. in eel. missae.). 

Porao parochi etiam singularem curam impendent 
3. coemefcrio, 
quippe quod tanquam pars ad ecdesiam parochialem ipsam pertinet. 
Inprimis curabunt, ut coemeterium apto muro cingatur, ut a pfofanis 
üsibus arceatur et ut in medio crux elevata sit. Cruces e tumulis 
deciduae non negliganturvel pedibus proterantur. Prope coemeterium 
sit locus separatus non benedictus, ubi sepeliantur infaiites sine 
baptismo defuncti. Sepuitura ecclesiastica etiam priYandi sunt infi- 
deies, haeretici , apostatae , schismatici et nominatim excommuuicati, 
itemque ii, qui se ipsi culpabiliter interfecerunt, qui in duello mo- 
riuntur, omnes deniquemanifesti et publici peccatores et sacramen- 
torum contemtores, qui sine poenitentia perierunt. Si forsitan dubium 
exoriatur, num aliquis defunctus sepuitura ecclesiastica privandus sit 
nee ne, parochis ad Judicium Ordinariatus recurrendura erit. 

Itemque parochi singularem curam impendent 
4. scholae, 
et juventuti, tarn adolescentibus , quam virginibus eaque erga scho- 
lam et juventutem officia, quae supra a Nobis delineata sunt, reli- 
giöse implebunt. 

Etiam singularem rationem et curam habebunt: 
5; pauperum viduarum, püpillorum, aegrotorum et moribundormn^ 
bene memores, se ejus vicem gerere, qui viduarum et orphanorum 
patrem, qui derelictorum et pauperum adjutorem se appellat. His 
miseris et derelictis personis, quantum poterunt, solfctium, levamen, 
auxilium ferent; nosocomia, orphanotrophia , senum hospitia aliasque 
domus christianae charitatis amore suo prosequentur et saepius vi- 
sitabunt; graviter decumbentes spiritualL medicina reficient, contra 
tentationes impatientiae , pusillanimitatis aliasque istius generis-ten- 
tationes eonfortabunt, proximos morti ad mortem ptaeparabunt, Om- 
nibus denique omnia fient, ut omnes Christo lucrifaciant. 

Invigilabunt parochi etiatii 

u 6. aedituis; 

nempe curabunt, ut ad hoc munus admittantur nonnisi probi et re~ 
ligiosi viri, qui pietate»et reverentia erga res sacras aliis fidelibus 
praeluceant, ac decorem domus Dei diHgant Vigilabunt parochi, ut, 
qui ad hoc munus admissi sunt, Omnibus ejus officio religiöse satis- 
faciant, inprimis ut ecclesiam aeque ac ecclesiae supellectilem mundam 



42§ üecreta Synodoa Moecesana Paderbdrnensis a. 1867. 

conservent, ut comparationem rerum, quae ad cultum peragendam 
necessariae sunt, sollicite procurent, ut easdem fideliter custodiant, 
ut fideliter custodiant claves ecclesiae, denique ut sacris funetionibus 
attente assistant et id quidem, si ob locorum rationes opportunum 
videtur, veste talari et superpelliceo induti. Iidera mujjus suum 
ingredientes juramentum secundum formulam in Rituali Dioecesano 
descriptam in manus parochi emittant 

Neque dedignentur parochi vigilantes oculos conjicere in pueros 
Missae inservientes. Provideant, ut coraplures, non solum unus vel 
alter, ad hoc sacrum servitium instituantur qui id secundum seriera 
obeant et ut ad hoc officium ii inter pueros eligantur, qui pietate, 
modestia bonisqne moribus praestant, itemque ut responsoria bene 
calleant distincteque pronuntient. Deinde providendum est, ut attente, 
modeste, devote officio suo fungantur. 

Denique parochi curabunt, ut 

7. archivum parochiale 
bene sit ordinätum. Diligenter et exacte conscribendi sunt libri 
parochiales, nimirum matriculae baptizatorum , confirmatorum , con- 
jugatorurn, defimctorum. Nee non sollerter conficiantur registra 
scholae, Status animarum, fundationum aliorumque documentorum 
parochialium et haec documenta omni sollicitudine conserventur. 

Postremo parochi sollicite curabunt, ut etiam 
8. jura et bona temporalia 
tarn ecclesiarum quam parochiarum debite conserventur et adiui- 
nistrentur. Ea nonnisi obtenta ecclesiasticae auetoritatis liceutia lo- 
centur. Neque domus parochorum vel vicariorum non licet nonnisi 
expressa ab Ordinariatu impetrata licentia laicis locari. 

Si de redituum e benefieiis et pffieiis provenientium inter an- 
tecessorem et successorem controversiae exoriantur, hae non sunt ad 
judices saeculares deferendae, sed, si non inter utramque partes 
paeifice componi queant, iuterposita auetoritate Ordinariate termi- 
nandae sunt (C. Pr. Col. P. II. c. 32.). 

* Cap. 10. De presbyteris subsidiarie curatis. Presbyteri nn a 
cum parocho in cura animarum oecupati serio perpendant, se ali- 
quando etiam una cum parocho reddere debere de animabus curae 
ipsorum commissis rationem. Ad has igitur animas Domino lucri- 
faciendas fideliter operam suam cum opera parochi conjungant, neque 
solum illa officia, ad quae vel per legem fundationis beneficii sui vel 
per consuetudinem vel per instruetiones Ordinariatus stricte obliga* 1 
sunt, religiöse adimpleant, sed eharitate Christi et zeto animarum 
accensi suapte sponte et liberrima voluntate etiam alios curae am- 
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marum labores ipsis ex officio nou ineumbentes in se suseipiant. Sed 
ex altera parte nunquam oblivisci debent, directrices partes curae 
'pastoralis totius parochiae couipetere parocho, neque ulla re religioni 
majus detrimentura inferri posse, quam si in una eaderaque commu- 
nitate altare erigatur kontra altare. Quapropter juribus parochi 
nunquam quidquam derogent neque aut machinationibus oecultis aut 
conatibus apertis auetoritatem ejus pastoralem minuant vel labefac- 
tent. Animos parochianorum ab ipso non abalienent, sed potius 
quovis meliori modo ipsi concilient; bonae famae ejus parcant. In 
ordine peragendi officia divina eo inconsulto vel prudenter invito nihil 
quidquam immutent; de statu schölartma et aegrotorum, quos visitant, 
eum certiorem reddant ; in omntbus rebus, quae ad curam pastoralem 
exfcernam speetant, ad ejus sapientia monita et consilia se aecommo- 
dent, sin vero ea, quae statuit vel ordinavit, saluti animarum vel 
sanetionibus ecclesiasticisex eerta sua persuasione repugnant, id ei, 
veritati aeque ac bono pacis consulentes, ingenue et modeste expo- 
nant. Parochi demque legitime impediti, quotieseunque ab eo requi- 
siti fuerint, vices obsequiose suppleant. 

Sed si parochi a presbyteris curarum et laborum pastoraliuiri 
suorum soeiis ejusmodi ' charitatis obsequia exspeetant , eos etiam 
eadem charitate praeveniant sibique devinciant oportet. Se gerant 
erga eos non ut eorum domini, sed ut amici et confratres. Fratema 
charitate eos diligant, fraterne de necessitatibus spiritualibus pa- 
rochiaruift suarum deque capessendis eis srabveniendi consiliis cum 
eis conferant, fraterne etiam, si opus est, eos moneant et corripiant. 
Profecto nihil est, quod magis angelos coelestes laetificet, ecclesiam 
aedificet, ecclesiae inimicos terreat, quam haec inter eorumdem in 
vinea Domini laborum socios amica societas veraque pax et concordia. 

Cap. 11. De parochorum et preshytevorum curatorum resi- 
dentia. Sed ut parochi presbyterique curati officia muneris sui 
pastoralis rite adimplere possint, eorum residentia personalis neces- 
sario reqiriritur. Quapropter postremi Concilii Provincialis Colonicn- 
sis de curatorum animatum residentia hasce sanetiones renovamus 
atque omnibus ?iris ecclesiasticis Dioeceseos Nostrae denuo inculcamus. 

»Parochis nunquam sine justa causa nee nisi constituto aliquo, 
qui absentium vices gerat, a parochia discedere licet. Quem vero pro 
se constituerint, non domesticis tantum, sed aedituo etiam indieabunt.« 

»Quoties per tres dies feriartos, abrtus et reditus diebus simul 
inclusis, absentia proroganda est, decanum, aniequam itineri se com- 
mittunt , itineris et meta et ' Causa indäcata certiorem facient ; ultra 
triduum vero absque licentaa decani non absint. Per diem domini- 
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cum vel festum pariter adventus et quadragesimae tempore nonnißi 
liceutia ab Ordinario obtenta et litteris expressa, quam se impetrasse 
decauo nunciabunt, adesse licet.« 

»Presbyteri curati auxiliares, etiam quam non usque ad tertium 
diem absentia producitur, licentiam a parocho et quam diuttus, per 
parochuni a decauo aut, ubi neeesse est, ab Ordinario petent.« 

»Decaui in relationibus annuis Episcopo faciendis mentionem 
facient de itineribus curatorum, annotantes, utrum licentia petita et 
concessa fuerit« (C, Pr. C. P. II. C. VI.). 

B. De Clerictnm ?tta et honestete. 

Gap. 12. Quantum a Clericorum vita dependeat. Opportunum 
videtur, viris ecclesiasticis praeclara de hac re verba et monita postre- 
raae hujus Dioecesis Synodi in memoriam revocare. »Nihil fere est, 
inquit, quod hoc saeculo tarn sit exoptandum, quam ut ii, qui in 
sortem Dei vocati divina munera dispensant ac ministeriis eccle- 
siasticis praeficiuntur, vita et exemplo id praestent, quod professiooe, 
statu et vocatione sua promittunt, ut, qui in eos tanquam in specu« 
lum oculos suos conjiciunt, laici invenire possint, quod digne fmiten- 
tur. Hoc enim omnibus fere saeculis compertum fuit, pro saoerdotum 
vita benedietjonem aut maledictionem a Deo in populum procedere, 
nee quidquam gravius ecclesiae aut reipublicae aeeidere aut illam 
vehementius affligere, quam si a clericis laici bonae vitae incitamenta 
et exempla petere non possint, quod gravissime olim deploravitS. 
Gregorius et nos ipsius verbis .repetimus : >Nullum puto, fratres cha- 
rissimi, ab aliis raajus praejudicium, quam a sacerdotibus tolerat 
Deus, quando eos, quos ad aliorum correctionem poauit, dare de se 
exempla pravitatis cernit: quando ipsi peccamus, qui compescere 
peccata debuimus, nulla animarum lucra quaerimus, ad nostra quoti- 
die studia vacamus, terrena coneupiseimus, humanam gloriam intenta 
inente captamus et quia eo ipso, quo caeteris praelati sumus, ad agenda 
quaelibet majorem licentiam habemus, suseeptae benedictionis mi- 
nisterium vertimus ad ambitionis argumentum, Dei causas relinqw - 
mus, ad terrena negotia vacamus, locum sanetitatis aeeipimus et 
terrenis actibus implicamur.« 

Hinc nos serio ac sub obtestatione divini judicii monemus om- 
nes et singulos, ut quo sunt in ecclesia Dei digniore loco et ordiae, 
eo vitam gerant inculpatiorem, statumque suum vitae innocentia ac 
morum gravitate diligentius exornent 

Quum vero summa diseiplinae christianae in eo consistat, ut 
abnegantes impietatem et saecularia desideria sobrie, pie, juste Viva- 
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mus in höe saeculo, idque ad omnes üniversim Christianos pertineat, 
intelligant facile ecclesiastici, qui caeteris in eieraplura positi sunt, 
quid ad ipsos spectet, qna illos morum gravitate in sermone, gestu, 
incessu, qua in cultu et vestitu corporis moderatione et decentia, qua 
vitae sanctioris innocentia illos caeteris praestare oporteat« (Synod. 
Dioec. p. III. tit. 3.). 

Cap. 13. Quaenam potissimnm virtutes viros ecclesiasticos 
ornare debeant. Quamquam qui virtutem charitatis habet, in hac 
una virtnte, quae perfectionis vinculum est, omnes habet, ob eamque 
causam viris ecclesiasticis virtutum christianantm müla omnino deesse 
debet: tarnen peculiari quodam modo virtutes sacerdotales virorumque 
ecclesiasticorum ornamenta sunt: pietas [praesertim ut rite horas 
canonicasrecitent], humilitas, castitas, fraterna charitas, tnisericordia. 
Gap. 14. Quod decorttm saeerdotale in rebus Omnibus 
observandum sit Meminerint viri ecclesiastici dicti illius Apostolici : 
»Omnia mihi licent, sed non omnia expediunt; omnia mihi licent, sed 
non omnia aedificant« (1. Gor. X, 22. 23.). Meminerint etiam, multa, 
quae laicis liceant, iis, qui dicati sint sacro ministerio et in cande- 
iabro positi, minime licere, quippe quum ipsis non sint decora. »Pro* 
videntes igitur bona non tantum coram Deo, sed etiam coram Omni- 
bus hominibus« (Born. XII, 17.), in Omnibus ea sectentur, quae aliis 
sunt aedificationi, non offendiculo vel ruinae. 
Et primum quidem id prae oculis habeant 

in recreatiombus vel in oblectationibus suis. 
Sunt eae bonae, si per se ipsae sint licitae, si ad bonum finem, nempe 
ad animi et corporis vires reficiendas dirigantur neque non in iis 
servetur modus; sed in viris ecclesiasticis non modo per se licitae, 
sed etiam decorae esse debent. Severe igitur tarn cum postrejna Sv- 
nodo Dioecesana quam cum postrema Synodo Provinciali interdicimus, 
ne viri ecclesiastici intersint choreis, spectaculis et scenis publicis, 
neve unquam aleis, chartis aliove modo in locis publicis lüdant. 

Cauponas sine necessitate ne in itinere quidem ingrediantur. 
Ne vero eas, quae sint in propria parochia vel in locis proxime vici- 
nis, nisi id ipsum cura animarura exigat, sub quocunque praetextu 
frequentent, graviter prohibemus. Itemque ab omni venatione pror- 
sus se abstineant. Meminerint etiam ejus, quod S. Hieronymus de 
vita clericorum ^cripsit: »Facile contemnitur clericus, qui saepe vo- 
catus ad prandium non recusat, nunquam petentes raro accipiamus 
rogäti.« Neque societatem laicorum, qui ad chartarum lusum alias- 
que oblectationes clericis non illicitas in domibus privatis conveniunt, 
nimis crebro frequentent neque mediam usque ad noctem vel etiam 
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longius in ea morentur, auimum indueentes, etiam« locus et societas, 
ubi morentur, decentissima sit, tarnen non decere usque ad imaro 
noctem ludere vel confabulari et mane postridie sacrosancta mysteria 
celebrare. 

Deinde decorum sacerdotale observent 
in vestitu. 
Nempe veste omnes utantur honesta et decente, ut in raateria, forma, 
colore, pretio ac omni modo respondeat tum . modestiae ac dignitati 
clericali, tum conditioni ac statui singulorum, in quo uti vanitatem et 
affectatam mundi curiositatem , novas levitates ac nitorem, sie ab- 
jeetionem et sordes exclusas volumus. In omni vestitu praesertim 
externo color tantura niger adhibeatur (Syn. Dioec. P. IIL tit. 3.). In 
funetionibus sacris semper indulti appareant veste talari^ extra funetio- 
nes saltew veste breviori, sutaneUa quae vocaiur, induti prodeant. 
Quando iis ex officio actui publico saeculari assistendum est, veste 
talari cum mantello oblongo nigri coloris ac bireto induti intersint. 
(C. Pr. C. P. IL c. 37.) 

Gerant clericaiem tonsuram, regale decus Christi regia nostri 
nostraeque militiae insigne, ordini et gradui suo convenientera, eam- 
que saepius faciant renovari (Syn. Dioec. 1. c). 

Itemque illud decorum observent 
in victu. 
Sit eorum domus non sumtuosa , sed simplicd et modesta supellectili 
instrueta omnisque mundana ostentatio absit. 

Etiam in eibo et potu sese moderatos et sobrios praebeant 
neque lautis vel sumtuosis conviviis mundanos studeant aequare vel 
adeo superare. 

Domui suae bene praesint, omnia in ea Ordinate fiant, sine 
strepitu et rixis neque unquam v in ea quidquam fiat , quod laicis 
possit scandalo esse (C. Pr. C. P. IL c. 38.). 

Denique etiam eorum 

occupatiwm ac negotia 
decoro sacerdotali respondere debent. Prae oculis habeant haue 
Apostoli sententiam: »Nemo militans Deo iraplicet se negotiis sae- 
cularibus, ut ei placeat, cui se probavit;« neque negotia saecularia 
vel labores statui suo non convenientes exerceant, neque ullum sae- 
culare munus vel officium sive publicum sive privatum nisi impetrata 
Ordinarii licentia suseipiant. 
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Die Regelung der katholischen Militärseelsorge 
irf Prenssen (1868). 

Mitgetheilt von Dr. Robert Gernsheim. 

Die katholische Militärseelsorge in Preussen ist jetzt definitiv 

i geordnet.. Unterm 4. Februar 1848 wurde von dem um die katho- 

i lischen Angelegenheiten in Preussen hochverdienten König Friedrich 

Wilhelm IV. Behufs Vermeidung der Hemmungen uiid Schwierig- 

i keiten, welche die Abhängigkeit der katholischen Militärpersonen 

von einer grösseren Anzahl inländischer und ausländischer Bischöfe 

mit sich führte, genehmigt, dass der jedesmalige Fürstbischof von 

Breslau zum katholischen Armeebischof mit der Befugniss ernannt 

werde, seine dessfallsigen Facultäten mittels Delegation durch einen 

Feldpropst ausüben zu lassen. 

Als der damalige Fürstbischof Cardinal von Diepenbrock im 
Januar 1853 mit Tode abging und somit die von ihm dem Feld- 
propst Mencke ertheilten canonischen Vollmachten erloschen, wurde 
diesem zur Vermeidung einear Stillstandes in der katholischen Militär- 
seelsorge von Born die Ermächtigung ertheilt, seine bisherigen Amts- 
functionen fortzuführen. 

Seitdem ist ein neuer Armeebischof nicht ernannt worden, weil 
der damalige Erzbischof von Köln, sowie der Nachfolger des Cardinais 
von Diepenbrock sich zur Uebernahme dieses Amtes ausser Stande 
erklärten, und die Ansicht zur Geltung gelangte , dass mit den dem 
Feldpropst ertheilten canonischen Vollmachten auszureichen sei. Da- 
her wurde beim Ausscheiden des zum Dompropst bei der Cathedrale 
in Münster ernannten Mencke aus dem feldpropsteilichen Amte für 
angemessen befunden, dass dieser an den heiligen Vater das Gesuch 
richte , die von ihm geübten Facultäten auf den zu seinem Nach- 
folger ausersehenen bisherigen Propst zu St. Hedwig in Berlin, Pell- 
dram, zu übertragen, welchem Gesuche durch das päpstliche Breve 
vom 11. Februar 1859 willfahrt wurde. 

Als demnächst der Feldpropst Pelldram zum Bischof von Trier 
befördert wurde, Erschien es wünschenswerth , die förmliche Errich- 
tung der Feldpropstei als ein kirchliches Amt herbeizuführen. Die 
diesfälligen Verhandlungen sind durch das nachstehende päpstliche 
Breve vom 22. Mai 1868 zum Abschluss gelangt: 
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PIUS P. P. IX. 

Adt Perpetuam Bei Memoriam. 

In hac Beatissimi Petri Cathedra ad procurandum Catholicae 
Ecciesiae, honum divina dementia oollocati ea libenti animo conce- 
dimus, quae in exploratara cedant fidelinm utilitatem. Jam vero 
cum Serenissimus Borussiae Rex Guilielmus Nobis curaverit exponen- 
dum sibi gratnm fore, si pro Catholicis, qui in terrestribus maritimis- 
qne Borussiae copiis stipendia faciunt, Vicariatum Castrenaem sive 
Gappellaniam majorem, uti dieunt, instituere de benignitate Nostra 
dignaremur, Nos animo reputantes, quam salutaris iisdem Catholicis 
futura sit hujusmodi institutio, eam executioiji quamprimum mandare 
decrevimus. Quae cum ita sint, motu proprio, certa scientia, et matura 
deliberatione Nostra, per praesentes Vicarium Castrensem sive Ca- 
pellanum majorem in Borussia auctoritate Nostra Apostolica insti- 
tuimus couditionibus, quae infra scriptae sunt« Vicarius Castrensis, 
sive Capellanus major separata ab ceteris Ordinariis, iisque minime 
subjecta jurisdictione pollebit in eos omnes, qui sub Borussiae ve- 
xillis militant terra marique ubicumque gentium fuerint , atque in 
omnes et singulos fideles, qui ad Borussiae exercitum seciuidum leges 
pertineant. Is per Apostolicas Litteras in forma Brevis ab hac 
Sancta Sede facultates omnes accipiets quae Cappellanis majoribus 
aliomm exercituum impertiri solent, iisque vel per se, vel per alios 
ecclesiasticos viros ab ipso subdelegandos uti poterit. üesignatio per- 
sonae pro Cappellani majoris munere fiet collatis iuter Nos, Succes- 
soresve Nostros, ac Serenissimum Borussiae Regem coasiliis, Cappel- 
lanus major Berolini deget, et a Borussiae Gubernio Stipendium ac- 
cipiet suae dignitati consentaneum, atque ex concessione Apostolicae 
Sedis Episcopali dignitate fulgebit titulo Ecclesiae in partibus infide- 
lium; munus porro conficiendi antea processuales tabulas de ipsius 
vita ac moribus juxta eanonicas sanctiones demandatum volumus uni 
ex Antistitibus Begni Borussiae. Cappellanorum minorum erit Cap- 
pellanum majorem in sui ministerii partibus obeundis omni ope atque 
opera juvare, Qui quidem Cappellani a Clero eligentur dioecesium 
Borussicarum; atque ut eorum electio catholicae rei benevertat sin- 
gulis Antistitibus, ad quos idcirco Cappellanus major se vertet, etiam 
atque etiam commendamus, ut de aeterna fidelium salute solliciti 
illius curis studiisque quantum in se fuerit obsecundent. Porro Cap- 
pellani isti minores durante munere subjecti erunt omnino spirituali 
Cappellani majoris jurisdictioni, qui ipsis pro re ac tejnpore facultates, 
quibus munitus fuerit aut universas , aut in partem subdelegabit. 
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Praeterea Cappellano majori facultas esto CappeUanos minores uomi- 
nandi, eastigandi, deque uno in alium locum transferendi, simulque 
ab officio removendi, dummodo canonicae causae id postuleat. At 
enim antequam ad nominationera veniat alicujus Cappellaui mineris, 
caveat apprime, ne de persona ad id muneris designanda Regiura 
Guberniam aliquid minus probandum deprehendat , simulque cum 
opportunum duxerit eorum aliquem aut alio transferre, aut ab officio 
removere , ea de re regium Gubernium admoneat. A Cappellano 
autem major i unus et Cappellanis minoribus deligetur , ut Vicarii 
generalis titulum et officium exerceat. Si praesens Cappellanorum 
minorum numerus haud par necessitati videatur , cum Cappelladfcs 
major , conlatis cnm Regio Gubernio conailiis , augeat, Cappeüani 
minores idem Stipendium accipient officii sui proprium, quod in 
praesens ipsis persolvitur, signumque, quo internosci possint, habe- 
bunt muneri consentaneum; item conrenientem müitiae gradum, et 
honesta missione accepta, justam pensionem. Cappellani minores 
cum reapse Parochi censendi sint illius partis exercitus, quam spiri- 
tuali ipsorum cnrae Gappellanus major demandaverit, libere idcirco 
utentur singulis quibusque facultatibus, quas sibi idem Cappellanus 
major subdelegaverit Verumtamen , quum aliquo prevenerint, intra 
tres dies , illius loci parocho ostendant Litteras testimoniales tarn 
super eorum Sacerdotis, quam super sua deputatione, ac facultatibus 
sibi concessis pro hujusmodi munere exercendo. Quo facto, loci Pa- 
rochus non impediet quominus ipsi in parochiali sua Ecclesia sacris 
operentur, sacramenta fidelibus sibi subjectis administrent, omnibus- 
que illis utantur facultatibus, quibus muniti fuerint. Primi Cappel- 
lani majoris erunt (Nosque idcirco plenam Uli tribuimus facultatem) 
leges conscribere , quae et Cappellanorum minorum ecclesiasticam 
disciplinam rite tueantur, et fidelibus, quisub signis sunt, planiorem 
expiditioremque viam muniant ad fidei Catholicae actus exercendos. 
Hac de re vero cum Begio Gubernio aget , ut pro dictis fidelibus, 
qui stipendia merent, religionis officia cum müitiae muneribus quam 
rectissime concilientur. Porro leges hujusmodi priusquam vim habere 
incipiant, Sanctae hujus Sedisexamini subjiciantur. Vacante Cappel- 
lani majoris munere , usque ad successoris nominationem jurisdictio 
et facultates hujus muneris propriae provisorie exercebuntur a Yicario 
Generali. Haec volumus, statuimus, mandamus, decernentes prae- 
sentes Nostras Litteras semper firmas validas, et efficaces existere, 
et fore, suosque plenarios et integros effectus sortiri, et obtinere, ac 
illis ad quos spectat, et pro tempore quandocumque spectabit ple- 
nissime suffiragari Non obstantibus Nostra et Cancellariae Aposto- 

Archiv fftr Klrchenracht. XX. 28 
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licae regula de jure quaesito non tollendo, aliisque Apostolicis ac in 
Unirergalibus prorincialibusque et Synodalibus Conciliis editis gene- 
ralibus Tel specialibus Constitutionibus, et Ordinationibus, ceterisque 
toontrariis quibuscumque. 

Datom Bomae apud S. Fetrum sub Annulo Pigcatoris die 
XXII. Maji MDCCCLXVIII. Pontificatus Nostri Anno Vigesimo- 
secundo. 

N. Card. Paracciani Claretti. 

Durch päpstliches Breve Tom 24. Juli 1868 ist der seitherige 
Propst und Decan Franz Adolph Namßzanowski in Königsberg kirch- 
lich zum Feldpropst ernannt worden, nachdem er vorW als Bischof 
in partibus auf den Titel der Kirche zu Agathopolis präconisirt war, 
und unterm 19. September ist für denselben die landesherrliche Be- 
stallung als katholischer Feldpropst der Armee vollzogen. 



lieber die rechtliche Vertretung einer Ffarrgemeferde. .495 



Praktische Fragen 

über die kirchliche VermQgenjßbigkeit und insbesondere Erbfähigkeit, und 
über die rechtliche Vertretung der Kirche in ihren Vermögensrechten. 

(Fortsetzung: Vgl. Archiv XX, 314 f.) 

i. 

V Die Gesammtheit der Eingepfarrten (Ffarrgemeinde) kann 
als Gesellschaft sich durch gewisse Personen vertreten lassen, ist 
aber keine Corporation und hat keine selbstständige Vermögens- 
rechtsfähigJceit neben der juristischen Persönlichkeit , welche der 
Kirche zusteht. Das ganze Vermögen der Kirche resp. Kirchen- 
gemeinde wird durch den Kirchenvorstand unter Aufsicht der geist- 
lichen Oberen verwaltet Dies gilt auch von dem Rechte einer Kirche 
auf die Baupflicht des Decimators und dem die Stelle dieses Rechtes 
einnehmenden Ablösungscapital. 

Die Verpflichtung der Decimatoren zum Kirchenbau und die 
Beitragspflicht der Eingepfarrten sind selbstständige, auf ganz ver- 
schiedenen Rechtsfundamenten beruhende Verbindlichkeiten* 

Die vorstehenden Sätze wurden mit gründlicher näherer Aus- 
führung insbesondere auch für das linke preussische Eheinufer an- 
erkannt in folgendem schon im Archiv XX. S. 315. erwähnten *) 

Urtheü des k. preuss. Obertribunals vom 5. Juli 1862. 
Im Namen des Königs. 
In Sachen 
des Bürgermeisters Bensberg zu Merheim, als Vertreter der Pfarr- 
gemeinde Merheim, Intervenientin und Irnplorantin , 
gegen 
den Freiherra von Eltz-Bübenich etc., Interventen und Imploranten, 
hat der zweite Senat des königl, Obertribtinals in seiner Sitzung 
vom 5. Juli 1862, an welcher Theil genommen haben: 

der Präsident, wirkliche geheime Oberjustizrath Dr. Goetze, 
die geheimen Obertribunalsräthe von Eisner, Ulrich, Heinsius 4 Forni, 
Voitus, Sander, von Wegner, 

der Appellationsgerichtsrath Voswinkel, 



I) Wir berichtigen Wer einen Druckfehler von S. 314. Zeile 17. v. o., wo 
es: 12. November 1867 statt 1868 heissen muss, und Zeile 7. v. u. zu lesen 
Ist: remittire ich das mittelst etc. 

28* 
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för Recht erkannt: 

dass die Nichtigkeitsbeschwerde gegen das Erkenntniss des königl. 
Revisionscollegiums für Landeskultur-Sachen vom 20. April 1861 zu- 
rückzuweisen und der Implorantin die Kosten des Nichtigkeitsverfah- 
rens zur Last zu legen. 

Von Kechts wegen. 

Gründe. 

Nach der Ausführung des Appellationsrichters ist die. mit dem 
Zehntrecht verbundene Baupflicht als ein der Kirche als moralischer 
Person und als Trägerin des gesammtön Kirchengutes zustehendes zu 
dem Kirchenfabrikvermögen gehörendes Recht anzusehen, dessen Wahr- 
nehmung allein dem mit der Verwaltung des Kirchenfabrikvermögens 
unstreitig betrauten Kirchenvorstaude,. nicht aber der Pfarrgemeinde 
obliege. Dass das Recht auf diese Baupflicht zu dem Kirchenvermögen 
gehört, ist Seitens der Implorantin nicht bestritten und kann auch 
nach der historischen Entwickelung dieses auf dem Zehnten haftenden 
dinglichen Rechtes der Kirche nicht bezweifelt werden, cf. Ent- 
scheidungen Bd. 20. S. 61. Implorantin sucht aber auszufuhren, 
dass der Kirchenvorstand in Beziehung auf dieses Recht den Berech- 
tigten nicht vertrete, da derselbe nur das zur Kirchenfabrik gehörige 
Vermögen verwalte, aus diesem aber nach den alleg. Bergischen 
Edicten vom 10. September 1711, 7. October 1751 und 19. Januar 
1753 keine Kirchenbaukosten bezahlt wurden, vielmehr, sofern nicht 
ein Decimator vorhanden, die Pfarrgemeinde principaliter die Kirche 
zu bauen habe, diese also eigentlich statt der Decimatoren baue, somit 
der Anspruch an die Decimatoren im Interesse der Pfarrgemeinde 
bestehe, nicht des Kirchenfabrikvermögens, und dass desshalb dieser 
Anspruch, dieses Recht, als ein Bestandteil des Vermögens der 
Pfarrgemeinde anzusehen sei. Diese Deduction ist jedoch nicht stich- 
haltig. Nach ihr erscheint das Kirchenvermögen in Beziehung auf 
den Berechtigten in zweierlei Gestalt, einmal als Vermögen, dessen 
Subject die Pfarrgemeinde ist, und dann wieder als solches, welches 
der Kirchenvorstand vertritt. Eine solche Duplicität besteht aber 
nicht. Es gibt in Ansehen des Kirchenvermögens nur ein Subject. 
Wer als solches anzusehen sei, ob die allgemeine Kirche, die einzelne 
Kirche oder die einzelne Kirchengemeinde, darüber haben unter den 
Lehrern des Kirchenrechts sehr verschiedene Ansichten geherrscht. 

cf. Walter, Lehrbuch des Kirchenreehts, 11. Aufl. §. 251. Rich- 
ter, Handbuch des Kirchenrechts, §. 287. v.Savigny, System, 
Band 2. §. 262. 
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Mag mau aber auch annehmen, dass die einzelne Kirche dieses 
Subject sei, welche Ansicht in Betreff der katholischen Kirche viele 
Vertheidiger gefunden hat {Richter 1. c.) , oder dass die einzelne 
Kirchengemeinde solches sei, was ebenfalls viele Rechtslehrer be- 
hauptet haben, auch in der landrechtlichen Gesetzgebung Geltung 
gewonnen hat, so ist doch entweder die juristische Persönlichkeit der 
Gemeinde als Corporation oder die des kirchlichen Instituts, als solches 
gedacht, das Subject des Kirchenvermögens. Diese juristische Person 
erscheint also in Beziehung auf die auf dem Zehnten haftende Bau« 
pflicht als die Berechtigte (§. 60. des Gesetzes vom 2. März 1850). 
Die Pfarrgemeipde, für welche der Bärgermeister auftritt, kann aber 
hiebei als diese juristische Person nicht angesehen werden. In An- 
sehung der Kirchenbaulast erscheint sie der juristischen Person der 
Kirche gegenüber, als die Gesammtheit der Eingepfarrten, die com* 
munitas loci, wie die Synodalstatuten Th. III. Caput IL §.3. sich 
ausdrucken; auf diese Eingepfarrten soll die Kirche zurückgreifen, 
wenn ihr, sei es wegen Abgang oder Insufficienz der Decimatoren oder 
sonst die Mittel fehlen, die Kirchenbauten auszuführen, recurratur ad 
collectas Parochianorum sagt der §. 2. Caput III. der Statuten. Es 
sind sonach die einzelnen Eingepfarrten und sofern jeder derselben 
hiebei in Betracht kommt, die Gesammtheit derselben, welche nach einer 
unter ihnen vorgenommenen Reparation, Beiträge zum Bau leisten. 
Insofern hiebei die Gesammtheit der Eingepfarrten in Frage kommt, 
kann diese sich durch gewisse Personen vertreten lassen; in dieser 
Allgemeinheit hat sie einen gesellschaftlichen Charakter, nicht aber 
den einer juristischen Person. So erscheint im vorliegenden Falle 
auch die Pfarrgemeinde; sie ist nicht eine Cot-poration neben der 
Kirche, resp. Kirchengefneinde, sondern die Gesammtheit der Ein- 
gepfarrten, communitas loci, der Vorstand der Civilgemeinde, welcher 
in Bezug auf die zu leistenden Beiträge die Interessen der Einge- 
pfarrten wahrnimmt, erscheint nicht als Repräsentant einer eorpora- 
tiven Gemeinde, als Vorstand einer universitas ordinata, sondern als 
Besorger der die Eingepfarrten gemeinschaftlich betreffenden An- 
gelegenheiten. Diese Unterscheidung zwischen der Kirchengemeinde 
und der Gesammtheit der Eingepfarrten unter dem Collectivnamen 
Pfarrgemeinde ist in einer, allerdings nach dem Allg. Landrechte zu be- 
urtheilen gewesenen, jedoch in den Grundlagen mit dem vorliegenden 
Falle übereinstimmenden Sache näher ausgeführt in den Entscheidun- 
gen Band 41. S. 312. Wenn diesemnach die Pfarrgemeinde nicht 
als Corporation und als solche, nicht als Trägerin von Vermögens- 
rechten , in Betracht kommen kann , so erscheint die Behauptung, 
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dass das Recht auf die Baupflicht den Decimatoren gegenüber und 
somit auch das die Stelle dieses Rechtes einnehmende Ablösecapital 
ein Bestandteil des Vermögens der Pfarrgemeinde sei, unbegründet. 
Als Theil des Kirchenvermögens unterliegt dasselbe der Verwaltung 
des Vertreters der Kirche resp. Kirchengemeinde, und da dieser, 
worüber Jcein Streit obwaltet, der Kirchenvorstand ist, so hat dieser 
auch die Feststellung dieser Ablöse unter Aufsicht der geistlichen 
Oberen zu besorgen. Dieses ergibt sich auch aus dem Artikel 57. des 
Decfretes vom 30. December 1809, der Grundlage des Decreten- 
entwurfes vom Jahre 1813, welches, wie beide Theüe anerkennen, in 
Wirksamkeit geblieben ist und nach welchem die Kirchenvorstände 
geschaffen sind. Denn nach diesem Artikel soll die Fabrik, d. h. 
der Kirchenvorstand, für die Unterhaltung der Kirche etc. sorgen 
und in geeigneten Fällen dafür, dass die Ausbesserurigen und Wieder- 
aufbauungen durch Zuschüsse der Gemeinde erfolgen. Hiernach 
kommt es bei Beurtheilung der Frage, wer die Verhandlung wegen 
Ablöse der Kirchenbaulast der Decimatoren zu fuhren und zu voll- 
ziehen habe, auf die Frage, ob die Pfarrgemeinde, im Falle keine 
Decimatoren vorhanden, principaliter zum Bau heranzuziehen sei oder 
nicht, nicht an, da diese über die allein entscheidende Frage, wer 
das Subject des Kirchenvermögens ist, nichts beschliesst, und darnach 
ist der Angriff, der darauf gegründet ist, dass der Appellatiönsrichter 
in Ansehung der ersteren Frage gegen die Vorschriften der allegirten 
Edicte Verstössen habe, für verfehlt zu achten. In Frage ist jedoch 
hiebei zu ziehen, ob nicht die Pfarrgemeinde , wegen ihres Interesse's 
dabei, wie hoch die Ablösesumme der Decimatoren bestimmt werde, 
zum Ablöseverfahren und Abschluss des Becesses als Betheiligte 
habe zugezogen werdeu müssen, dessen Unterbleiben Implorant eben- 
falls zum Gegenstande eines Angriffes gemacht hat. Implorant ver- 
meint, dass die Pfarrgemeinde in Betreff der Kirchenbaulast zu den 
Decimatoren im Verhältniss des Bürgen zum Hauptverpflichteten stehe 
und beschuldigt den Appellationsrichter der Verletzung der Artikel 
2034., 1281. und 2051. des bürgerlichen Gesetzbuches. Der Vorwurf 
ist unbegründet. Die Verpflichtung der Decimatoren zum Kirchen- 
bau und die Beitragspflicht der Eingepfarrten sind selbstständige, 
auf ganz verschiedenen Rechtsfundamenten beruhende Verbindlich- 
keiten. Sie stehen zu einander in einer rechtlichen Verbindung 
nicht. Dies ist aber gerade beim Bürgschaftsverhältniss der Fall; die 
Verpflichtung des Bürgen i&t eine accessorischo und beruht auf dem 
Zutritt zu der obligatio des Hauptverpflichteten. Bei dem Verhältniss 
der Kirchenbaulast des Decimators zu der der Eingepfarrten ist aber 
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von einer obligatio keine Bede. In Bezug auf das der Kirche zu- 
stehende dingliche Recht gegen den Decimator 'können die Ein- 
gepfarrten (Pfarrgemeinde) auch nicht als Betheiligte angesehen 
werden. Denn als Beteiligter beim Ablösungsverfahren kommt nur 
derjenige in Betracht, der auf eine Abfindung Anspruch hat. Dieses 
aber ist nur der Berechtigte , also hier die Kirche resp. Kirchen« 
gemeinde und mithin deren Vertreter, der Kirchenvorstand. §. 60. des 
Gesetzes vom 2. März 1850. Darnach ist auch der Vorwurf, dass 
wegen der Nichtzuziehung der Pfarrgemeinde, als Betheiligten, die 
§§. 3. und 4. des Gesetzes vom 15. April 1857 verletzt seien, nicht 
begründet. Ein Interesse an der Ablöse der Kirchenbaulast der De- 
cimatoren haben die Eingepfarrten allerdings insofern, als ihre Bei- 
träge zu den Baukosten des Schiffs und event. Chor der Kirche nie- 
driger werden, je höher die Ablösesumme bestimmt wird; allein 
dieses Interesse beruht auf einer thatsächlichen , nicht rechtlichen 
Verbindung der Bauverbindlichkeiten. Die Eingepfarrten haben daher 
zu erwarten, dass die Kirche ihre Interessen mit wahrnehmen werde, 
argumento des §. 45. der Verordnung vom 20. Juni 1817. Uebrigens 
haben dieselben, da der Kirchenvorstand aus den Parochianen ge- 
wählt wird und der Bürgermeister eo ipso Mitglied desselben ist, 
Gelegenheit zur Wahrnehmung ihres Interesses. Eine Verletzung des 
§. 10. der Verordnung vom 30. Juni 1834 liegt hiernach ebenfalls 
nicht vor. 

Wenn hiernach der Entscheidungsgrund des Appellationsrichters, 
dass der Kirchenvorstand als Vertreter des Kirchenvermögens die 
Verhandlung wegen Ablöse der Kirchenbaulast der Zehntberechtigten 
habe führen und als Berechtigter allein abschliessen und den Ab- 
löserecess habe vollziehen müssen, durch die erwähnten Angriffe nicht 
hat erschüttert werden können , so kann es , da durch diesen Ent- 
scheidungsgrund das ergangene Urtheil gehalten wird, auf eine Er- 
örterung der Beschwerde, welche gegen die Anfährung des Appella- 
tionsrichters gerichtet ist, dass die Pfarrgemeinde zu Merheim durch 
den Kirchenvorstand vertreten werde und eine Vertretung derselben 
durch den Vorstand der Civilgemeinde nicht statthaben könne, nicht 
mehr ankommen. Event, würde, wenn nicht, was nicht ganz deutlich 
unter der Bezeichnung Pfarrgemeinde, die Kirchengemeinde in ihrer 
Eigenschaft als Corporation und Subject des Kirchenvermögens ver- 
standen sein möchte, die Ausfuhrung des Appellationsrichters nicht 
richtig sein, da nach der übereinstimmenden Aeusserung beider Par- 
teien und ebenso nach den Bemerkungen der königl. Regierung zu 
Köln, wie auch des erzbischöflichen Generalvicariates die Angelegen- 
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heiten der* Pfarrgemeinde, gedacht als die Gesammtheit der Ein- 
gepfafrrten, in Bezug auf deren Beitragspflicht zu den Kirchenkosten 
nach der in der Rheinprovinz und auch in dem zu selbiger gehörenden 
des ehemaligen Grossherzogthums Berg bestehenden Observanz durch 
den Vorstand der Civilgemeinde wahrgenommen worden sind. — Da 
sonach die Nichtigkeitsbeschwerde zurückgewiesen werden nrass, so 
fallen der Implorantin die Kosten des Verfahrens zur Last. 

' Ausgefertigt unter Siegel und Unterschrift des Königlichen 
Obertribunals. 

Berlin, den 5. Juli 1862. 
(L. S.) gez.: Dr. Goette. 
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Die Berichtigung der Geburtsbücher 

tnlässlich der durch die nachgefolgte Verehelichung. der Eltern eingetrete- 
nen Legitimationen unehelicher Kinder in Oesterreich. 

(Aus dem Wiener Diöceganblatt 1868 Nr. 28.) 

Die k. k. n. ö. Stattbalterei hat mit Note vom 19. September 
1868, Z. 29,336. Nachstehendes anher eröffnet: 

»Laut hohen Erlasses Sr. Excellenz des Herrn Ministers des 
Innern vom 12. September 1868, Z. 3649. M. J. ist von einer Lan- 
desbehörde zur Sprache gebracht worden, dass die Verhandlungen 
wegen Berichtigung der Geburtsbücher aus Anlass der durch die 
nachgefolgte Verehelichung der Eltern eingetretenen Legitimationen 
unehelicher Kinder zu einer nicht unerheblichen Gesch&ftslast der 
Landesbehtiarde geworden sind. Im Einverständnisse mit Sr. Eicellens 
dem Herrn Cultus- Minister haben Se. Excellenz der Herr Minister 
des Innern in Betreff dieses Gegenstandes Folgendes zu erlassen 
befunden: 

Nach dem Patente vom 16. October 1787, J.-G.-S. Nr. 733., 
nach dem §. 164. des* allgem. bürgerl. Gesetzbuches und nach der 
mit Hofcanzleidecret vom 20. October 1813 , Z. 16,350. (n. ö. Ho- 
gierungs-Verordnung vom 22. November 1813, Z. 32,186.) für die 
Geburtsbuchfuhrer hinausgegebenen Instruction sind dieselben er« 
mächtigt, den von der unverehelichten Mutler angegebenen unver- 
ehelichten Vater unter Beobachtung der dort vorgezeichneten Vor- 
sichten in das Geburtsbuch einzutragen. Das Gesetz macht keinen 
Unterschied, ob die Einschreibung des Namens des unehelichen Va- 
ters bei der ersten Aufnahme des Geburtsactes oder später geschieht, 
im Gegentheile verordnet das Hofcanzleidecret vom ,27. Juni 1835, 
Z. 16,406. (n. 0. Regierungserlass vom 8. August 1835, Z. 37,672.), 
dass, wenn der uneheliche Vater des Kindes sich bei der Taufe oder 
später in das Taufbuch als solcher schriftlich eintragen will, ihm 
dies in Gegenwart des Seelsorgers und eines Zeugen jederzeit unwei- 
gerlich zu gestatten sei, wobei selbstverständlich die Beobachtung 
aller für Einschreibung des unehelichen Vaters in das Geburtsbuch 
vorgezeichneten Vorsichten nicht ausser Acht gelassen werden darf. 
Es macht auch keinen Unterschied, wenn der als außerehelicher Er- 
zeuger des Kindes sich angebende Mann seither die Kindesmutter 
geheirathet hat, in welchem Falle die Legitimation des unehelich ge- 
borenen Kindes durch die nachher erfolgte Verehelichung seiner El- 
tern rechtlich begründet ist, und in welchem Falle zur Ersichtlich* 
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tnachung dieser Rechtsfolge es genügt, wenn im GeburlsbucTie nach 
der vorausgegangenen Einschreibung des Vaters angemerkt wird, 
dass laut Trauungsbuches der Pfarre N. % laut Eheregisters des Ma- 
gistrates N. , laut beigebrachten Trauungsscheinen und dergleichen, 
die Eltern des Kindes am ... . sich ehelich verbunden haben. 

Ist der nachherige Gatte der Mutter des Kindes im Geburts- 
buche ohnehin schon als der uneheliche Vater des letzteren einge- 
tragen, so gestaltet die Sache sich noch einfacher, und es genügt die 
Anmerkung der nachgefolgten Verehelichung in obiger Weise. Hieraus 
folgt, dass in allen derlei zweifellosen Fällen die Dazwisehenkunft 
der politischen Behörde nicht gesetzlich gefordert ist, und dass der- 
artige Anliegen der Parteien , wobei es sich nicht um eine Abän- 
derung, sondern nur um Vervollständigung des Geburtsbuches durch 
Eintragung des unehelichen Kindesvaters und Anmerkung der später 
erfolgten \erehelichung der Eltern handelt, füglich von dem Führer 
des Geburtsbnches für sich allein abgeihan werden können. Es muss 
jedoch in jedem Falle einer späteren Eintragung des unehelichen 
Vaters in die Oeburtsmatrik dieser Umstand ersichtlich gemacht, und 
die Sache so eingerichtet werden, dass erkennbar werde, was ur- 
sprünglich aufgenommen und was nachgetragen worden ist. Die 
Amtshandlung der politischen Behörde hat nur dann Platz zu greifen, 
wenn über die Identität der Person oder sonstige für den Gegenstand 
wesentliche Fragen, Zweifei rege werden.« 

Aus der voranstellenden Ministerial- Verfügung folgt: 

1) Die Vorschriften, welche für den Vorgang bezüglich der 
Einsehreibung des Vaters eines wiehdichen Kindes, in die Geburts- 
und Taufmatrik bestehen, werden ihrem vollen Umfange aufrecht 
erhalten. 

Zufolge dieser Vorschriften ist der Pfarrer oder der mit der 
selbstständigen Verwaltung des Pfarramtes betraute Priester berech- 
tiget, beziehungsweise verpflichtet, jenen Mann als Vater eines un- 
ehelichen Kindes in die Geburts- und Taufmatrik einzuschreiben, 

a) welchen die unverehelichte Mutter als Vater ihres Kindes 
angibt oder anerkennt, denn der §. 164. des allgem. bürgert. Gesetz- 
buches spricht von der auf Angeben der Mutter erfolgten Einschrei- 
bung des väterlichen Namens; die Instruction für die Seelsorger zur 
Führung der Geburtsbücher vom Jahre 1813 knüpft gleichfalls die 
Zulässigkeit der Eintragung des unehelichen Vaters in das Tauf- 
buch an die Voraussetzung, dass derselbe von der Mutter angegeben 
sei. Demnach haben sich die Matrikenfährer gegenwärtig zu halten, 
dass Niemand ohne Wissen und Willen der Mutter eines unehe- 
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lieben Kindes als Vater desselben in das Taufbuch eingesehrieben 
werden dürfe; 

b) die Identität der Person und des Namens der Mutter und 
des Vaters eines unehelichen Kindes muss 4 ausser Zweifel gestellt 
sein, bevor der Vater, als solcher in das Geburts- und Taufbuch ein- 
geschrieben werden kann. Demgemäss darf eine Einschreibung der 
Vaterschaft zu einem unehelichen Kinde niemals stattfinden , wenn 
die Mutter desselben nicht verlangt oder gestattet, dass sie mit ihrem 
wahren Namen in das Geburts- und Taufbuch eingetragen werde) 
wobei die im Diöcesanblatte vom Jahre 186fr, Nr. 26. S. 220. be- 
sprochene Anordnung zu beachten ist, nach welcher der Matriken- 
fuhrer den Vor- und Familien- Namen der unehelichen Mutter, 
wenn diese eine ihm fremde, d. i. ihm persönlich und namentlich 
nicht genau bekannte Person ist, weder auf ihre eigene Angabe, noch 
auf die blosse Angabe der Hebamme oder des Geburtshelfers , son- 
dern nur dann in die Rubrik »Mutter € «inzuschreiben hat,, wenn 
zwei ihm als glaubwürdige Menschen bekannte Zeugen, welche auch 
die Pathen sein können, aussagen, dass sie die von der Hebamme 
oder dem Geburtshelfer angegebene Mutter des Kindes wohl kennen 
und genau wissen, dass der angegebene Name ihr wahrer Name sei. 
Wären zwei solche Zeugen nicht zu haben, so erübrigt nur die Con- 
statirung der Identität der Person und der Richtigkeit des angege- 
benen Namens im Wege der k. k. Uezirkshauptmannschaft. So oft 
die Identität der Person der Mutter und ihres Namens durch Zeugen 
oder durch Erhebungen im Wege der k. k. Bezirkshauptmannschaft 
ermittelt werden muss, ist dies in dem Geburts- und Tauf buche 
ersichtlich zu machen. (Vergleiche das Diöcesanblatt vom Jahre 
1866 a. a. 0.) 

Dasselbe gilt von dem Manne, der als Vater des. unehelichen 
Kindes eingeschrieben zu werden verlangt oder einwilligt, dass dies 
geschehe. Nur jenen Mann darf der Matrikenfuhrer als Vater des 
unehelichen Kindes einschreiben, den er entweder persönlich und na- 
mentlich genau kennt, oder bezüglich dessen ewei dem Matriken-, 
führer als glaubwürdige Menschen bekannte Zeugen bestätigen, dass 
sie ihn der Person und dem Namen nach wohl kennen, oder der ein« 
schriftliche gehörig legalisirte Urkunde seiner Ortsobrigkeit beibringt, 
welche über seine Person und seinen Namen jeden Zweifel ausschliesst. 
(Vergleiche Diöcesanblatt vom Jahre 1866, Nr. 27. Seite 232., 283.) 

c) Für die Form der Einschreibung der Vaterschaft zu einem 
unehelichen Kinde ist das Patent vom 16. October 1787 (J.-G.-S; 
Nr. 733., Diöcesanblatt vom Jahre 1866, Nr. 26., S. 221., 222.) 
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massgebend, woraach diese Einschreibung dabin fbrmulirt erscheint, 
dass »N. N. (Vor- und Familienname, Stand and Religion), welcher 
seiner Person und seinem Namen nach den unterzeichneten Zeugen 
wohl bekannt ist (dessen Person und Namen durch die beigebrachte 
legaMrte Urkunde seiner Ortsobrigkeit ddto nachgewiesen er- 
scheint), zugegen war, sich als den von N. N. (Mutter des unehelichen 
Kindes) angegebenen (anerkannten) Vater des Kindes N. N. bekannt 
und die Einschreibung als Vater dieses Kindes verlangt (eingewilliget 
habe, dass er als Vater dieses Kindes eingeschrieben werde),« welche 
Anmerkung von zwei Zeugen zu unterfertigen ist, deren einer der 
Seelsorger, der andere der Taufpathe sein kann, wenn ihnen der als 
unehelicher Vater sich angebende Mann der Person und dem Namen 
nach genau bekannt ist. (Vergleiche DiOcesanblatt vom Jahre 1866 
Nr. 27., S. 282.). 

d) Die Eintragung des Vaters eines unehelichen Kindes kann 
unter der angegebenen Vorsicht und. Form bei der ersten Aufnähme 
des Geburtsortes oder auch spater (folglich auch, nachdem die Eltern 
eines unehelichen Kindes mit einander die Ehe geschlossen haben) 
geschehen, wie dies durch das Hofcanzleidecret vom 27. Juni 1835, 
Z. 16,406. ausdrücklich als zulässig erklärt worden ist. (Vergleiche 
Difloesanblatt vom Jahre 1866 Nr. 27., S. 234.) 

e) Zufolge der oben dargelegten Ministerial -Verfügung vom 
12. September 1868, Z. 3649. muss jedoch im Falle einer späteren Ein- 
tragung des unehelichen Kindes in die Geburtsmatrik dieser Umstand 
{der spätem Eintragung) ersichtlich gemacht und die Sache so ein- 
gerichtet werden , * dass erkennbar werde , was ursprünglich aufge- 
nommen und was nachgetragen worden ist. Die Geburts- und Tauf- 
bucher haben die Eigenschaft von Protokollen; folglich erscheint es 
angezeigt, dass ersichtlich gemacht werde, in welcher Zeitfolge Zn- 
sätze zu der ursprünglichen Eintragung eines Geburts- und Tauf- 
actes gemacht worden sind. Demnach erscheint es angezeigt , dass 
bei unehelichen Kindern die Rubrik „Vater" unausgefüllt bleibe 
# und mit einem Querstriche durchzogenwerde, damit man auf den 
ersten Blick erkenne, dass an dieser Stelle ein uneheliches Kind ein- 
getragen sei. Die Vaterschaftserklärung eines Mannes zu einem un- 
ehelichen Kinde (unter Anfuhrung seines Vor- und Familien- 
namens , seines Standes und seiner Beligion) wird als ein Zusatz 
zu der Begistrirung eines unehelichen Geburtsactes eingeschrieben, 
mag diese Erklärung bei der Eintragung des Geburts- und Tauf- 
actes oder später geschehen. 

2) Durch die Ministerial- Verfugung vom 12. September 1868, 
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Z. 3649 ist für jene Fälle der Berichtigung dgr Geburtsb&cher uns 
Anlass der durch die nachgefolgte Ehe der Eltern eingetretenen Legi- 
timationen unehelicher Kinder, in denen über die Identität der Per- 
sonen oder sonstige für den Gegenstand wesentliche Fragen kein 
Zweifel obwaltet, die Verordnung des Ministeriums des Innern vom • 
2. Jänner 1855,. Zahl 14,942. , ausser Wirksamkeit gesetzt, zufolge 
deren der Seelsorger die Eltern eines unehelichen Kindes, welche 
sich mit Beziehung auf ihre nachgefolgte Ehe- wegen der Matriken- 
berichtigung an ihn wenden, unter allen Umständen zur Anbringimg 
ihres Gesuches an die politische, Behörde zu weisen hatte. Nach 
dem Inhalte der Ministerial- Verfugung vom Jahre 1868 ist dies 
nicht nothwendig, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen der Legi- 
timation eines unehelichen Kindes durch die nachgefolgte Ehe der 
Eitern zweifellos dem Seelsorger vorliegen. Dieser Fall tritt ein : 

a) wenn in der Geburts- und Taufmatrik des Seelsorgers die 
Mutter eines unehelichen Kindes mit ihrem wahren Namen, dann die 
Vaterschaftserklärung eines Mannes zu diesem Kinde in gesetzlicher 
Weise eingeschrieben ist , und die Trauungsmatrik desselben Seel- 
sorgers nachweiset, dass die Mutter mit dem als Vater des Kindes 
eingetragenen Manne die Ehe geschlossen hat. Unter solchen Um- 
ständen hat der Seelsorger alle Voraussetzungen der Legitimation 
des unehelichen Kindes in den öffentlichen Büchern, deren Führung 
ihm anvertraut ist. Da das Gesetz zur Einschreibung der Vater- 
schaft zu einem unehelichen Kinde keine bestimmte Zeit feststellt, 
so steht es dem Ehemanne der Mutter eines unehelichen Kindes frei, 
mit Wissen und Willen der Mutter zu dem Seelsorger, in dessen Ge- 
burts- und Taufmatrik das uneheliche Kind eingeschrieben ist , zu 
gehen und sich von demselben unter den oben bezeichneten Modali- 
täten als Vater des Kindes eintragen zu lassen. Hat der Mann mit 
der Mutter des Kindes in der Pfarre dieses Seelsorgers die Ehe ge- 
schlossen, so sind diesem durch seine Matriken alle Vorbedingungen 
der Legitimation des Kindes durch die nachgefolgte Ehe der Eltern 
gegeben; 

b) dem sub a) besprochenen Falle stellt die Ministerial- Ver- 
fügung den gleich, welcher eintritt, wenn die Eheschliessung der 
Eltern wohl nicht in der Trauungsmatrik des Seelsorgers, in dessen 
Geburts- und Taufmatrik die Geburt des unehelichen Kindes und 
die Vaterschaftserklärung des dermaligen Gatten der Mutter des- 
selben sich vorfindet, eingetragen ist, aber durch einen beigebrachten 
legalen Trauungsschein nachgewiesen wird. 

c) in allen derlei zweifellosen Fällen ist die Dazwischenkunft 
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der politischen Behörden nicht gesetzlich gefordert, und können 
fortan die Anliegen der Parteien um Vormerkung der Legitimation 
der Ton ihnen mit einander erzengten, vor der Eheschliessung ge- 
borenen Kinder in dem Geburt** and Taufbuche von dem Matriken- 
fnbrer für sich allein abgethan werden. 

d) Dies hat übrigens nur in der Weise zu geschehen, dass der 
Matrikenfahrer an der Stelle , wo die Geburt eines unehelichen 
Kindes und die Erklärung eines Mannes zur Vaterschaft desselben 
eingeschrieben ist, die Anmerkung beifugt: „Laut des Tramngsfou- 
ches der Pfarre N. vom Jahre .... Pol. . ., Nr. . . (laut des bei- 
gebrachten Trauungsscheines der Pfarre N. . . . ddtoi . . .) hat N. N. 
mit N. N. die Ehe geschlossen." Der bisherige Beisatz: Iiegi- 
timirt laut u. s. w. hat zu unterbleiben , weil die Anmerkung* der 
von der Mutter eines unehelichen Kindes mit dem Vater desselben 
nachträglich geschlossenen Ehe vollkommen ausreicht, um die Rechts- 
folge der geschlossenen Ehe, nämlich die Legitimation de* von den 
Ehegatten mit einander erzeugten, vor der Eheschliessmng geborenen 
Kinder ersichtlich zu machen. 

e) Es versteht sich von selbst, dass die sub d) erwähnten 
Trauungsscheine, welche dem gesetzlichen Stempel von 50 kr. unter- 
liegen, bei den pfarrlichen Matrikacten sorgfaltig aufzubewahren sind. 

3) Hinsichtlich der Taufscheim für Kinder, welche durch die 
nachgefolgte Ehe ihrer Eltern legitimirt sind, bleibt es bei der Be- 
stimmung des Hofcanzleidecrets vom 18. Juli 1834, Zahl 17,820., 
welches mit dem Erlasse der bestandenen n. ö. Regierung vom 3. No- 
vember 1834, Zahl 54,362. in Nachstehendem bekannt gegeben 
wurde: »Ueber einen vorgekommenen Fall, wo für ein unehelich er- 
zeugtes, durch die nachfolgende Verehdichung der Eltern legitimirtes 
Kind von einem Pfarter der Taufschein ausgefertigt und in dem- 
selben der Beisatz aufgenommen wurde, dass das Kind unehelich 
erzeugt und durch die nachfolgende Ehe legitimirt worden sei,- wurde 
die Anfrage gestellt, ob ein solches legitimirtes Kind im Taufschein 
als ehelich aufgeführt werden dürfe. Hierüber hat die hohe ver- 
einigte Hofcänzlei zu entscheiden befunden, dass der Taufschein als 
eine öffentliche Urkunde genau mit dem Taufschein übereinstimmen 
müsse, dass aber allen Unzukömmlichkeiten dadurch begegnet werden 
könne, wenn statt *einee Tauficheines (wörtlichen Extractes aus dem 
Tauibuche) in solchen Fällen ein Taufzeugniss ausgestellt und in 
demselben die Zeit der Geburt des ehelichen Kindes ohne die Be- 
merkung, ob es ehelich oder unehelich geboren worden ist, 
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ausgesprochen werde.« Im Nachstehenden ein Formular für ein 
solches. 

Tanfzeugniss: 

Endesgefertigter bestätigt, dass vermöge Taufmatrik Tomo — 
Folio — in der Pfarrkirche (Localkirche) zu N. N.-, (Namen des 
Pfarrortes) aus der Gemeinde N. N., Haus-Nr (Namen der Ge- 
meinde und Haus-Nr.) von dem Pfarrer (Cooperator) N. N., (Namen 
des Pfarrers oder Cooperators, der getauft hat) am N. N. (Tag, Monat 
und Jahr der vollzogenen Taufe) getauft worden sei N. N., (Tauf- 
name des Kindes) ein Sohn (eine Tochter) des N. N., (des Vaters 
Name, Stand, Charakter und Religion) und seiner Gattin, der N. N., 
(der Mutter Taufname, Religion) Tochter des N. N , (Tauf- und Zu- 
namen ihres Vaters,) wobei Pathen gewesen sind N. N., (Tauf- und 
Zunamen, Stand und Wohnort der Pathen,) und Hebamme N. N<, 
(Namen und Wohnort derselben). Urkund dessen des Gefertigten 
Unterschrift sammt beigedruckten Amtssigille. Pfarrei (Localie) N. N., 
(Ort, Tag, Monat und Jahr). 

Indem das fürsterzbischöfliche Ordinariat den Herren Pfarrern 
und den mit der selbstständigen Verwaltung des pfarrlichen Amtes 
betrauten Priestern die Bestimmungen der Ministerial-Verfügung vom 
12. September 1868, Z. 3649. hiemit bekannt gibt, kann es nicht 
umhin, bei der Ausfuhrung dieser Bestimmungen die grösste Vor- 
sicht in Anspruch zu nehmen , weil es sich um eine schwer verant- 
wortliche Amtsführung handelt und Ueberlistungen der Matriken- 
führer von gewissenlosen Parteien versucht werden können. Vorzugs- 
weise ist die Identität der Person und des Namens der Mutter und 
des Vaters unehelicher Kinder auf das Sorgfältigste wahrzunehmen ; 
ferner darauf zu achten, dass die Competenz der Matrikenführer in 
Sachen der Legitimation unehelicher Kinder durch die nachgefolgte 
Ehe ihrer Eltern nur auf wirklich zweifellose Falle ausgedehnt ist. 
Wenn ferner der Beweis, dass der Gatte der Kindesmutter auch der 
Erzeuger des von dieser vor der Ehe geborenen Kindes ist, nicht 
auf die sub 1) bezeichnete Art geführt werden kann, z. B. wenn der 
Vater abwesend oder gestorben ist , oder die von der Mutter ange- 
gebene Vaterschaft in Abrede stellt, so darf sich der Matrikenführer 
in die Sache nicht mengen; er hat die Partei zur Erbringung des 
Beweises an die bürgerliehen Gerichte zu weisen und den Spruch 
derselben abzuwarten. Endlich versteht es sich von selbst, dass 
Abänderungen in den geschehenen Eintragungen in den Matriken 
auch in Hinkunft in keinem Falle durch den Matrikenf&hrer eigen- 
mächtig vorgenommen werden dürfen, sondern erforderlichen Falles 
bei dem fursterzbischöflichen Consistorium in Anregung zu bringen 
sind, welches nicht verabsäumen wird, mit der k. k. Statthalterei das 
unter solchen Umständen gebotene Einvernehmen zu pflegen. 
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Zur Aufhebung des politischen Eheconsenses in 
Österreich (1868). 

In Baden und Bayern sind in neuester Zeit die politischen Be- 
schränkungen des Rechts der Verehelichung 1 ) gemildert. In Oester- 
reich hatte die Regierung sich schon seit dem Jahre 1852 mit der 
vorliegenden Frage beschäftigt und einen Gesetzentwurf über "cten po- 
litischen Eheconsens ausarbeiten lassen, wornach ein solcher Ehecon- 
sens von Adeligen, Beamten und andern öffentlichen Angestellten, 
Kaufleuten, ein selbstständiges Gewerbe Betreibenden, Hauseigenthü- 
mer u. dgl. nicht mehr, also nur noch in verhältnissmässig wenigen 
Fällen und zwar bei Strafe von einem Monat Arrest für die ohne Consens 
der politischen Behörden sich Verehelichenden gefordert werden sollte. 
Für die NothwendigJceit und Zweckmässigkeit des politischen Ehecon- 
senses hatten sich damals ausgesprochen die Statthalter von Nieder- 
und Oberösterreich, Salzburg, Böhmen, Mähren, Schlesien, Ungarn, 
Tyrol, Steiermark, Küstenland, Krain, Bukowina, Wojwodina, 
.Kroatien, Siebenbürgen und Krakau. 

Die Gemeinde-Vertretung von Wien überreichte am 17. Juli 
1863 durch den Abgeordneten Dr. von Mühlfeld dem Oesterreichischen 
"Abgeordnetenhause eine Petition um Aufhebung des politischen Ehe- 
consenses. Das Abgeordnetenhaus wählte einen Ausschuss zur Vor- 
berathung über diese Frage. Obmann dieses Ausschusses war Dr. 
Franz Mandelblüh, Berichterstatter Dr. J. N. Berger, der gegenwär- 
tige Minister ohne Portefeuille. Dem von dem Letzteren erstatteten 
Berichte entnehmen wir Folgendes über den damaligen Stand der 
Gesetzgebung: 

Der in der älteren österreichischen Gesetzgebung unter ver-' 
schiedenen, zum Theil an seine Entstehung aus der Leibeigenschaft 
erinnernden Benennungen: wie: Entlassschein, Losbrief, Losschein, 
Licenzzettel, Meldzettel u. s. w, bekannte und in verschiedenen Kö- 
nigreichen und Ländern noch derzeit bei Verehelichungen gesetzlich 
.erforderte politische Eheconsens ist ein Ueberrest* der ehemaligen 
Hörigkeits- und Unterthansverhältnisse , welche zum Theil von den 
Gemeinden in ihrem Interesse acceptirt, zum Theil auch mit Rück- 
sicht auf die Militärconscription festgehalten wurde. 

In Ungarn und Siebenbürgen bestand der politische Eheconsens, 
wie aus dem Hofdecrete vom 23. October 1817 und der Verordnung 

1) Man vergL Ober diese Frage namentlich: Thudichum Ober unzulfissige 
Beschränkungen des Rechts der Verehelichung. Tübingen 1866. 
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der niederösterreichischen Regierung vom 21. November 1822 hervor- 
geht, niemals. Ebenso ist auch im lombardisch-verietianischen Kö- 
nigreich, in Dalmatien, im Küstenlandes in Krain und Kärnthen, 
in Galisien und in der Bukowina ein politischer Eheconsens nicht 
nothwendig. 

Nachdem Kaiser Joseph IL die Leibeigenschaft aufgehoben hatte, 
wurde zwar mit Patent vom 1. November 1781 insbesondere für 
Mähren und Schlesien verordnet , dass jeder Unterthan , wenn keine 
Hindernisse anderer Art obwalten, blos gegen Anzeige seiner bevor- 
stehenden Heirath bei seiner Obrigkeit und gegen einen von dieser 
unentgeltlich zu ertheilenden Meldzettel sich zu verehelichen berech- 
tigt sei. 

Allein in späteren Gesetzen, wie namentlich in dem Patente 
vom 19. April 1785 und in .den Hofdecreten vom 23. Mai 1788 und 
24. März 1789 wurde doch wieder die Nothwendigkeit des politischen 
Eheconsenses für Bergknappen, Freisassen, Freigüter-, Scholthisei- 
Besitzer und Junker (d. i. Besitzer grosser Bauerwirthschaften) 
ausgesprochen. 

Für Wien ergingen schon in den Jahren 1746 und 1752 Ver- 
ordnungen, durch welche die Ertheilung der Ehebewilligungen ge- 
regelt wurde. Insbesondere wurde bezüglich der Handwerksgesellen 
durch das Hofdecret vom 22. December 1796 bestimmt, dass jeder 
Handwerksgeselle, der sich in der Haupt- und Residenzstadt Wien 
verehelichen will, die Erlaubniss zur Verheirathung bei dem Magi- 
strate ansuchen und dabei darthun müsse, dass er dufch einige 
Jahre als Gesell gedient und sich gut betragen habe, und dass er im 
Stande sei, sich und seine künftige Familie durch eigenen oder ver- 
einigten Erwerb seines Weibes zu erhalten. Den Pfarrern von Wien 
wurde durch Verordnung vom 22. November 1803 aufgetragen, einen 
Handwerksgesellen nicht eher in das Verkündbuch einzutragen, als 
bis er sich mit der ordentlichen Ehebewilligung des Magistrats, 
welche auch durch das Hofcanzleidecret von 26. Jan. 1815 als noth- 
wendig erklärt wurde, ausgewiesen habe. Durch die letzterwähnte 
Allerhöchste Entschliessung , sowie durch die zu derselben erlassene 
Instruction vom 1. April 1815 wurden jene Categorien von Personen 
speciell bezeichnet, welche in Wien eines Eheconsenses nicht bedürfen 
und das Verfahren bezüglich aller anderen Classen von Personen be- 
stimmt, welche sich daselbst ohne Eheconsens nicht verehelichen 
können. 

Die für Wien geltenden Bestimmungen wurden im Jahre 1819 
auch in Gratz eingeführt. Für Steiermark überhaupt wurde durch 

Archiv für Kirthurecht. IX. 29 
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die Gubernialverordnungen vom 17. November 1804 und 9. Januar 
1805 verfugt, dass zur Beschränkung der Ehen der ärmeren Volks- 
classen auf dem Lande die Bezirksobrigkeiten einem Gaste oder Tag- 
löhner, dessen Verehelichung eine Gemeinde begünstigt, die Trauungs- 
licenz nur dann ertheilen sollen, wenn sie sich von dem fleissigen 
und moralischen Betragen desselben durch längere Zeit selbst über- 
zeugt haben, und wenn die Gemeinde durch Ausstellung eines Be- 
verses sich verbindlich macht, »ihn sammt den Seinigen im Falle, 
dass er nach der Hand sich selbst mit der Arbeit zu ernähren ausser 
Stand gesetzt werden sollte, lebenslänglich mit Eost und Kleidung zu 
versehen,« wo aber dieses nicht zuträfe, ihm die Trauung zu ver- 
sagen. 

Für Unterösterreich, Oberösterreich und Sahburg wurde mit 
^Resolution vom 4. Juli 1765 in Folge der untersuchten Gravamina 
des Fürsten und Bischofs zu Passau verordnet: »dass in den öster- 
reichischen Ländern die diesfallige Einschränkung (Beibringung des 
Heirathsconsenses) aufgehoben, mithin der obrigkeitliche Gonsensus 
zum Heirathen bei freigeborenen Leuten nicht nothwendig sei.« Diese 
Resolution wurde den Kreishauptleuten mit Verordnung vom 1 1. Juli 

1765 mit dem Auftrage in Erinnerung gebracht : »dass selbe wegen 
der allergnädigst anbefohlenen Aufhebung der bisherigen Einschrän- 
kungen der Unterthansverehelichungen und des. erforderlich gewe- 
senen vorschriftlichen Consenses das weiter Gehörige an die sämmt- 
lichen in ihrem Viertel befindlichen Herrschaften und Obrigkeiten 
verfugen sollen.« 

Mit der Besolution der Kaiserin Maria Theresia vom 3. März 

1766 endlich wurde ausgesprochen: »dass es bei der letzten Reso- 
lution (vom 4. Juli 1765) sein ohnabänderliches Verbleiben habe und 
sich von selbst verstehe, dass die unbekannten Leute und Vagabunde, 
wie auch die alte und mit Leibesgebrechen behaftete Leute, welche 
sich nicht ernähren können, sondern von Almosen leben, oder in einer 
solchen Verpflegung stehen, von dem Heirathen abzuhalten und ge- 
mäss der vorigen Verordnung nicht zusammenzugeben seien.« 

In Tyrol war nach dem Hofdecrete vom 14. März 1818 Z. 
1893. kein Eheconsens erforderlich. Allein die dagegen erhobenen 
Beschwerden des Guberniums hatten das Hofcanzleidecrefvom 12. Mai 
1820 zur Folge, durch welches verordnet wurde, dass in Tyrol an- 
sässige Personen aus der Classe der Dienstboten, Gesellen und Tag- 
werker oder sogenannten Inwohner, die sich verehelichen wollen, sich 
vorläufig bei ihrer politischen Obrigkeit zu melden und von derselben 
ein Zeugniss beizubringen haben, dass gegen ihre Verehelichung 
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kein politisches Hinderniss obwalte. Durch den Ministerial-Erlass 
vom 5. April 1850 wurde ferner verordnet, dass die Behörde bis zum 
Erlasse neuer gesetzlicher Bestimmungen bei Heirathsbewilligungen 
die Erklärungen der Gemeinden berücksichtigen und gegen deren 
Einspruch nicht leicht einen Eheconsens ertheilen sollte. Endlich 
wurde durch die für Tyrol und Voralberg erlassene Verordnung des 
Ministeriums des Innern vom 28. December 1852 (B.-G.-B1. Nr. 21.) 
bestimmt, dass Uebertretungen der mit dem Hofcanzleidecrete vom 
12. Mai 1820 gegebenen Vorschriften, mag die Ehe ohne den vor- 
geschriebenen politischen Gonsens im In- oder Auslande geschlossen 
worden sein, von den politischen Behörden zu untersuchen und alle 
Uebertretungen einer politischen Vorschrift angemessen zu bestra- 
fen sind *). 



1) Wir fügen hinzu folgende 
Verordnung der k. k. Statthalter ei für Tyrol und Vorarlberg vom 

8. Juli 1863, 

(Nr. 15,388. — Ehe), 

betreffend die Ertheilung der politischen Eheconsense. 

(Aua dem Gesets- und Verordnungsblatt für die gefärstete Grafschaft Tyrol und Vor« 

arlberg. Jahrgang 1863. III, Stück. Ausgeg. und versendet am 28. Juli 1833. S. 48.) 

Ueber die auf Grund eines Beschlusses des Landtages Vorarlberg von dem 
dortigen Landesausschusse gestellte Bitte, dass bis zur Zustandebringung eines 
Gesetzes in verfassungsmässigem Wege bezüglich der Beschränkung der Ehen der 
nicht besitzenden Classen das Ministerial-Decret vom 3. April 1850 (R.-G.-Bl. 
Kr. 87. S. 151.) wieder in Wirksamkeit gesetzt und die Behörden zu dessen ge- 
nauer Handhabung strengstens angehalten werden mögen, hat Se. Excellenz der 
Herr Staatsminister mit Eriass vom 24. vor. Monats Z. 1982. Folgendes eröffnet: 

»Die in einem speciellen Falle erflossene Entscheidung vom 25. Jänner 
1863, Z. 23,419. konnte nicht die Absicht liaben, die Ministerial-Verordnung vom 
3. April 1850, Z. 5700. ausser Kraft zu setzen. Es haben vielmehr, bis die Re- 
gelung der Votschriften Ober den politischen Eheconsens im verfassungsmässigen 
Wege erfolgt, das Hofranzleidecret vom 12. Mai 1820, Z. 12,654. und die dasselbe 
raodificirende Ministerial-Verordnung vom 3. April 1850, Z. 5700. als die gesetz- 
lichen Normen zu gelten, an welche sich die Behörden bei Ertheilung des poli- 
tischen Eheconsenses genau zu halten haben.« Vgl. auch Archiv III, 602 ff. 

Dem Statthalter von Tyrol wurde unter dem 22. Jan. 1867 vom Staats- 
ministerium Auftrag gegeben, dem Landtage von Vorarlberg auf sein Ansuchen 
um baldige Einbringung einer auf die Eheconsense bezüglichen Gesetzes-Yorlage 
zu eröffnen, die Regierung Oberlasse es dem Landtage, ein hierauf bezügliches 
Gesetz in Vorlage zu bringen. Es stehen nämlich in keiner Frage die Wünsche 
der zahlreichen betheiligten Parteien (Ehewerber) den Anforderungen der Gemein- 
den und der Landtage (die bei Jeder Gelegenheit klagen, dass die Behörden auf 
Kosten der Steuerzahler durch Eheconsense das Proletariat förderten) sich mehr 
als in dieser gegenüber. Die gegenwärtigen Normen — befriedigen also nach 
keiner Seite. 

29* 
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Es wurde ferner auch zwischen* einzelnen Provinzen eine ge- 
wisse Gegenseitigkeit in Beziehung auf die den Angehörigen der einen 
Provinz in der anderen ertheilten Eheconsense sanctionirt. 

So bestimmte ein Hofcanzleidecret vom 12. Juni 1795, das 
Unterthanen aus Oesterreich ob der Enns, die sich mit Unterthanen 
aus Steiermark verehelichen wollen und sich mit den dort gewöhn- 
lichen sogenannten Meldzetteln ihrer Grundobrigkeiten ausweisen, 
an ihrem Vorhaben deswegen nicht zu hindern seien, weil sie die in 
Steiermark sowohl als in Niederösterreich üblichen Entlassscheine 
nicht mitgebracht haben. Durch das an sämmtliche Länderstellen 
ergangene Hofcanzleidecret vom 19. Juli 1810 wurde zur Aufrecht- 
haltung der Conscriptionsgesetze vorgeschrieben, dass kein fremdherr- 
schaftlicher Unterthan, und zwar ohne Unterschied, ob er aus dem 
nämlichen oder einem anderen Begierungsbezirke, oder aus einer 
anderen conscribirten Provinz ist, sich irgendwo soll verehelichen 
können, wenn er nicht von seiner Obrigkeit die Heirathslicenz oder 
wirkliche Entlassung beibringt. Durch das bereits oben erwähnte, 
für Wien erlassene Hofcanzleidecret yom 26. Januar 1815 wurde die 
Ertheilung der Eheconsense ffir unter anderen inländischen Juris- 
dictionen stehende, in Wien domicilirende Ehewerber den Jurisdic- 
tionen in Wien, und bezüglich der Handwerksgesellen insbesondere 
dem Magistrate in Wien gegen Beibringung der Ehemeldzettel oder 
der Heirathsbewilligung der heimathlichen Grundobrigkeit eingeräumt. 
Da nun durch die Ertheilung des Eheconsenses von Seite der Wiener 
Jurisdictionen nicht auch die Aufnahme in die betreffende Wiener 
Jurisdiction erfolgt und deshalb die bezüglichen Individuen, wenn sie 
in der Folge verarmten, den Obrigkeiten und Gemeinden ihrer Hei- 
math zur Erhaltung zugewiesen wurden; so geschah es häufig) da# 
die Grundobrigkeiten die Ertheilung des Ehemeldzettels verweigertem 
wodurch sich stets wieder Differenzen ergaben. Zur Beseitigung der- 
selben wurde zufolge Hofcanzleidecrets vom 25. August 1831 zwischen 
der n^ ö. Landesregierung und dem mährisch-schlesischen Guberniiun 
ein Uebereinkommen dahin getroffen, dass jeder Unterthan iox\^ 
■.■ berechtigt sein soll, sich gegen Nachweisung der gesicherten Erwerbs- 
fähigkeit und des hinreichenden Auskommens ffir sich und seine 
Familie zu verehelichen ; dass jedoch der zur Ertheilung des Ehe- 
consenses von Seite der Wiener Jurisdictionen noch fernerhin erfor- 
derüche-Ehemeldzettel oder die ertheilte grundobrigkeitliche Heiraths- 
licenz zugleich die Wirkung der Entlassung aus der grundobrigk* 
liehen Jurisdiction haben, sowie andererseits die Ertheilung 4es 
Eheconsenses in Wien ohne obrigkeitliche Heirathslicenz als Aufnahm 
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in die Jurisdiction in Wien angesehen werden solle. Mit dem Hof* 
canzleidecrete vorn 2. Juni 1832 wurde übrigens erklärt, dass eine 
Ausdehnung der mit dem Hofcanzleideeret vom 25. August 1831 für 
die in Wien sich verehelichenden Unterthanen aus Mähren und Schle- 
sien erlassenen Vorschriften auf die Angehörigen anderer Provinzen 
nicht stattfinde. "Demnach ward sich bei Ertheilung der politischen 
Eheconsense in Wien fortan nach den Hofcanzleidecreten vom 19. Juli 
1810 und vom 26. Januar 1815 benommen, und es hatten somit nur 
die Angehörigen aus Tyrol und Vorarlberg und aus dem lombardisch^ 
venetianischen Königreiche keine obrigkeitlichen Meldzettel beizubrin- 
gen, weil es in diesen Ländern keinen nexp subditelap gab. 

Mit dem Aufhören des Unterthänigkeitsverhältnisses konnte 
selbstverständlich das Institut des politischen Eheconsenses in seiner 
früheren Form nicht aufrecht erhalten werden. Der Erlass des Mi- 
nisteriums des Innern vom 21. Juni 1849 (R.-G.-B1. Nr. 285.) erklärte 
daher, dass die gesetzlichen Vorschriften über die Beibringung von 
Meldscheinen bei Eingehung von Ehen zwar ihre Geltung verloren 
haben, insofern sie lediglich in dem Unterthänigkeitsverhältnisse ihren 
Grund hatten, dass jedoch die politischen Eheconsense nicht als auf- 
gehoben betrachtet werden können. Eine spätere Instruction vom 
Jahre 1850 erklärt, dass die Kegelung der gesetzlichen Bestimmun- 
gen über den politischen Eheconsens einer besonderen Verordnung 
vorbehalten bleibe ; bis dieselbe jedoch erlassen worden sei, habe man 
sich in grösseren Städten an die bestehenden Vorschriften, auf dem 
Lande aber an den Grundsatz zu halten, dass in der Regel die Er- 
theilung des Eheconsenses von Seiten der Gemeinde genüge, welcher 
der Bräutigam angehört. 

Der §. 11. des kaiserlichen Patentes vom 8. October 1856 
(R.-G.-BI* Nr. 185.) womit in Ausführung des Art. X. des Concordates 
ein neues Ehegesetz erlassen wurde, erklärte endlich, dass aus den 
politischen Verordnungen zu entnehmen ist, inwiefern der Ehewerber 
einer Heirathsbfcwilligung von Seite der politischen Obrigkeit bedarf. 
Der grösseren Hälfte des Reiches war also das Institut des 
politischen Eheconsenses fremd, und dort wo es bestand, war dasselbe 
theils verschiedenen Ursprungs, theils ungleichartig normirt. 

In der Sitzung vom 24. September 1863 beschloss nun das 
Abgeordnetenhaus den Ausschussanträgen entsprechend die Aufhebung 
der Notwendigkeit einer Heirathsbewilligung von Seiten der poli- 
tischen Obrigkeit; jedoch sollte der §. 8. des Gesetzes über die 
Ergänzung des Heeres vom 29. September 1858 (R.-G.-B1. Nr. 167.) 
durch dieses Gesetz nicht berührt werden. 
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Das österreichische Herrenhaus lehnte in seiner Sitzung vom 
14. October 1863 diesen Beschluss des Abgeordnetenhauses ab, stellte 
jedoch das Ersuchen an die Regierung, sie möge die Gutachten der 
einzelnen Landtage einholen und demnach die weiteren geeigneten 
Einleitungen treffen. Von den Landtagen der einzelnen Kronländer 
in den Jahren 1863—64 wurden Gutachten über den Gesetzentwurf we- 
gan Aufhabung des politischen Eheconsenses eingefordert. Für 
Kärnthen wurde von diesem Gutachten nachträglich Umgang genom- 
men, weil dort das Institut des Eheconsenses weder gesetzlich noch 
factisch bestand. Für die Aufhebung der dermaligen gesetzlichen 
oder factischen Uebung (Eheconsense oder Meldezettel) sprachen sich 
aus die Landtage von Nieder-Öesterreich, Steiermark, Mähren, Schle- 
sien, Küstenland (d. i. Triest, Götz und Parenzo); für die Beibe- 
haltung: die Landtage von Ober-Oesterreich , Salzburg, Tyröl und 
Vorarlberg, Böhmen und Krain. 

Die Regierung sah sich bei der Nichtübereinstimmung der 
Wünsche der verschiedenen Landtage und dem Umstände, dass auch 
die beiden den einen Factor der gesetzgebenden Gewalt constituiren- 
den Häuser in dieser Frage nicht einig waren, nicht veranlasst, mit 
einem Antrage vor den Reichsrath zu treten. 

Im Küstenlande wurde nun durch Verordnung des Ministerium 
des Innern vom 16. December 1867 Z. 5356. an den Statthalter 
von Triest der Eheconsens aufgehoben, indem der Statthalter ermäch- 
tigt wurde , den politischen Eheconsens ffir das ihm unterstehende 
Verwaltungsgebiet im Wege einer Administrativ-Verordnung aufzu- 
heben, so jedoch , dass die Vorschriften bezüglich der Heeresergän- 
zungs-Rücksichten oder des nach Umständen erforderlichen Verehe- 
lichungs-Consenses der Militärbehörden unberührt bleiben. Als Grund 
wurde in dem Staats-Ministerial-Erlasse hervorgehoben, dass der im 
Küstenlande mit Ausnahme weniger Bezirke dermalen bestehende po- 
litische, oder eigentlich polizeiliche Eheconsens nicht auf einem Ge- 
setze, sondern nur auf einem factischen Gebrauche, in Triest aber 
lediglich auf einer Statthalterei-Verfügung vom Jahre 1852 beruhte. 

Dasselbe geschah in Kärnthen durch die nachstehende Ver- 
ordnung vom 29. Februar 1868, Z. 1207.: »Die in Kärnthen dermal 
noch bestehende Einrichtung der Ehemeldzettel, welche durch die mit 
Gubernial-Circulare vom 14. März 1833, Z. 5099. kundgemachte Ver- 
ordnung des bestandenen illirischen Guberniums vom 1. März 1832, 
Z. 4264. eingeführt worden sind, muss bei dem Umstände, dass sie 
ausschliesslich in dem bestandenen Unterthansverhältnisse ihre Quelle 
und ihren Grund gefanden, seit dem Aufhören dieses Verhältnisses 
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als unberechtigt betrachtet werden ; auch vermag der in der bezoge- 
nen Gubernial- Verordnung angegebene Zweck die Beibehaltung des 
Ehemeldzettels nicht zu rechtfertigen , weil es nicht Sache der poli- 
tischen Obrigkeit, sondern die verantwortliche Pflicht des Seelsor- 
gers ist* zu prüfen, ob allen Erfordernissen zur Schliessung des Ehe- 
vertrags Genüge geleistet wurde. Endlich wird bei dem Umstände, 
dass die Meldzettel nie verweigert werden dürfen, auch den Gemein- 
den durch diese Einrichtung keinerlei Schutz in Bezug auf allfällige 
Armenversorgung gewährt. Auf Grund dieser Erwägungen und der 
Ermächtigung des Herrn Ministers des Innern vom 25. Februaf 1868, 
Z. 709. M. J. findet sich die Landesbehörde veranlasst, die mit der 
Eingangs bezogenen Gubernial- Verordnung in Kärnthen eingeführten 
Ehemeldzettel hiemit aufzuheben, und ihre fernere Ausfertigung für 
die Zukunft einzustellen.« 

Das Gurker furstbischöfliche Ordinariat erinnerte bei der Kund- 
machung dieser Verordnung, dass die Herren Seelsorger ihrer allein 
verantwortlichen Pflicht zu prüfen, ob allen sonstigen gesetzlichen 
Erfordernissen zur Schliessung des Ehevertrags Genüge geleistet wurde, 
mit aller Genauigkeit nachkommen mögen. 

Auf den Ländtagen mehrerer Kronländer erfolgte im Jahre 1868 
die unveränderte Annahme des von der Kegierung vorgelegten Ent- 
wurfs eines Gesetzes, wodurch der politische Eheconsens aufgehoben 
wird. Wir theilen hief mit das Landesgesetz vom 20. September 
1868, wodurch der politische Eheconsens im Erzherzogthum Oester- 
reich unter der Enns aufgehoben wird. 

Landesgesetz vom 20. September 1868, wodurch der politische Ehe- 
consens im Erzherzogthum Oesterreich unter der Enns auf- 
gehoben wird. 

Mit Zustimmung des Landtages Meines Erzherzogthumes Oester- 
reich unter der Enns finde Ich zu verordnen, wie folgt : 

§. 1. Eine Heirathsbewilligung von Seite der politischen Be- 
hörde ode der Gemeinde ist fernerhin für Ehewerber, welche einer 
Gemeinde in dem Erzherzogthume Oesterreich unter der Enns ange- 
hören, nicht erforderlich. Die in Oesterreich unter der Enns bisher 
bestehenden politischen Eheconsense (Ehemeldzettel), sie mögen un- 
ter was immer für einer Benennung ertheilt werden, sind abgeschafft 
und die darauf bezüglichen Gesetze und Verordnungen aufgehoben. 
Dies gilt insbesondere auch von dem in Wien eingeführten ortsobrig- 
keitlichen Eheconsense. 
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§. 2. Der §. 8, des Gesetzes über die Ergänzung des Heeres 
vom 29. September 1858, R.-G.-B1. Nr. 167 1 ) und der Punkt 5. des 
Gesetzes vom 10. November 1867, R.-G.-B1. Nr. 133'), wird durch 
das gegenwärtige Gesetz nicht berührt. 

§. 3. Mein Minister des Innern, dann für Cultus und Unter- 
rieht sind mit dem Vollzuge dieses Gesetzes beauftragt. 

Mürzsteg, am 20. September 1868. 

Ein ganz gleichlautendes Gesetz erhielt unter dem 20. Septem- 
ber 1868 auch für Steiermark und für Ober- und Niederschlesien, 
ferner unter dem 22. September 1868 für Mähren die kaiserliche 
Sanction. In Gcdmen und in der Bukowina, in Ungarn und dessen 
Nebenländern, und in Dahnatien wurde, wie bereits oben bemerkt 
ist, niemals eil politischer Eheconsens gefordert. In Zukunft be- 
dürfen daher nur noch Ehewerber, die in Oberösterreich, Salzburg, 
Kram, Tyröl oder Böhmen heimathsberechtigt sind, noch eines Con- 
senses der politischen Behörden zu ihrer Eheschliessung. 



1) »Wer von dem Eintritte in das Heer nicht gesetzlich befreit oder zum 
Heeresdienste (wegen Blödsinnes, auffallender KrüppelbaftigkeU oder Siechtb ums) 
offenkundig (von der Bezirksbehörde bezeichnet), oder nicht nach dem Erkennt- 
nisse einer Stellungscommission för immer untauglich ist, darf sich vor dem Aus- 
tritte am der zweiten Altersciasse nicht verehelichen. Eine ausnahmsweise Ehe- 
bewilligung im Falle vorhandener besonders rücksichtswürdiger Umstünde zu 
ertbeilen ist die politische Landesstelle ermächtiget , jedoch begründet diese 
Bewilligung keine Befreiung von der Stellungspflicht während der ersten und 
zweiten Altersciasse.« 

2) »Das Verbot der Verehelichung im $. 8. des Heeres -Erganzungs- Ge- 
setzes vom Jahre 1858 gUt künftig auch für jene, welche die dritte Altersciasse 
noch nicht überschritten haben« (vrgl. Wiener Diöcesanblatt 1867, Nr. 35. S. 301.)* 
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Rechtsquellen. 

1. Sanctissimi Domini Nostri JR& divina Providentia Papae IX. Lit- 

terae Apostolicae ad omnes episcopos ecclesiarum ritus orientcdis 

cotnmunionem cum aposiolica sede non habenies. 

(Giornale di Koma 1868 Num. 216) 

Pius PP. IX. Arcano Divinae Providentiae consilio, licet sine 
ullis meritis Nostris, in hac sublimi Cathedra baeredes Beatissimi 
Apostolorum Principis constituti, qui juotia praerogativam sibi a Deo 
concessam firrna et solidissima petra est, super quam Salvator Eccle- 
siam aedificavit *), impositi Nobis oneris sollicitudine urgente, ad eos 
omnes in qualibet terrarum Orbis regione degentes, qui christiano 
nomine censentur, curas Nostras extendere, omnesque ad paternae cari- 
tatis amplexus excitare vehementissime cupimus et conamur. Nee 
vero absque gravi animae Nostrae periculo partein ullam christiani 
populi negligere possumus , qui pretiosissimo Salvatoris Nostri san- 
guine redemptus, et sacris baptismi aquis in Dominicum gregem ad- 
lectus, omnem sibi vigilantiam Nostram jure deposcit. Itaque cum 
in omnium procurandam salutem, qui Christum Jesum agnoseunt et 
adorant, studia omnia cogitationesque Nostras indesinenter conferre 
debeamus, oculos Nostros ae paternum animum ad istas convertimus 
Ecclesias, quae olim unitatis vineulo cum hac Aopostolica Sede con- 
glutinatae tanta sanetitatis caelestisque doctrinae laude florebant, 
uberesque divinae gloriae et animarum salutis fruetus edebant, nunc 
vero per nefarias illius artes ac machinationes, qui primum schisma 
excitavit in caelo, a communione Sanctae Romanae Ecclesiae, quae 
toto orbe diffusa est, sejunetae ac divisae cum summo nostro moerore 
existunt. 

Hac sane de causa jam ab ipso Supremi Nostri Pontificatus ex- 
ordio Vobis pacis caritatisque verba toto cördis affectu loquuti 
sumus 3 ). Etsi vero haec Nostra verba optatissimum rnirnme obti- 
nuerint exitum , tarnen nunquam Nos deseruit spes fore ut humilis 
aeque ac ferventes Nostras preces propitius exaudire dignetur clemen- 
tissimns ac benignissimus salutis pacisque Auetor, qui qperatus est 
in medio terrae salutem, quique oriens ex altopacem sibi aeeeptam 
et ab omnibus aeeeptandam evidenter ostendens , eam in ortu suo 
Angdorum ministerio bonos voluntatis hominibus nunciavü, et inier 
homines conservatus verjbo doeuit, praedieavit exemplo*). 

1) S. Greg. Nyssen. Laudatio altera S. Steph. Protomart. ap. Galland. VI. 600. 

2) Epist. ad Orient. In mprema, die 6. Janoarii an. 1848. 

3) Epist. B. Greg. X. ad Michaelem Palaeologum Graec. Imper. Ae 24. 0c- 
tobrte an. 1272. 
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Jam vero cum nuper de Venerabilium Fratrum Nostrorum S. 
B. E. Gardinaliam consilio Oecumenicam Synodum futuro anno Komae 
celebrandam, ac die octavo mensis Decembris Immaculatae Deiparae 
Virginis Mariae Conceptdoni sacro incipiendam indixerimus et con- 
vocaverimus, vocem Nostram ad Vos rursus dirigimus , et majore, 
qua possumus, animi Nostri contentione Vos obsecramua, monemus 
et obtestamur, ut ad eamdem generalem Synodum convenire velitis, 
qüemadmodum Majores Vestri convenerunt ad Concilium Lagdunense 
II. a recol. naem. B. Gregorio X. Praedecessore Nostro habitum, et ad 
Florentinum Concilium a fei. record. Eugenio IV. item Decessore 
Nostro celebrätum, ut dilectionis anticfuae legibus renovatis, et Pa- 
trum pace, caelesti illo ac salutari Christi dono quod tempore exaruit, 
ad yigorem iterum revocata 1 ), post longam moeroris nebulam et dis- 
sidii diuturni atram ingratamque caliginem serenum omnibus unionis 
optataejubar illucescat 3 ). 

Atque hie sit jueundissimus benedictionis fruetus, quo Christus 
Jesus nostrum omnium Dominus et Bedemptor immaculatam ac 
dilectissimam Sponsam suam catholicam Ecclesiam consoletur, ejasque 
temperet et abstergat lacrimas in hac asperitate temporum, ut, omni 
divisione penitus sublata, voces antea discrepantes perfecta Spiritus 
unanimitate collaudent Deum, qui non vult Schismata esse in nobis, 
sed ut idem omnes dicamus et sentiamus Apostoli voce praeeepit; 
immortalesque misericordiarutn Patri semper agantur gratiae ab om- 
nibus Sanctis suis, ac praesertim a gloriosissimis illis Ecclesiarum 
Orientalium antiquis Patribus et Doctoribus, cum de caelo pro- 
spiciant instauratam ac redintegratam cum hac Apostolica Sede catho- 
licae veritatis et unitatis centro conjunetionem , quam ipsi in terris 
viventes omnibus studiis atque indefessis laboribus fovere et ma^is 
in dies promovere tum doctrina, tum exemplo curarunt, diffusa in 
eorum cordibus per Spiritum Sanctum caritate Illius, qui medium 
maceriae parietem solvit, ac per Sanguinem suum omnia conciliavit et 
paeavit, qui Signum diseipulorum suorum in unitate esse yoluit, et 
cujus Oratio ad Patrem porreeta est: Rogo ut omnes unum sint, 
sicut et Nos unum sumus. 

Datum Bomae apud S. Petrum die 8. Septembris Anno 1868. 

Pontificatus Nostri Anno Vicesimotertio. 



1) Epist. LXX. ah CCXX. S. Basilli Magnat ad S. Damasum Papam. 
t) Defin. S. Oecum. Synodi Florent. in Balla Eogenii IV. Lattentur 
Caeli. 
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1 5. Sancti&simi Domini Nostri PH divina Providentia Papae IX. 
1 Litter ae Apostolicae ad omnes Protestarües, aliosque Aiatholicos. 

* T (Giornale di Borna 1868, Num. 298.) 

! Pius PP. IX. Jam vos omnes noveritis, Nos lieet immerentes 

'* ad hanc Petri Cathedram evectos, et iccirco supremo universae catho- 

k licae Eeclesiae regimini, et curae ab ipso Christo Domino Nobis di- 

*: vinitus commissae praepositos opportunum existimasse, omnes Venera« 

k biles Fratres totius orbis Episcopos apud Nos vocare, et in Oecume- 

* nicum Concilium futuro anno concelebrandum cogere, ut cum eisdem 

s Venerabilibns Fratribns in sollicitudinis Nostrae partem vocatis ea 

i: omnia consilia suscipere possimus, qnae magis opportana *c neces- 

i saria sint, tum ad dissipandas tot pestiferorum errorum tenebras, qui 

i cum snmmo animarnm damno ubique in dies dominanter et debacchan- 

i tur, tum ad quotidie magis constituendum et amplificandum in 

ctaristianis populis vigilantiae Nostrae concreditis verae fldei, justitiae, 

veraeque Dei pacis regnnm. Ac vehementer confisi arctissimo et 

amantissimo conjunctionis foedere, quo Nobis et Apostolicae hnic 

Sedi iidem Yeuerabiles Fratres mirifice obstricü sunt, qui nunquam 

intermiserunt omni supremi Nostri Pontificatus tempore splendidis- 

sima erga Nos, et eamdem Sedem fidei, amoris, et observantiae testi- 

monia praebere, ea profecto spe nitimur fore ut veluti praeteritis 

saecalis alia generalia Concilia, ita etiam praesenti saeculo Concilium 

hoc Oecumenicum a Nobis indictum uberes laetissimosque, divina 

adspirante gratia, fructus emittat pro majore Dei gloria ac sem- 

piterna hominum salute. 

Itaque in hanc spem erecti, ac Domini Nostri Jqsu Christi, 
qui pro universi humani generis salute tradidit animam suam, cari- 
tate eicitati et compulsi, haud possumus, quin foturi Concilii occa- 
sione eos omnes Apostolkis ac paternis Nostris verbis alloquamur, 
qui etiamsi eumdem Christum Jesum veluti Redemptorem agnoscant, 
et in christiano nomine glorientur, tarnen veram Christi fidem haud 
profitentur, neque catholicae Eeclesiae communionem sequuntur. 
Atque id agimus, ut omni studio et caritate eos vel maxime moneamus, 
exhortemur, et obsecremus, ut serio considerare et animadvertere 
velint, num ipsi viam ab eodem Christo Domino praescriptam gecten- 
tur, quae ad aeternam perducit salutem. Et quidem nemo inficiari 
ac dubitare potest, ipsum Christum Jesum, ut humanis omnibus ge- 
nerationibus redemptionis suae fructus applicaret, suam hie in terris 
supra Petrum unicam aedificasse Ecclesiam, idest unam, sanetam, 
catholicam, apostolicam, eique necessariam omnem contulisse potesta- 
tem, ut integrum inviolatumque custodiretur fidei depositum, ac 
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eadem fides omnibus populis, gentibus, nationibus traderetar, ut per 
baptisroa omnes in mysticum säum corpus cooptarentur homines, et 
in ipsis semper servaretur ac perficeretnr illa nova vita gratiae, sine 
qua nemo potest unquam aeternam mereri et assequi vitam, utque 
eadem Ecdesia, qnae mysticum säum constitnit corpus in sua pro- 
pria natura semper stabiüs et immota nsque ad consummationem sae- 
culi permaneret, vigeret, et omnibus füiis suis omnia salutis praesidia 
suppeditarct. Nunc vero qui accurate consideret ac meditetur con- 
ditionem, in qua versantur variae et inter se discrepantes religiosae 
societates sejunctae a catbolica Ecclesia, quae a Christo Domino 
ejusque Apostolis sine intennissione per legitimos sacros suos Fasto- 
res semper exercuit, et in praesenüa etiam exercet divinam potestatem 
sibi ab ipso Domino traditam, vel facile sibi persuadere debebit, neque 
aliquam peculiarem, neque omnes simul conjunctas ex eisdem socie- 
tatibus ullo modo constituere, et esse illam unam et catholicam 
Ecclesiam, quam Christus Dominus aedificavit, constitnit, et esse 
voluit, neque membmm aut partem ejusdem Ecclesiae ullo modo 
dici posse, quandoquidem sunt a catholica unitate visibiliter divisae. 
Cum enim ejusmodi societates careant viva illa et a Deo constituta 
auctoritate, quae homines res fidei morumque disciplinam praesertim 
docet, eosque dirigit ac moderatur in iis omnibus, quae ad aeternam 
salutem pertinent, tum societates ipsae in suis doctrinis eontinenter 
variarunt, et haec mobilitas ac instabilitas apud easdem societates 
nunquam cessat. Quisque vel facile intelligit, et clare aperteque nos- 
cit, id vel maxime adversari Ecclesiae Christo Domino institutae, in 
qua veritas semper stabiüs, nullique unquam immutationi obnoxia 
persistere debet, veluti depositum eidem Ecclesiae traditum integer- 
rime eugtodiendum , pro cujus custodia Spiritus Sancti praesentia 
auxiliumque ipsi Ecclesiae fuit perpetuo promissum. Nemo autem 
ignorat, ex hisce doctrinarum et opinionum dissidiis socialia quoque 
oriri Schismata, atque ex bis originem habere innumerabiles com- 
muniones et seetas, quae cum summo christianae civilisque reipubli- 
cae damno magis in dies propagantur. 

Enimvero quicumque religionem veluti humanae societatis fun- 
damentum cognoscit, non potent non agnoscere et fateri, quantam in 
civilem societatem vim ejusmodi prineipiorum, ac religiosarum socie- 
tatum inter se pugnantium divisio ac discrepantia exercuerit, et 
quam vehementer negatio auetoritatis a Deo constitutae ad humani 
intellectus persuasiones regendas, atque ad hominum tum in privata, 
tum in sociali vita actiones dirigendas excitaverit, promoverit, et 
aluerit hos inf elicissimos rerum ac temporum motus et pertur- 
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bationes, quibus omnes fere populi miserandum in modum agitantur 
et afftigantur. 

Quamobrem ii omnes, qui Ecclesiae catholicae unitatem et veri- 
tatem non tenent 1 ), occasionem amplectantur hnjus Concilii, quo 
Eeclesia Catholica, cui eorum Majores adscripti efant, novum intimae 
unitatis et inexpugnabilis vitalis sni roboris exhibet argumentum, 
ac indigentiis eorum cordis respondentes ab eo statu se eripere stu- 
deant, in quo de sua propria salute securi esse non possunt. Nee 
desinant ferventissimas miserationum Domino offerre preces, ut di- 
visionis murum disiieiat, errorum caliginem depellat, eosque ad sinum 
sanetae Matris Ecclesiae reducat, in qua eorum Majores salutaria 
vitae pascua habuere, et in qua solum integra Christi Jesu doctrina 
servatur, traditur, et caelestis gratiae dispensantur mysteria. 

Nos quidem cum ex supremi Apostolici Nostri ministerii officio 

Nobis ab ipso Christo Domino commisso omnes boni pastoris partes 

studiosißsime explere, et omnes universi terrarum orbis- homines pa- 

terna caritate prosequi et amplecti debeamus, tum has Nostras ad 

omnes christianos a Nobis sejunetos Litteras damus, quibus eos etiam 

atque etiam hortamur et obsecramus, ut ad unicum Christi ovile 

redire festinent; quandoquidem eorum in Christo Jesu salutem ex 

animo summopere optamus, ac timemus ne eidem Nostro Judici ratio 

a Nobis aliquando sit reddenda, nisi, quantum in Nobis est, ipsis 

ostendamus et muniamus viam ad eapidem aeternam assequendam 

salutem. In omni certe oratione et obsecratione , cum gratiarum 

actione nunquam desistimus dies noctesque pro ipsis caelestium lu- 

minum et gratiarum abundantiam ab aeterno animarum Pastore 

humiliter enixeque exposcere. Et quoniam vicariam Ejus hie in 

terris licet immerito gerimus operam, iccirco errantium filiorum ad 

catholicae Ecclesiae reversionem expansis manibus ardentissime expec- 

tamus, ut eos in caelestis Fatris domum amantissime excipere, et 

inexhaustis ejus thesauris ditare possimus. Etenim ex hoc optatissimo 

ad veritatem et communionem cum catholica Eeclesia reditu non solum 

singulorum, sed totius etiam christianae societatis salus maxime pen- 

det, et universus mundus vera pace perfrui non potest, nisi fiat unum 

ovile, et unus pastor. 

Datum Romae apud S. Petrum die 13. Septembris 1868. 

Pontificatus Nostri Anno Vicesimotertio. 

1) S. August, ep. LXL al. CCXXIII. 
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3. Decr. s. Congr. Bitmm d. 22. Hart. 1862 de missü de requiem 
nee non de missa soletnni cantata coram ss. Eucharistiae sacramento in 
solenmiiaübus Nativitatis, Pascha* et Ascensionis D. N. J. Chr. 
(roitgetheilt von Dr. Chr. Lingen zu Rom.) 
II Botetin Ecclesiastico di Toledo publica le segaenti impor- 
tanti risposte della sacra Congregazione dei ßiti, che riferisce pure 
la Regeneration di Madrid, numero 810. dei 18» Settembre 1868: 
»Palmae in Balearibus. 
Magister caeremoniarum ecclesiae cathedralis, Palmae in Balea- 
ribus a sacra Rituum Gongregatione sequentia tria dubia declarari 
humillime petiit: 

L Quum leges municipales prohibeant quominus ad ecclesiam 
deferantur cadavera defunetorum, ac proinde nunquam funera insti- 
tui possint praesente cadavere, quaeritur, an non celebrata missa de 
requiem die sequenti non impedita, ea celebrari possit die Tel tertia, 
vel septim^, Tel trigesima? 

IL An ad celebrandum missam de requiem in duplid non im- 
pedito diebus tertia, septima et trigesima, requiratur, quod defdnetus 
sie ordinaverit in suo testamento, ut innuunt aliqui auetores, vel 
potius sufficiat voluntas consanguineorum vel testamenti exequutorum? 
III. An in solemnitatibus Nativitatis, Paschae et Ascensionis 
Domini Nostri Jesu Christi in missa solemni cantata coram Scmc- 
tissimo Eucharistiae Sacramento, apponi debeat commemoratio Sanc- 
tissimi Sacramenti, vel potius sufficiat unica oratio de solemnitate? 
S. G. rescribendum censuit: 

Ad I. In casu standum aliis decretis praesertim in Florentina, 
die 25. Aprilis 1751, ubi diebus etiam festivis de praeeepto et du- 
plicibus seeundum casis permittitur una missa solemnis de requiem 
cum absolutione et preeibus quae in die obitus fieri et recitari solent, 
etiamsi cadaver ob civiles praescriptiones non sit praesens in ecclesia, 
sed adhuc insepultum, qua decet religione, servatur in loco decenti, 
appoßito tarnen in ecclesia lodicis seu nigri panni signo ab eo diverso, 
quod in anniversario adhibetur, ut fideles intelligant missam hisce 
diebus offerri in expiationem animae illius defaneti, cujus corpus tra- 
ditum terrae adhuc non fuit, ecclesiae preeibus etiam proprias adjungant. 
Ad IL Negative ad primam partem, affirmative ad seeundam, 
dummodo sermo sit de missa cantata.. 

Ad III. Servandam instruetionem a Summo demente Papa XII. 
datam kalendis Septembris 1730, pro oratione quadraginta horarum. 
(Die 22. Martii 1862.)c 
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JLUeratar« 

1. lieber drei in Prager Handschriften enthaltene Canonen-Samm- 
lungen von Dr. Friedrich Schulte. (Aus dem Octoberliefte 1867 
der Sitzungsberichte der Jcais. Academie der Wiss.) Wien 1868. 
Hof- und Staatsdruckerei. (In Commiss. bei K. GerolcTs Sohn.) 
S. 171—232. gr. 8. 

2. Die Rechtshandschriften der Stiftsbibliotheken Gottweig Ord. s, 
Bened., Heiligenkrenz Ord. Cisterc, Klosterneuburg Can. Reg. 
Lateran., Melk Ord. s. Bened., Schotten in Wien Ord. s. Ben ed., 
beschrieben von Dr. J. Friedrich Schulte. (Aus dem December- 
hefte 1867 der Sitzungsberichte der Wiener Academie der Wiss.) 
Wien 1868. Hof- und Staatsdruckerei. (In Commiss. bei K. 
Gerold 's Sohn.) S. 559- 616. gr. 8. 

In beiden Schriften deckt der Verf. einen reichen Schatz von 
Oesterr. Handschriften auf. Von den in der ersten Schrift bespro- 
chenen Canonen-Sammlungen ist die älteste (saec. IX— X.) aus der 
collectio Anselrao dedicata excerpirt; dieselbe enthält eine Zusammen- 
stellung von Excerpten aus den Schriften der Kirchenväter, handelt 
sodann in 87 Capiteln besonders über Anklagen gegen Bischöfe und 
Kleriker u. s. w., worauf endlich ein Gespräch zwischen einem mo- 
nachus und einem clericus über das Verhältniss der Mönche zu den 
Weltgeistlichen folgt, sowie eine Eede auf Gründonnerstag und auf 
St. Michael. Von der zweiten Sammlung in 294 Capiteln (saec. XII.) 
sind die ersten 230 Capitel, die meist über kirchliches Strafrecht 
handeln, dem Polycarpus des Cardinais Gregorius entnommen; die 
Capitel 231—244. enthalten einen tractatus de sacrilegiis et immu- 
nitatibus et eorum conlpositionibus, die Capitel 245—279. endlich 
römisches, von 280 bis zu Ende wieder kirchliches Recht. Den Inhalt 
der dritten Sammlung (saec* XII.) bilden exceptiones decretorum 
Gratiani und exceptiones legum Romanorum. Zum Schlüsse folgt der 
Abdruck eines am Ende der zweiten Sammlung befindlichen Gedichtes 
auf Salzburg. 

In der zweiten Schrift werden 101 Handschriften aufgezählt: 
Nr. 1—41. solche von Gottweig, Nr. 42—47. von Heiligenkreuz, 
Nr. 48— 69. von Klosterneuburg, Nr. 70— 90. von Melk, Nr. 91— 101. 
vom Schottenstift in Wien. Ausführlicher werden besprochen: Nr. 6. 
(saec. XII.) : ein »über canonum,c fast nur Excerpte aus Papstbriefen 
enthaltend (p. 560—568.); Nr. 8. (saec. XII): »über aureus decre- 
torum, summa canonum apost. sanxita;« Nr. 10. (saec. XV.): »summa 
Innocentii bona et utilis omni sacerdoti, confessoribus, curam ani- 
marum gerentibus;c Nr. 21., 24., 48. (alle saec. XIV.) von ver- 
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schiedenem Inhalte. Nr. 58. (saec. XIII.), enthaltend die vollstän- 
dige Summa des Johannes Faventinus zum Deorete Gratiaus (der 
prologus und die interessante praefatio sind p. 580—585. ganz ab- 
gedruckt); Nr. 62. (saec. XIV.), enthaltend einen »cursus titulorumc 
in fünf Büchern, eine versificirte Ueberarbeitung der »summa Kaj- 
mundic und einen »über sacramentorum ;< Nr. 65. (saec. XII.), 
hauptsächlich den Text der Institutionen enthaltend ; Nr. 66. (saec. 
XII.), enthaltend einen Tractat de actionibus, eine Einleitung in den 
Codes und in die Institutionen Justinians , sowie den Text der letz- 
teren mit einer Glosse; Nr. 97. (saec. XIV.) und Nr. 98—101. (saec. 
XV.) von verschiedenem Inhalte. Es folgt schliesslich ein alpha- 
betisches Verzeichniss und ein Nachtrag zu der Abhandlung des 
Verf. über die Decretalen zwischen 1234 und 1298 in Bd. LV. der 
Sitzungsberichte der Wiener Äcademie der Wiss. S. 701 ff. (Vgl. 
Archiv XVTII, S. 492.) 

3. Roberti Flamesburiensis canonici et poenitentiarii S. Victoria 
Parisiensis summa de matrimonio et de usuris. Ex Roberti Poe- 
nitentiali edidit Joh. Fridericus Schulte, J. U. D., Antecessor 
Pratensis. Gissae. Sumtibus Aemüii Roth. MDCCCLXVIIL 
Die erste eigentlich juristische Behandlung des Sacramentes der 
Busse stammt von Robertus de Sancto Victore. Er war gegen Ende 
des 12. Jahrhunderts in Flamesborc, einer holländischen Stadt ge- 
boren. Wir finden ihn später als »canonicus regularis et poeniten- 
tiarius in celeberrimo coenobio S. Victoris Parisiensis.« Er schrieb 
wahrscheinlich zwischen 1207 und 1215 ein aus 10 Büchern beste- 
hendes noch ungedrucktes Werk; unter dem Xitel Poenitentiale. 
Bisher waren sechs Pariser und ein Leipziger Manuscript davon be- 
kannt; Schulte fand zwei neue, eine Prager Handschrift in der 
Bibliothek des Fürsten Lobkowiz und eine in der StadtbibHothek von 
Chartres, beide aus dem Anfange des 13. Jahrhunderts. Als Probe 
veröffentlicht nun Schulte zur Festgabe flor das 50jährige Stiftungs- 
fest der Friedrich -Wilhelms -Universität zu Bonn aus der Prager 
Handschrift das ganze zweite Buch de matrimonio und den Titel de 
usuris. Die Publication ist um so wichtiger, als gerade dieser Tractat 
de matrimonio mit der summa Bernardi Papiensis und Tancredi zu 
den ältesten summae de matrimonio gehört. Die 20 Titel behan- 
deln: quid sit matrimonium, quae sint de substantia matrimonii und 
quae impediunt tantum. In dem Titel de usuris legt der Peccator 
dem Sacerdos einzelne Fälle vor, und dieser entscheidet, ob usura 
vorliege oder nicht. Am Schlüsse ist ein Facsimile der Schrift aus dem 
Prager Manuscripte in Steindruck angehängt. 
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4. Ed. Osenbrüggen (Prof. in Zürich), Studien zur deutschen und 
schweizerischen Rechtsgeschichte. Schaffhausen. Kurter 18G8. 
X und 440 & 

Yon diesem der Redaction des Archivs zur Besprechung ein- 
gesandten Werke *) fällt nur der Abschnitt IV. »das jus primae noctis« 

5. 84—98. in das Gebiet des Kirchenrechts. 

Die ältesten deutschen Zeugnisse über dieses Recht finden sich 
in der Oeffnung von Maur am Greifensee 1543 (bei Grimm, Weis- 
thümer I, 43.) und in der Oeffnung der Hausgenossen zu Hirslanden 
und Stadelhofen 1538 (in der Zeitschrift für schweizerisches Recht 
IV, 76.). Ein jus primae noctis des Herren bei seinen Vasallen 
und Hörigen fand sich aber nicht nur in Deutschland, sondern auch 
in Schottland, Frankreich (droit de cullage, droit de prflibation), 
Holland, ja auch in Russland und Oesterreich. 

Grupen meint, es habe hierzu »dieses mit Anlass gegeben, dass 
die parentes desponsationis, worunter der Vater und die nächsten Agna- 
ten verstanden seien, ex ratione mundii, das pretium virginitatis oder 
nuptiale erhoben;« »das bischöfliche jut: primae noctis hat sein Fun- 
dament in denen Canonibus Conciliorum, vermöge deren sich die 
neugetraute, in honorem benedictionis, die erste Nacht in virginitate 
bewahren sollte.« Dies letztere behauptet auch Walter (Deutsche 
Rechtsgeschichte §. 455.) mit dem Bemerken, aus der Sitte sich das 
jus primae noctis durch eine Gabe zu einem frommen Zwecke zu- 
erkaufen, sei bei den Unfreien eine Abgabe an den Grundherrn ge- 
worden. Dagegen leitet Blunischli jenes Recht aus dem sogenannten 
Ehegelde her, welches in alter Zeit von den Hörigen für die Einwil- 
ligung des Herren zur Ehe gezahlt werden musste. Nach Osenbrilggen' s 
viel unwahrscheinlicherer Ansicht ist einem für die erste Nacht ge- 
statteten Beischlafe des Herrn und dem Aequivalent für das Unter- 
bleiben desselben die Bedeutung eines Rechtes eingeräumt worden, 
wiewohl ein Gesetz sich dafür nicht nachweisen lasse, vielmehr 
nur das Herkommen. [?!] Es ist das jus primae noctis als 
»ein Symbol der Hörigkeit nach deren persönlicher Seite hin« 
anzusehen, als »eine äusserste juristische Consequenz, ein plastischer; 
Ausdruek eines Princips« Und zwar steht diese Auffassung des jus 
primae noctis in Zusammenhang nicht nur mit den sonstigen Ge- 
wohnheiten und Satzungen bezüglich des Eherechtes der Hörigen, 
sondern auch mit einer sehr gewöhnlichen alten Rechtsform, wonach 



1) Die von derselben Verlagshandlung eingesandte Geschichte der Schwur- 
gerichte von Professor Bacher enthält nichts Kirchenrechtliches. 
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>in dem alten Straf- und Bussenrecht häufig zuerst das hingestellt 
wird, was nach dem äussersten Rechte eintreten kann, sodann das, 
was als Aequiyalent genommen werden darf.c 
5. Bussland und die katholische Kirche in Polen. Von Jos. Alexan- 
der Frhrn. von Helfert. (In 50 ExempL aus der österreichischen 
Revue von 1864—67 besonders abgedruckt,) Wien 1867. Druck 
von Carl Gerold s Sohn, V und 486 S. gr. 8. 

Ueber die erbarmungslosen Verfolgungen, welche die katholische 
Kirche in Polen seitens der russischen Regierung in den letzten Jahr- 
zehnten zu erdulden gehabt, sind im Archiv bereits die betreffenden 
Actenstücke veröffentlicht worden. Dass die Wuth der Russen ge- 
gen die unterdrückte Kirche in Nichts nachgelassen hat, ja sich 
noch immer steigert, darüber belehren uns die neuesten Zeitungen. 
So wurde unter dem 2. September 1868 aus Gnesen telegraphirt, 
dass nach Berichten aus Warschau der Bischof von Plock, weil er 
die Entsendung eines Delegaten zur Petersburger Synode verweigerte, 
Samstag Nachts nach Sibirien deportirt wurde. Bekanntlich ist es 
ja das beständige Streben der Russen, nicht nur das ganze übrige 
Europa unter ihre politische Herrschaft zu bringen, sondern auch 
ihm dieselbe Religion, die russisch-griechische aufzudrängen. Diese 
dient am besten ihren Zwecken, indem dem Czaaren wie das Land so 
auch die Kirche in absoluter Abhängigkeit unterworfen ist. Da sich 
nun .sowohl das Nationalgefühl der Polen, als auch insbesondere ihr 
katholischer Sinn sich jenen Russificirungsverfahren keineswegs unter- 
werfen will und kann, so begreift man leichter, wie die Russen in dem 
unglücklichen Lande so unerhört hausen. 

Wer sich nun über den Ursprung und die Portentwickelung 
dieses Kampfes gründlich belehren will, den verweisen wir auf das 
vorliegende, mit sorgsamer Benutzung der Quellen geschriebene Werk. 
Es beginnt mit dem Abfalle der griechischen Kirche von der rö- 
mischen und mit der Christianisirung Russlands und Polen und zeigt, 
wie vor dem 16. Jahrhundert das Yolk und die Religion der Russen 
von den damals herrschenden Polen unterdrückt wurde, seit der Er- 
starkung Russlands aber und dem Verfalle, insbesondere seit den 
Theilungen Polens dies Verhältnis sich umkehrte und von russischer 
Seite eine schreckliche Rache genommen wurde. Die Schilderung 
der neuesten Ereignisse basirt mit auf Grund der im Archiv über- 
setzten Actenstücke. Wenn auch der Verfasser das Verfahren der 
russischen Regierung auf das Entschiedenste verurtheilt und brand- 
markt, so hält er doch dafür, dass das Polenthum hauptsächlich 
durch eigene Schuld sich in diese Lage wra*tzt habe, und be- 
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hauptet, »dass es mit dem lange gehegten Traume einer Wieder- 
herstellung Polens in den Grenzen von 1772 flftr immer vorbei sei.« 

6. Martin Luther' $ Aufenthalt in Worms, 16. bis 26. April 1521. 
Von J. H. Hefines, Prof. in Mainz. Mainz. Kirchheim. 1868. 27. 8. 

Das kleine Schriftchen ist völlig ruhig und parteilos gehalten. 
Es erzählt sehr anschaulich die Einberufung und Eröffnung des 
Wormser Beichstages, die Vorladung und Ankxmft Luthers in Worms, 
sein Erscheinen am 17. und 18. April in der Beichsversammlung, 
das kaiserliche Schreiben über die Behandlung Luthers an die Stände 
und deren Berathung darüber, die Verhandlung des Ständeaus- 
schusses, sowie der Doctoren Peutinger und Vehus mit Luther, dessen 
letzte Erklärungen und Abreise, endlich den Schluss des Reichstags 
und das Wormser Edict. (Dr. R. Foesser.) 

7. Die badische Regierung und das Domcapitel von Freiburg. Eine 
historische Studie über eine Frage der Gegenwart mit Benutzung 
neuer Documente: Aus dem Franzosischen. Mainz. Kirchheim. 
1868.(84 S.) 

Diese Schrift, deren französisches Original in Lüttich bei Dessain 
erschien, empfehlen wir unsern Lesern neben der im vorigen Heft des 
Archivs erschienenen Abhandlung eines in allen Acten über die vor- 
liegende Frage eingeweihten Verfassers. Die belgische Schrift er- 
zählt die von Born mit Preussen, mit Hannover, mit den süddeutschen 
Regierungen geführten Verhandlungen über das staatliche Veto bei 
der Wahl der Bischöfe, und enthält nach Actenstücken , die dem 
grösseren Publikum seither unbekannt waren, manches Neue über 
die Verhandlungen, die .seit 1824 von Baden durch den öster- 
reichischen Legationssecretär Bitter von Genotte geführt wurden. 
Der damalige Grossherzog von Baden nahm in wohlwollender Ge- 
sinnung für seine katholischen Unterthanen die Vorschläge Borns 
alsbald ohne Vorbehalt an und vermochte auch die übrigen Fürsten 
dahin, dasselbe zu thun. (Vering.) 

8. Die oberrheinische Kirchenprovinz von ihrer Gründung bis zur 
Gegenwart mit besonderer Berücksichtigung des Verhältnisses der 
Kirche zur Staatsgewalt von Dr. Heinrich Brück, Professor der 
Theologie am bischöflichen Seminar zu Mainz. Mainz. Kirctömm. 
1868. S. IV und 567. 8. 

Durch den Tod des hochw. Erzbischofs Vicari von Freiburg 
am 14. April 1868 ist der badische Eirchenstreit in ein neues Sta- 
dium getreten. Zu den schon so zahlreich vorhandenen DMferenÄ- 
punkten zwischen Kirche und Staat ist ein neuer hinzugetreten, 
nämlich über die Wiederbesetzung des erzbischöftichen Stuhles in 

30* 
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Freibarg, worüber bereits im Archiv eine grandliche Abhandlung 
erschienen ist. Es zeigt sich noch keine Aassicht auf Beilegang des 
Streites, ja vielmehr droht derselbe noch viel heftiger loszubrechen, 
and seit einigen Jahren fängt auch das vorher ziemlich apathische 
Volk an, sich lebhaft daran zu betheiligen. Es begreift sich daher 
leicht die kirchliche wie politische Wichtigkeit dieser Frage. 

Professor Brück veröffentlicht nun vorliegende actenmässige 
Darstellung der Geschichte der oberrheinischen Kirchenprovinz von 
ihrer Gründang bis auf die jetzige Zeit. Er schöpft seinen Stoff 
vor Allem ans den Unterlassenen Papieren des früheren Bischofs von 
Mainz, Joseph Vitas Barg, ferner aas den bischöflichen Archiven 
von Freibarg, Mainz, Limburg und theilweise Fulda, sowie bezüglich 
der Bottenburger Diöcese, deren Acten er nicht erhalten konnte, 
aas den hierher gehörigen Documenten, welche in verschiedenen 
Werken and Zeitschriften, wie Katholik, Aschaffenburger Kirchen- 
zeitung, historisch-politische Blätter, Sion u. s. w. mitgetheilfc waren. 
Dass er ausser anderen Specialschriften auf Longner's »Beiträge zur 
Geschichte der oberrheinischen Kirchenprovinzc besondere Bücksicht 
nimmt, versteht sich von selbst. 

Das Werk handelt in seinem ersten Theile von der »Gründung 
der oberrheinischen Kirchenprovinz« durch die Erections- und Circum- 
scriptioDsbulle Provida solersque vom 16. August 1821, die erst nach 
langen Verhandlungen zwischen den Regierungen und Born nebst 
der Ergänzungsbulle Ad Domini gregis custodiam vom 11. April 
1287 im October desselben Jahres publicirt wurde (S. 1—122.). Der 
zweite Theil schildert »die Herrschaft des Staatskirchenthums« seit 
der landesherrlichen Verordnung vom 80. Januar 1830, das Schntz- 
und Aufsichtsrecht über die katholische Kirche betreffend, welche in 
den fünf Staaten der oberrheinischen Kirchenprovinz zugleich publi- 
cirt wurde, bis zu dem verhängnissvollen Jahre 1848 (S. 123—292.). 
Im dritten Theile wird »der Kampf gegen die Staatsbevormundung« 
dargestellt, der mit den Versammlungen der deutschen Bischöfe in 
Würzburg und des Episcopats der oberrheinischen Kirchenprovinz in 
Freiburg beginnend durch den Concordatssturm neu angefacht wurde, 
und jetzt besonders seit dem Losreissen der Elementarschulen in 
Baden von der Kirche durch das Schulgesetz vom 29. Juli 1864 
mächtig wieder aufflammt (S. 293 — 521.). Diesen ganzen reichen 
Stoff behandelt der Verfasser mit klarer Objectivität und in einer 
sich nur auf Thatsachen und Urkunden stützenden Darstellung. Die 
wichtigsten Actenstücke sind in einem Anhange (S. 522—567.) ab- 
gedruckt. Da die Frage über das Verhältniss der Kirche zur Staats- 
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gewalt immer brennender wird, so verdient dieses umfassende Werk, das 
sich ja fast allein damit beschäftigt, gewiss eine allseitige Berücksich- 
tigung. Ein Wort- und Sachregister erleichtert den Gebrauch desselben. 

9. Der Bischof von Mainz und die drei hessischen Superintendenten. 
Eine Beleuchtung der Erwiederung der drei Herren Superinten- 
denten des Grossherzogthums Hessen: Prälat Dr. Zimmermann, 
Dr. Simon, Dr. Schmidt auf die Schrift des Herrn Bischofs von 
Mainz, Wilhelm Emmanuel, Freiherrn von Ketteier: »Die wahren 
Grundlagen des religiösen Friedens.« Von Gottfried Schneidewin. 
Mainz. Kirchheim. 1868. 80 S. 

Auf die oben angefahrte im Archiv Bd. XIX. S. 351. re- 
gistrirte Schrift des hochw. Bischofs von Mainz erschien seitens der 
drei hessischen Superintendenten eine Erwiederung, worin diese u. A. 
erklärten : dass »so lange die katholische Kirche sich nicht entschliesst, 
ihre Lehre von der alleinseligmachenden Kirche durch die Lehre von 
der unsichtbaren Kirche zu verchristlichen, von keiner Parität, we- 
der von einer rechtlichen noch von einer inneren, die Bede sein 
könne« und dass »erst, wenn die katholische Kirche einmal zu der 
Höhe jener wahrhaft evangelischen Gesinnung sich erhoben hat, dann 
erst gegenseitig die wahren Grundlagen des religiösen Friedens ge- 
legt« seien.. Ueber diese interessante Controverse bezüglich der Pa- 
rität erschienen im Mainzer Abendblatte während des Monats Mai 
d. J. eine Keihe von Artikeln, die in vorliegender Brochüre gesam- 
melt resp. vermehrt sind. Schlagende Gründlichkeit, überzeugende 
Darstellung, sprudelnder Humor machen die Leetüre der Schrift 
wahrhaft piquant. Als Beilage folgt »die Erklärung der Herren 
Professoren des bischöflichen Seminars in Mainz auf die in der Schrift 
der Herren Superintendenten enthaltenen Angriffe auf das Lehrbuch 
der Moral von Gury« 

10. Handbuch der Pastoral Von Dr. Andreas Gassner, Sr. päpsth 
Heiligkeit Ehrenkämmerer , Capitular-Canonicus des Collegiat- 
stiftes Mattsee, k. k. Pastoral-'Professor an der theologischen Fa- 
cültät zu Salzburg, Bedacteur des Salzburger Kirchenblattes. Bd. 
II. Heft I—VII. Salzburg. Oberer' s Buchhandlung. 1868. 

Der I. Band dieses in vielen öffentlichen Beurtheilungen theo- 
logischer Blätter als sehr gründlich und praktisch belobten Buches 
wurde im Archiv Bd. XIX. S. 476. registrirt. Der II. Band, der 
über die Hälfte vollendet vorliegt, und auf den wir nach dem Er- 
scheinen der letzten Hefte noch zurückkommen werden, steht dem 
I. keineswegs nach. Es bandelt derselbe von den Sacramenten, und 
zwar im Oapitel 12. im Allgemeinen, sodann im Capitel 13. speciell 
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vou der Taufe, den Haupt- und Nebenerfordernissen, sowie dem wirk- 
lich rituellen Vollzüge ; die heilige Firmung wird im Capitel 14. nur 
kurz besprochen, weil der gewöhnliche Seelsorger dies Sacrament 
auszuspenden nicht befugt ist. Sehr weitläufig erörtert wird selbst- 
verständlich das heilige Busssacrament und zwar im Capitel 15. 
Empfinger, Materie und Form, im Capitel 16. der Minister, im Ca- 
pitel 17. der wirkliche Vollzug (Vollzugsmittel, das Beichthören 
selbst, sigillum sakramentale nebst einem Anhange von den Ablässen). 
Capitel 18. enthält eine specielle Anleitung zur Verwaltung des Buss- 
sacraments je nach der Verschiedenheit der Sünden und der Pöni- 
tenten nebst einem Anhang über die Generalbeicht und einigen Er- 
gänzungen. Capitel 19« beschäftigt sich mit der heiligen Eucharistie 
und zwar im Allgemeinen, ausserhalb der heiligen Messe und Com- 
munion, und als Communion. (Dr. R. Foesser.) 

11. Die Liturgie der Erzdiöcese Köln. Ein Beitrag zur Geschichte 

der Erzdiöcese. Köln. Boisseree. 1868. 2 Bl. und 198 8. 8. 

(24 Sgr.) 

Ein Priester der Erzdiöcese Köln sandte uns eine Inhaltsan- 
zeige des Buches, die wir aber bei Seite legen mussten, weil sie 
theils zu lang, theils nicht übersichtlich genug war. Das Bonner 
Theol. LüeraturUaü 1868 enthält in Nr. 17. und 18. eine lange 
Besprechung, in deren Eingang es heisst: »Der Hauptzweck der 
Schrift ist augenscheinlich, die Unterdrückung des Kölner Breviers 
vorzubereiten und anzubahnen. Diese Tendenz zieht sich durch das 
ganze Buch hindurch.« Der Recensent (Herr Cl. Meckel zu Dingden) 
erklärt, der Verfasser habe nicht genügend nachgewiesen, dass an 
dem Kölnischen Missale und Brevier solche Aenderungin vorgenom- 
men seien, dass dadurch die in einem Theile der Kölner Erzdiöcese 
noch geltende besondere Liturgie ihre Berechtigung und Gültigkeit 
verloren habe. Derselbe Kecensent erhebt auch gegen viele Einzeln- 
heiten der Darstellung Einwendungen. Dagegen rühmt das durch 
seine vielen guten liturg. Artikel bekannte Münchener Pastoralblatt 
1868 Nr. 31. das Werk als sehr interessant, gründlich und beson- 
nen. Es heisst dort: Seit dem 18. Jahrhundert reisst in der Kölner 
Erzdiöcese »die Absonderung und Eigenmächtigkeit in Aenderung 
auch des Althergebrachten ein, bis wir in den Liturg. Büchern des 
Erzbischofg Max Friedrich vom Jahre 1780 den Gallicanismus und 
Jaisenismus unzweideutig eindringen sehen. Und doch war es in 
der Kölnischen Erzdiöcese noch lange nicht so arg, als in Frankreich, 
wo sich im 18. Jahrhunderte fast jede Diöcese ein eigenes neues Brevier 
und ein wenn auch nicht im nämlichen Grade difformirtes Missale gab. 
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: Wie indessen in Frankreich jetzt alle Diöcesen mit Ausnahme 

der von Besanfon, Orleans und Paris die römische Liturgie ange- 
i nommen (in neuester Zeit bekanntlich .erst noch die uralte Erz- 

\ diöcese Lyon), so ist auch in Köln längst eine bessere Richtung ein- 
getreten. Schon der erste Bischof von Aachen, dem der ganze 
linksrheinische Thoil dieser Diöcese zufiel, ist darin vorangegangen. 
i Der selige Cardinal Johannes von Geissei ist auf diesem Wege fort- 

i geschritten, und das uns vorliegende Buch hat den Beweis erbracht, 
i dass der particularen Liturgie von Köln das in den Panischen Bullen 

l eingeräumte Privilegium rechtlich nicht mehr zur Seite stehen könne. 

Wir wünschen nur, dass man es dabei bewenden lasse, mittelst 
t wissenschaftlicher Erörterung die noch bestehenden Beste des Par- 

s ticularismus in der Erzdiöcese Köln zu verdrängen ; sie sterben, wenn 

auch langsamer, gewiss ohne auctoritative Massnahmen von sel- 
i ber ab.« • {Vering.) 

12. Die Begräbnissfrage nach der Satzung und Ordnung der katho- 
x lischen Kirche gegenüber den unberechtigten Ansprüchen der gegen- 

ivärtigen Zeit Von Carl Johann Greilh, Bischof von St Gallen. . 
\ Zürich. Wort 1868. 27 S. 

■ Ausser den Bestimmungen des österreichischen Concordats aber 

i EJie und Schule haben besonders die kirchlichen Grundsätze über das 

Begräbnis8, weil sie äusserlich am meisten der Toleranz und Hu- 
manität zu widersprechen scheinen, auch bei sonst Gutgesinnten grossen 
Anstoss erregt. Der hochw. Bischof Greith, welcher schon am 16. 
December 1867 an den grossen Bath des Cantons St. Gallen eine 
Vorsiellungsschrift, betreffend die Verweigerung der kirchlichen Be- 
gräbnissfeier bei Selbstmördern,, gerichtet hatte, beleuchtet nun näher 
die Begräbnissfrage. Er stellt sich drei Fragen : »hat die Staats- 
gewalt die Befugniss, eine kirchliche Begräbnissfeier für wen immer 
der Kirche vorzuschreiben?« Antwort: Nein, denn man kann Nie- 
manden zu einer gottesdiensüichen Handlung zwingen. Ferner : »hat 
die Staatsgewalt das Recht, für die vorsätzlichen Selbstmörder eine 
neue Begräbnissweise in den katholischen Pfarrkirchen aufzustellen?« 
Antwort: Nein; denn die Kirche verweigert den offenkundigen und 
freiwilligen Selbstmördern das christliche Begräbniss 1) aus wahrer 
Humanität für Lebende und Verstorbene, indem sie erstere durch 
solche Beispiele abschrecken, letztere aber nicht den öffentlichen 
Frevlern gleichstellen will; 2) nach der christlichen Sittenlehre, 
welche den vorsätzlichen Selbstmord für ein schweres Verbrechen 
erklärt, wodurch der Schuldige der kirchlichen Gemeinschaft ver- 
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lustig wird; 3) gemäss dem Rechte des kirchlichen Eigenthums, das 
Kirchhöfe und Glocken umfasst. 

Die dritte Frage lautet: »Warum verweigert die katholische 
Kirche auch noch anderen Glassen von Abgestorbenen, die nicht zu 
ihrer Gemeinschaft gehören, die kirchliche Begräbnissfeier ?c Hierauf 
wird geantwortet: Jeder Verein kann sich Statuten geben, folglich 
auch die Kirche; und nach den Statuten der Kirche wird die Be- 
gräbnissfrage geregelt Uebrigens spricht die Kirche durch die Ver- 
weigerung des kirchlichen Begräbnisses kein Verdammungsurtheil 
über den Verstorbenen aus, sondern erklärt nur, derselbe habe in 
seinem Leben nicht zu ihrer Gemeinschaft gehört, also auch nicht 
im Tode. Es verweigert daher die Kirche die kirchliche Begräbniss- 
feier nicht nur den Nichtgetauften und den öffentlichen Sündern, 
sondern auch den Protestanten, was Alles nur ein Zeichen logischer 
Consequenz, nicht aber ein Merkmal gehässiger Unduldsamkeit ist. 
13. Das Wesen und die Beehtsverhältnisse der neueren religiösen 
Frauengenossenschaften. Zum praktischen Gebrauche dargestellt 
von F. Schuppe, fürstbischöflicher Consistorialrath in Breslau. 
Mainz. Kirchheim, 1868. 8. X und 162 S. 

Der Verfasser hat seine vorliegende Schrift auf Grund mehrerer 
für das Archiv gelieferter Aufsätze verfasst, jedoch seine damals aus- 
gesprochenen Ansichten wiederholt geprüft und wo nöthig corrigirt. 
Allerdings war, wie in der Einleitung bemerkt wird, nach dem Er- 
scheinen von mehreren Schriften über die Thätigkeit und die Vor- 
züge der neueren religiösen Frauengenossenschaften, auch das Be- 
dürfnis vorhanden nach einer Darstellung der hierbei geltenden 
Rechtsverhältnisse, zumal da das einzige Werk hierüber von Schds 
(die neueren religiösen Frauengenossenschaften nach ihren rechtlichen 
Verhältnissen dargestellt. Schaffhausen 1858) mehr die historische 
Entwickelung als die praktische Geltung des jetzigen Rechts berück- 
sichtigt. 

Das erste Capitel (S. 1—13. entwickelt den Begriff der neueren 
Frauengenossenschaften, die zwischen Privatgesellschaften und geist- 
lichen Orden in' der Mitte stehen. Von den letzteren unterscheiden 
sie sich nicht sowohl durch die Verfassung und die Gelübde, als 
vielmehr durch den Ausschluss der canonischen Glausur und die 
Möglichkeit des Eigenthumserwerbs nach Ablegung der Gelübde. In 
diesen letzteren, welche stets einfache sind, besteht der Hauptunter- 
schied von Privatgenossenschaften. Natürlich muss auch die kirch- 
liche Anerkennung und Billigung hinzukommen. 

Die für solche Institute massgebenden Rechtsquellen bilden 
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hauptsächlich die päpstlich bestätigten Statuten, ferner die in Be- 
treff der Congregationen ergangenen päpstlichen Erlasse, besonders 
auch die Entscheidungen der s. congregatio super negotiis episco- 
porum et regularium und deren animadversiones zu den vorgelegten 
Statutenentwürfen. 

Das zweite Capitel (S. 13—22.) bespricht das Grundprincip der 
Einheit in der Verfassung dieser Congregationen, wonach alle ein- 
zelnen Häuser unter der Leitung und Aufsicht des Mutterhauses 
resp. der Generaloberin stehen. 

Was die Grandung neuer Institute betrifft (Cap. 3. S. 22—27.), 
so bestehen solche Vereine erst einige Zeit als Privatgenossenschaf- 
ten, bis sie die bischöfliche Genehmigung und später die päpstliche 
Genehmigung erhalten. Die Bedingungen der Bestätigung ergeben 
sich meist aus der Natur der Sache. — Die übrigen sechs Capitel 
handeln im Einzelnen von der Autonomie und dem VerhäHniss zu 
den kirchlichen Behörden (S. 27—74.), von der Verfassung (S. 74. 
bis 92.), den Gelübden (S. 93—119.), der Aufnahme und Entlassung 
(S. 119 — 130.), von einzelnen kirchlichen Bestimmungen (S. 130. 
bis 134.) und von den äusseren Verhältnissen (S. 134-161.). 

- Bei den so verdienstlichen Leistungen dieser Congregationen 
in der Krankenpflege, der Armenunterstützung und im Töchterun- 
terrichte, — wir erinnern nur an die barmherzigeu Schwestern, die 
englischen Fräulein, die dames du sacrö-coeur, — gewähren diesel- 
ben gewiss das grösste Interesse. Das vorliegende Buch, an d<?m 
wir nur eine etwas wortreiche Breite, andererseits dagegen eine ge- 
wisse Oberflächlichkeit der Behandlung ,zu rügen haben, ist daher 
als sehr zeitgemäss anzuempfehlen und bietet eine treffliche Ergän- 
zung des geltenden Bechts zu Schel's citirtem Werke. Auffallend 
ist aber, dass der Verfasser S. 144. Note 2. kein Wort der Miss- 
billigung dafür hat, dass in Preussen bei der Concessionirung nener 
Institute mitunter der Vorbehalt der Staatsaufsicht gemacht wird, 
während dies doch dem Art. 15. der Verfassungs-Urkunde geradezu 
widerspricht.' Die abgedruckten Formulare erhöhen die praktische 
Brauchbarkeit des Buches, und das angefügte Sachregister erleich- 
tert sehr dessen Gebrauch. 

14.. Die sociale Gefahr der Arbeiterfrage und die Möglichkeit deren 
Abwendung. Wien. Sartori. 1868. 41 S. 8. 25 Nkr. 

Auch, in Oesterreich tritt nun die sociale Arbeiterfrage in den 
Vordergrund. Daher stellt sich (Bernh. v. Meyer) der Verf. dieser wärm 
und kräftig geschriebenen BroscKSre die Aufgabe, die Lage der Arbeite^ 
die gegenwärtige Bewegung derselben und die bisherigen Versuche zur 
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Verbesserung ihrer Lage kurz zu charakterisiren und schliesslich 
selbst einige Winke zur praktischen Lösung dieser Frage beizufügen. 
Obwohl die ganze Frage sich im Grunde nur um das Verhältnis 
von Ann und Reich dreht, so werden hier mit Ausschliessung der 
agrarischen und der Handwerkerfrage nur die eigentlichen Fabrik- 
arbeiter berücksichtigt, die modernen Schüren, deren durchschnitt- 
licher Arbeitslohn, wie besonders Lassalle hervorhob, sich nie über 
den notwendigsten Lebensunterhalt erhebt, ja oft kaum diesen decken 
kann. Und was die Unerträglichkeit dieses Zustandes noch steigert, 
nicht einmal das elende Leben gönnt man dieser Menschenclasse, 
indem die meisten durchschnittlich vor dem 30., ja vor dem 20. 
Jahre zu Grunde gehen. Betrachtet man dagegen die reichen Capi- 
talisten und Ffrbrikherren, die meist nur auf Erwerb bedacht sind, wozu 
ihnen die neuen Communicationsmittel, die Aulhebung der Wucher- 
gesetze, das Institut der Wertpapiere nur noch behülflich sind, so 
kann es uns nicht Wunder nehmen, daas der Arbeiterstand zuerst 
durch Revolution und bei deren Erfolglosigkeit durch politische Reform- 
bestrebungen gegen eine solche Ungleichheit aufgetreten ist. Der 
heute bestehende reine Gonstitutionalismus scheint ihnen hierzu 
gerade geeignet. Denn da die Arbeiter 80 Procent der ganzen Be- 
völkerung betragen, so verlangen sie nach dem Grundsatze von Frei- 
heit und Gleichheit Kopfzahlvertretung, um dann die Millionen, deren 
sie bedürfen, sich auf solchem Wege selbst zuzuerkennen , ein Be- 
ginnen, dem der sog. Liberalismus nach Vernichtung des historischen 
öffentlichen Rechtes nicht entgegentreten kann. 

Bei der blutdrohenden Arbeiterbewegung sind viele Versuche 
zur Abhälfe gemacht worden, so in Deutschland von Lassalle und 
Schulze-Delitzsch, im Auslande schon früher. Wenn ersterer nach 
dem Vorgange des Franzosen Buohez von dem Staate Millionen ver- 
langt, um den Arbeitern durch Errichtung von Productivvereinen zur 
Selbstständigkeit zu verhelfen, so vergisst er dabei sowohl das Elend 
ausser dem Arbeiterstande, als auch berücksichtigt er nicht, dass bei 
dem Mangel »freiwilliger Disciplin« in Folge der wachsenden Reli- 
gionslosigkeit das Verhältnis* der Directum zu den Arbeitern nie 
ein befriedigendes sein kann. Wenn Schulze-Delitzsch die Rettung der 
Arbeiter in Sparsamkeit, Vorschuss-, Rohstoff- und Consumvereinen ge- 
funden zu haben glaubt, so hat schon Lassalle mit bitterem Hohne 
das Verhältniss des in seiner Noth sparenden Arbeiters und des 
unermesslich reichen Gapitalisten verglichen. Selbst den Rath des 
Hochw. Bischöfe von Mainz (vgl. Archiv Bd. IX. S. 469.) hält der 
Verl, dieser Schrift nicht für praktisch, da eben das Christentum, 
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auf welches dieser hinweist, in den meisten FlUea nur selten noch 
bei der Fabriksbevölkerung angetroffen wird. 

Dagegen glaubt er eine befriedigende Lösung dadurch herbei- 
fähren zu können, dass Productivvereine unter den Arbeitern ge- 
gründet werden, wozu das Capital gegen billige Zinsen von den 
edleren Besitzenden entnommen wird, woran sich übrigens auch der 
Staat betheiligen kann. Die Organisation und Leitung, die völlig 
unabhängig, uneigennützig, vertrauen- und liebeerweckend sein muss, 
darf darum nicht Arbeitern selbst noch Staatsbeamten anvertraut 
werden, sondern ist (wie schon der sei. Pater Theodosius in der Schweiz 
anregte) einem katholischen Orden zu überlassen, der, abgesehen von 
der Uneigennützigkeit der Verwaltung, durch seine freiwilligen 
Tugenden der Armutb, Enthaltsamkeit und des Gehorsams das beste 
Beispiel für die Arbeiter geben wird. 

15. Die sociale Frage in Vergangenheit und Gegenwart. Ein Vor- 
trag von Theodor Stumpf, Oberlehrer am Gymnasium zu Coblenz. 
Bonn. A. Henry. 1868. 31 & 8. 6 Sgr. 

Nach einer von einem anerkannten Sachkenner , Rossbach in 
Wwzburg, im Bonner Literaturblatt 1868 Nr. 13, veröffentlichten 
Becension gehört diese Schrift zu den besten, die über diese 
Frage erschienen sind. Es wird in einem historischen Theil die 
Stellung der arbeitenden Classen im Oriente , im classischen Alter- 
thum und bei den Germanen, sowie der durch die Entdeckung von 
Amerika und des Seewegs nach Ostindien herbeigeführte Aufschwung 
der Industrie in Europa besprochen, und die elende Lage des Arbei- 
ters gegenüber dem reichen Capitalisten dargestellt. Der doctrinelle 
Theil handelt von den Mitteln zur Verbesserung der Lage der Ar- 
beiter. Als solche werden die Strikes verworfen, dagegen u. A. die 
Vorschuss- und Creditvereine , vor Allem aber die sog. Productiv- 
Genossenschaften empfohlen. Uebrigens verlangt der Verfasser in 
dieser Beziehung ausser der Mitwirkung der Fabrikherren auch die 
beaufsichtigende und unterstützende Thätigkeit des Staates. 

16. Die juristische Persönlichkeit der durch das Concordat vom 
24. October 1817 in Bayern neuerrichteten erzbischöflicheti und 
bischöflichen Domcapitel in privatreehtlicher Beziehung. Nach- 
gewiesen aus einem gegen das Domcapitel Augsburg geführten Pro- 
cesse von Dr. Joseph Franz von Attioli. Augsburg. Kollmann. 
1868. 112 S. 

Nach der Schrift von Huller, »Die juristische Persönlichkeit 
der katholischen Domcapitel in Deutschland und ihre rechtliche Stel- 
lung,« und nach der Abhandlung von Bosshirt jun. »Ueber die Ver- 
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mögensfähigkeit der Domcapitel, insbesondere desjenigen zu Limburg« 
(im Archiv Bd. IX. S. 137 fgg.), sollte man nicht glauben, dass 
noch ein Zweifel Aber diesen Punkt bestehe. Doch ist neulich dem 
Domcapitel von Augsburg die juristische Persönlichkeit vom Gericht 
bestritten worden. Der Rechtsfall ist mit den betreffenden Acten- 
stttcken in der vorliegenden werthvollen Schrift mitgetheilt. Es handelt 
sich um ein Testament, worin dieses Domcapitel zum Erben ernannt war 
mit der Auflage, das anfallende Erbvermögen zur Unterstützung we- 
nig bemittelter Pfarrkirchen der Diöcese Augsburg zu verwenden. 
Di'es Testament wurde von den Intestaterben deshalb als unvollzieh- 
bar angefochten, weil dem bischöflichen Domcapitel die testamenti 
factio passiva fehle und weil das Testament durch Ausübung psycho- 
logischen Zwangs gegen den Testator veranlasst worden sei. Allein 
abgesehen von dem letzteren Grunde, dessen Beweis die klagende 
Partei nicht antrat, wurde durch die Erkenntnisse des kgl. Stadt- 
und Landgerichts Kaufheitren vom 11. Mai 1867, des kgl. Bezirks- 
gerichts Kempten vom 26. Juni 1867, des kgl. Appellationsgerichts 
von Schwaben und Neuburg vom 29. Februar 1868 und des Ober- 
Appellationsgerichts des Königreichs Bayern vom 4. August 1868 
entschieden, dass die Domcapitel privatrechtsfähig seien, wie dies der 
B.-D.-H.-S. vom 25. Februar 1803 anerkannt habe, und woran auch 
in Bayern Nichts durch das Concordat vom 24. October 1817 ge- 
ändert worden sei. 

Frankfurt a. M. Dr. Foesser. 

17. Die Diöcesansynode als Rechtsinstitut. Insbesondere Beantwor- 
tung der Frage: Welche Personen gehören zu einer legalen Diöce- 
sansynode? Von Ferd. Anton Holtgreven, Dr. beider Rechte. Mün- 
ster. Adolph Bussel 1868. 32 S. 8. fVe Thlr.) 

Wir haben im vorliegenden Bande des Archivs die Decrete 
der Paderborner Diöcesansynode mitgetheilt und dabei S. 98. Note 1. 
bezüglich derselben entstandener Zwistigkeiten gedacht. Man hat 
an einigen Stellen den latein. Styl derselben getadelt; man hat ver- 
längt, dass mehr Zeit gelassen werde zur Durchberathung so um- 
fassender Decrete, gesagt, es seien hinterher Cartons in die schon 
gedruckten Exemplare eingefügt ; man hat die Gültigkeit der Decrete 
bestritten, weil nicht der ganze Klerus der Diöcese zu der Synode 
berufen sei. Der junge Verf. der vorliegenden Schrift sandte uns die- 
selbe mit dem Bemerken, dass er sie auf den ausdrücklichen Wunsch 
mehrerer Fachleute edirt habe« Bescheiden bezeichnet er selbst sie als 
das Werk eines Anfangers. Vorsichtige Bescheidenheit und Mässigung 
zeichnen auch seine Schrift aus. Auch verficht er mit einer gewissen 
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Gewandtheit und äusserlichen Zurückhaltung, indem er gleichsam 
den Leser selbst zwischen den Gründen pro et contra wählen lassen 
will, die Ansicht, dass es unthunlich sei, nach dem Beschlüsse der 
Kölner Provincialsynode von 1860 (vgl. Archiv IX, 272.), und wie 
jetzt der Bischof von Paderborn gethan habe, bei grosser Ausdehnung 
der Diöcese eine Diöcesansynode abhalten zu wollen, zu der nur ein 
Theil des Diöcesanklerus berufen werde. Die kirchlichen Rechta- 
grundsätze, um die es sich bei diesen Streitfragen handelt, sind sehr 
einfach und unbestritten. Der Bischof, hat die Regierungsgewalt 
über seine Diöcese und auch eine gesetzgebende Gewalt, ihm liegt 
die Sorge für die Durchführung des jus commune in seiner Diöcese 
ob und er kann auch etwaige Lücken des jus commune für seine 
Diöcese durch seine Anordnungen ergänzen ; bischöfliche Anordnun- 
gen, die gegen das kirchliche jus commune Verstössen, sind null und 
nichtig; aber es ist kein eigenmächtiges Hinwegsetzen über diesel- 
ben zulässig, sondern es muss von denjenigen, die sich dadurch ver- 
letzt halten und die einen formellen oder materiellen Widerspruch 
gegen das jus commune in einer bischöflichen Anordnung finden 
wollen, die höhere kirchliche Instanz, und die ist bei einer solchen 
c^usa major der päpstliche Stuhl, um eine Nichtigkeitserklärung an- 
gegangen werden; um so weniger aber kann -die Verbindlichkeit 
bischöflicher Anordnungen dadurch angefochten werden, dass man in 
dieser oder jener Richtung etwa behaupten kann und mit Recht 
oder Unrecht geltend macht, es hätte der Bischof dieses oder jenes 
besser und zweckmässiger in anderer Weise geordnet und angeord- 
net. Die entscheidende Stimme bei der Diöcesangesetzgebung ist 
die des Bischofs, und jeder Diöcesane, Kleriker wie Laie, der auf 
irgend welche glaubhafte Weise Kenntniss von der Anordnung sei- 
nes Bischofs erlangt, ist kirchlich daran gebunden, bis die höhere 
Instanz einen etwaigen Widerspruch der einzelnen bischöflichen Ver- 
fügung für nichtig erklärt. Auch die Decrete, die ein Bischof als 
Decrete einer Diöcesansynode publicirt hat, sind für jeden Diöcesanen, 
der sie kennen lernt als bischöfliche Decrete verbindlich, Keiner darf 
sich nach seinem blossen subjeetiven Ermessen darüber hinwegsetzen, 
sondern es ist der päpstliche Stuhl anzugehen mit einer Beschwerde, 
wenn dieser oder jener ohne Noth nicht zur Berathung zugezogen 
ist, und um Nichtigkeitserklärung, wenn der Inhalt eines Decrets 
gegen das jus commune verstösst. (Vnivg.) - 
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